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1.  Kapitel.    Aufgabe  und  Behandlnngsweise. 

§  1.  Aufgabe  der  „Steuern,  Besonderer  Teil''.  —  Die  „Besondere 
Steuerlehre"  fufst  auf  unserem  Band  „Steuern,  Allgeraeiner  Teil",  den 
wir  liier  mit  ,,A.  St.  L."  (Allgemeine  Steuerlehre)  eitleren  werden.  Die 
„A.  St.  L."  hat  ihre  Aufgabe  in  drei  Büchern  zu  lösen  gesucht.  Das 
erste  dieser  drei  Bücher  war  der  Feststellung  der  allgemeinen  Begriffe 
gewidmet,  das  zweite  war  den  Grundlagen,  aufweichen  das  ganze  Steuer- 
wesen sich  bewegt,  als  „Steuerstaatslehre,  „Steuervolkswirtschaftslehre" 
und  „Steuerfinanzlehre"  zugewendet,  während  das  dritte  teils  die  vier 
Hauptfaktoren  aller  Besteuerung:  Steuergewalt,  Steuersubjekt,  Steuer- 
kraft, Steuerlast,  teils  die  Organisation,  das  Verfahren  und  die  Ent- 
wickelung  des  Steuerwesens  einer  ersten  Erörterung  unterzogen  hat. 

Der  gegenwärtige  Band  will  seinen  Gegenstand  ebenfalls  in  drei 
Büchern  erledigen.  Das  erste  Buch  wird  den  „direkten  Steuern", 
das  zweite  den  „indirekten  Steuern",  das  dritte  der  Steuer- 
entwickelung  —  Steuergeschichte  und  Steuerpolitik  —  nachgehen. 

§  2.  Der  Zwech  der  „Einleitung''.  —  Die  „Besondere  Steuerlehre" 
hat  die  Ergebnisse  der  „A.  St.  L."  zu  übernehmen.  Das  zu  vollziehen, 
ist  einer  der  Zwecke  der  gegenwärtigen  Einleitung.  Die  einfache  Ver- 
weisung auf  die  ,,A.  St.  L."  ist  durch  das  Programm  des  Gesamtwerkes, 
wonach  „jeder  Band  sich  selbst  begründen  soll",  ausgeschlossen,  diese 
Einleitung  daher  nicht  zu  umgehen. 

Indessen  bezweckt  die  letztere  noch  ein  Weiteres.  Es  sind  hier  die 
Ergebnisse  der  „A.  St.  L."  nicht  einfach  wieder  vorzuführen.  Die  gegen- 
wärtige Einleitung  verfolgt  den  andern  Zweck,  die  Hauptergebnisse 
der  „A.  St.  L."  für  die  „Besondere  Steuerlehre"  und  die  Steuergeschichte 
weiter  aufzuschliefsen.  Insbesondere  soll  die  zweifache  Ge- 
staltung, welche  jede  allgemeine  Grundthatsache  der  Besteuerung  einer- 
seits im  direkten,  anderseits  im  indirekten  Abgabewesen  annimmt,  in 
durchgreifender  Weise  voraus  angedeutet  werden. 
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2  Einleitung. 

In  dieser  EinleitiiDg  orientieren  wir; 

1.  über  das  Wesen  der  Steuer  als  Gliedes  des  Staatshaus- 
haltes und  als  staatlich-volkswirtschaftlicher  Doppel- 
e  r  s  c  h  e  i  n  u  n  g  ,  wofür  die  Fundamentalnachweisungen  durch  die 
.,A.St.  L."  bereits  gegeben  sind; 

2.  über  die  Stellung  der  Hauptsteuergattungen  im  S teuer gesarat- 
sjstem ; 

3.  über  die  Stellung  der  Steuer  im  Einnahme  System,  wofür 
in  der  ,,A.  St.  L."  („Steuerfinanzlehre")  eindringendere  Erörterungen 
ebenfalls  bereits  gepflogen  sind; 

4.  über  die  allgemeinen  Faktoren  aller  Besteuerung,  nämlich: 

a.  die  Steuerzuständigkeit  der  verschiedenen  Steuergewalten, 

b.  die  Steuersubjekte  (subjektive  Steuerpflicht), 

c.  die  Steuerkraft  (Steuerbarkeit)  oder  die  Grundverhältnisse  der 
sog.  „objektiven  Steuerpflicht", 

d.  die  Steuerlast; 

5.  über  die  Organisation  und  das  Verfahren  der  Besteuerung; 
endlich 

6.  über  die  Grundforderungen  (Prinzipien)  für  das  Steuerwesen 
als  Mafsstäbe  der  Steuerkritik  und  der  Steuerpolitik. 

Die  Einteilung  der  Steuern  ist  bereits  in  der  .,A.  St.  L."  gegeben. 
Gegenüber  den  dort  vorgeführten  Einteilungen  anderer  Schriftsteller 
halten  wir  an  der  durch  unsere  Fassung  des  Unterschiedes  direkter 
und  indirekter  Steuern  bedingten  eigenen  Einteilung  fest.  Doch  hat 
die  Durcharbeitung  der  besonderen  Steuerlehre  dazu  geführt,  den  direkten 
Steuern  die  weitere  Gliederung  in  die  Generalsteuern,  d.  h.  die  all- 
gemeine Einkommenssteuer  und  die  allgemeine  Vermögenssteuer  und  in 
die  Specialsteuern  oder  sog.  Ertragssteuern  zu  geben,  bei  den  in- 
direkten Steuern  aber  die  Vorteils-  oder  Bereicherungssteuern, 
d.  h.  die  von  Anderen  sog.  Verkehrssteuern  in  Gebülirensteuern  und 
in  nicht  gebührenhafte  „Verkehrssteuern",  die  Gebtihrensteuern 
selbst  weiter  in  gemischte  Gebührensteuern  und  in  reine  Ge- 
bühren steuern  zu  zerlegen.  Der  Gang  der  besonderen  Stcuerlehre 
wird  diese  Untergliederung  wohl  rechtfertigen. 

§  3.  Direkte  und  hidireJcte  Besteuerung.  —  Dieser  Unterschied 
ist  für  die  Gesamtdarstellung  der  „Besonderen  Steuerlehre"  mafsgebend, 
weil  nach  der  in  der  „A.  St.  L."  gegebenen  Begründung  diese  Unter- 
scheidung die  fundamentale  ist.  Mit  Nachdruck  wiederholen  wir  daher 
hier  an  der  Spitze  der  „Besonderen  Steuerlehre",  dafs  die  Bezeichnungen 
direkte  und  indirekte  Steuern  zwei  verschiedenartige,  aber  not- 
wendig ineinander  greifende  und  einander  ergänzende  Arten 
der  Anfassung  der  Gesamtsteuerkraft  des  Einzelnen  und  des 
Volkes  zum  Ausdruck  bringen.    Die  direkten  Steuern,  wie  sie  hier 


1.  Kapitel.    Aufgabe  und  Behandlungsweise.  3 

gemeint  sind,  ergreifen  das  Einkommen  (bezw.  Vermögen)  als 
Grundlage  der  Steuerkraft  oder  sog.  „Steuerquelle"  unmittelbar, 
wogegen  die  in  unseren  Sinne  indirekten  Steuern  die  Steuerquellen 
nur  mittelbar  durch  Belastung  bestimmter  Vorgänge  teils  der  Verwen- 
dung, teils  der  Vermehrung  des  Einkommens,  bezw.  Vermögens  treffen, 
ohne  die  „Steuerquelle"  selbst  zu  ermitteln  und  zur  Bemessungs- 
grundlage der  Steuerlast  zu  machen. 

Unsere  direkten  und  indirekten  Steuern  wollen  also  weder  den  Unter- 
schied vorschufsweiser  und  nicht  vorschufsweiser  Belastung 
der  Steuersubjekte,  noch  den  Unterschied  katastraler  und  tarif- 
arischer (tarifverzeichnismäfsiger)  Erfassung  der  Steuerobjekte  zur  Gel- 
tung bringen.  Für  die  beiden  letzten  Unterscheidungen  haben  wir  viel- 
mehr die  zwei  Ausdrücke:  Vorschufssteuern  —  Tragsteuern, 
Katastralsteuern  —  Tarifsteuern,  was  der  Leser  stets  wohl  be- 
achten möge,  wenn  er  unseren  Begriif  der  direkten  und  indirekten  Be- 
steuerung mit  demjenigen  anderer  Autoren  auseinanderzusetzen  hat. 

Die  Gliederung  der  Steuern  nach  dieser  Fassung  des  Unterschiedes 
direkter  und  indirekter  Besteuerung  kommt  dem  Sprachgebrauch  der 
Finanzpraxis  sehr  viel  näher  als  die  Gliederung  nach  jener  Fassung, 
welche  unter  direkten  Steuern  dasjenige  versteht,  was  wir  Tragsteuern 
nennen,  und  unter  indirekten  Steuern  dasjenige,  was  wir  Vorschufs- 
steuern heifsen. 

Die  anderen  Begriffsfassiing'en.  Hierüber  wiederholen  wir  aus  der  „A.  St.  L." : 

1.  Fassung  im  Sinne  des  Unterschieds  der  „Scliatzungs-'*  und  der  „Ver- 
brauchssteuern": Diese  alte  Fassung  Raus  (vgl.  A.  "Wagner,  Fin.-W.  II,  §  9d) 
versteht  unter  Schätzungen  diejenigen  Steuern,  welche  ,, bestimmten  einzelnen  Per- 
sonen" auf  Grund  ,, bestimmter  feststehender  oder  doch  binnen  kurzem  nur  wenig 
wechselnder  Thatsachen  ihrer  individuellen  Lebens-,  Besitz-  und  Erwerbsverhältnisse" 
auferlegt  werden,  im  Gegensatz  zu  „Verbrauchssteuern"  oder  ,, Verzehrungssteuern", 
,, Verwendungssteuern",  „Aufwandsteuern"  (A.  Wagnee),  bei  welchen  das  Gegenteil 
stattfindet.  Diese  Bestimmung  ergiebt  weder  ,,für  die  Schätzungen",  noch  für  die 
,, Verbrauchssteuern"  das  fundamentale  Prinzip  dort  der  notwendigen  Ausdehnung, 
hier  der  Begrenzung  und  Auswahl.  In  unserer  Unterscheidung  ist  die  „Schätzung" 
Raus  einer-  und  dessen  ,, Verbrauchssteuer"  anderseits  mitenthalten,  da  eben 
unsere  direkte  Besteuerung  nur  das  Vermögen  und  Einkommen  sei  es  in  der  Ge- 
samtgröfse,  sei  es  in  der  Vielheit  der  einzelnen  Vermögens-  und  Einkommensbestand- 
teile, also  nur  schätzungsweise  als  Grundlage  der  Durchschnittssteuerkraft,  unsere 
indirekte  Besteuerung  aber  die  Steuerkräfte  qualitativ  nach  gewissen  Thatsachen 
erfafst,  welche  wechselvoll  die  Steuerkraft  offenbaren,  alle  übrigen  Vorgänge  aber 
steuerfrei  läl'st. 

2.  Die  Fassung  im  Sinne  des  Unterschiedes  der  „Trag--"  und  der  „Torschufs- 
steuern'':  d.  h.  der  Steuern,  welche  nach  der  Annahme  und  der  Absicht  der  Steuer- 
gesetzgeber nicht  übergewälzt,  also  vom  Steuerzahler  auch  wirklich  getragen 
werden,  und  derjenigen  Steuern,  welche  vom  zahlenden  Steuersubjekt  übergewälzt, 
also  nur  vorschufsweise  entrichtet  werden.  Diese  Unterscheidung  ist  zwar  wissen- 
schaftlich von  Belang,  hat  aber  nicht  fundamentale  Bedeutung  und  giebt  festen  Halt 
nicht,  weil  fast  jede  Steuergattung  sowohl  als  Trag-,  wie  als  VorschuCsbesteuerung  sich 
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regulieren  läfst,  die  thatsächliche  Überwälzung  im  Verkehrsprozefs  aber  immer 
zweifelhaft  bleibt.  Doch  kommt  diese  Unterscheidung  der  unsrigen  nahe,  da  für  die 
Regel  bei  unmittelbarer  Anfassung  der  Steuerquellen  (Einkommen,  bezw.  Vermögen) 
die  Steuern  dem  Interessenten  zur  Tragung  auferlegt  werden,  bei  der  mittelbaren 
Anfassung  aber  für  die  Regel  nicht. 

3.  Im  Sinne  des  Unterschiedes  der  „Kataster-"  und  der  „Tarifsteuern": 
In  einem  zweiten  anderen  Sinne,  als  demjenigen  unserer  Trag-  und  Vorschufs- 
steuem,  identifiziert  A.  Wagnee  die  direkten  Steuern  mit  den  Katastralsteuern,  die 
indirekten  aber  mit  den  Tarifsteuern.  Diese  Unterscheidung  betrifft  das  Vorgehen 
bei  der  Veranlagung  und  folgeweise  bei  der  Erhebung  der  verschiedenen  Steuern 
oder  die  Methode  zur  Ermittlung  der  Thatsachen  behufs  Feststellung  und 
Bemessung  der  individuellen  Steuerschuldigkeiten.  Gegenständlich  trifft  auch  diese 
Fassung  des  Gegensatzes  direkter  und  indirekter  Besteuerung,  ähnlich  wie  der  Gegen- 
satz der  Trag-  und  der  Vorschufssteuern  mit  derjenigen  Unterscheidung,  die  wir 
vertreten,  nahebei  zusammen;  denn  die  in  unserem  Sinne  direkten  Steuern  be- 
dürfen mehr  oder  weniger  der  Katastrierung,  die  in  unserem  Sinne  indirekten  Steuern 
aber  bedingen  Tarife,  und  zwar  beides  mit  steuertechnischer  Notwendigkeit. 

Es  giebt  einzelne  Steuern  jeder  Hauptgattung  der  in  unserem  Sinne  indirekten 
Besteuerung,  welche  als  Tragsteuern  geregelt  sind  (Konsumentensteuern  oder  die  sog. 
„direkten"  Aufwandsteuern),  die  Steuern  auf  den  Hausbrauch  der  Produzenten. 
Anderseits  giebt  es  katastral  regulierte  Abgaben  der  in  unserem  Sinne  indirekten 
Besteuerung,  wie  A.  Wagner  (vgl.  „A.  St.  L."  §49)  mit  Grund  hervorhebt.  Umge- 
kehrt sind  nicht  wenige  der  in  unserem  Sinne  direkten  Steuern  als  Vorschufssteuern 
reguliert  (die  Besoldungssteuer,  die  Couponssteuer,  Pächter-Grundsteuern).  Unsere 
Unterscheidung  dagegen  verschränkt  nirgends  direkte  und  indirekte  Steuern  mit- 
einander. 

Alle  übrigen  Unterschiede  —  Schätzungen  und  Verbrauchssteuern,  Tragsteuern 
und  Vorschufssteuern,  Katastralsteuern  und  Tarifsteuern  —  haben  den  in  unserem 
Sinne  bestimmten  Grundunterschied  zur  Quelle  der  ihnen  (nur  viel  zu  unbeschränkt) 
beigelegten  charakteristischen  Eigentümlichkeiten.  Weil  die  unmittelbare  Anfassung 
nötig  ist,  mufs  man  die  Steuerquellen  unmittelbar  nach  Bestand  und  GröCse  er- 
mitteln, festhalten  und  periodisch  richtigstellen,  d.  h.  Steuerkataster  errichten  und 
erhalten.  Und  weil  anderseits  die  in  unserem  Sinne  indirekte  Anfassung  der  be- 
sonderen Steuerkraft  meistens  nur  in  wechselnden,  nicht  dauerhaft  fixierbaren 
Vorgängen  der  Entstehung  und  Anwendung  einzelner  Bestandteile  der  Stcuerrjuellen 
sich  offenbart,  mufs  man  die  Steuerquellen  mittelbar  durch  Anknüpfung  an  diese 
Vorgänge  anfassen;  dies  wird  politisch  und  ökonomisch  für  die  Regel  durch 
vorschufsweise  Erhebung  und  durch  Einrichtungen  zu  geschehen  haben,  welche  ab- 
weichend von  der  Katastrierung  der  in  unserem  Sinne  direkten  Steuern  dem  Steuer- 
objekte mit  besonderer  Beobachtung,  mit  Kennzeichnungs-  und  Selbstentrichtungs- 
zwang —  Grenzkontrolle,  Begleitkontrolle,  Lager-  und  Transportverschlufs ,  An- 
meldungs-  und  Registrierungszwang,  Stcmpelzwang  und  anderen  vom  Katasterverfahren 
abweichenden  Ermittelungen  —  folgen.  Bei  dem  in  unserem  Sinne  direkten  Verfahren, 
also  dem  einen  der  zwei  zusammengehörigen  Hauptzweige  des  Steuerverfahrens ,  ist 
die  Steuerquelle  selbst  Steuerobjekt  für  einfache  Aufsetzung  eines  Steuerfufses,  bei  der  in 
unserem  Sinne  indirekten  Besteuerung  ist  Vielheit  besonderer  Steuersätze,  Tari- 
fierung  die  notwendige  Art  der  Hereinbringung  des  Ertrages.  Die  Gegen- 
sätze von  Steuertragung  und  Steuervorschufsleistung,  des  Steuerfufsansatzes  und  der 
Steuertarifierung  sind  also  für  die  Regel  zutreffende  Konsequenzen  des  in  unserem 
Sinne  fundamentalen  Unterschiedes  direkter  und  indirekter  Besteuerung. 

Der  Sprachgebrauch  der   Finanzpraxis    deckt   sich    nahezu  mit  unserer 
Unterscheidung,  indem  vielfach  selbst  die  Gebührensteuern,  wenigstens  die  ,, reinen" 
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(§  14)  und  die  „Verkehrssteuern"  zu  den  indirekten  Steuern,  aber  nie  zu  den  direkten 
Steuern  gestellt  werden.  Die  „Taxen"  und  „Gebühren"  schlechtweg  zu  den  Steuern 
zu  zählen,  erlaubt  sich  der  Sprachgebrauch  dieses  Werkes  ebensowenig,  wie  die 
Sprache  der  Praxis;  dieselben  sind  ja  nur  teilweise  Steuern.  Die  sog.  ,, direkten", 
d.  h.  als  Tragsteuern  regulierten  Aufwandsteuern  gehören  für  uns  streng  zu  den  in- 
direkten Steuern;  sie  zu  letzteren  zu  zählen,  hindert  bei  Anderen  nur  die  Ver- 
wechselung des  Unterschiedes  direkter  und  indirekter  Steuern  mit  demjenigen  der 
Trag-  und  der  Vorschufssteuern. 

Über  die  amtli  ch  e  Benennung  in  den  verschiedenen  Staaten  bemerkt  A.  Wagner 
selbst  (bei  Schönbeeg  III,  169):  1.  Preufsen.  Im  Staatshaushaltetat  erscheinen  als 
„direkte"  Steuern  die  Grund-,  Gebäude-,  [Einkommens-  und  Vermögens  ],  Ge- 
werbesteuer, die  Eisenbahnabgabe,  dazu  treten  die  direkten  Steuern  in  Hohenzollern, 
ferner  Fortschreibungsgebühren;  dann  Straf  betrage  und  sonstige  Einnahmen.  Unter 
den  „indirekten"  Steuern  stehen  die  Reste  der  Reichssteuern  (d.  i.  Zölle,  Rüben- 
zucker-, Salz-,  Tabak-,  Branntwein-,  Brausteuer,  Spielkartenstempel),  eine  Ent- 
schädigung für  Kosten  der  Statistik  des  auswärtigen  Warenverkehrs,  der  Anteil  an 
den  deutschen  Reichsstempelsteuern,  die  Stempel-,  die  Erbschaftssteuer,  verschiedene 
gebührenartige  Abgaben  (Brücken-,  Fäbr-,  Hafen-,  Strom-,  Kanal-,  Niederlage-, 
Krahn-,  Wagegelder),  die  gerichtlichen  Kosten  und  Strafen  und  einige  andere  ähn- 
liche Posten.  —  2.  In  Bayern  gelten  als  direkte  Steuern  amtlich  die  Grund-,  Haus-, 
Gewerbe-,  Kapitalrenten-,  Einkommensteuer,  als  indirekte  die  Taxen  (incl.  Stempel) 
und  Strafen,  die  Erbschaftssteuer,  der  Malzaufschlag,  die  Hundesteuer,  der  Rest  der 
Reichssteuern.  ~  3.  In  Württemberg  sind  die  „direkten"  Steuern  die  Grund-, 
Gebäude-,  Gewerbe-,  Apanagen-,  Kapitalrenten-,  Einkommensteuer,  die  Abgabe  von 
Wandergewerben,  die  „indirekten"  die  ,,Accise",  die  Hundesteuer,  die  Wirtschafts- 
abgaben, die  Sportein.  —  4.  In  Baden  sind  aufser  den  üblichen  Verbrauchssteuern 
die  ,, Liegenschafts-,  Schenkungs-  und  Erbschaftsaccise"  zu  den  indirekten  gerechnet. 
—  5.  In  (West-)  Oesterreich  sind  die  „direkten"  Steuern  die  Grund-,  Gebäude-, 
Gewerbe-,  Einkommensteuer  und  die  Exekutionsgebühren,  die  „indirekten"  die 
Zölle,  die  Verzehrungssteuern,  das  Salzmonopol,  Tabakmonopol,  der  Stempel,  die 
Gebühren  von  Rechtsgeschäften,  Mauten,  Punzierung  (also  letztere  beiden:  gebühren- 
artige Abgaben),  sogar  das  Lotto.  —  6.  In  Frankreich  sind  die  amtlich  und  im. 
Etat  sog.  direkten  Steuern  die  Grund-,  Personal-  und  Mobiliar-,  Thür-  und  Fenster-, 
Patent-  (Gewerbe-)  Steuer,  dazu  die  Taxe  der  Steuerrollen;  der  direkten  Steuer 
assimiliert  sind  einige  Specialtaxen,  so  die  Taxe  der  Güter  der  toten  Hand,  die  Ab- 
gabe der  Bergwerke,  Gebühren  für  Beglaubigung  von  Mafs  und  Gewicht,  für  Apo- 
thekenvisitation, aber  auch  die  Pferde-,  Wagen-,  Klub-,  Billardsteuer.  Die  Zölle 
werden  nicht  unmittelbar  zu  den  indirekten  Steuern  gerechnet.  Letztere  umfassen 
die  verschiedenen  inneren  Verbrauchssteuern,  aber  auch  die  Abgaben  vom  Personen- 
verkehr auf  den  Bahnen,  das  Tabak-  und  Pulvermonopol.  Die  Registerabgaben 
(Enregistrement)  und  Stempel  werden  (theoretisch  nicht  mit  Grund)  nicht  zu  den 
indirekten  Steuern  gezählt. 

§  4.  Beschränkungen  unserer  Aufgabe.  —  Da  die  gegenwärtige 
Encyklopädie  dem  Komraunalsteuerwesen  einen  besonderen  Band 
widmet,  so  dürfen  wir  das  Kommunalsteuerwesen  nicht  weiter  in  Be- 
tracht ziehen,  als  dies  zum  vollen  Verständnis  des  Staatssteuersystems 
und  der  steuergesehichtlichen  Äquivalenz  des  letzteren  in  früheren 
Epochen  erforderlich  ist.  Insoweit  aber  mufs  das  Kommunalsteuer- 
wesen auch  hier  beachtet  werden,  da  Keichs-,  Staats-  und  Kommunal- 
steuern ein  Ganzes  bilden. 


6  Einleitung. 

Eine  zweite  Bescbränkung  ist  nur  eine  vorläufige ;  wir  meinen  die 
Nichtberücksichtigung  der  Steuern  der  Speeialkör  per  sc  haften 
(Kirchen-,  Wirtschaftskammer-Steuern),  wovon  erst  bei  der  neuesten 
Steuergeschichte  (3.  Bd.  3.  Hauptabschn.)  kurz  gehandelt  werden  kann. 

Eine  dritte  Beschränkung  müssen  wir  uns,  die  Landessteuer- 
gebiete  betreffend,  dahin  auferlegen,  dafs  wir  nur  für  die  haupt- 
sächlichen alten  Staaten  Europas  einige  Vollständigkeit  der  Steuer- 
theorie und  der  Steuerentwickelungslehre  zu  gewinnen  suchen. 

Zu  dieser  Beschränkung  uötigen  folgende  Gründe:  erstens  und  vor  allem  der 
Mangel  an  Raum,  ein  Mangel,  welcher  schlechthin  verbietet,  die  Kolonialnaturvölker 
(Afrika)  mit  ihren  Steuerprimitivrudimenten,  sodann  das  Steuerwesen  der  hybriden 
und  der  nichthybriden  Militär-  und  Beamtenstaaten  der  Gegenwart  (Pflanzungs- 
koionialreiche,  Türkei,  China i  in  Betracht  zu  ziehen;  zweitens  der  Mangel  an  Vor- 
arbeiten; drittens  der  Mangel  zureichender  Sprachkenntnisse,  namentlich  was 
Rufsland,  Altpolen,  Spanien,  das  spanische  Amerika,  Ungarn,  die  skandinavischen 
Länder  und  Japan  betriöt. 

Diese  Beschränkungen  erkennen  wir  als  Lücken  an,  welche  vorläufig  nicht  zu 
füllen  sind.  Wir  sind  aber  nicht  der  Meinung,  dafs  diese  Lücken  ofien  bleiben 
sollen.  Vielmehr  wird  die  Füllung  derselben,  welche  jungen  Kräften  bei  der  heutigen 
Leichtigkeit  des  Reisens  sicherlich  gelingen  wird,  hier  als  eine  wissenschaftlich  wert- 
volle und  dankbare  Aufgabe  ausdrücklich  anerkannt. 

Wir  selbst  halten  die  dritte  obige  Einschränkung  überall  da  nicht  ein,  wo 
festerer  W^issensboden  bereits  gegeben  ist,  wie  für  die  Gegenwart  der  Schweiz 
durch  das  hervorragende  Werk  von  Schanz,  für  die  Vereinigten  Staaten  durch 
verschiedene  zuverlässige  Autoren  (Seligmanx,  v.  Hock),  für  das  klassische 
Altertum  durch  die  klassische  Philologie.  Archäologie  und  Geschichtschreibung. 
Es  ist  von  hohem  Interesse,  nachzuweisen,  einmal  wie  gesetzmäCsig  und  gleich- 
artig der  allgemeine  Verlauf  in  alter  und  in  neuer  Zeit,  in  Europa  und  über  See 
sich  gestaltet,  sodann  wie  die  Gegensätze  von  Monarchie  und  Republik,  Demokratie 
und  Aristokratie,  Absolutismus  und  Verfassungsstaat  im  einzelnen  abtönend  wirken, 
endlich  wie  auch  im  Steuerwesen  die  koloniale  Entwickelung  nur  eine  durch  das 
Überkommen  von  Einsätzen  höherer  Kultur  der  Mutterländer  bedingte,  rationelle 
und  kürzer  vollzogene  Wiederholung  der  Entwickelung  jener  Völker  ist,  von  welchen 
die  Kolonisation  sich  abzweigt. 

Für  das  Steuorwesen  derjenigen  Länder,  welche  wir  in  der  Hauptsache  zu  ver- 
nachlässigen genötigt  sind,  werden  wir  im  3.  Buch  kurz  beizubringen  suchen,  was  uns 
erreichbar  war. 

Über  die  Ständestaaten  des  orientalischen  Altertums  findet  sich  zer- 
streut vieles  in  der  assyriologischen  und  egyptologischen  Litteratur".  Über  die 
ChalifatFinanzwirtschaft  in  Bagdad  schöne  Nachweisungen  bei  Kremer. 

Im  übrigen  vindizieren  wir  der  Steucrlehre,  wie  der  gesamten  Finanz- 
lehre wissenschaftlichen  Charakter  ohne  jede  Einschrän- 
kung. 

Wenn  man  der  Steuerlehre  den  Charakter  einer  Wissenschaft  überhaupt 
abspricht,  obwohl  sie  eine  Grunderscheinung  des  Staates  und  der  Volkswirtschaft  ist, 
60  müfstc  man  auch  die  Möglichkeit  einer  wissenschaftlichen  Staats-  und  einer 
wissenschaftlichen  Volkswirtschaftslehre  in  Abrede  stellen.  Der  Umstand,  dafs  die 
Steuerlchre  in  der  Steuerpolitik  auch  zur  Kunstlehre  wird  und  (vergl.  mein  „Bau 
und  Leben".  2.  Auf!  .  I.  S.  23)  dazu  Averden  raufs,  ergiebt  keinen  Grund,  der  Steuer- 
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lehre  überhaupt  den  Charakter  der  Wissenschaft  abzusprechen.  Da  auch  der  Staat 
und  jede  Wirtschaft  eine  Kunstseite  hat,  so  müfste  man  folgerichtig  auch  der  Staats- 
lehre und  der  Volkswirtschaftslehre  den  Charakter  einer  Wissenschaft  abstreiten. 

Das  Eigentümliclie  der  Steuerlehre ,  wie  der  ganzen  Finanzlehre, 
ist  das,  dafs  sie  untrennbar  Staats-  u  n  d  Volkswirtschaftslehre  zugleich 
ist,  was  auch  die  Methoden  mafsgebend  beeinfluf&t.  Die  allgemeinen 
Methoden  überhaupt  kommen  aber  auch  für  sie  in  Frage  („  A.  St.  L.",  §  2). 

§  5.  Unsere  BehancUmigsweise.  —  Den  methodologischen  Be- 
merkungen der  „A.  St.  L."  ist  besonderes  nicht  beizusetzen.  Auch  die 
„Besondere  Steuerlehre"  fordert  die  Betretung  aller  Erkenntniswege 
(Methoden),  welche  irgendwie  und  irgendwo  zum  Ziele  führen;  sie 
fordert  Induktion  und  gestattet  Deduktion,  und  was  die  Induktion  be- 
trifft, hat  sie  die  Individualbeobachtuug,  wie  die  Massenbeobachtung 
(statistische  Methode),  die  Erfahrung  aus  der  Geschichte  (historische 
Methode),  wie  aus  der  Gegenwart  zu  verwerten.  Was  hier  allein  fest- 
zustellen ist,  betrifft  die  Systematik  und  Gliederung  der  Dar- 
stellung des  Gesamtstoffes  der  ,, Besonderen  Steuerlehre".  Und  diese 
sind  durch  die  „A.  St.  L."  bestimmt  vorgezeichuet. 

Wir  betrachten  hiernach  unseren  Gegenstand  von  einer  doppelten 
Seite:  erstens  vom  Standpunkt  des  Seins,  d.  h.  beschreibend,  ana- 
lytisch und  theoretisch,  zweitens  vom  Standpunkt  der  Entwicke- 
ln ng:  des  Gewesenseins,  der  jetzigen  Entwickelungsphase,  endlich  der 
Weitergestaltung  der  Zukunft  entgegen,  d.  h.  historisch,  statistisch 
und  politisch.  Diesen  zweierlei  Betrachtungsweisen  schliefst  sich  dann 
—  beide  durchdringend  —  eine  gemeinsame  dritte,  die  kritische  an, 
welche  namentlich  steuerpolitisch  von  grofser  Bedeutung  ist. 

Die  erste  der  beiden  Grundaufgaben  wird  in  je  drei  Hauptabschnitten 
im  ersten  Buch  für  die  direkten,  im  zweiten  Buch  für  die  indirekten 
Steuern  zu  lösen  gesucht  werden,  während  das  dritte  Buch  in  ebenfalls 
drei  Hauptabschnitten  sich  mit  Steuergescliichte  und  Steuerpolitik  zu 
befassen  haben  wird. 

Doch  kann  die  theoretische  Betrachtung  fruchtbar  nur  auf  dem 
Boden  der  Erfahrung  sich  bewegen,  d.  h.  nach  dem  Zwecke  dieses 
Buches  auf  dem  Boden  der  Steuerthatsachcn  unserer  Zeit,  des 
19.  Jahrhunderts.  Hierdurch  vereinfacht  sich  der  letzte  Hauptabschnitt 
unseres  dritten  Buches,  indem  die  Steuergeschichte  des  19.  Jahrhunderts 
lediglich  die  im  1.  u.  2.  Buch  schon  im  einzelnen  gegebenen  Thatsachen 
moderner  Steuerentwickelung  zusammenzufassen  haben  wird. 

§  6.  Die  gegenständliche  Gliederung  unseres  Stoffes.  —  Der  theo- 
retischen, wie  der  historisch-politischen  Behandlung  des  Steuerwesens 
unterliegen  gleichmäfsig  folgende  Kreise  von  Erscheinungen: 

I.  die  finanziellen  Erscheinungen,  sich  gliedernd 

A.  in  die  zusammengesetzten  Erscheinungen,  welche  die  Stel- 
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luDg  der  einzelnen  Steuern  in   den  weiteren  Erscheinungs- 
kreisen, 

1.  des  Staatshaushaltes, 

2.  der  Volkshaushaltes, 

3.  des  Gesamtdeckungswesens  und 

4.  des  Oesamtsteuersystems  betreffen; 

B.  in  die  rein  steuerliehen  oder  einfachenFinanzerschei- 
nungen,  sich  weiter  gliedernd: 

1.  in  die  allgemeinen  Faktoren  der  Besteuerung 
(nämlich  Steuerzuständigkeit,  Steuerpflicht, 
Steuerkraft  und  Steuerbelastung), 

2.  in  die  Erscheinungen  der  Organisation  und  des  Ver- 
fahrens; 

II.  die  Erscheinungen  der  aufserfinanziellen  Wechsel- 
beziehungen und  Wechselwirkungen  mit  der  Welt  der  übrigen 
Sozialerscheinungen,  sich  gliedernd 

A.  in  solche  von  primärer  Bedeutung,  nämlich  die  Erscheinungen 
der  Wechselbeziehung  und  Wechselwirkung  mit  der  nicht  finan- 
ziellen Seite  des  Staates  und  der  Volkswirtschaft 
selbst, 

B.  in  solche  von  sekundärer  Bedeutung,  nämlich  Beziehungen: 

1.  zum  aufsenw eltlichen  Volksleben:  a.  zum  Kaum-  und 
Zeitwesen,  b.  zum  Schutz-  und  Sieherheitswesen,  c.  zur 
Technik, 

2.  zum  innenweltlichen,   „ideellen"  Volksleben. 

Selbstverständlich  giebt  obiges  Schema  nur  den  Leitfaden  zur  erschöpfenden 
Behandlung  der  besonderen  Steuerlehre.  Eine  pedantisch  mikrologische  Durchfüh- 
rung desselben  für  jeden  einzelnen  Gegenstand  der  besonderen  Steuerlehre  werden 
wir  zu  vermeiden  wissen. 

§  7.  Die  steuerhitische  Aufgabe.  —  Die  Behandlung  jedes  Kreises 
steuerlicher  Erscheinungen  verlangt  noch  weiteres.  Einmal  die  Auf- 
stellung der  an  jeglichen  Akt  der  Besteuerung  anzulegenden  Grund- 
forderungen, wie  sie  sich  aus  dem  Wesen  der  Besteuerung  selbst 
ergeben,  oder  die  Formulierung  der  sog.  „  Steuerprinzipien",  so- 
jdann  die  Anlegung  derselben  zur  Beurteilung  aller  besonderen  Steuer- 
erscheinungen oder  die  Steuerkritik. 

Die  Grundsätze  der  Besteuerung,  deren  dogmengeschichtliche  und 
dogmenkritische  Stellung  in  der  „A.  St.  L."  (§§  27  ff.)  zu  fixieren  war, 
müssen  durchgreifender ,  als  es  in  der  „A.  St.  L."  geschehen  konnte, 
festgestellt  werden.  Diese  Feststellung  wird  in  §§  57  f.  geschehen  und 
daher  nach  §  6  zu  umfassen  haben: 

I.    die  allgemeinen  Finanzprinzipien  der  Besteuerung 
A.  für  die  Wechselbeziehungen  der  Besteuerung 
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1.  mit  dem  Staate, 

2.  mit  der  Volkswirtschaft, 

3.  mit  den  übrigen  finanziellen  Deckimgsmitteln: 

aller  Steuern  mit  den  übrigen  Deckungsmitteln  (all- 
gemein deckungssystematische  Prinzipien); 
der  besonderen  Steuern  mit  den  übrigen  besonde- 
ren Steuern  (steuersystematisehe  Prinzipien); 
B.  für  das  Steuerwesen  an  sich  (ohne  Beziehung  auf  die  Rück- 
sichten unter  A.): 

1.  Prinzipien,  bezüglich   der  allgemeinen  Faktoren   des 
Steuerwesens : 

der  Steuerzuständigkeit, 

der  subjektiven  Steuerpflicht, 

der  objektiven  Steuerpflicht  und  der  Steuerbarkeit, 

der  Steuerlast; 

2.  der  Organisation  und  des  Verfahrens. 
IL  Aufserfinanzielle  Grundanforderungen: 

A.  primäre 

1.  solche  staatlicher  Art,  von  verfassungspolitischer  und 
verwaltungspolitischer  Bedeutung ; 

2.  solche  volkswirtschaftlicher  Art,  betreffend  Pro- 
duktion und  Handel,  Einkommensverteilung,  Konsumtion ; 

B.  sekundäre,   betreffend  die  Beziehungen  zur  aufserstaatlichen 
und  aufserwirtschaftlichen  Sozialwelt. 

Diese  Prinzipien  werden  in  weiterer  Entfaltung  der  in  der  „A.  St.  L." 
(§§  27  ff.)  gegebenen  Grundlegung  durch  diese  Einleitung  kurz  formuliert 
und  dann  in  sämtlichen  drei  Büchern  als  MaXsstäbe  der  Kritik  im  ganzen 
und  im  einzelnen  angelegt  werden. 

§  8.  Zur  Blhliogrüphie.  —  Auch  für  die  besondere  Steuerlehre 
findet  sich  die  Bibliographie  in  den  FRANKENSXEixschen  Anhängen 
1.  zu  diesem  Bande,  2.  zur  „A.  St.  L.",  3.  zu  Vockes  Band  („Grund- 
züge der  Finanzwissenschaft"). 

Das  bibliographisch  reichste  uud  zuverlässigste  Werk,  welches  bei  Aufführung 
der  Titel  der  hier  zu  nennenden  Werke  nirgends  im  Stiche  läfst,  ist  Ad.  Wagser's 
•Finanzwissenschaft  (I — III).  Auch  zerstreute  Abhandlungen  von  Wert  finden  sich 
daselbst  sorgfältig  gesammelt  vor. 

Überaus  lehrreiche  Materialien  finden  sich,  namentlich  was  indirekte  Be- 
steuerung betrifft,  in  den  parlamentarischen  Drucksachen  aller  Länder. 

Auf  meine  „Grundsätze  der  Steuerpolitik"  nehme  ich  Bezug  mit  „Steuerpolitik", 
auf  mein  „Bau  und  Leben  des  sozialen  Körpers"  (2.  Aufl.,  2  Bände)  mit  „Bau  und 
Leben"  (I,  II),  auf  das  „Handbuch  der  politischen  Ökonomie"  von  G.  Schöneebg, 
3.  Aufl.,  I— III  mit  „ScHöKBEEG",  auf  das  ScHASzsche  „Finanzarchiv"  mit  Schanz 
(F.  A.),  auf  G.  HiEiHS  stoffreiche  „Annalen-  mit  Hirth. 
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2.  Kapitel.   Das  Wesen  der  Steuern. 

§9.  Die  Steuer  eine  Ersclmnung  öffentlicher  Hauslmltfuhruny.  — 
Das  ist  die  Steuer  unbestritten. 

Unter  öffentlicher  Hausbaltfiibrung  wird  beute  im  weiteren  Sinne 
jeder  -vvirtscbaftlieh  geregelte  Sacbgüterunterbalt  einer  Gemeinsebaft  oder 
Anstalt  des  öffentlichen  Rechts  verstanden.  Im  engeren  Sinn  fällt 
hierunter  nur  die  Hausbaltführung  der  Gemeinwesen  oder  üniversal- 
körperscbaften  des  öffentlichen  Rechts,  d.h.  des  Staates  und  der  Kom- 
munalkörperschaften, nicht  auch  der  öffentlichen  Specialverbände  für 
l)esondere  Zweige  und  Zwecke  des  Volkslebens,  wie  Schulen,  Kirchen, 
Wirtschaftskammern,  Yersicherungskorporationen  u.  s.  w.  (vergl.  ,,A.  St. 
L."  §  5). 

Der  Haushalt  des  Gemeinwesens  oder  der  öffentliche  Sacbgüter- 
unterbalt hat  wie  jeder  andere  Haushalt  drei  Grundaufgaben:  einmal 
die  Regelung  des  öffentlichen  Bedarfes  an  Sachgütern  fseit  dem  Spät- 
mittelalter mehr  und  mehr  in  Geld),  zweitens  die  Anschaö"ung  und 
drittens  den  Konsum  der  zur  Bestreitung  des  öffentlichen  Bedarfes  er- 
forderlichen Sachgüter  oder  der  Deckungsraittel. 

Alle  drei  —  Bedarfsfeststelluug,  Bedarfsanschaffung  und  Bedarfs- 
vollzug —  sind  durchgreifend  nach  dem  Grundsatz  der  Erreichung 
höchsten  Nutzens  mit  geringstem  Kostenaufwand,  d.  h.  wirtschaftlich  zu 
regeln.  Der  Staatshaushalt  überhaupt  und  die  Finanz  insbesondere 
werden  daher  wohl  auch  als  „Staatswirtschaft"  bezeichnet  und  das 
Steuerwesen  als  ein  Bestandteil  der  „Staatswirtscliaft"  angesehen.  Als 
steuerwissenschaftlicher  Begriff  wird  jedoch  (vergl.  ,,A.  St.  L."  §  6j  diese 
Bezeichnung  hier  vermieden  werden. 

Über  die  Namen  „Finanz"  und  „Steuer"  vergl.  ,,.\.  St.  L"'  §  14. 

§  10.  Die  Besteuerung  als  Erscheinung  der  Finanz.  —  Das  Steuer- 
wesen gehört  nur  einem  der  verschiedenen  Kreise  öffentlicher  Haus- 
hauslialtfübrung.  nämlich  dem  Finanzwesen  an.  Dieses  umfafst  nur  die 
Regelung  und  Anschaffung  des  Bedarfes.  Der  Vollzug  des  Bedarfes  oder 
die  öffentliche  Konsum  Wirtschaft  wird  von  den  einzelnen  Or- 
ganen des  Gemeinwesens  zusammen,  von  jedem  für  seinen  Wirkungs- 
kreis vollzogen.  Die  Aufgabe  der  Finanz  reicht  in  der  Regel  nur  bis^ 
zur  Ablieferung  der  Mittel  zur  Deckung  des  Staatsbedarfes.  Die  haus- 
baltsplanmäfsige,  jetzt  sog.  etatmäfsige  Verwendung  ist  den  sachgüter- 
bedürftigen  Dienstzweigen  überlassen. 

Die  Feststellung  des  Staatsbedarles  erfolgt  nicht  durch  die  Organe  der 
Finanz  allein,  sondern  durch  diese  in  Gemeinschaft  mit  allen  übrigen  öfientllchen 
Dienstzweigen,  deren  Bedarf  sie  zu  decken  hat,  unter  Oberleitung  der  Regierung 
und  bei  den  Verhältnissen  des  heutigen  westeuropäischen  Staats-  und  Kommunal- 
wesens auch  in  Gemeinschaft  mit  der  Volksvertretung.     Ebenso  erfolgt   die  Fest- 
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Stellung  der  Deckungsmittel  und  des  Einnahmevoranschlages  unter  Teilnahme  sämt- 
licher Organe  der  Regierung,  der  Verwaltung  und  der  Gesetzgebung. 

Die  wirkliche  Anschaffung  der  Deckungsmittel,  d.  b.  der  Vollzug  des 
gesamten  Einnahmedienstes  ist  es  dagegen,  was  der  Finanz  ausschliefsend  an- 
gehört. Nur  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  dafs  die  übrigen  Organe  des  Gemeinwesens, 
z.  B.  die  verschiedenen  Justiz-  und  Verwaltungsämter  bei  der  Gebührenerhebung, 
beim  Strafvollzug,  bei  der  Entgegennahme  von  Heimzahlungcn  u.  s.  w.  als  Einhebungs- 
organe  dienen. 

Die  Anschaffung  der  für  den  öffentlichen  Dienst  des  Gemeinwesens  erforder- 
lichen Sachgüter  erfolgt  jedoch  unter  den  Verhältnissen  fortgeschrittenen  öffent- 
lichen und  volkswirtschaftlichen  Lebens  nicht  so,  dafs  die  Gemeinwesen  durch  ihre 
Finanzorgane  die  Sachgüter  selbst  zu  produzieren  hätten.  Vielmehr  wird  der 
finanzielle  Einnahmedienst  in  späterer  Zeit  mehr  und  mehr  (§  27)  ein  Inbegriff  von 
abgeleiteten  Geldeinkünften. 

§11.  Der  staatlich-volhswirtschaftliche  Do2)peJcharaJder  der  Steuern. 
—  Der  öffentliclie  Haushalt  gehört  unteilbar  dem  Staate  (Gemein- 
wesen) und  der  Volkswirtschaft  au.  Hiernach  reicht  auch  das  Steuer- 
wesen in  zwei  unter  den  zehn  grofsen  Gebieten,  zu  welchen  nach 
unserer  soziologischen  Grundauffassung  („Bau  u.  L."  I,  vergl.  u.  §§  15  ff.) 
die  Volks-  und  Völkergemeinschaft  sich  allmählich  entfaltet  hat, -un- 
mittelbar und  gl  eich  gewichtig  hinein,  nämlich  in  das  Ge- 
meinwesen, d.  h.  Staat  und  Komraunalkörper,  und  in  die  Volkswirt- 
schaft, d.h.  in  den  Bereich  der  S  ach  gut  er  Versorgung  des  Gesell- 
schaftskörpers. 

Unmittelbar  gehört  die  Steuer,  wie  jede  andere  Erscheinung  des 
öffentlichen  Haushaltes,  nur  dem  Staate  und  der  Volkswirtschaft  au. 
Mittelbar  bedingt  das  Steuerwesen  auch  alle  übrigen  acht  Bereiche 
des  gesitteten  Volks-  und  Völkerlebens,  und  entgegen  ist  das  Steuer- 
wesen von  allem  aufserstaatlichen  und  aufserwirtschaftlichen  Volksdasein 
und  Volksleben  abhängig;  denn  die  Gemeinwesen  beeinflussen  durch 
die  Mittel,  welche  den  letzteren  durch  die  Steuer  zugeführt  werden, 
alles  übrige  Volksleben,  für  welches  sie  allseitig  in  ihrer  besonderen  Weise 
zu  arbeiten  berufen  sind,  und  entgegen  hat  sich  nach  den  von  dorther 
gestellten  Aufgaben,  Kräften  und  Widerständen  auch  die  Finanz  zu 
richten.  Doch  ist  diese  wechselseitige  Abhängigkeit  oder„Interdependenz" 
immer  nur  eine  mittelbare  ,, Seitenfunktion"  (§§53ff.),  wogegen  für 
Theorie  und  Praxis  des  ganzen  Staatshaushaltes,  und  damit  des  Finanz- 
und  Steuerwesens,  Staat  und  Volkswirtschaft  in  unlösbarer  Verkettung 
unmittelbar  in  Frage  kommen.  Hiernach  sind  zwar  auch  für  die 
besondere  Steuerlehre  Erwägungen  nichtstaatlicher  und  nichtnational- 
ökonomischer  Art,  die  „Seitenbeziehungen",  nicht  ausgeschlossen, 
aber  unmittelbar  gehören  dieselben  nicht  in  die  Steuerlehre,  und  selbst 
die  rein  staatlichen  oder  rein  volkswirtschaftlichen  Gesichtspunkte  nicht- 
finanzieller Art  kommen  nur  in  zweiter  Hinsicht,  meist  als  pathologische 
Betrachtungen  über   wechselseitige   Störungen  in  Frage.     Von 
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solchen  Störungen  ist  namentlich  die  indirekte  Besteuerung  der  neue- 
sten Zeit  schwer  heimgesucht. 

Die  staatswissenschaftliche  und  die  nationalökonomische  Behand- 
lung sind  aber  für  jeden  Gegenstand  der  besonderen  Steuerlehre  auch 
gleichgewichtig.  Es  ist  durchaus  unrichtig,  in  irgend  einer  Frage 
der  Steuertheorie,  Steuergeschichte  oder  Steuerpolitik  nur  die  volkswirt- 
schaftlichen Momente  als  die  ausschlaggebenden  oder  gar  als  die  allein 
mafsgebenden  gelten  zu  lassen.  In  jeder  Steuerfrage  ist  das  staatliche 
Interesse  so  gewichtig  als  das  volkswirtschaftliche,  nach  den  Umständen 
wird  bald  das  eine,  bald  das  andere  den  Ausschlag  zu  geben  haben, 
regelmäfsig  werden  beide  in  Einklang  zu  bringen  sein. 

Die  Konsequenzen,  welche  sich  aus  dem  gegenwärtigen  Paragraphen 
für  die  sog.  „Prinzipien  der  Besteuerung"  ergeben,  finden  sich  kurz  in 
§§  53  ff.  gezogen. 

§  12.  Die  finanzgeschichüichen  Abwandlungen  des  Steuerlegriffes.  — 
Die  Steuer  in  jenem  weitesten  Begriffe,  welcher  alle  geschichtlichen  Ab- 
wandlungen des  Steuerwe.sens  in  sich  fafst,  ist  der  Sachgüterbeitrag, 
welchen  das  Gemeinwesen  von  ihm  mitgliedlich  zugehörigen  Sonder- 
wirtschaften zur  Bestreitung  des  gemeinnützigen,  d.  h.  weder  durch 
reine  Gebühren  (§  13),  noch  durch  Interessentenbeiträge,  noch  durch  aufser- 
finanzielle  Verwaltungseingänge  zu  deckenden  Staatsbedarfes,  lediglich 
nach  dem  Berechtigungsgrund  der  Macht  des  Gemeinwesens 
über  seine  Mitglieder  und  nach  dem  Verpflichtungsgrund  der 
Zugehörigkeit  zum  Gemeinwesen,  hiernach  nicht  als  Äquivalent 
für  Gegenleistungen  des  Gemeinwesens  einhebt  („A.  St.  L."  §§  14 — 24). 

Im  modernen  Staate  ist  die  Steuer  in  der  Regel: 

1.  Individu aisteuer,  nicht  Gemeinschafts-  oder  Gemeinsteuer  (von 
Gemeinwesen  enti-ichtete  oder  vermittelte  Steuer),  während  steuerge- 
schichtlich rückwärts  gegenüber  den  Steuergewalten  des  weiteren  Ge- 
meinwesens meist  die  Gemeiusteuer  vorwiegt; 

2.  ist  die  Steuer  überwiegend  Ursteuer,  d.  h.  von  der  Steuer- 
gewalt selbst  beim  Steuersubjekt  erhobene  Steuer,  nicht  jene  Abfuhr- 
oder Durchlaufs  Steuer,  welche  durch  Vermittelung  dritter  Steuer- 
gewalten (Korporationen  u.  s.  w.)  beigebracht  wird; 

3.  Geldsteuer,  nicht  Dienststeuer  und  nicht  Naturalsteuer  überhaupt; 

4.  reine  Steuer,  nicht  mit  andersartigen  öffentlichen  Einkünften 
verschmolzen,  nicht  f„A.  St.  L."  §  24)  Gemengesteuer; 

5.  gesetzlich  auferlegte  Steuer,  Auflage,  impot  —  nielit  Ver- 
trags- und  Herkommenssteuer,  nicht  freie  Gabe  oder  Geschenk; 

6.  ordentliche,  glciclimäfsige  fortlaufende  Abgabe,  nicht  aufser- 
ordentlich  es  Deckungsmittel  fiir  bestimmte  aufserordentliche  Bedarfe; 

7.  Abgabe  für  den  Gesamtstaatszweck,  nicht  mehr  Steuer  für  be- 
stimmte Einzelzwecke  (nicht  „Zwecksteuer"); 
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8.  Abg-abe  streng  öffentlich  rechtliclien  Charakters,  völlig  los- 
gelöst aus  der  ursprünglichen  Vermengung  öffentlicher  und  privater 
Leistungen ; 

9.  die  Steuern  sind  entweder  Central-  oder  Partikularsteuern, 
die  Staatssteuern  Reichs-  oder  Landessteuern. 

Diese  sämtlichen  Merkmale  heutiger  Besteuerung  mufsten  aus  der  ohigen  all- 
gemeinen Definition  fortgelassen  werden.  Die  Steuergeschichte  (3.  Buch)  wird 
nämlich  zeigen 

zu  1 :  daTs  in  den  Anfängen  die  Individualsteuer  für  die  weiteren  Kreise  des  Ge- 
meinwesens (Reichsbesteuerung,  Landesbesteuerung)  zurücktritt  hinter  den  Gemein- 
steuern oder  Beiträgen,  und  zwar  notwendig,  da  die  verwaltungstechnischen  und 
volkswirtschaftlichen  Voraussetzungen  der  Individualsteuern  für  die  weitesten  Kreise 
des  Gemeinwesens  noch  nicht  gegeben  sind ; 

zu  2:  dafs  die  Steuergewalten  der  weiteren  Kreise  beim  Steuersubjekt  die  Steuern 
lange  Zeit  durch  dritte  Steuergewalten  erheben  lassen; 

zu  3:  dafs,  je  weiter  zurück  die  Geldsteuer  hinter  der  Naturalsteuer  zurück- 
tritt, neben  sachlichen  auch  persönliche  Leistungen  an  die  Gemeinwesen  (Froh- 
nen  u.  s.w.)  stattfinden,  und  zwar  wiederum  nach  staatlicher  und  volkswirtschaft- 
licher Notwendigkeit; 

zu  4 :  dafs  die  Steuern  mit  den  anderen  Einkünften  öffentlicher  Art  im  Ge- 
menge liegen,  Gemengesteuern  sind,  indem  sie  einer  Mischung  unterliegen,  deren 
Auflösung  des  Scheidewassers  unseres  heutigen  Finanzsprachgebrauches  spottet,  und 
auch  dies  wieder  notwendig,  da  die  Differenzierung  in  der  Verteilung  des  National- 
einkommens und  daher  in  den  Formen  des  Sondereinkommens  steuergeschichtlich 
nur  langsam  fortgeschritten  ist ; 

zu  5:  dafs,  je  weiter  zurück,  desto  mehr  die  Steuern  auch  auf  Vertrag  und 
Herkommen  beruhen,  was  dem  gesetzlichen  Gange  der  Keichs-  und  Volkswirt- 
schaftsgeschichte wiederum  entspricht; 

zu  6  u.  7:  dafs  die  Steuern  zuerst  überwiegend  als  aufserordentliche,  ja 
einmalige  Abgaben  und  für  besondere  Zwecke,  hiernach  als  aufserordentliche 
und  als  Zwecksteuern  auftreten,  was  mit  dem  geringen  Grade  öffentlicher  Verbunden- 
heit und  dem  vorwiegenden  Fürsichsein  der  Sonderwirtschaften  zusammenhängt,  also 
ebenfalls  „natürlich",  d.  h.  entwickelungsgesetzlich  notwendig  ist; 

zu  8:  dafs  hinter  die  stadtstaatliche  Entwickelung  zurück  auch  für  die  Staats- 
einkünfte die  öffentlicürechtliche  und  die  privatrechtliche  Leistung  an  die  feudalen 
Organe  des  Gemeinwesens  weder  objektiv,  noch  subjektiv  (für  das  Bewufstsein  der 
Steuerträger  und  der  Steuergewalten)  sich  überhaupt  strenge  auseinander  halten 
lassen,  weil  eben  der  Träger  der  Steuergewalt  zugleich  Staats-  und  Grundherr,  der 
Steuerträger  zugleich  Unterthan  und  Grundholde  ist; 

zu  9:  dafs  die  strenge  Scheidung  der  Steuergewalten  in  centrale  und  par- 
tikulare im  Feudal-,  im  Stadtstaat-,  im  Territorialgemeinwesen  je  besondere  Ge- 
staltung annimmt  und  der  Gegensatz,  bezw.  das  Miteinander  von  Staats-  und  Kommunal- 
steuern erst  dem  modernen  Staate  angehört  und  angehören  kann,  dafs,  je  weiter 
rückwärts,  desto  mehr  die  Besteuerung  ein  Gemisch  centraler  und  lokaler,  nationaler 
und  partikulärer  Besteuerung  darstellt,  was  man  strenge  zu  beachten  hat,  wenn  man 
über  den  „Steuerdruck"  der  älteren  Perioden  richtig  urteilen  will. 

Individualsteuern  —  Cremeinsteuern,  Ursteuern  —  Durchlaufssteuern,  Ceu- 
tralsteuern  —  Partikularsteuern.  Nur  ungern  führen  wir  diese  Begriffe  und 
Namen  eio.  Sie  sind  aber  für  das  3.  Buch  (Steuergeschichte)  unentbehrlich,  wenn 
man  grofser  geschichtlicher  Verwirrung  sicher  entgehen  und  fortbestehende  Reste 
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der  älteren  Steuergeschichte  erklären  will.     Die  Begründung  dieser  Unterscheidung 
ist  weiterhin  gegeben. 

§  13.  Die  n'ichtsteuerUclien  Staatseinnahmen.  —  Die  Steuer  ist 
der  Beitrag,  ^velcher  kraft  der  öffentlichen  Gewalt  des  Gremeinwesens 
und  der  öffentlichen  Pflicht  seiner  Mitglieder  zur  Bestreitung  des  sonst, 
d.  h.  aus  anderen  Einnahmequellen  nicht  gedeckten  öffentlichen  Bedarfes 
gemeinnütziger  Art  —  ohne  jede  Rücksicht  auf  öffentliche  Erweisungen 
an  und  gegen  Einzelne  —  von  den  Mitgliedern  eingefordert  und  ent- 
richtet wird  (§  12).  Was  sind  aber  die  sonstigen  öffentlichen  Ein- 
nahmen oder  Deckungsmittel,  zu  welchen  das  Steuerwesen  in  ein  fest- 
bestimmtes deckungssystematisches  Verhältnis  zu  bringen  ist? 
Es  sind  nach  der  „A.  St.  L."  (§  20  ff.)  die  nachstehenden: 

I.  w  i  r  t  s  c  h  af  1 1  i  c  h  selbständige  oder  ursprüngliche 
Einkünfte,  welche  der  Staat  durch  Teilnahme  am  privatwirt- 
schaftlicben  Verkehr  selbst  erwirbt,  sog.  privatwirtschaftliche 
oder  Erwerbseinkünfte:  Domanialeinkünfte,  Reingewinne  aus 
öffentlichen  Geschäftsbetrieben  u.s.  w.  (vergl.  ..A.St.L."  *}§  145ff.). 
II.  abgeleitete  Einkünfte,  welche  nicht  aus  eigenem  Erwerb, 
sondern  aus  dem  Vermögen  und  Einkommen  dritter  Wirtschaften 
gezogen  werden,  und  zwar: 

1.  ohne  Zuthun  des  Gemeinwesens 

a.  durch  freie  Zuwendung  seitens  nicht  öffentlichrecht- 
licher Personen  für  öffentliche  Zwecke,  ., freie  Bei- 
träge", Privatbeiträge, 

b.  durch  Zuwendung  anderer  mitinteressierter  öffentlicher 
Gewalten,  wie  Beiträge  der  Gemeinden  zu  Staats- 
oder des  Staates  zu  Gemeindeeinrichtungen  —  öffent- 
liche Zuwendungen  oder  öffentliche  Beiträge 
(„A.  St.  L."  §  22); 

2.  mittelst  Anwendung  der  öffentlichen  Gewalt 

a.  für  die  Deckung  des  Bedarfes  von  Einrichtungen, 
welche  der  Staat  ausschliefslicli  oder  zugleich  im  ge- 
meinsamen Sonderinteresse  von  Mitgliedern  des 
Gemeinwesens  herstellt  und  erhält:  Interessenten- 
und  Mitinteressenten-Beiträge  (Societätslasten, 
special  assessments  u.  s.  w.), 

b.  Diensteinnahmen  öffentlicher  Art  bei  sämtlichen 
Zweigen  der  Staatsbethätigung.  Die  bedeutendste 
Gattung  von  Diensteinkünften  stellen  jene  Abgaben 
dar,  welche  der  Staat  für  die  zwar  im  öffent- 
lichen Interesse  erfolgenden,  aber  von  Ein- 
zelnen veranlafsten  ErweisungenvondiesenEin- 
zelnen  erhebt;  es  sind  die  Gebühren. 
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Alien  diesen  sonstigen,  ursprünglichen  und  abgeleiteten  Einkünften 
steht  die  Steuer  ihrem  obigen  Begriffe  nach  scharf  gegenüber.  In 
der  Wirklichkeit  verfliefst  sie  vielfach  mit  denselben,  was  die  Erschei- 
nungen der  Gemengesteuern  ergiebt. 

Selbst  die  Erwerbseinktinfte  verleugnen  ihr  finanzielles 
Wesen,  ihren  staatlichen  Charakter  nicht,  indem  sie  teils  zu- 
gleich als  Mittel  nichtfinanzieller  Staatszwecke  (Agrarpolitik, 
Fundierung  der  Fürstengewalt  u.  s.  w.)  geregelt  werden,  teils  durch 
Anwendung  der  modernen,  früher  aber  der  nutzbaren  landeshoheitlichen 
(regalen)  Staatsgewalt  als  ausschliefsende,  monopolistische  Er- 
werbseinkünfte, thatsächlich  in  Konsumsteuern  sich  wandeln. 

Ganz  besonders  schlagen  die  Gebühren  in  Steuern  (Gebührensteuern) 
um.  Wir  werden  von  den  „reinen"  Gebühren  die  Gebülirensteuern  ab- 
zuheben und  dabei  gemischte  und  reine  Gebührensteuern  zu  unterscheiden 
haben  (§§  287  ff.). 

Die  Gebühr  fassen  wir  im  Sinne  Schalls,  stellen  sie  also  nicht  als  „uneigent- 
liche" neben  die  „eigentlichen"  Steuern  zu  den  „Steuern  im  allgemeinen".  Will  man 
die  Gebühr  als  Steuer  auffassen,  so  raüCste  das  noch  mehr  auch  für  die  Interessenten- 
beiträge geschehen,  was  wir  übrigens  vollständig  abzuweisen  hatten  f„A.  St.  L." 
§§  23,  189).  Auch  wird  zu  bestreiten  sein,  dafs  jeder  Betrag  der  Gebühr,  welcher 
über  die  Hereinbringung  des  öffentlichen  Kostenaufwandes  hinausgeht,  eine  Steuer 
darstelle  (vergl.  §  29tj|. 

Den  Begriff  der  Gebühr  kann  man  sogar  viel  weiter  fassen.  Wir  haben  die 
Definition  so  gewählt,  dafs  auch  die  Geldstrafen  darunter  fallen  können.  Doch  liefsen 
sich  diese  auch  als  besondere  Kategorie  von  Diensteinnahmen  behandeln. 

Die  Interesseutenbeitrüge  sind  selbst  dann,  wenn  sie  nach  den  Steuerkapitalen 
bemessen  werden,  in  keiner  Weise  als  Steuern  anzusehen  (vergl.  „A.  St.  L."  ^  lS9f.). 
Diese  Auffassung  hindert  nicht,  insoweit  als  gewisse  Anstalten  der  Gemeinden  aus- 
schliefsend oder  teilweise  Einzelnen  zu  gute  kommen,  diesen  Interessenten  Interes- 
sentenbeiträge aufzuerlegen.  In  Städten,  welche  in  der  Entwickelung  begriffen  sind 
und  den  Grundeigentümern  durch  ihre  Anlagen  (Verbesserungen)  Nutzen  bringen,  darf 
die  besondere  Interessentenbelastung  im  Kommunalhaushalt  gar  nicht  unterlassen 
werden.  Den  gröfsten  Umfang  erreichen  solche  Beiträge  in  jungen  Kolonialstaaten, 
welche  stadtstaatlich  erst  werden  und  sich  immer  noch  ausdehnen.  So  nament- 
lich in  Nordamerika;  vergl.  hierzu  V.  Rosewatee,  special  assessments  (p.  145  ff.) 
mit  reichen  Litteraturangaben  und  Seligman  essay's  in  taxation,  XI.  (betterment  tax.) 

Die  ganze  Frage  gehört  dem  Bande  über  Kommunalbesteuerung  an.  Doch  dürfen 
die  Special  Assessments  der  Vereinigten  Staaten  kurze  Erwähnung  auch  hier  finden. 
Nach  RosEWATER  haben  von  44  Staaten  der  Union  40  den  Gegenstand  gesetzgebe- 
risch geregelt.  Da  die  Schätzung  der  durch  „betterments"  bewirkten  Werterhöhungen 
des  Grundeigentums  keine  definitiven  sein  können,  so  finden  Niederschlagungen  und 
Nachlässe  (abatements,  rebates)  statt,  welche  meist  einen  grofsen  Teil  des  ursprüng- 
lichen Anschlages  ausmachen.  In  New  -  York  kamen  1S91  auf  S6,S  Millionen 
Dollars  Gesamteinnahmen  2,5  Special  Ass.,  in  Chicago  auf  30,2  Millionen  Dollars 
städtischer  Gesamteinnahmen  6,4  Millionen  Spec.  Ass.  Das  meiste  für  Strafsenwesen 
und  Kanalisation.  Benefits  heifsen  die  Leistungen  der  Gemeinde,  wofür  die  Assess- 
ments als  Gegenleistung  gezahlt  werden.  Die  Vergleichung  der  Special  Assessments 
mit  den   direkten  (katastrierten),    der  Gebühren  und  Zölle  mit  den  indirekten  (un- 
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ständigen)  Steuern  nennt  Rosewatee  (p.  131)  mit  Recht  „more  apparent  than  real, 
more  confiising  than  helpful". 

Die  letzten  Kegalienreste,  welche  sich  im  heutigen  Finanzwesen  erhalten 
haben,  wie  Fund  Vorrecht  und  einiges  andere  dürfen  wenigstens  von  der  Steuer- 
lehre ganz  vernachlässigt  werden.  In  der  allgemeinen  Finanz  Wissenschaft  wären  sie 
vom  geschichtlichen  Standtpunkt  aus  zu  klassifizieren. 

§  14.  Gebühren.  Gehührensteuem,  Llcenzen.  —  Reine  Gebühren- 
Steuern  werden  wir  diejenigen  nennen,  bei  welchen  die  Einkleidung 
in  die  Gebühr  blofses  Veranlagungsmittel  und  die  Erreichung  eines  ande- 
ren öfifentlichen  Zweckes  der  Einzelerweisuug  nur  Nebensache  ist.  Der 
Steuerlehre  gehören  die  Gebühren  nur  so  weit  an,  als  sie  verkleidete 
Steuern  —  „Steuergebtihren",  Gebührensteuern  —  darstellen. 

Proteusartig  ist  unter  den  Gebühren  namentlich  die  Gestattungsgebühr 
oder  Licenz  [franclüse).  Die  Gestattungsgebühr  ist  umfassend  blofse  Gebühr. 
Sie  wird  aber  auch  zur  Gebühr  mit  nebenherlaufendem  Besteuerungszweck,  z.  B.  bei 
Konzessionserteilungen,  also  gemischte  Gebührensteuer.  Sie  tritt  endlich  so  auf, 
dafs  die  Gebühr  nur  die  Form,  die  Steuererhebung  den  eigentlichen  Inhalt  bildet, 
d.  h.  sie  wird  reine  Gebührensteuor. 

Die  Licenz  als  reine  Gebührensteuer  tritt  steuergeschichtlich  schon 
frühe  auf:  im  klassischen  und  im  mittelalterlichen  Stadtstaat,  und  neuestens  in 
den  jungen  Kolonialstaaten.  In  England  hat  sich  die  Licenz  als  Steuer  bis  heute  ziem- 
lich umfassend  behauptet,  was  mit  dem  Mangel  eines  durchgebildeten 
Verwaltungsapparates  in  Zusammenhang  zn  bringen  sein  wird.  Be- 
sonders die  ältesten  Gewerbesteuern  von  gewissen  unsauberen  Gewerben,  auch  von  Be- 
lustigungs-,  Schankwirtschafts-  und  anderem  ähnlichen  Erwerb  sind  in  alter,  mittlerer 
und  neuerer  Zeit  als  Primitivrudimente  der  von  Vermögenssteuern  sich  abspaltenden 
besonderen  Gewerbebesteuerung  anzutreffen. 

Die  Licenz  hat  für  das  Steuer wesen  weiter  technisch  eine  grofse  Bedeutung. 
Dieselbe  dient  teils  als  KoutroUmittel  (Kontrollicenz),  um  gewisse  Arten  von  Steuer- 
objekten ersichtlich  zu  machen  und  so  zu  erhalten,  teils  als  Mittel  der  Vereinfachung 
der  Besteuerung,  um  von  kleinen  und  zerstreuten  Betrieben  abzuhalten,  das  Steuer- 
objekt zu  konzentrieren.  Wir  nennen  letztere  Licenzen  kurzweg  Konzentrations- 
Liceuzeu.  Es  ist  klar,  dafs  namentlich  Staaten  mit  wenig  ausgebildetem  Verwal- 
tungsapparat zu  Kontroll-  und  Konzentrations -Licenzen  zu  greifen  veranlafst  sind. 
(England,  Amerika). 

3.  Kapitel.    Die  allgemein  soziale,  staatliche,  volkswirtscliaftliclie 
und  finanzielle  Grundstellung  des  Steuerwesens. 

§  15.  1.  Die  allgemein  soziale  GrundsteJlung  des  Steuerwesens.  — 
Das  Bisherige  hat  ergeben,  dafs  die  Steuer  ein  Glied  des  Finanzwesens  ist 
und  als  solches  dem  Staate  und  der  Volkswirtschaft  angehört.  Wesen 
und  Entwickelung  beider,  der  Staats-  und  der  Volkswirtschaft,  sowie 
deren  Verhältnis  zum  Volksgesamtleben  sind  aber  noch  nicht  zur 
Feststellung  gelangt.  Von  dieser  Feststellung  hängt  jedoch  die  Mög- 
lichkeit vollständigen  Verständnisses  der  Steuertheorie,  namentlich  aber 
der  Steuergeschichte  und  der  Steuerpolitik  ab.  Hiernach  ist  die  Stellung 
des  Steuerwesens  im  Kreise  der  allgemein  sozialen,  sowie  der  besonderen 
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staatliclien   imd    der   besonderen  volkswirtsebaftliehen   Thatsachen   im 
Grunde,  wenn  auch  nur  ganz  kurz,  klar  zu  machen. 

Die  allgemeine  soziahveltliche  Crriindstellung-  —  des  Steuerwesens  berühren 
wir  absichtlich  erst  hier.  Die  „besonderen  Steuerfragen"  verlangen  es.  Nun  besitzt  frei- 
lich die  Wissenschaft  eine  allgemein  anerkannte  Gesamtgliederung  der  sozialen  That- 
sachenkreise  noch  nicht.  Dazu  hätte  eine  generelle  Soziologie  gehört.  Diese  ist  aber 
bisher  vom  Partiliularismus  der  Fachwissenschaften  erstickt  geblieben  und  fast  ge- 
ächtet. Daher  ist  der  Verfasser  genötigt,  wohl  aber  auch  berechtigt,  die  in  seinem 
eigenen  Versuch  einer  ,, Generellen  Soziologie"  (Bau  und  Leben  I)  gewonnene  Ge- 
samtübersicht zu  Grunde  zu  legen.  Daselbst  sind  zehn  Organ-  und  Funktions- 
hauptsysteme des  Gesellschafts-  und  hiernacli  auch  jedes  einzelnen  im  Staate  zur 
Willens-  und  Machteinheit  gelangenden  Volkskörpers  unterschieden,  und  zwar: 

I.    die  vier  Bereiche  des  axifsenweltlichen   (auf  die  Aufsenwelt  gerichteten, 
auch  sog.  ,,äuCseren",  ..materiellen")  Volkslebens,  nämlich 

1.  das  Zeit-  und  Raumweseu,  besonders  Xiederlassuugrs- und  Traus- 
portwesen, 2.  das  Schutz-  und  Sicherheitswesen,  3.  der  soziale 
Saelig-üteruuterhalt  oder  die  sog.  Volkswirtschaft  (Sozialstoffwechsel), 

4.  die  nützliche  Technik; 

IL    die  fünf  Bereiche  des  iiinerliclieu  (innenweltlichen,  ideellen,  „immateriellen") 
Volkslebens,  nämlich 

5.  die  Gesellig-keit,  6.  das  Bildungs-,  Erziehuugs-  und  Schulwesen, 
7.  die  Wissenschaft,  S.  die  schöne  Kunst  und  Litteratur,  9.  das 
Religionslebeu ; 

IIL    das  Gemeinwesen,  oder 

10.  Staat  und   Gemeinde,   als    das    alles   innenweltliche   und   alles 
aufsenweltliche  Volksleben  (1—9)   durchdringende  Organsystem   volks- 
einheitlichen Wollens  und  Handelns. 
Diese  zehn   Organsysteme  samt  ihren  zugehörigen   Hauptfunktionen   sind  zu- 
sammengesetzt  aus  einfachen  Gruudanstalten,  ähnlich  den  Geweben  organischer 
Körper,  und  diese  G  rundanstalten  aus  zwei  Elementen:  den  Personen,  welche 
der  physiologisch  vermittelten  Grundgemeinschaft  der  Fortpflanzung,  d.  h.  der  Familie, 
entspringen,  und  aus  Sachg'ütern,  also  aus  den  Bevölkerungs-  und  aus  den  Volks- 
vermögens-Elementarbestandteilen. 

Die  Orundanstalten  oder  Grundverbindungen  von  Personal  und  Vermögen  sind 
je  die  specifischen  Einsätze:  1.  der  Zeit-  und  Raumorganisation,  2.  des  Schutz- 
und  Sicherheitswesens,  3.  des  Sachgüterunterhaltes,  4.  der  werkscbafiendeu  Technik, 
5.  der  gesamten  Ausstattung  symbolisierender  Gel  stesthätig  keit:  der  Beob- 
achtung (sozialen  Sinnesthätigkeit)  einerseits,  der  Vollziehung  (Bewegungs- 
eri-egung,  Exekution)  anderseits,  und  in  der  Mitte  zwischen  Beobachtung  und  Voll- 
ziehung: des  Denkens,  des  Fühlens,  des  durch  die  Moral  bestimmten  Wollen  s 
und  des  durch  das  Recht  bestimmten  Handelns. 

Es  ist  nun  sofort  klar,  dafs  die  Besteuerung  als  Bestandteil  des  Finanzwesens 
unmittelbar  nur  eine  Staats-  und  Volks  wirtschaftsersc  heinung  ist  und 
zwar  unteilbar  das  Eine  und  das  Andere.  Sie  steht  aber  mittelbar  auch  zu  allem 
übrigen  Gesellschattsleben  in  positiven  Beziehungen. 

Und  zwar  in  doppelter,  steuergeschichtlich  allerdings  sehr  wechselvoller  Weise: 
einmal  in  der  Beziehung  allgemeinen  wechselseitigen  Bedingens  und 
Bedingtseins,  zweitens  allseitiger  Verflochtenheit  in  die  Elementar- 
bestandteile und  Elementarverbindungen  des  ganzen  Gesellschafts- 
körpers. 

ScHÄFFLE,  Steuern,  Besonderer  Teil.  2 
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Indem  die  Steuer  den  gemeinnützigen  Staatsbedarf  deckt,  bedingt  sie  das 
Walten  aller  Zweige  der  Staatstbätigkeit  für  das  auCserstaatliche  Gesittungsleben 
des  Volkes,  weshalb  es  durchaus  thöricht  ist,  die  Steuerentrichtung  als  baren  Ver- 
lust anzusehen. 

Die  Besteuerung  ist  aber  auch,  wie  sich  durch  die  ganze  Steuergeschichte 
hindurch  nachweisen  läfst,  bedingt  und  abhängig:  A.  von  den  Zeit-  und  Raum-, 
Niederlassungs-  und  Transporteinrichtungen .  B.  von  dem  Stand  der  Schutz-  und 
Sicherheitseinrichtungen,  der  Prävention  und  der  Repression,  C.  von  dem  Stand  der 
Technik  der  nützlichen  Künste,  D.  von  der  Personal-  und  Symbolseite  jeder  Geselligkeit 
(Luxus,  Festleben  u.  s.w.),  E.  vom  Bildungswesen,  z.  B.  hinsichtlich  der  Möglichkeit 
des  Steuerselbslbekenntnisses  in  der  direkten  und  des  Buchungs-  und  Stempelzwanges 
in  der  indirekten  Besteuerung,  F.  vom  Stand  der  angewandten  Wissenschaft.  G.  von  der 
Gestaltung  des  sozialen  Gefühlslebens,  wie  es  sich  einerseits  im  Gebrauch  schöner 
Formen,  beim  Genufs  der  Lustbarkeiten  u.  s.w.,  anderseits  bezüglich  der  Wirkung 
der  Strafen  äufsert,  in  Zufriedenheit  oder  Unzufriedenheit  reagiert.  H.  weiter  vom  Stande 
des  Rechtes  und  der  Moral,  endlich  L  vom  Religionsleben,  sofern  dieses  das  Steuer- 
gewissen durch  oder  ohne  Eid  beeinflufst. 

Die  elementare  und  die  grundanstaltliche  Zusamniensetzang.  Das 
Steuerwesen  hat  einmal  eigentümliche  Personal-  und  Güterbestände,  weiter  alle  Grund- 
anstalten. Es  besitzt  vielseitige  Zeitordnung  mit  ihren  Terminen  und  Fristen.  Es 
besitzt  eigentümliches  Niederlassungs-  und  Transportwesen :  Grenzbezirks-,  Hafen-, 
Lager-,  Begleit-  und  dergleichen  Einrichtungen.  Ferner  sind  demselben  besondere 
Grundeinrichtungen  der  Technik  eigen.  Weiter  vor  Allem  ein  vielgestaltiges  Sym- 
bolisiereu  seiner  geistigen  Arbeit  im  Schreiben,  Rechnen,  Vormerken,  Benachrichtigen, 
verstärkt  durch  technische  Ausrüstungen,  durchVerwiegungs-, Probier-, Denaturierungs-, 
Kontrolle-Mittel  bei  der  indirekten  Besteuerung.  Eine  mächtige  Entwickelung  finden 
im  Steuerkontroll-  und  im  Steuereinhebungswesen  der  Beobachtungs-  und  der  Voll- 
zugsdienst. In  die  praktische  Steuerpolitik  zumal  wirken  die  Intelligenz  der 
höheren  Regierungs-  und  Gesetzgebungsorgane,  das  in  den  Parteiverbindungen  und 
der  Presse  reagierende  Gerechtigkeits-  und  Freiheitsgefühl,  das  bürgerliche  Ehr- 
gefühl, das  private  und  das  gesellige  Genufsleben  (indirekte  Besteuerung!),  die  Moral 
und  Religion  pflegende  Gewissenhaftigkeit  der  Besteuerungsorgane  sowie  der  Be- 
steuerten mächtig  herein. 

Eine  ganze  Reihe  sekundärer  Beziehungen,  welche  hier  berührt  sind, 
wäre  für  eine  vollständige  steuertheoretische  und  steuergeschichtliche  Darstellung 
zu  beachten.  Dennoch  mufs  im  Vordergrunde  unteilbar  das  staatliche  und  das 
volkswirtschaftliche  Moment,  die  Staats-  und  die  volkswirtschaftliche  Be- 
trachtung bleiben. 

§  16.  Die  Herausarbeitung  von  Steuergeivalten  und  von  Steuer- 
hräften  aus  dem  allgemeinen  sozialen  Entiüichelungsprozesse.  —  Die  fort- 
schreitende Gliederung,  an  sieh  eine  entwickelungsgesetzliche  Notwendig- 
keit, fülirt  eine  stets  reichere  Sonderling  von  öffentlichen  und  pri- 
vaten Wirkungskreisen,  von  öffentlichen  und  privaten  Sonderwirtschaften^ 
hiermit  das  Bedürfnis  und  die  Möglichkeit  der  Ahleitung  des 
öffentlichen  Einkommens  aus  dem  Einkoramen  der  Gemein- 
wesensangehörigen herbei. 

Wir  bemerkten  in  der  „A.  St.  L."  (§§  100 ff.):  Die  fortschreitende  Gliederung 
der  Volksgemeinschaft  besteht  in  einem  doppelten  Grundvorgang:  einerseits  in 
Sonderung  der  Wirkungskreise  verschiedener  Art,  Verzweigung  oder  Differenzierung:, 
anderseits  in  einheitlicher  Willens-  und  Maclitzusammenfassung:  zu  Gemeinwesen, 
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in  staatlich-kommunaler  Integration.  Dieser  doppelte  Vorgang  der  Sonderung 
und  der  Zusammenfassung,  der  Differenziation  und  der  Integration  ist  teils  ein 
Prozefs  der  Funktionsgliederung,  d.h.  der  sog.  Arbeitsteilung  und  Arbeits- 
vereinigung im  weitesten,  nicht  blofs  nationalökonomischen  Sinne;  teils  ist  er 
ein  Prozefs  der  Organisationsgliederung,  d.  h.  der  Ausgestaltung  der  für  jede  Funk- 
tion erforderlichen  selbständigen  Individual-  und  Kollectivanstalten  sowie  der  Güter- 
ausstattungen der  letzteren;  juristisch  gedacht  ist  er  Gliederung  in  Subjekte  oder 
Personen,  zuhöchst  und  zuletzt  mit  Scheidung  der  Personen  des  öffentlichen, 
des  privaten  und  des  Familienrechtes.  Der  doppelte  Vorgang  ist,  da  jedes 
Organ  und  jede  Funktion  der  Volksgemeinschaft  eine  Sachgüterversorgung  benötigt, 
nicht  blofs  ein  ,,politisch"-staatswi3senschaftlicher,  sondern  auch  ein  volkswirtschaft- 
lich-nationalökonomischer. Wie  sich  die  selbständig  wirkenden  Kräfteeinheitcu  in 
physische  und  in  juristische  Personen  scheiden,  so  gliedert  sich  zugleich  die  Volks- 
wirtschaft in  eine  Mannigfaltigkeit  von  Sonderwirtschaften  familien- 
hafter  und  nichtfamilienhafter,  privater  und  öffentlicher,  indivi- 
dueller und  kollektiver  Art. 

Diese  Gliederung  mufs  schon  begonnen  haben,  ehe  es  politisch  und  ökonomisch 
möglich  und  zweckmäfsig  wird,  die  öffentlichen  Bedarfe  durch  Abgaben,  besonders 
Steuern  zu  decken  Ohne  Sonderpersonen  mit  zugehörigen  Eigenwirtschaften,  ohne 
Entstehung  von  „Einzelwirtschaften"  sind  einerseits  keine  Kräfte  vorhanden, 
welche  Steuern  zahlen  können;  ohne  Herausbildung  von  öffentlichen  Gemeinwesen 
sind  anderseits  keine  Gewalten  da,  welche  den  Einzelwirtschaften  als  ihren  Gliedern 
Steuern  aufzulegen  rechtlich  befugt  und  wirtschaftlich  berechtigt  sind.  Die  Steuer 
ist  in  diesem  Sinne  ein  AusHufs  des  allgemeinen  sozialwissenschaftlichen,  nicht  blofs 
nationalökonomischen  Gesetzes  der  Differenzierung  und  der  Reintegration  der  Volks- 
gemeinschaft, der  allgemeinen  (nicht  blofs  ökonomischen)  Arbeitsteilung  und  der  Ar- 
beitsvereinigung, kurz  der  steigenden  Gliederung  des  Volkes  und  der  Volksthätigkeit. 
Jede  Fortbildung  der  Volksgliederung  mufs  Fortentwickelung,  jede  Rückbildung  mufs 
Verfall  auch  des  Steuerwesens  bewirken. 

§  1 7.  ,9.  Die  staatliehe  Grundstellung  des  Steuenvesens  („A.  St.  L." 
§§  51  bis  93).  —  Ohne  klare  Einsicht  in  das  "Wesen  des  Staates  und 
seiner  Entwiekeluug-  ist  volle,  scharfe  imd  einfache  Erfassung  der  Steiier- 
theorie,  der  Steuergeschichte  und  der  Steuerpolitik  nicht  möglich.  Was 
ist  also  das  immer  gleiche  Wesen  des  Staates,  und  was  sind  die  ent- 
wickelungsgeschichtlichen  Abwandelungen,  die  Staats-  und  Verfassungs- 
stufen, in  welchen  das  Wesen  des  Staates  bis  jetzt  Gestalt  gewonnen  hat? 

Der  Staat  samt  den  Kommunalkörperschaften  ist  das  Volk  von  der 
Seite  der  Organisation  und  der  Bethätigung  seiner  Willens- 
und Machteinheit,  das  Volk  als  Gemeinwesen.  Den  Unterhalt 
des  letzteren  liefert  die  Finanz,  und  zwar  in  steigendem  Mafse  durch 
Besteuerung,  nicht  durch  die  anderen  Arten  der  öffentlichen  Einkünfte. 

Der  heutige  Staat  ist  Centralorganisation  der  Willens-  und  Macht- 
einheit des  Volkes.  Jedoch  nicht  immer  eine  ungebrochene,  da  im 
Staatenbund  und  Bundesstaat  die  einen  Centralfunktionen  einer  Bundes- 
oder Reichsgewalt,  andere  den  Gliedstaaten  (Bundesstaaten,  states, 
Kantonen)  übertragen  sind.  Das  Verhältnis  der  Central- und  der  Partikular- 
organe des  Gemeinwesens  ist  auf  den  verschiedenen  Stufen  der 
Staatsentwickelung    sehr   verschieden,    was   für   die    Steuergeschichte 
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(3.  Buch)  besonders  zu  beachten  ist.  Man  könnte  Staats-  (Reichs-)  und 
Kommunalsteuerweseu  schlechtweg  unterscheiden ;  die  Steuergeschichte 
jedoch,  in  welcher  die  modernen  Selbstverwaltungskörper  erst  sehr  spät 
aufgetreten  sind,  verlangt  eine  allgemeinere  Bezeichnung,  als  welche  wir 
Central-  und  Partikular- G-emeindewesen  wählen. 

Der  Staat  ist  eine  volkliche  Notwendigkeit;  darin  liegt  der  eine 
Grund  der  Steuer.  Der  Staat  bedarf,  wie  jedes  andere  Organ  des  Gesell- 
schaftskörpers eines  Unterhaltes  durch  Sachgtiter  und  Dienste;  darin 
liegt  der  andere  Grund  der  Besteuerung.  Zar  Rechtfertigung  der  Be- 
steuerung sind  die  in  der  ,,A.  St.  L."  abgewiesenen  Theorien  („Ver- 
geltungs-".  ..Reproduktions-"  u.  s.  w.  Theorien)  nicht  erforderlich;  die- 
selben sind  auch  haltlos. 

Über  den  Grund  der  Steuer  bemerkten  wir  in  der  „A.  St.  L." :  Der  Staat 
ist  zwar  eine  sittliche  Schöpfung,  vom  Volke  selbst  gemacht  und  entwickelt,  ein 
Produkt  der  Auslese  sozialer  Daseinskämpfe,  in  welchen  geistige  Übermacht  und 
mechanische  Gewalt,  Unterwerfung  und  Vertrag  ihr  entwickelungsgesetzliches  Spiel 
treiben  (,,A.  St.  L."  §  B6l,  aber  er  ist  nichts,  was  —  so  lange  Menschen  bestehen 
wollen  —  auch  nicht  sein  könnte.  Er  ist  mit  der  Thatsache  der  Volksgemeinschaft 
gegeben  und  in  dieser  begründet.  —  Mit  dem  Staate  selbst  ist  aber  auch  die  Not- 
wendigkeit des  Unterhaltes  durch  Sachgüter,  der  öffentliche  Bedarf  unabweis- 
lich  gefordert.  Dieser  Bedarf  wird  immer  mehr  ein  Bedarf  für  unvergütbar  ge- 
meinnütziges Wirken,  kann  also  nicht  ganz  durch  Vergütungen  (Gebühren  und 
Interessentenbeiträge  u.  s.  w.)  Einzelner  hereingebracht  werden.  Durch  eigene  Er- 
werbstbätigkeit  des  Staates  vermag  der  gemeinnützige  Aufwand  bei  höherer  Ent- 
wickelung  auch  nur  teilweise  gedeckt  zu  werden.  Die  Hauptdeckung  kann  immer 
mehr  nur  durch  Beiträge  aus  den  Einzelwirtschaften  der  Angehörigen  nach  Ver- 
hältnis ihrer  Leistungsfähigkeit,  d.  h.  im  Wege  der  Besteuerung,  gewonnen  werden. 
Dies  ist  später  die  staatlich-politisch  natürlichste  und  volkswirt- 
schaftlich einfachste  Einrichtung  für  die  materielle  Versorgung  der  Willens- 
und Macht-Centralapparate  der  Volksgemeinschaft.  Den  allsremeinen  Oruud,  d.  h. 
denjenigen,  welcher  der  Steuer  mit  allen  übrigen  Finanzeinkünften  gemeinsam 
ist,  bildet  staatswissenschaftlich  die  unbedingte  Notwendigkeit  von  Gemeinwesen,  von 
Staat  und  Kommunalkörpern.  Damit  ist  auch  unumgänglich  das  Bedürfnis  nach 
Sachgütern  für  die  Erfüllung  der  Zwecke  dieser  Gemeinwesen  gegeben.  Ihrer  all- 
gemeinen Begründung  nach  gehört  also  die  Steuer  einmal  der  allgemeioen  Staats- 
lehre, sodann  der  allgemeinen  Wirtschaftslehre  an .  sofern  überhaupt  ein  Bedürfnis 
vorliegt,  die  Notwendigkeit  der  Gemeinwesen  und  öffentlichen  Wirtschaftsführungen 
zu  begründen.  Der  besondere  Grund  der  Steuer,  welcher  der  Finanz-,  insbesondere 
Steuerwissenschaft  angehört,  liegt  staatswissenschaftlich  darin,  daCs  die  Ge- 
meinwesen zuoberst  immer  mehr  Zwecke  zu  erfüllen  haben,  welche  allen  Angehörigen 
unteilbar  gemeinsam  sind,  daher  nicht  abgesondert  von  jedem  Nutzungsteilnehmer 
nach  dem  Mafs  des  Nutzens  (Genufsanteiles)  am  Gemeinwesen  vergolten  werden 
können  und  sollen :  GenuCsunteilbarkeit  und  folgerichtig  „Unvergütbarkeit"  gewisser 
öffentlicher  Aufwendungen.  Dagegen  liegt  nationalökonomisch  der  besondere 
Grund  darin,  dafs  in  steigendem  Mafse  die  Aufbringung  des  Bedarfes  für  den  un- 
vergütbaren  Staatsaufwand  auf  wirtschaftlichere  Weise  durch  zwangsweise  Ableitung 
aus  den  zugehörigen  Sonderwirtschaften  als  durch  Teilnahme  der  Organe  des  Ge- 
meinwesens an  der  privatwirtschaftlichen  Produktions-  und  Verkebrswirtschaft  auf- 
gebracht wird,  oder  dafs  überhaupt  nur  auf  ersterem  Wege  genügende  Sacbgüter- 
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Versorgung  der  Gemeinwesen  erlangt  werden  kann  (§§  95,  105).  —  Das  Recht  zur 
Steuererhebung  ist  begründet  durch  die  Hoheit  des  Gemeinwesens  über  seine 
Mitglieder,  die  Pflicht  zur  Steuerentrichtung  aber  beruht  auf  der  Mitglied- 
schaft am  Gemeinwesen,  sofern  die  Mitglieder  eine  leistungsfähige  Sonderwirtschaft 
führen  („A.  St.  L."). 

§  18.  Die  Entwic'kelungsstufen  des  Staates.  —  Der  Staat  wie  die 
Volkswirtschaft  der  Gegenwart  hat  eine  lange  Entwickelungsgeschichte 
hinter  sich  und  eine  unabsehbare  Weiterentwickelung  vor  sich;  die 
bisherige  Staatsorganisation  ist  verfassungsgeschichtlich  zu  steigend 
höheren  Stufen  gelangt  und  die  bestehende  Welt  von  Geraeinwesen 
weist  diese  verschiedenen  Stufen  noch  nebeneinander  auf.  Die 
Entwickelung  vollzog  sich  und  wird  sich  weiter  vollziehen  in  einer 
Gliederung  relativ  geschlossener,  aber  einander  doch  berüJirender  und 
schneidender  Ausdehnungskreise,  in  einer  Gliederung  von  Gebiets- 
bereichen. Für  jede  der  besonderen  Entwickelungsstufen  und  für 
jeden  engeren  oder  weiteren  Gebietskreis  ergeben  sich  nun  eigentümliche 
Gestaltungen  des  öffentlichen  Haushaltes  im  allgemeinen  und  des  Steuer- 
wesens im  Besonderen.  Für  das  volle  Verständnis  aller  Seiten  der  Steuer- 
geschichte in  der  Vergangenheit  und  aller  Aufgaben  der  Steuerpolitik 
in  Gegenwart  und  nächster  Zukunft  ist  daher  die  Unterscheidung  der 
verschiedenen  Entwickelungshöhen  und  Entwickelungsweiten  der  Staats- 
wie  Volkswirtschaft  erforderlich.  Leider  ist  diese  Unterscheidung  wissen- 
schaftlieh noch  lange  nicht  fertig,  so  dafs  nach  dieser  Seite  die  Steuer- 
wissenschaft, namentlich  die  Steuergeschichte,  mit  noch  nicht  ganz 
besiegbaren  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  hat.  Inzwischen  läfst  sich  vor- 
behaltlich besserer  Einsichten  eine  Klassifikation  der  staatlichen,  wie 
der  volkswirtschaftlichen  Gradations-  und  Ausbreitungserscheiuungen 
dennoch  aufstellen. 

Der  Staat  und  mit  ihm  das  Steuerwesen  durchlief  nach  unserer  An- 
nahme bis  jetzt  fünf  Stufen,  welche  weltgeschichtlich  und  volksgeschicht- 
lich aufeinander  folgten  („A.  St.  L."  §  58  und  meine  „Kern  und  Zeit- 
fragen" I  S.  79  ff.,  „Bau  und  Leben",  14.  Buch,  9.  Abt.).  Jede  dieser  fünf 
Stufen  ist  monarchischer,  aristokratischer  und  demokratischer  Eegierung 
fähig.  Jede  durchläuft  drei  Unterstufen ,  wovon  die  erste  oder  Früh- 
epoche mit  der  Spätepoche  ihrer  Vorgängerin,  die  letzte  aber  mit  der 
Frtihepoche  ihrer  Nachfolgerin  jene  zum  Einleben,  diese  zum  Ableben 
zusammenfällt  (vgl.  unten  3.  Buch). 

Die  Einteilung  in  Altertums-,  Mittelalter-  und  Neuzeitstaaten  reicht  nicht  aus. 
Diejenige  in  die  „ständische"  (altlandständische),  „staatsbürgerliche"  und 
„soziale"  Epoche   der  neueren  Zeit  ist  unzureichend  und  führt  leicht  irre. 

Jede  der  vier  späteren  Stufen  beginnt  mit  Aneinanderlagerung  von 
Gebilden  je  ihrer  Vorstufe,  mit  Koordinations-  oder  Aggregatgebilden 
(„Staatenbund"),  schreitet  fort  durch  Emporhebung  von  Ersten  unter 
Gleichen  (als  „Bundeshegemonie")  und   endet  als  gegliederte  Einheit 
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aller  Teilgemeinwesen,   als  ,, Einheitsstaat".     Der   Gang  des  Verfalles 
ist  aber  umgekehrt:  Rückfall  auf  die  Vorstufe  in  pathologischer  Weise. 
Die  fünf  Vevfassungsstufen  oder  Entwickelungshöhengrade  sind: 

1.  der  Staat  der  Völkerschafts^zeiten ,  gipfelnd  in  der  Patriarchie 
der  sefshaft  ge^vordenen  Barbaren; 

2.  die  stände-  und  ämterstaatliche  (pathologisch  die  Soldaten-  und 
raandarinenhafte)  Verfassuugsstufe  der  Militär-  und  Priesteraristokratie, 
der  Lehens-  und  GuTsherrlichkeit,  der  Feudalität; 

3.  die  bürgerschaftlich-stadtstaatliche  Verfassungsstufe  iTcolig^  civ'i- 
tas.  communitas)^  auf  welcher  die  Angehörigen  der  verschiedenen  Stände 
örtlich  zu  einem  Gemeinwesen  höherer  Ordnung  verschmelzen,  welt- 
gescliichtlich  im  klassis^clien  Altertume,  deutsch-volksgeschichtlich  in  dem 
Spätraittelalter  kulminierend ; 

4.  die  landesstaatliclie  (territorialistischej  Verfassungsstufe  einheit- 
lichen Landesgemeinwesens,  in  welchem  die  Gebilde  der  Vorstufen  zu 
einem  Gemeinwesen  noch  höherer  Ordnung  verschmelzen; 

5.  endlich  die  Verfassungsstufe  jenes  Staatswesens,  welches  eine 
Einheit  früher  auseinander  liegender  Landgemeinwesen  (Territorien)  ist, 
das  Ländergemeinwesen  mit  einheitlicher  Provinzial-  (Kronlands-)  und 
Kommunalverfassung  als  Unterlage,  d.h.  das  moderne  oder  neuestzeitliche 
(nachterritorialistische)  Gemeinwesen  des  National-  oder  Nationalitäten- 
reiches,  d.  h.  des  „modernen  Staates". 

Dafs  „das  Mittelalter'^  den  Staats  begriff  „verloren"  gehabt  habe,  ist  viel- 
iach  behauptet.  Richtig  ist  nur.  dafs  in  Deutschland  der  Xatioual-Staatsbegriff 
und  der  National-Staatssinn  sehr  geschwächt  war.  Der  Staat  selbst  als  willens- 
nnd  als  machteinheitlicher  Gesellschaftskörper,  als  Gemeinwesen  ist  selbstverständlich 
jeder  Stufe  der  Volksentwickelung  eigen,  nur  mehr  oder  weniger  noch  im  Keimzu- 
ßtande.  Auch  haben  die  Yolkszeit  und  die  Fcudalzeit  selbst  im  weitesten,  geschweige 
im  engsten  Gebietskreise  auf  ihre  Weise  ihren  besonderen  Staatssinn  und  praktischen 
Staatsbegrifi"  gehabt,  lange  bevor  es  eine  Staatswissen  schaft  gegeben  hat.  Sie 
hiefsen  aber  das  Kind  bei  ihrem  Kamen. 

§  19.  Die  Steuergewalten  der  verschiedenen  Gehietsweiten  des  Staates 
und  deren  geschichtliche  Ahivandliing.  —  Heute  ist  das  Gemeinwesen 
ein  gegliedertes  Ganzes  des  Staates  mit  der  Unterlage  von  Landes- 
('Provinzial-j,  Ptegieriingsbezirks- ,  Kreis-  und  Orts-Kommunalkörpern. 
Wir  finden  demgemäfs  eine  Staats8teuer(Centralsteuer)-Gewalt  und  vier 
Komraunalsteuergewalten  in  Unterordnung  unter  die  Staatsgewalt.  Von 
den  Steucrgewalten  der  vier  Partikulargeraeinwesen  ist  diejenige  des 
engsten  Kreises  für  die  Steuertheorie  weitaus  am  bedeutsamsten,  weil 
steuerlich  am  inhaltvollsten. 

Die  Gliederung  weiterer  und  engerer  Gebiete,  centraler  und  parti- 
kularer Steuergewalten  war  immer  vorhanden.  Das  steuergeschicht- 
liche Durcheinanderwerfen  der  Central-  und  der  Partikularsteucrgewalten 
kann  daher  nur  zu  derselben  Konfusion  führen,  wie  in  der  Verfassungs- 
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g-escliichte  und  in  der  Weltg-eschichte  die  Vermengung-  der  v^eiteren  und 
der  engeren  GemeinAvesensl^reise  sie  stiftet. 

Allein  die  Gebiets-  und  Steuergewaltg-liederung-  ist  für  jede  der 
fünf  Ent wickelungsstufen  des  Staates  eine  eigentümliche.  Zwar  ist 
diese  Gliederung-  verfassungsg-eschichtlicli  mit  der  wünschenswerten 
Schärfe  und  Vollständigkeit  noch  nicht  ermittelt;  dennoch  darf  mit 
Bestimmtheit  angenommen  Averden,  dafs  die  Verteilung  der  öffentlichen 
Gewalt  und  hiermit  der  Steuerzuständigkeit  auf  den  weitesten  Gebiets- 
kreis und  auf  die  engeren  Bereiche  je  eine  eigenartige  stammesstaat- 
liche, ständestaatliche  oder  ämterstaatliche,  bürgerschaftsstaatliche,  terri- 
torialistische  gewesen  und  zuletzt  erst  die  moderne  „staatlich-kommu- 
nale" geworden  ist. 

Dies  mufs  beachtet  werden.  Das  Operieren  mit  den  modernen  Geliietsköi-per- 
schaften  für  alle  vier  vorausgegangenen  Verfassungsstufen  führt  in  ein  Chaos. 

§  20.  Der 8taatshedarf  und  sein  Wachstum.  OrdentUcher  und  aufser- 
ordentlicher  Staatshedarf.  —  Das  Wachsen  des  Staatsbedarfes  ist  bei 
aufsteigender  Entwickelung  unausbleiblich. 

Hierüber  ist  in  meiner  „A.  St.  L."  u.  A.  bemerkt:  Der  staatliche  Inhalt  des 
Volkslebens  entwickelt  sich  zwar  nur  allmählich,  und  die  Besteuerung  für  die  Ver- 
folgung der  geraeinen  Interessen  zeigt  in  der  Finanzgeschicbte  fast  nnbemerkbare 
Anfänge.  Allein  willens-  und  machteinheitliches  Handeln  für  schlechthin  gemeinnützige 
Zwecke  ist  immer  da,  und  die  Mitglieder  schon  der  noch  ganz-  oder  halbfamilien- 
haft  (stammlich)  gegliederten  Gemeinwesen  tragen  Sachgüter  und  Sachgüternutzungen 
zwangsverbindlich  bei,  so  die  Wafien  und  den  Proviant  des  Heerbannes  am  Schlufs 
der  „Volkszeit".  Mit  dem  Staat  beginnt  auch  die  Besteuerung.  Es  ist  besonders 
die  grofse  Rolle,  welche  der  auch  die  Staatenbildung  beherrschende  Daseinskampf, 
zuäufserst  der  ,, Krieg  als  Vater  aller  Dinge"  (Heraclit),  spielt  und  noch  lange 
spielen  wird,  was  wie  zur  Staatenbildung  parallel  auch  zur  Steuerbildung  entwickelungs- 
geschichtlich  beiträgt.  Der  Krieg  gegen  äufsere  Feinde,  wie  der  Kampf  des  Schutzes 
gegen  die  äufsere  Natur  verlaugt  bei  steigender  Technik  und  Bevölkerung 
immer  mehr  Geld,  und  zwar  als  Inbegriff  von  Thätigkeiten  zum  gemeinen  Nutzen 
immer  mehr  Steuergeld.  Allein  auch  alle  übrige  Staatstätigkeit  nimmt  extensiv 
und  intensiv  und  zwar  ebensosehr  mit  entwickelungsgesetzlicher  Notwendigkeit  zu. 
Der  Specialentwickelung  des  Steuerwesens  selbst  liegen  fortgesetzte  und  schwere 
Kämpfe  der  Steuergewalten  mit  den  Steuerkräften  und  der  Steuerkräfte  untereinander 
zu  Grunde  („A.  St.L."  §§  206  ff ).  Der  äufsere  internationale  und  der  innere  bürgerliche 
Daseinskampf  selbst,  soweit  er  durch  den  Staat  zu  führen  ist,  bedingt  immer  mehr 
Steuern.  Doch  nur  dadurch,  dafs  der  Staat  als  Hort  des  Völkerwohles  und  des 
Volkswohles  die  schlechthin  gemeinnützige,  technisch  immer  vollkommnere, 
aber  auch  immer  ko  st pieligere,  stets  steuerbedürftigere  Kriegs-,  Polizei- 
und  Justizbereitschaft  gegen  äufsere  und  innere  Feinde  zu  unterhalten  und  anzu- 
wenden, aufserdem  noch  gegen  Elementarunglück  Schutz  zu  geben  hat.  Daneben 
führt  auch  der  friedliche  Daseinskampf  immer  stärkere  Anforderungen  in  Beziehung 
auf  jene  gemeinnützigen  Anstalten  und  Unterstützungen  herbei,  wodurch  die  Mit- 
glieder des  Volkes  zur  Führung  des  Daseinskampfes  immer  allgemeiner  und  voll- 
kommener angepafst  werden  müssen  (Bildungsaufwand!)  und  notleidende  Ange- 
hörigen mittelst  Unterstützung  aufzurichten  sind.  Auch  nach  dieser  Seite  führt 
das  soziale  Entwickelungsgesetz  im  Gemeinwesen  zu  immer  mehr  Aufwand  für  ge- 
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meinsame  Kultur-  und  Volkswirtschaftszwecke,  daher  zu  inamer  stärkerem  Steuer- 
bedarf. Als  Beispiel  des  raschen  Wachstums  der  Militärausgaben  führen  Rau  und 
Wägser  iF.  W.  I  §  IS2)  folgende  Daten  für  Preufsen  an; 

Heer  Kosten 

(Mann)  (Miil.  Thir.) 

unter  dem  Grofsen  Kurfürsten      .     .  2S  uOO  1 

Friedrich  1 40  000  1,8 

F'riedrich  Wilhelm  1 76  000  4,S34 

Friedrich  II 2uO  OOU  13,5 

Friedrich  Wilhelm  II 235  000  IT 

Friedrich  Wilhelm    III.    bis    1S06  250  OOü  20 

1806—1812  42  000  g 

1820  114  000  22 

Friedrich  Wilhelm  IV 138  000  25,75 

A.  1857  140  UüO  27,66 

A.   1858  148  000  31,6 

Die  fortschreitende  Staatser.twickelung  i?t,  was  Entstehung  und  Wachstum  der 
Gemeinwesen  und  ihrer  Steuergewalten  betrifft,  im  §  U  der  ,,A.  St.  L."  auf  das  all- 
gemeine Entwickejungsgesetz  zurückgeführt  worden.  Es  treffen  alle  Stücke  der  all- 
gemeinen Entwickelungsfunktion  auch  hier  zu. 

Der  Staatsbedarf  wird  immer  mehr  ein  ordentlicher  und  immer  weniger  ein 
schwankender  Bedarf  (vergl.  hierzu  „A.  St.  L."  §  134  ff.i.  Die  ganze  Steuerge- 
scbichte  bezeugt  einen  Fortschritt  in  der  Stetigkeit  des  Bedarfes  und  in  der  Stetig- 
keit der  Steuerentwickelung.  Hierüber  habe  ich  in  der  ,,A.  St.  L."  u.  a.  bemerkt: 
Unter  ordentlichem  Staatsbedarf  wird  verstanden  der  Inbegriff  der  Geldbe- 
darfe  für  den  in  jeder  Finanzperiode,  ,. jährlich",  im  selben  Umfange  regelmäfsig 
wiederkehrenden  Teil  des  Dienstes  der  öffentlich  rechtlich  und  etatsmäfsig  einheit- 
lichen Glieder  der  Staatsthätigkeit  (Dienstzweige,  Dienstesabteilungen).  Alsaufscr- 
ordentlicher  Bedarf  dagegen  ist  verstanden  der  Inbegriff  der  dienstlichen  Geld- 
bedarfe  teils  für  die  den  regelmäfsigen  Dienstesumfang  erheblich  (nur  nicht  in  all- 
jährlicher Wiederkehri  übersteigenden  Leistungen  der  alljährlich  wiederkehrenden 
Dienstzweige,  teils  und  namentlich  für  alle  Leistungen,  welche  weder  generell,  noch 
speciell  regelmäfsig  wiederkehren,  sei  es.  dafs  sie  nur  einmal  vorkommen,  sei  es, 
dafs  sie  nur  in  unregelmäfsiger  Periodizität  wiederkehren.  Was  die  unregelmälsige 
Periodicität  anlangt,  so  können  Bedarfe,  für  welche  mehrere  Jahre  nacheinander 
Deckungsraten  wiederkehren,  als  aufserordentlichc  Bedarfe  angesehen  werden;  die- 
selben nähern  sich  jedoch,  eine  je  gröfsere  Zahl  von  Jahren  sie  wiederkehren,  und 
je  weniger  das  Ende  ihrer  Wiederkehr  sich  voraus  absehen  läfst,  dem  Wesen  des 
ordentlichen  Bedarfes. 

Der  aufschiebbare  aufserordentliche  Bedarf  wird  eine  Funktion  der  wirt- 
schaftlichen Regelung  des  Gleichgewichtes  im  Staatshaushalte  für  eine 
Reihe  ungleicher  Jahre,  wie  regulierbare,  „bewegliche"  aufserordentliche  Deckungen, 
namentlich  die  Kreditdeckung  und  der  aufserordentliche  Zuschlag  zu  beweglichen 
Steuern,  wesentlich  die  Funktion  der  Ausgleichung  von  Schwankungen  in  den  ordent- 
lichen Jahreseinnahmen  vollziehen  helfen  (vgl.  unten  §25 f.). 

Umgekehrt  können  im  Interesse  der  Stetigkeit  der  Besteuerung  die  unbeweg- 
lichen Bedarle  mit  Hilfe  der  beweglichen,  d.  h.  Steigerung«-  und  minderungsfähigen 
Eingänge,  präventiv  durch  Voranschafi'ungen  von  öffentlichen  Güterbeständen  und 
nachträglich  durch  Nachanschaffungen  für  Anlehenstilgung  bewältigt  werden.  Beweg- 
lichkeit der  Bedarfe  und  Beweglichkeit  der  Deckungen  sind  in  der  Praxis  regel- 
mäfsig nicht  konnex.  Es  sind  gerade  die  allerunbeweglichsten  Bedarfe,  welche  für 
das  Deckungssystem  die  beweglichsten  Deckungen,  so  die  Zuschläge  zur  allgemeinen 
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Einkommensteuer,  die  Zuschläge  zu  den  indirekten  Steuern  auf  nicht  unentbehrliche 
Verzehrungsgegenstände  und  die  Zuschläge  zu  gewissen  Verkehrs-  und  Besitzver- 
änderungsgebühren notwendig  machen.  Auch  unter  den  Bedarfen  giebt  es  sehr  be- 
wegliche, reduzierbare  Posten  bedeutender  Art,  namentlich  die  für  aufserordentliche 
Tilgungen,  die  nur  in  günstigen  Finanzjahren  kräftig  vorgenommen  werden  sollten. 
Für  das  Deckungswesen  ist  das  höchst  bedeutsam.  Die  Ausfälle  der  unbeweglichen 
Einnahmequellen  können  durch  Einschränkungen,  ihre  Mebrerträge  durch  Ausdeh- 
nungen der  beweglichen  Bedarfe  balanciert  werden.  Der  unbeweglichste  Bedarf 
ist  derjenige  für  den  wirklichen  Krieg.  Diese  ünbeweglichkeit  kann  finanztechnisch 
schon  durch  die  Voranschaff  ung  im  Frieden  für  die  Kriegsbereitschaft  (Festungen, 
"Waffen,  Munition,  Kleidung,  Legung  eines  Kriegsschatzes,  Retablissement)  ohne  Zer- 
rüttung bewältigt  werden.  Anschaulich  wird  dies  durch  den  Gegensatz  Preufsens 
mit  seiner  Kriegsbereitschaft  im  Frieden  und  der  auch  steuergeschichtlich  jungen 
amerikanischen  Union  mit  ihrer  Vernachlässigung  der  Kriegsbereitschaft.  Infolge  der 
gröfscren  Jugend  des  dem  Verfassungs-  und  Verwaltungswesen  innewohnenden  Militär- 
wesens der  Union,  geschieht  es,  1.  „dafs  in  Preufsen  jährlich  eine  ziemlich  bedeutende 
gleichmäfsige  Last  auch  in  Friedenszeiten  getragen  wird,  wogegen  die  Mehr- 
ausgabe selbst  für  so  gewaltige  Kriege  wie  1866  und  1870—71  dann  relativ  nicht 
so  stark  steigt  und  überhaupt  auch  absolut  mäfsig  ist,  während  in  Nordamerika  im 
Frieden  wenig  auf  das  Heer  verwendet  wird,  dafür  aber  im  Kriege  diese  Ausgabe 
ins  ganz  Ungemessene  (1  :  25!)  steigt;  2.  dafs  in  einem  Kriege  wie  in  Amerika  auch 
die  sonstigen  volkswirtschaftlichen  Opfer,  welche  nicht  in  den  Finanzrechnungen  des 
Staates  erscheinen,  schon  wegen  der  längeren  Kriegsdauer  weit  gröfser  als  in  Preufsen 
sind;  endlich  3.  dafs  in  Preufsen  die  Staatsschuld  auch  durch  Kriege  wenig  vermehrt 
wird."  (A.  Wagnfr.)  Für  die  Stetigkeit  der  Steuerentwickelung  ist  das  von  un- 
schätzbarer Bedeutung. 

§  21.  3.  Die  Grundstellung  des  Steuenvesens  Inder  Yollxswl  rtscli  aft. 
Wesen  und  Gliederung  der  VolJcswirtschaft.  —  "Wenn  die  Besteuerung- 
stets  eine  öffentliche  Erscheinung  nach  der  einen  wesentlichen  Seite 
ist,  so  ist  sie  stets  eine  volkswirtschaftliche  Erscheinung  nach  der 
zweiten  wesentlichen  Seite. 

Was  aber  ist  die  Volkswirtschaft?  Volkswirtschaft  ist  der  wirt- 
schaftlich geregelte  Sachgttterunterhalt  des  Gesellschaftskörpers,  ein 
Sozialstoffwechsel  ethischer,  überorganischer  Art  (vergl.  mein  „Bau  und 
Leben",  2.  Aufl.  IL  Bd.,  11.  Buch,  1.  Abt.). 

Die  Volkswirtschaft  ist  jedoch  ein  Inbegriff  von  Sonder  wirtschaften, 
welche  durch  Verkehr  zu  einem  gegliederten  Ganzen  zusammengefafst, 
also  ebenfalls  integriert  sind  („A.  St.  L."  §  99). 

Die  Volkswirtschaft  ist  aber  keine  einheitliche  Organisation, 
das  ist  nur  der  Staat.  Das  Volk  als  staatliche  Einheit  hat  zwar  eine 
«eibständige  Sonderwirtschaft,  nämlich  den  Staatshaushalt,  aber  für  die 
Gesamtheit  aller  Sachgüterversorgung  führt  das  Volk  keine  einheitliche 
und  einzige  Wirtschaft.  Die  „Volkswirtschaft''  ist  ein  Ganzes  zahl- 
reicher Sonderwirtschaften,  welche  blofs  durch  Güteraustausch,  Frei- 
gebigkeit, Abgaben,  Zuwendungen  nach  privatem,  öffentlichem  und 
Familienrecht  miteinander  zu  einem  Unterhaltsganzen,  nicht  aber  zur 
Einheit  verknüpft,  nur  durch  Verkehr,  Freigebigkeit,  Steuern  u.  s.  w. 
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integriert  sind.-  Die  Zukunft  Avird  vielleicht  mehr  öffentliche  Sonder- 
wirtschaften haben,  als  die  Gegenwart,  aber  eine  Einheit  -wie  der 
Staat  wird  die  Volkswirtschaft  gerade  der  Zukunft  vermutlich  nicht  dar- 
stellen können. 

Dagegen  steht  das  Volk  als  Ganzes  von  Sonderwirtschaften  dem 
Volk  als  Willens-  und  Machteinheit  oder  dem  Staate  nicht  fremd  und 
gleichgültig  gegenüber.  Je  mehr  die  Volkswirtschaft  vom  Staate 
getrennt  ist,  desto  wirksamer  kann  der  Staat  im  Schutz  nach  aufsen 
und  innen,  in  Justiz  und  Polizei,  in  Volkswirtscliaftspolitik  und  Volks- 
wirtschaftspflege, ganz  besonders  auch  vom  Steuerwesen  aus,  seine 
Aufgaben  auch  an  der  Volkswirtschaft  erfüllen. 

§  22.  Die  Enfiiiclcelungsstufen  und  die  TerJ:ehrsiceifen  der  VoUs- 
u'irtschaff.  —  Die  Volkswirtschaft  durchläuft  ebenfalls  eine  Anzahl  von 
Entwickelungsstufen  und  ist  ein  Gewebe  engerer  und  weiterer  Ver- 
kehrsgebiete, welche  freilich  an  sich  selbst  nicht  einheitlich  ge- 
schlossen sind. 

Die  Zahl  der  Eutwickelungsstufen  der  Volkswirtschaft  ist  nicht  so 
sicher  festzustellen,  wie  diejenige  der  staatlichen  Eutwickelungsstufen 
und  ebenso  wenig  die  Zahl  der  einander  schneidenden  engeren  und 
weiteren  Verkehrskreise.  Eine  ,,  allgemeine  Entwickeluugslehre  der 
Volkswirtschaft"  müfste  bereits  ausgebildet  sein,  um  die  volkswirt- 
schaftlichen Eutwickelungsstufen  und  Ausbreitungsweiten  festzustellen. 
Eine  solche  Lehre  fehlt  aber  so  gut  wie  ganz,  so  bedeutend  unsere 
Zeit  in  fruchtbarer  Vorarbeit  dafür  begriffen  ist.  Die  Geschichte  und 
Politik  der  Besteuerung  kann  gleichwohl  nicht  angefafst  werden,  ohne 
dafs  man  den  Versuch  macht,  die  Eutwickelungsstufen  und  Verkelirs- 
weiten  auch  der  Volkswirtschaft,  welcher  das  Finanz-  und  das  Steuer- 
wesen nach  der  zweiten  wesentlichen  Seite  angeliört,  wenigstens  in 
äufsersten  Umrissen  zur  Anschauung  zu  bringen  („A.  St.  L."). 

Für  die  Steuerwissenschaft  ist  dieses  auch  nicht  schwer,  weil 
für  diese  staatlich-volkswirtschaftliche  Disciplin  die  allgemeine  Ent- 
wickeluugslehre der  Volkswirtschaft  an  diejenige  des  Staates  sich  an- 
zuschliefsen  hat.     Und  da  läfst  sich  bestimmt  sagen: 

1.  dals  die  Volkswirtschaft  der  alten  Volkszeit  cliarakterisiert  ist 
durch  Indifferenz  der  Steuergewalten  und  der  Steuersubjekte,  wenigstens 
für  die  engeren  Kreise  der  Gemeinwesen,  durch  Indifferenz  der  Steuer- 
objekte, indem  das  Immobiliar-Vermögen  und  Einkommen  allein  als 
Steuerobjekt  vorhanden  und  nur  ein  geringer  Personen-  und  Güter- 
verkehr für  Ansätze  indirekter  Besteuerung  gegeben  ist; 

2.  dafs  die  Volkswirtschaft  der  Feudal  zeit  zwar  die  Steuer- 
gewalten (Lehnsherr,  Vasall,  Aftervasall.)  von  den  Steuerpflichtigen 
und  erstere  von  einander  sclieidet,  dafs  ein  wenig  Mobiliarvermögen 
neben    dem    Immobiliarvermögen    sich    bildet,    einiger    Verkehr    sich 
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entwickelt,    die    „Naturalwirtseliaft"  schliefslich    der   „Geldwirtschaft" 
zutreibt; 

3)  dafs  die  städtische  Volkswirtschaft  alle  Bürger  als  Steuerkräfte 
einer  und  derselben  einzigen  Steuergewalt  gegenüber  stellt  und  dem  Durch- 
dringen eines  nun  bürgerlichen  Steuerpflichtbewufstseins  günstig  ist,  dafs 
mit  der  steigenden  Arbeitsteilung  eine  viel  stärkere  Gliederung  auch 
den  Vermögens-  und  Einkommensformen  stattfindet,  dafs  Besteuerung 
aller  Vermögensarten  und  bestimmter  Gerwerbeerträge,  kouzentriertere 
Verkehre  und  stärkere  Berührungen  der  Bürger  mit  der  Stadtverwaltung 
eintreten,  was  die  Grundlagen  einer  fortschreitenden  Vermögens-,  Konsum- 
tions-  und  Gebühreubelastung  auf  dem  Boden  der  Geldwirtschaft  herstellt; 

4.  daXs  die  t er ritorialis tische  Volkswirtschaft  die  volkswirtschaft- 
liche Voraussetzung  für  die  iVusbreitung  gemeinbürgerlicher  Besteuerung 
auf  ganze  Landesgebietskomplexe,  auf  mannigfaltigere  Steuerquellen, 
gröfsere  Verkehre  und  zahlreichere  Gebührenobjekte  herbeiführt;  endlich 

5.  dafs  die  moderne  Volkswirtschaft  durch  Differenzierung,  Gliede- 
rung und  Verkehrszusammenfassung  unter  der  Mitwirkung  der  grofsen 
Verkehrsanstalten  und  der  Kreditwirtschaft,  unter  dem  Antrieb  der 
steigenden  Mannigfaltigkeit  und  Intensität  des  Betriebes  endlich  eine  ein- 
heitliche Natioualbesteuerung  systematischer  Art  gestattet,  welche  jeder 
Steuergewalt  die  Steuerpflichtigen  unmittelbar  gegenüberstellt  und  die 
Individualbesteuerung  (§  12)  zur  Herrschaft  erhebt.  Das  Nähere  wird 
aus  der  Steuergeschichte  (Buch  III)  erhellen. 

§  23.  Das  volhswirtschaftUche  Gleichgeiüicht  manschen  dem  ö/fenf- 
lichen  und  dem  übrigen  Volhshedarf.  —  Hierüber  ist  in  der  „A.  St.  L.'' 
das  Erforderliche  eingehend  nachgewiesen.  Der  Staatsbedarf  ist  nur 
ein  kleiner  Teil  des  Volksgesamtbedarfes.    Und  zwar  sachgemäfsl 

Nicht  alles  Wollen  und  Handeln  des  Volkes  geht  in  öffentlichem  Wollen  und 
Handeln  auf.  Die  Organe  des  Staates  und  der  Kommunalkörper  sind  vielmehr  für 
die  Masse  des  Wollens  und  Handelns  der  zahllosen  selbständig  wirkenden  sozialen 
Einheiten  blofse  Centralapparate  der  Hemmung,  Modifikation  und  Koordination 
der  Teilbewegungen  des  sozialen  Lebens,  einheitliche  Ordnungs-,  Hemmungs-,  Aus- 
trags-  und  Entscheidungsinstanzen.  Eine  Masse  ,, sozialer  Reflexwirkungeu"  findet 
statt,  ohne  über  die  BewuCstseinsschwelle  der  universalen  Centralapparate  des  Ge- 
meinwillens zu  dringen;  denn  obwohl  die  soziale  Gesamtbewegung  absolut  immer 
stärker  der  Modifikation  unterliegt  und  numerisch  immer  mehr  Ordnungseingriffe 
foi'dert,  wird  sie  doch  relativ  konstanter  und  regelmälsiger  und  bedarf  daher  relativ 
immer  weniger  des  Eingreifens  der  höchsten  Willens-  und  Machtcentren.  Kommunen 
und  Staaten  sind  anderseits  nicht  für  allerlei  Funktionen  Centralorgane,  sondern 
nur  für  das  einheitliche  Wollen  und  Handeln  des  Volks-  und  Einwohnerschafts- 
ganzen. Mit  den  Centralorganen  besonderer  Anstalten  des  geistigen  Volkslebens 
mufs  zwar  eine  Verbindung  hergestellt  sein,  aber  diese  anderen  Anstalten  und  das 
Staatsorgan  fallen  normaler  Weise  nicht  zusammen.  —  Dagegen  ist  der  Staat  regu- 
lativer Centralapparat  der  Koordination  aller  Teile  der  sozialen  Gesamtbewegung 
und  Organ  des  positiven  Eingriffes  im  Interesse  der  Gesamterhaltung.  Seine  Auf- 
gabe ist  einheitliche  Integration  alles   sozialen  Wollens  und  Handelns   im  Interesse 
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der  Erhaltung  und  Entwickelung  des  Ganzen  und  aller  wesentlichen  Glieder  des 
letzteren  (..A.  St.  L."  §  6  und  „Bau  und  Leben",  14.  Buch). 

Diese  Betrachtung  des  Verhältnisses  des  Staates,  als  des  blofsen,  aber 
universalen  Centralorgans  der  volklielien  Willens-  und  Machteinheit  zum 
Volksgesamtleben  ergiebt  voraus  zwei  Grundeinsichten  für  die 
Steuer  Wissenschaft:  einmal  von  der  Begrenzung  des  Steuerbedarfes 
auf  einen  näher  zu  bestimmenden  mäfsigen  Teil  des  „Volksvermögens", 
da  das  letztere  eben  auch  die  weit  überwiegende  Masse  der  nicht- 
staatlichen Sozialfunktionen  mit  ihrem  Sachgüterbedarfe  zu 
versorgen  hat,  sodann  vom  quantitativen  Übergewicht  der  für  die 
unmittelbare  Anwendung  der  Sachgüter-  und  der  Streitmacht  des  Staates, 
für  Unterstützuugs-,  Bildungs-  und  für  Maehtzwecke  aufzuer- 
legenden Steuerlast  („A.  St.  L."  §  132).  Die  ,, Steuerquellen",  Vermögen 
und  Einkommen,  dürfen  hiernach  nicht  für  den  Staat  allein  oder  auch 
nur  überwiegend  für  diesen  ausgeschöpft  werden,  der  Staat  hat  den 
kommunalen  Bedarfen  und  den  Bedarfen  der  Specialkörperschaften  des 
öffentlichen  Rechtes,  vor  allem  aber  den  individuellen  und  kollek- 
tiven Privatbedarfeu  das  Vermögen  und  Einkommen  der  Einzel- 
wirtschaften zur  verhältnismäfsigen  Mitbefriedigung  überwiegend  zu  be- 
lassen und  zwar  desto  mehr,  je  weniger  Centralisation  herrscht,  und 
je  mehr  der  freien  Selbstthätigkeit  zugemutet  bleibt. 

Eine  Grenze  für  den  berechtigten  Anspruch  der  Besteuerung  an  das  Volksein- 
kommen läfst  sich  zwar  ziffermäfsig  nicht  ziehen.  Aber  einen  das  obige  be- 
stätigenden Fingerzeig  giebt  die  Beruf s st ati.stik,  wonach  die  eigentlich  wirt- 
schaftlichen Berufe  mehr  als  neun  Zehnteile  aller  Erwerbsthätigen  umfassen. 

Das  TolksMirtscLaftliche  Grnndprinzii)  der  Besteuerung:  steht  dem  finan- 
ziellen Steuerprinzip  der  ..Belastungsverhältnismäfsigkeit*'  an  allgemeiner  Be- 
deutung voran.  Volkswirtschaftlich  verhältnismäfsige  Deckung  aller  Bedarfe  ist 
das  höhere  Prinzip,  welches  auch  für  die  nichtsteuerliche  Deckung  des  Staats- 
bedarfes und  für  Geschichtsperioden  mafsgebend  ist,  in  welchen  die  Steuerdeckung 
nicht  im  Vordergrunde  steht.  Das  genannte  Prinzip  verbietet  auch  einen  feudalen 
oder  orientalischen  Fiskalismus,  welcher  das  Volkslaiid  zum  Staatsland  macht,  den 
Bodenertrag  unvcrhältnismälsig  für  die  Regierung  in  Anspruch  zu  nehmen.  Dasselbe 
Prinzip  würde  in  einem  Sozialistenstaate  verbieten,  dem  Staate  nichts  und  dem 
Privatkonsum  alles  zu  geben;  denn  es  ist  eine  absolute,  in  allem  geschichtlichen 
Wandel  der  Dinge  niemals  verschwindende  Notwendigkeit,  alle  Glieder  des  sozialen 
Körpers  verhältnismäfsig  zu  ernähren,  eine  Volksgemeinschaft  aber  ohne  Organisation 
des  einheitlichen  Wollens  und  Handelns,  d.  h.  ohne  Staat,  ist  überhaupt  undenkbar, 
am  undenkbarsten  für  den  die  öffentliche  Wirtschaftsorganisation  verallgemeinernden 
Sozialismus. 

Staatliche  und  nichtstaatlicbc  Bedarfe  sind  integrierende  Teile  eines  in  immer 
neuen  Verhältnissen  zusammengesetzten  Gesamtbedarfes;  die  einen  wie  die  anderen 
sind  im  Verhältnis  ihrer  Bedeutung  für  die  Erhaltung  und  Entwickelung  der 
ganzen  Volksgemeinschaft  einschliefslich  aller  Glieder  der  letzteren  berechtigt.  Die 
verhältnismärsige  Deckung  so  des  Staatsbedarfes,  wie  der  aufserstaatlichen  Bedarfe, 
und  so  der  Privatbedarfe,  wie  der  ötientlichen  Bedarfe,  ist  die  Staats-  und  wirt- 
schaftswissenschaftlich durch  sich  selbst  einleuchtende  Forderung. 
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In  dieser  Forderung  ist  auch  der  Wechsel  im  Verhältnis  des  Anspruches 
staatlicher  und  nichtstaatlicher  Bedarfs,  die  Zulässigkeit  zeitweiliger  Steigerung  der 
staatlichen  Bedarfs  bei  besonderen  Ansprüchen  an  den  Staat  und  der  Wechsel  im 
Verhältnis  der  civilen  und  der  militärischen  Bedarfs  selbst  schon  mitbegründet. 
Der  relative  Wert  der  staatlichen  und  der  nichtstaatlichen  Funktionen ,  der  civilen 
und  der  militärischen  Leistungen,  d.h.  ihre  relative  Bedeutung  für  die  nationale 
Gesamtexistenz,  steigt  und  fällt;  äufsersten  Falles  ist  also  für  einen  Staat,  durch 
welchen  die  Nation  um  ihre  ganze  Gegenwart  und  Zukunft  ringt,  selbst  der  Zugriff 
auf  den  Wertstamm  dss  Volksgutes  zulässig. 

Die  volkswirtschaftliche  Verh  ältnismäfsigkeit  der  beiderlei  Be- 
darfs ist  allerdings  weder  leicht  zu  erkennen,  noch  genau  nach  dem  wahren  ge- 
schichtlich gegebenen  Wert  der  einen  odsr  anderen  Leistung  abzumessen,  welcher 
materielle  Deckung  zu  geben  ist.  Jene  Verhältnismäfsigkeit  ist  in  idealer  Voll- 
kommenheit überhaupt  nicht  zu  erreichen.  Sie  wird  nicht  geoffenbart,  sondern 
muCs  gefunden,  wenigstens  empfunden  werden.  Sie  wird  in  dem  Streit  der 
Meinungen  ermittelt  und  läfst  sich  finden,  wenn  dasFinanzstaatsrecht  soge- 
staltet  ist,  dafs  die  Regierung  als  Vertreter  in  des  ganzen  öffentlichen 
Dienstes  und  die  Volksvertretung  als  Repräsentantin  auch  aller  nicht- 
staatlicher Bedarfe  und  der  Steuerträger  in  tüchtiger  Weise  den  Staatsbaushalt  regeln. 

§  24.  Der  Prozess  und  die  Oliederung  der  VoJhswirtschaff.  — 
Alle  Wirtschaft  vollzieht  sich  in  einer  aufsteigenden  und  in  einer  ab  - 
steigenden  Richtung-,  als  ein  Ganzes  progressiver  und  regressi- 
ver Funktionen.  Zu  den  ersteren  gehört  der  Produktionsprozess, 
die  Zuteilung  der  Güter  ins  Einkommen  der  Sonderwirtschaften,  die 
letzte  Bereitstellung  der  fertigen  Güter  zum  Konsum  im  Haushalt, 
wogegen  die  regressiven  Funktionen  im  Konsum  und  in  der  Aus- 
scheidung der  verbrauchten  Stoffe  aus  dem  Haushalt  bestehen.  Der 
Handel  als  Organ  des  sog.  Güterumlaufes  vermittelt  den  ganzen  Prozefs 
schon  vom  Anfang  der  progressiven  Metamorphose  bis  zur  Zuteilung  der 
Güter  ins  Einkommen  und  fördert  die  Aussclieidung;  er  stellt  sich  als 
einen  gewaltigen  Zwischenstoffwechsel  (Sachgüterverkehr,  Cirkulation)  dar. 

Sonderwirtschaften,  welche  alle  Stadien  des  Sachgüterunterhaltes 
zur  selbständigen  Befriedigung  einer  einzelnen  Person  oder  eines  ge- 
schlossenen Personenkreises  umspannen,  —  man  könnte  sie  Voll  wirt- 
schaften nennen  — ,  giebt  es  nur  im  Anfange  der  Gesellschaft. 
Die  Sonderwirtschaften  sind  und  werden  immer  mehr  blofse  Teilwirt- 
schaften, sie  können  aber  immer  noch  Erwerbs  wirtschaften  und  Haus- 
halte oder  Konsumwirtschaften  zugleich  sein. 

Die  Sonderwirtschaften  sind  von  verschiedener  Art.  Es  giebt  nach  der 
heutigen  Gliederung  der  Volkswirtschaft:  1.  die  von  der  öffentlichen  Gewalt 
konstituierten  Sonderwirtschaften,  sog.  ,, Gemeinwirtschaften";  2,  die 
aus  freiem  Antriebe  von  Individuen  oder  von  vertragsmäfsigen  Verbin- 
dungen organisierten  Wirtschaften:  die  Privatwirtschaften,  teils  Indivi- 
dual-,  teils  Kollektivwirtschaften,  letztere  auch  „freie  Gemeinwirtschaften" 
(von  Vereinen,  Genossenschaften,  Gesellschaften)  genannt;  3.  die  Fami- 
lien wirtschaften. 
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Die  öffentlichen  \Yiitschaften  sind  mehr  und  mehr  blofs  als  Kon- 
sumtionswirtscliaften  oder  Haushalte,  nicht  als  Geschäfte  aufgetreten. 
Xur  Forstbetriebe,  Bergwerke,  "Wasserleitungen,  einzelne  Fabriken  der 
Staaten  und  Gemeinden,  Arsenale,  öffentliche  Kreditanstalten,  Entrepots 
n.  dgl.  lassen  sich  als  öffentliche  Geschäftsorganisationen  nachweisen. 
Strafsenverwaltungen,  Post,  Telegraph  und  Staatseisenbahnen  daneben 
sind  keine  reinen  Geschäfte  des  Stoffwechsels,  sondern  öffentliche  Ver- 
kehrseinrichtungen von  einer  nicht  blofs  dem  Sachgüterunterhalte  zu- 
gewendeten Bestimmung. 

Dagegen  giebt  es  so  viele  öffentlichrechtliche  Haushalte,  als  es 
Subjekte,  Verbände  und  Anstalten  des  öffentlichen  Rechtes,  des  Staats- 
lebeus  und  der  öffentlichen  Selbstverwaltung  giebt. 

Der  weitere  unaufhaltsame  Gang  der  sozialen  und  speciell  volkswirt- 
schaftlichen Entwiekelung  scheidet  immer  mehr  die  Erwerbswirtschaften 
vom  Haushalte;  auch  für  die  Gemeinwesen  tritt  der  eigene  Erwerb 
zurück  und  wird  ersetzt  durch  die  Ableitung  des  öffentlichen  Ein- 
kommens aus  dritten  Erwerbswirtschaften,  w^as  die  Besteue- 
rung hauptsächlich  ergiebt.  Und  zwar  ist  dieses  ein  entwickelungs- 
geschichtlich  unaufhaltsamer,  volkswirtschaftlich  (vergl.  §  27)  gesetz- 
mäfsiger  Verlauf. 

§  25.  4.  Die  finanzielle,  d.  h.  decTcungssystemafische  und  steuer- 
systematische Grundstellung  (,,A.  St.  L.",  §§  131—168  und  oben  §  20). 
—  Die  Steuer  ist  Glied  eines  umfassenden  Systems  von  ordentlichen 
und  aufserordentlichen  Deckungsmitteln. 

Es  gilt,  die  Stellung,  welche  der  Steuer  im  Deckungsgesamtsystem 
und  der  einzelnen  Steuer  im  System  aller  Steuern  zukommt,  genau  zu 
bestimmen.  Hier  kann  jedoch  vorläufig  nur  die  allgemein  deckungs- 
systematische Stellung  der  Steuern  gegenüber  den  anderen,  nament- 
lich aufserordentlichen  Deckungsmitteln  nichtsteuerlicher  Art  bezeichnet 
werden.  Die  st  euer  systematische  Stellung  der  einzelnen  Steucrarten 
wird  einen  Hauptgegenstand  der  Erörterungen  der  folgenden  zwei  Bücher 
bilden. 

Die  Steuer  selbst  ist  zuerst  nur  aufserordentliches  Deckungsmittel, 
wird  aber  immer  melir  das  ordentliche  Hauptdeckungsmittel.  ^ 

Drei  Hauptarten  der  aufserordentlichen  Deckungsmittel.  —  Die 
aufserordentlichen  Deckungsmittel  sind  in  der  ,,A.  St.  L."  (;j  UO)  begrifflich  bestimmt 
und  einzeln  beurteilt.  Dieselben  lassen  sich  in  drei  Klassen  zusammenfassen: 
1.  Deckungen  aus  dem  Stamravermögen,  2.  Deckungen  durch  Kredit,  3.  Deckun- 
gen aus  aufserordentlich  auferlegten  Steuern,  seien  diese  letzteren  Zuschläge 
zu  den  regelmäfsig  wiederkehrenden  Steuern  (Kriegszuschläge  u.  s.  w),  seien  sie  be- 
sondere Steuern.  —  1.  Die  Deckungen  aus  den  Stämmen  des  öffentlichen  Vermögens 
sind  teils  Zubufsen,  Erlöse  aus  dem  Verkaufe  von  werbenden  Vermögensbeständen 
und  von  Gebrauchsgütern  des  Staates,  zurückgezogene  Teile  der  Betriebsfonds  und 
Kassenvorräte,  Überschüsse  der  ordentlichen  Einnahmen,  teils  sind  sie  Schatz- 
legungsbestände ,   welche  für  den  Fall  aufserordentlichen  Bedarfes  aus  ordentlichen 
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und  aufyerordentlicben  Einnahmen  planmäCsig  angesammelt  sind:  Kriegsschatz,  Bau- 
fonds, vorbehaltene  Einnahmeüberschüsse  u.  s.  w.  —  2.  Neben  den  Stammdeckungen, 
bestehend  in  Zubufsen  und  in  jenen  Schatzbeständen,  welche  das  Ergebnis  früherer 
öffentlicher  Vermögensansammlung  sind  und  hierdurch  als  Vorausdeckungen  sich 
darstellen,  stehen  andere  aufserordentliche  Deckungsmittel,  welche  den  Privatver- 
mögensbeständen auf  Nachdeckung  (Tilgung)  aus  dem  öffentlichen  Vermögen  und 
Einkommen  kraft  freien  Kredites  und  kraft  Anwendung  der  Währungsgewalt 
entnommen  sind:  die  Anlehen  und  die  durch  Emission  von  Zwangspapiergeld  ge- 
wonnenen Deckungsmittel;  die  ohne  Währungszwang  kontrahierte  Notenschuid  stellt 
nur  eine  Art  der  Anlehen  und  zwar  der  schwebenden  Schulden  dar.  —  3.  Die  auCs er- 
ordentlichen Steuerdekungen  können  der  Ansammlung  von  Zubufsen  und 
Schatzwerten  dienen,  obwohl  letztere  keineswegs  blofs  aus  aufserordentlicher  Besteue- 
rung hervorgehen,  und  stellen  ein  Mittel  dar,  Anlehens-  und  Währungsschulden  zu 
verzinsen  und  zu  tilgen.  Die  aufserordentlichen  oder  sog.  Extrasteuern  können  je- 
doch und  sollen  thunlichst  vermieden  werden,  indem  die  ordentliche  Besteuerung 
darauf  eingerichtet  wird,  die  Ansammlung  und  Wiederansammlung  von  verfügbaren 
Vermögensbeständen,  wie  die  Verzinsung  und  Tilgung  der  Schulden,  im  Laufe  längerer 
Perioden  zu  ermöglichen.  —  Innerhalb  des  Jahi-esbudgets  ist  es  unmöglich,  nur  Extra- 
steuern als  aufserordentliche  Deckungsmittel  zu  verwenden.  Es  wird  sich  dem  Steuer- 
systeme nie  ein  Grad  der  Beweglichkeit  geben  lassen,  welcher  es  gestatten  würde, 
aufserordentliche  Bedarfe  für  Krieg,  öffentliche  Arbeiten,  Reorganisationen,  öffent- 
liche Anlagewerte  aller  Art  nur  durch  Extrasteuern,  mit  Vermeidung  der  Schatz- 
verwendung und  der  Kreditaufnahme  ausreichend  zu  bestreiten. 

Die  eigentümliche  Funktion  der  Steuer  innerhalb  des  Ge- 
samt deckungssy  st  eras  im  tiefsten  Grunde  nachzuweisen,  hat  den 
Hauptzweck  unserer  „Steuerfinanzlehre"  gebildet.  Das  daselbst  begrün- 
dete Hauptergebnis  ist  gewesen:  Die  Kreditdeekung  steht  zur  Deckung 
durch  ordentliche  Steuern  in  einem  Verhältnis  vorübergehender  Ergän- 
zung; die  Kreditdeckung  ist  nur  das  Mittel  aufgeschobener 
Steuerdeckung,  Funktion  der  Auflösung  unerschwingliclier  Steuer- 
deckungen der  Gegenwart  in  erschwingliehe  Raten  der  Nachdeckung 
aus  ordentlichen  Eingängen  (hauptsächlicli  Steuereingängen)  künftiger 
Jahre.  Nur  in  dieser  Funktion  und  mit  dieser  Begrenzung  ist  Kredit- 
deckung statthaft. 

Der  oberste  Deckungsgrundsatz  wird  —  nur  scheinbar  vag  —  dahin  lauten: 
Deckung  des  einmal  gegebenen  und  durch  Bedarfskürzungen  nicht  zu  schmälernden 
Bedarfes  auf  die  dem  unteilbaren  Gesamtleben  der  Nation  unter  geschichtlich  ge- 
gebenen Umständen  förderlichste  oder  doch  mindest  nachteilige  Weise.  Danach 
richtet  sich  auch  die  Wahl  je  unter  den  aufserordentlichen  und  je  unter  den  ordent- 
lichen Deckungsmitteln  selbst,  z.  B.  die  relativ  gröfsere  Ausdehnung  der  direkten 
oder  der  indrekten  Steuern.  Angewendet  auf  den  vermeintlichen  Interessengegensatz 
zwischen  Gegenwart  und  Zukunft,  ergiebt  dieser  Grundsatz  die  andere  Formulierung, 
dafs  diejenige  Deckung,  welche  Gegenwart  und  Zukunft  des  Volkes,  in  erster  Linie 
politisch  und  volkswirtschaftlich,  dann  auch  sonst,  am  meisten  fördert  oder  am  min- 
desten gefährdet,  zu  wählen  ist.  Das  kann  bald  durch  vorwiegend  ordentliche  Deckung, 
jetzt  hauptsächlich  „Steuerdeckung'',  bald  durch  vorwiegend  aufserordentliche  Deckung 
geschehen.  Obiger  Grundsatz  umschliefst  wirklich  die  Gesamtheit  der  für  die  Wahl 
der  Bedarfsdeckung  mafsgebenden  Gesichtspunkte. 

Die   Quelle  aller  politisch   und  wirtschaftlich   gefährlichen  Deckungsverlegen- 
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beiten  ist  die  Jahrepunregelmäf  sigkeit  der  Summe  des  ordentlichen  und  aufser- 
ordentlichen  Gesamtbedarfes,  des  ordentlichen  Gesamteinganges  und  des  Verhält- 
nisses beider.  Diese  Quelle  ist  nie  zu  stopfen.  Völlige  Stabilisierung  der  Bedarfe 
und  der  Deckungen,  geschweige  des  Gleichgewichtes  beider,  ist  daher  schlechtweg 
hoffnungslos.  Nur  durch  Bilan  zier  ung  der  auf  einander  folgen  den  Jahres- 
haushalte untereinander  und  durch  Beweglichkeit  der  einen  Bedarfe  und  Deckungen 
im  Ausmafse  der  Unbeweglichkeit  (Starrheit,  Steifheit)  der  übrigen  Bedarfe  und 
Deckungen  läfst  sich  die  Aufgabe  lösen.  Das  ,, dauernde  Gleichgewicht"  voll- 
zieht sich  durch  eine  Reihe  möglichst  wenig  labiler  Jahresgleichgewichte.  Es 
verwirklicht  sich  wie  das  Gleichgewicht  aller  natürlichen  und  sozialen  Lebensfunk- 
tionen im  Durchgange  durch  den  Umsturz  leidlicher  Gleichgewichtszustände  von 
kurzer  Dauer. 

Die  politisch  und  volkswirtschaftlich  beste  Durchführung  des  Deckungswesens 
in  der  Richtung  des  dauernden  Finanzgleichgewichtes  löst  sich  hiernach  in  zwei 
Reihen  von  Aufgaben  auf,  in  die  Aufgabe  nachhaltiger  voller  Gesamtdeckung  des 
Gesamtbedarfes  der  in  einander  überlaufenden  Haushaltsführungen  längerer  Perioden 
und  in  die  bei  den  Jahresbilanzierungen  zu  lösenden  Aufgaben.  Die  erstere,  haupt- 
sächliche Aufgabe  fällt  immer  mehr  dem  Steuerweseu  zu. 

§  26.  BeiveglichJceit  der  Deckungsmittel.  —  Im  geraden  Gegensatze 
zu  den  Bestrebungen,  steife,  widerspenstige,  grolse  aufserordentliclie 
Bedarfe  der  Gemeinwesen  zu  beseitigen,  stebt  die  Scbaffung  kräft- 
tiger  beweglicher  Deckungen  unelastischen  Bedarfschwankungen 
und  die  Einführung  kräftiger  beweglicher  Bedarfe  unelastischen 
Einnahmeschwankungen  gegenüber. 

Ein  höchst  bewegliches,  aufserordentliches  Deckungsmittel  einem  unvermeid- 
baren aufserordentlichen  Notbedarfe  gegenüber  ist  die  Emission  von  Papiergeld. 
Die  Papiergeldemission  als  äufserste  aufserordentliehe  Kriegsdeckung  ist  in  der 
„A..  St.  L."  bereits  behandelt.  Kräftige  Schuldentilgung  in  guten  Zeiten  und  direkte 
Anwendung  der  Steuerdeckung  als  der  Normaldeckung,  soweit  es  politisch  und 
volkswirtschaftlich  nur  immer  zulässig  ist,  sind  Grundlagen  der  Verfügung  über  die 
Kreditdeckung  in  einem  Mafse,  welches  in  nicht  überkritischen  Zeiten  gröfsteu  Be- 
darfen  ohne  politische  und  ohne  volkswirtschaftliche  Gefährdung  gerecht  wird; 
damit  ersetzt  man  die  laufende  Eigendeckung  unter  Einschicbung  verfügbarer  Uülfs- 
deckungen  durch  kleinere,  also  leichter  erschwingliche  Zins-  und  Tilgiingseigon- 
deckungen  künftiger  Jahre.  Mittelst  der  verzinslichen  oder  verzinslichen  und  tilg- 
baren Schuld  wird  eine  Teilung  der  Eigendeckung  bewei'kstelligt.  Für  die  Elasticität 
des  Finanzgleichgewichtes  längerer  Perioden  eine  Hauptsache  I 

Zu  den  sehr  beweglichen  Eigendeckungsmitteln  gehören  gewisse,  aber  auch 
nur  gewisse  auf  serordentliche  Steuereinhebungen.  Es  sind  dies  ein-  oder 
mehrjährige  Zuschläge:  zu  allgemeinen  Einkommen-  und  Vermögensteuern  in 
den  höheren  Lagen  der  betreffenden  bteuerkräfte  .  zu  den  indirekten  und  direkten 
Steuern  auf  entbehrliche  Verbrauchs-  und  Gebrauchsgegenstände  (Zucker,  Spiri- 
tuosen, Kolonialwaren),  zu  den  auf  den  Grofsverkehr  und  auf  die  Grofsvermögcns- 
übergänge  gelegten  ,, steuerhaften  Gebühren". 

Die  Zuschläge  zu  den  allgemeinen  Einkommens-  und  Vermögenssteuern  sind 
als  bewegliche  Gleichgewichtsregulatoren  längst  von  der  Wissenschaft  begründet. 
Den  wohlhabenderen  Schichten  auferlegt,  in  ihren  höheren  Prozentsätzen  für  aufser- 
ordentliche  Bedarfe  der  Bilanzierung  reserviert,  aus  den  umzubildenden  alten  „Ertrags- 
steuern'' in  Personalsteuern  verwandelt,  und  nie  über  wenige  Prozent  gesteigert,  sind 
diese  Steuern  weder  politisch  noch  volkswirtschaftlich  bedenklich. 
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Diese  Zuschläge  können  übrigens  in  aufsergewöhnlich  kritischen  Zeiten  selbst 
oft  nur  schwer  bewerkstelligt  werden;  sie  werden  also  zwar  stets  „Kriegssteuern" 
für  nachträgliche  Eigendeckung  (Tilgung)  des  Kriegsbedarfes  im  Frieden,  doch 
nicht  Kriegssteuern  im  Kriege  sein  können.  Vorzüglich  eignen  sie  sich  für  die 
Bestreitung  kleinerer  uud  mittlerer  auCserordentlicher  Investierungs-  und  Deficits- 
bedarfe  des  Friedens  und  für  aufserordentliche  Tilgung  solcher  Schulden ,  welche 
für  Bedarfe  kritischer  Zeiten  und  für  nicht  rentable  oder  nicht  voll  rentierende 
gemeinwirtschaftliche  Anlagen  (Eisenbahnschuldi  kontrahiert  worden  sind.  Ihr  Vor- 
zug ist,  ohne  Störung  fast  augenblicklich  erniedrigt  und  erhöht  werden  zu  können.  — 
Das  letztere  gilt  nicht  ebenso  vollkommen  von  den  Zuschlägen  zu  den  genannten 
Verzehrungssteuern  und  zu  gewissen  steuerartigen  Gebühren ,  namentlich  wenn 
erstere  lange  vor  erfolgtem  Absätze  vorschufsweise  zu  entrichten  sind,  und  wenn 
letztere  in  kritischer  Zeit  erhöht  werden  sollen.  Dagegen  sind  dieselben  geeignet, 
durch  eine  längere  Reihe  von  Jahren  als  aufserordentliche  Dekungsmittel  für  Er- 
sätze zerstörter  Vermögensstämme,  für  Deficits  von  zweifelhafter  Dauer,  für  kräftige 
aufserordentliche. Tilgungen  fundierter  und  für  Heimzahlung  schwebender  Schulden 
zu  dienen.  Für  Frankreich  haben  diese  Zuschläge  im  Jahrzehnt  ISTO  bis  1S79  ge- 
waltige aufserordentliche  Einnahmen  gebracht. 

Immer  setzt  die  Beweglichkeit  aller  dieser  Zuschläge  voraus,  dafs  die  übrigen 
Steuern  und  Gebühren  zu  einer  solchen  Höhe  der  Entwickelung  gebracht  seien, 
um  in  den  mittelguten  Jahren  allen  ordentlichen  und  den  weniger 
starken  ausserordentlichen  Bedarfen  —  einschiefslich  der  Bedarfe  für 
Verzinsung  der  Schulden  ~  mehr  als  gewachsen  zu  bleiben.  Nur  wenn  infolge- 
dessen die  allgemeine  Einkommensteuer  wenige  Prozente  für  die  Regel  nicht  über- 
steigt, wenn  die  gleichwertigen  Verbrauchs-  und  die  Verkehrssteuern  nicht  schon  in 
Durchschnittszeiten  übermäfsig  in  die  Höhe  getrieben  sind,  lassen  sich  diese  beweg- 
lichen Steuerschrauben  mit  Erfolg  dazu  verwenden,  die  aufserordentliche  Kredit- 
deckung für  viele  auferordentiiche  Bedarfe  und  für  mäfsige  Deficite  ganz  zu  ver- 
meiden, unvermeidliche  Schulden  und  Zubufsen  zu  tilgen,  liier  tritt  die  IJedeutung, 
welche  ein  gut  reguliertes  System  ebenso  direkter  wie  indirekter  Steuern  für  die 
Macht  des  Staates  im  Kriege  wie  im  Frieden  hat,  in  helles  Licht. 

Die  Heranziehung  der  Mittel  auCserstaatlicher  Wirtschaften  gegen  Zins  oder 
Zins  und  Tilgung  im  Wege  des  freien  Vertrages  durch  Kredit  erleichtert  für  den 
Augenblick  die  politische  Lage.  Die  Kapitalisten  ihr  Geld  freiwillig  bringen  zu 
lassen,  statt  den  Steuerpflichtigen  es  abzuringen,  ist  geradezu  verführerisch.  Man 
macht  niemand  unzufrieden  und  kann  sich  selbst  neue  Schöpfungen  zu  gemeinem 
Nutzen  erlauben,  die  eine  Zeit  lang  die  allgemeine  Anerkennung  finden.  Aber  man 
darf  auch,  rein  politisch,  die  Kehrseite  der  Medaille  nicht  übersehen.  Bald  und 
bei  steigender  Anhäufung  der  Schulden  immer  mehr  wird  die  Lage  des  Staatsmannes 
dauernd  und  steigend  schwieriger;  denn  Verzinsung  und  Tilgung  heischen 
immer  mehr  Steigerungen  der  ordentlichen  Steuern.  Einen  je  gröfseren  Betrag  der 
ordentlichen  Einnahmen  die  Staatsschuld  verschlingt,  desto  schwieriger  wird  es,  die 
ordentlichen  und  aufserordentlichen  Aufgaben  der  Zukunft  zu  lösen.  Zuletzt  gerät 
man  an  den  Rand  des  Bankerottes,  d.h.  zu  „negativer  Deckung"  der  schlimmsten 
Art.  Die  späteren  Steuerzahler  fragen  in  ihrem  Widerstände  nichts  danach,  ob  sie 
etwa  dadurch,  dafs  man  ihre  Vorfahren  schonte,  wirtschaftlich  in  eine  bessere  Lage 
gekommen  und  steuerkräftiger  geworden  sind.  Auch  nicht  danach,  ob  die  früheren 
Anlehenseingänge  etwa  zu  dauernd  nutzbaren  Anlagen  geführt  haben,  welche  über 
die  Gegenwart  Segen  verbreiten;  das  bewirkt  eine  nur  sehr  geringe  Besänftigung 
des  Belastungswiderstandes.  Gerade  auf  allgemein  politischem  Standpunkte 
tritt  die  Verwerflichkeit  des    endlosen   und    schlaffen    Schuldenmachens 
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hervor.  Der  .Staatsmann,  welcher  vor  der  Belastung  einer  wirklich  steuer- 
fähigen Gegenwart,  sei  es  mit  aufserordentlichen ,  sei  es  mit  ordentlichen 
Deckungen,  zurückweicht,  während  diese  Belastung  politisch  ungefährlich  und  volks- 
wirtschaftlich erträglich  ist,  versündigt  sich  an  der  Zukunft  seines  Volkes.  Jeder 
auCseror dentliche  wie  ordentliche  Bedarf,  für  welchen  ohne  Gefahr 
Steuerdeckung  volkswirtschaftlich  und  politisch  durch  setzb  ar  ist, 
soll  durch  Steuerdeckung  bestritten  werden. 

§  27.  Absolute  und  relative  Zunahme  der  Steuer deckung.  —  Die 
Steuereinkünfte  nehmen  mit  Notwendigkeit  absolut  zu;  denn  mit  den 
gemeinnützigen  Zielen  des  Staates  wäclist  auch  sein  Bedarf jfür  gemein- 
nützige Zwecke  (§  20)  und  der  Bestand  von  Sonderwirtsehaften,  welchen 
sich  Steuern  abnehmen  lassen  (§  16\ 

Die  Bedeutung  der  Steuer  im  finanziellen  Deckungsystem  wächst 
aber  allem  Anscheine  nach  auch  relativ.  Es  wird  nämlicli  politisch 
und  volkswirtschaftlich  eher  schwieriger,  denn  leichter,'  den  wachsen- 
den Staatsbedarf  aus  privatwirtschaftlichen  Erwerbsgeschäften  des 
Staates  selbst  zu  erzielen,  während  es  politisch  und  volkswirtschaftlich 
eher  leichter  und  volkswirtschaftlich  vorteilhafter  wird,  den  gemein- 
nützigen Bedarf  durch  Steuern  zu  decken. 

Die  eigene  Herstellung  der  in  den  Haushalt  einzubringenden  Güter  durch  jede 
Person  je  im  Ausmafse  des  Eigenbedarfes  ist  später  nicht  als  die  normale  und  voll- 
kommene, vielmehr  als  die  abnorme  und  volkswirtschaftlich  unvollkommene  Einrich- 
tung anzusehen.  Das  abgeleitete  Einkommen,  dessen  Haupterscheinung  die 
Steuer  ist,  nimmt  allgemein  zu.  Die  Volkswirtschaft  wird,  je  höher  sie  sich 
entwickelt,  desto  weniger  blofses  Nebeneinander  von  Vollwirtschaften, 
welche  zugleich  Erwerbsgeschäfte  un|d  Haushalte  sind,  vielmehr  eine  grofse  Gliede- 
rung einander  ergänzender  Teilwirtschaften  und  Teilwirtschaftsabteilungen, 
welche  Erwerb  und  Haushalt  trennen. 

Die  in  Arbeitsteilung  dem  Erwerbe  gewidmeten  Personen  haben  aus  den  Er- 
trägen ihrer  Erwerbswirtschaft  an  die  nicht  dem  Erwerbsberufe  zugewandten  Wirt- 
schaften den  erforderlichen  Sachgüterwert  als  abgeleitetes  Einkommen  abzugeben, 
wogegen  jene  Personen,  welche  den  übrigen,  dem  Erwerbe  nicht  angehörigen  Be- 
rufen obliegen ,  ihre  eigenartigen  Leistungen  zum  privaten  und  gemeinen  Nutzen 
vollziehen.  Hierbei  kommt  auch  wirtschaftlich  am  meisten  heraus, 
ergiebt  sich  ein  Minimum  von  Kosten  und  ein  Maximum  von  Nutzen. 
Die  Erwerb  treil)enden  Sonderwirtschaften  produzieren  den  Volks gesamthedarf 
leichter,  als  wenn  jede  Sonderwirtschaft  ihren  Bedarf  an  allen  Gütern  ihres  Haus- 
haltes für  sich  allein  selbst  erwerben  oder  produzieren  müfste.  Das  Vollkommene 
ist  also,  dafs  die  nicht  der  Sacligüterherstellung  bernfsmäfsig  obliegenden 
Personen  ihr  Einkommen  aus  dem  Ertrage  der  berufsniäfsigen  Erwerbswirt- 
schafteu  ableiten,  dafs  das  ursprüngliche  Einkommen  aus  den  Sonderwirtschaften 
der  letzteren  Art  zu  einem  Teile  als  abgeleitetes  Einkommen  durch  Freigebigkeit 
und  durch  Abgaben  an  die  Haushalte  der  nicht  dem  Erwerbsberufe  obliegenden 
Personen  gelange,  sobald  und  soweit  (,,A.  St.  L."  §  14.3  ff  i  der  beiläufige  Er- 
irerbsbetrieb  nicht  ebenso  wirtschaftlich  von  letzteren  geführt  werden  kann  oder 
als  Mittel  der  Erfüllung  ihres  dem  Erwerbe  fremden  Berufes  ausgeübt  werden  mufs. 

Die  Summe  aus  den  Herstellungskosten  der  ins  abgeleitete  Einkommen  abzu- 
gebenden Produkte  des  Erwerbes  und  aus  den  besonderen  Kosten,  welche  bei  Zu- 
leitung durch  freies  Geben  und  durch  Abgabenerhebung  erwachsen,  wird  einen  viel 
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kleineren  Kostenbetrag  darstellen,  als  die  Summe  der  Kosten  aller  von  nichterwerbs- 
beruflichen  Sonderwirtschaften  selbst  hergestellten  Güterbedarfe  betragen  würde; 
denn  alle  Vorteile  der  Arbeitsteilung  in  der  Produktion  würden  geopfert  sein.  Um- 
gekehrt wäre  der  Nutzen,  welchen  die  nicht  dem  Erwerbe  dienenden  Berufe  stiften, 
von  jedem  Einzelnen  entweder  gar  nicht  oder  doch  nicht  in  derselben  Höhe  zu  er- 
reichen, wenn  jede  Person  die  im  aufserwirtschaftlichen ,  namentlich  öffentlichen 
Berufsdienste  vor  sich  gehenden  Leistungen  sich  selbst  leisten  wollte;  ja  solcher  Nutzen 
wäre  gröfstenteils  bei  Allesthuerei  jedes  Einzelnen  überhaupt  nicht  zu  erlangen. 

Die  Besteuerung,  welche  als  Hauptform  der  Ableitung:  von  Einkommen 
sich  darstellt,  ist  also,  je  höher  die  Entfaltung-  des  sozialen  Körpers  steigt, 
desto  mehr  auch  volkswirtschaftlich  gefordert,  und  hei  guter  Regulierung 
keineswegs  als  Yerkürzung  der  dem  Berufserwerbe  obliegenden  Personen  an- 
zusehen. 

§  28.  Die  decJcungssystematische  Bedeutung  der  nichtsteuerlichen 
ordentlichen  Declcungsmittel.  —  1.  Den  freien  Beiträgen  für  öffent- 
liche Zwecke  kommt  nach  der  Natur  der  Sache  eine  bescheidene  Be- 
deutung zu.  Die  Unterthanen  tragen  dem  Staate  Geschenke  nicht  im 
Übermafse  ab.  Es  wäre  aber  auch  gar  nicht  wünschenswert,  dafs 
die  Gemeinwesen  ausschlielslich  auf  die  Kost  freier  Beiträge  gesetzt 
wären;  denn  die  Einnahmen  aus  dieser  Quelle  wären  nicht  beständig, 
und  nachhaltige  Leistungen  der  Gemeinwesen  würden  sich  hierauf  mit 
Sicherheit  nicht  stützen  lassen. 

2.  Die  rechtsverbindlichen  Interessentenbeiträge  (Ge- 
nossenschaftslasten, assessments  u.  dergl.)  haben  genau  so  weit  zu 
gehen,  als  öffentliche  Veranstaltungen,  welche  der  Staat  für  einen  Kreis 
von  Interessenten  mit  oder  ohne  Selbstinteresse  daran  einrichtet,  unter- 
hält und  leitet,  für  die  einzelnen  nichtstaatlichen  Interessenten  und  Mit- 
interessenten Gebrauchswert  sind.  Dieser  Grundsatz  ist  unanfechtbar, 
freilich  in  exakter  Weise  nicht  leicht  zur  praktischen  Geltung  zu  bringen. 

3.  Dasselbe  gilt  von  den  Gebühren.  Sie  sind  mindestens  so 
lioch  anzusetzen,  als  der  aus  Amtshandlungen  dem  Gebtihrenträger  zu- 
fliefsende  Sondernutzen  dem  Gemeinwesen  Kosten  bereitet,  —  falls  der 
Zweck  der  vom  Gebührenträger  veranlafsten  Amtshandlung  nicht  einen 
anderen  Satz  begründet  (§  296)  — ,  aber  auch  niclit  über  den  Gebrauchs- 
wert hinaus,  welchen  die  öffentliche  Erweisung  für  den  Gebtihrenträger 
hat.  In  der  Wirklichkeit  verfliefst  freilich  fast  immer  die  scharfe  Grenze 
zwischen  dem  gemeinen  Nutzen  und  dem  Sondernutzen,  welchen  die- 
selbe Amtshandlung  oder  öffentliche  Gewährung  stiftet.  Es  gilt,  ein 
an  sich  unanfechtbares  Prinzip  mit  praktischem  Blick  zur  Anwendung 
zu  bringen. 

Endlich  haben  4.  die  Erwerbseinkünfte  neben  der  Steuer  eine 
genau  bestimmbare  Stellung  einzunehmen  und  zu  behaupten.  Diese 
Stellung  ist  in  der  „A.  St.  L."  §  143  dahin  bestimmt  worden: 

,, erstens  sollen  dieselben  grofs  genug  sein,  um  zugleich  die 
verfassungs-  und  finanzpolitisch  wünschenswerte  Schonung  der 
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Steuerkräfte  zu  erreichen,  hiermit  eine  starke  Steuer  kr  aftreserve 
für  Notfälle  zu  schaffen  und  die  kreditpolitisch  wünschenswerte  Fun- 
dierung der  aufserordentlichen  Deckungen  zu  gestatten; 

„zweitens  soll  der  Erwerb  so  eingerichtet  werden,  dafs  er  aus 
solchem  öffentlichen  Betriebe  und  Besitz  fliefst,  welcher  allgemein  ver- 
waltungspolitisch und  volkswirtschaftspolitisch  zur  Erreichung  der 
Staatszwecke  gefordert  ist; 

., drittens  soll  der  Erwerb  in  den  für  den  Staat  politisch  und 
wirtschaftlich  geeigneten  Formen  teils  des  Selbstbetriebes,  teils  der 
Pacht-  und  Leihverwei-tung  geregelt  werden." 

4.  Kapitel.    Die  Faktoren  der  Besteuerung. 

§  29.  1.  Die  Steuer gew alt. —  Faktoren  der  Besteuerung  nennen 
wir  die  in  aller  Besteuerung  wiederkehrenden  Glrundthatsachen :  die 
Steuergewalt,  das  Steuersubjekt  (subjektive  Steuerpflicht),  das  Steuer- 
objekt (objektive  Steuerkraft  und  objektive  Steuerbarkeit,  objektive 
Steuerpflicht),  die  Steuerlast.  Diese  Grundthatsachen  der  „A.  St.  L." 
kommen  iu  der  besonderen  Steuerlehre  zur  weiteren  Entfaltung. 

Erster  Faktor  ist  die  Steuergewalt.  Unter  Steuergewalt  verstehen 
wir  die  Zuständigkeit  zur  Besteuerung  (Besteuerungsbefugnis),  unter 
Steuergewalten  die  Träger  dieser  Zuständigkeit. 

Steuergewalten  sind  im  modernen  Einheitsstaat  ,,der"  Staat  und 
die  Kommunalkörperschaften.  Im  moderneu  Bundesstaat  spaltet  sich 
die  Staatssteuergewalt  in  die  Reichs-  und  Partikularsteuergewalt,  die 
Kommunalsteuergewalt  in  die  Orts-,  Kreis-,  Regierungsbezirks-  und 
Provinzialsteuergewalt. 

Steuergeschichtlich  stellen  sich  für  jede  Yerfassungsepoche  die  cen- 
tralen und  die  partikularen  Steuergewalten  eigenartig  dar,  und  der 
heutige  Gegensatz  staatlicher  und  kommunaler  Steuergewalt  darf  nicht 
einfach  auf  frühere  Epochen  der  Steuergeschichte  übertragen   werden. 

Im  Territorialstaat  trifft  man  neben  der  Landessteuergewalt  partikuläre 
Steuergewalten,  welche  noch  nicht  Kommunalsteuergewalten  heutiger  Art  sind  (Patri- 
monialgewalteni.  Desgleichen  im  altklassischen  und  spätmittelalterlichen  Stadt- 
s  taatszeitalter  neben  den  Stadtsteuergewalten  eigentümliche  Steuergewalten  von 
Stadtstaatenbünden.  Im  Feudalstaat  ist  eine  Stufenleiter  lehensherrlicher,  vasalli- 
tischer,  aftervasallitischer  und  noch  partikulärer  Steuerzuständigkeit  wahrzunehmen. 
Je  weiter  zurück  in  der  Steuergeschichte,  desto  weniger  sind  Steuergewalt  und 
Steuersubjekt  differenziert,  desto  weniger  sind  die  centralen  von  den  partikularen 
Steuergewalten  scharf  geschieden,  desto  weniger  ist  die  Besteuerung  der  engeren 
Kreise  des  Gemeinwesens  der  Besteuerung  der  heutigen  Selbstverwaltungskörper 
ähnlich,  desto  weniger  ist  die  Besteuerung  der  weiteren  Kreise  Individual-  und  ür- 
besteuerung.  und  zwar  dies  alles  nach  staatlicher  und  volkswirtschaftlicher  Not- 
wendigkeit. 

Nicht  jede  Art  direkter  und  indirekter  Steuern  eignet  sich  für  jede  Art  von 
Steuergewalten,  und  die  Eig-unng  der  verschiedenen  direkten  wie  der  indirekten 
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Steuern  für  das  Besteuerungsbedürfnis   der  weiteren  und  der  engeren  (xemein- 

Tfesen  war  einer  gewaltigen  steuergeschichtlichen  Abwandlung  unterworfen.  Allein 
grundsätzlich  sind  die  centralen  und  die  partikulären  Steuergewalten  gleich  sehr  zur 
indirekten  wie  zur  direkten  Erfassung  der  Steuerkraft  ihrer  Angehörigen  berufen. 

Heute  noch  giebt  es  Staatenverbindungen,  in  welchen  Gemeinwesen  verschie- 
denster Höhe  der  Staatsentwickelung  zusammengefafst  erscheinen,  nämlich  Staaten 
mit  abhängigen  Staatenanhängseln  (Schutzgebieten,  Dependenzen),  namentlich  Reiche 
mit  Kolonien.  In  solchen  Staatenverbindungen  dienen  die  Partikularsteuergewalten 
der  abhängigen  Gemeinwesen  der  Steuergewalt  des  Herrscherstaates,  und  auch  die 
Besteuerung  der  „Besitzungen"  mufs  aufdemFufse  jener  Verfassungs-  und  Steuerepoche 
eingerichtet  werden,  in  welcher  die  Staats-  und  Volksentwickelung  des  Volkes  der 
Besitzung  sich  befindet.  Doch  müssen  wir  mit  dem  Schutzgebietssteuerwesen  auch 
die  Steuergewaltverhältnisse  der  .„Besitzungen"  beiseite  liegen  lassen. 

Das  Prluzip  für  die  Ordnung  der  Zuständigkeit  zwischen  den  Steuergewalten 
ist  „die  Verteilung  der  Steuerzuständigkeit  im  Verhältnis  der  GröCse  des  durch 
Erwerbs-  und  Gebühreneinnahmen  nicht  gedeckten  gemeinnützigen  Bedarfes,  sei  es 
mittelst  Anteilnahme  jeder  Steuergewalt  an  gemeinsamen  Steuern,  sei  es  mittelst 
völliger  Überlassung  der  einen  Steuergattung  an  diese  und  der  anderen  an  jene 
Steuergewalt  nach  staatlich,  volkswirtschaftlich  und  steuertechnisch  begründeter 
Zweckmäfsigkeit  („A.  St.  L.")." 

§  30.  2.  Die  Steuer  Pflicht  fsuhjehtive  Steuerpflicht). —  Steuer- 
subjekt, Steuerträger,  Steuerdestinatar  sind  alle  Personen, 
welche  irgendwelche  Steuer  zu  entrichten  verpflichtet  bezw.  nach  der 
Absiebt  des  Gesetzgebers  bestimmt  (destiniert)  sind. 

An  und  für  sich  würde  der  Begriff  Steuersubjekt  weiter  reichen 
und  auf  alle  Personen  anzuwenden  sein,  welche  mit  der  Besteuerung 
belastend  oder  belastet  zu  tbun  haben,  also  wie  auf  die  Steuerzahler, 
so  auf  die  Träger  der  Steuergewalt.  Ein  feststehender  Sprachgebrauch 
bezeichnet  jedoch  als  Steuersubjekte  nur  die  gesetzlich  zur  Steuerent- 
richtung verpflichteten  Personen.  Dadurch  ist  nur  nicht  ausgeschlossen, 
dafs  die  Steuersubjekte  zugleich  als  Steuerorgane  wirken  (§  50).  Viel- 
mehr ist  die  Verknüpfung  beider  Eigenschaften  in  einer  Person  in  ge- 
wissem, bei  der  indirekten  Besteuerung  sogar  in  sehr  hohem  Mafse 
unumgänglich. 

Die  Steuersubjekte  sind  nicht  durchaus  auch  die  Träger  der  Steuer- 
last, die  sog.  Steuerträger.  Umfassend  ist  das  Steuersubjekt  nur 
Steuerzahler,  welcher  die  Steuern  vorschufsweise  leistet,  um  letztere  im 
Verkehr  bei  Dritten  nachzunehmen,  sie  zu  tiberwälzen.  Nicht  einmal 
im  Sinne  des  Gesetzes  ist  der  Steuerzahler  auch  Steuerträger;  derjenige, 
welcher  zur  Tragung  der  Steuerlast  vom  Gesetze  bestimmt,  destiniert 
ist,  d.  h.  der  Steuerdestinatar  kann  irgend  ein  Anderer  als  der  Steuer- 
zahler sein,  wenn  nur  die  Wahl  Steuerkraft  weisender  (steuerbarer) 
Steuerobjekte  es  sichert,  dafs  der  schliefsliche  Steuerträger,  wenn  auch 
unbekannt,  doch  steuerfähig  ist. 

Jede  Steuer  hat  ihr  besonderes  Subjekt,  wie  sie  (§  33)  ihr  eigen- 
tümliches Objekt  und    einen    eigentümlichen    Einsteuerungsorganismus 
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besitzt.  Daher  ist  es  irreführend,  Subjekt-  und  Objektsteuern  zu 
unterscheiden,  und  "wir  haben  diese  wissenschaftlich  wenig  ertragreiche 
Klassifikation  der  Steuern  ebendeshalb  lieber  fallen  gelassen  (vergl. 
,,A.  St.  L."). 

Die  Konsequenz  würde  gefordert  haben,  die  Masse  der  indirekten  Steuern  eben- 
falls, ja  zuvorderst  Objektsteuern  zu  nennen,  da  bei  ihrer  Einsteuerung  das  üteuer- 
sabjekt  hinter  das  Steuerobjekt  zurücktritt. 

Als  ..Subjektsteuern"  gelten  solche,  welche  beim  Veranlagungsverfahren  ein- 
seitig an  das  Steuersubjekt  sich  halten,  wie  Kopfsteuern  und  andere  Personalsteuern, 
als  Objektsteuern  dagegen  solche,  welche  bei  der  Veranlagung  vorwiegend  an  das 
Objekt,  den  steuerpflichtigen  Gegenstand  oder  Vorgang  sich  halten,  wie  die  „Ertrags- 
steuem''  in  der  direkten  Besteuerung. 

Die  Steuerpflicht  —  ist  den  Steuergewalten  gegenüber  entweder  Individual- 
steuerpflicht  oder  Vermittelungs-,  Durchlaufs-  oder  Gemeinsteuerpflicht. 
I>ie  Ursteuer  und  die  Individualsteuer  dringen  steuergeschichtlich  aus  den  engeren 
r.ach  den  weiteren  Gemeinwesen  vor.  Für  die  Regel  ist  unter  Steuerpflicht  hier  die 
Individualsteuerpflicht  zu  verstehen. 

§  31.  Zwei  mögliche  Regulierungen  der  subjektiven  Steuei'jjflichf. 
—  Die  eine  ist  rechtlicher  Art  und  richtet  sich  nach  der  Staats-  bezw. 
Gemeindeangehörigkeit  (§  16).  Die  andere  liegt  in  der  thatsäch- 
lichen,  sog.  ..wirtschaftlichen"  Zugehörigkeit  zum  Gemeinwesen. 

Kicht  blöfs  Unterthanen  und  Gemeindebürger  sind  steuerpflichtig,  sondern  auch 
Staats-  und  gemeindefremde  Personen,  sofern  eine  Verflechtung  derselben  in  die 
tbatsächliche  Lebensgemeinschaft  des  staatlich  zusammengefafsten  Volkes 
oder  der  kommunal  verbundenen  Teile  des  Volkes  obwaltet.  Es  ist  dabei  ganz 
gleichgültig,  ob  diese  tbatsächliche  Angehörigkeit  dauernd  oder  vorübergehend  ist 
(Transportbesteueruug  von  Durchgangsverkehren'.!,  ob  sie  eine  Angebörigkeit  blofs 
mit  der  Person  (Aufenthalt)  oder  blofs  mit  dem  Vermögen  (Grundsteuer  der  Forenseu  \) 
darstellt,  ob  sie  eine  Angebörigkeit  rein  wirtschaftlicher  oder  zugleich  nichtwirt- 
schaftlicher Art,  ob  die  wirtschaftliche  Angehörigkeit  Erwerbs-  oder  Konsumange- 
hörigkeit ist.  In  irgend  einer  Beziehung  mufs  der  Steuerpflichtige  dem  Volks-  oder 
Lokalgemeinwesen  thatsächlich  angehören,  hiermit  aber  auch  dem  Staatseinflusse 
unterliegen  und  der  unvergeitbar  gemeinnützigen  Leistungen  des  Staates  sich 
miterfreuen.  Die  Bestimmung  der  Steuerpflicht  durch  thats3ehliche  Zug'ehorig- 
keitgevrinntTvegen  steigender  Beweglichkeit  der  Bevölkerung  immer  mehr  Boden. 
Die  allgemeine  Grundvoraussetzung  ist  dies,  dafs  der  Steuerpflichtige  auch 
leistungsfähig,  steuerkräftig  (eine  ..Steuerkraffi  und  auch  steuertechnisch  fafsbar 
sei.    Die  Steuerpflicht  setzt  greifbare  Steuerkraft  voraus. 

§32.  Fo/isefiung.  —  Die  Steuerpflicht  der  Inländer  und 
der  Ausländer  ist  in  der  ,.j\..  St.  L.''  bereits  abgehandelt. 

1.  Steuerpflicht  der  einheimischen  Angehörigen  —  bildet  den  Hauptfall  der 
Steuerpflicht.  Die  Steuerquelleu  dieser  Personen  werden  von  den  indirekten  Vor- 
schuCssteuem  ausnahmslos  getrofTen.  Eine  Freilassung  davon  ist  steuertechnisch 
überhaupt  unmöglich,  der  Einzelne  kann  sich  nur  durch  die  Unterlassung  der  be- 
treffenden Konsume,  Verkehre  und  Bereicherungen  steuerfrei  machen. 

Bezüglich  der  direkten  Steuern  können  die  Staatsangehörigen  Inländer  steuer- 
frei sein:  a.  weil  und  wenn  sie  leistungsunfähig  sind  (Existenzminimum!;  b.  in  Hin- 
sicht auf  blofs  abgeleitetes  Einkommen:  Unterstützungen,  Alimente.  Staatssteuer- 
einnahme der  Gemeindesteuerung,   Gemeindesteuereinnahme   der  Staatsbesteuerung 
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gegenüber  u.  s.  w. ;  c.  aus  staatsrechtlichen  Gründen  (die  Angehörigen  der  regieren- 
den Familien,  die  Beamten,  andere  aus  besonderen  Gründen  ausgenommene  Personen, 
sogen.  Steuerexemte,  „A.  St.  L."  §  87).  Die  Steuerpflicht  der  Staatsangehörigen  In- 
länder erstreckt  sich  im  Falle  der  Leistungsfähigkeit  und  wirtschaftlichen  Selb- 
ständigkeit jedenfalls  auf  das  aus  dem  Inlande  bezogene  Einkommen  und  auf  das 
im  Inlande  gelegene  Vermögen.  Fragwürdiger  ist  die  Ausdehnung  der  direkten  Be- 
steuerung auf  die  aus  dem  Auslande  kommenden  Einkünfte  der  Staatsangehörigen 
Inländer,  wobei  es  sich  namentlich  um  Ruhegehalte,  Leibrenten,  Zinsrenten,  Rein- 
jertragsanteile  an  auswärts  gelegenen  Unternehmungen  handelt.  Mit  der  Ver- 
zehrung auch  dieser  Einkünfte  gehört  der  Staatsangehörige  dem  Heimatstaate  an, 
und  eine  Befreiung  von  indirekten  Steuern  wäre  nicht  blofs  steuertechnisch  unaus- 
führbar, sondern  auch  steuertheoretisch  nicht  begründet;  was  aber  die  direkten 
Steuern  betrifft ,  so  ist  die  Steuerpflicht  für  die  fraglichen  Einkünfte  grundsätzlich 
nur  gegenüber  demjenigen  Staate  begründet,  aus  welchem  letztere  fliefsen;  denn  mit 
den  Quellen  dieser  Einkünfte  gehört  der  Staatsangehörige  Inländer  dem  Auslande 
an,  und  richtig  lassen  mehrere  Staaten  den  letzteren  von  der  Einkommenssteuer  frei, 
sofern  der  Beweis  der  auswärtigen  Herkunft  der  Einkünfte  geführt  wird.  Aus 
praktischen  Gründen  der  Steuersicherheit  läCst  sich  dennoch  viel  für  die  Steuer- 
pflichtigkeit auch  des  aus  dem  Auslande  kommenden  Einkommens  sagen. 

2.  Die  Steuerpflicht  der  im  Auslande  woliuenden  Staatsang-ehörigren, 
wieder  teils  mit  ihren  heimischen,  teils  mit  ihren  auswärtigen  Einkünften.  Bezüg- 
lich der  heimischen  Einkünfte  ist  auch  der  im  Auslande  wohnende  Staatsangehörige 
grundsätzlich  gegen  den  Heimatstaat  als  steuerpflichtig,  bezüglich  der  auswärtigen 
als  steuerfrei  anzusehen. 

3.  Die  Staatssteuerpflicht  der  im  lulande  wolmendeu  Ausläuder  —  teils 
für  ihre  aus  dem  Inlande,  teils  für  ihre  aus  der  auswärtigen  Heimat  bezogenen  Ein- 
künfte bezw.  für  ihre  da  und  dort  gelegenen  Vermögensbestände.  Die  Ausländer  im 
Inlande  unterliegen  jedenfalls  mit  ihrem  ganzen  Einkommen  und  mit  allen  ihren  im 
Inlande  befindlichen  Vermögensbeständen  der  indirekten  Besteuerung,  auch  der 
Verkehrs-  und  Erbschaftsbesteuerung,  was  steuertechnisch  fast  durchgehends  sich 
nicht  vermeiden  und  grundsätzlich  sich  durchaus  rechtfertigen  läfst.  Bezüglich  der 
direkten  Belastung  ist  die  Personalbesteuerung,  soweit  es  sich  um  Einkommen 
inländischer  Herkunft,  und  die  Realbesteuerung,  soweit  es  sich  um  ein  im  Inlande 
befindliches  Vermögen  handelt,  technisch  möglich  und  grundsätzlich  begründet.  Doch 
ist  es  zweckmäCsig,  die  blofs  vorübergehend  sich  im  Inlande  aufhaltenden  Ausländer 
(Reisende)  von  Personalsteuern  freizulassen ,  aufser  sofern  sie  im  Inlande  Erwerb 
treiben,  in  welchem  Falle  Belastung  in  der  Steuer-Gebührenform  der  Gewerbe-  und 
Handelspatente  passend  ist  (Handelsreisende).  Der  Ausländer,  welcher  sich  dauernd, 
etwa  mindestens  ein  Jahr  aufhält  oder  dauernd  Erwerbsbetrieb  durch  Beauftragte 
führt,  ist  zu  den  Realsteuern  heranzuziehen.  Dafs  er  auch  von  den  Personalsteuem 
und  von  der  Ergänzungsvermögenssteuer  mindestens  mit  seinem  im  Inlande  ge- 
legenen Vermögen  ergriffen  werde,  ist  grundsätzlich  gerechtfertigt.  Bezüglich  des 
ihm  vom  Auslande  zukommenden  Einkommens  und  seines  dort  gelegenen  Vermögens 
trifi't  jedoch  die  Personalsteuerpflicht  nicht  zu,  und  die  Steuertechnik  würde  auch 
nicht  die  erforderlichen  Handhaben  der  Steuerveranlagung  dieses  Einkommens  und 
Vermögens  besitzen.  Man  würde  durch  das  entgegengesetzte  Verfahren  die  Ausländer 
aus  dem  Lande  treiben,  wofern  dieselben  schon  im  Auslande  besteuert  sind. 

4.  Die  Steuerpflicht  der  im  Auslaude  weilenden  Ausliinder.  Auch  für 
letztere  ist  zwischen  dem  aus  dem  Inlande  und  dem  aus  dem  Auslande  kommenden 
Einkommen  bezw.  da  und  dort  gelegenen  Vermögen  zu  unterscheiden.  Das  aus  dem 
Gebiete  der  inländischen  Steuergewalt  kommende  Einkommen  bezw.  daselbst  gelegene 
Vermögen   ist   grundsätzlich   als   steuerpflichtig   anzusehen.    Hierbei  ist  zu  unter- 
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scheiden,  ob  der  auswärts  wohnende  Ausländer  im  Inlande  Erwerb  treiben  läfst 
oder  aus  dem  Inlande  blofs  Zinsen  und  andere  rentenartige  Einkünfte  bezieht. 
Die  Besteuerung  der  ersten  Art  von  Einkünften  ist  schon  zur  Herstellung  gleicher 
Erwerbsbedingungen  den  Inländern  gegenüber  volkswirtschaftspolitisch  gefordert  und 
die  Besteuerung  durch  Ertrags-  und  Verkehrssteuern  auch  steuertechnisch  ausführbar. 
Grundsätzlich  ist  die  Besteuerung  der  ins  Ausland  gehenden  Renten  wohl  be- 
gründet, auch  derjenigen,  welche  der  Staat  selbst  bezahlt;  denn  wirtschaftlich  gehört 
mit  diesem  Einkommensteile  selbst  der  auswärtige  Ausländer  dem  Inlande  an. 
Praktisch  ist  sie  nicht  leicht  (.,A.  St.  L."  §  ISJ).  Ebendaselbst  über  die  Abwälzung 
der  Getreidezölle  auf  Ausländer.  Über  die  Rückwälzung  des  Getreidezolles  auf  den 
fremden  Erzeuger  und  Verfrachter  vergl.  das  Bismarcksche  Finanzprogramm  vom 
15.  Dez.  187S.  Seitdem  viel  erörtert.  Vergl.  über  diese  Möglichkeit,  namentlich  bei 
blofsem  Differentialzoll,  meine  „Kern-  und  Zeitfragen"  II  4S  ff.  und  ,,A.  St.  L  •'  §  216. 
5.  Die  Steuerpflicht  der  physischen  und  der  uichtphysischen  Personen. 
Hierüber  ist  in  der  „Ä.  St.  L."  gehandelt  und  bei  der  direkten  Generalbesteuerung 
unten  weiter  zu  handeln. 

§  33.  -5.  Das  Steuerobjeht  (Steuerh'cift  und  SfeuerharJceifj.  —  Die 
„objektive  Steuerpflicht".  Die  Stenerkraft  der  Steuersubjekte 
(Leistuuysfäbigkeit)  ist  mit  der  Gesamtlieit  ihrer  Grundlagen  zur  Er- 
füllung der  Steuerpflicht  heranzuziehen.  Letztere  erhält  dadurch  ihre 
gegenständliche,  objektive  Bestimmung.  Die  Gegenstände  oder  That- 
sachen,  für  welche  die  Steuerpflicht  besteht,  und  an  welchen  letztere 
zur  „objektiven  Steuerpflicht"  wird,  heifsen  St  euer  Objekte.  Die 
letzten  Grundlagen  der  Steuerkraft  sind  stets  das  Vermögen  und  das 
Einkommen. 

Jedoch  nur  das  selbständige  (ursprüngliche)  Vermögen  und  Ein- 
kommen; dieses  aber  ist  auch  dann,  wenn  es  aus  abgeleitetem  Ein- 
kommen entstanden  ist,  anzufassen.  Das  abgeleitete  Einkommen 
dagegen  wird  der  Steuerpflicht  nicht  zu  unterwerfen  sein.  Was  die 
physisclien  und  juristischen  Personen  des  öff"entlichen  und  des  pri- 
vaten Rechtes  an  Abgaben  aller  Art,  Unterstützungen  u.  dergl.  be- 
ziehen, wird  vielmehr,  sofern  es  nicht  selbständigen  Erwerb  schafft, 
von  der  Besteuerung  freizulassen  seiu.  Dies  wird  selbst  von  der  in- 
direkten Besteuerung  gelten,  soweit  solche  die  Berücksichtigung  des  ab- 
geleiteten Einkommens  gestattet,  was  wohl  bei  der  Minderzahl  der  als 
Tragsteuern,  nicht  aber  von  der  IMehrzahl  der  als  Vorschufssteuern  regu- 
lierten indirekten  Steuern  ausführbar  erscheint. 

Steuerobjekt.  Dieser  Begriff  hat  ebenfalls  eine  Einengung  erfahren,  welche 
logisch  an  sich  nicht  geboten  wäre.  Als  Objekt  oder  Gegenstand  der  Besteuerung 
liefse  sich  alles  bezeichnen,  was  von  der  Besteuerung  getroffen  wird,  jede  Person, 
welche  unmittelbar  von  einer  Steuer  ergriffen  wird,  und  jeder  Vorgang,  welcher  von 
der  Steuergewalt  als  Veranlassung  einer  Steuerauflage  benützt  wird.  Ein  steuer- 
wissenschaftlich feststehender  Sprachgebrauch  versteht  aber  unter  Steuerobjekten  nie- 
mals die  Steuerpflichtigen  selbst,  sondern  nur  teils  unmittelbar  das  Vermögen  und 
Einkommen  der  Steuersubjekte  im  ganzen  und  nach  einzelnen  Bestandteilen,  teils 
Vorgänge  und  Thatsachen,  welche  auf  steuerbares  Vermögen  und  Einkommen 
BchlieCsen  und  daher  für  die  mittelbare  Ergreifung  der  letzteren  sich  verwerten  lassen. 
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Die  Stenerkraft  (Leistungsfähigkeit  des  Steuersubjektes) 
und  Steuerbarkeit  (Leistungsfälligkeit  nach  Mafsgabe  der  Be- 
schaffenheit des  Steuerobjektes).  —  Die  auf  den  Steuerquellen, 
Vermögen  und  Einkommen  beruhende  Steuerkraft  verlangt  zu  ihrer  voll- 
ständigen Ermittelung  eines  Doppelverfahrens  (§  3):  einmal  eine  direkte 
Ermittelung  durch  Besteuerung  nach  der  Gröfse  und  Stärke  der  Steuer- 
kraft, wie  sie  sich  in  Einkommen  und  Vermögen  selbst  offenbart;  so- 
dann eine  indirekte,  indem  aus  der  Beschaffenheit  gewisser  Thatsachen: 
Konsume,  Verkehre,  Bereicherungen,  Inanspruchnahmen  der  öffentlichen 
Gewalt  —  Begehungen  und  Unterlassungen  solcher  — ,  auf  die  Steuer- 
kraft geschlossen  wird.  Auf  ersterem  Wege  kann  hauptsächlich  die 
Durchschnittssteuerkraft  ermittelt  werden.  Das  notwendige  Seiten- 
stück hierzu  ist  aber  die  indirekte  Besteuerung,  welche  durch  Ent- 
lastung und  Mehrbelastung  nach  den  Verhältnissen  besonderer  Steuer- 
schwäche oder  Steuerkraft,  worauf  die  Unterlassungen  und  Begehungen, 
passiven  und  aktiven  Erlebnisse  hinweisen,  eine  Erhebung  der  Durch- 
schnittsbesteueruug  zur  individualisierenden  Besteuerung  nach 
der  wirklichen  Steuerfähigkeit  vollzieht  (§  34). 

Im  ersten  Falle  der  direkten  Besteuerung  sind  die  Grundlagen  der 
Steuerkraft  selbst,  die  sog.  „Steuerquellen",  das  Steuerobjekt;  beide  sind 
unmittelbare  Steuerobjekte.  Im  zweiten  Falle  der  indirekten  Besteue- 
rung bilden  die  positiven  und  negativen  Thatsachen,  welche  auf  Steuer- 
kraft hinweisen,  den  mittelbaren  Besteuerungsgegenstand.  Die  mittel- 
baren Steuerobjekte  der  indirekten  Besteuerung  sind  nicht  die  Steuer- 
quellen selbst,  sondern  mefsbare  Offenbarungstbatsachen  der  Steuerkraft, 
welche  selbst  nur  aus  den  Grundlagen  der  Steuerkraft,  den  „Steuer- 
quellen", sich  ergiebt. 

§  34.  Die  Durchschnitts-  und  die  Individualsteuerhraft.  —  Dieser 
vom  Verfasser  schon  in  den  ,, Grundsätzen  der  Steuerpolitik"  für  die 
Fundierung  des  Steuersystems  verwertete  Unterschied  Avird  auch  hier, 
mit  nur  geringer  Modifikation  festgehalten.  In  den  ,, Grundsätzen  der 
Stenerpolitik"  war  folgende  Begründung  gegeben  worden: 

Der  Staat  soll  alle  Steuerkräfte  nach  Verhältnis  der  vollen  wirklichen 
(persönlichen  und  jeweiligen  iudiTiduelleu)  Leistungsfähigkeit  belasten.  Der  Staat 
selbst  kann  indessen  nur  die  durchschnittliche  Steuerkraft  aller  Steuersubjekte, 
diese  allerdings  allgemein  und  annähernd  voll  als  Gröfseneinheit  ermitteln.  Die 
wirkliche  Leistungsfähigkeit  der  Steuerquellen  für  den  Staat  unter  den  beson- 
deren eigenen  Bedarfsverhältnissen  der  steuerpflichtigen  Hausbalte  bleibt  dagegen 
dem  Staate  im  einzelnen  unbekannt.  Daher  scheint  die  oberste  Aufgabe  der  Be- 
steuerung, volkswirtschaftlich  verhältmäfsige  Deckung  der  staatlichen  und  der  nicht- 
staatlichen Bedarfe  überhaupt  nicht  lösbar.  Und  doch  ist  sie  es.  Die  Lösung  liegt 
in  einer  solchen  Mischung  von  direkten  und  indirekten  Steuern  zum  Steuersystem, 
dafs  die  direkten  Steuern  mit  erträglichen  Quoten  die  Durchschnittssteuerkraft 
allgemein,  vollständig,  verhältnismäfs  ig  herbeiziehen ,  während  die  indi- 
rekten Steuern  darauf  angelegt  werden,  dafs  die  Steuerträger  nach  ihrer  besonderen. 
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nur  von  ihnen  selbst  geoffenbarten  Leistungsfähigkeit  sich  selbst 
entlasten  können  und  belasten  wollen.  Dies  ist  nicht  die  einzige, 
aber  die  hauptsächliche  Aufgabe  bei  der  Zusammensetzung  des  Steuersystems 
aus  direkten  und  indirekten  Steuern. 

Diese  volle  Ausbildung  des  Steuersystems  erheischt  ebendeshalb  die  kombinierte 
Anwendung  der  zwei  grundverschiedenen  Methoden  der  Belastung:  Besteuerung  nach 
dem  ordentlichen  Gesamtstande  der  Steuerquellen,  also  für  die  Regel  nach  dem  Ein- 
kommen, und  Besteuerung  nach  einzelnen  Arten  und  Folgeerscheinungen  der  Ent- 
stehung und  Anwendung  des  Vermögens  und  Einkommens.  Denn  im  jährlichen 
ordentlichen  Gesamteinkommen  liegt  nur  das  Mafs  der  durchschnittlichen  Gesamt- 
leistungsfähigkeit; in  den  Thatsachen  und  Folgen  der  Verwendung,  den  Konsumen 
und  Bereicherungen,  offenbart  sich  dagegen  die  individuelle  Mannigfaltigkeit  der 
wirklichen  Leistungsfähigkeit. 

Die  Durchschnittssteuerkraft  findet  ihr  Mafs  in  der  (schichtenweisen) 
Gröfse  der  beiden  Steuerquellen. 

Einkommen  und  Vermögen  stellen  die  materielle  Gesamtmacht  der  Steuerkräfte 
dar.  Die  durchschnittliche  Leistungsfähigkeit  des  Einzelnen  für  den  Staat  wie  für 
seine  eigenen  Zwecke  steht  daher  irgendwie  —  einfach,  proportional  oder  progressiv 
bezw.  degressiv  —  im  Verhältnisse  zum  Einkommen  und  Vermögen.  Will  der  Staat 
die  Steuerquellen  vollständig,  allgemein  und  verhältnismäfsig  treffen,  so  hat  er  sich 
in  erster  Linie  an  den  Mafsstab  der  Steuerquellengröfse  zu  halten.  Dies  um  so  mehr, 
als  die  Einkommen  und  Vermögen  als  einheitliche  GröCsen  der  materiellen  Gesamt- 
macbt  jeder  Person  sich  ei-raitteln  und  allgemein  vergleichen  lassen. 

Die  wirkliche  individuelle  Leistungsfähigkeit  des  Einzelnen  läfst 
sich  nicht  durch  den  Staat  ermitteln,  geschweige  nach  einem  allgemeinen, 
einheitlichen  Mafsstabe  bemessen.  Nur  die  Steuerträger  bethätigen  ihre 
über-  oder  unterdurchschnittliche  Leistungsfähigkeit,  und  bei  Jedermann 
äufsert  sich  die  letztere  —  in  Entbehrungen  und  in  Genüssen  —  anders 
und  eigentümlich.  Die  Avirkliche,  individuelle  Leistungsfähigkeit  offen- 
bart sich  grofsenteils  durch  die  Thatsachen  der  individuellen  Entstehung, 
namentlich  aber  der  individuellen  Verwendung  des  Einkommens  und 
Vermögens.  An  diese  Thatsachen  mufs  die  Besteuerung,  will  sie  anders 
die  wirkliche  Leistungsfähigkeit  jeder  steuerpflichtigen  Person  treffen, 
in  zweckmäfsiger  Weise  ebenfalls  anknüpfen.  Diese  Thatsachen  müssen 
aber  als  Erkennungszeichen  von  Steuerfähigkeit  schlüssig  sein. 

Auf  die  Gröfse  des  ordentlichen  Gesamteinkommens  wird  die  individualisierende 
Besteuerung  sich  gerade  nicht  stützen  können,  denn  die  Einkommensziffer  sagt  über 
den  Bedarf  noch  gar  nichts  aus;  sie  ist  nur  ein  Mafs  der  Durchschnittssteuerkraft. 
Auf  die  Verwendung  des  Einkommens  zum  Konsum  und  auf  die  Bereicherung  — 
wird  die  individualisierende  Besteuerung  die  Korrektion  der  direkten  Steuern  durch 
Rücksichten  nach  der  wirklichen  Leistungsfähigkeit,  ihr  Gebäude  gründen  müssen. 
Denn  in  der  Art  des  Zuwachses  (Bereicherung)  und  der  Verwendung  wird  es  offen- 
bar, ob  die  Steuerkräfte  von  ihrem  Einkommen  etwas  abgeben  können  —  und  wie 
viel  — ,  ohne  die  verhältnismäfsige  Deckung  ihrer  eigenen  Bedarfe  neben  dem  Bei- 
trage zur  ebenfalls  verhältnismäfsigen  Deckung  des  Staatsbedarfes  zu  versäumen  oder 
einzubüfsen.  Durch  Einschränkung  des  Konsums  steuerpHirhtiger  Objekte  erlangen 
die  schwachen  Steuerkräfte  den  Spielraum  zu  verhältnismäfsiger  Entlastung,  durch 
uneingeschränkten  Konsum  derselben  Objekte  belasten  sich  die  starken  Steuer- 
kräfte selbst  stärker. 
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§  35.  1.  Die  unmittelbaren  Steuerohje'kte.  —  Die  Fähigkeit,  Steuern 
zu  zahlen,  beruht  auf  der  Verfügung  über  Sachgüterwert,  aus  welchen 
Steuern  bestritten  werden. 

Der  Inbegriff  dieser  Werte,  worüber  eine  Person  verfügt,  ist  nun 
das  Vermögen.  Alle  Steuern  werden  aus  dem  Vermögen  bestritten. 
Auch  wo  der  Lohn  besteuert  wird,  sind  es  die  aus  dem  Lohne  bezogenen 
Sachgttterbestände,  welche  zur  Steuerzahlung  befähigen.  Insofern  ist  das 
Vermögen  die  wirkliche  Grundlage  der  Leistungsfähigkeit  der  Steuer- 
subjekte. 

Normaler  Weise  ist  es  aber  der  periodische  Wertzuwachs  zum  Ver- 
mögen oder  das  Einkommen,  nach  welchem  die  Steuerlast  bemessen 
werden  soll;  denn  eine  Minderung  des  Stammwertes  des  Vermögens 
soll  von  den  Steuern  unter  ordentlichen  Verhältnissen  nicht  bewirkt 
werden,  falls  die  Erschöpfung  der  nationalen  Steuerkraft  verhütet  wer- 
den will.  Selbst  solche  Steuern,  für  welche  das  Vermögen  als  Be- 
messungsgrundlage dient,  sollen  und  wollen  in  der  Wirkung  Einkommen- 
steuern sein  und  sind  von  der  Steuergesetzgebung  in  der  Regel  als 
„reelle"  Einkommensteuern  gedacht.  Insofern  ist  das  Einkommen  als 
die  Normalsteuerquelle  anzusehen. 

Das  positive  Einkommensteuerrecht  erfafst  aber,  wie  sich  zeigen 
wird,  keineswegs  alle  Vermögensbestände  und  Einkünftearteu,  welche 
wissenschaftlich  zum  Vermögen  bezw.  Einkommen  gerechnet  werden 
und  folgerichtiger  Weise  dazu  gerechnet  werden  müssen. 

Der  Einkommeusbegriff  in  der  Besteuerung.  Wir  halten  an  der  Auffassung 
unserer  ,,A..St.L."  §  126  fest,  wonach  „auch  die  nicht  periodischen,  nicht 
dauernden,  nur  einmaligen  und  zufälligen"  Vermögenszugänge  zum  Ein- 
kommen zu  rechnen,  daher  objektiv  steuerpflichtig  zu  machen  und,  wo  zur  Be- 
steuerung die  direkten  Steuern  nicht  anwendbar  sind,  durch  indirekte  Abgaben  zu 
fassen  sind.  (Über  letzteres  das  Nähere  im  2.  Buche,  3.  H.A.)  Die  Kapital- 
auszahlungen der  Lebensversicherungen  sind  ebenfalls  als  steuerbare  Einkommens- 
bestandteile anzusehen. 

Auch  ScHA>z  zählt  in  einer  neuesten  schönen  Arbeit  („F.  A."  13.  Jahrgang 
1.  Bd.),  zum  Einkommen  ,,alle  Reinerträge  und  Nutzungen,  geldwerte  Leistungen 
Dritter,  alle  Geschenke,  Erbschaften,  Legate,  Lotteriegewinne,  Versicherungs- 
kapitalien, Versicherungsrenten,  Konjunkturengewinne  jeder  Art,  mit  Abzug  aller 
Schuldzinsen  und  Vermögensverluste.  Was  erübrigt,  steht  neu  zur  Disposition  des 
Empfängers,  gehört  nicht  zu  dem  bereits  vorhandenen  Staramvermögen ,  tritt  erst 
zu  dem  bisherigen  Vermögen  —  das  natürlich  auch  fast  Null  sein  kann  —  hinzu. 
Die  Wahrheit  ist  eben  die :  unsere  Bedürfnisse  verlaufen  nicht  wie  eine  gerade 
Linie,  sondern  im  Zickzack,  und  unser  Einkommen  ebenso;  letzteres  setzt  sich  aus 
mehr  oder  minder  ständigen  oder  unständigen  Posten  zusammen  und  man  stöCst 
immer  und  immer  wieder  auf  unlösbare  Widersprüche,  wenn  man  sich  nicht  ent- 
schliefst zu  sagen:  alle  Reinvermögensbezüge  einer  Person  in  einer  bestimmten 
Periode  gehören  zum  Einkommen." 

§  36.  Fortsetzung.  Dreierlei  unmittelbare  SteuerobjeMe.  —  1.  Das 
Vermögen — ist  als  Kraftbegriif  gedacht,  die  Sachgütermacht  einer  Person, 
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ZU  welcher  als  eine  zweite  wirtschaftliche  Kraft  das  „Arbeitsvermögen" 
hinzukommt.  Rechtlich  gedacht  ist  es  der  Inbegi-iff  aller  einer  Person 
zur  Verfügung  stehenden  Sachgüter,  sowie  ihrer  geldwerten  Rechte  und 
der  Leistungsansprüche  an  Dritte.     („A.  St.  L."  §  110  ff.) 

Dieses  Vermögen  gliedert  sich  einerseits  in  Kapitalbestände  mit 
dem  weiteren  Unterschiede  der  Anlagekapitale  und  der  Betriebskapitale, 
anderseits  in  Genufsgüterbestände,  welche  wieder  teils  als  Gebrauchs-, 
teils  als  Verbrauchsgegenstände  sich  darstellen.  Für  das  Genufs ver- 
mögen kann  der  gebrauchbare,  d.  h.  nur  in  einer  Reihe  von  Xutzungs- 
akten  zu  erscliöpfcnde  Güterbestand,  das  von  Hermann  sog.  „Nutz- 
kapital'' ("Wohnhäuser,  Pferde,  Kleider  u.  s.  w.)  Nutz  vermögen  heifsen. 

Es  ist  teils  von  der  Natur  der  Güter,  teils  von  der  Willkür  der 
Menschen  abhängig,  ob  und  in  wie  weit  das  einzelne  Gut  dieser  oder 
jener  Gattung  des  Volks-  und  Soudervermögens  angehört. 

Da  ein  Teil  der  Steuern,  namentlich  ein  Teil  der  Bereiclierungs- 
oder  sog.  Verkehrssteuern  die  Steuerquellen  bei  der  Entstehung  durch 
„Verkehr"  erfafst,  so  hat  man  die  verschiedenen  Arten  der  Entstehung 
des  Vermögens  auseinander  zu  halten.  Wir  unterscheiden:  1.  Besitz- 
ergreifung (Occupation);  2.  gewaltsame  Aneignung;  3.  geschenkweise 
Zuwendung;  4.  zufällige  Erwerbung;  5.  Vererbung;  6.  Erwirtschaftung 
(vergl.  „A.  St.  L.-' §  113j. 

§  37.  2.  Die  Erträge  und  das  Einlcommen  („A.  St.  L."  §  115  ff.). 
—  Das  Eigentümliche  an  den  Erträgen  liegt  begrifflich  in  der  ursäch- 
lichen Rtickbeziehung  des  Güterstammzuwachses  oder  des  Güterwert- 
zuwachses auf  eine  bestimmte  Wachstumsquelle  (Grundbesitz,  Geschäfts- 
kapital, Arbeitskraft).  Die  Gröfse  des  Ertrages  ohne  Abzug  der  für 
dessen  Erzielung  aufgewendeten  Kosten  heilst  Roh-  oder  Bruttoertrag. 
Der  Ertrag,  welcher  nach  Abzug  der  Kosten  übrig  bleibt,  ist  der  Rein- 
oder Nettoertrag. 

Alle  Erträge  ganz  oder  nach  ihren  Teilen  werden  für  bestimmte 
Sonderwirtschatten  Vermögenszuwachs,  Bestandteile  des  Einkommens 
oder  Einkünfte,  ob  zwar  die  Erträge  nicht  die  einzigen  Be- 
standteile des  Einkommens  sind. 

3.  Das  Einlommen.  —  Das  Einkommen  ist  jener  periodische  Wert- 
zugang zum  Vermögen,  welcher  ohne  Scliwächung  des  Vermögensstamm- 
wertes teils  zur  Vermögensvermehrung,  teils  zur  Bestreitung  aller  per- 
sönlichen Konsum-Bedarfe,  cinscliliefslich  desjenigen  für  die  persönliche 
Steuerschuldigkeit  verwendet  werden  kann.  Es  ist  daher  wirtschaftlich 
die  unmittelbare  Steuerquelle. 

Die  Auffassung,  welche  nur  den  regelraäfsig  wiederkehren- 
den Wertzuwachs  als  Einkommen  und  daher  als  Steuerobjekt  auffafst, 
ist  nicht  richtig.  Jeder  andere  Zuwachs,  sofern  er  nur  Steuerkraft 
ergiebt,  ist  in  der  steuertechnisch  geeigneten  Weise  anzufassen.    Das 
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„Gesicliertseia  der  Dauer  des  Giiterbezuges"  kann  die  "Wahl  der  Be- 
steuerungsweise beeinflussen,  nicht  aber  die  Besteuerung  überhaupt 
bedingen  (vergl.  §  35,  Anm.). 

Zu  unterscheiden  sind  folgende  Arten  von  Einkommensgegen- 
ständen: 1.  Die  sämtlichen  einer  Person  periodisch  zugehenden  Rein- 
erträge, einschliefslich  des  reinen  Wertes  der  Nutzungen  von  eigenen 
Gebrauchsgütern  (sog.  „Nutzkapital")  dieser  Person,  sofern  letztere  Güter 
im  Verkehr  als  Reinertragsquellen  hätten  verwertet  werden  können 
(Wohngebäudenutzungen  u.  s.  w.).  Zu  diesen,,  Wirtschaft  liehen"  Ein- 
künften aus  Produktions-  und  sonstigem  Kapital-  und  Arbeitserwerb 
kommen  aber  2.  periodische  Einkünfte  oder  reine  Yerraögenswertmeh- 
rungen  anderen  Ursprungs  hinzu,  welche  nicht  in  der  wirtschaftlichen 
Erwerbsstellung  des  Einkommen  empfangenden  Subjektes,  sondern  in 
einem  besonderen  Verhältnisse  (Rechtsverhältnis)  zu  anderen  Wirtschaften 
(Abgaben,  Alimentenansprüchen  u.  s.  w.)  oder  in  Wertanfällen  ihren. 
Grund  haben. 

Bedeutsam  für  die  Steuerwissenschaft  sind  weitere  Unterschiede; 

1.  nach  dem  Einkommenssubjekte:  öffentliches  oder  privates  Einkommen, 

2.  nach  der  Art  der  Erlangung:  ursprüngliches,  sog.  Erwerbseinkommen 
—  abgeleitetes  Einkommen,  3.  nach  der  Erwerbsquelle:  Besitz-  und 
Arbeitseinkommen,  häufig  zusammengeworfen  mit  dem  Unterschied  des 
„fundierten"  und  des  „nichtfundierten"  Einkommens,  4.  standesmäfsig 
notwendiges  und  den  Standesbedarf  übersteigendes  „freies"  Ein- 
kommen, ein  Unterschied,  dessen  Nichtbeachtung  einen  Besteuerungs- 
mifsgriff  bei  der  Mehrbelastung  des  „fundierten  Einkommens"  er- 
geben hat. 

Derselbe  Betrag  freien  Einkommens  ist  beitragsfähiger  verglichen  mit 
den  standesmäfsig  notwendigen  Einkommensteilen,  und  dies  ist  ein  Grund 
für  Progressivbesteuerung.  Allein  zum  standesmäfsig  notwendigen  Be- 
darfe  gehört  auch  derjenige  für  öffentliche  Pflichterfüllung,  und  die 
Ansicht,  nur  das  freie  Einkommen  sei  steuerlich  leistungs- 
fähig, läfst  sich  nicht  begründen. 

§  38.  Der  unterschied  von  Ertrag  und  Ehikommen  —  liegt 
erstens  darin,  dafs  der  Ertrag  den  einzelnen,  aus  einer  bestimmten 
Ertragsquelle  —  Vermögen  oder  Arbeit  —  hervorgehenden  Vermögens- 
zugang bedeutet,  während  das  Einkommen  die  Summe  der  Wertzugänge 
zum  Vermögen  einer  bestimmten  Person  umfafst;  zweitens  darin, 
dafs  das  Einkommen  einer  bestimmten  Person  nicht  blofs  aus  Erträgen 
der  Arbeit  und  des  Erwerbsvermögens,  sondern  auch  aus  Vermögens- 
zugängen anderer  Art  besteht  oder  wenigstens  bestehen  kann,  so  dafs 
Einkommen  und  Ertrag  auch  der  Quelle  nach  sich  nicht  decken. 

Schulden.  Ein  bestimmter  Ertrag  kann  für  eine  Mehrheit  von  Personen  zu 
Einkommensbestandteilen  werden.    Auch  die  Reinerträge  werden  nur  für  diejenigen, 
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welche  eine  bestimmte  Ertragsquelle  schuldenfrei  bewirtschaften,  ihrem  ganzen 
Betrage  nach  Einkünfte.  Die  Erträge  verschuldeter  Ertragsquellen  und  die  Erträge 
von  kollektiven  Erwerbsunternehmungen  zerflieCsen  ins  Einkommen  verschiedener 
Personen.  Die  Summe  der  Einkünfte  jeder  Person  ist  für  die  Besteuerung,  welche 
es  nur  mit  bestimmten  Personen  nach  dem  Mafse  der  Leistungsfähigkeit  zu  thun 
hat,  unmittelbar  mafsgebend.  Jene  Ertragssteuern,  welche  nicht  im  selben  Mafse. 
als  die  Ertragsteile  Dritten  ins  Vermögen  zugehen,  diesen  Dritten  auch  wirklich  zu- 
geschoben werden  und  ohne  Gestattung  des  Zinsenabzuges  reguliert  sind,  können 
keine  zureichend  vollkommene  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  ergeben. 
Diese  Thatsache  ist  für  die  Beurteilung  der  Ertragssteuern,  selbst  der  Nettoertrags- 
steuern, wie  sich  zeigen  wird,  voii  höchster  Bedeutung. 

Dennoch  kann  der  Ertrag  allein  der  Besteuerung  zu  Grunde  gelegt  werden 
müssen,  wenn  sich  die  Verteilung  des  Ertrages  in  das  Einkommen  mehrerer  Personen 
nicht  feststellen  läfst,  oder  wenn  Ertragsteile  an  Personen  gelangen,  welche  für  die 
Steuergewalt  unerreichbar  sind.  Die  Ertragsbesteuerung  hat  deshalb  nicht  blofs 
steuergeschichtlich  als  Folge  der  früheren  unvollkommeneren  Steuertechnik,  sondern 
auch  heute  noch  als  Mittel  der  Erfassung  sonst  entschlüpfender  Einkünfte  nach 
Umständen  Berechtigung,  sowohl  im  Staats-  als  im  Kommunalsteuersystem. 

Über  die  steuertechnischen  Scliwierig'keiten  der  Berechnung'  gewisser  be- 
sonderer Arten  Tou  Erträgen  und  Einkünften  (Versicherungsprämien,  Immunitäten, 
Leibrenten  u.  s.  w.)  vergl.  ,,A.  St.  L.". 

§  39.  Die  foiischre'üende  Differenzierung  der  unmiftelharen  Steuer- 
ohjelie.  —  Vermögen  ist  für  die  Besteuerung  Alles,  wodurch  ein  Subjekt 
wirtschaftlich  etwas  vermag,  Arbeitsvermögen  oder  Arbeitskraft  und 
Sachgiitervermögen  zusammen. 

Allmählich  differenziert  sich  dies  ungeteilte,  personell  -  sach- 
liche Vermögen.  Zuerst  löst  sich  von  diesem  Sammtvermögen  das 
unbewegliche  Sachgiitervermögen,  das  Immobiliarvermögen  an  Grund- 
stücken und  Häusern  als  selbständig  anfafsbares  Steuerobjekt  los. 
Das  Arbeitsvermögen  bildet  in  noch  unteilbarer  Einheit  mit  dem  be- 
weglichen Vermögen  den  anderen  Hauptgegenstand  der  direkten  Ver- 
mögensbesteuerung und  wird  Gegenstand  einer  immer  noch  rohen  ge- 
miscliten  Real-Personalbesteueruug.  wie  heute  noch  in  den  Vereinigten 
Staaten,  wo  nebeneinander  Vermögenssteuer  vorwiegend  vom  Immobiliar- 
vermögen und  rohe  Personalsteuer  (poU  tax,  capitation  tax)  anzu- 
zutreffen  sind. 

Die  weitere  Entwickelung  bringt  die  Loslösung  des  beweglichen 
Sachgütervermögens  aus  der  Personalbesteuerung  und  die  Unterwerfung 
desselben  ^personalty)  unter  die  allgemeine  Vermögenssteuer. 

Die  Entwickelung  der  neueren  Zeit  bringt  die  specielle  Gliederung 
des  Vermögens  in  Ertragsquellen :  Grund  und  Boden,  Gebäude,  Geschäfts- 
betriebe, Rentenansprüche,  Arbeitskraft.  Nun  ist  das  Vermögen  ge- 
gliedert als  ein  Inbegriff  von  Ertragsquellen  erfafsbar.  An  Stelle 
des  rohen  Doppelvermögens  werden  jetzt  die  Erträge  steuerpfliclitig 
und  steuertechnisch  an  Stelle  der  Person  und  des  Vermögens  er- 
griffen.   Die  Zeit  der  Ertragssteuern  —  in  Deutschland  das  18.  und  die 


4.  Kapitel.    Die  Faktoren  der  Besteuerung.  47 

erste  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  —  war  mit  dieser  Differenzierung  der 
Vermögensarten  zu  Quellen  unmittelbarer  Erträge  gekommen. 

Auch  hiermit  ist  die  Differenzierung  der  Steuerquellen  noch  nicht 
beendigt.  Statt  der  Erträge  lassen  sich  die  persönlichen  Anteile,  welche 
aus  den  Erträgen  des  Sachgüter-  und  Arbeitsvermögens  den  einzelnen 
Steuersubjekten  zukommen,  d.  h.  die  Einkünfte  und  der  Inbegriff 
sämtlicher  Einkünfte  jeder  Person  als  gegliedertes  Personal- 
gesamteinkommen  erfassen.  Für  diese  ,, allgemeine  Einkommens- 
besteuerung" ist  die  Zeit  gekommen,  neben  welcher  die  Vermögens- 
besteuerung nur  noch  als  Mittel  ergänzender  Mehrbelastung  der  auf 
erhöhte  Steuerkraft  weisenden  Bestandteile  des  Personalgesamtein- 
kommens ein  —  vielleicht  nur  provisorisches  —  Nachleben  führen  dürfte. 

Von  der  Indifferenz  des  wirtschaftlichen  Gesamtvermögens  selbst- 
ständiger  Einzelwirtschaften  in  der  primitiven  Personalbesteuerung  wurde 
es  so  möglich,  im  Durchgang  durch  den  Dualismus  von  Vermögens- 
und Personalsteuern,  weiter  durch  ein  Ertragssteuernsystem  zur  ein- 
heitlich gegliederten  Personaleinkommensbesteuerung  —  nach  dem  all- 
gemeinen Formgesetze  der  sozialen  Entwickelung  (Bau  und  Leben  I, 
310  ff.)  fortzuschreiten. 

Zunächst  ist  diese  Differenzierung  bedeutsam  für  die  direkte  Be- 
steuerung. Doch  werden  wir  auch  die  Objekte  der  indirekten  Be- 
steuerung, einer  entsprechenden  volkswirtschaftlich  und  folgerichtig- 
steuergeschichtlich  bedeutsamen  Differenzierung  unterliegen  sehen. 

§  40.  IL  Die  inclirehte  Erscheinung  der  individuellen  SfeuerJcraft 
Arten  der  mittelbaren  SteuerohjeJcte.  —  An  sich  scheinen  es  der  That- 
sachen,  welche  mittelbar  die  Steuerkraft  offenbaren,  unzählige  zu  sein; 
denn  alle  Begehungen  und  alle  Unterlassungen,  alle  willkürlichen  Hand- 
lungen und  alle  unwillkürlichen  Erlebnisse  —  je  sowohl  auf  aufser- 
wirtschaftlichem,  als  auf  wirtschaftlichem  Gebiet  —  sind  darauf  anzu- 
sehen, ob  sie  als  Zeichen  besonderer  Steuerkraft,  als  mittelbares  Steuer- 
objekt, daher  als  Mittel  individualisierender  Selbstmehrbelastung  zur 
Korrektur  der  Belastung  blofs  nach  der  Durchschnittssteuerkraft  an- 
zusehen sind  oder  nicht.  Bei  näherer  Betrachtung  ist  dem  jedoch  nicht 
so.  Die  w^enigsten  Begehungen  und  Unterlassungen,  Willkürhandlungen 
und  Zufallserlebnisse  geben  über  den  individuellen  Stand  der  Steuer- 
kraft überhaupt  Aufschlufs.  Die  Eignung  der  zahllosen  Thatsachen 
zur  Indikation  der  wirklichen  individuellen  Steuerkraft  ist  Ausnahme, 
nicht  Regel. 

Namentlich  auf  dem  ganzen  Gebiete  des  nichtwirtschaftlichen 
Volkslebens  (§  15)  giebt  es  nur  sehr  wenige  Thatsachen,  welche 
über  die  Steuerkraft  des  begehenden  oder  unterlassenden,  thätigen 
oder  leidenden  Subjektes  überhaupt  etwas  verraten.  Fast  alle  sind 
stumm  in  Beziehung  auf  Ansage  besonderer  Steuerkraft  oder  Steuer- 
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unkraft,  kommen  daher  als  mittelbare  Steuerobjekte  gar  nicht  in  Be- 
tracht. Ausgenommen  sind  fast  nur  Geselligkeitsgeniisse,  Eeisegentisse 
und  dergleichen. 

Selbst  die  wirtschaftlichen  Thatsachen  der  Produktion,  der 
Fabrikation,  des  Waren-  und  Börsenhandels,  der  Güter-  und  Eflfekten- 
umsätze,  der  haushälterischen  Zurichtung  verraten  den  individuellen 
Stand  der  Steuerkraft  für  die  Regel  nicht.  Sie  sind  daher  im  weiteren 
Umfange  keine  geeigneten  Gegenstände  für  die  Bereicherungsbesteue- 
rung (§  290 f.',  wenn  sie  nicht  überhaupt  vielmehr  Objekte  vorschufsweiser 
indirekter  Konsumbesteuerung  sind. 

Die  Thatsachen  selbst  des  Konsums  besitzen  wieder  nur  in  be- 
schränktem Umfange  Schlüssigkeit  für  das  Vorhandensein  individueller 
Steuerkraft  oder  Steuerunkraft,  sei  es  über,  sei  es  unter  dem  Niveau 
des  in  den  Objekten  der  direkten  Besteuerung  angezeigten  Mittelmafses. 
Es  müssen,  damit  die  indirekte  Konsumsbesteuerung  ihren  Zweck  er- 
fülle, die  Objekte  eine  doppelte  Eigenschaft  an  sich  tragen,  welche  in 
nicht  sehr  ausgedehntem  Mafse  anzutreffen  ist.  Dieselben  müssen  mehr 
oder  weniger  Geuufsobjekt  i Luxusobjekt)  derart  sein,  dafs  bei  unter- 
durchschnittlicher Steuerkraft  die  Steuersubjekte  durch  Konsumunter- 
lassung oder  sog.  „Entbehrung"  sich  entlasten  —  können,  bei  über- 
durchschnittlicher Steuerkraft  aber  sich  durch  wirklichen  Konsum  lieber 
mehr  belasten,  als  in  Entbehrung  entlasten  —  wollen. 

Endlich  kommt  hinzu,  dafs  andere  Rücksichten  der  Moral  —  z.  B. 
Nichtduldung  der  Prostitution,  die  Unergiebigkeit  und  Kostspieligkeit 
der  EinSteuerung,  die  Lästigkeit  und  Anstöfsigkeit  u.  s.  w.  des  steuer- 
lichen Angriffes  noch  weiter  viele  Genufsthatsachen  als  Objekte  der  in- 
direkten Besteuerung  unverwendbar  machen. 

Dennoch  sind  die  Genufskonsumme,  die  ihrerseits  in  Verbrauchs- 
und Gebrauch skonsume  zerfallen,  nicht  die  einzigen  geeigneten  Objekte 
indirekter  Besteuerung.  Letztere  wäre  unvollständig,  wenn  diejenigen, 
welche  trotz  besonderer  Steuerkraft  den  Genüssen  entsagen,  mit  ihrem 
besonders  steuerfähig  gewesenen  Vermögen  und  Einkommen  nicht 
anderswie  unter  das  Schermesser  der  indirekten  Besteuerung  gebracht 
werden  könnten,  zumal  sie  unter  dasjenige  der  direkten  Besteuerung 
aus  Gründen  der  Steuertechnik  schwer  beizubringen  sind. 

Die  Erfassung  ist  jedoch  möglich.  Was  aus  den  Vermögens- 
zugängen niclit  im  Genufs  aufgeht,  bleibt  Bereicherung,  Ver- 
mögenszuwachs, Ansammlung. 

Der  weitere  Verlauf  der  Darstellung  wird  zeigen,  dafs  dieses 
zweite  Hauptobjekt  indirekter  Besteuerung  neben  der  Konsumbelastung 
steuertechnisch  grofse  Schwierigkeiten  bereitet,  und  dafs  es  steuer- 
politisch beurteilt  noch  vielfach  im  Argen  eines  brutalen  Fiskalismus 
liegt.     Es    wird   sich    aber   aucli    ergeben,    dafs    die    steuerpolitische 
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Keinig-Ling  des  betreffenden  positiven  Steuerrechtes  oline  Gefährdung  der 
„Zureichendheit"  der  Besteuerung  möglich  ist. 

Die  weitere  Vervollkommnung  der  indirekten  Besteuerungskunst 
ist  klar  in  bestimmte  Richtungen  gewiesen: 

1.  sind  nur  solche  Vorgänge  und  Zufälle,  Begehungen  und  Unter- 
lassungen, welche  —  gleichviel  ob  positiv  aufserordentliche  Bereiche- 
rungen oder  negativ  aufserorderordentliche  Leistungsbefreiungen  an- 
zeigend —  wirkliche  individuelle  Leistungsfähigkeit  indizieren,  zu 
mittelbaren  Steuerobjekten  zu  wählen; 

2.  sind  als  mittelbare  Steuerobjekte  der  unter  Ziffer  1  bezeich- 
neten Art  Besitzstände  und  Vorgänge  zu  benutzen,  welche  wohlfeile  und 
ergiebige  Erfassung  nach  den  gegeben  Mitteln  der  Steuertechnik  gestatten. 

Die  erste  der  beiden  genannten  Voraussetzungen  trifft  nun  haupt- 
sächlich für  gewisse  aufserordentliche  Bereicherungen,  Lasten- 
befreiungen, staatsbürgerliche  Begünstigungen,  Glücks-  und 
Spielgewinne,  Beteiligungen  an  geselligen  Genüssen  u.  dgl.  zu. 
Die  zweite  wird  steuertechnisch  hergestellt,  indem  man  einmal  die 
Steuersubjekte  selbst  auf  kontrollierbare  Weise  zu  Steuereinhebungs- 
organen  macht,  was  durch  Stempel-  und  Registrierungszwang 
mit  grofsem  Erfolge  geschehen  kann,  indem  man  zweitens  die  frag- 
lichen Objekte  konzentriert  auf  dem  Markt,  auf  der  Börse,  aus  An- 
lafs  des  Erbüberganges  mit  oder  ohne  Inventarisationszwang  erfafst, 
und  indem  man  drittens  die  Strenge  der  Steuerkontrollen  und  der  Steuer- 
strafen mit  dem  Mafse  der  Schwierigkeiten  der  Objektermittelung  in 
Einklang  setzt. 

§  41,  Bezeichnung  der  indirel-fen  Steuern.  — ■  Es  sind  nach  obigem 
Konsumsteuern  und  nichtkonsumsteuerartige  indirekte  Steuern  zu  unter- 
scheiden. Eine  im  wissenschaftlichen  Sprachgebrauch  feststehende 
positive  Bezeichnung,  welche  schon  den  Berechtigungsgrund  der  nicht- 
konsumsteuerlichen  zweiten  Hauptgattung  indirekter  Besteuerung  an  der 
Stirne  tragen  würde,  giebt  es  nicht,  und  es  wird  eine  solche  auch  schwer 
zu  finden,  noch  schwerer  aber  zur  Anerkennung  zu  bringen  sein. 
„Stempel  und  Gebühren"  ist  der  Sammelname  der  Praxis,  „Ver- 
kehrssteuern —  und  Gebühren"  die  Bezeichnung  in  verschiedenen 
wissenschaftlichen  Werken.  Die  Bezeichnung  „  B  e  r  e  i  c  h  e  r  u  n  g  s  - 
steuern"  wird  von  uns  wohl,  wo  sie  bezeichnenderen  Gedankenausdruck 
giebt,  gebraucht  werden;  doch  bleiben  wir  uns  dabei  bewufst,  dafs  auch 
Lastenfreilassungen,  wie  Militärbefreiungen,  Gunsterweisungen  nicht 
wirtschaftlicher  Art  (Standeserhöhungstaxen)  und  andere  nicht  auf 
Bereicherung  hinweisende  Objekte  hinzuzufügen  wären.  Ein  weiterer 
Begriff,  etwa  Vorteilssteuern,  würde  dem  Gegenstande  umfassendere 
sprachliche  Deckung  geben,  wird  aber  im  Sprachgebrauch  kaum  durch- 
zusetzen sein. 
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Soweit  Tvir  uns  angesichts  dieser  wissenseliaftlieben  Sachlage  der 
Klassifikation  in  Verkeh  rssteuern  und  in  Gebühr  en,  mit  Ausnahme 
der  „reinen"  (nichtsteuerartigeu)  Gebühren,  in  Yerkehrssteuern  und  in  Ge- 
blihrensteuern  fügen,  werden  wir  uns  jedoch  bewufst  sein,  dafs  die 
Logik  es  verlangen  würde,  nicht  Verkehrssteuern  von  den  Gebühren- 
steuern zu  unterscheiden,  sondern  solche  nichtkonsumsteuerliche  indirekte 
Steuern,  welche  durch  Anwendung  des  Gebührenzwanges  — 
von  solchen,  welche  niebt  durch  das  Mittel  des  Gebühren- 
zwanges beigebracht  werden.  Der  Ausdruck  „Verkehrssteuern"  für 
die  gebührenzwangsfrcie  Klasse  der  nichtkonsumsteuerlichen  indirekten 
Abgaben  wird  vorläufig  als  nicht  besonders  unpassend  angesehen  werden 
dürfen,  sobald  man  auch  im  Erbübergang  die  Übertragung  betont  und 
gewisse  Genufssteuern  („Personalluxussteuern",  „Geselligkeitssteuern") 
anhangsweise  bei  den  Konsnmsteuern  zur  Abhandlung  bringt. 

Die  Gebührensteuern  selbst  liegen  teils  im  Gemenge  mit  den  eigentlichen  Ge- 
bühren, sind  also  Geb  ühr  engemenge ste  uern,  deren  Erhebung  sich  durch  die 
gebührenpflichtige  Herbeiführung  von  Amtshandlungen  und  Amtsnutzungen  seitens 
der  Steuersubjeiite  ergiebt,  teils  sind  sie  reine  Gebührensteuern,  bei  welchen  die 
Steuer  nicht  Beigabe,  sondern  Zweck  der  Gebührenpflicht  ist,  wie  namentlich  die 
französischen  .,Enregistrements". 

Das  dritte  Buch  wird  zeigen,  dafs  auch  die  indirekte  Erscheinungsweise  der 
Steuerkraft  sich  nur  sehr  langsam  differenziert  hat,  und  dafs  die  erste  indirekte  Be- 
steuerung mit  den  Gebühren  und  Gebührensteuern  im  Gemenge  lag. 

§  42.  3.  Die  SieuerJast.  — Die  Besteuerung  vollzieht  sich  als  Steuer- 
belastung der  Steuersubjekte  nach  MaXsgabe  der  aus  den  Steuerobjekten 
zu  ermittelnden  Steuerkraft  im  Ausmafse  des  öffentlichen  Bedarfes. 
Hierbei  sind  viererlei  Funktionen  erforderlich:  1.  die  Ermittelung  der 
Steuerkraft  aus  den  unmittelbaren  und  mittelbaren  Steuerobjekten,  2.  die 
Feststellung  der  Höhe  und  Form  der  Belastung,  3.  die  Verteilung  der  Ge- 
samtsteuerlast auf  die  zwei  Hauptgattungen  von  Steuern  und  endlich 
4.  die  Verteilung  des  aus  jedem  Besteuerungszweige  zu  erzielenden 
Ertrages  auf  die  einzelnen  Steuerkräfte  im  Verhältnis  ihrer  Leistungs- 
fähigkeit. 

Das  Prinzip  für  die  quantitative  Bestimmung  der  Steuerlast 
(Z.  4),  die  volkswirtschaftlich  verhältnismäfsige  Befriedigung 
des  öffentlichen  Bedarfes,  ist  bereits  nachgewiesen. 

Das  Prinzip  der  Terliilltnisnitifsig'keit  der  Verteilung  nach  der  Steuerkraft 
ist  bereits  begründet.  Es  bedarf  für  dieses  Prinzip  so  wenig,  wie  für  dasjenige  der 
„Allgemeinheit"  der  Steuerptiicht  einer  Begründung  durch  die  Gerechtigkeit. 
Wenn  man  die  Steuerpflicht  als  Folge  der  Zugehörigkeit  zum  Gemeinwesen  fafst, 
ist  die  Leistungsfähigkeit  als  Mafsprinzip  der  Steuerpflicht  gegeben.  Es  ist  ja  das 
Eigentümliche  der  Steuer  gegenüber  anderen  Auflagen  (Gebühren,  Mitbenutzungs- 
entgelten u.  8.  w.i  eben  das,  dafs  ihr  nicht  eine  bestimmte  einzelne  Gegenleistung  oder 
Erweisung  als  Entgelt  öflfentlicher  Art  gegenübersteht,  dafs  sie  für  den  unteilbaren 
gemeinen  Nutzen  von  jedem  Angehörigen  des  Gemeinwesens  als  solchem  zu  leisten 
ist.     Somit  kann   auch  nur  die  Leistungsfähigkeit  jedes  Steuersubjektes  als   Mafs- 


4.  Kapitel.    Die  Faktoren  der  Besteuerung.  51 

prinzip  angenommen  werden.  Es  giebt  keine  Pflicht  des  Steuersubjektes,  über  das 
Können  hinaus  zu  leisten,  keine  persönliche  Berechtigung  desselben,  hinter  diesem 
Können  zurückzubleiben.  Es  besteht  aber  die  Pflicht,  durch  Leistung  nach  der  Steuer- 
kraft den  Staat  stark  zu  machen,  und  das  Piecht,  dieser  Pflicht  auf  die  im  ganzen 
mindest  lästige  Weise  genügen  zu  dürfen.  Beides  wird  durch  Besteuerung  nach  der 
Leistungsfähigkeit  erreicht. 

Die  Abgrenzung  der  steuerlichen  gegen  die  übrigen  Deckungsmittel  (Z.  .3)  ist 
ebenfalls  in  grundsätzlicher  Weise  bereits  bestimmt  worden. 

Die  Frage  der  Verteilung:  der  aufzulegenden  Gesamtlast  auf  die  verschie- 
denen Steuergattungen  und  Steuerunterarten  (Z.  3i  kann  erst  im  l.  Buche  für 
die  direkten  und  im  zweiten  für  die  indirekten  Steuern  zur  Entscheidung  gebracht  werden. 

Hiernach  sind  nur  die  wirkliche  Ermittelung  der  Steuerkraft  aus  den  direkten 
und  den  indirekten  Steuerobjekten,  der  Belastbarkeit  (Steuerbarkeit)  der  Objekte  und 
die  Fragen  der  Auferlegung  des  Steuerbedarfes  nach  der  Steuerbarkeit  zur  Erörte- 
rung zu  stellen. 

§  43.  Die  BelastbarTieit  fSteuerbarJceit)  überhaupt  —  Mit  dem 
Steuerobjekt  ist  die  Steuerbarkeit  oder  Steuerkraft  noch  nicht  gegeben. 
Es  ist  erst  der  st euerbare  Teil  der  Steuerobjekte,  das  Steuer- 
kapital zu  ermitteln  und  der  auf  dieses  zu  legende  Belastungssatz 
zu  bestimmen.  Das  ist  nicht  blofs  für  die  direkte  Besteuerung  gefordert, 
sondern  auch  und  noch  mehr  für  die  indirekte  Besteuerung.  Auch  bei 
den  indirekten  Steuerobjekten  besteht  kein  einfaches  Verhältnis 
zwischen  Indikation  der  Steuerkraft  und  der  Wertgröfse  der 
Steuer  Objekte,  vielmehr  weisen  die  verschiedenen  Besteueriings- 
objekte  der  Grölse  und  der  Art  nach,  auf  schichten-  und  artweise 
verschiedene  Steuerkraft  hin.  Die  Steuerkraft  ist  nicht  einfach 
proportional  dem  Objektwert,  und  die  Besteuerungskunst  hat  dieser 
Thatsache  mehr  und  mehr  Rechnung  getragen. 

Was  zunächst  die  Gröfse  des  der  direkten  Steuerbelastung  zu 
Grunde  zu  legenden  Einkommens  bezw.  Vermögens  betrijBft,  so  ist  bis  zu 
einem  gewissen  Betrag  Steuerkraft  für  dasselbe  überhaupt  nicht  anzu- 
nehmen, für  Grofseinkommen  aber  mehr  als  einfach  vorhanden. 

Daher  sind  teils  besondere  Steuerschonungen,  teils  besondere  Mehr- 
belastungen, also  Abweichungen  von  der  einfachen  Proportion  des  Wertes 
der  Steuerobjekte,  in  Anwendung  zu  bringen.  Das  geschieht  einerseits 
durch  das  sog.  Existenzminimum,  durch  die  Berücksichtigung 
besonderer  Existenzschwierigkeiten,  durch  mildere  Behandlung 
des  „unfundierten"  Einkommens,  anderseits  durch  Progression 
des  Steuerfufses,  d.  h.  durch  die  überproportionale  Mehrbelastung. 

Es  ist  wenig  bemerkt,  aber  doch  richtig,  dafs  auch  für  die  in- 
direkte Besteuerung  alle  genannten  Erscheinungen  analog  wieder 
kehren  können:  1.  als  Freilassung  der  Objekte,  welche  auf  Genufs- 
fähigkeit  oder  auf  Bereicherung  einen  Schlufs  nicht  gestatten,  von  den 
Konsumsteuer-,  „Verkehrssteuer-"  und  Gebührentarifen  der  indirekten 
Besteuerung,  2.  durch  mäfsigere  Belastung  des  nicht  notwendigen  Massen- 
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(Arbeiter)-Konsiims,  3.  durch  die  Progressivskalcu  der  Konsum-,  Verkehrs- 
(Stempel)-  und  Gebülirensteucrtarife. 

Übrigens  sind  diese  Malsregeln  bei  beiderlei  Steuergattungen  nicht 
blofs  Besteuerungs-,  sondern  auch  Seitenfragen  andererVerwaltungszwecke. 

Auf  die  aufserproportionalen  Schonungen  und  Mehrbelastungen  gehen 
wir  im  1.  und  2.  Buch  für  die  zwei  Steuerhauptgattungen  gesondert  ein. 

Die  Progressivbesteuerung  überhaupt  ist  bereits  in  der  „A.  St.  L."  ein- 
gehend gewürdigt  worden  mit  dem  Ergebnis,  dafs  sie  an  sich  wohl  be- 
gründet, aber  für  die  Belastung  nach  der  wirklichen  indivi- 
duellen Steuerkraft  ihrem  eigensten  Wesen  nach  unzuläng- 
lich ist. 

Progression  und  Opfertlieorie  (vergl.  ,,A.  St.  L."  §§  193ff.) :  Nach  der  „Opfer- 
theorie" soll  die  Steuer,  welche  jeder  zahlt,  für  jeden  ein  gleiches  persönliches 
,, Opfer"  darstellen,  d.h.  für  den  einen  nicht  empfindlicher  sein,  als  für  den  an- 
dern, für  alle  also  denselben  subjektiven  Druckgrad  darstellen.  Für  diese 
moderne  Gleichheitsforderung  sind  denn  auch  verschiedene  Formulierungen  in  den 
sog.  „Opfertheorien"  aufgetreten.  Giebt  man  die  fragliche  Forderung  der  steuer- 
lichen Opfergleichheit,  mit  welcher  eine  subjektive  Fassung  des  Begriffes  der 
„Leistungsfähigkeit"  oder  „Beitragspflicht"  sich  nahe  berührt,  einmal  zu  und  er- 
kennt zugleich  an,  dafs  dieselbe  Steuersumme  empfindlicher  ist,  wenn  sie  aus  blofsem 
Arbeitseinkommen,  sog.  unfundiertem  Einkommen,  als  wenn  sie  aus  fundiertem  Ein- 
kommen (Zinsrente,  Gewinnen)  entrichtet  wird,  ferner  dafs  derselbe  Steuerbetrag 
für  Leute  von  grofsem  Einkommen  weniger  empfindlich  ist,  als  für  Leute  von 
kleinerem  Einkommen,  so  ist  auch  anzuerkennen,  dafs  die  Steuer  nicht  einfach  nach 
der  Gröfse  des  Einkommens  und  Vermögens  auferlegt  werden  darf,  dafs  der  Mafs- 
stab  für  die  Belastung  der  fundierten  und  der  nicht  fundierten,  der  einkommens- 
starken und  der  einkommensschwachen  Steuerkräfte  —  auch  unter  der  Voraus- 
setzung eines  steuerfreien  Existenzminimums  —  nicht  derselbe  sein  darf.  Man 
kommt  zu  irgendwelcher  Begünstigung  des  unfundierten  blofsen  Arbeitseinkommens 
und  zur  Progressivbesteuerung.  —  Nun  wird  aber  politisch  die  Forderung  der  Opfer- 
gleichheit, der  subjektiven  Gleichheit  in  der  Empfindlichkeit  der  Steuerbelastung  für 
alle  heute  weniger  als  je  abgelehnt  werden  können.  Gerade  eine  zugleich  poli- 
tische Auffassung  des  Steuerwesens  verlangt  die  Anerkennung  der  Opfer- 
gleichheit oder  der  Verhältnismäfsigkeit  nach  Mafsgabe  der  subjektiven  Leistungs- 
fähigkeit; denn  derselbe  Steuerertrag  wird  auf  dem  Boden  dieses  Belastungsprinzips 
mit  dem  Mindestmafse  des  Widerstandes  der  Steuerkräfte ,  mit  dem  Mindestmafse 
der  politischen  Unzufriedenheit  des  Volkes  erreicht.  Es  mufs  sogar  gewünscht 
werden,  dafs  das  Prinzip  der  Belastung  nach  der  subjektiven  Leistungsfähigkeit 
möglichst  bei  allen  Steuergattungen,  auch  in  der  indirekten  Besteuerung  zur  Geltung 
komme,  was  bis  jetzt  nirgends  der  Fall  ist. 

Ist  es  denn  aber  möglich,  ganz  bestimmte  Mafsstäbe  der  Mehr- 
belastung des  fundierten  Einkommens  und  sichere  Zahlen  der  Progression 
zu  finden?  Das  ist  bis  jetzt  ebensowenig  gelungen,  als  die  Auffindung  der  Quad- 
ratur des  Zirkels  und  wird  auch  vermutlich  niemals  gefunden  werden 
(vergl.  „A.  St.  L."  §  19S). 

Mehrbelastung  des  „fuudicrteu^^  Eiukouimeus.  Nicht  alles  Arbeitseinkommen 
ist  als  solches  weniger  steuerfähig.  Das  Einkommen  eines  für  sich  und  seine  Hinter- 
lassenen  pensionsberechtigten  höheren  Beamten  ist  mindestens  so  gut  fundiert,  wie 
dasjenige   eines   mittleren  Rentners,   welcher  Zinsreduktionen   und  Kapitalverlusten 
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ausgesetzt,  oder  eines  Geschäftsinhabers,  welcher  •von  allerlei  Wechselfällen  be- 
droht ist.  Höhere  Staats-  und  ..Privatbeamte",  deren  Besoldungen  mit  Rücksicht 
auf  Diensteinkommensteuern  reguliert  sind,  bei  der  Steuerreform  wie  unversorgte 
Lohnarbeiter  zu  behandeln,  ist  in  keiner  Weise  zu  rechtfertigen.  Auf  die  Theorie 
von  der  höheren  Leistungsfähigkeit  des  Besitzeinkommens  die  Beibehaltung  von  er- 
drückenden Ertragssteuern  neben  der  allgemeinen  Personaleinkommensteuer  — 
8—12  Proz.  Gebäudesteuern,  6—9  Proz.  Kapitalrentensteuern  —  zu  basieren,  ist  ein 
schwerer  Mifsbrauch  der  Theorie  durch  neueste  Gesetzgebungspläne.  Als  Haupt- 
grund für  die  Begünstigung  des  unfundierten  Einkommens  gilt  zur  Zeit  die  Er- 
wägung, dafs  die  Steuersubjekte  ohne  Besitzeinkommen  eine  Versorgung  für  das 
Alter  und  die  Hinterlassenen  erst  anzusparen  haben ,  die  glücklichen  Besitzer  von 
Besitzeinkommen  aber  nicht.     Man   darf  auch  nach  dieser  Seite  nicht  übertreiben. 

Proportionalbesteuerung  ist  diejenige,  welche  die  Steuergrundlage 
im  einfachen  Verhältnisse  ihrer  Gröfse,  Progressivbesteuerung  jene, 
welche  die  Steuergrundlage  mit  einem  zunehmend  höheren  Steuerfufse 
bezw.  Tarifsatze  —  denn  auch  die  indirekten  Steuern  gestatten  und 
fordern  konsequent  progressive  Kegulierung  —  belegt.  Die  Progressiv- 
besteuerung erscheint  formell  als  Degressivbesteuerung,  wenn  sie  nicht 
von  einem  Anfangssatze  aufsteigend,  sondern  von  einem  nicht  mehr 
weiter  steigenden  Höchstsatze  absteigend  im  Verhältnis  der  Abnahme 
des  Wertes  der  Steuerobjekte  reguliert  wird.  Von  einem  gewissen 
Höchststeuersatze  an  sind  auch  die  sog.  Progressivsteuern  Proportional- 
steuern. 

Dafs  der  Grundzweck  der  Progressivbesteuerung,  d.  h.  Belastung  nach  der  Ver- 
schiedenheit der  persönlichen  Leistungsfähigkeit,  ausschliefslich  quantitativ,  d.  h. 
durch  Progressivbesteuerung  allein,  erreicht  werden  könne,  wird  man  zu  be- 
streiten haben. 

Über  das  Skalenmafs  direkter  und  indirekter  Progressivbesteuerung  gehen  die 
Ansichten  noch  immer  weit  auseinander  trotz  des  verschwenderischen  Aufwandes  an 
Geist  und  Scharfsinn,  welcher  dem  Gegenstande  durch  Adolph  Wagner,  durch  Robert 
Meter,  Sax,  Ricca  Salerno,  Mazzola  u.  A.  gewidmet  worden  ist.  Die  Berechtigung 
progressiver  Besteuerung  überhaupt  ist  dagegen  nur  wenig  mehr  bestritten  und  die 
Zahl  derjenigen  Theoretiker,  welche  mit  J.  St.  Mill  die  Progressivbesteuerung  eine 
„graduierte  Räuberei"  nennen  möchten,  schwerlich  mehr  ein  grofse.  Verfasser 
dieses  ist  und  bleibt  der  Ansicht,  dafs  keine  der  bis  jetzt  aufgestellten 
Theorien  ein  auch  nur  theoretisch  begründetes,  geschweige  prak- 
tisch anwendbares,  mathematisch  ausdrückbares  Skalenmafs  ge- 
funden hat.  Vermutlich  wird  ein  solches  überhaupt  nie  gefunden  werden,  nicht 
einmal  für  die  direkte  Progressivbesteuerung  allein,  geschweige  für  direkte  und  in- 
direkte Progressivbesteuerung  zusammen. 

Jede  Prophezeihung  ist  schwer.  Möglich,  dafs  einmal  die  extreme  Demokratie 
von  der  Theorie  Gebrauch  macht  und  den  gordischen  Knoten  der  gerechten  Pro- 
gression mit  einer  Besteuerung  bis  zu  50  Proz.  durchhaut.  Wahrscheinlich  ist  die 
Dauer  einer  solchen  Umwälzung  nicht. 

Keine  Progressionstheorie  wird  den  befriedigenden  Stufengang  der  Progression 
finden;  denn  dies  ist  aus  inneren  Gründen  unmöglich.  Wie  man  auch  die 
Progression  der  allgemeinen  Einkommensbesteuerung  regeln  möge,  so  wird  jede  Pro- 
gressions-  und  jede  Regressivskala  für  die  verschiedenen  Steuerkräfte  viel  zu  generell 
wirken,   also   gerade  das,   was  sie  leisten  will,   nicht  leisten  können,  nämlich  volle 
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Berücksichtigung  der  individuellen  Leistungsfähigkeit  des  einzelnen  Steuer- 
subjektes. Das  vermag  nur  eine  individualisierende  qualitative  Belastung 
mittelst  der  Konsumsteuern  und  Bereicherungssteuern,  in  Verbindung  mit 
mäfsiger  direkter  Progressivsteuer,  zu  erreichen.  Der  Steuerfufs  der 
direkten  Progressivsteuern  darf  nicht  zu  hoch  ausgreifen,  ohne  den  Zweck  der  Pro- 
gressivbesteuerung nicht  blofs  zu  vereiteln,  sondern  auch  in  die  vollste  Rücksichts- 
losigkeit gegen  die  subjektive  Beitragsfähigkeit  umzuschlagen,  d.  h.  zur  ,,(iraduated 
robbei-y'''  J.  St.  Mills  zu  werden.  Ganz  zu  schweigen  davon,  dafs  die  Progression 
früh  bei  einem  Punkte  anlangt,  über  welchen  hinaus  der  Defraudationsreiz  unwider- 
stehlich drängt,  der  Erwerbstrieb  lahm  wird  und  die  Beweglichkeit  des  öteuer- 
ertrages  erstarrt. 

Nach  den  heute  gegebenen  Verhältnissen  wird  für  die  direkten  Steuern  der  pro- 
gressive Steuerfufs  den  Betrag  von  8  —  10  Proz.  —  Staats-  und  Gemeindesteuer  zu- 
sammen —  nicht  übersteigen  dürfen  und  in  normalen  Zeiten  eine  Steigerung  über 
4—5  Proz.  nicht  ertragen,  ohne  dafs  er  der  allgemeinen  Einkommensteuer  ihre  viel- 
leicht wichtigste  Eigenschaft,  die  Beweglichkeit,  raubt. 

Man  sollte  daher  aufhören,  nach  der  idealen  Progressivsteuerskala  wie  nach 
dem  Stein  der  Weisen  zu  suchen,  sich  vielmehr  mit  der  einfachen  Einsicht  be- 
gnügen, dafs  die  direkte  Progressivbesteuerung  nur  die  Durchschnittssteuer- 
kräfte nach  G-röfsenschichten  ,  nimmer  aber  genau  die  subjektive  Beitrags- 
fähigkeit jedes  Einzelnen  verhältnismäfsig  zu  treffen  vermag.  Das  letztere  Ziel 
wird  freilich  auch  durch  indirekte  Steuern  besten  Falls  nur  annähernd  und  nur  dann 
erreicht,  wenn  sie  sorgfältig  daraufhin  reguliert  sind. 

Es  genügt  die  quantitative  Ermittelung  der  Steuerkraft  durch  —  in  unserem 
Sinne  —  direkte  Steuern  überhaupt  nicht.  Es  mufs  eine  qualitative  Er- 
mittelung individualisierend  hinzutreten,  indem  man  die  Art  der  Verwendung  der 
Vermögens-  und  Einkommensteile  zum  Anhaltspunkte  einer  zweiten  —  in  unserem 
Sinne  —  mittelbaren  Belastung  der  Steuerquellen  nimmt.  Dies  geschieht  durch  die 
indirekten  Steuern,  namentlich  die  Konsum-  und  Bereicherungssteuern  in  der  Weise, 
dafs  sie  streng  in  der  doppelten  Richtung  reguliert  werden:  1  die  in  der  direkten 
Besteuerung  zu  schonenden  oder  nicht  zu  erreichenden  Einkommens-  und  Ver- 
mögensteile nachholend  zu  treffen,  2.  besondere  individuelle  Steuerkraft  nach  dem 
Grade,  wie  die  Objekte  darauf  hinweisen,  durch  richtige  Wahl  der  letzteren  und  der 
Tarifskalen  zu  erfassen.  In  der  zweiten  Richtung  namentlich  können  gut  regulierte 
indirekte  Steuern  dazu  beitragen,  die  Steuerkräfte  nach  ihrer  objektiven  Bedürftig- 
keit und  subjektiven  Beitragsfähigkeit  individualisierend  anzufassen ,  bezw.  zu  er- 
leichtern und  freizulassen. 

Zur  Litteratur  der  Progressivbesteuerung  weiter :  R.  A.  Seligman  :  Progressive 
taxation  in  Theory  and  Practice  (Publications  of  the  American  economic  association) 
1894  und  Mazzola:  .,Impo8ta  progi'essiva"  1895. 

§  44.  M'ifsachtungen  der  Steuerbarl-eit .  —  1.  Subjektive  und 
objektive  Doppelbesteuerung-.  Die  Doppelbesteuerung  kommt 
gleichsebr  in  der  direkten  und  in  der  indirekten  Besteuerung-  vor.  Sie 
ist  entweder  subjektive  Doppelbesteuerung,  d.  b.  mebrmalige  Vollbe- 
steuerung desselben  Steuersubjektes  mit  demselben  Steuerobjekte  durcb 
mebrere  einander  koordinierte  Steuergewalten  (mebrere  Staaten,  mehrere 
Gemeinden)  oder  objektive  Doppelbesteuerung,  mehrmalige  Besteuerung 
desselben  Steuerobjektes  mit  dem  Steuervollbetrage  derselben  oder  zweier 
im  Steuersystem  gleichwiegender  Steuern,  oder  subjektive  und  objek- 
tive Doppclbesteuerung  zugleich. 
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Jede  Art  der  Doppelbesteuerung  wird  begünstigt  durch  zwischen- 
staatliche und  interkommunale  Zerrissenheit,  durch  Angehörigkeit  des- 
selben Steuerobjektes  und  Steuersubjektes  zum  Gebiet  mehrerer  Steuer- 
gewalten, im  Passieren  desselben  Steuerobjektes  durch  mehrere  Steuer- 
gebiete. 

2.  Belastung  steuerunkräftiger  Objekte  (negativer  Steuer- 
kapitale, non-valeurs).  Dieser  Fehler  wird  ebenfalls  bei  jeder  Art 
Besteuerung  begangen:  durch  Nichtabzug  der  Schulden  bei  der  Ertrags- 
und bei  der  Erbfallbesteuerung,  durcli  Forterhebung  der  Steuern  von 
Einkünften  über  deren  Dauer  hinaus,  in  der  Aufwandbesteuerung 
durch  Belastung  unentbehrlicher  Lebensmittel,  durch  Vorenthaltung  der 
Ausfuhrrückvergütung  von  Konsurasteuern  u.  s.  w.  Auch  diese  Abnor- 
mitäten habenftir  beide  Steuerhauptgattungen  abgesonderte  Nachweisungen 
im  1.  und  2.  Buch  zu  finden. 

Die  Besteuerung  negativer  Steuerkapitale  macht  sich  namentlich  in  wenig  einheit- 
lichen jungen  Ländern  geltend.  So  in  den  Vereinigten  Staaten,  daher  die  einlärsliche 
Beschäftigung  Seligmans,  Walkers  u.  A.  mit  dem  Gegenstande. 

§  45.  Die  Steuer abschüttelung.  1.  Die  öffentliche  Ahschüttelung.  — 
Eine  solche  kann  auf  doppelte  Weise  erfolgen.  Entweder  durch  Ver- 
letzung der  Bürgerpflicht  seitens  der  Steuersubjekte,  d.  h.  durch 
Hinterziehung  mittelst  falscher  Deklaration,  Bestechung  u.  s.  w.  oder 
durch  Mifsbrauch  der  Steuergewalt  und  des  Einflusses  auf  die  Steuer- 
gewalten, gleichviel  ob  im  Steuerregiment  oder  in  der  Steuergesetzgebung 
oder  in  der  Steuerverwaltung,  gleichsehr  bei  Steuerauflegung  oder  Steuer- 
paktierung  oder  verfassungsmäfsiger  Steuerverwilligung  (,,A.  St.  L."  §  206). 

Die  erste  Art  öffentlicher  Abschüttelung  der  Steuerlast  ist  von 
verschiedenen  Faktoren  abhängig:  von  der  Höhe  der  staatsbürgerlichen 
Moral,  von  der  Genauigkeit  und  dem  Geschick  des  Steuerschutzes,  von 
dem  Grade  der  Erkennbarkeit  und  Ersichtliehkeit  der  Steuer  Objekte, 
namentlich  aber  von  der  Art  der  Steuerregulierung.  Mit  dem  Einflufs 
der  letzteren  steht  die  notorisch  zu  zwei  Drittteilen  und  am  meisten 
von  dem  beweglichen  Grofskapital  defraudierte  Erwerbssteuer  Oester- 
reichs  noch  in  neuester  Zeit  als  abschreckendes  Beispiel  da.  Die  am 
leichtesten  durchschlüpfenden  Steuerobjekte  und  Steuersubjekte  werden 
hiernach  auch  mit  den  genauesten  Ermittelungen  und  Kontrollen  steuer- 
technisch bedacht  werden  müssen. 

Die  zweite  Art  öffentlicher  Abschüttelung,  welche  durch  Mifsbrauch 
der  Steuergewalt  und  des  Einflusses  auf  die  Steuergewalt  in  Regierung, 
Gesetzgebung  und  Verwaltung  vor  sich  geht,  kommt  bei  allen  drei 
Formen  der  Entscheidung  über  die  Steuerlast,  bei  der  Steuerauferlegung, 
der  Steuerpaktierung  und  der  verfassungsmäfsigen  Steuerverwilligung 
vor.  Von  grofsem  Einflufs  ist  dabei  die  Regierungsform.  In  der 
absoluten   Monarchie  werden  die  geistlichen  und   weltlichen  Beamten 
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samt  dem  dem  Hofe  zugewendetem  Grund-  und  Geldadel  mit  Schwung- 
öflFentliche  Steuerabscliüttelung  beider  Steuergattungen  betreiben.  Der 
aristokratische  Staat  bedrückt  die  unteren  Klassen  vorzüglich  mittelst 
indirekter  Vorscliufssteuern,  die  reine  Demokratie  wälzt  umgekehrt  die 
Belastung  den  oberen  Klassen  zu  in  Gestalt  überraäfsiger  Progressivsteuern 
und  zu  hoher  Existenzminima.  Eine  Übertreibung  letzteren  Bestrebens 
machte  sich  jüngst  auch  in  den  Vereinigten  Staaten  bemerkbar,  als  eine 
Bundeseinkommensteuer  (Gesetz  v.  24.  Aug.  1894)  mit  einem  Existenz- 
minimum bis  zu  4000  Dollar  zur  Geltung  kam. 

Das  deutsclte  Steuerwesen  der  Gegenwart  leidet  unter  den  Nach- 
wehen des  landesherrlichen  Absolutismus,  namentlich  was  die  Gebühren- 
Steuern  und  dieVerzehrungssteuern  betrifft.  Dasselbe  wäre  aber  auchbedroht 
vom  Mifsbrauch  der  Steuergewalt  durch  eine  sich  herausbildende  absolute 
Volksherrschaft.  Jener  Grundfehler  kann  nur  korrigiert,  diese  Ge- 
fahr grundstürzender  Umwälzung  im  Steuerwesen  kann  nur  verhütet 
werden,  wenn  die  Verfassungspolitik  in  der  Fortbildung  des  Bestehenden 
das  Volk  nach  seiner  ganzen,  für  Gegenwart  und  nächste  Zukunft  ge- 
gebenen und  geforderten,  öffentlich  rechtlichen  Gliederung  zu  verhält- 
nismäfsiger  Geltung  bringt;  denn  nur  so  wird  vom  Volke  dem  Kaiser 
werden,  was  des  Kaisers  ist,  dem  Volke  bleiben,  was  dem  Volke  ist, 
dem  Mifsbrauch  der  Staatsgewalt  aber,  wie  er  von  der  Autokratie,  der 
Plutokratie  und  der  Ochlokratie  —  von  jeder  in  ihrer  besonderen  Weise 
—  droht,  wirklich  gesteuert  werden. 

Normale  YolksTertretuug.  Die  Steuerpolitik  ist  zu  oberst  und  zu  unterst 
eine  Verfassungs-,  namentlich  aber  Yertretungsfrag-e.  Das  hauptsächliche  weitere 
Ziel  ist  wohl  die  Herstellung  zeitgemäfser  korporativer  Vertretungszusätze  aus  dem 
ganzen  kommunal-  und  berufskörperschaftlich  gegliederten  Volke  zum  Grundstamm 
der  durch  allgemeines  Wahlrecht  der  erwachsenen  Männer  gebildeten  Elementar- 
gruppenvertretung.  Nur  unter  dieser  Voraussetzung  kann  das  ,, parlamentarische  Re- 
gime" den  Gefahren  der  öffentlichen  Klassen-  und  Massenabschüttelung  der  Steuer- 
last entgehen.  Das  System  der  einseitigen  Besitzvertretung  begünstigt  auf  der  Seite 
der  indirekten,  insbesondere  der  Verzehrungsbesteuerung,  die  einseitige  Kopfzahl- 
vertretung begünstigt  auf  der  Seite  der  direkten  Besteuerung  Übertreibungen,  also 
Mifsbildungen  der  gerechten  Verteilung  der  Steuerlast. 

Steuerubschütteluiig'  und  „parlameuturisches  Beginie"'.  Es  kommt  in  der 
heutigen  Monarchie  nur  darauf  an,  der  Volksvertretung  eine  Einrichtung  und  Stellung 
zu  geben,  womit  die  Staatsoberhauptschaft  aus  eigenem  Rechte,  die  Bestellung  der 
obersten  Regierungsorgane  durch  die  Krone,  das  gesetzgeberische  Veto  und  Sanktio- 
nicrungsrecht  des  Königs,  endlich  die  Bestellung  der  Minister  und  die  Oberleitung 
der  Geschäfte  der  Verwaltung  zusammen  bestehen  können.  Dieses  ist  jedoch  nur 
dann  möglich ,  wenn  die  Volksvertretung  als  eine  verhältnismäfsige  Vertretung  des 
ganzen  Volkes  nach  seiner  öffentlich-rechtlichen  Gliederung,  weder  als  reine  Massen- 
vertretung, noch  als  reine  Klassenvertretung  ausgestaltet  wird. 

Ganz  allein  die  Verhältnismäfsigkeit  in  der  Vertretung  des  Volkes  nach  seiner 
staatlichen  Gesamtgliederung  entscheidet  darüber,  dafs  auch  in  der  Besteue- 
rung verhältnismäfsige  Beteiligung  der  verschiedenen  Steuerge- 
walten an  der  Steuerzuständigkeit,  dafs  verhältnismäfsige  Belastung  der  be- 
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steuerten  Einkommen  nach  der  Gesamtheit  der  öffentlichen  Bedürfnisse  einerseits 
und  der  privaten  Bedürfnisse  andererseits,  endlich  dafs  verhältnismäfsige  Steuerleistung 
nach  Mafsgabe  der  Steuerkraft,  hiernach  alle  obersten  Ziele  guter  Steuerpolitik 
erreicht  werden. 

Es  kommt  also  darauf  an,  auf  welcher  Vertretungsgrundslage  das  parlamen- 
tarische Regime  steht,  nicht  auf  das  Bestehen  dieses  Regimes  überhaupt. 

Das  „allgemeine  Stimmrecht"  allein  verhütet  die  Klassen-  und  Massenab- 
sehüttelung  der  Steuerlast  nicht,  wie  leider  die  Erfahrung  überall  beweist. 

§  46.  2.  Die privatwbischafÜlclie  Steuerahschüttelung  mittelst  Über- 
wälzung (vergl.  „A.St.  L."  §  209  fif.).  —  Von  den  Steiierkräften  ist  für 
die  Regel  anzunehmen,  dals  sie  sich  für  die  Steuerlast,  deren  sie  sich 
durch  den  Einflufs  im  Staate  nicht  entschlagen  können,  auf  andere  Weise 
schadlos  zu  halten  suchen.  „Von  dieser  Annahme  mufs  man  als  Obersatz 
deduktiver  Beweisführung  ausgehen,  wenn  auch  auf  induktiven  Wege  zu 
kontrollieren  ist,  welchen  Schwierigkeiten  das  privatwirtschaftliche  Ent- 
lastungsstreben begegne,  und  ob  im  einzelnen  Falle  das  Entlastungs- 
streben von  Erfolg  begleitet  sein  werde"  (A.  Wagxer). 

Die  volkswirtschaftliche  Abschüttelung  ist  nicht  gleichbedeutend 
mit  Steuerüberwälzung  überhaupt.  Vielmehr  mufs  bei  der  ertragreich- 
sten Steuergattung,  den  Vorschufskonsumsteuern,  die  Überwälzung  als 
Mittel  normaler  Verteilung  der  Steuerlast  vorausgesetzt  und  bewirkt 
werden  können,  wenn  man  nicht  auf  den  Vorteil  der  Konzentrations- 
besteuerung (§  51)  verzichten  will.  Sicher  aber  hat  es  die  Steuergewalt  so 
wenig  in  der  Hand,  die  privatwirtschaftliche  Entlastung,  die  sie  für 
Steuerzahler  wünscht,  sicher  herbeizuführen,  als  sie  es  in  der  Hand  hat, 
die  Entlastung,  welche  sie  nicht  beabsichtigt,  ganz  zu  verhindern.  Dennoch 
hat  die  Steuergewalt  den  verkehrswirtschaftlichen  Abschüttelungs- 
bestrebungen  die  sorgfältigste  Aufmerksamkeit  zu  schenken  und  dahin 
zu  trachten,  dafs  bestimmte  Steuern,  womit  sie  die  Steuerzahler  treffen 
will,  die  Tragsteuern,  von  diesen  auch  wirklich  getragen  werden,  und 
dafs  andere  Steuern  des  Systems,  welche  aus  Gründen  der  Steuertechnik 
vorschufsweise  erhoben  werden  müssen,  vom  Steuerzahler  dem  Steuer- 
destinatär  —  etwa  dem  Konsumenten  —  für  die  Regel  auch  wirklich 
zugeschoben  werden  können. 

Die  Überwälzung  —  sowohl  die  einmalige,  als  die  dauernde  durch 
„Steueramortisation"  bewirkte,  —  kann  also  nicht  überhaupt  verhütet 
werden.  Es  spricht  aber  gegen  eine  Steuergattung  oder  eine  Einzel- 
steuer, wenn  sie,  falls  sie  als  Tragsteuer  gedacht  ist,  dennoch  nicht 
der  Überwälzung  mit  einiger  Sicherheit  entzogen  werden  kann,  und 
wenn  sie  als  Vorschul'ssteuer  wirken  soll,  diese  ihre  Bestimmung  leicht 
verfehlt.  Ersteres  kommt  unter  den  direkten  Steuern  bei  den  Ertrags 
und  Realsteuern,  das  Andere  unter  den  indirekten  Steuern  bei  den  Areal-, 
Material-  und  Produktionssteuern,  namentlich  aber  bei  den  sog.Verkehrs- 
steuern  umfassend  vor  und  wird  uns  genauer  beschäftigen. 


58  Einleitung. 

Übertreibung  der  Steuersätze  drängt  sowohl  in  der  direkten, 
als  in  der  indirekten  Besteuerung  zur  privat  wir  tschaft  lieben 
Steuer abschüttelung,  welche  sich  teils  durch  Überwälzung,  teils 
durch  nicht  beabsichtigte  Konsumeinschränkungen  vollzieht. 

Die  direkten  Steuern  erfüllen  ihre  Aufgabe  um  so  besser,  je  weniger 
sie  ihre  Grundnatur  der  Tragbesteuerung  verleugnen.  Da  sie  die  Grund- 
lagen der  Steuerkraft  unmittelbar  treffen  wollen,  sind  sie  auch  darauf 
einzurichten,  den  Inhaber  der  Steuerquelle  und  Träger  der  Steuerlast 
selbst  zu  treffen,  denselben  auch  zum  Steuerzahler  zu  machen.  Ihre 
Grundaufgabe,  die  Durchschnittssteuerkraft  Aller  zu  treffen,  könnten 
sie  anders  gar  nicht  erfüllen. 

Stenereinholung-  und  Steuerübenvälzuug^.  Das  privatwirtschattliche  Ent- 
lasturigsstreben  kann  zwei  Hauptrichtungen  einschlagen:  diejenige  der  Steuer- 
einholung (auch  sog.  ,, Abwälzung"),  indem  die  Steuersubjekte  durch  die  Steuer- 
last bestimmt  werden,  Wirtschaftsänderungen  vorzunehmen,  deren  Erfolg  die  Steuern 
deckt,  oder  diejenige  der  Steuerüberwälzung-  auf  dritte  Sonderwirtschaften  als 
Steuerträger  (,.A.St.L.'-  §§  2iuff.). 

Man  wird  zwei  Fälle  der  Steuereinholung  oder  sog.  Abwälzung  zu  unter- 
scheiden haben,  welche  jedoch  immer  entweder  auf  quantitativ  und  qualitativ  höherer 
Produktions-  und  Verkehrsleistung  oder  auf  Verminderung  der  Produktionskosten 
oder  auf  der  einen  wie  der  anderen  Folge  beruhen.  Diese  zwei  Fälle  sind:  1.  die 
Erzielung  einer  erfolgreicheren  Wirtschaftsführung  durch  das  Gesamtsteuersystem, 
oft  behauptet,  aber  stets  schwer  zu  beweisen;  2.  die  Erzielung  der  erfolgreicheren 
Wirtschaftsführung  durch  bestimmte  einzelne  Steuern  und  Besteuerungsmethoden 
(.,A.  St.  L."  §  211). 

Der  privatwirtschaftliche  Entlastungskampf  der  Steuerkräfte  untereinander 
heifst  in  der  Steuerlehre  die  Überwälzung.  In  der  Sache  ist  die  Über- 
wälzung nichts  anderes,  als  der  siegreiche  Zuschlag  bezw.  Abzug  des  Steuerbetrages 
zu  und  von  den  Marktpreisen,  Zinsen  und  Löhnen  im  Preiskampfe  des  privatwirt- 
schaftlichen Verkehrs.  Daher  sind  auch  die  Überwälzungskämpfe  ebenso  verwickelt 
und  verworren,  wie  der  grofse  volks-  und  weltwirtschaftliche  Verkehr  selbst,  welcher 
als  Vermittler  der  Überwälzung  bezw.  Amortisation  der  Steuerlasten  dient. 

Die  Überwälzung  durch  Preiszuschläge  und  durch  Preisabschläge  erfolgt  teils 
als  Abschiebung  der  einmaligen  Steuerlast ,  teils  als  Abzug  des  Kapitalwertes  der 
wiederkehrenden  Steuerlast  und  als  Aufschlag  des  Kapitalwertes  bleibender  Steuer- 
begünstigungen. Der  erste  Fall  ist  die  einfache  Überwälzung,  der  zweite  Fall  uro- 
schliefst  die  Amortisation  der  Steuerlasten  und  den  Kapitalwertaufschlag  der 
Steuerbegünstigungen  am  und  zum  Preise  der  Objekte  wiederkehrender  Belastung 
(„A.  St.  L."  §  212). 

Die  Überwälzung  in  allen  drei  Formen,  der  ,,Fort-",  der  .,W^eiter-"  und 
der  ,,  Rüc  k  wälzung",  ist  Gegenstand  einer  weitschichtigen  Litteratur  geworden, 
welche  durch  die  Monographieen  Kaizls  und  v.  Falcks,  sowie  durch  eine  Reihe  von 
Artikeln  des  Schanz  sehen  „Finanzarchiv"  einen  vorläufigen  Abschlufs  erlangt  hat. 
Die  neueren  Untersuchungen  haben  vor  allem  das  Irrige  der  ÜANARDSchen  Meinung 
ergeben,  dafs  „jede  alte  Steuer  gut  und  jede  neue  Steuer  schlecht"  sei.  Dieser 
Satz  stützte  sich  auf  die  Annahme,  dafs  auch  ungerecht  und  ungleichmäfsig  auf- 
gelegte Steuern  durch  den  Verkehr  unter  Lebenden  und  von  Todeswegen  im  Wege 
der  Überwälzung  eine  Ausgleichung  erfahren  und  dafs  —  die  Steuern  einmal 
eingelebt,  die  Überwälzung  einmal  vollzogen,  das  Unrecht  gut  werde.     Allein,  wenn 
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auch  eine  Ausgleichungswirkung  mittelst  der  Gewinnveränderung  im  Wege  der  Preis- 
bildung teilweise  zutreffen  wird ,  so  wird  in  anderen  Fällen  die  Ungleichmäfsigkeit 
der  Auflegung  durch  Überwälzung  nicht  nur  nicht  ausgeglichen,  sondern  die  Wir- 
kung der  Überwälzung  findet  auch  nach  längerer  Zeit  keineswegs  einen  endgiltigen 
Abschlufs  („A.  St.  L."  §  212). 

§  47.  Die  Steuerlast  im  ganzen.  —  Der  richtigen  Beurteilung  der 
Gesamtsteuerbelastung  stehen  grofse  Schwierigkeiten  im  Wege.  Da 
sich  die  quantitativen  Veränderungen  des  sog.  Volkseinkommens  und 
Nationalvermögens  der  genauen  Feststellung  entziehen,  so  läfst  sich  nie 
angeben,  den  wievielten  Teil  davon  der  Finanz-  und  Steuerbedarf  ver- 
schlingt. Die  volkswirtschaftlich  relative  Höhe  der  Steuerlast 
läfst  sich  hiernach  nicht  feststellen.  Dagegen  liefs  sich  mit  ziemlicher 
Sicherheit  annehmen,  dafs  die  deckungssystematisch  relative  Höhe  der 
Steuerlast,  d.  h.  der  steuerlichen  gegenüber  der  nichtsteuerlichen  Finanz- 
deckung, zunimmt  und  zunehmen  mufs. 

Selbst  dann,  wenn  man  die  volkswirtschaftlich  relative  Höhe  der 
Steuerlast,  d.  h.  das  von  letzterer  verschlungene  Prozent  des  National- 
einkommens, kennen  würde,  liefse  sich  über  die  Last  schwer  aburteilen. 
Es  kommt  darauf  an,  wieviel  der  Staat  durch  die  Steuern  an  gemeinem 
Nutzen  stiftet,  und  wie  er  damit  Nutzen  stiftet,  ob  der  öffentliche  Ge- 
brauchswert seiner  Leistungen  hoch  ist,  ob  der  Staat  etwa  die  Verteidigung 
der  nationalen  Existenz,  oder  ob  der  Staat  minderwerte  Leistungen  aus 
den  Steuern  bestreitet. 

Absolut  zeigte  sich  die  Steuerlast  bei  aufsteigender  Volksentwickelung 
notwendig  im  Wachstum  begriffen,  und  wenn  das  letztere  nicht  durch 
Vergeudungen  verursacht  ist,  darf  darin  nur  eine  günstige  Thatsache 
erblickt  werden.  Besonders  stark  ist  die  Zunahme  der  absoluten  Steuer- 
last in  neuester  Zeit  gewesen,  weil  nicht  mehr  blofs  der  Kriegs-,  son- 
dern auch  der  Kulturbedarf  in  einem  nie  dagewesenen  Grade  sich  ge- 
steigert hat. 

Die  direkte  absolute  Steuerbelastung  in  Deutschland  beträgt  nach 
V.  RiECKE  (Vorlage  über  die  württembergische  Steuerreform)  nach  den 
Voranschlägen  1894/95  pro  Kopf  in  Mark:  Hessen  9,75,  Württemberg  7,68, 
Sachsen  7,59,  Baden  6,76,  Preufsen  6,41.  Die  indirekte  Belastung  wird 
mit  14  bis  16  M.  pro  Kopf  (Keich,  Länder,  Gemeinden  zusammen)  ver- 
anschlagt werden  dürfen. 

•  Für  die  direkte  Besteuerung  der  Schweiz  giebt  Schanz  folgende 
Zahlen:  31  Millionen  Frs.  Gemeinde-  gegen  17  Mill.  Frs.  Staatssteuern. 
—  Die  prozentuale  Steigerung  der  direkten  Steuern  betrug  in  Zürich: 


1867 

1886 

Prozentuale  Steigerung 

Gemeindesteuer    . 

.     413,757 

3,649,571 

100  :  882 

Armensteuer     .     . 

.     226,686 

715,338 

100  :  315 

Schulsteuer .     .     . 

.     268,441 

1,799,878 

100  :  670 

Kirchensteuer  .    . 

.       87,726 

244,802 

100  :  279 

996,610 

6,409,589 

100  :  521 
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Für  Frankreich  giebt  A.  Wagner  wertvolle  Steigerungswerte  (Ergänzungsheft 
zum  III.  Bd.  der  F.  W.,  S.  137),  zu  deren  Verständnis  jedoch  zu  bemerken  ist,  daCs 
Wagner's  „Yerkehrssteuern"  unseren  „Bereicherungssteuern"  entsprechen  und  nach 
unserer  Auffassung  vorbehaltlos  den  indirekten  Steuern  zuzuzählen,  nicht  selbständig 

neben  diese  zu  stellen  sind. 

1847  1870  1885  1894 

Mill.  Frs. 

Direkte  Steuern    .     .     331,7         332,8        446,.5         535,0 

Verkehrssteueru    .     .     253,8         446,5         708,0         710,3 

Indirekte  Steuern      .     464,8        708,9       1309,6       1542,4 

Andere  kleinere  St.  .      48,0  54,8        228,3        186,0 

Summa  1098,3       1543,0       2692,4       2973,7 

ProzcntG 

Direkte  Steuern   .     .      30,2  31,5  16,6  18,0 

Verkehrssteuern   .     .       23,1  29,0  26,3  23,9 

Indirekte  Steuern     .      42,3  46,0  48,6  51,8 

Andere  kleinere  St. .        4,4 3^5 8^5 6,3 

Summa     100,0        100,0        lOü,0        100,0 
Progression 
Direkte  Steuern    .     .     100,0        100,3        134,6        161,3 
Verkehrssteuern    .     .     10O,0         175,9        279,0        2S0,0 
Indirekte  Steuern     .     I(i0,0        152,5        281,7        331,8 
Andere  kleinere  St.  .     100,0         114,2        475,6         387,6 
Summa     100,0         140,5         245,2         278,0 
Die  Bruttozahlen  werden  hier  mit  Recht  der  Vergleichung  zu  Grunde  gelegt, 
doch  ist  nicht  zu  übersehen,   dafs  sie  bei  den  Monopolen  den  Wert  des  Artikels 
selbst  mit  enthalten. 

Nach  einer  anderen  Angabe  A.  Wagners  (F.  W.  IJI.  Bd.,   S.  373)   betrug  die 
Steuerlast  in  Mill.  Frs. : 

Konsulat  und  1.  Kaiserreich  (1801  — 14)     ....      985,8 

Restauration  (1815—30) 1031,9 

Julimonarchie  (1830  —  47) 1287,5 

Zweite  Republik  (1848—51) 1587,8 

Zweites  Kaiserreich  (1852  —  70) 2150,3 

Dritte  Republik  (1871—84) 3492,9 

Oder  jährliche  Vermehrung  4,99  Proz.  im  Mittel!  Minimal-  gegen  Maximalbudget 
verglichen  (1819  mit  896,  1882  mit  42.-^5  Mill.  Frs.)  sogar  jährlich  7,4  Proz.!  Rund 
also  selbst  bei  ersterer  Berechnung  5  Proz.  gegen  eine  Bevölkerungsvermehrung  (auf 
das  heutige  Gebiet  berechnet)  von  jährlich  nur  0,5  Proz.  zwischen  1801  —  1881  und 
blofs  0,38  Proz.  seit  1821.  —  Weiter  rechnet  Wagner: 

1801-14    1815-30     1831-47     1848-51      1852-70      1871-83 

Mill.  Frs. 

Domänen  und  Forsten     105,2  35,1  37,6  36,5  49,2  52,4 

Direkte  Steuern.     .     .     375,0        355,0        389,4        428,8  494,4  710,3 

Indirekte  Steuern   .     .     370,5         514,3        680,3         720,8         1119,7         2047,2 

Anderes      .     .     .     .     .       33,2  24,7  41,1  72,1  126,4  262,3 

Summa     884,0        929,1       1148,4       1258,2         1789,7        3072,3 

Prozent 

Domänen  und  Forsten       12,0  3,8  3,2  3,0  2,8  1,7 

Direkte  Steuern .     .     .      42,4  38,1         33,9  34,0       •    27,7  23,1 

Indirekte  Steuern    .     .       41,8  55,4         69,3  57,2  62,5  66,7 

Anderes      .     .     .     .     .         3,8  2,7  3,6  5,8 7^0 8,5 

Summa     100,0        100,0        100,0        100,0  100,0  100,0 
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1801-14 

1815-30 

1831-47 

1848-51 

1852-70 

1871-83 

Progression 

Domänen  und  Forsten 

— 

100,0 

107,1 

104,0 

140,2 

149,6 

Direkte  Steuern .    .     . 

— 

100,0 

109,7 

120,8 

139,3 

200,1 

Indirekte  Steuern    .    . 

— 

100,0 

132,2 

140,1 

217,7 

398,0 

Dir.  und  indir.  St.  zus. 

— 

100,0 

123,1 

132,2 

185,7 

317,4 

Anderes 

— 

100,0 

166,4 

291,9 

511,8 

1062,6 

Summa       —  100,0         123,6         135,4  192,6  330,2 

Die  ungeheure  Vermehrung  der  Gesarateinnahmen  und  der  Steuern  und  unter 
letzteren  wieder  der  indirekten  (einschliefslich  der  „Verkehrssteuern")  tritt  schlagend 
hervor.  Ebenso  die  Thatsache,  dafs  mit  der  kleinen,  auf  gewisse  steuerpolitische 
Mafsregeln  der  zweiten  Republik  zurückzuführenden  Untei-brechung  in  der  Periode 
von  1848—1894,  der  Schwerpunkt  der  ordentlichen  Einnahmen  immer  mehr  in 
die  indirekten  Steuern  fällt  und  diese  ganz  das  Übergewicht  über  die  direkten 
erlangen :  in  betreff  der  Gesamtzunahme  und  der  Verteilung  auf  direkte  und  indirekte 
Steuern  eine  wesentlich  verschiedene,  zum  Teil  geradezu  entgegengesetzte  Entwick- 
lung als  in  Grol'sbritannien  und  in  Deutschland. 

5.  Kapitel.    Organisation  nnd  Yerfaliren  der  Besteuerung. 

§48.  I.  Die  Organisation.  —  l.Die  Elementarbestandteile 
der  Organisation.  Die  Elemente  der  Steuer-,  wie  aller  Staats-,  ja 
aller  Sozialorganisation  (oben  §  15,  sowie  „Bau  und  Leben",  I)  sind 
Personalbestände  und  Sacbgüterbestände. 

a.  Das  Personal  ist  für  die  verscbiedenen  Aufgaben  der  Besteue- 
rung mehr  oder  weniger  differenziert,  jedocb  viel  stärker  bei  der  in- 
direkten als  bei  der  direkten  Besteuerung,  weit  stärker  für  die  Steuer- 
verwaltung als  für  die  Steuerregierung  und  Steuergesetzgebung,  wie 
sich  weiterhin  ergeben  wird. 

Der  Besteuerung  steht  auch  das  nichtfinanzielle  Personal  des  Staates 
und  der  Gemeinden  als  Hülfspersonal  zu  Gebote,  das  staatliche  jedoch 
mehr  in  der  indirekten  (Verkehrs-  und  Gebühren-)  als  in  der  direkten 
Besteuerung  und  das  kommunale  mehr  in  der  direkten  Besteuerung, 
welche  Kenntnis  der  persönlichen  Gesamtleistungsfähigkeit,  also  Bei- 
hilfe der  personenkundigsten  Organe  nötig  hat,  was  die  Ortsbehörden  sind. 

Dem  Steuerberufspersonal  steht  weiter  ein  Steuer-Ehrenamtg- 
personal  zur  Seite.     Jedoch  wieder  nur  in  der  direkten  Besteuerung. 

Umfassend  ist  als  Organisationselement  das  Steuersubjekt  selbst 
verwertet  teils  individuell,  teils  als  „Steuergesellschaft". 

Ein  charakteristischer  und  tief  im  Wesen  als  Unterscheidung  der 
direkten  von  der  indirekten  Besteuerung  begründeter  Unterschied  besteht 
darin,  dafs  in  der  indirekten  Besteuerung  die  Steuersubjekte  selbst  viel 
umfassender  als  Elemente  der  Organisation,  als  Träger  nicht  blofs  der 
Deklaration,  sondern  auch  der  Steuerbemessung  und  der  Steuererhebung 
(Klebe-  und  Kassierungszwang  im  Stempelwesen)  verwendet  sind. 

b.  Das  Gütermaterial,  welches  in  der  Steuerorganisation  ver- 
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wendet  wird,  weist  Bestandteile  aller  funktionell  verschiedenen  Haupt- 
gattungen  der  Sachgüter  auf  („Bau  und  Leben"  I  32). 

Vorwiegend  sind  jedoch  die  Güter  der  Darstellung,  Mitteilung  und 
Überlieferung  an  Akten,  Formularen,  Verzeichnissen,  Protokollen,  Ge- 
setzbüchern, Sammlungen  u.  s.  w,  vertreten.  Das  ist  Folge  des  aller 
Staatsthätigkeit  eigenen  Übergewichtes  der  geistigen  Arbeit  („A. St. 
L."§81). 

Doch  fehlen  auch  die  Güterbestände  nichtsymbolischer  Art  nicht, 
und  in  der  Vorschufsbesteuerung  nehmen  namentlich  die  technischen 
Hülfsmittel  an  Steuerniederlagen,  Entrepots,  Ausrüstung  des  Schutz- 
und  Sicherheitsdienstes,  des  Beobachtungs-,  Kontrolle-,  Messungsdienstes, 
der  Absonderung  steuerbarer  von  nicht  steuerbaren  Objekten  charakte- 
ristisch einen  steigenden  Umfang  an. 

§  49.  Fortsetzung.  2.  Die  Grundanstalten  der  Steuer- 
organisation sind,  wie  bei  allen  übrigen  Staats-  und  Sozialorgani- 
sationen, Grundverknüpfimgen  der  Personale  mit  Sachgüterbeständen, 
so  zwar,  dafs  dieselben  Personen  als  Elemente  der  verschiedenen  Grund- 
einrichtungen desselben  Dienstes  auftreten  und  als  Träger  der  verschie- 
denen Grundven'ichtungen,  wofür  die  Grundanstalten  hergestellt  sind, 
zugleich  walten  können. 

Es  ist  namentlich  das  höhere  administrative  und  technische 
Bearatenpersonal,  welches  —  ausgestattet  mit  der  erforderlichen 
Intelligenz  und  Aktenverfügung,  angewiesen  zur  gesetzlich  zulässigen 
Schonung  des  Volksgefühls  und  verpflichtet  zur  Gerechtigkeit,  befugt 
zum  steuergesetzlichen  Normgeben  und  Handeln  — ,  in  sämtliche  Grund- 
veranstaltungen der  eigentlichen  geistigen  Besteuerungsarbeit  eingeht, 
wogegen  das  niedere  Personal  des  Steuerdienstes  den  mcchanisclien 
Teil,  aber  doch  auch  den  Beobachtungs-,  Kontrolle-,  Rechnungs-,  Schreib- 
dienst (,, Schreibtisch",  Registratur  u.  s.  w.)  leistet.  Ökonomische  Grund- 
veranstaltungen der  Anweisung  besonderer  Ausgabeposten  fehlen  keiner 
Seite  des  Steuerdienstes,  ebensowenig  technische,  raumzeitliche,  schützende 
Grundeinrichtungen. 

Ein  charakteristischer  Unterschied  der  indirekten  von  der  direkten 
Besteuerung  ist  es  jedoch,  dafs  erstere  auch  an  Zeitübertragungs-,  Nieder- 
lage-, Transport-,  Kunst-,  Beobachtungs-  und  Kontrollhülfsanstalten  weit 
gröfsere  Ausdehnung  und  Mannigfaltigkeit  aufweist. 

§  50.  3.  Die  Steueror'gane  selbst.  —  Zusammensetzungen  aus  den  er- 
forderlichen Grundvcranstaltungen,  bestehend  aus  vielgestaltigen  fiskalen 
Personal-  und  Güterbeständen,  vollziehen  die  Besteuerungsorgane  die 
Aufgaben  der  Besteuerung. 

Als  Organe  der  Besteuerung  dienen  in  erster  Linie  die  drei  ordent- 
lichen Staatsorgane:  die  Regierungsorgane  für  Steuersachen,  die 
Vertretungsorgane  für  Steuersachen  und  die  Verwaltungsämter  für 
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Steuersachen.  Bei  dieser  Organisation  ist  der  Steuer-  mit  dem  übrigen 
Staatsdienst  häufig  verknüpft. 

Die  positive  Orji^aiiisation  des  Steuerdieustes  in  deu  grotseu  europiiisclien 
Staateu.  Für  Preufsen,  Oesterreich  und  Frankreich  sind  die  erforderlichen 
Angaben  hierüber  in  der  „A.  St.  L."  (§  236)  bereits  gegeben.  Für  Eug-land  sei  zur 
Ergänzung  das  Erforderliche  hier  angefügt.  Die  staatliclien  Behörden  und  Beamten  der 
Einkommenssteuern  sind:  „das  Steueramt  für  inländische  Einkünfte"  (board 
of  the  commissioners  of  Inland  revenue),  die  Steuerinspektoren  und 
die  Steueraufseher  (surveyors).  Die  Steueraufseher  sind  auch  „das instruierende 
Mittelglied  zwischen  den  Steuerpflichtigen  und  den  Specialkommissären  in  Fällen  der 
Berufung,  Einsteuerung  und  Befreiung'-  (Vocke  S.  598,  Dowell  III,  134).  Inspek- 
toren und  Aufseher  fungieren  übrigens  auch  mit  für  andere  Steuern  des  Inland- 
departements. 

Die  Steuerbehörden  und  Beamten  des  Selbstverwaltungssjsteras  sind  die 
Generalkommissionäre  der  Lokalsteuerdistrikte  (je  8— 10  Kirchspiele,  einzelne  Städte), 
die  zusätzlichen  Kommissäre,  die  Sekretäre  für  beiderlei  Kommissäre,  die  lokalen 
Steuereinschätzer  (assessors)  und  die  lokalen  Steuererheber. 

Der  Steuereinschätzer  ist  der  von  den  Kommissären  jährlich,  meist  für  ein  Kirch- 
spiel nach  Anhörung  der  Kirchspielversammlung  ernannte  Lokalbeamte  für  das  eigen- 
liche  Einscbätzungsgeschäft.     Er  ist  zumeist  zugleich  Steuererheber. 

Die  Kommissäre  stehen  im  reinen  Ehrenamtsdienst,  sind  daher  ohne  Vergütung, 
die  Beamten  beziehen  bestimmte  kleine  Quoten  der  Steuersutnmen  als  Tantieme, 
sind  demnach  an  gröTseren  Einschätzungen  interessiert. 

Die  Acciseverwaltuug-.  Die  Acciseverwaltung  bildet  seit  1S49  mit  der  Stempel- 
verwaltung (einschliefslich  Erbschaftssteuern)  und  derjenigen  der  direkten  Steuern 
(Land-,  Haus-,  Einkommenssteuer)  zusammen  das  inländische  Generalsteueramt  Eng- 
lands (board  for  commissioncrs  of  inland  revenue).  Die  Zölle  unterstehen  einer 
korrespondierenden  obersten  Centralbehörde,  dem  Generalzollamt  (board  of  com- 
missioners  of  customs).  —  Das  inläudische  Steueramt  (aus  5  Mitgliedern,  einschliefs- 
lich des  Vorsitzenden  und  dessen  Stellvertreters)  ist  für  die  ihm  unterstehenden 
Steuern  zwar  ein  einheitliches,  aber  für  jede  der  grofsen  Steuergnippen  bestehen 
Unterabteilungen.  Der  Dienst  zerfällt  in  den  „inneren"  beim  Centralamt  und  in  den 
„äuCseren"  im  Lande.  Er  umfafst  an  6ü(i0  Beamte  aller  Art.  Zum  Innendienst 
der  Accise  gehören  unter  1  Oberbeamten  drei  Klassen  von  Inspektoren  (3,  8,  20  an 
der  Zahl),  welche  zum  Teil  Inspektionsreisen  zu  machen  haben.  Für  den  Aufsen- 
dienst  ist  der  Staat  in  gröfsere  Einnahmebezirke  (collections)  und  diese  wieder  in 
Unter-  und  in  Wachbezirke  eingeteilt.  18S5  gab  es  dafür  90  Üezirksbeamte  (collec- 
tors)  mit  325  Gehilfen,  440  Aufsehern  (Supervisors  —  aufser  50  Prüfern,  examiners, 
am  Centralamt),  1400  division  officers,  lOTo  ride  officers,  850  Assistenten,  zusammen 
ein  Personal  von  82  Beamten  im  Innen-,  4175  im  Aufsendienst.  Neben  der  Inlandsteuer- 
behörde besteht  das  Central- Zollamt  aus  4  Mitgliedern  (incl.  I  Vorsitzender  und  dessen 
Stellvertreter).  In  diesem  Amt  fungieren  ferner  l  Generaleinnehmer,  1  Generalkon- 
troleur,  1  Generalinspektor,  l  Sekretär,  1  Solicitor  und  die  entsprechenden  Bureau- 
beamten für  den  Central-  und  Abteilungsdienst,  im  Ganzen  1881  194  Beamte  des 
Generalzollamts.  Für  den  Zolldienst  im  Lande  steht  das  Londoner  Zollamt,  bei 
dem  etwa  die  Hälfte  der  Zollgeschäfte  zusammenläuft  und  das  Liverpooler  für 
sich  neben  der  sonstigen  Provinzialzollverwaltung,  die  noch  2368  Beamte  zählt,  daher 
zusammen  für  diesen  Dienst  5013  Beamte,  aufser  der  jetzt  unter  der  Admiralität 
stehenden,  für  die  Zollzwecke  mit  dienenden  Küstenwache.    (A.  Wagner). 

§  51.  II.  Das  Besteuerungsverfallren.  —  Offizialeinsteuerung 
—  Selbsteinsteuerung,   Isolation  —  Konzentration 
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(„A.  St.  L."  §  42).  In  allen  Hauptstadien  der  Besteuerung  wirken  die 
Steuergewalten  und  die  Steuerpflichtigen  irgendwie  zusammen,  ist 
Offizial-  und  Selbsteinsteuerung  mit  einander  vorbanden,  ist  also 
der  Steuerpflicbtige  zugleicb  mebr  oder  weniger  Organ  der  Steuerge- 
walt. Doeb  findet  dieses  in  versebiedencm  Yerbältnisse  statt.  Innerhalb 
der  indirekten  Besteuerung  wird  der  Pflichtige  stärker  herangezogen, 
z.  B.  in  der  Stempelbesteuerung  zur  Veranlagung,  Bemessung  und  Ein- 
hebung zugleich;  dies  ist  die  notwendige  Folge  des  geringeren  Grades 
der  Ersichtlichkeit  der  Steuerobjekte  für  die  Steuergewalt. 

Isolation  und  Konzentration  der  Steuerobjektc.  Die  Olijekte  der  direkten 
Besteuerung,  die  Steuerquellen  selbst,  müssen  in  der  Veranlagung  für  jeden 
Steuerdestinatär  abgesondert  erfafst  werden,  eine  Zusammenfassung  von  Massen 
unbekannter  Steuerdestinatäre,  wie  etwa  bei  den  Vorschufskonsumsteuern,  ist  nach 
der  Natur  der  Sache  ausgeschlossen.  Umgekehrt  heischt  namentlich  bei  den  vor- 
geschossenen Konsumsteuern  die  Schwierigkeit  und  Kostspieligkeit  der  Ermittelung 
der  Steuerträger,  dafs  die  letzteren  für  dieselbe  Gattung  von  Steuerobjekten  zusammen 
getroffen  werden,  indem  das  Steuerobjekt  noch  vor  seiner  Zerstreuung  in  den  Konsum 

—  zur  Zuwälzung  der  Steuer  im  Preise  an  die  Konsumenten  —  der  Besteuerung 
unterzogen  wird.  Hierauf  beruht  die  Konzentration  an  der  Grenze  und  vor  den  Stadt- 
thoren  (Zölle,  Thorsteuern),  die  Binnenabfertigung  im  Zolilager,  die  G«- 
samterfassung  mittels  des  Monopols,  die  Besteuerung  beim  Urproduzenten 
nach  der  Kreszenz,  beim  Händler  nach  den  Lagerbeständen,  bei  den  Fabrikanten 
nach  dem  verarbeiteten  Material  oder  nach  dem  Vorrat  an  Fabrikaten;  hierdurch 
ergiebt  sich  eine  lediglich  dem  Steuer  verfahre  n  angehörige  Mannigfaltigkeit  in  der 
Steuernklassifikation:  Zölle,  Thor  steuern,  ProduktionssteuernlArealsteuern, 
Rohproduktsteuern),  Lagersteuern,  Fabrik  steuern,  Monopolsteuernu.  s.w. 

Übrigens  fehlt  die  Konzentration  des  Einsteuerungsverfahrens  auch  bei  der 
direkten  Besteuerung  nicht,  obwohl  die  Isolierung:  hier  Regel  ist.  Dieselbe  besteht  z.  B. 
bei  der  Regulierung  der  Rentenbesteuerung  als  Coupons kassen- Besteuerung. 

§  52.  Die  Stadien  der  Einsteuerung  („A.  St.  L."  §  38  ff.)  —  1.  Das 
erste  Stadium,  die  Bildung  der  Steuerliste  und  die  Veranlagung 

—  vollzieht  sich  als  Ermittelung  der  Steuersubjekte  und  Ermittelung 
der  St  euer  Objekte,  sowie  der  Steuerbarkeit  der  letzteren. 

Was  die  Ermittelung  der  Objekte  betrifft,  so  hat  die  Veranlagung 
der  direkten  Steuern  das  persönliche  Vermögen  und  Einkommen 
selbst,  sei  es  insgesamt  (Generalbesteuerung),  sei  es  den  einzelnen  Be- 
standteilen nach  zu  ermitteln.  Im  anderen  Falle,  welcher  wesentlich, 
jedoch  nicht  ausschliefslich  für  die  indirekte  Besteuerung  zutrifft,  wer- 
den die  auf  Steuerfähigkeit  hinweisenden  persönlichen  Thatsachen  so- 
wie Vermögens-  und  Einkommensvorgänge  ermittelt  und  von  allen 
übrigen  Erscheinungen  der  Bildung  und  Verwendung  von  Vermögen 
und  Einkommen  geschieden  erhalten.  Dies  geschieht  durch  umfassende 
Beobachtung  der  das  Steuerobjekt  bildenden  persönlichen  That- 
sachen mit  Hilfe  von  Urerzeugungs-,  Fabrikations-,  Handels-,  Trans- 
port- und  Lager kon trollen.  Eine  besondere  Bezeichnung  dieser 
zweiten  Art  der  Ermittelung  und  Festhaltuug  der  Steuerobjekte   fehlt 
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leider ;  wir  gebrauchen  dafür  im  Gegensatz  zur  Katastrierung  gelegentlich 
den  Ausdruck:  Kontrollermittelung  oder  Objekterforschung. 

In  beiden  Fällen  zwingt  die  Steuergewalt,  sofern  das  Steuer- 
objekt nicht  von  selbst  erkennbar  ist,  die  Steuersubjekte  in  den  Dienst 
der  Steuerverwaltung,  indem  sie  die  Pflicht  des  „Selbstbekennt- 
nisses", der  „Deklaration",  der  Steuerbuchung,  der  Re- 
gistrationsanmeldung,  der  Aufklebung  der  Steuerwert- 
zeichen u.  s.  w.  auferlegt. 

Dieser  Zwang  zur  Mitwirkung  der  Steuersubjekte  wird  teils  durch 
die  Wirkung  der  Steuerhinterziehungsstrafen,  teils  durch  die 
Bedrohung  der  Rechtssicherheit  der  nicht  zur  behördlichen 
Einregistrierung  gelangten  Rechtsgeschäfte  u.  A.  durchgesetzt. 

Zu  bemerken  ist,  dafs  bei  den  durch  den  Klebe-  und  Verpackungs- 
(Kontroll-)Zwang  vollzogenen  Steuern  die  Steuersubjekte  nicht  bloCs  die  Ermittelung 
durch  Selbstbekenntnis,  sondern  auch  die  beiden  anderen  Stadien  der  Verwaltung, 
die  Steuerbemessung  und  die  Steuereinhebung  unter  blofser  Kontrolle  voll- 
ziehen,  demnach  als  Haupt-  und  Hilfsorgane  des  Steuerverfahrens  nach  dessen 
ganzem  Umfange  wirksam  werden. 

Die  Steuerliste  verzeichnet  übersichtlich  die  ermittelten  Steuersubjekte. 
Bei  den  direkten  Steuern  ist  die  Bildung  der  Steuerliste  ganz  unerläfslich.  Eine 
Steuerliste  wird  auch  nötig  für  die  Gebrauchssteuern,  welche  ständig  und  jährlich 
wiederkehrend  von  den  Nutzniefsern  dauerhafter  Gebrauchsgegenstände  (Wohnungen, 
Wagen,  Hunde  u.  s  w.)  erhoben  werden.  Die  Steuerliste  fällt  aber  fort,  wo  das 
Steuersubjekt  gar  nicht  beständig  ist,  also  bei  den  meisten  indirekten  Verbrauchs- 
steuern und  Gebühren. 

Der  Kataster  hat  zur  Aufgabe  die  Ermittelung  und  Bewertung 
der  Steuerquellen  als  ständiger,  unmittelbarer  Steuerobjekte  für 
jedes  Steuersubjekt.  Die  Katastrierung  gipfelt  in  der  Ermittelung  des 
„Steuerkapitals",  d.  h.  des  steuerbaren  Wertbetrages  der  Objekte 
direkter  Besteuerung,  sei  es  des  Ertragswertes  und  Einkommenswertes, 
was  die  Ertrags-  und  Einkommenskataster  ergiebt,  sei  es  des 
Kapitalwertes,  w^as  die  Wertkataster  ergiebt.  Durch  Kapitali- 
sierung der  steuerbaren  Ertrags-  und  Einkommensgröfsen  kann  man 
die  Ertragskataster  in  Wertkataster  umsetzen. 

Die  Fiudbarkeit  der  Steuersubjekte  und  der  Steuerobjekte.  Die  Steuer- 
gewalt kann  weder  genau  den  Betrag  aller  Vermögen  und  Reineinküafte  finden, 
noch  auf  die  findbaren  Steuerkräfte  die  sichersten  Aufsuchungsmittel  anwenden. 
Die  Natur  unserer  zur  Verheimlichung  befähigenden  und  zwingenden  Volkswirt- 
schaft bewirkt  dies.  Das  Einkommen  des  Wucherers  z.  B.  wird  keine  Steuerkunst 
je  ganz  entdecken,  den  Vermögenszustand  der  Börsenmillionäre  ebensowenig.  Der 
Finanzmann,  welcher  sich  die  Vollmacht  zur  Einsichtnahme  aller  Geschäftsbücher 
ausstellen  lassen  wollte,  wäre  nach  heutigem  Stande  der  Steuermoral  der  Völker 
(vergl.  jedoch  Vockes  Ansicht  „A.  St.  L.")  zugleich  ein  parlamentarisch  ver- 
lorener und  ein  betrogener  Mann.  Die  Auffindung  und  scharfe  Aufspürung  der 
wirklichen  reinen  Personaleinkünfte  ist  also  vielfach  schwierig.  Die  Mittel  zur  Be- 
wältigung dieser  Schwierigkeit  machen  einen  Hauptteil  der  formellen  admini- 
strativen Seite  aller  Steuerfragen  aus. 
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Für  die  indirekte  Besteuerung  giebt  es  viele  unfindbarc  Steuerobjekte:  Luxus- 
gejjenstände.Verbrauchsgegenstände,  Glückseinkünfte,  Gewinne-  Man  hat  aber  auch 
beider  direkten  Besteuerung  mehr  oderweniger  unfindbare  Steuerkräfte  vor  sich. 
ÜDfiodbar  ist  ein  Teil  der  fluktuierenden  Bevölkerung.  Ihm  gegenüber 
giebt  es  nur  einen  Weg  des  Steuererfolges,  indirekte  Besteuerung.  Die  direkte  Ein- 
steuerung  kann  hier  nicht  alles  lei.sten.  Die  indirekte  Ermittelung  der  unfindbaren 
und  der  nicht  gefundenen  findbaren  Steuerkräfte  erfolgt  entweder  durch  Verbrauchs- 
abgaben, Erbscbafts-  und  andere  Gebühren:  man  sieht  von  der  Person  ab  und  stellt 
das  Steuernetz  so,  dafs  die  Steuerkraft  mit  ihrer  Genufslust,  ihrem  Geschäftsbetrieb, 
ihrer  Verlassenschaft  ins  Garn  der  Steuerbelastung  läuft.  Oder  man  erhebt  die 
direkten  Steuern  mittelbar,  z.  B.  durch  die  Vermittelung  der  Gemeinden,  welchen 
die  Subjekte  findbar  sind,  früher  durch  Kontingentierung  der  Kopfsteuer  auf  die 
Gemeinden  nach  der  Bevölkerungszahl. 

Tiele  findbareii  Steuerkräfte  und  Steuerquellen  lassen  sich  wohl  überhaupt 
herausfinden,  aber  nur  schwer  in  der  wirklichen  Gröfse  ihres  Steuerkapitals. 
Personen,  Hausstände,  Hufen,  Feuerherde,  Rauchfänge,  Geschäfte,  Gebäude,  Grund- 
stücke, also  mit  Ausnahme  des  Mobiliarvermögens  und  der  Mobiliareinkünfte  alle 
Steuerobjekte,  waren  wohl  immer  zu  finden.  Aber  sie  konnten  lange  nur  durch 
Kopfsteuern  und  mittlere  Einheitssätze  gefafst  werden.  Man  kennt  die  Subjekte 
und  Objekte  und  kann  die  Steuerliste  bilden.  Aber  die  Steuerquelle  selbst,  das 
reine  Einkommen,  bezw.  Vermögen,  kann  in  ihrer  bestimmten  Gröfse  nur  durch  ein- 
dringende Ermittelungsverfahrcn,  im  Zusammenwirken  des  Steuersubjektes  und  der 
Steuerbehörden  ermittelt  werden.  Dabei  stehen  aber  folgende  Hindernisse  entgegen : 
1.  die  Unmöglichkeit,  auch  die  in  der  oS'aturalwirtschaft  zurückbleibenden  Ein- 
kommen und  Vermögen,  welche  in  jedem  Haushalte  gezogen  und  genutzt  werden 
und  in  den  Geldverkehr  nicht  eingehen,  auf  den  Geldausdruck  ihres  sozialen  Ge- 
brauchswertes zu  bringen;  2.  die  Unklarheit  oder  Widerspenstigkeit  der  Steuer- 
kräfte, das  reine  Steuerkapital  wahrheitsgemäfs  zu  bekennen;  3.  die  Unfähigkeit 
oder  Gebundenheit  der  Steuerbehörden,  den  wirklichen  Betrag  persönlichen  Ein- 
kommens und  Vermögens  zu  ermitteln.  —  Die  erste  dieser  drei  Schwierigkeiten  wird 
durch  Einschätzung  nach  Typen,  welche  in  den  Geldverkehr  eingehen,  oder  durch 
Ermittelung  des  Kostenwertkapitals  überwunden,  z.  B.  durch  Einschätzung  des 
Gebrauchswertes  der  Eigenwohnung  nach  annähernd  gleichen  Miethäusern,  etwa 
auch  durch  Klassifikation  nach  der  Zahl  der  Fenster,  der  Wohnräume  u.  s.  w. 
Eine  Ermittelung  des  Geldwertes  der  wirklich  einkommenden  Naturalnutzungen  ist 
aber  dann  schon  nicht  mehr  vorhanden.  Die  Typen-  und  Klassifikations- 
einreihung  ist  bereits  eine  Abweichung  von  der  Einsteuerung  des  wirklichen 
reinen  Geld-  oder  Nutzungswertes  der  in  das  Vermögen  des  Steuersubjektes  ein- 
tretenden Güter.  Doch  sehen  wir  von  diesem  Falle  vorläufig  ab  und  bemerken  nur. 
dafs  erst  in  der  Geldwirtschaft  die  Möglichkeit  einer  gleichmäfsigen  einheitlichen 
Quantitätsbesteutrung  für  die  Masse  des  Steuerkapitals  möglich  geworden  ist.  — 
Die  zwei  anderen  Hindernisse  genauer  Ermittelung  der  wirklichen  Steuerkapitale 
haben  zu  zwei  Reihen  von  künstlichen  Gegenwirkungen  des  Steuerverfahrens  geführt, 
auf  deren  wirksamster  Verknüpfung  der  Erfolg  direkter  Einsteuerung  beruht.  Die 
Unfähigkeit  der  Steuersubjekte,  über  ihre  Steuerkapitale  richtige  Angaben  zu 
machen,  und  die  Widerwilligkeit,  wahrheitsgemäfs  auszusagen,  haben  dazu  ge- 
trieben und  werden  dazu  treiben,  allgemeine  Näherungs-  und  Klassen  werte 
immer  wieder  zur  Aushülfe  zu  nehmen,  objektive  Anhaltspunkte  für  die  Bemessung 
der  Steuerquelle  aufzustellen,  Fassions-  und  Steuereideszwang  anfzuerlegen, 
Steuerbuchung  vorzuschreiben,  Strafen  und  Rechtsnachteile  anzudrohen, 
auf  freiwillige  Büchervorlage   Prämien  anzubieten,  den  Steuerträgern  durch 
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Weiter  ergeben  sich  als  Mittel:  die  reichen  Behelfe  des  Katasterwesens; 
die  Einführung  von  Sach-  und  Personalkundigen  in  die  Einsteuerungs- 
kommissionen; die  Beiziehung  der  Konkurrenz  ei  fers  u  cht  und  des  Neides  zur 
Kontrolle  (Öffentlichkeit  der  Einschätzungsergebnisse);  die  Zugänglichkeit  aller 
öffentlichen  Akten  für  Besteuerungszwecke;  die  Verwertung  des  Interessengegen- 
satzes durch  Steuergenossenschaft  unter  Kontingentirung;  die  materielle  Be- 
teiligung der  Steuerorgane  am  Einsteuerungserfolg  (Tantiemen);  die  Bildung 
gröfserer  Steuerbezirke  für  den  Grofsbetrieb;  die  Bewaffnung  der  Ein- 
steuerungskommissionen mit  den  Befugnissen  der  Zeugen-  und  Sachverständigen- 
Vernehmung;  die  Vernehmung  der  Arbeitgeber,  der  Privat-  und  Staatsbesoldungs- 
kassen über  die  Höhe  der  Löhne  und  Besoldungen;  die  Einsichtnahme  der  Bücher 
aller  zur  öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichteten  Gesellschaften  und  Vereine 
durch  die  Steuerbehörden. 

Dazu  kommen  dann  die  Mafsregeln,  welche  durch  die  Rücksicht  auf  die  Ge- 
riiig'füglgkeit  der  Steuerquelle  veranlafst  sind.  Kleinere  Einkünfte  und  Vermögen 
sind  nicht  nur  schwerer  zu  finden,  sondern  lohnen  es  auch  nicht,  dafs  man  bei 
jedem  Steuerobjekt  den  ganzen  umfassenden  Apparat  der  abgesonderten  Einzelerhebung 
und  der  Specialberechnung  in  aller  Strenge  und  Genauigkeit  wirken  lasse.  Die 
Kosten  des  Suchens  und  der  Einsteuerung  wären  zu  grofs,  das  Verfahren  wäre  ge- 
hässig. Da  mufs  wieder  auf  die  besondere  Erhebung  des  wirklichen  reinen  Ver- 
mögens- und  Einkommensstandes  jeder  Person  verzichtet  werden.  Man  kann  die 
kleinsten  Censiten  nur  durch  einen  Minimalgrenzwert  treffen,  die  kleinen  nur  in 
einer  Abstufung  von  Mittelsätzen  einreihen.  Erst  die  grofsen  Steuerkräfte,  etwa 
von  2000 — 3000  M.  an,  wird  man  zum  Selbstbekenntnis  auffordern  und  speciell  ein- 
steuern, sei  es  durch  Einreihung  des  ermittelten  Steuerkapitals  in  die  entsprechende 
Rubrik  eines  Klassifikationstarifes,  sei  es  durch  prozentuale  Belastung  des  Steuer- 
kapitals. Überall,  wo  kleine  Steuerquellen  in  Betracht  kommen,  z.  B.  beim  Grund- 
steuerparzellarkataster,  hört  die  Specialermittelung  auf,  beginnt  die  Schätzung  nach 
Typen  und  die  Einreihung  in  Klassifikationstarife.  Man  kann  nicht  mit  Kanonen 
auf  alle  Spatzen  schiefsen ,  ohne  viel  auszugeben ,  sich  lächerlich  und  verhafst  zu 
machen  und  doch  die  genügende  Ausbeute  zu  verfehlen.  Auch  für  die  Personal- 
einkommenseinsteuerung erheben  sich  aus  der  Geringfügigkeit  der  Objekte  eigen- 
tümliche Forderungen:  Anlegung  der  allerniedrigsten  Einkünfte  mit  einer  fixen 
Personalangabe  als  Minimalsatz  der  Einkommenssteuerskala;  die  summarische  Ein- 
schätzung der  Einkommen  des  kleinen  Mittelstandes  in  Klassensteuersätze;  endlich 
die  klassifikatorische  oder  prozentuale  Specialeinsteurung  nur  der  höheren  Ein- 
kommensschichten. 

Man  erkennt  leicht,  wie  alle  diese  Fragen  des  Steuerverfahrens  tief  im  Wesen 
einer  Volkswirtschaft  wurzeln,  in  welcher  das  Steuersubjekt  das  Steuerkapital  nicht 
angeben  will  und  die  Steuerbehörden  letzteres  nicht  leicht  überschauen  können. 
Die  erwähnten  Mafsregeln  des  Steuerverfahrens  sind  taktische  Vorkehrungen  der 
Steuergewalt  zum  Steuerkampf  mit  der  Widerspenstigkeit  der  Steuerkräfte,  Vor- 
kehrungen, welche  auch  den  Interessenkampf  der  Steuerkräfte  untereinander  zum 
Stützpunkt  und  Bundesgenossen  nehmen,  Akte  des  Gewaltgebrauches  und  der  Kriegs- 
list, welche  zwar  wenig  anmuten,  aber  unentbehrlich  sind. 

Die  Grenzwerte  und  die  IS'üheruugsiverte.  Als  eine  Aushülfe  unfindbaren 
und  geringfügigen  Steuerkräften  gegenüber  werden  die  gesetzlichen  Präsum- 
tionen der  Steuerkraft,  gewisse  Minimal-,  Maximal-  und  Mittelsätze  an- 
gewendet. Dazu  gehört  einmal  die  fixe  Gebühr  etwaiger  Personalabgaben  selbst. 
Dazu  gehören  weiter  die  fixen  Gebühren  in  der  Klassifikation  der  Gewerbesteuer- 
tarife, welche  gut  reguliert  lediglich  eine  specielle  Anwendung  des  Klassierungs- 
prinzips einer  äuCserst  veränderlichen  Art  von   Steuerquellen  gegenüber  darstellen. 
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Dazu  würde  ferner  die  Bestimmung  gehören,  daCs  bei  der  Einsteuerung  der  wirk- 
lichen reinen  Grundbesitzeinkünfte  der  ununterscbreitbare  Untersatz  in  dem  mittleren 
Katastralreinertrao'  des  Gutsbesitzes  zu  bestehen  habe.  Dazu  gehören  die  Aus- 
bringensannahmen oder  sog.  Rendements  in  der  Apparatbesteuerung.  Mit 
Grenzwerten  operiert  man  ferner,  weun  den  Einsteuerungsorganen  aus  thatsäch- 
lich  begründeten  Rücksichten  Nachlässe  bis  ein  Drittel  oder  zur  Hälfte  des  Steuer- 
betra^es.  bezw.  Steigerungen  des  Steuerkapitals  über  den  speciell  nachgewiesenen 
Betrag  um  ein  Drittel  bis  ein  Viertel  erlaubt  werden.  Von  grofser  Bedeutung  wäre 
z.  B.  für  die  Renten-  und  Gewinneinsteuerung  der  starken  Steuerkräfte  die  Benützung 
des  Wohnungsaufwandes  als  Einsteuerungsgrenzwertes;  das  findet  in  Frank- 
reich selbst  in  der  Gewerbebesteuerung  Anwendung.  Die  Beiziehung  der  Fremden 
zur  Einkommensteuer  könnte  ebenfalls  einfach  und  billig  auf  Grundlage  der  An- 
nahme erfolgen,  dafs  ihr  im  Inland  verzehrbares  Einkommen  zum  x-  bis  y fachen 
Betrag  ihres  Wohnungsaufwandes  anzunehmen  sei. 

§  53.  '2.  Bemessung,  Vor  sehr  eihiing,  Erhehung.  —  Die  Bemessungs- 
höhe wird  durch  den  Steuerfuls  bezw.  Tarifsatz  vom  Gesetz  be- 
stimmt und  nach  Stückzahl,  Gewicht,  Flächenausdehnung,  Wert  voll- 
zogen. Aus  der  Anwendung  auf  alle  Objekte  ergiebt  sich  dann  die  nicht 
Torausbestimmte  Hauptsumrae.  Dabei  ist  der  Steuerfufs  als  Prozent 
(Quote)  des  Wertes  der  Steuerkapitale  bestimmt,  und  der  Steuerhaupt- 
ertrag ist  das  Unbestimmte  und  Wechselnde.  In  einem  zweiten  Falle 
ist  der  Steuerhauptertrag  (Hauptkontingentj  fixiert  und  die  Quote,  wo- 
mit der  Wert  des  Steuerkapitals  getroffen  wird,  stellt  sich  erst  durch 
Umlegung  der  Betreffe  (Kontingente)  auf  die  Steuerobjekte  fest,  sie  ist 
veränderlich.  Steuern  der  ersteren  Art  nennen  wir  Quotitätssteueru, 
Steuern  der  zweiten  Art  kontingentierte,  repartierte,  umgelegte  Steuern 
(Umlagen). 

Die  sog.  Kontingentierung  kommt  hauptsächlich  bei  den  direkten  Steuern  vor 
auf  Grund  der  Kataster.  Sie  ist  aber  auch  bei  den  Verbrauchssteuern  möglich  durch 
Vereinigung  der  verbrauchssteuerpflichtigen  Produzenten  oder  Händler  zu  einer 
Steuergenossenschaft. 

Steuerfufs  und  Steuertarif  stehen  entweder  im  einfachen  Verhältnisse 
zum  Wert  der  Steuerobjekte,  was  die  Pr  op  ortion  albesteuerung  ergiebt, 
oder  sie  nehmen  progressiv  zu  bezw.  degressiv  ab,  was  die  Pro- 
gressiv- bezw.  Degressivbesteuerung  ergiebt. 

Die  progrressiTe  Bemessung  kann  stattfinden  entweder  direkt  durch  Anschwellen 
des  Prozentsatzes  von  1  auf  2,  '.i,  4  u.  s.  w.  Prozent  vom  Werte  des  Steuerobjektes 
oder  durch  Anschwellung  des  Quotienten  der  Stenerkapitalisierung,  indem  etwa  vom 
ersten  Tausend  Einkommen  oder  Vermögen  ein  Fünftel,  vom  zweiten  drei  Fünftel, 
vom  dritten  fünf  Fünftel  zum  Steuerkapital  gezogen  werden,  oder  endlich  durch 
Staffelung  des  Steuerkapitals:  2o-üO  M,  zahlen  1,  60-  120  M.  zahlen  3  M.  u.  s.  w. 

Quotisieruug  uud  Kontiug'eutieraug:  der  Steuern.  —  Die  Frage,  ob  von  den 
Steuerobjekten  ein  bestimmter  Steuerbetrag  ohne  Rücksicht  auf  den  sich  ergebenden 
Gesamtertrag  erhoben  oder  der  Steuerfufs  so  geregelt  werden  soll,  dafs  eine  voraus- 
bestimmte Hauptertragasumme  sichergestellt  ist ,  mit  andern  Worten  die  Frage,  ob 
die  Steuersätze  quotitätsmäfsig  erhoben  oder  die  Steuersummen  kontingentsmäfsig 
umgelegt  werden  sollen,  ist  Gegenstand  vieler  Erörterungen  gewesen.  Sie  gehört  je- 
doch zu  denjenigen  Fragen,   welche  eine  allgemeine  Entscheidung  nicht  zulassen. 
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Die  allgemeine  Kontingentierung  sämtlicher  Steuern  wäre  zwar  von  dem  Standpunkte 
des  Finanzministers  ein  verführerischer  Gedanke,  denn  jeder  Steuervoranschlag  würde 
dann  sicher  eingehen.  Allein  abgesehen  davon,  dafs  mit  der  Möglichkeit  eines  Vor- 
schlagens  der  Volkssteuerkraft  gegenüber  der  Finanzvermutung  auch  die  Möglichkeit 
von  Überschüssen  des  Einganges  über  den  Voranschlag  entfällt,  so  ist  die  allgemeine 
Kontingentierung  der  Steuern  teils  nicht  möglich,  teils  nicht  rätlich.  Kicht  möglich, 
da  die  indirekten  Steuern  der  Kontingentierung  für  die  Regel  widerstreben;  denn 
diejenigen,  welche  für  die  Steueiperiode  die  Steuern  zu  bezahlen  haben,  sind  im 
voraus  nicht  bekannt,  und  die  Zusammenziehung  der  Steuerpflichtigen  zu  Steuer- 
genossenschaften, welche  die  feste  Steuerhauptsumme  unter  sich  umzulegen  hätten, 
ist  nicht  allgemein  möglich.  Es  wäre  nur  dies  thunlich ,  für  bestimmte  Steuern 
vorsorglich  so  hohe  Sätze  festzustellen,  dafs  der  Eingang  der  festen  Hauptsumme 
gesichert  erscheint,  und  dann  nach  Ablauf  der  Steuerperiode  die  Überschüsse  im 
Verhältnisse  der  stattgehabten  Steuerentrichtungen  an  die  nun  bekannten  wirklichen 
Steuerzahler  zurückzuerstatten.  Das  aber  wäre  für  die  Zölle,  die  Stempel,  die  Mehr- 
zahl der  Bereicherungssteuern  ein  völlig  unpraktisches  Verfahren.  Die  Ertrags- 
steuern, wenigstens  diejenigen  der  alten  Regulierung,  können  wohl  kontingentiert 
werden,  soweit  sie  durchaus  auf  feste,  nach  Zahl  und  Gröfse  wenig  veränderliche 
Objekte  Anwendung  finden;  doch  ertragen  sie  häufige  und  stärkere  Veränderungen 
der  Kontingentshauptsumme  nicht,  ohne  dafs  durch  Überwälzung  Umwälzungen  in 
der  Verteilung  des  Nationalvermögens  eintreten.  Unbedingt  empfehlen  sich  Kon- 
tingentierungen nur  für  jene  Einkoramens-  und  Vermögenssteuern ,  welche  die  Be- 
stimmung haben,  als  Regulatoren  des  Finanzgleichgewichtes,  d.  h.  als  Mittel  der 
Einbringung  jener  wechselnden  Erträge  zu  dienen,  welche  erforderlich  sind,  um  die 
jährlich  schwankende  Differenz  zwischen  der  Gesamtausgabe  und  der  Gesamtheit 
<les  Voranschlages  aller  nicht  aus  regulativen  Steuern  bestehenden  Deckungsmittel 
zu  decken  (vgl.  „A.  St.  L."  §  24S). 

Die  Steuerabfiudung  (Aecord,  Abonnement).  Die  Steuerabfindung  hat  nament- 
lich bei  den  indirekten  Verbrauchssteuern,  Zuckerbesteuerung.  Branntweinbesteuerung, 
Getränkebesteuerung,  Eingang  gefunden.  Im  allgemeinen  widerstreitet  die  Steuer- 
abfindung der  Forderung  der  Belastung  jedes  Einzelnen  genau  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit und  begünstigt,  wo  sie  Steuergenossenscbaften  eingeräumt  wird,  leicht  eine 
gewisse  kommunistische  Ungenauigkeit  in  der  Steuerumlegung.  Im  besonderen  Falle 
kann  jedoch  die  Steuerabfindung  zur  Verhütung  von  Kontrollen,  welche  für  die  Ver- 
waltung umständlich  und  kostspielig,  für  den  Besteuerten  aber  lästig  und  dem 
Steuerobjekte  schädlich  sind,  sich  sehr  wohl  rechtfertigen  lassen,  z.  B.  für  die  Ver- 
einfachung der  Kellerkontrolle  bei  der  Weinschanksteuer  (,.A.  St.  L.'-  §  24H). 

6.  Kapitel.    Die  nichtfliiaiizielleii  Momente  oder  die  Seiten- 
beziehungen des  Steuerwesens :  Seitenabbängigkeiten  (Interdepen- 
denzen)  und  Seitenfunktionen. 

§  54.  Die  übliche  Yernaelüässigung  öat  Seitenljenehungen.  —  Die 
Steuer  ist  bisher  auch  als  Glied  des  ganzen  Finanzsystems,  nicht  blols 
an  sich  seihst,  Gegenstand  grundlegender  Betrachtung  gewesen.  Wir 
haben  aber  alles  zurückzudrängen  gehabt,  was  an  ihr  über  die  finan- 
zielle Bedeutung  hinausreicht.  Und  doch  ist  auch  dieses  Weitere  schon 
deshalb  klarzustellen,  damit  e.s  nicht  unordentlich  in  die  finanzwissen- 
schaftliche Betrachtung  sieh  hineinmenge,  wozu  die  von  Sonderinteressen 
beherrschten   Steuerströmungen    der  Gegenwart    nur    allzusehr  neigen. 
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Allein  leicht  ist  diese  Aufgabe  nicht  zu  lösen  und  mangels  „genereller 
Soziologie",  welche  die  Finanz  als  Glied  des  Staates  und  der  Yolks- 
Avirtschaft  neben  anderen  grundwesentlichen  Staats-  und  Volksunter- 
haltserscheiuungen  dargestellt  und  weiter  diese  beiden  letzteren  in 
ihrem  Verhältnisse  zu  den  in  §  15  genannten  acht  übrigen  Organ-  und 
Funktionssystemen  des  Gescllschaftskörpers  klargelegt  hätte,  ist  auch 
ein  Anlauf  zu  systematischer  und  erschöpfender  Lösung  der  Aufgabe, 
die  nichtfinanzielle  Seite  des  Steuerwesens  aufzuhellen,  nicht  gemacht 
worden. 

Das  hat  sich  freilich  schwer  gerächt.  Einmal  theoretisch,  indem  die 
finanzwissenschaftliche  Betrachtung  der  Steuer  getrübt  worden  ist.  So- 
dann praktisch,  indem  die  nicht  finanziellen,  also  immerhin  sekundären 
Seiten  des  Finanzwesens  ungebührlich  zur  Geltung  gekommen  sind. 
Nicht  blofs  der  Industrieschutz  spielte,  ohne  reinliche  Trennung  vom 
finanziellen  Gesichtspunkt,  z.  B.  in  das  Zollwesen  herein;  heute  will  die 
agrarische  Tendenz  (vergl.  unser  2.  Buch)  das  Steuerinteresse  des  Staates 
sich  unterwürfig  machen.  Mit  Schnapssteuergesetzen  will  man  unge- 
bührlich Moral  pflegen.  In  der  ganzen  Aufwandsbesteuerung  verlangt 
der  Kleinproduzent  besteuerter  Gegenstände  internen  Staflfelsteuerschutz. 
Tendenzen  nicht  steuerlicher  Art,  namentlich  sog.  „sozialpolitische"  durch- 
setzen auch  die  Steuerlehre.  Selbst  im  Gebiete  der  direkten  Besteuerung, 
w^o  der  sefshafte  Kramhandel  in  der  Wandergewerbebelastung  ein 
Rettungsmittel  sucht,  in  der  Emporschraubung  des  Existenzminimums 
hoch  in  die  Regionen  der  mittelstarken  Steuerkräfte  hinein  und  in  der 
Verwandlung  der  Progressivsteuerskala  zur  endlosen  Schraube  wird 
heute  ultrademokratische,  wie  früher  in  entgegengesetzter  Richtung  ultra- 
aristokratisclie  Politik  getrieben  und  zwar  Politik,  welche  im  Kern  das 
Gegenteil  gesunder  Finanz-  und  Steuerpolitik  bedeutet.  Das  Alles  er- 
klärt sich  nach  der  wissenschaftlichen  Seite  daraus,  dafs  man  die  Sozio- 
logie nicht  einheitlich  ausgebaut  und  mit  ihr  die  ,, sozialen  Interdepen- 
denzeu"  A.  Comtes  vernachlässigt  hat. 

Der  Raum  steht  hier  nicht  zur  Verfügung,  eine  so  grofse  wissen- 
schaftliche Lücke  auszufüllen.  Es  gilt  aber,  in  Umrissen  anzudeuten, 
was  noch  zu  thun  ist,  um  die  tlieoretisehe  und  die  praktische  Steuer- 
politik vor  Mifsgriffen,  Verwirrungen  und  Einseitigkeiten  zu  bewahren. 
Es  will  hier  mehr  nicht  gesagt  werden,  als  nötig  ist,  um  einerseits  vor 
Unterschätzung,  anderseits  vor  Überschätzung  der  nichtfinanziellen 
Beziehungen  des  Steuerwesens  zu  warnen. 

Eine  Unterschätzung  findet  statt,  wenn  man  das  Finanz-  und  mit 
diesem  das  Steuerwesen  tlieorctiscli  und  praktisch  so  anfassen  will,  als 
sei  über  die  finanzielle  Seite  hinaus  weiter  gar  nichts  zu  beachten  und 
der  Steuerzweck  das  souveräne  Interesse.  Diese  Unterschätzung  ist 
theoretisch  falsch  und  praktisch  fehlerhaft.     Denn   obwohl   das  Steuer- 
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"wesen  eine  unteilbar  staatlich-volkswirtscbaftliche  Erscheinung  ist,  so 
ist  es  doch  nur  ein  einzelnes  Glied,  das  Organ  der  Zuführung  einer  be- 
stimmten Art  abgeleiteten  Einkommens  an  öffentliche  Zwecke,  ein  be- 
deutendes Glied,  aber  nicht  das  bedeutendste  der  beiden  grofsen  sozialen 
Organsj'steme,  des  Staates  und  der  Yolkswirtschaft.  Und  an  dieser 
Betrachtung  ist  es  noch  nicht  genug.  Durch  den  Staat  und  durch  die 
Volkswirtschaft,  welchen  es  gliedlich  angehört,  reicht  das  Steuerwesen 
bedingend  und  bedingt  in  alle  übrigen  acht  Orgausysteme  des  Gesell- 
schaftskörpers liinein;  denn  der  Staat  durchdringt  in  der  Funktion  der 
Willens-  und  Machteinheit,  die  Volkswirtschaft  aber  in  der  Funktion 
des  allgemeinen  Sachgttterunterhaltes  den  ganzen  Gesellschaftskörper. 
Es  sindalso  neben  der  finanzwirtschaftlicheuHauptbetrachtungzweierlei 
Seitenbetrachtungen  zu  pflegen:  einmal  primäre,  d.h.  der  nicht- 
finanziellen Sphäre  des  Staates  und  der  Volkswirtschaft  selbst  zu- 
gewendete Betrachtungen,  und  sekundäre,  welche  auch  die  Wechsel- 
beziehungen zwischen  dem  Steuerwesen  einerseits  und  den  aufserstaat- 
lichen  sowie  aufservolkswirtschaftlichen  Sozialbereichen  anderseits  ins 
Auge  fassen.  Beiderlei  Seitenbetrachtungen  gehen  natürlich  ebenso  die 
praktische  wie  die  theoretische  Steuerpolitik  an. 

Wie  vor  der  ünterschätzung,  so  und  wohl  noch  mehr  hat  man  sich 
auch  vor  der  Überschätzung  der  Seitenbezieliungen,  namentlich  aber 
vor  Einseitigkeit  in  Hinsicht  auf  einzelne  Seiteninteressen  des  Steuer- 
wesens theoretisch  und  praktisch  in  Acht  zu  nehmen.  Es  ist  theoretisch 
nicht  anmutend,  wenn  die  rein  finanzwissenschaftliche  Betrachtung  un- 
ordentlich und  willkürlich  und  einseitig  von  den  Seitenerörterungen 
durchsetzt  und  getrübt  wird,  wenn  Handelspolitik,  Agrarschutz,  Sozial- 
politik, Hygieine,  Sittenpolizei,  Verfassungspolitik,  auswärtige  Politik 
wild  in  die  Steuerlehre  hineingähren.  Und  in  der  Praxis  wird  dieser 
Fehler  leicht  verhängnisvoll. 

Alle  diese  Seitenbeziehungen  haben  xlnspruch  auf  Beachtung,  aber 
€8  sind  und  bleiben  Seitenbeziehungen,  welche  von  der  Finanz- und 
steuerpolitischen  Hauptbetrachtung  säuberlich  abgesondert  werden 
müssen.  Dieselben  sind  einmal  nicht  in  die  erste  Reihe  zu  stellen.  Sie 
sind  sodann  bei  der  Behandlung  in  zweiter  Linie  auch  wirklich  voll- 
ständig und  gleichwertig  zur  Geltnng  zu  bringen.  Endlich  ist  immer 
darauf  zu  sehen,  ob  die  Seitenzwecke  nur  auf  steuerpolitischem  Wege 
und  nicht  besser  sonstwie  die  gebührende  Rücksicht  finden  können,  um 
dem  Steuerwesen  die  Störungen  zu  ersparen. 

Die  aufserfinanzielle,  selbständige  Erledigung  der  Seiten- 
beziehungen ist  stets  in  erster  Linie  anzustreben,  und  Aufgabe 
einer  steuerwissenschaf tli<;hen  Interdependenzenlehre 
wird  es  sein,  die  Praxis  zu  beraten,  wie  diese  Erledigung 
in  jedem  bedeutenden  Falle  bewirkt  werden  könne. 
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Beispiel.  Die  Landwirtschaft  leidet  schwere  Not,  und  mit  ihr  droht  der  wirt- 
schaftliche Untergang  eines  Standes,  welcher  dem  Staate  vorzügliche  Ofdziere  und 
Diplomaten  liefert.  Dieser  Stand  mufs  gerettet  werden,  selbst  wenn  es  teilweise 
mittelst  der  Besteuerung  zu  geschehen  hat;  es  ist  eine  abzuweisende  Cnterschätzung 
der  Seitenrücksichten,  wenn  etwa  die  Wortführer  des  Geldadels  jedes  steuerpolitische 
Opfer  als  „Staatsausbeutuug"  verdammen,  obwohl  die  Ihrigen  im  Punkt  der  Volks- 
ausbeutung zwar  nicht  im  Ritterschlofs,  dafür  aber  ira  Glashaus  einer  gebrechlichen 
Moral  sitzen.  Es  ist  aber  die  entgegengesetzte  Übertreibung  abzulehnen,  wenn  man, 
um  die  Steuer-  und  zollpolitische  Begünstigung  des  Offizieradels  zu  erzwingen,  dem 
Staate  die  international  notwendige  Marine  verkümmern  würde  („ohne  Kanitz  keine 
Kähne'')  oder  gar  nicht  darnach  fragt,  ob  denn  die  Rettung  überhaupt 
steuerpolitisch  und  nicht  vielmehr  (wie  ich  glaube;  vergl.  „Kern-  u.  Zeitfr." 
Bd.  I)  rein  agrarpoliti  seh,  wenn  auch  mit  einigen  Opfern  aus  der  Staatskasse 
zu  bewerkstelligen  ist. 

Ein  zweites  Beispiel.  Angenommen,  aber  nicht  zugegeben,. dafs  die  Über- 
produktion von  Branntwein  darauf  beruhe,  dafs  in  gewissen  Provinzen  die  Böden 
nur  durch  Anbau  von  Kartoffeln  für  die  Grofsbrennereien  verwertet  werden  können, 
so  ist  damit  nicht  eine  allgemeine  „Liebesgabe"  (Steuerbegünstigung)  für  alle  Grofs- 
brennereien gerechtfertigt,  und  ehe  eine  solche  Begünstigung  auf  die  Dauer  eingeräumt 
wird,  wäre  auch  darnach  auszuschauen,  ob  nicht  durch  agrarpolitische  Überführung 
von  Grofsgrundbesitz  in  Bauerngüter  zur  Ernährung  einer  Kartoffeln  essenden,  nicht 
für  den  Grofsabsatz  brennenden  Landbevölkerung  ganz  oder  teil'aeise  Rat  zu  schaffen 
wäre.    Ähnliche  Erwägungen  kommen  bei  der  Zuckerbesteuerung  in  Betracht. 

Fast  immer  wird  man  finden,  dafs  durch  die  Seitenbeziehungen  nur  ausnahms- 
weise und  in  gröfster  Beschränkung  Vernachlässigungen  des  finanziellen  Interesses 
zu  rechtfertigen  sind. 

§  55.  Die  primären  Seitenheziehimgen:  1.  Die  aUgemeiii  staaf- 
liclien  Seitenheziehiingen.  —  Bedingend  und  bedingt  ragt  das  Steuer- 
wesen  vor  allem  in  die  aufserfinanziellen  Bereiche  des  Staates  selbst 
berein.  Hier  genügt  es,  diesfalls  festzustellen,  dafs  kein  einziger  dieser 
Bereiche  für  das  Steuerwesen  gleichgültig  ist. 

Von  gröfstem  Einfluls  ist  schon  die  Zusammensetzung  des  Staates. 
Das  erhellt  nicht  blofs  aus  der  verschiedenen  Konstruktion  des  Gesamt- 
steuersystems in  Einheits-  und  in  Bundesstaaten,  in  Reichen  mit  Kolo- 
nialbesitz (britische  und  französische  Zuckersteuergesetzgebung  unten 
§§  217  ff.)  und  in  solchen  ohne  Kolonialbesitz.  Je  zerrissener  ein  Volk  in 
seinem  Staate  ist,  desto  weniger  kann  es  die  grolsen  Konsumsteuern 
zur  Entwickelung  bringen,  und  desto  mehr  wird  es  die  Sehnen  der  direkten 
Besteuerung  anspannen  müssen.  Umgekehrt  wird  die  indirekte  Be- 
steuerung tibertrieben,  wo  die  Volksmasse  in  der  Verfassung  keine 
Stelle  hat. 

Die  Bedeutung  des  Steuerwesens  ist  eine  gewaltige  flir  das  oberste 
Staatsorgan  und  dessen  Funktionieren,  die  Regierung.  „Macht  mir 
gute  Steuern,  und  ich  mache  Euch  gute  Politik"  kann  jeder  Regent  und 
das  Umgekehrte  jeder  Finanzminister  sagen.  Dabei  ist  nicht  blofs 
finanzpolitiscli  auf  „Ausreichendheit",  sondern  auch  verfassungspolitisch 
auf  die  Durchsetzbarkeit  der  Steuern  zu  achten. 
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Gut  entwickelte  indirekte  Steuern  erleichtern  der  Regierung  das 
extensive  und  intensive  Wachstum  des  Staates;  direkte  Besteuerung 
allein  giebt  aber  solche  Hülfe  nicht. 

Die  Notwendigkeit,  Aufwandsteuern  zu  erheben,  nötigt  dazu,  für 
das  Zoll-  und  Verzehrungssteuerwesen  fortschreitend  gröfsere  und  einheit- 
lichere Gebiete  zu  schaffen.  Der  moderne  Staat  ist  in  Frankreich  wesent- 
lich durch  den  Kolbertismus,  in  Deutschland  durch  den  Zollverein  ge- 
worden. Sehr  schön  macht  hierauf  W.  Röscher  aufmerksam,  der  einzige 
Ökonomist,  w^elcher  stets  auch  die  Interdependenzen  im  Auge  be- 
halten hat. 

Jedes  der  drei  grofsen  Organe  des  Staates  ist  bedingend  und  be- 
dingt in  das  Steuerwesen  verflochten. 

Die  Regierung  ist  in  ihrer  obersten  machtbildenden  und  macht- 
erhaltenden Funktion  („Bau  und  Leben"  II,  B.  14)  wesentlich  durch  sorg- 
fältige und  rechtzeitige  Steuerentwickelung  getragen,  durch  Vernach- 
lässigung dieser  Eutwickelung  aber  daran  gehemmt.  Man  darf  das  Wort 
des  französischen  Finanzministers  Baron  Louis  auch  umkehren  und 
sagen:  „Macht  mir  gute  Steuern,  und  ich  mache  Euch  gute  Politik". 
Steuern  sind  der  ,, Nervus  rerum"  für  die  Ausbildung  eines  guten  Heeres 
und  einer  kräftigeren  auswärtigen  Politik.  Die  Regierung  hat  freilich 
nicht  blofs  finanziell  auf  Ausreichendheit  zu  sehen,  sondern  auch  staats- 
psychologisch mit  der  Steuerwilligkeit  zu  rechnen,  ein  ziemlich  starker 
Zusatz  indirekter  zur  direkten  Besteuerung  ist  deshalb  schon  verfassungs- 
politisch notwendig. 

An  der  Stellung  der  Volksvertretung  kommt  das  Wesen  der 
Regierungsform  hauptsächtlich  zur  Erscheinung.  Die  absolute  Monarchie 
mufs  nun  ganz  andere  Steuern  machen,  als  die  beschränkte  Erbmonarehie, 
welche  bei  allgemeiner  und  verhältnismäfsiger  Volksvertretung  —  im 
Gegensatz  zur  absoluten  Monarchie  —  auch  die  direkte  Besteuerung  zur 
steuersystematisch  richtigen  Eutwickelung  zu  bringen  vermag  und  hierzu 
in  Deutschland  mehr  und  mehr  auch  gebracht  hat.  Die  Grundadels- 
und Geldadelsoligarchie  treibt  zur  Besteuerung  des  Massenkonsums,  die 
absolute  Demokratie  umgekehrt  zur  Überbtirdung  der  Reichen  (schon  in 
Athen,  3.  Buch).  Der  bureaukratische  Absolutismus  ist  der  natürliche 
Vater  des  brutalen  Gebührenfiskalismus  geworden  (§  296). 

Von  allergTÖfster  steuerlicher  Bedeutung  ist  immer  der  Zustand 
der  Verwaltungsorganisation  gewiesen.  Die  Steuergeschichte 
zeigt,  dafs  je  weiter  zurück,  desto  mehr  der  Mangel  eines  eigenen 
Verwaltungsapparates  den  Centralgewalten  die  Besteuerung  überhaupt 
erschwert,  sowie  die  Individual-  und  Ursteuern  hinter  den  Gemein-  und 
Durchlaufsteuern  bis  zur  Neuzeit  hin  zurückgehalten  hat.  Der  Einflufs  des 
Verwaltungssystems  auf  die  Besteuerungsform  ist,  betreffend  die  Licenzen 
und  die  vorwiegende  Befähigung  der  bundesstaatlichen  Centralgewalten 
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zur  direkten  Aufwands-,  statt  zur  direkten  und  zur  Gebührenbesteue- 
nmg  im  Früheren  bereits  angedeutet  worden.  Es  wäre  weit  auszu- 
greifen, um  die  Wechselwirkung  zwischen  der  Yerwaltungsorganisation 
und  dem  Steuerwesen  auch  nur  mit  einiger  Vollständigkeit  anzudeuten. 

Die  Bedeutung  des  einzelnen  Staatsbürgers  als  Organs  der  Be- 
steuerung ist  im  Bisherigen  ebenfalls  bereits  nachgewiesen. 

Der  Staat  im  ganzen  ist  mit  der  Masse  seines  gemeinnützigen 
Bedarfes  der  Grund  aller  Besteuerung,  die  Steuerentwickelung  um- 
gekehrt Voraussetzung  für  das  zulässige  Wachstum  des  Staatsbedarfes 
(§  20). 

2.  Die  allgemein  volkswirtschaftlichen  Seitenbeziehungen.  —  Das 
ganze  dritte  Buch  -wird  darthun,  wie  sehr  der  Entwickelungsgang 
der  Besteuerung  von  der  Differenzierung  der  Volkswirtschaft  zu  Einzel- 
wirtschaften und  der  Wirtschaftserträge  zu  einer  Gliederung  von  Einzel- 
erti-ägen,  durch  die  Konzentration  gewisser  Produktions-  und  Handels- 
geschäfte bedingt  ist. 

Die  Volkswirtschaft  selbst  ist  umgekehrt  in  mehrfacher  Hinsicht 
steuerlich  bestimmt.  Des  Steuerertrages  wegen  greift  der  Staat  durch 
Monopole  selbst  in  das  Erwerbsleben  ein  und  beherrscht  z.  B.  l)eim  Tabaks- 
monopol den  ganzen  progressiven  Verlauf  der  Sachgutentsteliung  von  der 
Rohstoffgewinnuug  an  bis  zum  Kleinverkauf  der  fertigen  Ware.  Die 
Formen  der  Freiverkehrsbelastung  in  der  Konsumbesteuerung  haben,  wie 
sich  an  der  Zucker-,  Branntwein-,  Brauereibesteuerung  zeigen  wird,  auf 
gesunde  und  hybride  Entwickelung  der  betreffenden  Produktions-, 
Fabrikations-  und  Handelszweige  einen  wichtigen  Einflufs  geübt. 

Die  indirekte  Besteuerung  bedingt  eine  vreitgehende  Fesselung  der 
Binnen-  und  der  Grenzverkehre,  des  Transportwesens  und  des  Handels- 
beti-iebcs ;  die  Beseitigung  der  Fesseln  bedingt  umgekehrt  die  Abschaffung 
kleiner  Vcrbrauclissteuern,  die  Vereinfachung  des  Gebühren-  und  Stempel- 
wesens, die  Bildung  grofser  Zoll-  und  Steuergebiete  und  wird  eben 
hierdurch  Trägerin  des  Staats  Wachstums. 

Die  Gestaltung  der  direkten  wie  der  indirekten  Besteuerung  ist  von 
grofster  Bedeutung  für  gesunde  und  ungesunde  Entwickelung  der  Ein- 
kommen aller  Einzelnen  und  hiermit   ihrer  privaten  Konsumfähigkeit. 

Die  Besteuerung  gestattet  dem  Staate,  auf  die  Förderung  derVolks- 
wirtscliaft  in  mehr  als  einer  Hinsicht  einzuwirken.  Aber  gerade  hier 
finden  leicht  die  im  vorigen  Paragraphen  warnend  bezeichneten  Über- 
treibungen und  Störungen  statt. 

„Sozialpolitisch"  kann  man  durch  die  Steuer  nach  der  Seite  der 
„nationalen  Einkommensverteilung"  stark  einwirken.  Es  kann  auf 
Schonung  der  schwaclien  Steuerkräfte  abgezielt  werden,  gleichsehr  in 
der  direkten  und  in  der  indirekten  Besteuerung.  Die  sozialpolitische 
Einwirkung  auf  die  nationale  Einkommensverteilung  kann  freilich  auch 
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gewaltig,  bis  zur  Konfiskation  der  Grofsvermögen  übertrieben  werden 
wollen.  Umsicht  ist  geboten,  die  Schonungen  wie  die  Mehrbelastungen 
seien  möglichst  zugleich  finanzpolitisch  gerechtfertigt!  Auch  wo  letzteres 
nicht  der  Fall  ist,  wird  der  sozialpolitische  Gesichtspunkt  auf  dem  Boden 
der  direkten  wie  der  indirekten  Besteuerung  einigermafsen  gerechtfertigt 
sein.  Er  ist  gerade  in  der  neuesten  Zeit  zur  Milderung  des  Zusammen- 
bruches der  Kleinbetriebe  vor  den  Grofsbetrieben  (Brauerei,  Brennerei 
u.  s.  w.)  in  Form  der  Staffelsteuern  auch  wirklich  zur  Geltung  gelangt. 

Die  bedeutendste  volkswirtschaftliche  Seitenverwendung  der  Be- 
steuerung ist  diejenige  für  den  Industrie-  und  neuestens  für  den  Agrar- 
schutz  im  Schutzzoll-  und  Exportprämienwesen.  Das  Industrie- 
und  Agrarschutzzollwesen  ist  abgesondert  von  mir  in  den  „Kern-  und 
Zeitf."  (Bd.  1)  behandelt  worden. 

Meine  daselbst  ausgesprochene  Ansicht  für  die  jetzt  geltenden  Handelsverträge 
(Capkivi,  Märschall)  halte  ich  noch  uneingeschränkt  fest. 

§  56.  Die  seJcundären  Seitenheziehungen.  —  Mit  Hülfe  der  in 
„Bau  und  Leben"  gegebenen  Zergliederungen  würden  sich  auch  die  se- 
kundären Seitenbeziehungen  auf  erschöpfende  Weise  durchführen  lassen. 
Doch  müssen  wir  es  für  sie,  wie  für  die  primären,  bei  aphoristischen 
Andeutungen  genügen  lassen. 

Das  ganze  innerliche  Volksleben  hat  unmittelbar  nur  eine  beschränkte 
Berührungsfläche  für  die  Besteuerung.  Mittelbar  ist  das  Steuerwesen  in 
Organisation  und  Verfahren  von  demselben  mitabliäugig  (§  15),  umge- 
kehrt das  innerliche  Volksleben  in  einigen  Punkten  auch  von  der  Be- 
steuerung. 

Die  mögliche  religiöse  Korruption  im  eidlichen  Deklarationswesen 
wird  namentlich  bei  der  amerikanischen  Vermögensbesteuerung  zu  Tage 
treten.  Auch  ohne  Steuereid  kann  viel  moralische  Korruption  im  Steuer- 
wesen gezüchtet  werden.  Doch  ist  der  Steuerbetrug  nicht  so  sehr  als 
Ursache,  denn  als  Wirkung  anderswoher  geschaffener  Korruption  an- 
zusehen. Eine  gewissenhafte  und  pünktliche  Einsteuerung  ist  auch  wieder 
die  Zuchtschule  bürgerlicher  Gewissenhaftigkeit,  was  sich  an  dem  fort- 
gesetzten Steigen  des  Erträgnisses  der  allgemeinen  Einkommensteuer  z.  B. 
in  Sachsen  zeigt. 

Die  Benutzung  der  Besteuerung  zur  Beschränkung  der  m  oral-,  sitten- 
und  gesundheitsschädlichen  Konsume,  wie  des  Branntweins,  ist  bei  rich- 
tigem Mafshalten  nicht  anzufechten. 

Auch  in  die  Saiten  des  Volksgemütes  greift  das  Steuerwesen  ein. 
Die  Besteuerung  überhaupt  wird  als  Last  empfunden.  Sie  erzeugt  Un- 
lust, welche  bei  Wahlen  regelmälsig  heftig  aufflammt.  Es  ist  die  Auf- 
gabe, die  unumgängliche  Steuerbelastung  für  das  Volk  so  wenig  als 
möglich  empfindlich  werden  zu  lassen.  Um  des  Staates  selbst  willen 
und  nicht  zum  Zwecke  der  Täuschung  des  Volkes !   Auch  in  dieser  Hin- 
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sieht  gilt  es,  die  direkten  und  die  indirekten  Steuern  in  das  stuersyste- 
matisch  richtige  Verhältnis  zu  einander  zu  bringen. 

Auch  mit  der  sittenpolizeilichen,  also  staatlichen  Einflufsnahme 
auf  das  Gefühlsleben  des  Volkes,  namentlich  auf  dasjenige  in  der  Form 
der  Geselligkeit,  "wird  man  grofse  Zurückhaltung  zu  beobachten  haben. 
Die  Vergnügungs-  und  Lustbarkeitssteuern  dürfen  nicht  in  finsterem 
Geiste,  namentlich  nicht  gegen  die  Massenbelustigung  allein  ausgebildet 
werden;  es  darf  nicht  heifsen:  ,, heimlich  trinken  sie  "Wein  und  öffent- 
lich predigen  sie  "Wasser."  Die  „kleinen  Luxussteuern",  namentlich  die 
als  Tragstcuern  regulierten,  bringen  überdies  auch  wenig  ein.  Teil- 
weise sind  sie  keine  Steuer-,  sondern  Schutz-  und  Sicherheitsmafsregeln 
(Hundesteuer). 

Im  allgemeinen  wird  die  steuerpolitische  Vermutung  gegen  die  Be- 
lastung aller  Materialien  und  "W^erke,  welche  zum  idealen  Bildungs- 
aufwand  gehören,  sprechen. 

Bedingend  und  bedingt  ragen  auch  die  Systeme  des  aufserweltlichen 
Volkslebens,  namentlich  die  Technik,  in  das  Steuerwesen  herein.  "Wir 
werden  bei  der  Aufwandbesteuerung  finden,  wie  bedeutend  die  Technik 
gewisser  Produktionszweige  von  der  Besteuerung  beeinflufst  worden 
ist.  Bedeutend  und  im  letzten  Jahrhundert  geradezu  umwälzend  hat 
die  Technik  auf  das  Steuerwesen  eingewirkt.  Und  zwar  nicht  blofs 
die  volkswirtschaftliche  Teclinik,  sondern  auch  diejenige  des  Transportes 
und  des  Kommunikationsweseus,  beide  durch  ihre  gewaltige  Konzen- 
tration der  Objekte  der  Besteuerung  im  Grofsbetriebe. 

Ein  durchgi-eifender  Unterschied  der  direkten  von  der  indirekten 
Besteuerung  ist  dies,  dafs  die  direkte  Besteuerung,  wenigstens  die  Ein- 
kommens- und  Vermögensbesteuerung,  weit  weniger  tief  in  das  Getriebe 
des  aufsenweltlichen  Volkslebens  eingreift,  dafs  von  den  zwei  Hauptzweigen 
derindirektenBesteuerungdieKonsum- und  zwar Konsumvorschufsbesteue- 
rung  unvergleichlich  einläfslicher  in  die  Technik,  die  Produktion  und  in 
das  Transportwesen  verflochten  ist,  als  die  übrige  indirekte  Besteuerung 
und  bei  der  letzteren  die  „Verkehrs"-Besteuerung  mehr  als  die  Gebühren- 
besteuerung. 

Das  hängt  mit  dem  unpersönlichen  „Objektcharakter"  (§  177) 
der  indirekten  Besteuerung  im  allgemeinen  und  mit  dem  Umstände  zu- 
sammen, dafs  die  Gebührensteuern  nicht  die  Berührung  der  Steuerobjekte 
mit  Privaten,  sondern  diejenige  mit  den  Staatsbehörden  anfassen. 

7.  Kapitel.    Die  Gruiidsätze  der  Besteneriiiig. 

§  57.  Die  drei  Hauptgrundsätze.  —  Die  gewöhnlichen  Formulie- 
rungen der  obersten  Besteuerungsprinzipien  sind  in  der  „A.  St.  L." 
§§  27  flf.  bereits  vorgeführt  worden. 
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Vier  Prinzipien  von  A.  Smith:  „GleichmäCsigkeit"  der  Belastung,  „Bestimmt- 
heit" der  Steuer.  ,, Bequemlichkeit",  „Wohlfeilheit"  der  Erhebung.  —  Neun  Prin- 
zipien A.  Wagners  ;  I.  „Finanzpolitische"  Prinzipien:  1. ,, Ausreichendheit",  2.  „Beweg- 
lichkeit"; II.  „Volkswirtschaftliche"  Prinzipien:  3.  „Wahl  der  richtigen  Steuerquellen", 
4.  „Wahl  der  Steuerarten"  mit  Berücksichtigung  der  Wirkungen  auf  die  Steuer- 
zahler und  auf  die  Überwälzung;  III.  Prinzipien  der  Gerechtigkeit:  5.  ,, Allgemein- 
heit", 6.  „Gerechtigkeit";  IV  Prinzipien  der  Steuerverwaltung:  7.  „Bestimmtheit", 
8.  „Bequemlichkeit  für  den  Steuerzahler",  9.  „Wohlfeilheit".  —  Einziges  Prinzip 
VoCKES:  ,. Gerechtigkeit". 

Wir  haben  uns  in  der  ,,A.  St.  L."  für  die  dem  untrennbar  staat- 
lich-volkswirtschaftlichen Doppelwesen  der  Besteuerung  entsprechende 
Aufstellung  dreier  Hauptprinzipien:  des  allgemein  staatlichen, 
des  allgemein  volkswirtschaftlichen  und  des  finanziellen 
(deckungssystematischen)  Hauptgrundsatzes,  entschieden. 

Die  Besteuerung  ist  nämlich : 

A.  eine  staatliche  Erscheinung  und  hat  daher  zuoberst  ein  Staats  wissen- 
schaftliches ..Prinzip":  die  Auferlegung  nach  Mafsgabe  der  geschichtlich  gegebenen 
Anforderungen  des  Staates  in  staatsmännischer  l staatskluger)  Weise; 

ß.  eine  volkswirtschaftliche  Erscheinung  und  hat  daher  ein  zweites 
national  ökonomisches  Grundprinzip:  die  vollkommenste  Sachgüterversorgung 
der  ganzen  Volkswirtschaft  einschliefslich  der  öffentlichen  Wirtschaftsführung  auf 
die  wirtschaftlichste,   d.h.  mindest  kostspielige,   aber  höchst  wirksame  Weise; 

C.  eine  kombinierte  staatlich-volkswirtschaftliche,  finanzielle  Einkommens- 
erscheinung, bestimmt,  dem  schlechthin  gemeinnützigen  Teile  öffentlichen  Bedarfes 
Deckung  zu  geben,  auslaufend  in  den  dritten  obersten  Grundsatz  der  politisch 
und  wirtschaftlich  vollkommensten  Ausbildung  des  Steuerwesens  als  Gliedes  des 
öffentlichen  Gesamteinkommens. 

Wir  könnten  hier  aufserdem  zwei  Prinzipien  der  primären  Seiten- 
beziehungen zum  Staate  und  zur  Volkswirtschaft,  sowie  Prinzipien  der 
sekundären  Seitenbeziehungen  zu  den  acht  übrigen  Sozialfunktionen, 
aufstellen  und  zuoberst  dahin  formulieren: 

D.  Prinzip  der  Verwertung  der  günstigen  Primär-  und  Sekundär- 
seitenabhängigkeiten  und  Prinzip  der  Verminderung  der  störenden 
Seitenfunk  tionen. 

§  58.  Das  dritte  Prinzijj  (C)  —  ist  für  die  „Besondere  Steuerlehre" 
von  hervorragendster  Bedeutung.  Dasselbe  umschliefst  die  einzelnen 
Finanzprinzipien  der  Besteuerung  und  entfaltet  sich  wie  folgt: 

I.  Prinzipien  des  stabilen  und  des  labilen  Finanz  gleichgewichtes, 
nämlich : 

1.  der  Zulänglichkeit  (Wag^ees  ,, Ausreichendheit"), 

2.  der  Beweglichkeit  und  Entwickelungsfähigkeit  (Elasti- 
cität) ; 

IL  Prinzipien  der  deckungssystematischen  und  der  steuer- 
systematisehen  Wirksamkeit 

3.  der  deckungs  systematischen  Wirksamkeit:  Wahl  der  Ge- 
samtbesteuerung als  Gliedes  des  ganzen  Einnahme- 
systems. 
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4.  der    steuersystematischen  Wirksamkeit   oder  der  Wahl 
jeder  einzelnen  Steiierart  als  Gliedes  des  Steuersystems, 

a.  richtige  Zusammensetzung  nach  den  Steucrobjekteu 
und 

b.  nach  den  Weisen  der  Anfassung  der  Steuerobjekte; 
III.  Prinzipien,   betreffend   die  vier  Faktoren   der  Besteuerung 

(Zuständigkeit,  Pflicht.  Kraft  und  Last),  nämlich: 

5.  Prinzip  der  Steuerzuständigkeit, 

6.  Prinzip  der  subjektiven  Steuerpflicht:   Allgeraeinheit, 

7.  Prinzip  der  Belastung: 

a.  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Personen  in  der 
direkten  und  nach  der  Steuerbarkeit  der  Objekte 
in  der  indirekten  Besteuerung:  Verhältnismälsig- 
keit  oder  Gleichmäfsigkeit,  namentlich 

b.  der  Verteilung  der  Gesamtlast  nach  dem  Grundsatz 

der     Schonung     der    schwachen    und    ent- 
sprechender    Belastung      der     starken 
Steuerkräfte: 
Prinzip  der  Progressivbelastung    der  starken 

Steuerkräfte, 
Prinzip   der  Freilassung  negativer  Steuer- 
werte, 
Prinzip  der  Verhütung  subjektiver  und  objek- 
tiver Doppelbesteuerung, 
Prinzip  der  Verhütung  der  Steuerabschüttelung: 
a.  der  öffentlichen  Abschüttelung, 
,i.  der   privatwirtschaftlichen   Abschüttelung    (ver- 
fehltenÜberwälzung  und  NichtÜberwälzung  gegen 
die  Absicht  des  Gesetzgebers); 
IV.  Prinzipien  der  Steuerorganisation  und  des  Steuerverfah- 
rens: 

8.  der  gerechten  und  der  zweckmäfsigen  Steuerregie- 
rung, 

9.  der  gerechten  und  der  zweckmäfsigen  Vertretung 
in  der  Steuergesetzgebung  und  Steuerverabschiedung, 

10.  der  gerechten  und  der  zweckmäfsigen  Steuerverwaltung, 
welcher  Grundsatz  unter  anderem  aucli  die  Forderungen 
der  ,. Bestimmtheit",  der  „Bequemlichkeit"  und  der  „Wohl- 
feilheit" mit  enthält. 
Sämtliche  Einzelgrundsätze  1—10  werden  sich  zu  einem  einzigen 
Hauptgrundsatz  daliin  /.usammenfassen  lassen: 
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Hinreichende,  bewegliche  und  entwickelungsfähig-e  Ge- 
staltung des  Steuersystems  als  Gliedes  des  allgemeinen 
Deckungssystems  und  jeder  einzelnen  Steuer  als  Gliedes  des 
Steuersystems  in  zweckmäfsigster  Ordnung  des  Steuerbehör- 
de nw  es  ens  und  d  es  E  in  s  t  eu  er  ungs  verfahr  ens,  daraufgerichtet: 
durch  das  Steuersystem  den  erforderlichen  Steuerbetrag  den 
Steuergewalten  im  Verhältnis  des  Bedarfes  der  denselben 
zugewiesenen  öffentlichen  Funktionen,  die  Steuerlast  aber  den 
Steuerkräften  allgemein  und  verhältnismäfsig,  unter  Aus- 
schliefsung  von  Störungen  in  der  hiernach  richtigen  Zu- 
teilung der  Steuerlast,  zuzuweisen. 


Erstes  Buch. 
Die  direkten  SteuerD. 


I.  Hauptabschnitt.   Die  direkten  Steuern  überhaupt. 

Erste  Abteihing.    Wesen,  Arten  und  Funktionen. 

l.  Kapitel.    TTesen  und  Arten. 

§  59.  Das  Wesen  und  die  geschichtlichen  Formhauptstufen  der 
direUen  Beteuerung.  —  Ihr  Wesen  besteht  darin,  die  Grundlagen  der 
Steuerkraft,  die  sog.  „Steuerquellen"  unmittelbar  anzufassen. 

Die  direkte  Anfassung  der  Steuerquellen  ist  steuergeschichtlieh 
tiberaus  wechselvoll;  denn  die  Grundlagen  der  Steuerkraft  selbst  sind 
einer  fortgesetzten  Veränderung  durch  fortschreitende  DiJBferenzierung 
unterworfen. 

Zuerst  läfst  sich  nur  das  ungeteilte  Real-  und  Personalvermögen 
erfassen,  da  die  Erträge,  geschweige  die  persönlichen  Einkünfte  noch 
nicht  gesondert  zur  allgemeinen  Erscheinung  gelangen.  Nicht  einmal 
das  Arbeitsvermögen  läfst  sich  vom  Gütervermögeu  vollständig  ti-ennen. 
Die  ältesten  direkten  Steuern  fassen  daher  das  unmittelbare  Steuer- 
objekt ohne  Differenzierung  von  Arbeits-  und  GUtervermögen  in 
Haus-,  Hufen-,  Familien-,  Kopf-  (Erwachsenen-)  und  dergl.  Steuern. 
Es  sind  Vermögenssteuern  rohester,  aber  auch  allgemeinster  Art.  Sie 
passen  für  ihre  Zeit;  da  giebt  es  nur  Immobiliarvermögen,  von  dem  er- 
wachsenen Manne  mit  seiner  Familie,  vom  eigenen  Herde  aus  bei  gleich- 
mäfsiger  Besitzverteilung  bewirtschaftet,  nur  Hufeuertrag,  zu  welchem 
eine  gleichmäfsigc  Nutzung  der  gemeinen  Mark  hinzukommt. 

Die  Steuerquellen  sind  gleichmäfsiger.  Gleichmäfsig  ist  der  Abgang  am  Er- 
trage für  öffentliche  Leistungen,  für  Grundzinsen,  Zehnten  u.  s.  w.  Das  ganze  Ein- 
kommen läCst  sich  daher  im  Grundbesitz,  der  Hufe,  als  gleichartigen  und  gleich- 
mäfbigen  Steuerobjekten,  bei  der  Familie,  dem  erwachseneu  selbständigen  Manne  er- 
fassen. Diese  erste  Leistung  ist  in  ihrer  Art  schon  eine  General  Vermögensbesteuerung, 
und  zwar  die  einzig  passende.    Nur  langsam  erfolgt  die  Abtönung  nach  der  erwach- 
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seneu  Person  einer-,  dem  Grundvermögen  samt  Fahrhabe  anderseits,  eine  Differen- 
zierung, welche  immer  noch  erst  eine  sehr  primitive  Gliederung  des  Steuersystems 
darstellt.  Derselbe  Prozess  wiederholt  sich  in  der  Neuzeit  bei  den  Ackerbau- 
kolonieen ,  z.  B.  in  der  rohen  Gliederung  der  direkten  Besteuerung  zu  einer  allge- 
meinen Immobiliarvermögenssteuer  und  zu  Kopfsteuern   in  den  Vereinigten  Staaten. 

Diese  ältesten  Formen  sind  die  direkten  Steuern  des  Volles-  und 
des  Feudalzeitalters. 

Allmälilicli  bildet  sich  zwar  mehr  Fabrliabe,  namentlich  an  den 
städtischen  Mittelpunkten  der  Gewerbe-  und  Handelsbetriebe,  und  auch 
der  Lohnerwerb  entwickelt  sich  neben  dem  Einkommen  aus  Vermögen. 
Es  kommt  daher  zu  einfach  gegliederten  Vermögenssteuern  mit  Per- 
sonalsteuern, einem  für  seine  Zeit  wirklich  ganz  passenden  „Steuersystem" 
neben  mäfsigen  indirekten  Steuern  und  Gebühren.  Aber  dieses  stände- 
staatlich direkte  Steuersystem  ist  noch  kein  System  der  Ertrags- 
besteuerung. Diese  Stufe  direkter  Steuerentwickelung  hat  die  neueste 
Stufe  der  Ackerbaukolonieen  mit  ihrem  Übergewicht  der  Immobiliar 
(realty)-  über  die  Mobiliar  (personalty)  -Besteuerung  noch  nicht  einmal 
ganz  durchlaufen,  geschweige  überschritten. 

Die  Ertragsbesteuerung  fing  nur  vereinzelt  an,  nämlich  als  Steuer 
auf  bestimmte  Gewerbe  und  zwar  überwiegend  in  der  Steuerform  der 
Licenz.  Allgemein  ergreift  sie  zuerst  die  Erwerbsgesellschaft,  heute  in 
den  Vereinigten  Staaten  die  Corporations;  dieses  wird  nicht  unbe- 
dingt als  Doppelbesteuerung  anzusehen  sein,  eher  als  Ergänzungssteuer, 
weil  und  wo  die  allgemeine  Vermögenssteuer  einseitig  auf  das  un- 
bewegliche Vermögen  drückt. 

Die  dritte  Hauptstufe  ist  die  allgemeine  Ertragsbesteuerung, 
indem  nicht  mehr  das  Personalgesamtvermögen,  sondern  die  ein- 
zelnen Bestände  des  letzteren  nach  ihren  Erträgen:  Bodenerträge,  Ge- 
bäudenutzungen, Gewerbeerträge,  Zinsen  erfafst  Averden,  woneben 
eine  abgesonderte  Besteuerung  des  Arbeitsverdienstes  zur  Ausbildung 
gelangt.  Diese  dem  späten  Territorialismus  eigene  Gestaltung  der 
direkten  Besteuerung  bezeichnet  einen  grofsen  Fortschritt,  welcher  bei 
der  fortgehenden  Differenzierung  der  Einkommensarten  und  der  fort- 
schreitenden Betriebs-  und  Ertragsungleichheit  der  einzelnen  Steuer- 
objekte unbedingt  gefordert  war.  Solange  als  gleichartige  Steuer- 
objekte im  Ertrag  wie  in  der  Belastung  ziemlich  gleichmäfsig  sich  er- 
hielten, war  das  Ertragssteuersystem  ganz  richtig  für  seine  Zeit.  Der 
fürstliche  Absolutismus  hat  es  begründet,  die  französische  Revolution 
und  deren  unmittelbare  Folgezeit  haben  es  vollendet. 

Die  Gegenwart  ist  noch  tief  im  Ertragssteuersystera  befangen, 
namentlich  Frankreich,  Oesterreich,  Italien  und  viele  deutsche  Mittel- 
staaten haben  es  zugleich  als  Staats-  und  als  Kommuualsteuersystem. 
Doch  ist  die  Ertragsbesteuerung  schon  im  Rückgang  begriffen,  und  als 
Steuerkiud  der  Neuzeit   erhebt  sich   die   allgemeine   Personal- 
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besteueriing-  in  zweierlei  Gestalt,  der  modernen  Einkommens-  und 
der  modernen  Vermögenssteuer.  Diese  Gestaltung  beginnt  mehr  und 
mehr,  wie  jüngst  in  Preufsen,  die  Ertragsbesteuerung,  zunächst  in  der 
Staatsbesteuerung  zu  verdrängen.  Unser  Drittes  Buch  wird  diese  Ab- 
wandlungen näher  darlegen.  Hier  haben  wir  es  nur  teils  mit  der 
allgemeinen  Ertrags-,  teils  mit  der  neuesten  allgemeinen  Einkommens- 
iind  allgemeinen  Vermögenssteuer  zu  thun. 

§  60.  ..Reelle''  und  „nominelle''  EiiiJtOinmens-  und  Vermögens- 
steuern.  —  Die  allgemeinen  Einkommenssteuern  („A.  E.  St.")  und  die 
allgemeinen  Vermögenssteuern  („A.  V.  St.^')  sind  nicht  deshalb  so  zu 
nennen,  weil  sie  und  nur  sie  aus  dem  Einkommen  und  Vermögen  ge- 
schöpft werden ;  denn  aus  dem  Einkommen  und  aufserordentliclier  Weise 
aus  dem  Vermögensstamm  werden  auch  die  anderen  direkten  Steuern 
und  sämtliche  indirekte  Steuern  gezogen.  Beide  verdienen  ihre  Be- 
zeichnungen deslialb,  weil  Einkommen  und  Vermögen  unmittelbar  ihrer 
Bemessung  zu  Grunde  gelegt  werden,  weil  Einkommen  und  Vermögen 
als  sog.  Beraessungsgrundlagen  dienen.  Die  „A.  V.  St."  selbst 
ist  mit  Ausnahme  der  Fälle  aufserordentlicher  Finanznot  nur  „nominell" 
(A.Wagner)  Vermögenssteuer,  „real"  aber  Einkommensteuer;  denn  sie 
wird  normalerweise  nicht  den  Stamm  des  Vermögens  angreifen  wollen, 
sondern  mittelst  Bemessung  nach  dem  Vermögen  aliquote  Teile  des 
periodischen  reinen  Wertzuganges  zum  Vermögen,  d.  h.  des  Einkommens 
für  den  Staat  zu  erlangen  suchen.  Das  Vermögen  ist  insoweit  nur  die 
mittelbare  Bemessuugsgrundlage  direkter  Einkommensbesteucrung.  Das- 
selbe gilt  auch  von  den  Ertragssteuern.  Wenn  die  letzteren  mit  der 
für  sie  erreichbaren  Vollkommenheit  reguliert  sind,  so  werden  sie  eben, 
nicht  aus  dem  Vermögen  entnommen,  sondern  von  den  Steuerzahlern, 
oder  soweit  sie  übergewälzt  werden,  von  dritten  Steuerträgern  für  die 
Regel  aus  dem  Einkommen,  nur  abnormer-  oder  aufserordentlicherweise 
aus  dem  Vermögensstamme  unter  Minderung  des  letzteren  geschöpft. 

Reell  sind  also  alle  direkten  Steuern  normalerweise  Einkommens- 
steuern, sei  es  in  natura,  sei  es  in  Geld,  nur  abnormerweise  oder  bei 
aufserordentlichem  Bedarf  werden  sie  als  Vermögenssteuern  wirken. 

Die  Generalsteuern  samt  den  Specialeinkommenssteuern  (Lohn- 
steuern) werden  wir  Personalsteuern,  dagegen  die  Grund-,  Gebäude-, 
Renten-  und  Gewerbesteuern  Real  steuern  heifsen.  Beide  sind  „reell" 
für  die  Regel  Einkommenssteuern. 

Zur  Terminologrie  der  direkten  Besteuerung-.  Als  Personalsteuern 
gelten  hier  alle  die  Gesamtsteuerkraft  einer  Person  umfassenden  direkten  Steuern, 
also  auch  die  „A.  E.  St."  und  die  „A.  V.  St.".  (So  auch  Finanzminister  Miqoel  im 
preufsischen  Abgeordnetenhause,  S.Mai  1893) 

Steuergeschichtlich  gingen  aber  andere  Formen  der  direkten  Steuern  voran, 
welche  ebenfalls  Pcrsonalsteucrn  genannt  werden:  alte  Familien-,  Klassen-,  Kopf- 
steuern u.  dergl.    Im  tcrritorialistischen  Ertragssteuersystem,  welches  der  modernen 
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Generalbesteuerung  unmittelbar  Yorangegangen  ist,  wurden  die  vom  Dienst-  und  Be- 
rufseinkommen erhobenen  Steuern  ..Einkorrmenssteuern"  und  als  solche  vorzugsweise 
Personalsteuern  genannt ;  wir  nennen  diese  Steuern  Special-  oder  Partialeinkommens- 
steuern. 

Die  Bezeichnung  Objekt-  und  Subjektstencr ,  welche  mit  derjenigen  von 
Real-  und  Personalsteuer  nahe  zusammenfällt,  vermeiden  wir  aus  den  in  der 
,,A.  St.  L."  dargelegten  Gründen  gänzlich. 

§  61.  Die  General-  und  die  SpeciaJ(Ert/-ags)-Steuer)i  der  Gegen- 
wart. —  Die  heutigen  direkten  Steuern  greifen  entweder  auf  das  er- 
reichbare Gesamteinkommen,  bezw.  Gesamtvermögen  in  planmäfsiger 
Einheit  zurück,  wie  die  A.  E.  St.  und  die  A.  V.  St.,  oder  sie  erfassen 
einzelne  Einkünfte  bezw.  einzelne  Yermögensgattungen  oder  schon  die 
Erträge  der  letzteren  so,  dai's  selbst  bei  Belastung  sämtlicher  einzelner 
steuerbarer  Gattungen  von  Einkommen  und  Vermögen,  bei  Belastung 
jeder  Art  steuerbarer  Einkünfte  und  Erträge  dennoch  die  planraäfsige 
Einheit  der  Erfassung  der  Objekte  jeder  steuerfähigen  Person  nach  Mafs- 
gabe  der  Gesamtleistungsfähigkeit,  keine  Verwirklichung  findet. 

Die  ersteren  Steuern  heifsen  wir  die  allgemeinen  direkten  Steuern 
oder  direkten  Generalsteuern,  die  letzteren  dagegen  direkte 
Specialsteuern  oder  auch,  da  solche  im  letzten  Jahrhundert  wesent- 
lich als  „Keal-  und  Personalertragssteuern"  zur  Entwickelung  gekommen 
sind,  Ertragssteuern.  Jene  fünf  Specialsteuern,  welche  nebeneinander 
dennoch  schon  ein  vollständiges  Ganzes  der  Belastung  aller  steuerbaren 
Ertragsarten  jeder  Person  in  einheitlicher  Regulierung,  unter  thunlich- 
ster  Berücksichtigung  der  Leistungsfähigkeit  (Existenzminimum,  Schuld- 
zinsabzug u.  s.  w)  darstellen ,  wird  man  schon  der  direkten  General- 
besteuerung zuzählen  oder  wenigstens  als  eine  Ubergangsform  ansehen 
dürfen  (englische  Einkommenssteuer). 

Der  direkten  Generalsteuern  giebt  es  zwei:  die  allgemeine 
Personaleinkommenssteuer,  meist  Einkommensteuer  schlechthin 
genannt,  und  die  allgemeine  Vermögenssteuer. 

Der  Ertragssteuern  giebt  es  fünf  Hauptarten,  wovon  drei  auf  die 
Vermögenserträge  ausgehen,  nämlich  l.  die  Grundsteuer,  2.  die  Ge- 
bäudesteuer und  3.  die  Kapitalrentensteuer,  4.  eine  Steuer,  welche 
Vermögen  und  Arbeitskraft  im  Geschäftserti-ag  zusammen  zu  erfassen 
strebt,  nämlich  die  sog.  Gewerbesteuer  mit  verschiedenen  Steuerver- 
ästelungen (Bergwerks-,  TVandergewerbe-,  Eisenbahn-,  Aktieugeschäfts- 
steuern),  endlich  5.  eine  Steuer,  welche  auf  den  Arbeitsertrag,  Lohn 
und  Besoldung  gerichtet  ist:  die,, Berufs-  undVerdiensteiukommens- 
steuer'',  welche  zur  Unterscheidung  von  der  allgemeinen  Einkommens- 
steuer auch  als  Special-  oder  Partialeinkommenssteuer  bezeichnet  wer- 
den mag. 

Dies  sind  die  reinen  direkten  General-  und  Specialsteuern.  Wir 
werden  aber  auch  auf  Gemenge  von  General-  und  Specialsteuern  unter- 
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einander    und    auf  Kombination  mehrerer  Ertragssteuern  miteinander 

stofsen. 

Direkte  General-  und  direkte  Specialbesteuerung  schliefsen  einander 
nicht  aus.  Beide'  können  miteinander  verknüpft  'werden,  um  die  ein- 
malige Vollbesteuerung  sämtlicher  Steuersubjekte  zu  erreichen,  und 
Specialsteuern,  welclie  als  Reichs-  und  Landessteuern  den  Generalsteuern 
weichen  müssen,  können  als  Kommunalsteuern  das  tauglichste  Mittel 
der  Erreicliung  grundsätzlich  steuerpflichtiger  Personen  und  steuerbarer 
Objekte  so  lange  sein,  bis  ein  besserer  Ersatz  hierfür  gefunden  ist. 

§  62.  Die  direkten  Steuern  ühenviegend  Tragsteuern.  —  Die  di- 
rekten Steuern  sind  weit  überwiegend  auch  Tragsteuern,  nur  aus- 
nahmsweise aus  Gründen  besonderer  Zweckmäfsigkeit  Yorschurssteuern, 
wie  z.  B.  bei  der  Kapitalrentenbesteuerung  die  an  den  Zinszahlungs- 
kassen erhobene  Couponsteuer. 

Die  direkten  Steuern  sind  zwar  ihrem  eigensten.  Wesen  nach  auch 
überwiegend  Katastralsteuern  und  verflüchtigen  sich  als  solche  nur  in 
dem  Mafse,  als  sie  Personalsteuern  werden.  Die  ausgebildetste  Katastral- 
steuer  ist  die  Grundsteuer. 

Steuern,  welche  bestimmte  Arten  von  Einkünften,  wie  Spielgewinne  und  Kon- 
junkturengewinne, oder  welche  Vermögen  und  Vermögensteile  aus  Anlafs  besonderer 
rechtlicher  und  thatsächlicher  Vorgänge,  nicht  die  Steuerquellen  unmittelbar  an- 
fassen, z.  B.  die  Vermögensübergänge  unter  Lebenden  und  von  Todeswegen  einer  Be- 
lastung unterwerfen,  sind  nicht  ohne  weiteres  als  direkte  Steuern  anzusehen. 

2.  Kapitel.    Die  steuersysteinatisclie  Funktion  der  direkten 

Besteuerung. 

§  63.  Die  FuiiJction  im  allgemeinen.  —  Jede  Steuerfunktion  ist 
verhältnismäfsige  Deckung  des  Steuerbedarfes  aller  Steuergewalten  durch 
die  Steuerpflichtigen  mittelst  ihrer  Steuerquellen,  unter  Belastung  nach 
der  in  den  Steuerquellen  liegenden  Leistungsfähigkeit  oder  Steuerkraft 
(§  58).  Zur  Lösung  dieser  Aufgabe  ist  die  planmäfsige  Verknüpfung 
direkter  und  indirekter  Steuern  und  innerhalb  des  direkten  wie  des  in- 
direkten Steuergebietes  je  die  Verknüpfung  sehr  verschiedener,  so  di- 
rekter wie  indirekter  Steuerarten,  mit  einem  einzigen  Worte  Qin  Steuer- 
system erforderlich.  Das  gemeinsame  Ziel,  auf  welches  die  verschie- 
denen zum  Steuersystem  zusammengefafsten  Steuern  zu  richten  sind, 
ist  die  harmonische  Verwirklicliung  sämtlicher  finanzpolitischen  und 
nichtfinanzpolitischen  Grundsätze  der  Besteuerung  (§  5S). 

In  der  hiernach  zu  gestaltenden  Einrichtung  des  Steuersystems 
haben  die  direkten  Steuern  eine  ganz  bestimmte  Funktion  zu  über- 
nehmen: die  Heranziehung  Aller  nach  der  Durchschnittssteuerkraft,  aus- 
nahmsweise und  in  geringem  Mafs  ersatzweise  Erfüllung  der  Aufgabe  in- 
dividualisierender indirekter  Besteuerung. 
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Der  direkten  Generalbesteuerung-  fällt  hierbei  jene  weitere  Aufgabe 
hauptsächlich  zu,  dem  Gesamtsteuersjstem  die  erforderliche  Beweg- 
lichkeit zu  verschaffen,  welche  gestattet,  das  nachhaltige  Finanzgleich- 
gewicht zu  bewahren.  Insofern  nimmt  eine  gute  direkte  Besteuerung 
die  Stellung  des  Grundregulators  des  ganzen  Steuer-,  ja  des  ganzen 
Einnahmesystems  ein.  Der  Weg,  wie  mit  Hülfe  der  allgemeinen  Ein- 
kommenssteuer das  oberste  Finanzprinzip,  die  Gleichgewichtsbewahrung 
gut  durchgeführt  werden  kann,  ist  in  der  „A.  St.  L."  und  oben  in  der 
Einleitung  bereits  nachgewiesen  und  bedarf  hier  keiner  weiteren  Be- 
gründung. 

§  64.  Die  Generalsteuern  als  Haupisteuern  und  als  Ergännings- 
steuern.  —  Beide  Generalsteuern  lassen  sich  auch  mehr  oder  weniger 
summarisch,  d.  h.  ohne  genaue  Ermittelung  des  Gesamteinkommens 
bezw.  des  Gesamtvermögens  nach  allen  einzelnen  Einkommensquellen 
bezw,  Vermögensbeständen,  regeln.  Aus  allgemein  persönlichen  Verhält- 
nissen wird  auf  Steuerfähigkeit  geschlossen  und  entweder  eine  einfache 
oder  eine  klassenweise  abgestufte  Abgabe  erhoben,  so  dafs  nur  das  steuer- 
pflichtige Subjekt,  nicht  auch  die  Grundlage  seiner  Steuerkraft  zur  Er- 
mittelung gelangt,  weshalb  man  solche  Steuern,  noch  vielfach  als  Sub- 
jektsteuern oder  Personalsteuern  bezeichnet,  obwohl  sie  auch  nur  aus 
Einkommen  und  Vermögen  zur  Bestreitung  gelangen  können;  eine  Steuer- 
erscheinung dieser  Art  war  auch  die  preufsische  Klassensteuer.  Diese 
Art  der  Regelung  wird  nicht  unberechtigt  sein  gegenüber  kleinen  Leuten, 
sofern  diese  nicht  besser  von  direkter  Besteuerung  vollständig  freigelassen 
werden;  eine  genaue  Einsteuerung  ist  denselben  gegenüber  umständ- 
lich und  kostspielig.  In  einer  Zeit  möglicher  unmittelbarer  Ermittelung 
der  beiden  Quellen  der  Steuerkraft,  also  heute  und  für  die  wohlhaben- 
deren Schichten  von  Steuerkräften  (Censiten)  bezeichnet  jedoch  das  die 
Einkünftearten  nach  Gattungen  von  Vermögensbeständen  direkt  er- 
mittelnde Einsteuerungsverfahren  die  vollkommere  Stufe  beider  direkter 
Hauptsteuern.  Die  so  regulierten  Abgaben  haben  wir  regelmäfsig  allein 
im  Auge,  wenn  wir  von  den  Generalsteuern  reden. 

Beide  Generalsteuern  lassen  sich  entweder  als  Hauptsteuern  oder 
als  Ergänzungssteuern  (Nebensteuern)  ausgestalten.  Das  Eine  ge- 
schieht, wenn  sie  an  Stelle  der  Ertrags- und  Verdienststeuern,  ausschliefsend 
die  direkte  Besteuerung  am  Einkommen  und  Vermögen  vollziehen,  das 
Andere  ist  der  Fall,  wenn  sie  neben  kräftigen  Ertragssteuern,  welche 
den  Hauptertrag  direkter  Besteuerung  liefern,  zusätzlich  erhoben  werden. 
Die  „A.  E.  St."  als  Ergänzungssteuer,  welche  das  Finanzgleichgewicht 
durch  ihre  Beweglichkeit  zu  regeln  gestattet,  heilst  wohl  auch  die 
regulative  Einkommenssteuer. 

Zur  Zeit  geht  die  Tendenz  unserer  Steuerentwickelung  dahin,  die 
„A.  E.  St."  als  direkte  Hauptsteuer,  die  „A.  V.  St."  aber  als  Ergänzungs- 
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Steuer  der  ersteren  —  zum  Beliufe  der  Mehrbelastung  des  sog.  fundierten 
Einkommens  —  zu  behandeln.  Erforderlieb  ist  dies  an  sieb  nicbt;  denn 
die  mit  Hülfe  von  Vermögen  erzielten  Einkünfte  lassen  sieb  aucb  durcb 
höhere  Besteuerung  der  betreffenden  Einkommensarten,  der  höheren 
Steuerkraft  Avegen,  die  sie  begründen,  sehr  wohl  mittelst  Katasterglie- 
derung der  „A.  E.  St."  treffen.  Auch  als  Kontrollmittel  sind  Ergänzungs- 
steuern überflüssig,  wenn  in  der  „A.  E.  St."  alle  Einkommen  gegliedert 
zu  genauer  Einsteuerung  gebracht  werden. 

§  65.  Der  vergleichsweise  Fimliionswert  der  verschiedenen  Haupt- 
arten  direJcter  Steuern.  —  Die  oberste  Frage  ist,  wie  sich  die  Special- 
steuern, die  Vermögenssteuern  imd  die  Einkommenssteuern  als  Mittel 
einer  tliunlichst  vollkommenen  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit 
verhalten. 

1.  Die  Ertragssteuern.  Die  Ertragssteuern  sind  zwar  nicht  die 
einzigen  denkbaren  und  wirklichen,  aber  doch  die  hauptsächlichen 
Specialsteuern. 

Dieselben  gestatten  relativ  im  mindesten  Grade  die  Verteilung  der 
Steuerlast  nach  der  Steuerkraft.  Und  zwar  wegen  dreier  dem  Ertrage 
als  Bemessuugsgrundlage  anhaftender  Mängel. 

Das  eine  Gebrechen  ist  dies,  dafs  die  Besteuerung  nur  auf  den  Er- 
trag bestimmter  Sachgüterbestände  und  Arbeitsvermögen,  nicht  auf  das, 
was  der  besteuerten  Person  aus  den  Ertragsquellen  wirklich  zu  Per- 
sonaleinkommen wird,  gerichtet  wird.  Der  Besteuerte,  welcher  zur  Er- 
zieluug  des  Ertrages  Schulden  gemacht  und  hierfür  Zinsen  zu  bezahlen 
hat,  steuert  und  trägt  in  der  Regel  soviel  als  das  schuldenfreie  Ertrags- 
steuersubjekt eines  gleich  ergiebigen  anderen  Objektes.  Mit  der  Aus- 
dehnung des  Kreditwesens,  mit  der  Ungleichheit  der  Verschuldung  und 
der  Betriebsintensität  in  neuester  Zeit  sind  daher  auch  die  vor  einem 
Menscheualter  vorzüglich  regulierten  Ertragssteuern  mehr  und  mehr  un- 
haltbar geworden. 

Dieser  Mangel  steigert  sich  zu  einem  zweiten,  wenn  nicht  der  Rein- 
ertrag, sondern  der  Bruttoertrag  oder  gar  nur  ein  gemutmafster  Durch- 
schnittsertrag der  Ertragssteuerbemessung  zu  Grunde  gelegt  wird.  Nicht 
nur  das  verschuldete,  sondein  auch  das  über  oder  unter  dem > wirklichen 
Ertrage  eingeschätzte  Steuersubjekt  wird  namentlich  bei  den  Realsteuern 
leicht  unverhältnismäfsig  belastet  oder  begünstigt. 

Das  dritte  Grundgebreclien  der  Ertragssteuern  ist  dies,  dafs  die 
Steuerquellen  (Grundlagen  der  Steuerkraft)  jeder  Person  nicht  als 
Ganzes,  nicht  als  Personalgesamteinkommen  oder  Personal- 
gesamtvermögen ermittelt  werden.  Die  Folge  hiervon  ist,  dafs  die 
St  euer  kraft  der  Person  im  ganzen  nicht  beurteilt,  also  die  Belastung 
eines  Jeden  nach  seiner  Steuerkraft  nicht  erreicht  werden  kann.  Die 
Rücksichten  des  Existeuzminimus,  der  gedrücktem  Familienverhältnisse, 
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der  mit  der  Grörse  foi-tschreiteiiden  Steuerkraft  (Progressivbesteuerimg) 
können  nicht  genommen  werden. 

§  66.  i^orfsef,mn^.  —  2.  Der  vergleichsweise  Funktionswert 
der  Generalsteuern.  Wenn  blofs  einzelne  Vermögensbestände  von 
der  Vermögenssteuer  stückweise  angefalst  werden,  so  hat  man  keine 
Vermögensgeneralsteuer,  sondern  Specialsteuern,  welche  die  persönliche 
Leistungsfähigkeit  der  Steuersubjekte  noch  weniger  sicher  und  verhält- 
nismäfsig  treffen,  als  es  bei  Kombination  der  fünf  Ertragssteuern  der 
Neuzeit  der  Fall  ist.  Es  fehlt  alsdann  das  Mafs  wirklicher  Steuerkraft, 
welche  jedes  Objekt  dem  Steuersubjekte  verleiht.  Bei  der  Ermittelung 
des  wirklichen  Ertrags  oder  der  Ertragsfähigkeit  ist  dies  wenigstens 
bezüglich  der  einzelnen  schuldenfreien  Ertragsquellen  nicht  so.  Werden 
aber  gewisse  Vermögensbestände  nach  dem  kapitalisierten  Nutzungs- 
wert belastet  und  dieser  entweder  speciell  eingeschätzt  oder  wirklich 
bezahlten  Verkehrswerten  entnommen,  so  hat  man  lediglich  Special- 
steuern mit  Verkehrswertkatastern,  welche  den  Specialsteuern  mit  Er- 
tragsw^ertkatastern  für  den  Zweck  der  Belastung  nach  der  Steuerkraft 
mehr  oder  weniger  gleichkommen.  Was  wir  hier  zu  beurteilen  haben, 
ist  jedoch  die  Vermögenssteuer  als  Generalsteuer. 

Als  Generalsteuer  hat  die  Vermögenssteuer  dann  wenigstens  einen 
grofsen  Vorzug  vor  der  Ertragsbesteuerung,  wenn  das  Personalgesamt- 
vermögen zusammengesetzt  nach  den  Hauptgüterarten,  nach  welchen 
dasselbe  gegliedert  wird,  in  jedem  Gliede  möglichst  nach  objektiven 
Merkmalen  ermittelt  und  hierbei  auf  höhere  Grade  der  Steuerkraft, 
welche  für  die  einzelnen  Arten  von  Vermögensbeständen  anzunehmen 
sind,  einige  Rücksicht  genommen  wird.  Den  älteren  Vermögenssteuern 
haben  diese  Voraussetzungen  meist  gefehlt,  und  sie  wurden  daher,  wenn 
auch  für  die  konstanteren  und  gleichmäfsigeren  Vermögensverhältnisse 
passend  gewesen,  nun  steuertechnisch  geringwertiger  als  die  Ertrags- 
steuern des  letzten  Jahrhunderts.  Allein  auch  in  der  allgemeinen  Ver- 
mögensbesteuerung unserer  Zeit  sind  die  erwähnten  Voraussetzungen 
nur  sehr  unvollkommen  verwirklicht  und  überhaupt  schwer  zu  verwirk- 
lichen; die  heutige  Besteuerung  vermeidet  noch  zu  stark  das  „lästige 
Eindringen",  d.  h.  die  genaue  und  vollständige  Ermittelung  sämtlicher 
Vermögensbestände  jeder  Person. 

Auch  einer  sorgfältig  regulierten  allgemeinen  Vermögenssteuer  haften 
gewisse  Mängel  an,  welche  sich  nur  teilweise  beseitigen  lassen.  Ver- 
mögen ist  nur  eine  der  zwei  grofsen  Einkommensquellen;  die  andere, 
das  Arbeitsvermögen,  wird  daher  von  der  Vermögensbesteuerung  als 
solches  nicht  ergriffen.  Diese  Lücke  läfst  sich  freilich  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  ausfüllen.  Entweder  man  setzt  neben  die  Vermögensbesteuerung 
Specialeinkommenssteuern;  das  ist  schon  früher  durch  Aufkommen 
von  Familien-,  Herd-,  Kopf-,  Klassensteuern,  sowie  in  neuerer  Zeit  mit 
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den  poll  taxes  in  den  Vereinigten  Staaten  geselielien;  stellt  man  eine 
solclie  Steuer  neben  die  ,,A.  V.  St.",  so  ist  eben  die  Progression  des 
Steiierfufses  beider  Steuern  planmäfsig  so  zu  regulieren,  dafs  dennocb  die 
Gesaratsteuerkraft  tbatsächliehe  Bemessungsgrundlage  ^yerden  raufs. 
Oder  man  fttbrt  neben  der  Vermögenssteuer  eine  „A.  E.  St."  ein,  sei  es 
als  Hauptsteuer,  sei  es  als  Nebensteuer.  Bei  der  „A.  E.  St."  als  Haupt- 
steuer tritt  dann  die  „A.  V.  St."  auf  die  Funktion  einer  Ergänzungs- 
steuer zum  Zweck  der  Mebrbelastung  des  sog.  fundierten  Einkommens 
zurück,  freilich  ohne  dafs  das  eine  vollgeuügende  Lösung  wäre  (§  88). 
Bei  der  Einkommensteuer  als  Nebensteuer  bleibt  der  vergleichsweise 
.Grundmangel  der  „A.  V.  St."  gegenüber  der  ,,A.  E.  St."  in  der  Haupt- 
sache bestehen. 

Dieser  Mangel  besteht  darin,  dafs  die  „A.  V.  St."  die  reale  Normal- 
stouerquelle  (§36 f.),  d.  h.  das  Personalgesamteinkommen  selbst  nicht  er- 
mittelt, da  das  Vermögen  in  seinen  verschiedenen  Beständen  nicht  auch 
das  Arbeitsvermögen  mit  enthält,  daher  auch  nicht  statt  des  Einkommens 
die  volle  Bemessungsgrundlage  der  Steuerkraft  darstellen  kann.  Dieses 
relative  Gebrechen  haftet  jeder  Vermögensbesteuerung,  auch  der  kommu- 
nalen an. 

Man  kann  dasselbe  zu  heben  suchen,  indem  man  das  Vermögen 
nach  dem  Nutzuugswerte  der  einzelnen  Arten  des  Vermögensbestandes 
einsteuert  und  den  kapitalisierten  Wert  des  Arbeitsverdienstes  dem  Ge- 
samtsteucrobjekte  beifügt.  Das  aber  ist  nur  noch  der  Form  nacli  eine 
„A.  V.St.",  in  Wirklichkeit  aber  eine  verkleidete  „A.  E.  St."  mit  etwaigen 
Zusatzsteuern  auf  den  fundierten  Teil  des  Einkommens. 

Schanz  urteilt  über  vernieintliclie  Vorteile  der  schweizerischen  ,,A.  V.  St." : 

,.Es  erscheint  richtiger,  so  viel  wie  möglich  vom  Einkommen  auszugehen,  es  ist  der 
primäre  Faktor.  Die  Kontrolle  der  Verkehrswerte  bedeutet  nur  etwas,  insofern 
sie  mit  dem  Reinertrag  harmoniert.  Dagegen  können  die  Versicherungswerte  in 
vielen  Fällen  gar  nicht  entscheiden;  der  Bauwert  z.  B.  eines  Hauses  deckt  sich  nicht 
mit  dem  wirklichen  Wert  desselben;  es  mufs  der  steuerliche  Apparat  schon  recht 
schwach  funktionieren,  wenn  die  Brandversicherungswerte  als  nicht  zu  unterschrei- 
tende ><'orm  benutzt  werden  müssen.  Der  weitere  Vorteil,  dafs  die  Vermögenssteuer 
auch  fortdauert,  wenn  kein  Einkommen  erzielt  wird,  ist  nur  teilweise  ein  solcher, 
und  soweit  er  es  ist,  auch  beim  Einkommen  möglich,  wenn  man  den  Durch- 
schnitt mehrerer  Jahre  nimmt.  Die  Zerlegung  in  eine  Vermögens-  und  eine 
Einkommensteuer  erzeugt  aber  auch  positive  Schwierigkeiten,  namentlich  insofern 
es  sich  um  den  herrschenden  Typus  handelt;  also  um  eine  Vermögens-  und  ergänzende 
Einkommensteuer.  Die  Progression  kann  bei  dieser  Zerlegung  nicht  rein  durch- 
geführt werden;  die  Befreiung  des  Existenzminimums  wird  unter  dem  Einflufs  der 
Zweiteilung  eine  verkrüppelte,  ebenso  findet  der  Schuldenabzug  einige 
Komplikationen.  Dafs  beim  Vermögen  die  Schulden  in  Abzug  kommen,  ist  selbst- 
verständlich ,  aber  in  wenigen  Gesetzen  ist  klar  ausgesprochen ,  dafs  etwaige  das 
Vermögen  überscbicfsende  Schulden  bezw.  die  Zinsen  hiervon  beim  Einkommen  ab- 
gezogen werden  dürfen;  einige  wie  Aargau  lassen  den  Zins  vorhandener  Schulden 
vom  Bruttoerwerb  in  den  Produktionskosten  mit  abziehen,    dagegen  ist  Arbeitern, 
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Beamten  etc.  in  den  wenigsten  Kantonen  gestattet,  Schuldzinsen  vom  Einkommen 
abzurechnen." 

Die  allgemeine  Einkommensteuer  ist  hiernach  —  gleiche 
Sorgfalt  im  Einsteuerungsverfahren  vorausgesetzt,  die 
vollkommenste  der  drei  direkten  Steuern.  Sie  geht  auf  die  wirkliche 
und  ganze  Steuerkraft  jeder  steuerpflichtigen  Person  unmittelbar  und  gleich- 
artig los  und  ist  sozusagen  die  direkteste  der  direkten  Steuern, 
die  eigentliche  direkte  Steuer.  Mit  gutem  Grund  und  innerer  Not- 
wendigkeit strebt  man  sie  auch  zur  einzigen  direkten  Steuer  zu  machen, 
was  auch  wirklich  ausführbar  ist. 

§67.  Die  allgemeine EinJcommenssteuer  als ,, einzige  Steuer'^.  —  Auch 
die  allgemeine  Einkommensteuer  ist  nur  relativ,  d.  h.  im  Vergleich  mit 
der  Ertragsbesteuerung  und  mit  der  Vermögensbesteuerung  für  die 
heutige  mittel-  und  westeuropäische  Entwickelung  des  Staates  und  der 
Volkswirtschaft  die  beste.  Sie  bleibt  auch  bei  bestmöglicher  Re- 
gulierung nur  einer  der  grofsen  Hebel  der  Steuertechnik.  Die  einzige 
und  allgemeine  Steuer  vermöchte  sie  trotz  ihrer  relativen  Vollkommen- 
heit als  direkte  Steuer  nicht  zu  werden. 

Selbst  für  ihre  Hauptaufgabe,  die  schichtenweise  quantitative  Be- 
messung der  Durchschnittssteuerkraft  werden  wir  sie  nicht  blofs  den 
kleinsten  Einkommen  gegenüber,  für  welche  die  Genauigkeit  der  Ein- 
steuerung  versagt,  gleich  der  A.  V.  St.  unzureichend  finden,  sondern  auch 
und  wiederum  gleich  der  A.  V.  St.  gegenüber  den  gröfsten  Einkommen, 
weil  das  höchst  steuerfähige  Nutzkapitaleinkommen  an  Genüssen, 
der  stehende  Gebrauchsluxus  und  das  unständige  Einkommen  aus 
Spielgewinnen  und  anderen  Zufällen  durch  die  Maschen  des  Netzes  auch 
der  „A.  E.  St."  leicht  hindurchschlüpfen.  Eine  Ergänzung  durch  indirekte 
Steuern  bleibt  schon  bezüglich  der  „A.  E.  St."  unbedingtes  Erfordernis. 

Noch  mehr  ist  dieses  der  Fall,  bezüglich  der  individualisierenden 
Erfassung  der  Steuerkräfte,  welche  überhaupt,  namentlich  aber  vom  Stand- 
punkte der  „Opfertheorie"  eine  umfassende  Prinzipal-,  nicht  blofs  Ergän- 
zungsanwenduug  indirekter  Besteuerung  unumgänglich  erscheinen  lälst. 

Die  Physiokraten  haben  bekanntlich  die  einzige  Grundsteuer  als  imput 
uniquü  gemäfs  ihrer  Lehre,  dafs  der  Boden  allein  die  Quelle  des  Reinertrages 
(prodiät  net)  sei,  empfohlen.  Ein  begeisterter  Anhänger  der  physiokratischen  Lehre, 
Karl  Friedrich  L  von  Baden,  hat  sogar  in  einigen  seiner  Dörfer  einen  Yerwirk- 
lichungsversuch  gemacht.  Allgemein  angenommen  war  bei  den  Physiokraten  selbst 
das  inqjut  imique  nicht,  wie  denn  der  ältere  Mirabeau  in  seiner  , .Theorie  der  Be- 
steuerung" (1760)  für  Frankreich  zweierlei  direkte  Steuern  vorschlug,  eine  Grund- 
steuer für  ein  Drittel  des  Staatsbedarfes  und  eine  nach  Personen  und  Feuerstellen 
zu  entrichtende  Einkommensteuer  für  die  übrigen  zwei  Drittel  des  Bedarfes.  Die 
theoretische  Voraussetzung  der  einzigen  Grundsteuer  hat  in  der  Nationalökonomie 
längst  keinen  Vertreter  mehr.  Politisch  wäre  sie  gleichbedeutend  mit  einer  Aneig- 
nung fast  des  ganzen  Bodenertrages  in  Form  einer  Rcntenverwaltung  durch  Schein- 
eigeutümer,  einer  staatlich  und  sonst  schädlichen  Schwächung  des  Immobiliar- 
privatbesitzes  gegenüber  dem  Mobiliar-Privateigentum. 
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Kicht  wenige  Anbänger  hat  dagegen  der  diesem  Jahrhunderte  angehörige  Vor- 
ßchlatf  der  „cinzijreu  allgemeinen  und  zwar  progressiven  Einkoinmeusteuer'^ 
erhalten.  Die  letztere  figurierte  und  figuriert  noch  als  Volksbeglückungsartikel 
ganzer  Parteien  und  zwar  wegen  der  vermeintlichen  Einfachheit  der  Erhebung  und 
der  Gerechtigkeit  der  Steuerverteilung.  Diese  Begründung  bezeichnet  Wagnkr  mit 
Recht  als  Einbildung  des  „finanztheoretischen  Dilettantismus".  Die  eigentliche  Ab- 
sicht dabei  ist,  die  Masse  des  Volkes  bis  in  den  Mittelstand  hinein  auch  von 
direkten  Steuern  freizumachen  oder  gar  die  grofsen  Einkommen  und  Vermögen  unter 
der  Maske  gerechter  und  einfacher  Besteuerung  zu  zertrümmern  Dafs  eine  „einzige 
allgemeine,  progressive  Einkommensteuer"  dem  Bedarfe  gegenüber  völlig  unzuläng- 
lich wäre,  geht  aus  den  cinkommenstatistischen  Ziü'ern  über  die  Schichtung  der 
nationalen  Steuerkraft  („A.  St.  L."  §  2u])  klar  hervor.  Dafs  sie  die  kleineren  und 
mittleren ,  aber  dennoch  steuerfähigen  Einkommen  ohne  ein  sehr  kostspieliges  Ein- 
steucrungsverfahren  nicht  erreichen  könnte,  ist  einleuchtend,  und  doch  wäre  ein 
höchst  einläfsliches  Verfahren  unumgänglich ,  wenn  die  fragliche  Steuer  einmal  das 
Vielfache  der  heutigen  direkten  Steuern  einzubringen  hätte.  Bei  oberflächlicher 
Ermittelung  und  dennoch  hohem  I'rogressivsteuerfufse  würde  sie  thatsächlich  zu 
mafsloser  Ungerechtigkeit  führen.  Dazu  kommt  —  und  dies  ist  das  Entscheidendste  — , 
dafs  die  progressive  Einkommensteuer  allein  völlig  ungeeignet  ist,  das  Problem  in- 
dividualisierender Besteuerung  nach  der  persönlichen  (nicht  schichtweisen)  Steuer- 
fähigkeit zu  lösen ,  wie  in  den  Ausführungen  über  Progressivbesteuerung  eingehend 
nachgewiesen  ist. 

Hauptergebnis:  Das  Steuerproblem  läCst  sich  nur  durch  eine  Kombination 
verschiedener  Steuerarten  erreichen,  deren  vereinte  Wirkung  die  Belastung  aller 
Steuerkräfte  im  Vorhältnisse  ihrer  wirklichen  Leistungsfähigkeit  ist.  Die  Lösung 
bedingt  ein  ganzes  Steuersystem,  welches  jedoch  das  Prinzip  der  „Einheit  der 
Steuern"  bei  aller  Prcisgebung  der  Einzigkeit  einer  bestimmten  Steuerart, 
d.  h.  die  Forderung  nicht  verletzen  darf,  dafs  die  Steuerkräfte  mit  dem  Gesamt- 
betrag ihrer  Steuerzahlungen  im  Verhältnisse  ihrer  wirklichen  Leistungsfähigkeit 
getroffen  und  die  konkurrierenden  Steuergewalten  im  Verhältnisse  ihrer  öö'entlichen 
gemeinnützigen  Bethätigung  beteilt  werden.  Die  Vielheit  der  Steuern  darf  nicht 
eine  planlose  Viclerleiheit,  sondern  soll  eine  systematische  Einheit  darstellen. 
Die  verschiedenen  Steuern  zusammen  haben  thunlichst  Jeden  gleichmäfsig  nach 
seiner  wirklichen  Leistungsfähigkeit  zu  fassen.  Die  Unmöglichkeit,  die  Einheit  der 
Besteuerung  durch  eine  einzige  Steuerart  zu  erfassen,  hängt  mit  der  fortschreitenden 
Differenzierung  der  Stcuerkräfte  und  der  Grundlagen  der  Steuerkraft  zusammen. 
Wer  diesen  Zusammenhang  anerkennt  und  eine  Mehrzahl  von  Steuern  als  erforder- 
lich annimmt,  ist  darum  noch  kein  kindischer  Anhänger  der  Vielheit  um  der  Viel- 
heit willen,  wie  es  neucstens  grundlos  behauptet  wird.  Das  Steuersystem  ist  auf 
die  Einheit  der  Besteuerung  trotz  der  steuergeschichtlich  wachsenden  Zahl  von 
Steuergattungen  immer  intensiver  angelegt  worden.  Nur  die  Reaktion  gegen  eine 
systemlose  Aneinanderreihung  der  Steuern  in  Theorie   und  Praxis  ist  begründet. 

Zweite  Abteilung-.    Die  Faktoren  der  direkten  Besteuerung. 

1.  Kapitel.    Die  direkte  Steucrzustäudigkeit 

(vergl.  „A.  St.  L."  §  171  ff.). 
§  G8.    Die  Eignung  der  direMen  Steuern  für  die  verschiedenen 
Steil ergcwaltcn.  —  Bezüglich  der  Steuergewalten  ist  festzustellen,   wie 
die  einzelnen  Gattungen  indirekter  Steuern  für  jede  einzelne  der  kon- 
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kurrierenden  G-ewalten  sich  eignet,  weiter  wie  die  Steuerznständigkeitea 
zwiselien  den  letzteren  abzugrenzen  seien,  endlich  wie  Einheit  und 
Ordnung  in  dem  ineinandergreifenden  Steuergesamtsystem  aller  Steuer- 
gewalten herzustellen  und  aufrechtzuerhalten  ist. 

Die  direkten  Generalsteuern  eignen  sich  für  die  Centralgewalt  des 
Einheitsstaates,  wenn  diese  über  einen  vollkommen  zureichenden  Yer- 
waltungsapparat  verfügt. 

Da  die  älteren  Epochen  der  Steuergeschichte  der  administrativen  Centralstaats- 
einheit  entbehren,  erklärt  sich  auch  nach  dieser  Seite  die  steuergeschichtliche  That- 
sache,  dafs  die  Gemeinbesteuerung  die  Individual-  und  Urbesteuerung  (§  12)  in 
diesen  Zeiten  überragt. 

Die  Reichsgewalt  eines  Bundesstaates,  wird,  wofern  sie  über  die 
Mittel  einer  zuverlässigen  und  gleichmäfsigen  Ermittelung  der  Steuer- 
kraftquellen nicht  verfügt,  direkte  Bundessteuern  besser  nicht  erheben, 
und  in  erster  Linie  mit  jenen  indirekten  Steuern  sich  begnügen,  die 
allein  von  der  Centralgewalt  wirksam  gehandhabt  werden  können,  wie 
namentlich  die  Zölle  und  die  grolsen  Yerzehruugssteuern.  Soweit  die 
direkten  Steuern  den  Bedarf  nicht  decken,  wird  der  Bundesstaat  besser 
die  Finanzkraft  der  Gliedstaaten  heranziehen  oder  doch  nur  Zuschläge 
zu  reichseinheitlich  normierten  Laudesgeneralsteuern  erheben, 
wenn  letztere  im  Interesse  des  Partikularstaates  selbst  erhoben  werden. 
Das  kann  ein  solcher  Bundesstaat  wagen,  welcher  sich  auf  die  Gewissen- 
haftigkeit der  Partikularsteuergewalten  verlassen  kann. 

Von  den  beiderlei  direkten  Steuern  ist  es  wiederum  die  General- 
besteuerung, welche  sachgemäfs  den  Gentralsteuergewalten  zuzu- 
weisen ist. 

Dies  gilt  namentlich  von  der  ,,A.  E.  St.",  da  sie  alle  Steuerquellen 
jeder  steuerfähigen  Person,  aus  welchem  Teile  des  In-  und  des  Aus- 
landes die  Einkünfte  fliefsen,  also  die  Generalsteuerkraft  jedes  Steuer- 
subjektes in  Einem  zu  erfassen  gestattet.  Die  ,,A.  V.  St."  ist  dagegen 
sehr  wohl  geeignet,  in  Ländern,  welche  ihre  guten  alten  Ertragssteuer- 
kataster weiterhin  verwerten  wollen,  als  direkte  Kommunalhauptsteuer 
neben  beschränkten  Kommunalzuschlägen  zur  staatlichen ,,  A.  E.  St."  —  zu 
dienen.  Doch  müssen  die  Immobiliarobjekte  der  „A.V.  St."  behufs  stär- 
kerer Erfassung  für  die  Kommunalbesteuerung  (§  176)  in  gegliederter 
Katastrierung  besonders  ausgewiesen  werden. 

Von  den  Ertragssteuern,  wie  solche  neben  oder  statt  der,,A.E.  St."  oder 
„A.  V.  St."  beibehalten  werden,  eignen  sich  ganz  besonders  die  Ptcal- 
steuern  oder  die  Realsteuerpartialen  der  „A.  E.  St."  für  das  Kommunal- 
abgabewesen, insbesondere  für  das  Abgabewesen  der  Ortsgemeinden. 

§.  69.  Bealsteuer  und  Kommunalsteuer.  —  Der  Grund  besonderer 
Eignung  der  Eealsteuern  für  die  kommunalen  Steuergewalten  liegt 
darin,  dafs  ein  mehr  oder  weniger  grolser  Teil  der  kommunalen  Aus- 
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gaben  dem  Grundbesitz  und  den  Gewerben  zu  gute  kommt.  Die  relativ 
stärkere  Heranziehung  der  Realsteuerquellen  zur  Besteuerung  für  Kom- 
muualaufweudungen  trägt  freilich  nicht  den  Charakter  der  Steuern,  son- 
dern der  Inte ressentenbeif rage,  auch  dann,  wenn  die  Immobiliar- 
mehrbelastung  in  die  Form  der  Besteuerung  eingekleidet  ist  und  mit 
den  Ertrags-,  eventuell  Vermögenssteuern  im  Gemenge  („A.St.  L."  §  189) 
liegt.  Man  mufs  jedoch  beide  Extreme,  die  Überanspannung 
der  Steuerlast  des  Grund-  und  Gewerbebesitzes  und  die 
austreibend  wirkende  Überbürdung  der  Kapitalrenten- 
und  Berufseiukommensbesteuerung  durch  hohe  Kommunal- 
zuschläge zur  „A.  E.  St."  vermeiden. 

Letzteres  ist  vorzüglich  durch  Miquel  im  preufsischen  Abgeordnetenhause  am 
29.  April  1893  bei  Beratung  des  K.  A.  G.  so  begründet  worden:  ..Zweifellos  hat 
auch  die  Kommune  Abgaben  staatlicher  (gemeinnütziger?)  Natur,  wozu  man  minde- 
stens die  Schul-  und  die  Polizeilasten  rechnen  kann.  Deswegen  würde  es  un- 
gerecht sein,  wie  das  vorgeschlagen  wurde,  die  ganze  Kommunalbesteuerung  auf  die 
Realobjekte  zu  werfen.  Nein:  es  sind  eine  Menge  Ausgaben  da,  die  keineswegs 
berechtigen,  allein  den  Grundbesitz  dafür  heranzuziehen.  Aber  auf  der  anderen 
iSeite  giebt  es  auch  eine  grofse  Anzahl  kommunaler  Ausgaben,  die  aus  der  wirt- 
schaftlichen Natur  der  Gemeinden  entspi'ingen,  die  Bodenmeliorationen  enthalten, 
die  den  Gewerbetreibenden  und  besitzenden  Klassen  zugute  kommen,  die  von  diesen 
verursacht  werden."  —  Anderseits:  „Die  Staatsregierung,  welche  ebensowohl  die 
Interessen  des  Staates  als  der  Kommune  zu  vertreten  hat,  erblickt  in  der  Be- 
seitigung der  einseitigen  Heranziehung  der  Personalsteuern  in  der  Kommune 
nicht  allein  ein  hohes  Staatsinteresse,  sondern  zugleich  ein  hohes  Gemeindeinteresse. 
Eine  ausschlieCsliche  oder  übermäfsige  Heranziehung  der  Personalsteuern  heilst  für 
die  Gemeinden,  ihren  dauernden  Ausgabeetat  auf  unsichere  und  schwankende  Ein- 
nahmen gründen,  heifst  sie  abhängig  machen  in  ihren  Finanzen  von  reinen  Zufällig- 
keiten, heifst  die  kleinen  und  mittleren  Gemeinden  und  Städte  gefährden,  weil  da- 
durch die  Neigung  der  Auswanderung  der  Kapital  besitzenden  Klasse  hervorgerufen 
wird;  wo  durch  die  Konzentration  des  Kapitals  naturgemäfs  die  Zuschläge  nicht  so 
sehr  schwanken  und  nicht  so  hoch  sind.  Es  haben  jedenfalls  zu  einem  erheblichen  Teil 
zu  diesem  Anwachs  die  Intelligenz  und  Besitz  in  unseren  grofsen  Städten  die  Ur- 
sache abgegeben.  Einen  solchen  Zustand  kann  man  vielleicht  bis  zu  einer  gewissen 
Grenze  ertragen,  solange  die  Gemeindesteuern  niedrig  sind,  er  wird  unerträglich  bei 
diesem  immensen  Steigen  der  Gemeindesteuern;  einen  solchen  Zustand  kann  man 
vielleicht  ertragen,  solange  die  Einkommensteuer  nicht  reell  und  gleichmäfsig  ver- 
anlagt war.  Das  ist  jetzt  alles  weggefallen.  In  Zukunft  würde  dieser  Zustand,  wie 
er  bisher  bestanden  hat,  noch  viel  unerträglicher  sein." 

4j  70.  Die  Ahyyenzmig  der  staatlichen  und  der  hommunalen  Steuer- 
zuständi[/leit.  —  Wo  und  solange  die  Ertragssteueru  ihre  Stellung  als 
direkte  Hauptsteuern  behaupten  werden,  können  die  Generalsteuern  nur 
als  staatliche  und  kommunale  Ergänzungssteuern  Begründung  finden. 
Von  da  an,  wo  dies  nicht  mehr  der  Fall,  müssen  die  Gencralsteuern  die 
Hauptsteuern  der  Centralsteuergewalten  werden,  auf  welche  von  den 
Gemeinden  nur  Zuschläge  in  einem  die  Beweglichkeit  staatlicher 
Generalbesteuerung  nicht  gefährdenden  Mafse  gelegt  werden 
dürfen. 
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Diese  Verteilung  der  Zuständigkeit  zur  direkten  Besteuerung  braucht 
aber  nicht  als  letztes  Wort  der  direkten  Steuergesetzgebung  angesehen 
zu  werden;  denn  die  Ansicht  ist  wohl  die  richtigere,  dafs  dieselben 
Gründe,  welche  vom  Standpunkte  geläuterter  Steuerprinzipien  die  Er- 
tragssteuern für  den  Staat  in  Abgang  dekretieren,  dieselben  als  Kom- 
munalsteuern ebenfalls  verwerflich  erscheinen  lassen.  Da,  wo  wertvolle 
Katasterarbeiten  überliefert  sind,  kann  es  sich  sehr  wohl  empfehlen,  die 
Gesamtheit  der  Ertragssteuern  in  eine  mehrgliedrige,  auf  wiederholte 
Wertkatastereinschätzung  gegründete  Nominalvermögenssteuer  (Büchen- 
BERGER§  176)  umzuwandeln,  Avelche  den  Gemeinden  als  Prinzipalsteuer, 
dem  Staate  aber  neben  der  Einkommensteuer  als  Mittel  der  Erfassung 
der  höheren  Steuerkraft  des  sog.  „fundierten"  bezw.  „freien"  Einkommens 
zur  Verfügung  stände.  Es  wird  sich  sogar  zeigen,  daXs  die  Vermögens- 
steuer als  Mittel  zur  Belastung  des  fundierten  Einkommens  unvollständig 
wirkt,  und  dafs  die  Mehrbelastung  des  letzteren  auch  innerhalb  der  Ein- 
kommensteuer sich  vollziehen,  also  die  Vermögenssteuer  samt  den  Er- 
tragssteuern überflüssig  macheu  läfst,  ohne  dafs  die  vorzugsweise  Heran- 
zieliung  der  Grund-  und  Gebäudebesitzer  zur  Lokalbesteuerung  aufge- 
geben zu  werden  braucht. 

Die  Durchftihrung  der  direkten  Staatsbesteuerung  fordert  jedenfalls 
eine  kräftige  Beteiligung  der  Gemeinden  an  der  Zuständigkeit 
zur  direkten  Besteuerung,  sei  es  in  Form  von  Zuschlägen  zur 
staatlichen  ,,A.E.  St.",  sei  es  durch  Ausbildung  der  ,,A.  V.  St."  als  kommu- 
naler Hauptsteuer,  sei  es  durch  Überlassung  der  etwa  überhaupt  noch 
aufrechtzuerhaltenden  Ertragssteueru  an  die  Gemeinden.  Der  Grund 
hierfür  ist  dadurch  gegeben,  dafs  nur  durch  starke  Mitinter- 
essier u  n  g  der  G  e  m  e  i  n  d  e  s  t  e  u  e  r  g  e  w  a  1 1  e  n  die  lokalen 
Steuersubjekte  und  Steuerobjekte  auch  für  die  direkten 
Staatssteuern  erfolgreich  veranlagt  werden  können. 

Auch  für  die  weiteren  Kommuualkörper  wird  analog-  das  in  §  64 
Bemerkte  seine  Giltigkeit  haben.  Die  weitesten  Kommunalkörperschaften 
werden  jedoch,  wenn  sie  verhältnismäfsig  grofse  Aufwendungen  für 
solche  Zwecke  zu  machen  haben,  welche  nicht  einseitig  im  Interesse 
des  realsteuerpflichtigen  Besitzes  verfolgt  werden,  relativ  zu  stär- 
kerem Gebrauche  der  „A.  E.  St."  berechtigt  werden  dürfen,  und  der  Auf- 
sichtsbehörde wird  der  erforderliche  Spielraum  hierfür  überlassen  werden 
müssen  (vergl.  hierzu  „A.  St.  L."  §§  171  —  179). 

§  71.  Die  Ahgrenzung  der  Staats-  und  der  Kommunalhesteuerung 
in  Preufsen.  —  Diese  Encyklopädie  wird  der  Kommunalhesteuerung 
einen  besonderen  Band  widmen.  Dennoch  werden  wir  die  Grund- 
stellung der  direkten  Kommunalsteuern  im  Gesamtsteuersystem  schärfer 
anzudeuten  haben.  Hierbei  stellen  wir  Preufsen  voran.  Letzteres 
hat    den   Gegenstand   durch    die  grofsen  Steuergesetze  von   1891  und 
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IS93  geregelt,  welche  wohl  über  Preufsen  hinaus  vorbildlieh  wirken 
werden. 

Eines  der  Gesetze  vom  14.  Juli  IS93  hat  nun  sämtliche  bisherige 
Ertragsstenern  (eine  besondere  Kapitalrentensteuer  befand  sich  darunter 
nicht)  als  Staatssteuern  beseitigt,  um  sie  den  Gemeinden  zu  überweisen, 
und  dem  Staate  nur  die  .,Veraula2-ung  und  Verwaltung"  samt  deren 
Kosten  vorbehalten. 

Für  den  dem  preufsischeu  Landtage  ferner  stehenden  Steuer-Theore- 
tiker und  Kritiker  ist  es  nicht  leicht,  zu  beurteilen,  was  die  letzten  Beweg- 
gründe der  Abtretung  unter  Yeranlagungsvorbehalt  gewesen  sind.  Viel- 
leicht war  es  die  Vorsicht,  für  alle  Fälle  dem  Staate  den  Rückgriff  auf 
die  Realsteuern  ganz  sicherzustellen.  Weiter  wird  dazu  die  Nötigung  vor- 
gelegen haben,  die  Zustimmung  der  im  Landtage  mächtigen  Grund- 
besitzer dadurch  zu  erlangen,  dafs  man  die  alte  Grundsteuer  beibehielt, 
welche  eben  ti-otz  späterer  Steigerung  der  Reinerträge  den  Katastral- 
ertrag  von  1S61  als  Basis  der  Gemeindebesteuerung  stabilisieren,  also 
auf  Kosten  anderer  Gemeindecensiten  den  Grundbesitz  begünstigen  wird. 
So  wird  auch  die  Bestimmung  zu  deuten  sein,  dafs  die  Realsteuern  als 
Gemeindesteuern  selbständig  reguliert  werden  können,  aber  nicht 
müssen  (vergl.  Jastrow  in  Brauns  Archiv,  Bd.  VII). 

Das  Abtrotung'Sg'esefz.  §  1  bestimmt:  „Behufs  Erleichterung  und  anderweitiger 
Regelung  der  öffentlichen  Lasten  der  Gemeinden  (Gutsbezirke)  werden  die  folgenden 
direkten  Staatsstouern  gegenüber  der  Staatskasse  aufser  Hebung  gesetzt:  1.  die  nach 
den  Gesetzen  vom  21.  Mai  iSfil.  sowie  nach  den  hierzu  ergangenen  ergänzenden  und 
abändernden  Gesetzen  veranlagte  Grund-  und  Gebäudesteuer,  2.  die  nach  dem  Ge- 
setze vom  24.  Juni  1S91  veranlagte  Gewerbe-  und  Betriebssteuer.  —  §  3.  Die  Ver- 
anlagung und  Verwaltung  der  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  wird,  so- 
weit nicht  in  dem  gegenwärtigen  Gesetz  Abweichendes  bestimmt  iit,  unter  Aufrecht- 
erhaltung der  dieserhalb  bestehenden  gesetzlichen  Einrichtungen  vom  Staate  für  die 
Zwecke  der  kommunalen  Besteuerung  ausgeführt.  Die  landständische  Mitwirkung 
bei  der  Verwaltung  der  Grundsteuer  innerhalb  des  kommunalständischen  Verbandes 
der  Oberlausitz  (Gesetz,  betr.  die  definitive  Unterverteilung  und  Erhebung  der  Grund- 
steuer u.  s)  w.,  vom  S.  Februar  IS6T,  §  49)  wird  hierdurch  nicht  berührt.  —  §  4.  Die 
Veranlagung  (§  3)  ist  auf  diejenigen  Liegenschaften,  Gebäude  und  Gewerbebetriebe 
auszudehnen,  welche  von  der  entsprechenden  Staatssteuer  freigeblieben,  aber  gemäfs 
den  Bestimmungen  des  Kommunalabgabengesetzes  der  Kommunalstcuerpflicht  unter- 
worfen sind.  Für  die  Veranlagung  gelten,  soweit  nicht  in  dem  gegenwärtigen  Ge- 
setz und  in  dem  Kommunalabgabengesetz  Abweichendes  bestimmt  ist,  die  allgemeinen 
gesetzlichen  Vorschriften,  welche  bei  der  Heranziehung  zu  den  entsprechenden  Staats- 
steuern anzuwenden  gewesen  sein  würden.  —  §  lo.  Die  Bestimmungen  §  Sl  des  Gc- 
werbesteuergesetzes  vom  24.  Juni  1S91  werden  aufgehoben.  —  §  11.  Die  Hebung 
und  Beitreibung  der  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  liegt  derjenigen  Ge- 
meinde ob,  welche  nach  den  Bestimmungen  des  Kommunalabgabengesetzes  zum  Be 
zuge  des  entsprechenden  Steueraufkommens  berechtigt  ist." 

Während  die  Ertragssteuern  ganz  den  Gemeinden  überwiesen  sind,  ist  in 
Preufsen  die  neue  Vermögenssteuer  als  Ersatzsteuer  (für  die  Überlassung  der  Ertrags- 
steuern an  die  Gemeinden)  und   als  Ergänzungssteuer  (ergänzende  Besteuerung  des 
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Besitzes  oder  fundiertca  Einkommens)  ffanz  dem  Staate  zugewiesen  (Kom.  Abg.  G. 
V.   14.  Juli  IS93I. 

2.  Die  Stellniig-  der  Elnkomniens-  und  der  Vermögenssteuer  nnc'i  dem 
preufsischen    Komnuinalabgabeiigesetz    iK.    A.   G.)    vom    14.    Juli    1893.   — 

Aufser  einer  näher  bestimmten  und  eng  begrenzten  indirekten  Besteuerung  (K.  A.  6., 
§§13—19)  und  neben  den  Gebühren  und  Interessentenbeiträgen  (§§4-12),  sowie 
neben  der  ,,Steuer"-MehrbelastHng  von  Interessenten  (§  22,  s.  d.)  dürfen  von  den  Ge- 
meinden direkte  Steuern  ..von  Grundbesitz  (inkl.  Gebäude)  und  Gewerbebetrieb  i Real- 
steuer), sowie  vom  Einkommen  der  Steuerpflichtigen  (Einkommensteuer)  erhoben 
werden"  (§  23).  Die  Kapitalrentenbesteuorung  bleibt  als  Ertragssteuer  für  Ge- 
meinde wie  Staat  ausgeschlossen.  „Miets-  uni  Wohnungssteuern  dürfen  nicht  neu 
eingeführt  werden";  wo  solche  bestehen,  sind  sie  mit  Zustimmung  des  Staates  neu 
zu  regeln. 

I§  23).  I>irekte  Gemeindesteuern  können  vom  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb 
(Realsteuern),  sowie  vom  Einkommen  der  Steuerpflichtigen  (Einkommensteuer)  erhoben 
werden.  Die  Einkomm  ensteuer  kann  zum  Teil  durch  Aufwandssteuern  ersetzt 
werden.  Aufwandssteuern  dürfen  grundsätzlich  die  geringeren  Einkommen  nicht  ver- 
hältnismäf^ig  höher,  als  die  gröfseren  bt-lasten. 

(§  30.)  Gemeindesteuern  vom  Einkommen  dürfen  nur  auf  Grund  der  Veran- 
lagung zur  Staatseinkommensteuer  und  in  der  Regel  nur  in  der  Form  von 
Zuschlägen  erhoben  werden.  Diese  Zuschläge  müssen  gleichmäfsig  sein.  Zu- 
schläge zur  Ergänzungssteuer  sind  unzulässig.  Ist  das  gomeindesteuer- 
pflichtige  Einkommen  zur  Staatseinkommensteuer  nicht  veranlagt,  so  ist  der  dem 
Zuschlage  zu  Grunde  zu  legende  Steuersatz  nach  den  für  die  Veranlagung  der  Staats- 
einkommensteuer geltenden  Vorschriften  zu  ermitteln. 

(§  37)  Besondere  Geraeindeeinkommensteuern  sind  nur  aus  besonderen  Grün- 
den gestattet  und  bedürfen  der  Genehmigung. 

3.  Verteilung  des  Steuerbedarfes  auf  die  Terschiedenen  Steuerarten.  §  54. 
Die  vom  Staate  veranlagten  Realsteuern  sind  in  der  Regel  mindestens  zu  dem  gleichen 
und  höchstens  (!)  zu  einem  um  die  Hälfte  höheren  Prozentsatze  zur  Kommunal- 
steuer heranzuziehen,  als  Zuschläge  zur  Staatseinkommensteuer  erhoben  werden.  — 
Solange  die  Realsteuern  liKj  Proz.  nicht  übersteigen,  ist  die  Freilassung  der  Ein- 
kommensteuer oder  eine  Heranziehung  derselben  mit  einem  geringeren  als  dem  im 
ersten  Absätze  bezeichneten  Prozentsatze  zulässig.  —  Werden  mehr  als  1.d(j  Proz. 
der  staatlich  veranlagten  Realsteuern  erhoben,  und  ist  die  Staatseinkommensteuer  mit 
1.50  Proz.  belastet,  so  können  von  dem  Mehrbetrage  für  jedes  Prozent  der  staatlich 
veranlagten  Realsteuern  '1  Proz.  der  Staatseinkommensteuer  erhoben  werden.  —  Mehr 
als  200  Proz.  der  Realsteuern  dürfen  in  der  Regel  nicht  erhoben  werden.  —  §  55. 
Zuschläge  über  den  vollen  Satz  der  Staatseinkommensteuer  hinaus ,  sowie  Abwei- 
chungen von  den  in  v;  54  enthaltenen  Vorschriften  bedürfen  der  Genehmigung;  die 
Abweichungen  sind  nur  aus  besonderen  Gründen  zu  gestatten.  —  In  beiden  Fällen 
ist  davon  auszugehen,  dafs  Aufwendungen  der  Gemeinde,  welche  in  überwiegendem 
Mafse  dem  Grundbesitze  und  dem  Gewerbebetriebe  zum  Vorteile  gereichen,  insoweit 
in  der  Regel  durch  Realsteuern  gedeckt  werden  soUen.  Zu  solchen  Aufwendungen 
gehören  namentlich  die  Ausgaben  für  den  Bau  und  die  Unterhaltung  von  StraCsen 
und  Wegen,  für  Ent-  und  Bewässerungsanlagen,  sowie  für  die  Verzinsung  und  Tilgung 
der  zu  derartigen  Zwecken  aufgenommenen  Schulden.  —  §  56.  Zur  Deckung  des 
durch  Realsteuern  aufzubringenden  Steuerbedarfes  sind  die  veranlagten  Grund-,  Ge- 
bäude- und  Gewerbesteuern  in  der  Regel  mit  dem  gleichen  Prozentsatze  heran- 
zuziehen. —  Genicfsen  jedoch  die  Grund-  (Haus-)  Besitzer  oder  Gewerbetreibenden 
von  Veranstaltungen  der  Gemeinde  besondere  Vorteile  oder  verursachen  sie  der  Ge- 
meinde besondere  Kosten,  so  ist  der  durch  die  Realsteuern  aufzubringende  Steuer- 
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bedarf  auf  die  Steuern  vom  Grund-  (Haus-)  Besitz  und  Gewerbebetrieb,  in  Prozenten 
der  veranlagten  Realsteuern  berechnet,  anderweitig  entsprechend  unterzu- 
verteilen,  jedoch  mit  der  Mafsgabe,  dafs  Grund-  und  Gebäudesteuer  höchstens 
doppelt  so  stark  herangezogen  werden,  wie  die  Gewerbesteuer,  und  umgekehrt.  — 
Ausnahmen  können  aus  besonderen  Gründen  von  den  Ministern  des  Innern  und  der 
Finanzen  zugelassen  werden.  —  §  57.  Mietsteuern  von  gewerblich  benutzten  Räumen 
sind  auf  die  Gewerbesteuer  zu  verrechnen. 

{j  72.  Die  Wahrung  der  staatlichen  gegenüber  der  gemeindlichen 
Steuerzuständigl-eit  —  kann  nur  von  der  centralen  Steiiergewalt  aus 
erfolgen.  Die  Mittel  liierzu  sind:  1.  die  Vorschrift,  Zuschläge  zur 
„A.  E.  St.'.'  nur  nach  dem  staatlichen  Kataster  zu  erheben,  2.  die  Fülirung 
der  Ertrag'sstcuei'kataster  aucli  nach  Abtretung  der  Ertragssteueru  an  die 
Gemeinden  dem  Staate  vorzubehalten,  3.  die  Vorschrift  der  Regelung 
der  kommunalen  Steuerzuständigkeit  durch  lokale  Steuerordnungen, 
deren  Genehmigung  den  Staatsmiuisterien  der  Finanzen  und  des  Innern 
vorbelialten  ist.  Preufsen  ist,  indem  es  die  nachfolgend  erwähnten 
Grundsätze  zur  Geltung  brachte,  der  oberflächlichen  Phrase:  die  indirekten 
Steuern  dem  Reiche,  die  direkten  Personalsteuern  den  Ländern,  die 
direkten  Realsteuern  den  Gemeinden,  nicht  gefolgt. 

Die  ministerielle  Denkschrift  zu  den  prcufsischen  Steuergesetzen  vom  14.  Juli 
1893  hat  folgende  leitende  Grundsätze  vertreten,  welche  in  den  zu  §71  an- 
gemerkten I>estimmungen  des  Kommunalabgabengesetzes  Verwirklichung  gefun- 
den haben. 

l.  Der  im  Wege  der  direkten  Besteuerung  aufzubringende  Gemeindebedarf 
ist  thun  lieh  st  zu  beschränken.  —  2.  Die  direkte  Gemeindebesteuerung 
ist  mehr  als  bisher  auf  Realstcuern  zu  begründen,  dagegen  sind  die 
Zuschläge  zur  Einkommensteuer  wesentlich  zuermäfsigen.  —  '6.  Hier- 
mit ist  zugleich  der  leitende  Gesichtspunkt  für  die  Verteilung  des  Steuerbedarfes 
auf  die  verschiedenen  Steuerarten  gegeben:  regelmäfsig  sind  durch  Realsteuern  (und 
realsteuerartig  regulierte  Interessenteubeiträge)  diejenigen  Aufwendungen  der  Ge- 
meinden zu  decken,  welche  in  überwiegendem  Mafse  dem  Grundbesitz  und  dem  Ge- 
werbebetriebe zum  Vorteil  gereichen.  —  4.  Den  Gemeinden  ist  zum  Zwecke  der  Real- 
besteuerung die  Einführung  besonderer  Steuern  vom  Grundbesitz  sowie  von  den  im 
Gemeindebezirke  betriebenen  stehenden  Gewerben  zu  gestatten.  Die  Befugnis  der 
Gemeinden  zur  Einführung  besonderer  Steuern  soll  sich  namentlich  auch  auf 
den  für  eine  Besteuerung  durch  die  Gemeinde  besonders  (?)  geeigneten  Betrieb  der 
Schankwirtschaft,  der  Gastwirtschaft  sowie  des  Kleinhandels  mit  Branntwein  und 
Spiritus  (Betriebssteuer)  erstrecken.  —  5.  Die  Gemeindeeinkommen  Steuer 
kann  ganz  oder  teilweise  durch  Aufwandsteuern  (Mietsteuer,  Wohnungssteuer) 
ersetzt,  im  übrigen  aber  nur  in  Form  von  Zuschlägen  zur  Staatscinkommensteuer 
erhoben  werden.  Nicht  auszuschliefsen  ist  hierdurch  unter  Vorbehalt  der  Geneh- 
migung der  Aufsichtsbehörden  eine  verschiedene  Bemessung  der  Zuschläge  für  die 
einzelnen  Stufen  des  Stcuertarifs,  welche  sich  namentlich  auch  in  kleineren 
Gemeinden  als  notwendig  ergeben  kann.  Darüber  hinaus  besondere  Personal- 
Steuern  zuzulassen,  würde  aber  mit  den  Interessen  der  staatlichen  Einkommenssteuer- 
verwaltung nicht  vereinbar  sein.  —  6.  Der  innere  Zusammenhang  mit  dem  Geraeiiide- 
»teucrwesen  bedingt  eine  gleichzeitige  Abänderung  einiger  Vorschriften  über  die 
Verteilung  der  Kreis-  und  Provinzialabgaben  in  der  Kichtung  der  für  die  Gemeinde- 
steuern aufgestellton  Gesichtspunkte. 


1.  Kapitel.    Die  direkte  Steuerzuständigkeit.  97 

§  73.  Die  Abgrenzung  in  den  nichtdeutschen  Ländern.  —  Wir 
berühren  nocli  England,  Frankreich  und  die  Schweiz.  Oesterreicb,  Italien, 
Spanien,  Belgien  haben  ähnlich  wie  bisher  Deutschland  das  französische 
System  der  Kommunalzuschläge  zu  den  direkten  Staatssteuern.  In  den 
Vereinigten  Staaten  erheben  die  engeren  Gemeinwesen  vom  state  ab- 
wärts ihre  gesonderten  Vermögenssteuern  und  2)oll  taxes  (Personalsteuern). 

1 .  Britische  direkte  Kommunalsteuern  (vgl.  A.Wagner,  F.  W.  III  §  1 56  ff.,  Gneist. 
AscHROTT,  Reitzenstetn  in  Schönberg  III,  Goeschen,  Dowell,  Vocke,  Kries).  —  Altes 
Hauptgesetz  für  die  Armen  Steuer  (poor  rate),  der  geschichtliche  Ausgangspunkt 
der  gesamten  (direkten)  Lokalbesteuerung,  aus  deren  Erträgen  auch  andere  Ausgaben 
mit  bestritten  werden,  oder  nach  deren  Grundsätzen  —  wenigstens  im  wesentlichen 
—  die  übrigen  Lokalsteuern  veranlagt  werden,  ist  das  berühmte  Gesetz  der  Elisabeth, 
43  Eliz.  eh.  2,  bes.  sect.  1  (1601).  Auf  der  durch  dies  Gesetz  gegebenen  Grundlage 
beruht  die  Lokalbesteuerung  in  der  Hauptsache  noch  gegenwärtig.  Die  neuesten 
Kommunalsteuerreformen  dürften  an  Stelle  der  vielen  Zweckspecialsteuern  einheit- 
liche direkte  Kommunalbesteuerung  im  festländischen  Sinne  bringen. 

Charakteristik  nach  A.  Wagner.  „Ein  besonders  wichtiger  und  folgen- 
reicher Grundsatz,  der  vornehmlich  den  Unterschied  zwischen  der  britischen  und 
der  kontinentalen  Besteuerung  'bildet,  ist  (sagt  A.  Wagner  a.  a.  0.)  der  im  wesent- 
lichen ausschliefslich  c  Vorbehalt  bestimmter  Steuergattungen  und 
der  dazu  gehörigen  Einzelsteuern  einerseits  für  die  Staats-,  anderseits  für 
die  Lokalbesteuerung.  Jener  sind  die  Zölle  (jetzt  Einfuhrzölle)  und  Accisen  nebst 
den  Licenzsteuern,  die  persönlichen  Steuern  (jetzt  die  Einkommenssteuer),  etwaige 
specielle  Vermögens-  und  Grundsteuern  (jetzt  die  alte  Landtaxe  und  die  Häuser- 
steuer), auch  die  Verkehrssteuern  in  Stempelform  und  die  Erbschaftssteuern  vorbe- 
halten. Daher  fehlen  sowohl  Kommunalsteuern  in  Form  von  Zuschlägen  zu  diesen 
Staatssteuern  als  auch  in  Form  selbständiger  Lokalsteuern  derselben  Steuerart  wie 
die  Staatssteuern.  Die  eigentliche  Lokalbesteuerung  besteht  dagegen  ebenso  aus- 
schliefslich und  ohne  irgend  eine  Wahl  der  Lokalverwaltungen  in  einer  eigentüm- 
lichen Gattung  direkter  Steuern,  welche  die  Natur  der  Ertragssteuer  von  Eigen- 
tum und  Nutzungen  und  der  Verbrauchssteuer  (Aufwandsteuer)  von  Genüssen  vereinigt 
und  je  nach  den  Steuerobjekten  (ländliche  Grundstücke  u.  dergl.  —  Häuser,  be- 
sonders Wohnhäuser),  sowie  je  nach  den  eintretenden  bezw.  eingetretenen  Über- 
wälzungsverhältnissen  mehr  oder  weniger  oder  selbst  ausschliefslich  die  Wirkung  der 
einen  oder  anderen  dieser  beiden  Steuern  hat.  Das  Prinzip  dieser  Lokalbesteuerung 
ist  von  der  Armensteuer  (poor  rate)  auf  die  wichtigsten  übrigen  Lokalsteuern  über- 
gegangen, es  besteht  in  der  gleichmäfsigen  Besteuerung  des  sichtbaren,  Ertrag 
gebenden  (Real-)  Besitzes  im  Kirchspiel  beim  nutzenden  Inhaber  (occ upier). 
Die  Höhe  dieser  Besteuerung  richtet  sich  nach  dem  durch  jede  Steuer  zu  deckenden 
Jahresbedarf,  daher  nimmt  die  Lokalsteuer  den  Charakter  der  Repartitions  Steuer, 
der  durch  eine  jede  zu  deckende  Bedarf  den  eines  Steuerkontingents  an,  und  der 
Steuerfufs  wechselt  nach  der  Höhe  der  eingeschätzten  steuerpflichtigen  Erträge  der 
Steuerobjekte  und  nach  der  Höhe  des  zu  repartierenden  Steuerkontingents.  Diese 
Lokalsteuern  haben  wie  alle  Steuern  insofern  die  Natur  eines  subsidiären  Deckungs- 
mittels, als  sie  erst  eintreten,  wenn  für  bestimmte  Zwecke,  für  welche  gesetzlich 
solche  Steuern  erhoben  werden  dürfen  oder  müssen,  Staatszuschüsse  und  auch 
eigene  Anleihen  der  betreffenden  Selbstverwaltungsverbände  ausgeschlossen  sind, 
ferner  etwaige  sonstige  ordentliche  Einnahmen  derselben  nicht  zur  Verfügung  stehen." 
Die  übrigen  Einnahmen  sind  grossenteils  Gebühren  bezw.  gebührenartige  Gefälle, 
freilich  mit  steuerartigen  Elementen,  welche  steuerartige  Wirkungen  haben  können. 
ScHÄFFLE,  Steuern,  Besonderer  Teil.  7 
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darunter.  Ihr  specieller  Name  ist  ,,toUs,  dues  or  duties",  auch  ,/ees'\  Eine 
andere  Gruppe  hat  überwiegend  den  Charakter  privatwirtschaftlioher  Erwerbsein- 
künfte, aber  wiederum  steckt  in  einzelnen  Teilen  davon  manches  Gebührenartige. 
Die  eit'entlichen  direkten  Lokalsteuern  (rates)  betragen  in  England  und  Wales  jetzt 
etwa  die  Hälfte,  in  Schottland  und  Irland,  daher  auch  im  ganzen  Staate  etwas  über 
die  Hälfte  der  sämtlichen  Zuflüsse  an  Einnahmen  oder  Eingängen  (einschliefslich 
derjenigen  an  Staatszuschüssen  und  Anleihen).  Die  erstgenannten  gebührenartigeu 
Abgaben  machen  in  England  und  Wales  über  ein  Fünftel,  in  Schottland  etwa  ein 
Drittel,  in  Irland  ein  Siebentel  bis  Sechstel,  im  ganzen  Staate  ungefähr  ein  Fünftel 
der  direkten  Lokalsteuern  aus.  Daneben  sind  die  ebenfalls  gebührenartigen,  über- 
wiegend jedoch  vermutlich  privatwirtschaftlichen  Einnahmen  aus  Gas-  und  Wasser- 
werken die. Renten,  Zinsen,  vermischten  Einnahmen  nicht  unerheblich.  Aber  der 
Schwerpunkt,  zumal  der  ordentlichen  Einnahmen,  liegt  doc  h  bis  jetzt 
(vergl.  unten)  in  den  direkten  Lokalsteuern. 

Einsteaerung'  der  engllscheu  direkten  Kommuualsteuerii.  Die  Ermittelung 
■des  steuerbaren  Reinertrages  erfolgt  kirchspielweise  durch  die  betreffenden  Be- 
amten, namentlich  die  Armenaufseher.  Ohne  umfassende  Grundkataster  und 
ohne  häufige  Vornahme  der  übrigens  sicher  gestellten  Revision  der  Steuerkapital- 
beträ^e.  Die  Folge  hiervon  ist  ähnlich ,  wie  bei  den  festländischen  Ertragssteuern 
mit  stabilem  Kataster;  doch  ist  diese  Folge  wesentlich  gemildert  durch  die  Erleichte- 
rungen, welche  die  Daten  der  verbreiteten  Zeitpacht  den  Einsteuerungsbehörden 
darbieten. 

Der  Steuerfu  fs  ist  wie  bei  den  Staatssteuern  proportional,  nirgends  progressiv. 

Zur  richtigen  Würdigung  der  direkten  Lokalbesteuerung  Grofsbritanniens 
ist  wohl  zu  beachten,  dafs  in  England  den  örtlichen  Zweckkörperschaften  viele 
öffentliche  Auf-  und  daher  auch  Ausgaben  zugewiesen  sind,  welche  auf  dem  Fest- 
land den  Staat  belasten.  Diese  Decentralisation  erklärt  es  teilweise,  weshalb  im  direkten 
Staatssteuersystem  Grofsbritanniens  die  Ertragsbesteuerung  zu  sehr  geringer  Ent- 
wickelung  gelangt  ist.  „Es  ist  besonders  der  Lokalaufwand  tür  Armen-,  Schul-, 
Sanität8wesen,Sicherheitspolizei,Verkehrswesen(Strafsen,  Brücken, 
Häfen,  Wasserbau  u.  s.  w.),  welcher  neben  dem  allgemeinen  Verwaltungsaufwand 
in  den  Ausgabeetats  der  Lokalverwaltungen  steht.'' 

Das  Ergebnis  A.  Wagxers  lautet:  die  britische  Lokalbesteuerung  ist  wegen 
ihres  einseitigen  Hauptgrundsatzes  prinzipiell  steuerpolitisch  überhaupt,  vollends  aber 
als  einzige  Form  der  Lokalbesteuernng  überwiegend  bedenklich,  an  sich  und  auch 
unter  den  specifischen  britischen  Verhältnissen.  DaCs  die  britische  Lokalbesteuerung 
Konsumsteuern  ausschliefst,  läfst  sie  nicht  besser,  sondern  nur  einseitiger  erscheinen ; 
gerade  die  Ausschliefslichkeit  direkter  Besteuerung  läfst  dieselbe  als  mangelhaft  er- 
scheinen. Als  vorbildlich  für  das  Festland  kann  sie  in  keiner  Weise  angesehen  wer- 
den, ehe  nicht,  wie  in  der  Kommunalverfassung  und  in  der  Kommunalverwaltung 
demnächst  in  England  festländische  Vorbilder  auf  die  notwendige  Reform  der  Lokal- 
besteuerung einwirken.     (A.  Wagxer  {j  164). 

Die  allerneueste  Entwickelung  bat  aucli  iu  England  den 
Gemeinden  bedeutende  Überweisungen  ans  dem  Ertrag  der  indirekten 
Staatssteuevn:  Erbschaftssteuern,  Oetriiukesteuern  gel)raebt.  Die  sog. 
„direkten"  Lnxussteuern  sind  ganz  auf  die  Selbstverwaltungskörper  über- 
tragen ^vordcn  (vergl.  3.  Buch). 

2.  t'ber  die  Steiierzustäiidigkeit  der  Gemeinden  in  der  Schweiz  (vergl. 
ScHAKZ  a.  a.  0.  L  S.  204  ff.):  Die  Schweiz  kennt  mit  geringer  Ausnahme  (Schwyz  und 
Graubünden)  nur  eine  Gattung  von  Selbstverwaltungskörpern,  die  Gemeinde,    diese 
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freilich  in  reicher  Mannigfaltigkeit.  Wie  anderwärts,  so  hat  auch  in  der  Schweiz  die 
Markgenossenschaft  die  Unterlage  gebildet,  die  meist  in  mehrere  Abteilungen  sich 
spaltete.  In  diese  schoben  sich  dann  die  Kirchen-,  Armen-,  Schul-  und  schliefslich 
polititischen  Gemeinden  in  teilweise  sich  deckender,  teilweise  sich  kreuzender  Ab- 
grenzung ein.  In  der  Mehrzahl  der  Kantone  sind  die  Gemeindesteuern  in  diesem 
Jahrhundert  früher  eine  reguläre  Erscheinung  geworden,  als  die  direkten  Staats- 
steuern. Am  Anfang  regelten  die  Gemeinden  ihre  finanziellen  Verhältnisse  autonom. 
,, Langsam,  sehr  langsam  ist  es  dem  Staate  in  der  Schweiz  gelungen,  die  Autonomie 
der  Gemeinden  zu  brechen  und  sie  hinsichtlich  der  Steuern  in  feste  Normen  einzu- 
engen. Das,  was  die  Helvetik  erreicht  hatte,  wurde  durch  eine  rückläufige  Bewegung 
durchbrochen.  Das  helvetische  Gesetz  vom  15.  Februar  1799  hatte  eine  ganz  gleiche 
Besteuerungsart  vorgeschrieben  (§  82).  In  der  Mehrzahl  der  Kantone  kehrte  jedoch 
die  steuerliche  Ungebundenheit  der  Gemeinden  wieder  zurück,  um  erst  später  bald 
mehr,  bald  weniger  beschränkt  zu  werden.  Die  Beschränkungen  gingen  nicht  aus 
von  allgemeinen  Centralisationsbestrebungen,  sondern  von  der  nüchternsten  Notwen- 
digkeit. Daher  besteht  in  dieser  Hinsicht  heute  noch  eine  grofse  Mannigfaltigkeit. 
Die  allgemeinen  direkten  Steuern  bilden  quantitativ  die  Grundlage  der  schweizerischen 
Gemeindesteuern;  aber  daneben  haben  doch  auch  noch  andere  Steuern  in  den  Ge- 
meinden Platz  gefunden,  namentlich  solche,  bei  denen  ein  polizeiliches  Interesse  zu- 
gleich sich  geltend  macht.  So  die  Hundesteuer;  Überlassung  und  Partizipation  an 
den  Wirtschaftspatenten;  Anteile  an  den  Markt-  und  Hausierpatenten  sind 
mehrfach  den  Gemeinden  gesetzlich  zugesprochen." 

Eine  schweizerische  Besonderheit  ist  es,  dafs  auch  Erbschafts-  und  Hand- 
änderungssteuern im  gemeindlichen  Steuerwesen  sich  finden.  Iramobiliarbesitzver- 
änderungsabgaben  hat  neuerdings  St.  Gallen  den  Gemeinden  einzufahren  gestattet; 
ebenso  haben  in  Graubünden  manche  sie  angenommen  (Schanz). 

2.  Kapitel.    Die  direkte  Besteuerung  und  die  sulbjektirc 
Steuerpfliclit. 

§  74.  Die  Regelung  im  allgemeinen.  —  Die  „Allgemeinheit"  der 
Steiiei-pflicbt  jeder  steuerfähigen  Person  für  die  direkte  nnd  jeder 
steuerbaren  Objektgattiing  für  die  indirekte  Besteuerung  ist  bereits 
nachgewiesen  und  wird  weiter  nachgewiesen  werden. 

Bezüglich  der  Steuerpflicht  der  Ausländer  (§  32)  ist  die  neueste  preufsische 
Gesetzgebung  klug  und  milde  gewesen.  ,,Das  glaube  ich,"  bemerkte  der  Finanz- 
minister  Miqüel  im  preufsischen  Abgeordnetenhause  (am  8.  Mai  1893),  „dafs  wir  prak- 
tisch ein  erhebliches  Interesse  haben  bei  dem  heutigen  Verkehrswesen,  bei  dem  Durch- 
einanderwohnen der  Menschen,  bei  der  Thatsache,  dafs  eine  grofse  Anzahl  wohl- 
habender Ausländer  sich  hier  aufhält,  die  sehr  wohl  in  der  Lage  sind,  einen  beliebigen 
andern  Wohnsitz  aufserhalb  Preufsens  zu  nehmen  —  dafs  ein  erhebliches  Gewicht 
darauf  zu  legen  ist,  nicht  mit  kleinen  Schwierigkeiten,  die  doch  keine  grofsen  Er- 
träge bringen,  derartige  Ausländer,  die  in  Amerika,  in  überseeischen  Ländern  Be- 
sitzungen haben,  Gewerbe  treiben  oder  Grundbesitzungen  haben  — ,  mit  dieser  Steuer 
(Vermögenssteuer)  zu  beschweren.  Insofern  diese  Ausländer  hier  Gewerbe  treiben, 
nehmen  sie  den  Charakter  der  Inländer  an,  sodafs  sie  sich  nicht  beklagen  können, 
dafs  sie  dann  wie  Inländer  behandelt  werden.  Dafs  man  aber  diejenigen  Ausländer, 
die  hier  gewissermal'sen  als  Rentiers  leben,  hier  ihr  Geld  verzehren  und  das  ebenso 
gut  anderswo  thun  könnten,  etwas  andei's  behandelt,  da  sie  auch  gewissermafsen  von 
den  hiesigen  Staatseinriebtun  gen  und  den  Einrichtungen  für  die  Volkswohlfahrt  nicht 
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denselben  Nutzen  haben  wie  diejenigen,  die  hier  ein  Gewerbe  betreiben,  das  kann, 
glaube  ich,  vertreten  werden." 

Die  Freiheit  von  direkten  Steuern  —  ist  jetzt  in  Deutschland  auf  wenige 
Personen  eingeschränkt.  Die  Steuerfreiheit  der  ehemals  reichsunmittelbaren  Personen 
in  Preufsen  ist  abgelöst  durch  das  Gesetz  vom  18.  Juli  1S92  im  13Vs fachen  Mafs- 
stabe  des  Einkommensteuerbetrages  von  1893/94.  Die  betreffenden  Abgelösten  s.  bei 
FcrsTiNG  (Kommentar  z.  pr.  „A.  E.  St."  S.  46).  Ebendaselbst  S.  13  das  Verzeich- 
nis der  auswärtigen  Staaten,  deren  Berufskonsuln  und  berufsmäfsigen  Konsular- 
beamten Steuerfreiheit  in  Deutschland  geniefsen. 

§  75.  Die  Regelung  der  Steuerpflicht  hei  den  General-  und  hei 
den  Speclalsteuern.  —  In  Beziehung  auf  die  Ertragssteuern  ist  ohne 
Unterschied  physischer  und  nichtphysischer  Persönlichkeit  derjenige  ver- 
pflichtet, zu  dessen  Verfügung  die  besteuerte  Ertragsquelle  steht.  Ihrem 
Wesen  nach  sehen  ja  die  Ertragssteuern  davon  ab,  ob  der  besteuerte 
Ertrag  für  diese  Person  auch  zu  Einkommen  wird.  Anders  verhält  es  sich 
bei  der  A.  E.  St.  Bei  dieser  Steuer  kann  es  nicht  zweifelhaft  sein,  dafs 
alle  physischen  Personen  steuerpflichtig  sind.  Soweit  Doppelbesteuerung 
wirklich  vermieden  wird,  werden  auch  nichtphysische  Personen  des 
öffentlichen  Rechtes  mit  ihrem  wirtschaftlich  selbständigen  Einkommen 
der  Steuerpflicht  gegen  dritte  Steuergewalten  unterliegen,  desgleichen 
und  mit  derselben  Einschränkung  nichtphysische  Personen  des  Privat- 
rechtes: Vereine,  Genossenschaften,  Erwerbsgesellschaften.  Eine  Doppel- 
besteuerung findet  nicht  notwendig  statt,  wenn  nichtphysische  Personen 
privatrechtlichen  Charakters  der  Einkommensbesteuerung  unterzogen 
werden,  obwohl  ein  als  Einkommen  behandelter  Reinertrag  noch  ein- 
mal vom  Dividendenempfänger  versteuert  werden  mufs  (vgl.  §§  93  f.). 

ij  76.  Die  dirclde  Steuerpflicht  der  nichtphysischen  Personen  — 
ist  Gegenstand  einer  besonderen  steuerwissenschaftlichen  Litteratur  ge- 
worden. Dafs  in  dieser  Richtung  Schwierigkeiten  aufgetaucht  sind,  ist 
teils  als  Folge  der  modernen  Beweglichkeit  des  Kapitals  und  der  Be- 
völkerung, teils  als  Folge  der  Herausbildung  von  Arten  privatrecht- 
licher Personen  nichtphysischer  Art  anzusehen,  über  deren  wirtschaft- 
lichen Charakter  bezüglich  der  Beiziehung  zur  Steuerpflicht  Zweifel 
entstehen  mufsten.  Diese  Zweifel  wurden  gerade  für  die  Steuergewalten 
selir  praktisch;  denn  es  handelte  sich  darum,  die  Einkommen  für  die 
Besteuerung  da  zu  erreichen,  wo  sie  entstehen,  und  so  Teile  derselben, 
welche  an  orts-,  kreis-,  provinzial-  und  staatsfremde  Personen  fallen 
oder  diesen  zu  gute  kommen,  festzuhalten. 

Die  Befolgung  der  nachfolgenden  Gesichtspunkte  wird  zur  Über- 
windung der  Schwierigkeiten  beitragen: 

1.  Derartige  Personen  des  öffentlichen  Rechtes  werden  nur  mit 
ihrem  selbständigen,  nicht  abgeleiteten,  aber  aus  dem  Bereiche  der 
Steuergewalt  bezogenen  Einkommen  bezw.  werbenden  Vermögen  von 
der  ilinen   gegenüberstehenden  Steuergewalt  ergrifi'en   werden   dürfen; 
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denn  ihr  selbständiges  Einkommen  findet  in  ihrem  öffentlichen  Haus- 
halt, nicht  in  demjenigen  ihrer  Angehörigen  Verwendung,  sie  selbst  sind 
das  alleinige  und  nur  einmal  fafsbare  Steuersubjekt.  Dies  gilt  auch 
für  die  Specialkorporationen  weltlichen  und  geistlichen  Charakters. 
Ob  es  sich  um  Ertrags-  oder  allgemeine  Vermögens-  oder  allgemeine 
Einkommensbesteuerung  handelt,  wird  dabei  keinen  Unterschied  machen. 

2.  Die  privatrechtlichen  Personen  nichtphysischer  Art,  welche  nicht 
Erwerbsgesellschaften  sind,  werden  wie  diejenigen  des  öffentlichen 
Kechtes  zu  den  Realertragssteuern  pflichtig  zu  machen  sein. 

Bezüglich  der  anderen  direkten  Besteuerung  ist  erst  die  Frage  zu  be- 
antworten, ob  sie  aus  ihrer  nichterwerbsgesellschaftlichen  Vereinigung 
selbständigen  Erwerb  ziehen.  Für  diesen  Erwerb  werden  sie  aucli  den 
anderen  direkten  Steuern  zu  unterwerfen  sein,  soweit  die  von  ihnen 
vermittelten  wirtschaftlichen  Vorteile  nicht  bei  den  Interessenten  selbst 
gefafst  werden  wollen  oder  da  nicht  gefafst  werden  können.  Dahin  ge- 
hören Stiftungen  verschiedener  Art,  Wirtschaftsgenossenschaften  ein- 
schliefslich  der  Konsumvereine,  die  Klubvermögen  und  öffentliche  Wirt- 
schaftsgemeinschaften. 

3.  Die  Steuerpflicht  der  Er werbsgesellsc haften  wird  an- 
nähernd nach  dem  Grundsatze  der  Z.  2  zu  entscheiden  sein.  Zwar  unter- 
scheiden sie  sich  von  jenen  anderen  nichtphysischen  Personen  des  Privat- 
rechtes, welche,  ohne  auf  Grelderwerb  gerichtet  zu  sein,  dennoch  zur 
Vermittelung  von  wirtschaftlichen  Vorteilen  dienen,  dadurch,  dafs  der 
ganze  erwerbsgesellschaftliche  Erfolg  in  bestimmten  Anteilen  an  die  Mit- 
glieder gelangt  und  daher  bei  diesen  durch  Einkommens-  und  Ver- 
mögensbesteuerung getroffen  werden  sollte.  Allein  gebieterische  Rück- 
sichten der  steuertechnischen  Zweckmäfsigkeit  begründen  dennoch  die 
Besteuerung  schon  der  Gesellschaften.  Anders  können  einmal  die  aus 
dem  Gemeinde-  bezw.  Staatssteuergebiete  hinausgehenden  Gewinn- 
anteile nicht  getroffen  werden.  Sodann  ist  gerade  das  Einkommen  aus 
Beteiligung  an  Erwerbgesellschaften  selbst  bei  Gemeinde-  bezw.  Staats- 
angehörigen nicht  mit  derselben  Sicherheit,  wie  an  der  Kasse  der  Er- 
werbsgesellschaft zu  ermitteln. 

Entgegen  scheint  freilich  die  Gerechtigkeit  dafür  zu  sprechen,  dafs 
der  schon  unter  dem  Titel  der  Einkommen-  oder  der  Vermögenssteuer 
belastete  Gesellschaftsertrag  nicht  ein  zweites  Mal  bei  den  Dividenden- 
empfängern von  der  individuellen  Einkommens-  und  Vermögensbesteue- 
rung getroffen  werde.  Allein  diese  Freilassung  dient  wenigstens  bei 
den  x\ktionären  sehr  leicht  zur  Verschleierung  anderen  steuerbaren  Privat- 
einkommens durch  fälschliche  Deklaration  des  letzteren  aus  Aktien  und 
aus  Obligationen,  und  durch  besondere  Buchungs-  und  Nachweispflichten 
läfst  sich  diesem  Mifsbrauch  doch  höchstens  bei  den  auf  den  Namen  ein- 
geschriebenen Aktien  und  Obligationen,  also  nicht  für  die  grofse  Mehr- 
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zahl  der  gefälirdetcn  Objekte  vorbeugen.  Es  wird  daher  ein  Ausgleich 
zwischen  der  Gerechtigkeit  gegen  die  Gesellschaftsmitglieder  und  der 
Steuersicherheit  für  die  Steuergewalten  getroffen  werden  müssen. 

4.  Wirtschaftsgenossenschaften,  welche  durch  Haltung  eines  offe- 
nen Ladens  auch  für  Nichtangehörige  sich  als  ErwerbsgescUschaften 
bethätigen,  sind  wie  Erwerbsgesellschaften  zu  behandeln  und  zwar,  da 
der  Erwerbsgewinn  aus  dem  Verkehr  mit  Nichtangehörigen  von  den 
rein  genossenschaftlich  erwachsenden  steuerbaren  Überschüssen  sich 
nicht  loslösen  läfst,  von  ihrem  periodischen  Gesamtüberschusse. 

5.  Die  überhaupt  als  steuerpflichtig  zu  erklärenden  nichtphysischen 
Personen  des  Privatrechtes  dürfen  gemäfs  den  Erwägungen  der  Z.  3 
nicht  blofs  zur  „A.  E.  St.",  sondern  aucli  zur  „A.  V.  St.",  wo  eine  solche 
als  Haupt-  oder  als  Nebensteuer  besteht,  herangezogen  werden,  selbst 
wenn  diese  progressiv  geregelt  ist.  Es  wird  damit  fundiertes  Einkommen 
getroffen  und  dem  Privatbetrieb  gegenüber  besonders  steuerkräftiges 
Einkommen.  Mit  Beziehung  auf  die  Masse  der  Genossen  und  der  Aktionäre, 
welche  auch  individuell  getroffen  werden,  wird  ernstes  Bedenken  dadurch 
hinfällig,  dafs  die  Reinerträge  der  Genossenschaften  und  Erwerbsgesell- 
schaften in  viele  kleine  Dividendenbeträge  zerfliefsen,  welche  vielleicht 
nur  minimales  oder  gar  kein  Steuerkapital  bewirken.  Der  Kapitalgrofs- 
beti'ieb  gilt  im  allgemeinen  als  der  erfolgreichere  und,  wenn  das  Ver- 
mögen erst  von  einem  gröfseren  Betrage  an  steuerpflichtig  erklärt  wird, 
kann  der  Genosse  oder  Aktionär  die  Konsequenz  hiervon  tragen.  Es 
steht  niclits  im  TVege,  das  steuerfreie  Minimum  so  hoch  zu  halten,  dafs 
auch  wirklich  nur  die  gröfseren  Aktieneinkünfte  getroffen  werden. 

Für  den  Fall,  dafs  die  Ertragsbesteuerung  später  durch  die 
„A.V.St."als  Kommunalhauptsteuer  ersetzt  werden  sollte,  ist  Beiziehung 
auch  zur  letzteren  als  wohlbegründet  anzusehen. 

§  77.  Die  positive  Sieuergesetzgehung  —  ist  bezüglich  der  Wirt- 
Bchaftsgenossenschaften  und  Erwerbsgesellschaften  eher  noch  als  zu 
schonend,  denn  als  zu  hart  anzusehen:  Dies  gilt  auch  noch  von  der 
neuesten  „A.  E.  St."  Preufsens  (vergl.  den  Kommentar  von  Fdisting, 
3.  Aufl.). 

Besteuerung  der  Gesellscliaften  in  den  Vereinigten  Staaten.  Vergl.  hier- 
über Seligmann  und  Fr.  Walkrr.  Bei  Seligmann  auch  die  vollständige  Litteratur 
über  die  „Corporation-Tax"  (in  den  Essays  on  T.  S.  20.3  ff.).  Ergebnis  Seligmanks 
(a.a.O.  ö.  202):  1.  Gesonderte  Kinsteuerung  der  „Korporationen";  2.  Lokal- 
einsteuerung mit  ihrem  Immobiliarvermögen  allein;  3.  Staatseinsteuerung  nach  dem 
Gewinn  oder  nach  der  Summe  des  Aktien-  und  des  Obligationen- Kapitals;  4.  Be- 
steuerung nur  des  im  Staate  gelegenen  Teiles  des  Gesamtobjektes,  bei  Transport- 
gesellschaften nach  Verhältnis  der  Meilenlänge;  5.  keine  Rücksicht  darauf,  ob  der 
Aktien-  oder  Bondbesitzer  im  Steuergebiet  residiert  oder  nicht;  0.  kein  Unterschied 
zwischen  fremden  und  inländischen  Korporationen;  7.  Vermögensbesteuerung  nur 
des  im  Staate  gelegenen  Vermögens ;  S.  keine  nochmalige  Vermögensbesteucrung  neben 
der  Steuer  auf  das   Geschäftskapital;    9.   Freilassung  des  Share-  und  Bondholder, 
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soweit  er  schon  die  Korporationssteuer  erleidet;  10.  /M^t^r^i«^^- Vereinbarung  über  die 
Teilung  der  Steuern  von  Share-  und  von  Bondholders,  welche  in  mehreren  Staaten 
Wohnsitze  haben;  11.  Zuschlagsteuern  auf  natürlich,  gesetzlich  oder  ökonomisch 
monopolistische  Unternehmungen. 

Wachsende  Bedeutung-  der  Erwerbsgesellschaftsbesteuerung-.  —  Die  be- 
sondere Einsteuerung  der  Aktiengesellschaften  hat  sich  mehr  und  mehr  die  Bahn 
gebrochen.  Wie  bedeutend  Subjekte  und  Objekte  dieser  Besteuerung  geworden 
sind,  erhellt  aus  den  steuerstatistischen  Angaben  unseres  1.  Bandes.  Für  die 
Schweiz  bemerkt  Schanz:  Die  Bedeutung  der  Sache  mag  daraus  ermessen  werden, 
dafs  die  Zahl  der  Aktiengesellschaften  1135  beträgt,  das  haftbare  Aktienkapital 
(mit  Ausschlufs  von  Obligationenkapital,  Subventionsfonds  u.  s.  w.)  973,6  Millionen 
Franks  ausmacht.  Man  darf  annehmen,  dafs  das  mindestens  dem  zehnten  Teil  des 
gesamten  Vermögenssteuerkapitals  der  Schweiz  entspricht;  in  einigen  Kantonen 
steigt  das  Verhältnis  bis  ein  Viertel,  so  z.  ß.  in  Baselstadt.  Diesem  Fortschreiten 
der  Kollektivunternehmungen  gegenüber  mufste  die  Besteuerung  sich  anzupassen 
suchen.  Die  Schweiz  hat  auf  diesem  Gebiet  einige  Versuche  gemacht,  die  eigen- 
artig sind.  Sichtet  man  die  in  der  Schweiz  vorhandenen  Arten  der  Besteuerung, 
so  lassen  sich  dieselben  etwa  in  vier  Hauptgruppen  bringen.  —  a.  Als  das  primäre 
System  mu['s  gelten,  daCs  man  nur  den  Aktionär  für  seinen  vollen  Aktienbesitz 
besteuert,  die  heimische  Aktiengesellschaft  aber  freiläfst.  Dieses  System  besteht 
z.  B.  heute  noch  in  Glarus,  früher  in  anderen  Kantonen.  Immer  mehr  Kantone  haben 
diesen  Besteuerungsmodus  aufgegeben  und  einen  anderen  gesucht.  —  b.  Es  lag  nahe, 
an  die  Aktiengesellschaft  als  solche  sich  zu  halten,  dagegen  den  Aktionär  heimischer 
Aktiengesellschaften  für  die  Aktien  dieser  frei  zu  lassen.  Dieses  System  engt  die 
Doppelbesteuerung  wohl  ein,  vei'hindert  sie  aber  nicht  ganz;  der  in  einem  andern 
Kanton  sich  aufhaltende  Aktionär  zahlt  möglicherweise  zu  Hause  für  seine  Aktie, 
steuert  aufserdem  aber  nochmals  durch  die  Aktiengesellschaft  an  den  Domizils- 
kanton derselben.  Die  Progression  und  alle  Fragen,  die  mit  specifisch  persönlicher 
Steuerpflicht  zusammeuhängen,  lassen  sich  nunmehr  schwer  richtig  lösen;  die  Pro- 
gression, auf  das  Vermögen  und  Einkommen  der  Gesellschaft  richtig  angewendet, 
wird  sich  fast  nie  mit  der  decken,  die  beim  Aktionär  herauskommen  würde.  In  der 
Regel  wird  der  Modus  zur  Folge  haben,  dafs  die  Progression  zu  scharf  wird.  Es 
liefse  sich  das  etwas  abstumpfen,  wenn  man  für  die  Aktiengesellschaft  einen  mitt- 
leren Progressionsfufs  als  proportionalen  SteuerfuCs  anlegte.  Mifslich  sind  die  bei 
dieser  Steuerform  auftretenden  Abwälznngserscheinungen.  Die  Besitzer  von  Aktien 
haben  bei  dieser  Besteuerungsart  eine  teilweise  Vermögenskonfiskation  auf  sich  zu 
nehmen,  für  die  neuen  Erwerber  kann  man  eine  Ausgleichung  annehmen.  Dagegen 
ist  ein  erheblicher  Vorzug,  dafs  der  Eingang  der  vollen  Steuer  gesichert  ist  und 
alles  im  Inland  erzeugte  Einkommen,  auch  wenn  es  Auswärtigen  zufliefst,  im  Inlands 
steuerbar  wird;  der  Domizilskanton  des  Aktionärs  kommt  freilich  nur  zu  seinem 
Recht  dadurch,  dass  er  eine  Doppelbesteuerung  bewirkt.  Für  die  Gemeinden  hat 
der  Modus  den  Vorzug,  dafs  die  belastete  Gemeinde  unter  allen  Umständen  berück- 
sichtigt ist,  ja  sie  ist  die  ausschliefslich  begünstigte.  Dagegen  geht  die  heimische 
Wohnsitzgemeinde  des  Aktionärs  leer  aus,  was  auch  nicht  zu  billigen  ist.  — 
c.  Eine  dritte  Gruppe  ist  noch  etwas  weiter  gegangen  und  hat  die  Doppelbe- 
steuerung generalisiert.  Sie  besteuert  die  Aktiengesellschaft  und  den  Aktionär; 
erstere  steuert  von  allem  vorhandenen  Vermögen  und  bei  kombinierter  Steuer  auch 
von  dem  über  einen  gewissen  Prozentsatz  hinausgehenden  Ertrag,  der  Aktionär  ver- 
steuert seine  Aktien  nach  dem  Kurswert.  Zu  dieser  Gruppe  zählen  Neuenburg, 
Zug  und  Baselstadt.  Die  Doppelbesteuerung  wird  namentlich  von  formal  juristischer 
Seite  (Speiser),  die  in  der  Aktiengesellschaft  und  dem  Aktionär  zwei  verschiedene 
Personen  sieht,  verteidigt,  zugleich  aber  auch  die^Berechtigung  und  Zweckmäfsigkeit 
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einer  höheren  Belastung  der  Aktiengesellschaften  ins  Treffen  geführt.  —  d.  Die  Mög- 
lichkeiten für  die  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  sind  hiermit  noch  nicht  zu 
Ende.  Anstatt  den  Aktionär  oder  die  Aktiengesellschaft  oder  beide  zugleich  der 
vollen  Steuer  zu  unterwerfen,  lag  es  nahe,  auch  noch  den  Versuch  zu  machen,  dafs 
man  die  Steuer  zweckentsprechend  zwischen  Aktiengesellschaft  und  Aktionär 
teilt.  Auf  diesem  Boden  stehen  St  Gallen,  Appenzell  a.  Rh  ,  Zürich,  der  Bundes- 
gesetzentwurf vom  G.  Älärz  1S&5  und  das  neue  "Waadter  Gesetz.  Auch  Genf  gehört 
in  gewisser  Hinsicht  hierher.  Das  Genfer  Steuersystem  bringt  es  mit  sich,  dafs  die 
Aktiengesellschaft  als  solche  ihre  Liegenschaften  versteuert,  der  Aktionär  aber  seine 
Aktie  als  Mobiliarvermögen.  Der  Wert  der  Liegenschaft,  der  ja  auch  wieder  in  dem 
der  Aktien  mit  enthalten  ist,  wird  also  doppelt  besteuert.  In  Zürich  versteuert  die 
Aktiengesellschaft  den  Reservefonds,  sowie  das  nach  Abzug  von  5  Proz.  des 
Aktienkapitals  übrig  bleibende  Einkommen;  die  Aktionäre  versteuern  die 
Aktien  nach  dem  Kurswert.  Die  Scheidung  ist  nicht  so,  dafs  die  Doppelbesteuerung 
ganz  verhindert  ist;  in  dem  Kurswert  der  Aktie  kommt  eben  auch  der  Reservefonds, 
bezw.  ganze  Ertrag  zur  Geltung.  Ähnlich  ist  das  Verfahren  in  St.  Gallen.  Der 
Aktionär  versteuert  seinen  Aktienbesitz  als  Vermögen  nach  dem  Kurswert;  die  Aktien- 
gesellschaften zahlen  lediglich  Einkommensteuer  und  zwar  5  Proz.  von  dem  Reinge- 
winn, der  sich  ergiebt,  nachdem  für  das  Aktien-  und  Obligationenkapital  4  Proz.  in 
Abzug  gebracht  sind.  Schärfer  hat  der  Bundesgesetzentwurf  vom  6.  März  ISS5  die 
Scheidelinie  zu  ziehen  gesucht.  Der  Aktionär  versteuert  hiernach  den  wirklichen 
Kapitalwert  der  Aktie  bis  zur  Höhe  des  faktisch  einbezahlten  Betrags,  bezw.  das 
Einkommen  aus  derselben  bis  zu  5  Proz.  dieses  Betrags.  Die  Aktiengesellschaft  da- 
gegen sollte  nur  für  den  das  einbezahlte  Kapital  übersteigenden  Kapitalwert  mit  der 
Vermögenssteuer,  bezw.  für  die  5  Proz.  des  einbezahlten  Kapitals  übersteigende  Di- 
vidende mit  der  Einkommensteuer  belegt  werden.  Wie  bei  Zürich  und  St.  Gallen 
ist  der  persönliche  Charakter  der  Steuer  stark  betont,  d.  h.  dem  Domizil  des  Aktionärs 
der  Löwenanteil  zugedacht,  aber  es  ist  eine  scharfe  Linie,  welche  die  Doppelbe- 
steuerung ausschliefst;  die  ganze  Vermögens-  und  Einkommensteuer  wird  glatt  auf- 
geteilt. Der  Nationalrat  wollte  eine  andere  Aufteilung,  er  wollte  dem  Sitz  der  Aktien- 
gesellschaft einen  gröfseren  Betrag  zuscheiden;  er  drückte  den  vom  Aktionär  zu 
versteuernden  Betrag  des  Einkommens  auf  4,  der  Ständerat  sogar  auf  'i  Proz.  des 
einbezahlten  Kapitals  herunter.  Auch  war  vom  Nationalrat  die  Beschränkung  hin- 
zugefügt, dafs,  falls  eine  Gesellschaft  am  Ort  ihrer  Niederlassung  die  Steuer  nicht 
zu  entrichten  hat,  die  Aktionäre  für  ihre  Aktien  an  ihrem  persönlichen  Wohnsitze 
mit  der  vollen  Vermögens-  bezw.  Einkommensteuer  belegt  werden  können.  Der 
Bundesgesetzentwurf  fiel  durch,  und  es  war  gerade  die  beabsichtigte  Regelung  der 
Besteuerung  der  Aktiengesellschaft,  die  hierzu  am  meisten  beitrug;  es  war  nicht  mehr 
eine  einfache  Verhinderung  der  Doppelbesteuerung,  sondern  zugleich  ein  Eingriff  in 
die  kantonale  Steuerhoheit.  Das  wurde  perhorresziert.  auch  prinzipiell  die 
schonende  Behandlung  der  Aktiengesellschaften  bestritten.  Die  vom  Bund  beabsich- 
tigte Lösung  hat  gleichwohl  eine  Verwirklichung  gefunden,  insofern  als  Waadt  die- 
selbe ziemlich  sich  zu  eigen  machte.  Die  Aktien  und  Anteile  von  Gesellschaften, 
die  ihren  Sitz  in  der  Schweiz  haben,  und  deren  Kurs  an  der  Börse  höher  ist  als  ihr 
Nominalwert,  oder  die  ein  Interesse  tragen,  das  4  Proz.  dieses  Werts  übersteigt,  sind 
vom  Inhaber  nur  zum  Nominalwert  zu  rechnen.  Alles  was  das  Gesellschaftskapital 
übersteigt,  ist  von  der  Gesellschaft  zu  versteuern. 

Die  in  Vorstehendem  mitgeteilte  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften,  schliefst 
Schanz,  erschöpft  keineswegs  alle  Möglichkeiten.  Die  Lösung  der  Frage  verschiebt 
sich  natürlich  sofort,  sobald  man  es  für  prinzipiell  zulässig  erachtet,  die  Aktienge- 
sellschaft besonders  scharf  zu  besteuern.  Es  wird  hierfür  neben  dem  fiskalischen 
Grund  manches  geltend  gemacht.    So  sagt  der  baselstädtische  Ratschlag  vom  17.  Juni 
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1889 :  „Hauptsächlicli  fällt  in  Betracht,  dafs  die  grofsen  Vorteile,  welche  der  Geschäfts- 
betrieb in  der  Form  anonymer  Gesellschaften  den  Beteiligten  gewährt,  und  der  von 
ihnen  oft  zum  Nachteile  konkurrierender  Privatunternehmen  im  weitesten  Mafse  aus- 
genutzt wird,  eine  besondere  Besteuerung  des  in  solchen  Gesellschaften  angelegten 
Vermögens,  bezw.  daraus  gezogenen  Einkommens  nicht  nur  rechtfertigt,  sondern 
geradezu  fordert.'*  Ähnlich  hiefs  es  1878  in  Waadt,  die  Gewährung  des  Privilegs 
der  juristischen  Persönlichkeit  zu  einem  rein  kommerziellen  Zweck  sei  Grund  genug 
zu  einer  Sondersteuer.  In  der  That  hat  Waadt  durch  Gesetz  vom  27.  November  1878 
die  Aktiengesellschaften  einer  besonderen  Patentabgabe  unterworfen.  Baselstadt  folgte 
durch  Gesetz  vom  12.  Mai  1879;  es  that  dies  mit  mehr  Recht  als  Waadt,  da  es  in 
der  ordentlichen  Besteuerung  nur  physische  Steuerpflichtige  hatte  und  dadurch  einen 
Teil  der  ihm  gebührenden  Steuer  verlor,  während  Waadt  in  der  ordentlichen  Be- 
steuerung an  die  Aktiengesellschaft  sich  bereits  hielt.  Neuerdings  hat  dann  Aargau 
infolge  einer  Verfassungsvorschrift  durch  Verordnung  vom  19.  Oktober  1886  neben 
der  regulären  Steuer  eine  mäfsige  Patentabgabe  eingeführt,  sie  beträgt  ^jio  °'oo  von 
den  eigenen  Geldern  (Aktienkapital,  Reserve-  und  Amortisationsfonds)  und  '/lo  %« 
von  den  anvertrauten  Geldern,  jedenfalls  aber  im  ganzen  nicht  unter  10  Frs.  Erkennt 
man  den  prinzipiellen  Standpunkt,  der  hier  zum  Ausdruck  kommt,  an,  dann  steht 
nichts  im  Weg,  auch  die  oben  unter  c  erwähnte  Doppelbesteuerung  schlankweg  an- 
zunehmen. 

3.  Kapitel.    Die  objektive  Steuerpfliclit. 

§  78.  EinsckränJcungen.  —  Die  direkte  Besteuerung  der  Neuzeit 
erfafst  nicht  alle  Arten  von  Einkünften  oder  Vermögensbeständen  oder 
Erträgen,  sondern  nur  die  selbständigen  Einkommensquellen  im  Gegen- 
satz zum  abgeleiteten  Einkommen;  Geschenke  und  Glückserwerb  gehen 
für  die  Eegel  frei  aus.  Auch  nur  einzelne  Arten  von  Erträgen  werden 
belastet,  in  der  Gewerbesteuer  z.  B.  nur  der  handwerklich -industriell- 
kommerzielle Geschäftsgewinn.  In  der  „A.  E.  St."  wird  selbst  ein  Teil 
des  selbständigen  Einkommens,  nämlich  fast  alles  unregelmäfsige  und 
aulserordentliche  Einkommen,  von  der  direkten  Besteuerung  freigelassen 
und  meist  nur  unvollständig  auch  der  indirekten  unterworfen. 

Grundsätzlich  sind  solche  Beschränkungen  nicht  begründet;  denn 
jedes  Objekt,  welches  Einkommen  und  Vermögen  ist  und  bilden  hilft,  ist 
als  solches  sachgemäfser  Gegenstand  der  direkten  Besteuerung.  Prak- 
tisch dagegen  ist  die  fragliche  Beschränkung  zweckmäfsig,  in  gewissem 
Umfang  sogar  unumgänglich.  Aufserordentliche  Vermögenszugänge  und 
gewisse  Bestandteile  des  beweglichen  Vermögens  sind  mit  Sicherheit 
nicht  zu  erkennen,  auch  nur  mit  unverhältnismäfsigen  Kosten  zu  direkter 
EinSteuerung  zu  bringen.  Die  Steuertechnik  empfiehlt  daher  der  Steuer- 
politik Freilassung  von  der  direkten  objektiven  Steuerpflicht.  Nur  desto 
besser  begründet  ist  es,  derartige  Objekte,  welche  der  direkten  Besteue- 
rung praktischer  Weise  sich  entziehen,  durch  indirekte  Besteuerung  in 
dem  Mafse  ihrer  direkten  Unfafsbarkeit  schärfer  zu  treffen.  Im  allge- 
meinen ist  hier  indirekte  Besteuerung  als  Ausgleichung  von  Lücken  der 
direkten  Besteuerung  sachgemäfs  begründet.   Ein  Hauptaugenmerk  dieser 
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indirekten  Er^änzungsbesteuerung  wird  darauf  gerichtet  sein  müssen. 
jenes  bewegliclie  Einkommen  und  Vermögen,  Ts-elcbes  in  der  direkten 
Besteuerung  entschlüpft,  desto  fester  in  der  indirekten  Besteuerung  an- 
zufassen, wo  es  nur  immer  für  letztere  zum  Stehen  zu  bringen  ist.  Für 
die  Fragen  der  Erbschafts-  und  Luxusbesteuerung  ist  dieser  Gesichts- 
punkt von  niclit  geringer  Bedeutung,  Selbst  solclies  Einkommen,  Avelches 
sittlicher  und  rechtlicher  Weise  zum  Objekt  der  direkten  Besteuerung 
nicht  gemacht  werden  darf,  wie  der  Prostitutions-,  Gaunerei-  und  ver- 
wandte Erwerb,  kommt  von  selbst  unter  das  Scliermesser  einer  geregelten 
Ver-  und  Gebrauchs-Luxussteuer. 

Die  neueste  Regulierung  der  objektiven  Steuerpflicht  durch  die  preufsische 
.,A.  E.  St."  lind  durch  das  Ergänzungssteuergesetz  s.  im  2.  Hauptabschnitt. 

§  79.  1.  ErtragssteuerobjeMe.  —  Als  solche  sind  erfafst:  die  Boden- 
erträge, die  Gebäudenutzungen,  der  Gewerbs-  und  Handelsgewinn  und  der 
berufsmäfsige  Arbeitsverdienst.  Wenn  die  Ertragssteuern  einmal  als  be- 
rechtigt angenommen  und  beibehalten  werden,  so  müssen  bei  dieser  Be- 
grenzung der  Ertragssteuerobjekte  immer  noch  zwei  Lücken  auffallen. 
Die  eine  besteht  in  der  Freilassung  der  laufenden  Nutzungen  aus  nicht  bau- 
lichem Gebrauchsvermögen,  d.  h.  der  Masse  des  sog.  Nutzkapitals,  die 
andere  in  der  Freilassung  des  Ertrages  aus  beweglichen  Rentenvermögen, 
aus  Zinsen  und  Aktiendividenden. 

Die  erste  der  beiden  Freilassungen  ist  an  sich  nicht  gerechtfertigt ; 
denn  die  laufende  Nutzung  aus  Gebrauchsvermögeu  ist  zwar  kein  ver- 
kehrswirtschaftlich vermittelter,  aber  sie  ist  doch  überhaupt  ein  Ertrag,  und 
die  Besteuerung  desselben  darf  nur  deshalb  unterlassen  werden,  weil 
sie  steuertechnisch,  wenn  überhaupt  möglich,  so  doch  schwierig,  lästig  und 
zeitraubend  ist,  auch  eine  verhältnismäfsig  kostspielige  Liventarisation 
aller  Gattungen  fahrender  Nutzungshabe,  sowie  die  schwierige  Bewertung 
des  Nutzungswertes  jeder  Gebrauchsgütergattung  bedingen  würde.  Es 
bliebe  nur  übrig,  entweder  das  gesamte  Nutzkapital  jeder  wirtschaftlich 
selbständigen  Person  in  einem  einzigen  Akte  einzuschätzen  und  einen 
Prozentsatz  hiervon  als  Nutzertragswert  anzunelimen,  oder  dieses  Ob- 
jekt zwar  von  der  Ertragsbesteuerung  auszunelimen,  dafür  aber  dasselbe 
irgendwie  mittelst  indirekter  Besteuerung  durch  Besitzwechsel-  und 
Luxusbesteuerung  entsprechend  höher  zu  treffen,  was  aber  ebenfalls 
weder  sehr  leicht,  noch  mittelst  einer  Mietluxussteuer  auch  nar  an- 
nähernd vollständig  durchgeführt  werden  kann. 

Die  zweite  Freilassung,  bestehend  in  der  Unterlassung  einer  be- 
sonderen Kapitalrentensteuer  neben  den  übrigen  Ertragssteuern,  ist  über- 
haupt nicht  zu  rechtfertigen,  wofern  eine  ,,A.  E.  St."  entweder  gar  nicht, 
oder  nicht  als  direkte  Hauptsteuer  besteht,  was  denn  auch  die  Staaten, 
wo  diese  Voraussetzung  ganz  oder  mehr  weniger  zutrifft,  zur  Einführung 
und  Aufrechterhaltuug  einer  besonderen  Kapitalrentensteuer  veranlafst 
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hat  (Bayern,  Baden,  Württemberg,  Hessen}.  Wo  die  Ertragssteuern  als 
Staatssteuern  aufgegeben  sind  (Preulsenj,  mufs  selbstverständlich  auch 
eine  besondere  Staats-Kapitalrentensteuer  entfallen.  Dann  fragt  es  sich 
aber  immer  noch,  ob  da,  wo  die  Ertragssteuern  als  Kommunalsteuern 
fortbestehen,  nicht  auch  das  Renteneinkommen  zur  Gemeindeertrags- 
besteuerung beizuziehen  wäre.  Diese  Frage  wird  grundsätzlich  zu  be- 
jahen sein.  Voller  Ersatz  für  die  Eentensteueru  in  einem  System  kom- 
munaler Steuern  wird  darin  niclit  zu  erkennen  sein,  dafs  auch  die 
Renten  im  Gemeindezuschlag  zur  „A.  E.  St."  angefafst  werden;  denn 
dadurch  werden  auch  die  übrigen  Realeinkünfte  getroffen,  nachdem 
sie  im  Gegensatz  zum  Renteneinkommen  bereits  und  im  ganzen  stärker 
von  den  kommunalen  Realsteuern  getroffen  worden  sind. 

Die  Behauptung,  dafs  die  kommunalen  Realsteuern  blofs  als  Interessenten- 
vergütungen an  die  Gemeinde  anzusehen  seien,  geht  in  ihrer  Allgemeinheit  viel  zu 
"weit  (§§  13  f.).  Diese  Auffassung  trifi't  auch  nicht  für  alle  Gemeinden  gleichmäfsig 
zu  und  sofern  sie  bei  jeder  zutriHt,  begründet  sie  nur  dies,  dafs  man  für  die  kommu- 
nale Rentensteuer  einen  unter  Genehmigung  der  Aufsichtsstellen  nach  den  besonderen 
Verhältnissen  jeder  Gemeinde  festzustellenden  Höchstbetrag  normiert,  unter  umständen 
aber  nach  diesen  Verhältnissen  die  Kapitalrentensteuer  auch  ganz  fallen  gelassen  wird. 

Schliefslich  ist  zu  bemerken,  dafs  die  beweglichen  Ertragssteuer- 
quellen im  ganzen  stets  unerkennbarer  bleiben  und  daher  schwieriger  zu 
erfassen  sind,  als  die  unbeweglichen.  Eine  Korrektur  hierfür  wird  aber 
in  der  direkten  Besteuerung  überhaupt  schwer  zu  finden  sein,  und  so- 
weit die  Lücke  durch  indirekte  Besteuerung  ergänzt  werden  kann,  wird 
das  Mittel  hierzu  nicht  in  der  sog.  Yerkehrsbesteuerung,  wie  viele 
meinen,  vielmehr  in  einer  gut  regulierten  Besteuerung  des  Mobiliar- 
Gebrauch  sluxus  und  in  einer  Erbschaftsbesteuerung  mit  einer  bezüg- 
lich der  Fahrhabe  besonders  eindringenden  Inventarisation  ge- 
sucht werden  können. 

§  80.  2.  DieVermögenssteuerohjeJcfe.  — Wennüberhaupt  die  „A.V.  St." 
stattfinden  soll,  so  sind  auch  die  Vermögensobjekte  jeder  Art  derselben 
zu  unterziehen,  mit  Ausnahme  solcher  Wertbeträge,  welche  das  Steuer- 
subjekt als  steuerunkräftig  erscheinen  lassen,  was  durch  Freilassung 
eines  Vermögensmindestwertes  erreicht  werden  kann. 

Für  die  Regel  werden  die  verschiedenen  Vermögensteile  einem  und 
demselben  Proportional-  oder  Progressivsteuerfufs  unterworfen.  Wenn 
sich  die  verschiedenartigen  Objekte  praktisch  nach  ihrem  besonderen 
Steuerkraftwerte  erfassen  lassen,  so  ist  aucli  ungleiche  Belastung  be- 
gründet, was  die  gegliederte  Katastrierung  voraussetzen  würde.  Dafs  das 
Besitzeinkommen  (fundierte  Einkommen)  schlechtweg  und  gleichmäfsig 
mehr  Steuerkraft  gebe,  ist  eine  anfechtbare  Annahme  neuerer  direkter 
Steuergesetzgebung. 

Auch  bei  der  allgemeinen  Vermögensbesteuerung  entschlüpfen  die 
beweglichen  Objekte,  namentlich  Forderungen,  Pretiosen,  Nippsachen, 
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Kleider  dem  noch  praktiscli  brauchbaren  Fangnetz  direkter  Besteuerung, 
was  analog  wie  bei  den  Ertragssteuern  Ergänzungen  durch  indirekte 
Luxus-  und  Erbschaftsbesteuerung  begründet. 

Die  Yermögensbesteueiung  wird  da,  wo  sie  Hauptsteuer  ist,  wie 
in  der  Schweiz  und  in  den  Vereinigten  Staaten  weit  rücksichtsloser  und 
vollständiger  ausgreifen  müssen,  als  wo  sie,  wie  in  Preufsen,  blofse 
Nebensteuer  ist.  Diese  Konsequenz  hat  die  schweizerische  Einkommens- 
besteuerung auch  mehr  und  mehr  gezogen,  während  die  General  pro- 
l)erty  tax  der  Staaten  und  der  Kommunalkörper  der  nordamerikanischen 
Union  hinter  der  Forderung  der  gleich  sti-engen  Einsteuerung  auch  des 
Mobiliarvermögens  praktisch  noch  sehr  weit  zurückgeblieben  ist. 

§  81.  3.  Die  Ein'kommensteuerohje'kte  —  sind  alle  steuertechnisch 
fafsbaren  Arten  von  weder  abgeleiteten,  noch  unregelmäfsigen  Einkünften. 
Für  die  Regel  werden  aber  die  Xutzkapitale  freigelassen. 

ObjektiveEinkommensteuerpfliclit  des  Nutzkapitals.  Hierüber  bemerkt  Schanz 
a.  a.  0.  I,  65  ff.:  Der  Einkommensbegriff  ist  keineswegs  ein  feststehender.  Der  Haupt- 
differenzpunkt hinsichtlich  dieses  Begriffes  liegt  darin,  ob  die  Nutzungen  dauerbarer 
Güter  in  denselben  einzubeziehen  sind  oder  nicht.  Heeman.v,  Neüjiann  und  Sax  haben 
sich  für  die  Einbeziehung  ausgesprochen,  andere,  wie  R.  Meyeb,  gegen  dieselbe  er- 
klärt. Sowohl  Hermann  als  Neumann  weisen  auf  die  Wichtigkeit  des  Einkommens- 
begriffs für  das  Steuerwesen  hin.  Neümann  citiert  hierfür  die  Bestimmungen  des 
preufsischen  und  sächsischen  Einkommensteuergesetzes,  aus  denen  allerdings  die 
Nutzung  der  eigenen  Wohnung  bezw.  ihr  Mietwert  mit  in  das  Einkommen  zu 
rechnen  ist.  Aber  übersehen  ist  hierbei,  dafs  damit  noch  lange  nicht  alle  Nutzungen 
in  das  Einkommen  gerechnet  sind;  es  fehlen  namentlich  die  Nutzungen  von  der  ge- 
samten Hauseinrichtung.  Ich  will  dahingestellt  sein  lassen,  ob  vom  Standpunkt  der 
allgemeinen  Theorie  die  Aufnahme  oder  Ausscheidung  der  Nutzungen  richtiger  ist. 
Für  die  Steuerlehre  scheint  mir  die  Aufnahme  geboten.  Dabei  ist  es  dann  un- 
zweifelhaft, dafs  es  unangängig  ist,  einen  Einkommensbegriff'  aufzustellen,  der 
einen  Teil  Nutzungen  aufnimmt,  einen  andern  dagegen  ausscheidet. 
Die  Nutzung  einer  eigenen  Wohnung  ist  qualitativ  nicht  anders  zu  beurteilen,  wie 
die  von  Möbeln  und  Wäsche,  das  eine  braucht  der  Mensch  so  unbedingt  und  not- 
wendig, wie  das  andere;  man  bezahlt  für  das  eine  und,  soweit  möglich,  auch  für 
das  andere  Leihgeld.  Und  wie  viel  uns  an  diesem  Nutzungsvermögen  gelegen  ist, 
sehen  wir  daraus,  dafs  wir  seinen  Kapitalwert  versichern,  ihm  also  die  Bedeutung 
beilegen  wie  einem  Kapital,  das  Zinsen  trägt.  Demjenigen,  der  eine  nötige  Aus- 
stattung besitzt,  ist  gegenüber  demjenigen,  der  sie  nicht  besitzt  und  einen  Teil  seines 
Kapitals  hierzu  aufwenden  oder  einen  Teil  seines  Einkommens  von  der  Kapitali- 
sierung zurückhalten  mufs,  in  günstigerer  Lage  und  leistungsfähiger. 

§  S2.  Die  Berechnung  des  Einlcommens.  —  Die  Berechnung 
der  reinen  laufenden  Personaleinkünfte  ist  nächst  der  Ermitte- 
lung des  Steuersubjektes  und  Steuerobjektes  erste  Aufgabe.  Sie  wird 
gelöst  durch  Abzug  aller  Roh  teile  von  den  neu  ins  Vermögen  ein- 
gehenden Geld-  und  Natural  werten.  Das  Gesetz  hat  bei  der  Reinein- 
steuerung der  persönlichen  Einkünfte  und  Vermögen  zu  entscheiden, 
welche  Teile  der  Bruttoeinnahmen  bei  Bildung  der  Steuerkapitale  als 
Rohteile  in  Abzug  zu  bringen  sind. 
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Von  den  Bruttoeinnahmen  jeder  Person  haben  nun  nach  richtigen  Grundsätzen 
in  Abzug  zu  kommen:  alle  für  die  Erzielung  der  Einnahmen  gemachten  Auslagen, 
die  notwendigen  Erhaltungskosten,  die  Löhne  und  Naturalbezüge  der  in  Dienst  ge- 
nommenen Arbeitskräfte,  die  nebenbei  bezahlten  Realsteuern  aus  Grundstücken  und 
Gebäuden,  die  Hypothekarschuldenzinsen,  alle  dinglichen  Lasten,  die  Abfindungen, 
Leibrenten,  Ausdinge,  welche  den  nicht  im  gemeinschaftlichen  Haushalt  befindlichen 
Personen  als  Anteile  an  dem  Reinertrag  der  Steuerquelle  zu  entrichten  sind,  ferner 
der  Stammwert  von  den  Kapitaleinlagen  Dritter.  —  Dagegen  ist  der  persönliche 
Unterhalt  des  Steuersubjektes  und  der  von  ihm  zu  unterhaltenden  Familien- 
angehörigen vom  steuerpflichtigen  Einkommen  nicht  abzuziehen.  Denn  ein  Ein- 
kommen ist,  was  dem  Wirtschaftssubjekt  nach  Bestreitung  aller  Auslagen  ohne 
Schmälerung  des  Wertes  dos  Vermögens  zum  eigenen  Familienunterhalt,  bezw.  zur 
Ansammlung  übrig  bleibt.  —  Zu  den  Rohteilen  des  Einkommens  sind  ferner  nicht 
zu  zählen  die  Naturalmeliorationen  irgendwelcher  Vermögensteile,  die  Er- 
weiterungs- und  VerbesseruDgsanlagen,  Beiträge  zu  Fonden,  welche  über  den  Betrag 
der  laufenden  Abnutzung  hinaus  amortisieren  oder  reparieren.  Bei  der  Besteuerung 
der  Aktiengesellschaften  und  der  gröfseren  Erwerbsgeschäfte,  bei  der  Einsteuerung  der 
gröfseren  Häuser  und  Landgüter  ist  hierauf  sehr  zu  achten.  —  Die  richtige  Behandlung 
der  Schuldzinsen  beider  Einsteuerung  der  Landgüter  ist  indessen  nicht  ganz  leicht. 

§  83.  Zunahme  der  großen  Einliommen.  —  Eine  schöne  einkommen- 
steuerstatistisclie  Untersuchung,  at eiche  C.  Heiss  in  Hirths  Annalen 
1893  durchgeführt  hat,  weist  folgende  Ergebnisse  auf: 

In  Sachsen  —  nahmen  1S75/1SSS  die  Einkommen  von  mehr  als  36  000  M. 
um  133,49  Proz.  zu,  während  sich  diejenigen  von  2S00  — 36000  nur  um  38,S1  Proz. 
und  diejenigen  von  weniger  als  2800  M.  nur  um  30,94  Proz.  vermehrten.  Inner- 
halb der  grofsen  Einkommen  zeigten  diejenigen  von  36000—60  000  M.  die  gröfste 
Zunnahme  (um  142,40  Proz.),  diejenigen  von  60000—120  000  M.  die  geringste  (um 
117,16  Proz.);  in  der  mittleren  Hauptgruppe  zeigen  die  beiden  obersten  Gruppen 
eine  weit  raschere  Zunahme,  als  die  unterste:  die  Einkommen  von  12000— 36000  M. 
nahmen  um  77,32  Proz.  zu,  diejenigen  von  7200  — 12000  M.  um  4.5,92  Proz.,  dagegen 
diejenigen  von  2800— 7200  M.  nur  um  34,20  Proz.  In  der  Hauptgruppe  der  Ein- 
kommen von  weniger  als  2800  M.  vermehrten  sich  die  Einkommen  von  950—1600  M. 
am  stärksten.  Also  haben  sich  die  grofsen  Einkommen  in  einem  so  kurzen 
Zeitraum  viermal  so  schnell  vermehrt,  als  die  mittleren  und  kleinen,  und  sie 
verfügten  im  Jahre  1888  über  einen  nicht  unerheblich  gröfseren  Prozentsatz  des  ge- 
samten Einkommens  der  Steuerpflichtigen,  als  im  Jahre  1878. 

Bremen  besitzt  die  älteste  fortlaufende  Vermögensstatistik  und  in 
seinem  Schofs  und  seinen  Kollekten  eine  sehr  alte  Vermögenssteuer.  Die 
älteste  Schofsordnung  datiert  vom  Jahre  1539,  und  seit  dem  Jahre  1730  findet  sich 
eine  Statistik  über  den  Schofs.  Der  Schofs  ist  (nach  der  Schofsordnung  vom 
23.  Mai  1848)  eine  reine  Vermögensabgabe,  der  in  der  Regel  jedes  Vermögen,  welches 
1000  Thaler  oder  3321  M.  und  darüber  beträgt,  nach  einem  prozentweise  festgesetzten 
Mafsstabe  unterworfen  ist.  Kollekten  dagegen  sind  Abgaben,  bei  denen  teils  auf 
das  Vermögen,  teils  auf  das  Gewerbe  Rücksicht  genommen  wird,  und  die  von  den- 
jenigen zu  entrichten  sind,  deren  Vermögen  den  Betrag  von  1000  Thaler  (3321  M.) 
nicht  erreicht.  Leider  kann  man  nach  der  Natur  der  Gesetzgebung  und  dem  dar- 
auf beruhenden  statistischen  Material  die  Eutwickelung  der  Vermögensverteilung 
nur  in  Umrissen  verfolgen,  indem  noch  die  Schofsordnung  vom  23.  Mai  184S  fol- 
gende Bestimmung  enthält:  „Jeder  Schofser,  welcher  30öo  Thaler  und  darüber  zu 
verschofsen  hat,  ist  verbunden,  den  Betrag  eines  Schofses  von  300o  Thaler,  und 
jeder    Schofser,    welcher    weniger  als    3000  Thaier  Vermögen   besitzt,    den    Betrag 
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eines  Schofses  von  1000  Thaler  den  mit  der  Hebung  beauftragten  Behörden  oifen 
zu  entrichten,  er  kann  aber  das  übrige  Geld,  ohne  es  vorzuzeigen,  in  die  Schofs- 
kiste  werfen."  Nach  dem  zur  Verfügung  stehenden  Material  erhält  man  „für  Bremen'" 
(ohne  das  Gebiet),  wenn  man  die  Durchschnittszahlen  für  zehnjährige  Perioden  ins 
Auge  fafst,  folgende  Aufstellung: 

I     Durchschnittliche  Zahl  der     n    Durchschnittliches  Vermögen 
Jahre  der  Steuer-  Censiten  mit  Vermögen        \     der  Censiten  mit  Vermögen 


eraeoung 

unter  9964  Mk. 

übe 

r  9964  Mk. 

unter  9964  Mk. 

üb 

er  9964  Mk. 

1730—1739  (4mal) 
17S0— 1789  (13  mal) 

45R9 
4383 

681 
961 

1331 
1592 

43  976 
52  510 

1830—1839  (3  mal) 
18G0-1869  (2  mal) 

6819 
10533 

1713 

4071 

1658 

2586 

62  149 

88  514 

Danach  haben  sich  in  dem  Zeitraum  von  1730 — 39  bis  17S0 — 89  die  Censiten 
mit  einem  Vermögen  von  weniger  als  9964  M.  um  4,07  Proz.  vermindert,  während 
ihr  durchschnittliches  Vermögen  um  19,61  Proz.  zunahm;  dagegen  haben  sich  die 
Censiten  mit  einem  Vermögen  von  mehr  als  9964  M.  um  41,12  Proz.  vermehrt  bei 
einer  gleichzeitigen  Zunahme  ihres  durchschnittlichen  Vermögens  um  19,41  Proz. 

Von  1730 — 39  bis  1830 — 39  haben  sich  die  Vermögen  von  weniger  als  9964  M. 
um  49,24  Proz.,  diejenigen  von  mehr  als  9964  M.  um  151,54  Proz.  (!)  vermehrt;  das 
durchschnittliche  Vermögen  eines  Censiten  nahm  bei  jenen  um  24,57  Proz.,  bei 
diesen  dagegen  um  41,32  Proz.  zu.  Weit  höhere  Prozentsätze  erhält  man,  wenn 
man  den  ganzen  Zeitraum  von  173u  — 39  bis  ISüO— 69  ins  Auge  fafst.  In  diesem 
Zeitraum  vermehrten  sich  die  Censiten  mit  einem  Vermögen  von  weniger  als  9964  M. 
nur  um  130,53  Proz.  bei  einer  gleichzeitigen  Zunahme  ihres  durchschnittlichen  Ver- 
mögens um  94,29  Proz.,  während  die  Censiten  mit  einem  gröfseren  Vermögen  als 
9964  M.  um  497,80  Proz.  (!)  zunahmen  bei  einer  gleichzeitigen  Vergröfserung  ihres 
Vermögens  um  101,28  Proz.  Eine  Vergleichung  der  relativen  Zunahme  in  diesen 
beiden  langen  Perioden  weist  darauf  hin,  dafs  gerade  in  die  Zeit  von  1830—39  bis 
1860—69  ein  besonderes  rasches  Wachsen  in  beiden  Vermögensklassen  fallen  mufs. 
In  dieser  Periode  vermehrten  sich  nämlich  die  Censiten  mit  einem  Vermögen  unter 
9964  M.  um  54,47  Proz.  bei  einer  gleichzeitigen  Zunahme  ihres  durchschnittlichen 
Vermögens  um  55,97  Proz.,  während  sich  die  Censiten  mit  einem  Vermögen  von 
mehr  als  9964  M.  um  137,65  Proz.  (!)  vermehrten  bei  einer  gleichzeitigen  Zunahme 
ihres  durchschnittlichen  Vermögens  um  42,42  Proz.  Das  durchschnittliche  Ver- 
mögen dieser  Gruppe  hatte  nämlich  1830—39  62149  Mk.  betragen  und  stieg  bis 
1S60— 69  auf  SS 514  M.  Man  sieht  also,  dafs  die  Vermögen  der  oberen  Klassen  in 
einem  Zeitraum  von  1(K)  Jahren  (1730—39  bis  1830—39)  sich  um  151,54  Proz.  und 
in  einem  solchen  von  130  Jahren  (1730—39  bis  1760  —  69)  sogar  um  497, SO  Proz.  (!) 
vermehrt  haben,  während  die  Zahl  der  Vermögen  unter  9964  M.  gleichzeitig  nur 
um  49,24  bezw.  130,^3  Proz.,  das  durchschnittliche  Vermögen  dieser  Gruppe  um 
94,29  bezw.  24,57  Proz.  zunahm.  Der  durchschnittliche  Betrag  jener  Vermögen 
über  9964  M.  hatte  sich  im  gleichen  13u jährigen  Zeitraum  verdoppelt,  in  jenem 
100jährigen  um  41,32  Proz.  vermehrt.  Diese  Zahlen  dürften  als  statistischer  Beleg 
dafür  gelten,  dafs  die  Anhäufung  der  grofsen  Vermögen  in  engstem  Zu- 
sammenhang steht  mit  der  Entwickelung  der  Industrie,  der  Tech- 
nik und  des  Handels  (Vcrgl.  Hikths  Ann.  a.  a.  0.). 

Die  reichste  Stadt  Preufsens  (nach  der  Statistik  der  preufs  „A.  E.  St."')  ist 
neuestens  Frankfurt  a    M. 
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§  84.  Übersicht  —  Die  Steuerkraft,  subjektiv  Leistungsfähigkeit, 
objektiv  Steuerbarkeit,  ist  durch  die  Erörterung  der  subjektiven  und 
der  objektiven  Steuerpflicht  nicht  schon  zur  Darstellung  gelangt.  Es 
handelt  sich  weiter  darum,  in  der  direkten  Besteuerung  die  Leistungs- 
fähigkeit der  Subjekte  auf  Grund  der  Verfügung  über  Steuerquellen 
und  in  der  indirekten  Besteuerung  die  Steuerbarkeit  der  Objekte  mit 
Rücksicht  auf  die  Subjekte,  deren  Steuerkraft  mittelbar  anzufassen  ist, 
festzustellen. 

Der  oberste  Belastungsgi-undsatz  ist  auch  bei  der  direkten  Be- 
steuerung die  verhältnismäfsige  Belastung  aller  Steuerpflichtigen  nach 
der  Steuerkraft  oder  Leistungsfähigkeit.  Eine  Besteuerung  nach 
dem  „Nutzen"  giebt  es  nicht  (,.A.  St.  L."  §  189),  da  Belastung  „nach  dem 
Vorteil"  keine  Steuererscheinung  ist. 

Man  hat  bei  Lösung  des  Problems  verhältnismäfsiger  Belastung 
auseinander  zu  halten:  1.  den  belastbaren  Teil  des  Wertes  der  Steuer- 
objekte oder  die  Feststellung  des  Steuerkapitals,  2.  die  Höhe  der 
Steuerbelastung,  3.  die  Formen  der  La.stenverteilung,  4.  die  Stö- 
rungen in  der  Verteilung  der  Gesamtsteuerlast. 

Das  Steuerkapital  fällt  bei  Befolgung  des  obersten  Belastungs- 
grundsatzes mit  dem  Einzel-  oder  Persoualgesamtwert  der  Steuerobjekte 
nicht  zusammen.  Vielmehr  sind  eigentümliche  Abzüge  am  und  Zusätze 
zum  Objektwert  gefordert,  bei  den  Generalsteuern  auch  durchführ- 
bar. Jene  Abzüge  stellen  sich  in  den  Erscheinungen  des  allgemeinen 
Existenzminimums  und  der  individuellen  Steuerkap  it  als - 
Schonungen,  die  Zusätze  dagegen  in  der  Mehrbelastung  des  „fun- 
dierten", besser  des  „freien"  Einkommens  und  in  der  bis  zu  einem 
gewissen  Höchstsatz  progressiven  Belastung  der  gröfseren  Steuer- 
kapitalssummen dar.  Letztere  Zusätze  kommen  in  der  "Wirkung  einer 
Vervielfältigung  des  einfachen  Steuerkapitals  gleich. 

Die  Höhe  der  Steuerlast  tritt  sachlich  als  Inanspruchnahme  eines 
bestimmten  Teiles  der  Steuerkapitale  für  den  gemeinnützigen  Staats- 
aufwand hervor. 

Formell  tritt  dieselbe  auf  zwiefache  Weise  in  die  Erscheinung, 
als  bestimmte  Quotenbelastung  des  Steuerkapitals,  als  direkt  auf- 
gesetzter Steuerfufs  oder  als  Repartitionsbelastuug. 

Die  Störungen  in  der  verhältnismäfsigen  Verteilung  der  Steuer- 
last sind  teils  Besteuerungsübertreibungen  im  Ansatz  oder 
Nichtansatz  von  Steuerobjekten  zum  Steuerkapital,  teils  Steuer- 
abschüttelungen der  normalen,  d.  h.  der  Steuerkraft  (Steuerbar- 
keit) entsprechenden  Steuerbelastung. 
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Die  Steuerübertreibungen  sind  teils  verfehlte  Überbtirdun^en, 
teils  fehlerhafte  Vernachlässigungen  am  Steuerkapital.  Als  Über- 
bürduugen  stellen  sich  namentlich  dar  der  Ansatz  negativer  Ob- 
jekte (non  valeursj  im  Steuerkapital  und  die  Doppelbesteuerung. 

Die  Ab  schüttelung  tritt  in  zweierlei  Gestalt,  als  öffentliche 
und  als  privatwirtschaftliche  Steuerabschüttelung  auf. 

Den  sämtlichen  oben  genannten  Belastungserscheinungen  direkter 
Besteuerung  ist  das  gegenwärtige  Kapitel  gewidmet. 

§  85.  Steuerl-ap'tfal,  Steuerharlcelt. — Der  Begriff.  Unter  Steuer- 
kapital verstehen  wir  weder  den  Wert  des  einzelnen  Steuerobjektes  bei 
den  Specialsteuern,  noch  die  Wertsumme  aller  Vermögensbestände  oder 
Einkünfte  bei  der  allgemeinen  Personaleinkommens-  und  allgemeinen 
Vermögenssteuer,  sondern  jenen  Wertbetrag,  welcher  als  Ausdruck 
von  Steuerkraft  belastbar  ist. 

Wert  des  Steuerkapitals  und  Wert  der  Steuerobjekte 
sind  nicht  dasselbe.  Das  Steuerkapital  ergiebt  sich  zwar  aus  dem 
Werte  der  Steuerobjekte,  jedoch  nur  einerseits  nach  Abzug  des  allge- 
meinen Existenzminimums  und  des  Betrages  der  individualisierenden 
Sclionungen,  anderseits  nach  Zusatz  der  Mehrbelastungsbeträge. 

Der  Unterschied  der  direkten  Generalsteuern  von  allen  indirekten 
Steuern  ist,  dafs  belastungsgrundsätzlich  Steuerkapital-  und  Steuerobjekt- 
Wert  nicht  zusammenfallen.  Der  Unterschied  der  direkten  General-  von 
den  direkten  Specialsteuern  aber  liegt  darin,  dafs  bei  letzteren,  so- 
lange sie  wirklich  Speeialsteuern  und  nicht  Einkommensteuerpartialen 
sind,  die  geforderten  Abzüge  und  Zusätze  am  Steuerobjektwerte  nicht 
stattfinden,  steuertechnisch  auch  nicht  stattfinden  können. 

Die  wirklichen,  nicht  blofs  nominellen  Ertragssteueru  sind,  wenn  man  unter 
Steuerkapital  den  wirklich  steuerbaren  Teil  des  Wertes  aller  Steuerobjekte  eines  Steuer- 
subjektes versteht,  dadurch  charakterisiert,  dafs  die  Summe  der  Steuerobjekte  und 
das  Steuerkapital  der  Gröfse  nach  sich  decken;  denn  Ertragssteuern  gestatten  eine 
persönliche  Abwägung  der  Steuerkralt,  also  auch  der  Objektminderbelastungen 
und  Objektmehrbelastungen,  überhaupt  nicht.  Dieser  Mangel  ist  es,  welcher  die 
wirklichen  Ertragssteuern  von  da  an,  wo  gröfsere  Besitzungleichheit,  Ungleichheit 
in  der  Anspannung  des  Kredites,  namentlich  des  Hypothekarkredites,  Zerfliefsen  von 
Grofsbeträgen  in  Dididenden-  und  Zinscouponform  zu  Einkünften  einer  Mehrzahl 
verschieden  steuerkräftiger  Beteiligter  mehr  und  mehr  eintritt,  auch  die  Ertrags- 
steuern mehr  und  mehr  unhaltbar  macht.  Es  hilft  dabei  nichts,  dafs  einzelnen 
Ertragssteuern  Entlastungen  zuteil  werden,  wie  bei  der  Steuer  vom  Arbeitsertrag, 
Gewerbsgewinn  und  teilweise  auch  von  der  Kapitalrente ;  prinzipiell  ist  dies  schon 
ein  Übergang  zur  Generalbesteuerung,  aber  ein  unvollständiger  und  daher  eine  gegen 
die  Grund-  und  Gebäudeinteressenten  steigend  ungerechte  Behandlung.  Sodann  ist 
progressive  Mehrbelastung  (§  Tt>,  Z.  3)  so  nicht  erreichbar.  Schliefslich  fehlt  es  an 
der  Ermittelung  der  persönlichen  Gesamtsteuerkraft,  ohne  welche  die  fraglichen 
Mehrbelastungen  und  Entlastungen  nicht  ausführbar  sind. 

§  S6.  Das  Existenzminimum.  —  Existenzminimum  bedeutet  im 
weiteren  Sinne  überhaupt  Freilassung  eines  Mindestbetrages  vom  Gesamt- 


4.  Kapitel.    Die  Steuerlast.  113 

einkommen  oder  Vermögen,  im  engeren  Sinne  diese  Freilassung  blofs  aus 
Rücksicht  auf  Steuerschonung  der  mit  der  Not  des  Lebens  ringenden 
Steuerkräfte.  Im  letzteren  Sinne  ist  das  Existenzminimum  hier  zu 
verstehen.  Im  weiteren  Sinne  ist  es  auch  eine  Mafsregel  der  Ökonomie 
der  Steuer  Verwaltung. 

Der  G-rundgedanke  des  eigentlichen  Existenzminimums  ist  der,  den 
zur  Existenz  schlechthin  notwendigen  Einkommensbetrag  als  steuer- 
unkräftig  frei  zu  lassen.  Dieser  Gedanke  ist  berechtigt.  Doch  kann 
derselbe  im  Wege  der  Durchschnittsfreilassung  nicht  vollständig  erreicht 
werden.  Daher  ist  eine  doppelte  Ergänzung  nötig:  die  individuali- 
sierende Entlastung  im  Wege  der  indirekten  Besteuerung  (§  191  ff.) 
und  die  Rücksichtnahme  auf  einzelne  schon  bei  der  direkten  Besteue- 
rung wahrnehmbare  Bedürftigkeitsfälle  (§  81).  Das  Existenzmini- 
mum ist  keineswegs  die  volle  Lösung  seines  leitenden  Gedankens. 

Die  Schonung  der  schwächsten  Kräfte  ist  übrigens  nur  einer  der 
mafsgebenden  Gründe  für  das  Existenzminimum  im  weiteren  Sinne. 
Ein  zweiter  Grund  ist  die  steuerökonomische  Rücksicht  darauf,  dafs  die 
kleinsten  Steuerkräfte  der  direkten  Besteuerung  steuertechnische  Schwie- 
rigkeiten und  Umständlichkeiten  entgegensetzen.  Würde  man  dem  ent- 
gegenhalten, dafs  bei  der  heutigen  Ausdehnung  der  Zwangsversicherung 
die  Ermittelung  auch  der  kleinsten  Lohneinkünfte  leicht  und  einfach 
sein  würde,  eine  neue  Personalsteuer  nach  den  Prämienklassen  der 
Zwangsversicherung  leicht  durchführbar  wäre,  so  bleiben  doch  zwei 
weitere  Gründe  für  das  Existenzminimum  übrig.  Der  eine  ergiebt  sich 
wenigstens  für  das  demokratische  Zeitalter  des  allgemeinen  Stimmrechtes 
aus  dem  Besteuerungsgrundsatze  des  §  57  a ;  die  direkte  Personalbesteue- 
rung ist  für  die  Massen  kleiner  Leute  sehr  empfindlich  und  wirkt  da- 
her als  ein  ständiges  Gährmittel  des  Verfassungslebens.  Der  andere 
Grund  ist  dem  Steuerprinzip  des  §  58b  zu  entnehmen;  die  Gleichmäfsig- 
keit  der  Belastung  verlangt  überall,  wo  gewisse  grolse  Verzehrungs- 
steuern, wie  die  Getränkesteuer,  die  Salzsteuer,  die  Zuckersteuer,  ge- 
wisse Zölle  (auf  Kaffee,  Heringe,  Petroleum  u.  s.  w.)  unverhältnismäfsig 
auf  die  schwachen  Steuerkräfte  drücken,  eine  Ausgleichung,  welche 
durch  das  Existenzminimum  wirklich  erreicht  wird. 

Nun  fragt  es  sich,  wie  hoch  soll  die  Steuerbarkeitsuntergrenze  be- 
messen werden?  Die  Antwort  kann  nicht  zweifelhaft  sein.  Das  Existenz- 
minimum darf  hinter  dem,  was  zum  notwendigen  Unterhalte  nach  Land 
und  Zeit,  sowie  nach  der  etwa  veränderten  Geldkaufkraft  erforderlich 
ist,  nicht  zurückbleiben.  Dasselbe  mufs  aber  diesen  Betrag  um  soviel 
tibersteigen,  als  die  erwähnte  verfassungspolitische  Rücksicht  und  die 
Pflicht  der  Ausgleichung  unverhältnismäfsiger  indirekter  Belastung  dies 
verlangen.  Das  wird  bei  den  Wandlungen  im  Verfassungsleben,  im 
■Standard  of  life  und  in  der  Veranlagung  des  indirekten  Steuersystems 
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eine  allgemein  gültige  Bezifferung  nicht  gestatten.  Die  Ziffer  wird  zur 
Erleicliterung  der  Einsteuerung  tliunlichst  mit  einem  sonst  sicher  zu  er- 
mittelnden Einkommens- oderVermögenswert-Satzezusammen  fallen  sollen. 
Die  Berücksichtigung  des  Existenzminimums  ist  den  Ertragssteuern 
überhaupt  nicht  möglich,  da  und  soweit  die  Ertrags-  mit  den  Personal- 
einkommensgesamtgröfsen  sich  nicht  decken.  Dagegen  kann  und  soll  die 
j,allgemeine  Vermögenssteuer"  ebenso  wie  die  „A.  E.  St."  das  Existenz- 
minimum durchführen.  Ist  das  Existenzminimum  für  die  „A.  E.  St." 
gegeben,  so  wird  dasselbe  für  die  Vermögensbesteuerung  durch  Kapi- 
talisierung des  Einkommensteuer-Existenzminimums  nach  Mafsgabe  des 
jeweiligen  Standes  des  ordentlichen  Landeszinsfufses  zu  bestimmen  sein. 

Das  Existeiizmiuimiiiii  uud  der  aufserordeutliche  Staalsbedaif.  —  Das  Exi- 
stenzminimum wird  auch  in  der  Finanzwissenschaft  angelochten;  dagegen  z.  B,  Schanz 
a.  a.  0.  I  S.  l)9ff.  Für  ganz  aufserordentlichen  Staatsbedarf  wird  sich  nach  den  Um- 
ständen dfs  gegebenen  Falles  eine  reäfsige  einfache  oder  klassenmäfsige  Personal- 
abgabe von  den  kleinen  Einkommen  rechtfertigen  lassen;  denn  der  Mafsstab  für 
die  Bemessung  des  ..Kotwendigen"  wird  dann  selbst  zurückgehen.  —  Die  Vorenthaltung 
des  Existenzminimums  iür  alle  Wahlberechtigten  wird  sich  nicht  begründen 
lassen;  denn  vom  staatlichen  „Mitthaten'-  in  Gestalt  des  Wehrdienstes  und  der  in- 
direkten Steuertragung  sind  auch  die  kleinen  Leute  nicht  entbunden.  Umgekehrt 
begründet  die  technische  Klugheit  die  direkte  Besteuerung  der  „kleinen  Leute" 
nicht.  Dagegen  Schauz  a.  a.  0.  I  S.  I(i6:  „Eine  Schranke  halte  ich  allerdings  für 
berechtigt.  Sie  gilt  für  den,  der  die  politischen  Rechte  geltend  machen  will.  W^er 
so  hart  an  der  Grenze  des  Existenzminimums  steht,  dafs  er  dem  Staate  nicht  zu 
steuern  vermag,  der  hat  kein  Recht  mitzuthaten.  Der  Yollbürger  ist  derjenige,  der 
nicht  nur  Rechte,  sondern  auch  Pflichten  übt." 

Die  rndurchführharkeit  des  Existenzminimums  in  der  Ertragsbesteue- 
rung  —  ist  zweifellos.  Schonungen  können  wohl  auch  die  letztere  durchdringen, 
das  Existenzminimum  dagegen  läfst  sich  nur  durchführen  auf  Grund  der  Ermitte- 
lung des  Personalgesamteinkommens,  welches  bei  der  Ertragsbesteuerung, 
solange  sie  ihrem  iS'amen  entspricht,  eben  nicht  stattfindet.  Ganz  richtig  bemerkt 
V.  RiECKE  in  der  Denkschrift  zu  seinen  dem  württembergischen  Landtage  vorgelegten 
Steuerreformentwürfen:  ,,An  Schonung  der  schwächeren  Steuerkräfte  lassen  es  da- 
nach auch  die  bestehenden  (württembergischen)  Ertragssteuern  doch  keineswegs  fehlen. 
Nur  wirkt  diese  Schonung  nicht  gleichmäfsig,  und  sie  ist,  wo  sie  eintritt, 
bis  auf  eine  Ausnahme  (die  Kapitalsteuerbefreiungen  nach  dem  Gesetz  vom  31.  März 
1687)  nicht  abhängig  gemacht  von  der  ganzen  wiitschaftlichen  Lage  der  hierbei  in 
Betracht  kommenden  Personen." 

Art  derDiirclifülirung' des  Existenzminimums.  DieVerwirklichung  des  Existenz- 
minimums kann  auch  in  die  Steuersumme  verlegt  werden.  Im  Kanton  Schaff- 
hausen werden  nach  Schanz  (a.  a.  0.  1  S.  lul)  an  dir  Steuersumme  jedes  Steuerpflich- 
tigen 4  Frs.  mit  Rücksicht  auf  den  Lebensunterhalt  abgezogen.  Das  entspricht  bei 
einfachem  Steuersatz  einem  Einkommen  von  40()  Frs.  oder  einem  Vermögen  von 
40(10  Frs.  oder  einer  entsprechenden  Mischung  beider  Elemente.  „Es  ist  —  sagt 
Schanz  a.  a.  0.  —  gewifs  zu  billigen ,  dafs  auf  diese  Weise  das  Gesamteinkommen 
berücksichtigt  wird,  aber  unvollkommen  ist  gleichwohl  die  Verlegung  in  die  Steuer- 
summe; denn  da  der  Steuertulä  für  Veimügen  uud  uufundiertes  Einkommen  ver- 
schieden ist,  wird  bewirkt,  dafs  man  beim  Vermögen  thatsächlich  ein  geringeres 
Existenzminimum  geuiefst.    Bei  reinem  Kapilaleinkommeu  sind  in  Schaffhausen  nur 
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160  Frs.  frei,  bei  Arbeitseinkommen  400  Frs.  Den  Unterschied  zwischen  fundiertem 
und  unfundiertem  Einkommen  auch  auf  die  Frage  des  steuerfreien  Existenzminimums 
zu  erstrecken,  dafür  fehlt  es  an  jedem  stichhaltigen  Grunde." 

Betrag"  des  Existenzminimums  der  ,,ä..  E.  St.":  Preufsen  900,  Baden  und  Hessen 
500,  Sachsen  300  (1878),  seit  1894  400  M.  Für  Württemberg  sind  600  M.,  für  0 ester- 
reich 600  Fl.  im  Vorschlag.     England  hat  150  Pf.  St.,  neuestens  160  Pf.  St. 

§  87.  Individualisierende  Schonung  durch  persÖ7il%che  Nachlässe. 
—  Das  Exististenzminimum  bewirkt  eine  allgemeine  Durchsclinittsent- 
lastnng.  Es  ist  aber,  soweit  das  ausführbar  ist,  durchaus  begründet, 
schon  in  der  direkten  Besteuerung  weiter  eine  individualisierende 
Entlastung  der  Steuerschwäche  anzubringen.  Es  fragt  sich  nur,  welche 
Entlastungsgründe  mafsgebend  sein  sollen.  Die  preufsische  „A.  E.  St." 
und  die  „Ergänzungssteuer"  haben  diese  Frage  einfach  und  geschickt 
erledigt  (§i?  112,  118  f.). 

Vielleicht  ist  zu  erwägen,  dafs  der  der  sog.  Wehrsteuer  zu  Grunde  liegende 
Gedanke  durch  individualisierende  Steuerentlastung  einige,  wenn  auch  nicht  volle 
Berücksichtigung  finden  könnte,  wenn  jede  besondere  Wehrsteuer  mit  vollem  Grund 
(§§  306  ff.)  abgewiesen  wird.  Der  Zweck,  den  Familien,  welche  Söhne  im  Heere 
haben,  eine  auf  fällige  Schonung  zu  erweisen,  würde  es  begründen,  diese  Schonung 
an  der  Steuersumme  —  unterhalb  der  höheren  Einsteuerungsklassen  —  zu  erweisen, 
dieselbe  aber  keinesfalls  den  Einjährigen  und  deren  Familien  zu  gute  kommen  zu 
lassen.  Für  jeden  unter  mehreren  gleichzeitig  dienenden  Söhnen  wäre  ein  bestimmter 
Abzug  am  Steuerkapital  zuzulassen.  Allein  die  Söhne  solcher  Familien  werden  in 
der  Kaserne  für  die  Regel  nicht  schlechter  genährt  sein,  als  zu  Hause,  und  nur  ge- 
ringe Zuschüsse,  welche  auszugleichen  wären,  von  Hause  empfangen.  Ob  für  Kriegs- 
jahre erhöhte  Schonung  einzuführen  wäre? 

Etwas  Anderes  ist  die  Entlastung  der  Witwen  und  Waisen  da,  wo  durch  die 
,,Bevogtung"  ihr  Vermögen  und  Einkommen  erkennbarer  sind,  als  die  der  übrigen 
Steuerpflichtigen.  Je  ungenauer  die  Einsteuerung  des  beweglichen  Vermögens  im 
allgemeinen  ist,  desto  eher  würde  sich  die  Schonung  aller  Kuratelvermögen, 
wenigstens  für  deren  bewegliche  Bestandteile,  rechtfertigen  lassen.  So  ist  es  in  der 
Schweiz.  „Sehr  allgemein  —  bemerkt  Schanz  a.  a.  0.  S.  104  —  ist  in  der  Schweiz  der 
Witwen  und  Waisen  gedacht,  denen  in  neuerer  Zeit  zuweilen  auch  alte  und  gebrech- 
liche Personen,  alleinstehende  Frauenspersonen  beigesellt  werden  (Glarus).  Bei 
richtiger  Erfassung  der  Steuerkapitalien  und  richtiger  Ausgestaltung  des  steuerfreien 
Existenzminimums  ist  hierzu  wenig  Anlafs  geboten.  Wenn  der  Ernährer  woggefallen 
ist,  so  wird  sich  das  auch  entsprechend  in  verändertem  Einkommen  ausdrücken. 
Warum  5000  Frs.  Einkommen  weniger  steuerfähig  sind,  je  nachdem  der  Mann  lebt 
oder  nicht,  sieht  man  nicht  ein;  im  Gegenteil,  es  fallen  alle  Bedürfnisse  des  Ver- 
storbenenweg, die  gleichfalls  auf  die  5000  Frs.  angewiesen  waren.  Die  blofse  Chance 
der  Einkommensvermehrung,  solange  der  Mann  lebt,  ist  natürlich  kein  Steuergrund, 
ebensowenig  können  die  mannigfachen  Förderungen,  welche  nun  wegfallen,  ernst- 
lich angeschlagen  werden;  solche  subtile  Verhältnisse  werden  ja  auch  sonst  nicht 
berücksichtigt.  Abgesehen  von  der  unvollkommenen  Ausgestaltung  des  Existenz- 
minimums fällt  vor  allem  schwer  in  die  Wagschale,  dafs  das  Vermögen  der  be- 
vogteten  Personen  einer  genauen  amtlichen  Kontrolle  unterliegt  und 'dadurch  in 
vielen  Kantonen,  wo  die  Vermögensveranlagung  im  übrigen  eine  mangelhafte  ist,  über- 
lastet bleibt.  Sodann  ist  zu  beachten,  dafs  das  fundierte  Einkommen  in  der  Schweiz 
überhaupt  schwer  und  unzweckmäfsig  getroffen  ist,  indem  selbst  der  kleine  Vermögens- 
besitz oft  die  ganze  Wucht  des  höheren  Steuersatzes  zu  tragen  hat;    gerade   um 
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solches    handelt   es   sich   vielfach   bei  Witwen  und  Waisen,    da  ein  Erwerb  nur  in 
minderem  Mafse  auftritt/' 

§  88.  Mehrbelastung  des  „fundierten^'  und  des  „freien  Ein- 
lcomme)is" .  —  Was  ist  fundiertes  Einkoramen?  Nach  der  übliclien  Be- 
stimmung: Besitzeinkommen  aus  Grundstücken  und  Gebäuden,  Zins- 
renten und  Dividenden  und  auch  noch  aus  dem  mit  dem  Unternehmungs- 
vermögen gemachten  Gewinn.  Hierbei  erheben  sich  jedoch  alsbald  drei 
Fragen:  Ist  nur  das  Besitzeinkommen  als  Quelle  erhöhter  Steuerkraft  an- 
zunehmen? Und:  ist  für  jede  Gattung  von  Besitzeinkommen  eine  gleich- 
mäfsig  höhere  Steuerkraft  anzunehmen?  Lassen  sich  Ertragssteuern  als 
Mittel  der  .Mehrbelastung  des  fundierten  Einkommens  verwenden?  Diese 
Fragen  sind  zu  verneinen. 

Einmal  ist  auch  höheres  Arbeitseinkommen,  wenn  es  „freies  Ein- 
kommen" ergiebt,  die  Quelle  erhöhter  Steuerkraft.  Nachzulassen  ist  dem 
Arbeitseinkommen,  verglichen  mit  dem  Besitzeinkommen,  mehr  nicht, 
als  dals  jene  Rticklegungen,  welche  zur  standesmäfsigen  Vorsorge 
für  das  Alter  zu  machen,  beim  Besitzeiukommen  aber  im  Besitz  schon 
gegeben  sind,  entlastet  bleiben  müssen.  Die  Entlastung  des  Arbeits- 
einkommens nur  im  Ausmafs  der  Vorsorge  ist  von  Vocke  als  die  einzige 
begründete  Entlastung  für  Arbeits-  oder  Besitzeinkommen  begründet 
worden.  Dazu  kommt,  dafs  diese  Vorsorge  auch  beim  sicheren  Arbeits- 
einkommen durch  standesmäfsige  Pensions-,  "Witwen-  und  Waisenfür- 
sorge gegenstandslos  gemacht  ist,  und  zwar  nicht  blofs  bei  öffentlichen 
Beamten,  sondern  vielfach  auch  bei  sog.  Privatbearaten.  Durch  Be- 
handlung nur  des  Besitzeinkommens  als  fundierten  Einkommens  wird 
in  verdeckter  Weise  höchststeuerfähigem ,  grofsem  Arbeitseinkommen 
eine  völlig  unberechtigte  Begünstigung  zuteil. 

Es  ist  in  der  That  nicht  abzusehen,  weshalb  Einkommen  pensions- 
berechtigter höherer  Beamten  als  minder  fundiert  anzusehen  wäre,  als 
Kapitalrenten-,  Gewerbe-  und  Immobiliarbesitzeinkommeu.  Über  die 
Sache  liefse  sich  wegsehen,  wenn  blofs  die  öffentlichen  Beamten  in  Frage 
kämen,  deren  Gehalte  bescheiden  geregelt  sind.  Es  giebt  aber  eine 
immerfort  steigende  Anzahl  noch  gröfserer  Einkommen  von  Privatbe- 
diensteten und  Angehörigen  freier  Berufe  (Arzte,  Künstler,  Anwälte, 
Agenten,  Sensalen  u.  s.  w.).  Daher  ist  die  schlechthinige  Freilassung 
der  Arbeitseinkommen  nur  bis  zu  einer  gewissen  Hölie  begründet,  also 
verglichen  mit  dem  Besitzeinkommen  erst  von  etwas  höherem  Einkommens- 
betragc  an.  Dieses  läfst  sich  steuertechnisch  auch  dann  durchführen, 
wenn  man  die  Mehrbelastung  in  der  Form  einer  ergänzenden  Vermögens- 
steuer vollzieht,  wie  seit  1893  in  Preufsen;  mau  braucht  lediglich  das 
höhere  Arbeitseinkommen  von  der  Grenze  an,  unterhalb  welcher  die 
„Vorsorge"  bereits  Berücksichtigung  gefunden  hat,  zu  Kapital  anzu- 
schlagen und  so  der  Mehrbelastung  zu  unterziehen.    Jede  andere  Regu- 
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lierung  widerstreitet  dem  Steuerprinzip  der  Gleicbmäfsig-keit,  und  was  die 
öffentlichen  Beamten  betrifft,  auch  demjenigen  der  Allgemeinheit. 

Die  zweite  Frage  ist  die,  ob  die  verschiedenen  Arten  von  Besitz- 
einkommen gleichmäfsig  der  Mehrbelastung  zu  unterziehen  sind.  Auch 
das  ist  nicht  rein  bejahend  zu  beantworten.  Es  ist  sehr  zweifelhaft, 
ob  Einkommen  aus  forstlichem  Fideikommifsbesitz  nicht  steuerkräftiger 
macht,  als  der  gleichhohe  Pächtergewinn,  ob  jene  Einkommen,  welchen 
periodische  Einbufsen  gegenübertreten,  gleichstark  fundiert  sind,  wie 
solche,  bei  denen  dies  nicht  der  Fall  ist. 

Offenbar  ist  für  die  Besteuerung  des  fundierten  Vermögens  mit  der  gleicli- 
mäfsigen  Belastung  aller  Steuerkapitalbestandteile  das  letzte  Wort  noch  nicht  ge- 
sprochen, was  man  der  neuerlichen  Überschätzung  der  bisherigen  Lösungsversuche 
vorläufig  entgegenhalten  muCs,  obgleich  der  weitere  Fortschritt  als  noch  nicht  aus- 
gereift hier  wird  bei  Seite  gelassen  werden  dürfen.  Ein  Fehler  ist  nicht  zu  ver- 
kennen: das  schlüpfende  bewegliche  Einkommen  und  Vermögen  wird  nicht  stark 
genug  getroffen,  wenn  nicht  mittelbar  durch  höheren  Steuersatz  oder  mittelbar  durch 
Anlegung  indirekter  Besitz  Wechsel-  und  Konsumsteuern  auf  die  ergänzende  Belastung 
des  beweglichen  Besitzes  hingewirkt  wird. 

Eine  dritte  allgemeine  Erwägung  ist  der  Frage  zuzuwenden,  ob 
die  dreierlei  direkten  Steuern  für  die  Mehrbelastung  des  fundierten  Ein- 
kommens in  gleichem  Mafse  geeignet  sind.  Die  Ertragssteuern  sind,  so- 
lange sie  ihrem  Namen  wirklich  entsprechen,  als  Mittel  der  fundierten 
Besteuerung  entschieden  abzulehnen ;  denn  die  höchsten  Erträge  können 
in  kleine  Einkünfte  zerfliefsen,  die  überhaupt  steuerfrei  zu  lassen  sind, 
und  wegen  der  Nichtberücksichtigung  der  Schulden  bei  den  Ertragssteuern 
kann  es  zum  Gegenteil  der  Mehrbelastung,  zur  Belastung  negativer 
Werte  kommen. 

Anderes  gilt  von  der  „A.  E.  St."  und  der  „A.  V.  St.". 

Schanz  I  S.  106  bemerkt  über  die  Mehrbelastung  des  fundierten  Vermögens  in 
der  Schweiz:  ,, Verfolgt  man  die  Steuerdebatten,  so  kehrt  am  häutigsten  als  Be- 
gründung wieder,  dafs  eine  Schonung  des  unfundierten  Einkommens  angezeigt  sei, 
weil  das  unfundierte  Einkommen  ein  vorübergehendes,  wogegen  das  Einkommen  aus 
Vermögen  ein  dauerndes  sei.  Das  Hinfällige  dieser  Deduktion  liegt  auf  der  Hand 
und  ist  auch  von  den  Theoretikern  (namentlich  Vocke)  öfters  hervorgehoben  worden. 
Die  Steuer  ist  eben  im  einen  Falle  auch  nur  vorübergehend,  im  anderen  dagegen 
dauernd.  Die  Dauer  an  sich  ist  kein  Grund  für  ein  verschiedenes  Mafs  der  Belastung ; 
der  wahre  Grund  liegt  aber  dicht  daneben.  Ebensowenig  dürfte  die  häufig  auftretende 
Erwägung  durchschlagend  sein,  dafs  das  eine  Einkommen  vom  Bezieher  selbst  mit 
Mühe  erarbeitet  ist,  wogegen  der  Zinsenbezug  auf  der  Arbeit  eines  anderen  beruht; 
abgesehen  davon,  dafs  dieses  Moment  nur  für  die  Leihkapitalien  zutrifi't,  ist  es  auch 
so  subjektiver  Art,  dafs  man  bezweifeln  kann,  ob  ihm  neben  so  viel  dringenderen 
Momenten  noch  Rücksicht  geschenkt  werden  darf.  Auch  ist  überhaupt  ein  Mafs  für 
die  persönlichen  Opfer,  unter  denen  das  Einkommen  erworben  wird,  nicht  zu  finden. 
Es  entspricht  aber  gerade  dieser  Grund  zweifellos  den  unklaren  Instinkten  der  Masse, 
die  dem  Besitzenden  und  Reichen  wenn  möglich  alle  Lasten  aufladen  möchte.  Die 
natürlichste  Erklärung  und  Begründung  ergiebt  sich  aus  der  Anerkennung  des  steuer- 
freien Existenzminimums.  Die  Berücksichtigung  der  notwendigsten  Existenzmittel 
erstreckt  sich  nicht  blofs  auf  die  Zeit  der  Erwerbsfähigkeit,   sondern  es  mufs  auch 
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noch  die  Zeit  der  Erwerbsunfähigkeit  ins  Auge  gefafst  werden.  Derjenige, 
der  hinlänglich  fundiertes  Einkommen  hat,  ist  auch  für  diese  Zeit  gesichert:  der- 
jenige, der  unfundiertes  hat,  mufs  für  diese  Sicherung  erst  sorgen  durch  Rücklagen 
aus  dem  Einkommen  oder  durch  Zahlung  von  Prämien.  Es  ist  billig  und  recht, 
wenn  der  Staat  diese  Vorsorge  seinen  Ansprüchen  vorgehen  läfst,  wenn  er  also  die 
Erhaltung  der  Existenz  auch  für  diese  Zeit  anerkennt,  zumal  er  ja  auch  den  Auf- 
wand steuerfrei  läfst,  der  für  Erhaltung  des  Vermögens  (Reparatur,  Abnützung)  ge- 
macht wird.  Dieser  Gesichtspunkt  findet  natürlich  nicht  seine  Grenze  bei  dem 
einzelnen  Steuerpflichtigen,  sondern  erstreckt  sich  auf  die  ganze  Familie,  ähnlich 
wie  ja  auch  das  Existenzminimum  nicht  beim  einzelnen  Steuerptlichtigen  Halt  macht. 
Der  Staat  mul's  also  auch  die  Verminderung  der  Steuerfähigkeit  berücksichtigen, 
welche  dem  Pflichtigen  daraus  erwächst,  dafs  er  einen  Teil  seines  Einkommens  dazu 
verwenden  mufs,  seiner  Familie  nach  seinem  Tode  oder  im  Falle  seiner  Erwerbs- 
unfähigkeit den  notwendigen  Unterhalt  zu  sichern.  Die  Grenze,  bis  zu  welcher  diese 
Schonung  gehen  darf,  ist  das  Existenzminimum  des  Einzelnen  und  der  Familie  bis 
zum  Erwachsensein  der  Kinder.  Eine  Vorsorge  über  den  notwendigen  Lebens- 
bedarf hinaus  hat  keinen  Anspruch  mehr  auf  Steuerfreiheit.  Nur  die  Er- 
haltung von  Leben  und  Gesundheit  kann  der  Staat  als  solche  Zwecke  anerkennen, 
welche  seinen  eigenen  Aufgaben  vorgehen,  aber  nicht  Gcnufsmöglichkeit  und  kost- 
spielige höhere  Ausbildung." 

§  89.  Formen  der  Mehrhelashmg  fies  fundierten  Einl-ommens.  — 
An  und  für  sich  läfst  sieb  die  Meliibelastung  alles  besonders  steuer- 
kräftigen  Einkommens  durch  direkte  Zusatzauflagen  auch  in  der  Form 
einer  ergänzenden  allgemeinen  Vermögenssteuer  vollziehen: 
denn  in  der  durch  den  vorigen  Paragraphen  bezeichneten  Weise  kann 
auch  das  höhere  Diensteinkommen  zu  einer  ergänzenden  Vermögens- 
steuer herangezogen  werden.  Nur  darf  eben  umgekehrt  nicht  über- 
sehen werden,  dafs  die  Mehrbelastung  alles  besonders  steuerfähigen 
Einkommens  steuerteehnisch  auch  in  der  Form  der  ..A.  E.  St."  sich 
wohl  ausfiihren  läfst.  Die  Einsteuerung  zur  letzteren  hätte  gegliedert 
nach  allen  Hauptgattuugen  von  Einkünften  .stattzufinden,  sodafs  jedem 
Teile  der  letzteren  ein  besonders  hoher  Steuerfufs  sich  aufsetzen  läfst; 
die  Mehrbelastung  des  fundierten  Einkommens  wird  daher  innerlialb 
der  „A.  E.  St.'*  sich  durchsetzen  lassen.  Diese  Gestaltung  wird  wenig- 
stens in  der  direkten  Staatsbesteuerung  vorzuziehen  sein.  Es  kann  dann 
die  .,A.  V.  St."  unter  Aufhebung  der  Ertragsbesteuerung  auch  für  die 
Gemeinden  ganz  den  letzteren  überlassen  werden.  Übrigens  steht  gar 
nichts  im  Wege,  auch  für  die  Gemeinden  die  Mehrbelastung  des  fun- 
dierten Einkommens  in  der  Form  des  Zuschlages  zu  einer  auf  die  Mehr- 
belastung des  fundierten  (freien)  Einkommens  angelegten  staatlichen 
„A.  E.  St."  durchzuführen ;  das  Interesse  der  Gemeinden  für  eine  ge- 
naue Einsteuerung  zur  „A.  E.  St."  überhaupt  würde  zu  Gunsten  auch  des 
Staates  geweckt  werden. 

§  90.  Die  (dlgemeine  Vermögenssteuer  als  Form  entsprechender 
MehrheJastung  des  fundierten  Einhommens.  —  Mit  grofsem  Nachdruck 
ist    von    MiQUEL   bei  Verabschiedung    der  preufsischen   „Ergänzungs- 


4.  Kapitel.    Die  Steuerlast.  119 

Steuer"  die  „A.  V.  St."  als  beste  Form  der  Durclifiilirung  der  Melir- 
belastung  des  fundierten  Einkommens  verteidigt  worden.  Die  Vertei- 
digung stützt  sich  auf  die  in  der  Anmerkung  angeführten  Gründe. 
Letztere  scheinen  mir  nicht  völlig  durchschlagend  zu  sein.  Auch  durcli 
höhere  Steuerfüfse  für  das  Einkommen  aus  Vermögen  und  G-ewerben 
lassen  sich  das  fundierte  und  das  freie  Einkommen  treffen,  und  selbst  jede 
Art  von  Genufsvermögen,  beweglichem  wie  unbeweglichem,  läfst  sieb 
nach  gesetzlichen  Eeduktionszahlen  auf  Einkommen  umrechnen  und  da- 
bei auf  Verschuldung  dieselbe  Rücksicht  nehmen,  wie  bei  der  ergän- 
zenden Vermögenssteuer.  Auch  die  Deklaration,  welche  das  preufsische 
Ergänzungsgesetz  verfügt,  läfst  sich  in  die  Einsteuerung  der  allgemeinen 
Einkommen  verlegen.  Die  Wahl  der  Form  ist  eine  Zweckmäfsig- 
keitsfrage.  Bei  völliger  Verwandlung  der  alten  Ertragssteuern  io 
eine  gegliederte  allgemeine  Vermögenssteuer  mit  einheitlichen 
Wertkatastern  (BucHEXBERGERscher  Plan)  würde  die  „A.  V.  St."  als 
„Ergänzungssteuer"  den  vorzuziehendenden  Weg  darstellen. 

Die  preufsische  ,,A.  V.  St."  als  ,,Ergäiizungssteuer"  wird  weiterer 
Fortbildung  nicht  zu  entziehen  sein;  denn  sie  trifft  1.  nicht  das  freie 
Arbeitseinkommen,  hat  2.  keine  Progression,  macht  3.  vor  einer  Masse 
beweglicher  Nutzkapitale  Halt  und  geht  4.  von  der  anfechtbaren  An- 
sicht aus,  dals  die  verschiedenen  Bestandteile  des  Vermögens  gleich 
steuerbar  seien. 

Zur  ,, Ergänzungssteuer"  würde  die  schärfere  Anfassung  des  beweg- 
lichen Vermögens  durch  Erbfallbesteuerung  (§  354),  namentlich 
aber  des  üppig  entwickelten  beweglichen  Nutzkapitals 
durch  Aufwandbesteuerung  hinzukommen  müssen,  um  dem 
Grundgedanken  der  Mehrbelastung  des  fundierten  und  freien  Einkommens 
vollständigere  Verwirklichung  zu  sichern. 

MiQüEL  hat  im  preufsischen  Abgeordnetenhause  bemerkt:  .,Ich  streite  höch- 
stens noch  über  die  Form,  in  der  wir  diesem  Postulat  der  Gerechtigkeit  entsprechen. 
Nun,  für  mich  ist  das  Wesen  der  Sache  das  wichtigste,  die  Form  sekundär,  aber 
ich  behaupte:  die  vollkommenste  Form  ist  die,  die  wir  hier  vorschlagen.  Man 
hat  von  einer  Erbschaftssteuer  gesprochen.  Nun,  sie  ist  gewifs  auch  eine  Form  der 
Heranziehung  des  fundierten  Einkommens,  aber  doch  mit  Mängeln  behaftet,  die  alle 
der  Vermögenssteuer  nicht  ankleben.  Man  hat  gesagt:  der  Finanzminister  hat  ja 
selber  im  vorigen  Jahre  eine  Erbschaftssteuer  vorgeschlagen.  Gewifs,  mit  '/^Proz. ; 
das  drückt  nicht,  das  war  wesentlich  eine  KontrollmaCsregel.  Haben  Sie 
sich  aber  berechnet,  die  Herren  vom  Rhein,  die  so  eifrig  für  diese  Steuer  eintreten, 
was  wir  eigentlich  wohl  für  Sätze  bei  einer  Erbschaftssteuer  erheben  müfsten,  welche 
35  Millionen  bringt?  Ich  wiederhole,  für  mich  persönlich  ist  die  Unterscheidung  von 
fundiertem  und  nichtfundiertem  Einkommen  die  Hauptsache.  Wer  mir  einen  besseren 
Weg  zeigen  kann,  als  wir  ihn  hier  vorschlagen,  dessen  Vorschläge  werde  ich  auf  das 
sorgfältigste  prüfen.  Nun  ist  man  noch  auf  eine  andere  Idee  gekommen,  und  die 
ist  mir  nicht  neu,  denn  ich  habe  auch  damit  angefangen,  indem  ich  erwog,  wie 
kommen  wir  zu  einer  zweckmäfsigen  Unterscheidung  zwischen  fundiertem  und  nicht- 
fundiertem Einkommen,  ob  man  nicht  diese  Unterscheidung  treffen  kann  innerhalb 
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der  Einkommensteuer  selbst?  Ja,  das  geht  nicht  (?;,  es  ist  wenigstens  ein  ganz  (?) 
roher  Weg.  Es  ist  eine  Methode,  die  das  Richtige  nicht  triflt,  und  ich  frage,  was 
für  ein  Unterschied  ist  zwischen  beiden?  Warum?  Höchstens  könnte  es  doch  die 
Deklaration  sein.  Ich  habe  aber  gezeigt,  dais  bei  diesem  W^ege  auch  eine  viel 
schärfere  Deklaration  erforderlich  wäre.  Aber  Sie  wollen  einen  Zuschlag 
machen  zu  dem  Besitzeinkommen  innerhalb  der  F^.in kommensteuer.  Nun,  wie  lauten 
denn  die  Deklarationen?  Ich  deklariere  aus  Grundbesitz  den  Betrag,  aus  Kapital 
den  Betrag,  aus  Handel  und  Gewerbe  den  Betrag,  vom  persönlichen  Einkommen 
den  anderen  Betrag.  Dieser  Betrag  aus  dem  Grundbesitze,  ist  denn  der  fundiertes 
Einkommen?  Mit  nichten.  Das  ist  gemischtes  Einkommen.  Wo  bleibt  denn  die 
Intelligenz,  wo  bleibt  die  Arbeitsleistung  des  Gutsbesitzers  und  des  Gewerbetreibenden? 
Jemand  kann  mit  einem  kleinen  Vermögen  aus  Handel  und  Gewerbe  grofse  Beträge 
erzielen,  wemi  er  ein  fleilsiger  und  intelligenter  Mann  ist,  und  der  andere  aus  einem 
grofsen  Vermögen  nur  ein  geringes  Einkommen.  Sie  können  in  dieser  Form  nicht 
scheiden  zwischen  dem  Arbeitseinkommen  und  dem  Besitzeinkommen.  Daran  sind 
ja  auch  alle  Versuche  in  dieser  Frage  in  allen  Ländern  gescheitert;  in  Italien  ist 
man  zu  einem  gewifs  ganz  willkürlichen  Zuschlage  gekommen,  wovon  die  italienischen 
Volksvertreter  selbst  nichts  halten  und  sagen,  es  wäre  ein  trauriger  Notbehelf.  Aber 
meine  Herren,  wenn  Sie  wirklich  das  Rätsel  lösen  könnten,  Arbeitseinkommen  und 
Besitzeinkommen  hier  zu  scheiden,  wo  ziehen  Sie  die  Schulden  ab,  auf  welchen 
Teil,  nach  welchen  Grundsätzen?"  —  Diese  Verteidigung  wird  sofort  hinfällig,  wenn 
man  bedenkt,  dafs  fundiertes  und  „freies"  Einkommen  zusammen  Mehrbelastung 
verdienen.  Die  Form  der  „A.  E.  St."  hat  den  Vorteil,  auch  das  ..freie"  Einkommen 
zu  fassen.  Dazu  kommt,  dafs  Erbschafts-  und  Ergänzungssteuer  einander  nicht  aus- 
schliefsen  (§§  326  ff.).  Für  die  Quellen  des  Besitzeinkommens  können  sehr  wohl  Wert- 
katastrierungen  beibehalten  werden,  welche  auch  in  der  ..A.  E.  St."  das  Hesitzein- 
kommen  besonders  zu  treffen  gestatten.  Insbesondere  wird  dies  von  dem  in  der 
Bauspekulation  gebundenen  „zinslosen"  Vermögen  gelten,  welches  der  ,,A.  E.  Sc." 
samt  einer  Wertzuwachssteuer  bei  periodischer  Wertkatastrierung  sehr  wohl  unter- 
worfen werden  könnte  (§  334). 

§  91.  Die  direMe  Progressivhesteuerung.  —  In  §  43  ist  die  Be- 
rechtigung der  Progressivbesteuerung  anerkannt,  aber  auch  die  Ansicht 
vertreten  worden,  dafs  die  Progressivbesteuerung,  wenn  sie  noch  so 
vollkommen  der  quantitativen  Schichtung  der  Durchschnittssteuer- 
kraft  gerecht  zu  werden  vermöge,  völlig  untauglich  sei,  allein  die  ver- 
hältnismäfsige  Belastung  der  individuellen  wirklichen  Steuerkraft  wirk- 
sam durchzuführen;  diese  allgemeine  Ansicht  wird  hier  festgehalten. 
Desgleichen  die  Ansicht,  dafs  nur  für  die  rxeneral-,  nicht  auch  für  die 
Specialsteuern  Progressivbelastung  ausführbar  ist. 

Der  Progressivbesteuerung  gegenüber  steht  die  Proportionalbesteue- 
rung, vermöge  welcher  das  kleinste,  .wie  das  gröfste  Steuerkapital  mit 
demselben  Steuerfufs  betroflFen  wird.  Allein  Progressiv-  und  Proportional- 
besteuerung  bilden  keinen  ausschliefsenden  Gegensatz.  Vielmehr  hat 
nach  Erreichung  eines  bestimmten  mäfsigen  Höchstsatzes  des  Steuer- 
kapitals die  Progression  aufzuhören  und  über  diesen  Höchstsatz  hinaus 
Proportionalbesteuerung  nach  dem  Höchststeuersatze  der  Progressiv- 
steuerskala einzutreten  (<j  43). 

Die  Progressivbesteuerung  ist,  was  Vocke  und  Schanz  mit  Recht 
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betont  haben,  nur  die  Fortsetzung  der  Schonung,  welche  auch 
dem  Existenzminimum  zugrunde  liegt,  in  jene  Schichten 
kleinerer  und  mittlerer  Steuerkapitalgröfsen  hinein, 
welche  zwar  tiber  das  Existenzminimum  hinausreichen, 
aber  als  immer  noch  relativ  steuerunkräftig  weiter  und 
bis  dahin  zu  schonen  sind,  wo  ein  Betrag  des  Steuerkapitals  aufti'itt, 
bei  welchem  Schonung  keinen  Grund  mehr  hat.  Diese  Schonung  kann 
ebenso  durch  einen  nach  unten  fortschreitenden  Nachlafs  am  ordent- 
lichen Proportionalsteuerfafs,  d.  h.  durch  eine  Degressivsteuer- 
skala erreicht  werden,  als  durch  eine  Progressivsteuerskala,  welche 
von  unten  bis  zu  einem  forthin  proportional  anzuwendenden  Höchstsatz 
fortschreitet. 

Der  Steuerhöehstsatz  der  Progressivskala  darf  nicht  zu  hoch 
gegriffen  werden.  Wenn  das  dennoch  geschieht,  so  treten  .drei 
schwere  Übelstände  ein:  1.  der  Defraudationsreiz  wird  für  das 
leichter  schlüpfende  bewegliche  Vermögen  und  Einkommen  bis  zur  Un- 
widerstehlichkeit gesteigert  und  das  unbewegliche  Vermögen 
mittelbar  unverhältnismäfsig  belastet;  2.  wird  die  deckungs- 
systematisch regulative  Funktion  der  direkten  Generalsteuer,  wo- 
nach diese  zur  Deckung  der  veränderlichen  Ausfälle  bestimmt  ist,  be- 
einträchtigt, weil  ein  an  sich  hoher  Prozentsatz  eine  weitere  Stei- 
gerung für  die  besonderen  Zwecke  der  beharrlichen  Aufrechterhaltung 
des  Finanzgleichgewichtes  nicht  leicht  gestattet;  3.  drängt  eine  mafs- 
los  fortschreitende  Progression  gerade  die  Pieichsten  dazu,  sich  für  die 
Belastung  dadurch  zu  erholen,  dafs  sie  weitere  Bereicherung  erstreben, 
was  die  Tendenz  zur  Grofskapitalbildung  steigern  statt  mil- 
dern würde. 

Einholung.  Es  wird  z.  B.  bei  einem  Höchstsatz  bis  lu  Proz.  bei  100  000  M.  Ein- 
kommen die  Steuer  10000  M.,  bei  200000  M.  Einkommen  20  000  M.  betragen:  durch 
Vermehrung  des  Einkommens  von  100  000  auf  200  0UU  M.  -würde  also  zwar  die  Steuer 
auf  20  000  M.  steigen ,  dagegen  der  Einkommensbetrag,  welcher  dem  Steuersubjekt 
bliebe,  von  90  000  auf  ISOOOO  M.  gestiegen  sein.  Gewifs  ein  für  die  „Demokratie" 
nicht  wünschenswerter  Anreiz  zur  Steuerabs chüttelung-  durch  Einholung. 

Ansteigen  der  Progression.  Die  Progression  ist  bald  sehr  flach  an- 
steigend: in  Preufsen  1  Proz.  bei  1350  bis  1500  M.,  2  Proz.  bei  3300  bis  3600  M., 
erst  bei  über  100,000  M.  4  Proz.  Dagegen  ward  der  Höchstsatz  in  steilerem  An- 
steigen erreicht  in  Sachsen  bei  54(jo,  Hessen  bei  2O00O,  Baden  bei  30u00,  Olden- 
burg bei  60  000  M.   Über  5  Proz.  steigt  der  Höchstsatz  in  keinem  deutschen  Staate. 

Das  rasche  oder  langsame  Ansteigen  ist  in  jedem  Lande  und 
für  jede  Zeit  durch  besondere  Umstände,  Höhe  des  Staatsbedarfes 
und  Ergiebigkeit  der  übrigen  Glieder  des  Steuersystems,  bedingt. 

§  92.  Die  Xichthenicl-sichtigung  negativer  Stenerl'cqAfalicerte 
(Schulden  n.s.w.J. —  Dieser  Fehler  ist  umfassend  vorgekommen:  1.  durch 
Annahme  fälschlich  zu  hoch  geschätzter  Durchschnittsierträge  bei  den 
Ertragssteuen ;  2.  durch  Forterhebung  von  Steuern-auf  versiegte  Steuer- 
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quelleu  (leerstehende  Hänser,  pausierende  Einkünfte  ii.  s.  w.);  3.  und 
namentlich  durch  Verweigerung  des  Abzuges  der  Schulden  bei  Be- 
rechnung des  Steuerkapitals. 

Der  Fehler  ist  zu  vermeiden,  wenn  nur  die  wirklichen  und  reinen 
Einkünfte  und  nur  für  die  Zeit  ihres  thatsäehlicheu  Einganges  der 
Besteuerung  unterzogen  werden.  Das  geschah  aber  bei  den  Ertrags- 
steuern eben  nicht,  und  dafs  es  nielit  geschah  und  nicht  geschehen 
konnte,  war  es  hauptsächlich,  was  seit  der  Zunahme  starker  und 
uugleichmäfsiger  Verschuldung  der  Ertragssteuersubjekte  die 
Ertragssteuern  unhaltbar  gemacht  hat  (§§  65  f.).  Das  Problem 
kann  vollständig  nur  dadurch  gelöst  werden,  dafs  man  die  Ertrags- 
steuern überhaupt  aufgiebt  und  in  Partialen  einer  einheitlichen 
Generalbesteuerung,  sei  es  einer  „A.  E.  St.'*  oder  einer  „A.V.  St." 
oder  beider  nebeneinander  gestellter  Generalsteuern  umgestaltet.  Dieser 
Weg,  welchen  der  Verfasser  dieses  schon  in  den  ,, Grundsätzen  der 
Steuerpolitik"  empfohlen  hat,  ist  seitdem  in  Preulsen  für  die  Staats- 
besteuerung zur  Geltung  gekommen  und  scheint  für  Länder,  welche 
den  Ertrag  starker  Ertragssteuern  festhalten  müssen  und  daher  die 
sichernde  Grundlage  der  Katasterwerte  nicht  entbehren  können,  in  der 
Form  der  Verwandlung  der  Ertragssteuern  in  eine  katastral  ge- 
gliederte allgemeine  Vermögenssteuer  mit  "Wertkatastrie- 
rung  vorläufig  am  besten  gelöst  werden  zu  können. 

Eine  vorzügliche  Beleuchtung  der  Fragen  der  Lösung  des  Problems  in  letzterer 
Richtung  giebt  die  soeben   erschienene  Denkschrift  des  badischen  Finanzministers 

BcCHESBEBGER 

§93.  Die  subjektive  Doppelbesteuerung  durch  mehrere  Tcoordi- 
nietie  Steuer ge walten.  —  Hierbei  sind  drei  Fälle  auseinanderzuhalten: 

1.  Mehrere  souveräne  Staaten  ergreifen  dasselbe  Steuerobjekt. 
Dieser  Doppelbesteuerung  ist  teils  auf  völkerrechtlichem  Wege,  teils 
durch  die  rcciproke  Freilassung  der  Ausländer  für  ihr  ausländisches 
Einkommen  staatsrechtlich  vorzubeugen.  Durch  Staatsverträge,  indem 
mau,  wie  ftir  die  indirekte  Besteuerung  Durchfulnfreiheit ,  in  der 
direkten  Besteuerung  Freilassung  der  Ausländer  von  dem  aus  ihrem 
Heimatstaate  stammenden  Einkommen  oder  daselbst  gelegenen  Ver- 
mögen wechselseitig  einräumt.  Durch  die  innere  Gesetzgebung  aber, 
indem  man  ohne  Engherzigkeit  billige  Behandlung  der  Ausländer  auf 
oder  ohne  Rcciprocität  einräumt. 

2.  Die  einander  koordinierten  Landessteuergewalten  eines  Bundes- 
staates ergreifen  jede  dasselbe  Steuerobjekt  in  voller  Belastung.  Dieser 
Fall  ist  selbst  ftir  die  indirekte  Besteuerung  bedeutsam,  soweit  sie  nicht 
durch  die  Beschränkung  der  indirekten  Besteuerung  auf  Reiehszölle 
und  Reichskonsurasteuern  gegenstandslos  wird  (über  interne  Rückver- 
gütungen und  Übergangsabgaben  verd.  2.  Buchi.  —  Für  die  direkte  Be- 
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Steuerung  wird  dieser  Fall  nameutlich  bezüglich  der  Unternehmungen 
bedeutsam,  deren  Geschäftsbetrieb  über  die  Gebiete  mehrerer  Steuer- 
gewalten sich  erstreckt.  Gerade  für  diese  Unternehmungen  ,, zwischen- 
staatlicher Art"  ist  in  einem  Bundesstaat,  wie  in  den  Vereinigten 
Staaten,  die  Doppelbesteuerung  so  brennend  geworden.  Die  Schwierig- 
keit läfst  sich  jedoch  durch  ein  Reichs-  oder  Bundesgesetz  tiberwinden, 
welches  die  Doppelbesteuerung  durch  Zuteilung  der  Steuerzuständig- 
keit teils  nach  Mafsgabe  des  Aufenthaltsortes  bei  der  „A.  E.  St.",  teils 
nach  Mafsgabe  der  Lage  in  der  Vermögens-  und  Ertragsbesteuerung 
unmöglich  macht.  Ein  solches  Gesetz  hat  sich  der  deutsche  Bundes- 
staat alsbald  geschaffen. 

3.  Ergiebt  sich  Doppelbesteuerung  durch  mehrere  koordinierte  kon- 
kurrierende Kommunalsteuergewalten.  Dieser  Fall  ist  analog  wie  der 
zweite  durch  landesgesetzliche  Ausschliefsung  der  Doppelbesteuerung 
zu  erledigen  (vergl.  den  Band  über  Komraunalsteuern). 

Über  die  Fragen  der  Doppelbesteuerung  in  den  Yereinigten  Staaten  siehe 
jetzt  namentlich  Seligmaxn  (Essays  on  taxation) ,  und  Francis  Walker,  woselbst 
sich  auch  die  ganze  neuere  Speciallitteratur  über  ,, double  taxation"  verzeichnet  findet. 

Das  norddeutsche  Bundes-;  nun  Relclissteuergesetz  gegen  Doppelbesteue- 
rung datiert  vom  13.  Mai  1S78  und  lautet: 

§  1.  Ein  Deutscher  darf  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  in  den  §$  3  und  4 
zu  direkten  Staatssteuern  nur  in  demjenigen  Bundestaate  herangezogen  wer- 
den, in  welchem  er  seinen  Wohnsitz  hat.  Einen  Wohnsitz  im  Sinne  dieses  Gesetzes 
bat  ein  Deutscher  an  dem  Orte,  an  welchem  er  eine  Wohnung  unter  Umständen 
inne  hat,  welche  auf  die  Absicht  der  dauernden  Beibehaltung  einer  solchen  schliefsen 
lassen.  —  2.  Ein  Deutscher ,  welcher  in  keinem  Bundesstaate  einen  Wohnsitz  hat, 
darf  nur  in  demjenigen  Staate,  in  welchem  er  sich  aufhält,  zu  den  direkten  Staats- 
steuern herangezogen  werden.  Hat  ein  Deutscher  in  seinem  Heimatsstaate  und 
aufserdem  in  anderen  Bundesstaaten  einen  Wohnsitz,  so  darf  er  nur  in  dem  ersteren 
zu  den  direkten  Staatssteuern  herangezogen  werden.  In  Reichs-  oder  Staatsdiensten 
stehende  Deutsche  dürfen  nur  in  demjenigen  Bundesstaate  besteuert  werden,  in 
welchem  sie  ihren  dienstlichen  Wohnsitz  haben.  —  §  3.  Der  Grundbesitz  und  der 
Betrieb  eines  Gewerbes,  sowie  das  aus  diesen  Quellen  herrührende  Einkommen  darf 
nur  von  demjenigen  Bundesstaate  besteuert  werden,  in  welchem  der  Grundbesitz 
liegt  oder  das  Gewerbe  betrieben  wird.  —  §  4.  Gehalt,  Pension  und  Wartegeld, 
welche  deutsche  Militärpersonen  und  Civilbeamte,  sowie  deren  Hinterbliebene  aus 
der  Kasse  eines  Bundesstaates  beziehen,  sind  nur  in  demjenigen  Staate  zu  besteuern, 
welcher  die  Zahlung  zu  leisten  hat. 

FuiSTiNG  (Kommentar  zum  preufsischen  Einkommensteuergesetz)  erörtert  (S.  8  f.) 
den  steuerlichen  Wohnsitz  in  bemerkenswerter  Weise. 

§  94.  Die  objektive  Doppelbesteuerung  —  ist  vorhanden,  wenn 
dasselbe  Steuerobjekt  —  Einkommen  oder  Vermögen  oder  Ertrag 
—  von  derselben  Steuergewalt  mehrmals  je  voll  angefafst  wird. 
Objektive  Doppelbesteuerung  ist  also  weder  dann  gegeben,  wenn  das- 
selbe Steuerobjekt  sowohl  der  Kommunal-  als  der  Staatsbesteuerung 
unterzogen  wird,  noch  dann,  wenn  die  zwei  verschiedenen  Steuern  be- 
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stimmt  sind,  zusammen  eine  einmalige  Vollbesteuerung  aller  oder  der 
steuerkräftigeren  Subjekte  zu  ergeben,  •svie  in  Preulsen  die  neueste 
Kombination  beider  Generalsteuern.  Dagegen  ist  Doppelbesteuerung 
vorhanden,  wenn  die  beiden  oder  beiderlei  Steuern  nebeneinander  als 
Hauptsteuern  auferlegt  werden,  z.  B.  zugleich  bei  der  Gesellschaftskasse 
und  beim  Aktionär,  aufserdem  vielleicht  neben  den  Generalsteuern 
auch  noch  derbe  Gewerbesteuern  bestehen.  In  der  Aufwandbesteuerung  ist 
objektive  Doppelbesteuerung  vorhanden,  wenn  etwa  auswärtige  Getränke 
zuerst  den  vollen  Zoll  und  dann  nochmals  die  inländische  Fabrikat- 
steuer des  Staates  zu  entrichten  haben. 

Auch  die  objektive  Doppelbesteuerung  ist  ein  grober  Yerstofs  gegen 
die  Belastung  nach  der  Leistungsfähigkeit  und  daher  zu  verwerfen.  Dabei 
darf  man  nur  zweierlei  nicht  aufser  Acht  lassen.  Dieselbe  ist  oft  aus 
steuertechnischen  Gründen  unumgänglich.  Und  sie  ist  dann  nur 
scheinbar  vorhanden,  wenn  sie  dazu  dient,  besonders  steuerbare  Ob- 
jekte im  Verhältnis  der  gröfseren  Steuerbarkeit  zu  belasten.  Dies  sei 
an  dem  Hauptfall  objektiver  Doppelbesteuerung,  demjenigen  des  Aktien- 
einkommens durch  die  Generalsteuern  illustriert. 

Will  man  hier  das  Objekt  sicher  fassen,  so  mufs  es  schon  am  Divi- 
denden- und  Obligationscoupon  geschehen.  Andernfalls  entgeht  das 
Objekt,  sicher  die  dem  Ausländer  zufliefsende  Dividende,  der  Besteuerung, 
tritt  Halbbesteuerung  ein,  d  am  i  t  D  o  p  p  e  1  b  e  s  t  e  u  e  r  u  n  g 
vermieden  werde.  Selbst  dem  inländischen  Aktienbesitzer,  welcher 
ein  zweites  Mal  in  der  „A.  E.  St."  und  „A.  V.  St."  das  schon  bei 
der  Gesellschaft  versteuerte  Dividendeneinkommen  zu  versteuern  hat, 
kann  die  Erhebung  der  Steuer  bei  der  Gesellschaftskasse  nicht  erlassen 
werden.  Es  giebt  wenigstens  in  Beziehung  auf  Inliaberaktien  zur  Zeit 
keine  steuertechnischen  Mittel,  die  von  der  Gesellschaft  gezahlte  Steuer 
dem  Inlandaktionär  zurückzustellen ;  die  unkontrollierte  Freilassung  der 
Dividenden  von  der  Fassion  zur  Personaleinkommensteuer  ist  aber 
schwerem  Mifsbrauch  ausgesetzt.  Einige  objektive  Doppelbesteuerung 
wird  daher  nicht  zu  vermeiden  sein.  Die  Steuerkunst  kann  sich  der 
Vorteile  der  Konzentrationseinsteuerung  einem  nachher 
so  sehr  zerfliefsenden  Objekte  gegenüber  ebensowenig  begeben, 
wie  aus  demselben  Grunde  überall  die  Aufwandbesteuerung  sich  dessen 
begiebt. 

Es  kommt  aber  das  Zweite  hinzu.  Das  Aktieneinkommen  weist 
auf  besondere  Steuerkraft  hin.  Es  gilt  nur,  nicht  imaginäre  Ge- 
sellschaftserträge der  Besteuerung  bei  der  Gesellschaftskasse  zu  unter- 
werfen, sondern  die  wirklichen  Einjahr-  oder  Mchrjahrdurclischnitts- 
erträge  des  Geschäftskapitals,  diese  nach  Umständen  sogar  progressiv. 
Die  Doppelbesteuerung  wird  dann  in  der  Hauptsache  nur  scheinbar 
Doppelbesteuerung  sein,  thatsächlich  aber  denselben  Gedanken  verwirk- 
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liehen,  welcher  auch  der  Besteuerung  des  fundierten  Einkommens  zu 
Grunde  lingt,  nur  in  hesser  differenzierender  Weise. 

Über  den  Beisatz  wirklicher  Doppelbesteuerung  l^ann  hier  die 
praktische  Steuerpolitik  um  so  ruhiger  hinweggehen,  als  solche  Doppel- 
belastung durch  Kursamortisation  an  Härte  bald  verliert. 

Vergl.  hierzu  §  76  ff. 

§  95.  Die  Störungen  durch  Steuer abschüttelung.  —  Die  öffent- 
liche SteuerabschütteluDg  wird  für  die  direkten  Steuern  bei  guter 
Yolksvertretung  leichter  auf  ein  erträgliches  Mafs  eingeschränkt  wer- 
den, als  bei  den  indirekten  Steuern,  bei  welchen  schütz-  und  andere 
volkswirtschaftliche  Sonderinteressen  unter  der  Deckung  durch  volks- 
tümliche Phrasen  bis  heute  gewaltige  Störungen  in  die  normale  Ver- 
teilung der  Steuerlast  hineinzutragen  vermögen. 

Hierüber  ist  bereits  eingehender  gehandelt  in  der  „A.  St.  L."  S.  319  ff. 

Man  soll  nicht  meinen,  dafs  alle  Realsteuern  ganz  zu  Reallasten  verdichtet, 
d.  h.  amortisiert  werden.  Nach  einer  Ausgleichung  der  Last  streben  alle  Steuer- 
kräfte; jede  will  die  Mehrbelastung  vermeiden  und  des  Vorteiles  der  Regünstigung 
teilhaftig  werden.  Es  ist  aber  nicht  die  mittlere,  dem  Steuersysteme  zu  gründe 
liegende  Last,  sondern  das  den  mittleren  Stand  der  Steuerbelastung  nach  oben  oder 
unten  überschreitende  Mehr,  was  zur  einfachen  oder  kapitalisierten  Überwälzung 
drängt.  Nicht  die  ganze  Steuerlast  irgendeiner  Ertragsquelle  kann  durch  den  Ver- 
kehr amortisiert  werden,  sondern  nur  das  Mehr  oder  Minder  über  und  unter  dem 
mittleren  Belastungsbetrage  der  reinen  Einkünfte  aus  den  Ertragsquellen.  Daher 
wird  sich  auch  nicht  die  ganze  Grund-  oder  Gebäudesteuer  „zur  Reallast  verdichten", 
d.  h.  durch  den  Verkehr  amortisiert  werden.  Bezüglich  der  alten  Ertragssteuern, 
welche  die  Schuldverzinsung  vom  steuerbaren  Ertrage  nicht  abrechnen  und  den 
wirklichen  laufenden  Reinertrag  nicht  ermitteln,  zeigt  sich  so  ganz  der  heillose  Opti- 
mismus der  Anhänger  der  Canard  sehen  Meinung.  Die  Notwendigkeit  einer  Grund- 
reform dieser  Steuern  erweist  sich  gerade  vom  Standpunkte  der  Überwälzungslehre. 
An  diesen  Steuern  offenbart  sich  nämlich  die  absolute  Unrichtigkeit  der  Behauptung, 
dafs  jede  alte  Steuer  gut  sei,  weil  die  eine  Ausgleichung  herbeiführenden  Über- 
wälzungsvorgänge  endgiltig  zum  Abschlüsse  gekommen  seien.  Man  kann  letzteres 
nicht  nachdrücklich  genug  bestreiten  (vergl.  Näheres  „A.  St.  L."  S.  322—324). 

Die  in  der  „A.  St.  L."  angeführten  Thatsachen  genügen,  um  zu  zeigen,  dafs 
die  Stabilität  der  Ertrags  Steuersätze  niemals  in  stabile  Gleichmäfsigkeit  der 
Belastung  auslaufen  kann.  Alte  Ertragssteuern  verdienen  daher  ihres 
Alters  wegen  keine  Schonung.  Und  wären  sie  selbst  besser,  als  sie  wirklich 
sind,  so  hinderte  dies  in  Deutschland  und  Oesterreich  eine  abschliefsende  Steuer- 
reform doch  nicht;  denn  jüngst  erfuhren  diese  Steuern  viele  Veränderungen,  so  dafs 
hier  von  alten  Steuern  überhaupt  nicht  die  Rede  sein  kann.  Da  aber  auch  alte 
Ertragssteuern  nie  aufhören,  einen  volkswirtschaftlich  verwerflichen  Überwälzungs-, 
Verarmungs-  und  Bereicherungskampf  zwischen  allen  Steuerkräften  herbeizuführen, 
so  darf  die  Steuerreform  auch  aus  Ehrfurcht  vor  dem  Alter  gegebener  Ertrags- 
steuern nicht  halt  machen.  Die  letzte,  abschliefsende,  dauernde  Ausgleichung  ist 
vielmehr  mit  aller  Entschiedenheit  zu  erstreben  durch  Änderungen,  welche  endlich 
alle  direkten  Steuern  zu  einer  gleichmäfsigen  und  mäfsigen  Besteuerung  der 
wirklichen  reinen  Personaleinkünfte  im  Verhältnisse  ihrer  durchschnittlichen  Steuer- 
kraft regulieren. 
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Dritte  Abteilung-,     Organisation  und  Verfahren  der 
direkten  Besteuerung. 

1.  Kapitel.    Die  Organisation. 

§  96.  Übersicht  —  Zunächst  verweisen  wir  auf  §§  48  ff.  und  die 
,,A.  St.  L."  §§  235—252  zurück.  Den  daselbst  gepflogenen  Erörterungen 
allgemeiner  Art  ist  erst  bei  den  einzelnen  direkten  Steuern  (II.  und  III. 
Hauptabschnitt)  die  genauere  Ausführung  zu  geben.  Doch  sind  schon 
in  dem  gegenwärtigen  Hauptabschnitt  einige  zusammenfassende  Aus- 
führungen über  Organisation  und  Verfahren  der  direkten  Besteuerung 
nicht  zu  umgehen. 

Alle  Besteuerung  hat  zwei  Hauptorgane,  die  Steuerbehörden  und 
die  zur  Mitwirkung  verpflichteten  Steuersubjekte  selbst.  Die  Steuer- 
behörden sind  teils  leitende  Steuerbeamte,  teils  Hilfsorgane  der  letzteren. 

Der  amtliche  Hilfsdienst  hat  wieder  zweierlei  Träger:  die  tech- 
nischen Hilfsorgane  und  die  Kontroll-  oder  Überwachungsorgane. 
Beiderlei  Organe  sind  als  Kataster bureaux  und  Steueraufsiclit  auch 
für  die  direkte  Besteuerung  uneutbehrlicl],  nehmen  aber  mit  dem  Fort- 
gang von  der  Ertrags-  zur  Persoualbesteuerung  an  Umfang  eher  ab, 
während  sie  in  der  indirekten  Besteuerung  —  sich  immer  mehr  differen- 
zierend anwachsen.  Wir  sehen  vom  amtlichen  Hilfsdienst  der  direkten 
EinSteuerung  des  weiteren  ab. 

Der  amtliche  Steuerhauptdienst  hat  zu  Organen  teils  die  ver- 
scliiedenen  Instanzen  der  ordentlichen  Staatssteuerbeliörden,  teils  die 
nichtsteuerlichen  Staatsbehörden,  teils  die  Gemeindebehörden,  teils  be- 
sondere Kommissionen  zur  Seite  der  ordentlichen  Steuerbehörden. 

Von  diesen  viererlei  Organen  kommen  bei  der  direkten  Besteue- 
rung —  im  Gegensatze  zur  indirekten  Besteuerung  —  die  nichtsteuer- 
lichen Staatsbehörden  kaum  in  Betracht.  Die  Gemeindehörden  sind 
dagegen  zur  Elementarermittelung  der  Steuersubjekte  und  der  Steuer- 
objekte unentbehrlich,  bedürfen  jedoch  zu  diesem  Dienst  keiner  be- 
sonderen Einrichtung.  Es  kommen  daher  die  ordentlichen  Steuerbehörden 
(Steuerämter j,  für  die  Regel  in  dreifacher  Instanz,  wovon  die  Mittel- 
behördc  kollegial  gestaltet  ist,  und  die  Steuerkoramissionen  hauptsäch- 
lich in  Betraclit.  Die  Kommissionen  sind  wieder  teils  Veranlagungs-, 
teils  Reklamationskommissionen, 

Das  Hervortreten  der  Kommunalorgane  hängt  mit  dem  eii^ensten  Wesen  der 
direkten  Besteuerung,  welche  die  Person  mit  ihrem  ganzen  Einkommens-  und  Ver- 
mögensstand heranzieht,  daher  örtliche  Lokalkunde,  Personalkenntnis  und  Ver- 
trauen heischt,  ebenso  wesentlich  zusammen,  wie  das  Hervortreten  eines  technisch 
ausgerüsteten  Finanzbeamtentums  in  der  Aufwandsbesteuerung,  sowie  der  nicht- 
finanziellen Staatsbehörde  im  Gebührenwesen  in  der  eigensten  Natur  der  Aufwands-, 
bezw.  der  Gebührenbesteuerung  den  Grund  hat. 
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§  97.  Die  Steuerämter.  —  Durch  die  Einlieitlosigkeit  der  direkten 
Speeialsteiiern  ist  es  bedingt,  dafs  die  erstinstanzlichen  Organe  der 
Einsteuerung  je  für  die  General-  und  für  die  Specialsteuern  und  wie- 
der für  jede  einzelne  Ertragssteuer  sich  von  einander  sondern,  oder 
doch  für  jede  Steuer  eine  besondere  Abwandlung  erfahren. 

Oft  vergifst  die  einseitige  Verherrlichung  der  neuesten  Generalsteuern 
den  wundesten  Punkt  der  letzteren,  die  Schwierigkeit  gleichmäfsiger 
Veranlagung  der  „A.  E.  St."  und  „A.  V.  St."  in  den  verschiedenen 
Teilen  eines  grofsen  Steuergebietes.  Der  ganze  Wert  dieser  Steuern 
wird  fraglich,  wenn  es  nicht  gelingt,  die  Gleichmäfsigkeit  der  Ein- 
steuerung zwischen  allen  Landesteilen  herzustellen.  Etwas,  wie  die 
„Peräquation"  durch  Provinzial-  und  Reichsschätzer  neben  den  Bezirks- 
schätzern in  der  Grundbesteuerung,  mufs  auch  für  die  Generalsteuern 
zu  sorgfältigster  Entwickelung  gelangen.  Eeisende  höhere  Steuer- 
beamte und  leitende  Bezirkssteuerbeamte,  welche  abwechselnd  in  den 
verschiedenen  Landesteilen  gedient  haben,  kommen  hierbei  hauptsäch- 
lich in  Frage.  Den  Steueroberbehörden,  zuhöchst  dem  Finanzminister, 
fällt  hier  die  vielleicht  bedeutsamste  Beeinflussung  und  schwerste  Pflicht 
des  direkten  Steuerdienstes  zu. 

Eine  zweite  Grundaufgabe,  welche  den  Steuerbeamten  unterster 
Instanz  obliegt,  ist  die  Vertretung  der  Gleichmäfsigkeit  der  Veranlagung 
innerhalb  jedes  Steuerbezirkes.  Dazu  dient  teils  die  Unterstützung 
durch  staatlich  ernannte  Mitglieder  der  Steuerkommissionen,  teils  das 
unbeschränkte  Recht  des  an  der  Spitze  der  Elementarbehörde  stehenden 
Staatskommissärs  zur  Einlegung  der  Berufung  an  die  höhere  Instanz 
gegen  jeglichen  Steuerkommissionsbeschlufs. 

Die  Steuerbehörden  allein  können  dennoch  die  Gleichmäfsigkeit  und 
Genauigkeit  der  Einsteuerung  nicht  erreichen,  wenn  nicht  die 
Kommunalkörper  mitinteressiert  sind.  Dies  geschieht  eben 
durch  ausgiebige  Beteiligung  der  letzteren  an  der  Steuerzuständigkeit 
(§  70  ff.). 

§  98.  BureauJcratische  und  Icommissionelle  Einsteuerung.  —  Die 
ausnahmsweise  kontingentierten  Konsumsteuern  ausgenommen,  wird  die 
indirekte  Besteuerung  durch  das  Überwiegen  der  rein  bureaukratischen 
Organisation  charakterisiert.  Im  Gegensatz  hierzu  kommt  bei  der  di- 
rekten Besteuerung,  namentlich  der  Generalbesteuerung,  die  kommissio- 
nelle  Einsteuerung  immer  stärker  zur  Geltung.  Und  zwar  mit  Not- 
wendigkeit, weil  mit  dem  Vordringen  der  Personal-  gegenüber  der 
Realbesteuerung  den  leitenden  Beamten  in  immer  stärkerem  Grade  jene 
Personalkenntnisse  und  Vertrauensbedingungen  abgehen,  w^elche  zur 
genauen  und  gleichmäfsigen  Einsteuerung  und  zur  Gewinnung  des  Ver- 
trauens des  Volkes  unerläfslich  sind. 
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Die  kommissionelle  Einsteuerung  wird  somit  da  nicht  entbehrt  werden  können,  wo 
den  Steuerbeamten  Fach-,  Orts-  und  Personalkenntnisse  mangeln  und  gesetzliche 
Schranken  gegen  Beamtenwillkür  nicht  zureichen.  Die  Bildung  des  Grund-  und  Ge- 
werbesteuerkatasters und  die  Gewerbesteuereinschätzung,  dann  die  Einreihung  der 
■vielen  kleinen  Leute  in  die  unteren  Klassentarit'e  der  Gewerbe-  und  Einkommen- 
steuer, die  Ermittelung  der  grofsen  Steuerkräfte  durch  specielle  Einschätzung  werden 
mehr  oder  weniger  vom  rein  bureaukratischen  Verfahren  abweichen  müssen.  Damit 
ißt  nur  nicht  gesagt,  dafs  dann  der  Staat  ganz  passiv  zu  sein  habe.  Den  Staat  aus 
der  sog.  autonomen  oder  besser  kommissioneilen  Einschätzung  ganz  zu  verdrängen. 
dem  Steuerkommissär  jedes  Beschwerderecht  zu  nehmen,  heifst  die  Steuergewalt  dem 
Steuerpflichtigen  preisgeben  und  die  Einsteuerung  in  die  Hand  der  Steaerdefraudation 
legen.  Eben  die  neueren  deutschen  Steuergesetze  haben  so  etwas  nirgends  gethan. 
und  auch  dem  Engländer  ist  es  nicht  eingefallen,  in  der  „A.  E.  St."  solche  Un- 
geheuerlichkeiten sich  zu  erlauben.  Bei  kommissioneller  Einsteuerung  ist  hiernach 
dem  Staate  die  Leitung  des  Geschäftes,  die  Vorbereitung  des  ersten  Materials,  die 
Überprüfung  des  letzteren,  das  Kommissionspräsidium  zu  wahren,  kurz  der  Steuer- 
kommissär vorzubehalten,  welcher  gegen  die  Einschätzungen  ebenso  Beschwerde  an 
die  höhere  Einsteuerungsinstanz  erheben  kann,  wie  der  Steuerträger,  welcher  sich 
für  beschwert  hält. 

Übrigens  nimmt  die  Bedeutung  der  komraissionellen  Behandlung 
ab,  jemebr  den  Staatssteuerbeamten  ein  unmittelbares  Eindringen  in 
die  Einkommens-  und  Yermögensverbältnisse  ermögliebt  wird.  Wenn 
beispielsweise  die  Büchereinsicbt  und  der  Buchungszwang  sei  es  obli- 
gatorisch, sei  es  fakultativ  als  Verwaltungshilfsmittel  eingeführt  werden 
würden,  so  würde  den  Steuersubjekten,  wie  bei  Sehedula  D  der  eng- 
lischen Einkommensteuer,  eine  Diskretion  gewährleistet  werden,  welche 
im  kommissionellen  Verfahren  niemals  in  hinreichendem  Mafse  wird 
verbürgt  werden  können,  so  dafs  letzteres  überflüssig  wird. 

Zu  der  ehrenamtlich  kommissionellen  Mitwirkung  einzelner  Steuer- 
träger kommt  die  Mitwirkung  aller  Steuersubjekte  bei  der  Einsteuerung 
hinzu.  Dies  ist  der  Inhalt  des  sog.  Selbstbekenntnis  (Deklarations-, 
Fassions)-Zwanges.  Die  direkte  Generalbesteuerung  setzt  eben  die  freie 
und  durch  Hinterziehungsstrafen  bewirkte  Erfüllung  der  Deklarations- 
pflicht voraus,  wenn  sie  nicht  eine  sehr  unvollkommene  Steuer  bleiben 
soll.  Dieser  Fassionszwang  ist  es,  welcher  in  den  Vereinigten  Staaten 
und  in  Frankreich  von  der  Einführung  der  ,,A.  E.  St."  allgemein  noch  ab- 
schreckt. Die  neueste  deutsche  Gesetzgebung  hat  es  nicht  zu  bereuen 
gehabt,  auch  in  der  direkten  Besteuerung  das  Steuersubjekt  selbst  zu 
einem  Grundorgan  der  Einsteuerung  zu  machen. 

Wie  oft  man  über  die  beste  Organisation  kommissioneller  Einsteuerung  für  ein 
grofses  Reich  mit  gewaltigen  Unterschieden  aller  Verhältnisse  und  mit  starken 
Parteigegensätzen  nachdenken  mag,  man  wird  immer  wieder  auf  folgende  Forderungen 
zurückgeworfen:  1.  mufs  durch  vorwiegende  Quotisierung  der  Steuern  der  Staat  zum 
obersten  Interessenten  einer  im  einzelnen  genauen  und  gerechten  Einschätzung  ge- 
macht werden;  2.  soll  die  Gemeinde  eben  daran  ein  hohes  Interesse  erhalten,  indem 
auch  für  sie  das  Kataster  eine  —  allerdings  bestimmt  zu  begrenzende  —  praktische 
Bedeutung  behält;   3.   mufs  der  Steuerfiskal  mindestens  gleiche  Beschwerdebefugnis 
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haben  wie  der  Steuerträger;  4.  dürfen  die  Höchstbesteuerten  nicht  den  Ausschlag 
in  der  Kommission  geben;  5.  sind  in  besonderen  Fällen  die  sachverständigen  Berufs- 
schätzer (Orts- ,  Bezirks- ,  Landes-,  Reichsschätzer) ,  sowie  die  Mitglieder  der  Kom- 
missionen I.  und  II.  Instanz  aus  Listen  auszulosen,  welche  zur  Hälfte  von  der  Regierung 
undzurHälftevon  den  korporativen  Gesamtvertretungen  (üemeinderat,  Landtag,  Reichs- 
tag) ernannt  werden;  6.  wäre  jedem  Eingesteuerten  gegen  freiwillige  Anerbietung 
vertraulicher  Einsicht  in  ordnungsmäfsig  befundene  NVirtschaftsbücher  die  Wahl 
rein  bureaukratischer  Einsteuerung  freizustellen;  7.  ist  zu  fordern,  dafs  jede  Haupt- 
gattung von  Einkünften  separat,  mit  Unterscheidung  von  Grofs-,  Mittel-  und  Klein- 
betrieb eingesteuert  und  katastriert  werde,  sodafs  genaue  und  sachlich  gegliederte 
Partialeinste uerungen  als  Grundlagen  der  Gesamtberechnung  der  Einkommensteuer 
dienen;  8.  kommt  zu  beachten,  dafs  die  Specialkatastrierung  beim  Renten-  und  Ge- 
schäftseinkommen mit  ebenso  grofser  Strenge,  Genauigkeit,  Objektivität  und  Gleich- 
mäfsigkeit  vorgenommen  werde ,  wie  beim  Einkommen  aus  Grundstücken  und  aus 
Gebäuden.  Kürzer  gesagt:  die  Einsteuerung  der  Generalsteuern  'mufs  im  wesent- 
lichen die  letzte  Summenbildung  durch  Addierung  der  persönlichen  Betreffe  aus  den 
zu  Grundlagen  der  Personalbesteuerung  beweglich  umgebildeten  fünf  Special- 
katastern (Grund-,  Gebäude-,  Gewerbe-,  Renten-  und  Lohnsteuerkataster)  werden. 
Der  Erfolg  beruht  auf  der  Qualität  dieser  Specialeinsteuerung,  und  diese  hängt  da- 
von ab,  dafs  der  Fiskus  wie  der  Steuerträger  von  möglichst  fachmäfsigen,  unpartei- 
ischen, dem  Parteiregiment  entrückten  Kommissionen  vertreten  sei  und  so  Beschwerde 
führen  könne.  Eine  Einkommensteuer  einführen,  ohne  dafs  diese  Voraussetzungen 
verwirklicht  sind,  heilst  einem  grofsen  Bau  das  Dach  aufsetzen,  ehe  die  Grund- 
mauern stehen,  auf  die  Minoritäten  und  den  Immobiliarbesitz  die  Steuerlast  der 
Majoritäten  und  des  Mobiliarbesitzes  abwälzen,  den  Steuerkrieg  aller  gegen  alle  jedes 
Jahr  neu  anfachen  („Steuerpolitik"). 

2.  Kapitel.    Das  Verfahren. 

§  99  Die  direJcte  Besteuerung  und  das  Katasterwesen.  —  Der 
Kataster,  d.  b.  der  Inbegriff  der  Aufzeicbnung-en  über  Subjekt  und  Be- 
messuug'sgrundlag-en  der  Besteuerung  ist,  wenigstens  in  der  Ertrags-, 
namentlich  der  G-rundbesteuerung  zu  breiter  Entfaltung  gelangt.  Man 
soll  jedoch  nicht  glauben,  dafs  mit  der  allgemeinen  Personaleinkommen- 
steuer die  Specialkataster  einzustampfen  seien. 

Ein  g-uter  Specialkataster  vom  Grund-  und  Häuserbesitz  wird  —  schrieb 
ich  schon  in  den  „Grundsätzen  der  Steuerpolitik"  —  .,nie  zu  entbehren 
sein,  sei  es  auch  nur,  um  die  mittleren  Reinerträge  als  periodisch  revidierte 
Massenwerte  des  landwirtschaftlichen  Geschäits-,  des  Pacht-  und  Mieteinkommens 
festhalten  zu  können.  Vielmehr  neue  Beigaben  wird  das  Specialkataster  erhalten 
müssen,  um  aus  dem  Ertragssteuerkapitale  das  Personalsteuerkapital,  wirkliche  reine 
Einkünfte,  ermitteln  zu  können.  Das  Hauszinssteuerkataster  ist  schon  jetzt  einem 
Reineinkommenspecialkataster  wirklich  mehrfach  genähert;  weitere  Zusätze,  die  Kosten- 
und  die  Schuldabzüge  und  die  Grundrentenbeträge  betreffend,  werden  es  zu  einem 
Einkommensteuerkatabter  zu  gestalten  haben.  Das  Gewerbesteuerkataster  hat  mit 
besonderer  Umsicht  ebenso  der  Mannigfaltigkeit  und  Veränderlichkeit  aller  Ge- 
schäftseinkünfte, wie  den  objektiven  Mafsstäben  ihrer  Erhebung  Rechnung  zu  tragen ; 
ohne  gute  Specialeinsteuerung  der  Geschäfte  wird  die  Einkommensteuer  —  England 
zeigt  es  —  immer  unvollkommen  bleiben  und  volle  Beweglichkeit  dieser  Hauptsteuer 
nicht  erreicht  werden.  Das  Zins-  und  Lohneinkommen  fordert  so  eigentümliche  Er- 
hebungsmethoden, dafs  nur  ein  abgesondertes  Verfahren  gute  Grundlagen  der  Ein- 
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Steuerung  schafl'en  kann.  Alle  Einschätzungen  ohne  bewegliche  Specialkataster 
nebenbei  in  der  summarischen  Subjekteinschätzung  zu  erledigen,  führt  in  einem 
grofsen  Lande  mit  ungleichartigen  Steuerkräften  zur  Steuerbegünstigung  aller  ver- 
hüllbaren  Steuerkräfte." 

Festlialtung^  der  Bealsteuerkataster  innerhalb  gegliederter  Wertkatastral- 
besteuerung  nach  Bucbenberger.  —  Der  gegenwärtige  badische  Finanzminister 
giebt  die  Ertragssteuern  als  solche  preis,  will  sie  aber  zu  Gliedern  einer  wertkata- 
stralen  allgemeinen  Vermögenssteuer  umbilden.  Die  nachfolgende  Begründung  hier- 
für ist  höchst  beachtenswert: 

„Die  Einführung  einer  Vermögenssteuer  bedeutet  in  jeder  Hinsicht,  für  die 
Steuerverwaltung  wie  lür  die  Steuerpflichtigen,  eine  groCse  Vereinfachung  gegen- 
über der  Kompliziertheit  jedes  Ertragssteuersystems;  denn  mit  der  Verwirklichung 
der  Vermögenssteuer  treten  an  Stelle  der  jetzigen  fünf  Steuergattungen  nur  noch 
zwei,  nämlich  die  Vermögenrsteuer  und  die  Einkommensteuer;  beide  Arten  von 
Steuern  werden  sich  in  gewisse  Verbindung  setzen  lassen,  insbesondere  auch  durch 
gleichzeitige  Anforderung  in  einem  und  demselben  Steuerzettel  und  durch 
gleichzeitige  Beitreibung  derselben.  Dieser  Vorzug  der  gröfseren  Verein- 
fachung des  Steuerwesens  wird  ebenfalls  nicht  ganz  gering  anzuschlagen  sein. 

„Erstmals  in  Preufsen  —  sagt  Blchenbeegeb  —  ist  durch  eine  Gesetzgebung 
grofsen  Stiles  für  die  Zwecke  der  Staatsbesteuerung  das  System  der  Ertragssteuern 
völlig  aufgegeben  und,  im  Zusammenhange  mit  der  Schafiung  einer  nach  modernen 
Grundsätzen  gestalteten  Einkommensteuer,  als  eine  die  Erträgnisse  der  Einkommen- 
steuer ergänzende  Steuer  eine  Vermögenssteuer  eingeführt  worden.  Unsere  Erwä- 
gungen lassen  indes  die  schlanke  Isachahmung  der  preufsischen  Gesetzgebung  nicht 
als  empfehlenswert  erscheinen.  In  dem  preufsischen  Staatssteuersystem 
liegt  das  Schwergewicht  in  der  Einkommensteuer;  zu  dieser  tritt  die  Vermögens- 
steuer als  Ergänzungssteuer,  um  die  stärkere  Belastung  des  fundierten  Ein- 
kommens herbei  zuführen.  Anders  liegt  die  Sache  in  Baden.  jS'ach  dem  Budget 
für  1896/97  sind  durch  die  Einkommensteuer  rund  53  Proz.  des  Gesamtaufkommens 
an  direkten  Steuern  aufzubringen ,  durch  die  übrigen  direkten  Steuern  47  Proz. 
Während  somit  in  Preufsen  nur  etwas  mehr  als  ein  Fünftel  des  Gesamtauf- 
kommens an  direkten  Staatssteuern  auf  die  Vermögenssteuer  entfällt,  ist  in  Baden 
fast  die  Hälfte  des  Ertrags  der  direkten  Steuern  auf  die  Ertragssteuern  zu 
rechnen.  In  ähnlicher  Weise,  wie  in  Preufsen,  die  Einkommensteuer  zur  Hauptstütze 
der  direkten  Steuern  zu  machen,  geht  in  Baden  deshalb  nicht  wohl  an,  weil  die  Be- 
lastung durch  die  Einkommensteuer  jetzt  schon  ungefähr  dieselbe  Höhe  wie  in 
Preufsen  erreicht  hat.  Es  mufs  deshalb  im  Hinblick  auf  die  Gröfse  des  Bedarfes, 
der  auch  künftig  durch  die  reformierten  Ertragssteuem  zu  decken  ist,  der  Steuersatz 
für  diese  wesentlich  höher  als  der  der  preufsischen  Vermögenssteuer  (',2  "/oo  oder 
5  Pf.  auf  Idu  M.  Vermögenssteuerwerti  gegriffen  werden.  Hieraus  folgt  mit  Notwen- 
digkeit, dafs  in  Baden  die  Veranlagung  der  reformierten  Ertragssteuern  auf  mög- 
lichst sichere  Grundlagen  gestellt  werden  mufs.  W^enn  darauf  gerechnet 
werden  soll,  dafs  der  Ertrag,  den  die  Ertragssteuern  bisher  abgeworfen  haben,  auch 
künftig  in  der  Form  einer  Vermögenssteuer  eingeht,  wird  es  vielmehr  geboten  sein, 
dafs  behufs  möglichst  genauer  Ermittelung  des  steuerpflichtigen  Vermögens  die  be- 
sonderen Kataster  für  die  im  Grundbesitz  angelegten  Bestandteile 
des  Vermögens  beibehalten  werden.  Diesem  Gedanken  wird  in  entsprechen- 
der Weise  durch  eine  Ordnung  Rechnung  getragen  werden,  die  darauf  abhebt,  dafs, 
wie  seither,  getrennte  Kataster  für  den  Vermögensbesitz  nach  seinen 
Unterarten:  land-  und  forstwirtschaftlicher  Besitz,  Gebäude,  gewerbliche  Betriebs- 
kapitalien ,  sonstige  Kapitalien  —  für  die  Zwecke  der  Vermögenssteuerveranlaguug 
aulgestellt  und  fortgeführt  werden;    dafs  sonach  die  Ertragssteuern  nicht  in 
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einer  unifizierten  Vermögenssteuer  aufzugehen  haben,  sondern  in  partielle  Ver- 
mögenssteuern umzuwandeln  sind,  soweit  nicht,  wie  bei  der  Gewerbesteuer,  die 
seitherige  Gesetzgebung  diese  Umwandlung  bereits  herbeigeführt  hat;  dafs  aus  der 
Summe  der  für  jeden  einzelnen  Steuerpflichtigen  in^den  Vermögenskatastern  festge- 
stellten Einzelsteuerwerte  der  Vermögenssteuerwert,  und  nach  Abzug  der  ab- 
zugsfähigen Schuldposten  der  reine  Vermögenssteueranschlag  zu  bilden  ist, 
der  der  Berechnung  der  Steuerschuldigkeiten  als  Grundlage  zu  dienen  hat." 

§  100.  Die  verschiedenen  Katastersysteme.  —  Besondere  Yerwal- 
tungsmittel  für  Katastrierung  und  Veranlagung  sind  aufser  der  Fassions- 
pflicht  die  Btichereinsicht,  der  Buchungszwang,  das  öffentliche  Auflegen 
der  Einschätzungslisten,  Inventarisation,  Denunziantenprämien.  Unent- 
behrlich sind  stets  Hinterziehungs-  und  Ordnungsstrafen.  Von  allen 
diesen  Verwaltungsmitteln  wird  besser  erst  einzeln  gehandelt.  Hier 
sei  nur  der  verschiedenen  Katastersysteme  Erwähnung  gethan. 
A.  Wagner  charakterisiert  die  letzteren  treffend  wie  folgt.  Es  sind 
drei  Gruppen 

Erste  Gruppe:  Unterscheidung  nach  der  Meth  ode  der  Ermittelung  des 
steuerpflichtigen  (Rein-)  Ertrags :  Wert-  oder  Verkehrskataster  einer-,  Ertrags- 
kataster anderseits.  Dort  sucht  man  den  (Kapital-)  Wert  des  Steuerobjektes  insbe- 
sondere aus  Kaufpreisen  bei  Grundstücken,  Gebäuden,  gewerbetechnischen  Einrich- 
tungen, also  aus  Verkehrsthatsachen  selbst  unter  Mitbenutzung  von  Schätzungen, 
hier  unmittelbar  den  Ertrag  durch  Schätzungsoperationen  bei  Grundstücken  u.  s.  w. 
zu  ermitteln,  unter  Mitbenutzung  von  Verkehrsthatsachen  (Kauf-  und  Pacht-, 
Mietpreise). 

Zweite  Gruppe:  Unterscheidung  nach  der  speciellen  (individuellen)  oder 
klassenweisen  (generellen)  Festsetzung  der  Erträge  bezw.  Werte  der  einzelnen 
Steuer  Objekte:  im  ersten  Fall  ergiebt  sich  der  Abschätzungskataster,  worin 
jedes  einzelne  Objekt  nach  seinem  individuellen  Ertrag  oder  Wert  erscheint,  im 
zweiten  Fall  der  Klassen-  oder  Einschätzungskataster.  Hier  stellt  man 
nach  gewissen  Typen  oder  Normalobjekten  Wert-  oder  Ertragsklassen  auf  (oder  um- 
gekehrt zuerst  Klassen,  für  die  man  dann  durch  specielle  Ermittelungen  solche  Typen 
sucht)  —  sog.  Klassifikation,  Klassenbildung  — ,  und  schätzt  darauf  durch  Vergleichung 
mit  der  Type  die  anderen  Steuerobjekte  ein  —  sog.  Klassierung  — ,  begnügt  sich 
also  prinzipiell  von  vornherein  mit  Näherungswerten.  Dies  System  hat  den  Vorteil 
viel  gröfserer  Einfachheit  der  Operation,  ohne  weitere  Fehlergrenzen,  als  das  erste 
zu  bieten,  vermutlich  sogar  engere. 

Dritte  Gruppe,  speciell  bei  den  Grundsteuern:  Unterscheidung  nach  der 
wirtschaftlichen  Einheit,  die  (ihrem  Wert  oder  Ertrag  nach)  im  Kataster  erscheint. 
Hier  stehen  sich  der  Guts-  und  der  Parzellarkataster  gegenüber.  Bei  jenem  ist 
der  in  den  Händen  eines  Eigentümers  befindliche,  nach  Lokalverhältnissen  ein  Ganzes, 
eine  Besitzeinheit,  meist  (aber  nicht  immer)  auch  eine  Wirtschaftseinheit  bildende 
Grundstückskomplex  (das  ,,Gut")  die  Katastereinheit;  bei  dem  Parzellarkataster  ist 
dies  die  einzelne,  einer  bestimmten  Kulturart  und  Bonitätsklasse  angehörige,  von  den 
Grundstücken  anderer  Eigentümer  getrennte  Bodenparzelle. 
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II.  Hanptabsclmitt.  Die  beiden  Generalsteuern  im  einzelnen. 

Erste  Abteilung-.    Die  beiden  Generalsteuern  überhaupt. 

1.  Kapitel.    Charakteristik. 

§  101.  Behcmdhmgsweise.  —  Wir  gehen  hiermit  ziiv  Darstellung 
der  einzelnen  direkten  Steuern,  zunäelist  der  beiden  Generalsteuern  über. 

Hierbei  bestehen  zwei  Möglichkeiten  der  Behandlung,  welche 
einander  nicht  ausschliefsen.  Man  kann  jede  Steuergattung  nachweisen, 
wie  sie  in  den  verschiedenen  Staaten  der  Gegenwart  vorhanden  ist, 
was  in  diesem  Hauptabschnitt  geschehen  soll.  Oder  man  kann  für 
jedes  Land  die  Gesamtheit  der  direkten  Steuern  als  das  Gegenwart- 
produkt der  Entwickelungsgeschichte  des  Steuerwesens  darlegen  und 
mit  der  Steuerstatistik  der  Gegenwart  die  Aktualität  der  direkten  Ge- 
samtbesteuerung nachweisen;  dies  kann,  freilich  nur  sehr  kurz  in  dem 
II.  Hauptabschnitt  des  3.  Buches  wenigstens  angedeutet  werden. 

Wenn  nun  zunächst  jede  Steuerart  für  sich  länderweise  dargestellt 
werden  soll,  so  ist  dies  nicht  in  dem  Sinne  streng  zu  nehmen,  dafs 
nicht  auch  mehrere  zusammen  der  Betrachtung  unterzogen  werden  dürften. 
Wo  verwandte  Steuern  zusammenhängend  geregelt  sind,  müssen  sie  auch 
zusammen  dargestellt  werden.  Dies  trifft  nun  zu  für  die  beiden  General- 
steuern und  unter  den  Special-  oder  Ertragssteuern  für  die  beiden  Immo- 
biliarsteuern,  nämlich  die  Grund-  und  Gebäudesteuern. 

Demgemäfs  ergiebt  sich  folgende  Einteilung:  1.  die  Generalsteuern, 
2.  die  Immobiliarsteuern:  Grund-  und  Gebäudesteuer,  3.  die  Gewerbe- 
steuern samt  den  Licenzsteuern,  4.  die  Kapitalrentensteuern  endlich  5. 
die  Personal-  oder  Partialeinkommenssteuern  —  dazu  kommen  die  Steuern 
gemischten  Charakters,  die  in  mehreren  Ländern  noch  bestehen. 

Die  positivrechtliche  Behandlung  der  bestehenden  Steuern  wird 
das  Mafs  zu  nehmen  haben  an  der  Bedeutung,  welche  die  einzelnen 
Steuern  für  die  Gegenwart  und  für  die  nächste  Zukunft  besitzen.  Dem- 
gemäfs wird  für  Preufsen  und  für  England  die  Einkommensteuer  haupt- 
sächlich zu  beacliten  sein;  denn  die  Ertragssteuern  sind  hier  steuerge- 
schichtlich in  mehr  oder  weniger  vollständigem  Rückzug  begriffen.  Die 
Ertragssteuern  werden  für  die  deutschen  Mittelstaaten,  für  Oesterreich 
und  für  Frankreich  so  lange  in  den  Vordergrund  treten  müssen,  als  man 
nicht  weifs,  ob  die  Anläufe  zur  „A.  E.  St."  als  Hauptsteuer,  die  auch  hier 
wiederholt  gemacht  sind,  zum  Ziele  führen  werden,  und  wie  solche  An- 
läufe zum  Ziele  geführt  haben.  Von  den  beiden  Generalsteuern  wird  in 
Deutschland  die  „A.  E.  St."  als  Hauptsteuer  die  einläfslichere  Behand- 
lung fordern,    da  die  Vermögenssteuer  hier   nur   eine  Ergänzung   der 
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„A.  E.  St."  und  vielleicht  nur  eine  solche  von  vorübergehender  Art  zu 
sein  bestimmt  ist.  Dagegen  steht  für  die  Schweiz,  namentlich  aber  für 
Amerika  die  „A.  V.  St."  immer  noch  im  Vordergrunde.  Unter  den  Er- 
tragssteuern vrerden  die  Realsteuern  als  vorläufig  fortbestehende  Komraunal- 
und  zum  teil  auch  noch  Staats-Hauptsteuern  etwas  ausgiebiger  zu  be- 
rücksichtigen sein. 

Bei  jeder  besonderen  Steuergattung  werden  wir  im  Anschluls  an 
den  Darstellungsgang  des  ersten  Hauptabschnittes  dieses  Buches  aus- 
einander halten:  die  Steuerzuständigkeit,  die  subjektive  Steuerpflicht, 
die  objektive  Steuerpflicht,  die  Steuerlast,  die  Organisation  und  das  Ver- 
fahren, endlich  die  Prüfung  des  Wertes  nach  den  Prinzipien  der  Be- 
steuerung oder  die  Steuerkritik. 

§  102.  Die  MöglicJiJceit  der  ausschlief slichen  Anwendung  der 
,,A.  E.  St."'  zur  direJcten  Besteuerung.  —  Die  beiden  Generalsteuern 
sind  gerade  da,  wo  sie  zur  Entwickelung  gelangt  sind,  in  England, 
in  Deutschland  und  in  der  Schweiz  keine  Fortbildung  der  alten  feudalen, 
stadtstaatlichen  und  territorialistischen  „A.  V.  St.",  sondern  Schöpfungen 
der  Neuzeit,  welche  auch  in  der  Steuerkapitalisierung,  nicht  blofs  in 
der  Steuerentrichtung  das  geldwirtschaftliche  Gepräge  angenommen 
haben.  Nur  von  der  Schweiz  und  den  Vereinigten  Staaten  läfst  sich 
das  bis  gegen  die  neueste  Zeit  her  nicht  behaupten.  Aber  auch  hier 
ist,  wie  ScHAXz  und  Seligmann  nachweisen,  die  Abstreifung  des 
Charakters  der  primitiveren  Steuerweisen  in  unaufhaltsamem  Laufe  be- 
griffen. Und  wieder  scheint  die  „A.  V.  St."  von  der  „A.  E.  St."  mehr 
und  mehr  verdrängt  zu  werden.  Es  fragt  sich  daher,  ob  die  „A.  V.  St." 
in  der  „A.  E.  St."  ohne  Schaden  für  das  Steuersystem  auf- 
gehen kann.     Diese  Frage  wird  zu  bejahen  sein. 

Zwar  taugt  keine  der  beiden  Generalsteuern  sehr  viel,  wenn  ihr 
die  zuverlässige  Einsteuerung  fehlt  oder  eine  die  Ertragsbeweglichkeit 
und  Belastungssicherheit  gefährdende  Höhe  der  Belastung  gegeben  wird. 
Allein  auch  die  „A.  E.  St."  gestattet  und  fordert  eine  zuverlässige,  alle 
Steuerobjekte  gleichmäfsig  ergreifende  Einsteuerung,  indem  sie  als  Mittel 
genauerer  Einsteuerung  alle  Offizialbehelfe  der  Veranlagung  in  Anwen- 
dung bringt  und  eine  nach  den  Hauptarteu  der  Einkünfte  gegliederte, 
das  fundierte  vom  unfundierten  Einkommen  abhebende  Katastrierung 
sorglich  durchführt.  Alsdann  kann  durch  Aufsetzung  besonderer  höherer 
Steuerfüfse  auf  jede  Gattung  von  Besitzeinkommen,  sowie  auf  das  die 
„Versorgung"  übersteigende  Arbeitseinkommen  die  ,.A.E.St."  als  einzige 
direkte  Generalsteuer  —  nicht  als  einzige  Steuer  überhaupt  gewonnen 
werden.  Selbst  das  Naturaleinkommen  an  Nutzungen  vom  sog.  „Nutz- 
kapital" läfst  sich  so  mittelst  der  „A.  E.  St."  erfassen.  Diese  Regelung 
vorausgesetzt,  hat  die  „A.  E.  St."  vor  der  „A.  V.  St."  den  in  §§  66 
und  90  erwähnten  Vorteil  voraus. 
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Es  fragt  sich  jedoch,  ob  sie  zugleich  für  den  Staat  und  für  die  Kommu- 
nalkörper als  Hauptsteuer  in  Anwendung  gebracht  werden  kann.  Unter 
den  soeben  angegebenen  Voraussetzungen  ist  die  ,,A.  E.  St."  auch  für 
die  Kommunalbesteuerung  jedenfalls  den  Ertragssteuern  vorzuziehen. 
Ihr  kräftiger  Bestand  als  Kommuualhauptsteuer  stützt  sogar  ihre 
Stellung  als  staatliche  Hauptsteuer;  denn  das  ganze  Lokalinteresse  mit 
allen  genauen  Einsichten,  worüber  die  Kommuualkörper  verfügen,  kommt 
dann  auch  der  Staatbesteuerung  zu  gute.  Es  kommt  nur  darauf  an: 
den  Einkommensteuerkataster  auf  gegliederte  Einsteuerung  der  fun- 
dierten und  überhaupt  aller  besonders  steuerfähigen  Einkommensteile  an- 
zulegen, die  Immobiliarsteuerobjekte  (Grund-,  Häuser-,  Gewerbebesitz- 
einkommen) in  der  Kommunalbesteuerung  etwas  stärker  zu  belasten, 
als  das  Renteneinkommen,  das  kleinere  Arbeitseinkommen  aber  überhaupt 
freizulassen,  endlicli  einen  in  Prozenten  beweglich  bestimmten  Satz  der 
staatlichen  Einkommensteuern  als  zulässigen  Höchstbetrag  kommunaler 
Einkommensbesteuerung  so  festzulegen,  dafs  der  „A.  E.  St."  ihre  steuer- 
systematische Grundstellung  als  beweglichen,  vorübergehend  oder 
dauernd  wirkenden  Regulators  des  Finanzgleichgewichtes  gesichert  ist. 

2.  Kapitel.    Die  Faktoren  der  direkten  Greneralbesteuerung. 

f-  §  103.  Die  Generalsteuern  und  die  suhjeJctive  Steuerpfticht.  — 
Die  Frage  der  Steuerzuständigkeit  ist  bereits  erledigt. 

Auch  zur  Steuerpflicht  ist  nur  wenig  weiter  zu  sagen.  Steuer- 
pflichtig haben  wir  auch  die  Erwerbsgesellschaften  gefunden.  Ergänzend 
ist  hier  nur  das  Eine  zu  bemerken,  dafs  die  Subjekte  der  General- 
steuern selbst  sich  in  einem  Grade  zu  differenzieren  beginnen,  welcher 
eine  gesonderte  oder  doch  gliedweise  eigenartige  Anfassung 
der  nicht  physischen  Personen  rätlich  erscheinen  läfst.  Die  Be- 
deutung der  Personen,  welche  öffentlich  Rechnung  legen,  daher  eine 
so  genaue  als  ergiebige  Einsteuerung  möglich  machen,  ist  im  raschen 
Steigen  begriffen.  Der  Zug  der  Zeit  zur  erwerbsgesellschaftlichen  Kol- 
lektivunternehmung macht  sich  auch  in  der  Steuerpolitik  fülilbar. 

§  104.  Die  direJcten  Generalsteuern  und  die  ohjehtive  Steuerpflicht. 
—  Auch  hier  ist  nur  wenig  zur  Ergänzung  zu  sagen.  Dasselbe  be- 
trifft die  drei  möglichen  Arten  der  Regelung  der  objektiven  Steuer- 
pflicht. Man  kann  nämlich  1.  die  einzelnen  Steuern  von  den  Objekt- 
teilcn  (Einzelncinkünften  und  einzelnen  Vermögensbeständen)  zu  Partial- 
steuern  je  für  sich  gestalten,  oder  2.  das  Gesamtobjekt  summarisch 
erfassen,  oder  3.  das  Objekt  als  gegliederte  Personaleinkoramens- 
einheit  behandeln.  Nur  das  letztere  Verfahren  genügt  den  zu  stellenden 
Anforderungen.   In  der  „Steuerpolitik"  wurde  hierüber  wörtlich  bemerkt : 

Trifft  man  schon  hohe  Ertragssteuern  an,  namentlich  solche,  welche  teilweise 
zu  Reallastcn  verhärtet  sind,  und  deren  Abschaffung  volkswirtschaftlich  wie  finanziell 
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verkehrt  wäre,  dann  ist  es  gar  nicht  möglich,  auf  Ertragssteuern  eine  allgemeine 
Einkommensteuer  als  direkte  Hauptsteuer  zu  türmen.  Die  Einkommensteur  kann 
dann  doch  nur  den  Charakter  eines  kleinquotigen  Generalzuschlages  zu  den 
historisch  gegebenen  Ertragssteuern  annehmen.  Dazu  kommt  aber  ein  zweites  viel 
tiefer  greifendes,  nachhaltig  giltiges  Bedenken.  Die  reine  und  notwendig  summarische 
Besteuerung  verbürgt  —  zumal  in  einem  groCsen  und  volkswirtschaftlich  unüberseh- 
bar mannigfaltigen  Reiche  —  keineswegs  die  allgemeine  und  gleichmäfsige  Ein- 
schätzung der  verschiedenen  Subjekte,  Bezirke,  Länder,  Einkommensarten  und  Be- 
triebsweisen. Die  Personalhauptbesteuerung  hat  zwar  vor  weiteren  Ertrags - 
Steuerzuschlägen  den  grofsen  Vorzug,  dafs  sie  nicht  die  schwächsten  Steuerkräfte 
und  die  meistbelasteten  Einkommen  nochmals  einseitig  beschwert.  .Sie  enthält  aber 
bei  summarischer  Einsteuerung  nicht  die  Bürgschaft,  dafs  alle  Personaleinkünfte 
voll  und  gleichmäfsig  ermittelt  werden,  noch  hebt  sie  die  schweren  Gebrechen  der 
unverändert  fortbestehenden  alten  Ertragssteuern  auf.  Nur  eine  genaue,  möglichst 
objektive  Personaleinsteuerang  aller  einzelnen  Einkommensarten,  d.  h.  die  dritte 
der  oben  erwähnten  drei  Einsteuerungsweisen  verbürgt  allgemeine  und  gleichmäfsige 
Belastung  der  mittleren  Leistungsfähigkeit  und  beseitigt  die  Ertragssteuern  in  ihrer 
alten  fehlerhaften  Anlage. 

Mit  der  Ausgestaltung  und  gesonderten  Einsteuernng  der  fünf  alten  ,,  Ertrags - 
steuern"  zu  ebenso  vielen  Partialsteuern  von  den  fünf  bezw.  drei  Hauptgattungen 
der  ordentlichen  wirklichen  Personaleinkünfte  sind  alle  Grundlagen  einer  befriedi- 
genden allgemeinen  Persoualeinkommensteuer  gegeben.  Die  Häufung  einer  summarisch 
oder  gar  parteiisch  und  korrupt  eingeschätzten  allgemeinen  Personaleinkommensteuer 
auf  unveränderte  alte  Ertragssteuern  wäre  dagegen  eine  allgemeine  und  verhältnis- 
mäfsige  Einsteuerung  aller  wirklichen  reinen  Personaleinnkünfte  nicht  entfernt  zu 
nennen.  Es  kommt  eben  darauf  an,  dafs  alle  wirklichen  reinen  Personaleinkünfte 
ordentlicher  Art  in  gleichem  Verhältnis  getroffen  werden,  wenn  eine  gute  allgemeine 
Einkommensteuer  zustande  kommen  soll.  Die  summarische  Einschätzung  der  letz- 
teren nähert  sich  aber  in  bedenklichstem  Grade  den  alten  Ertragssteuern,  wenig- 
stens in  einem  grofsen  Reiche;  denn  sie  träfe  nicht  die  wirklichen  Einkünfte,  son- 
dern die  öffentlich  sichtbaren  Erträge.  Sie  würde  also  ihren  wesentlichen  Zweck 
verfehlen  und  selbst  jener  Allgemeinheit  und  Objektivität  entbehren,  welche  von 
den  Ertragssteuern  immerhin  leidlich  erreicht  wurde. 

iSToch  weniger  stellt  der  blofse  Name  der  allgemeinen  Personaleinkommensteuer 
auch  das  Wesen  einer  guten  Einkommensteuer  her.  Die  formelle  Zusammen- 
addierung  schlaff  eingeschätzter  Partialeinnahmen  für  jedes  einzelne  Subjekt  stellt 
noch  keine  allgemeine  Personaleinkommensteuer  her,  wie  solche  von  der  Steuer- 
politik der  Gegenwart  gefordert  ist.  Diese  Zusammenfassung  hatte  man  schon  vor 
mehr  als  einem  Jahrhundert  in  einzelnen  Rustikal-  und  Dominikalsteuerkatastern, 
und  diese  waren  doch  weit  entfernt,  Kataster  einer  wahren  allgemeinen  Reinein- 
kommenspersonalsteuer zu  sein. 

Dagegen  ist  eine  gute  allgemeine  Einkoramensbesteuerung,  wenn  man  sich 
a,uf  wirklich  genaue  Sondererhebungen  der  fünferlei  wirklichen  reinen 
Personaleinkünfte  stützen  kann,  wirklich  durchzuführen.  Man  kann  dann  die 
allgemeine  Personaleinkommensteuer  entweder  aus  den  fünf  vollständig  durchgebilde- 
ten Partialsteuern  kombinieren  und  das  Prozent  jedes  Jahr  in  gleichem  Verhältnis 
erhöhen,  herabsetzen  oder  belassen.  Oder  man  kann  die  zu  Partialreineinkunfts- 
steuern  umgebildeten  alten  Ertragssteuern  mit  fixen,  aber  in  ein  einheitliches  Ver- 
hältnis gebrachten  Sätzen  bestehen  lassen  und  den  beweglichen  Bedarf  durch  einen 
kombinierten  Zuschlag,  ergänzende  oder  Generalzuschlagseinkommensteuer,  decken. 
Das  erstere  wird  als  Ziel  und  Ideal  der  Steuerreform,  das  letztere  als  Mittel  und 
Übergangsstufe  sich  darstellen  („Steuerpolitik"  S.  351  ff.). 
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§  105.  Höhe  und  Form  der  Belastung.  —  Die  Beweglichkeit 
der  Generalsteuern  ist  eine  Grundfordernng ,  welche  durch  die  stener- 
systematische  Stellung  derselben  bedingt  ist.  Diese  bedeutet  die  Mög- 
lichkeit, die  Steigerung  und  die  Minderung  der  Steuersätze  oder  des 
Ertragshauptkontingents  erträglich  zu  gestalten  und  hierdurch  die 
Funktion  eines  Hauptregulativs  des  Finanzgleichgewichtes  und  der 
geordneten  Schuldentilgung  sicliern  zu  können.  Unter  der  schon  be- 
gründeten Voraussetzung  mäfsiger  Anspannung  gewöhnlichen  Finanz- 
bedarfen  gegenüber  besitzen  die  Generalsteuern  diese  Beweglichkeit 
wirklich.  Beispielsweise  hat  die  Eate  der  britischen  Einkommensteuer 
in  den  Jahren  1843— 18S7  in  Pence  pro  Pfund  Sterling  Steuerkapital 
zwischen  1  und  16  (1856—57,  Folge  des  Krimkrieges),  der  Jaliresertrag 
zwischen  4,11  und  16,9  Millionen  Pfund  Sterling  gewechselt  (A.Wagner 
bei  Schönbeeg).  Die  Befristung  der  Belastungsquote  hat  sich  wieder 
aus  demselben  Grunde   nach   der  Dauer  der  Finanzperiode  zu  richten. 

Die  Ertragssteuern  lassen  sich  zwar  vorübergehend  auch  wohl  erhöhen, 
aber  bei  der  Ungleichmäfsigkeit  dieser  Steuern  und  der  ganzen  technischen  Be- 
schaffenheit und  ökonomischen  ^Yirkung  derselben  hat  dies  viel  gröfsere  Bedenken 
als  die  Erhebung  ^des  Extrabedarfs  durch  neue  oder  zu  erhöhende  Einkommens- 
und Vermögenssteuern.  Hat  man  derartige  Einrichtungen  getroffen,  und  ist  dadurch 
die  alsbaldige  Flüssigmachung  bedeutender  Summen  für  die  Staatskasse  gesichert, 
dann,  aber  auch  nur  dann;,  ist  auch  die  Antizipation  dieser  Einnahmen  durch 
Ausgabe  von  Papiergeld,  welches  aus  dem  Ertrage  jener  Extrasteuern  (oder  eventuell : 
Zwangsanlehen)  gleich  wieder  eingezogen  werden  kann,  wohl  zulässig,  ohne  dafs 
man  fürchten  mufs,  durch  eine  solche  Finanzmafsregel  gleich  dauernd  in  die  zer- 
rüttende Papiergeldwirtschaft  zu  geraten.  Namentlich  in  unserem  preufsisch-deutschen 
Wehr-  und  Finanzwesen  —  eng  zusammenhängende  Dinge!  —  bedarf  es  eines  gut 
und  bis  ins  kleinste  technische  Detail  vorbereiteten  Systems  von  Extrasteuern  not- 
wendig.   (A.  Wagner.) 

§  106.  Die  Organisation  und  das  Verfahren  der  Gcneralhesteue- 
rung  —  ist  durch  das  Bisherige  bereits  erledigt.  Es  bedarf  nur  weniger 
ergänzender  Bemerkungen  in  Hinsicht  auf  einige  Punkte  des  Ver- 
fahrens. Das  Detail  der  Organisation  ist  eingehend  dargestellt  von 
Burkart  (Schakz,  F.  A.). 

Öffentlichkeit  der  EinscLUtzungsergebnisse.  Darüber  bemerkt  Schanz  (I,  1 201 
mit  Rücksicht  auf  die  Erfahrungen  in  der  Schweiz:  „Man  kann  nicht  behaupten, 
dals  die  Öffentlichkeit  der  Steuerregister  in  den  Schweizer  Kantonen  von  grofsem 
Erfolg  begleitet  ist.  Die  Denunziation  ist  nicht  jedermanns  Sache,  der  Steuerrotel 
ist  eventuell  Gegenstand  der  Neugierde,  aber  selten  Anlafs  zu  Korrekturen  seitens 
Dritter.  Die  Öffentlichkeit  geht  auch  —  wenn  man  von  einem  Neuenburger  Versuch 
absieht  —  nicht  über  die  engsten  lokalen  Grenzen  hinaus.  Innerhalb  derselben  hin- 
dern die  nachbarlichen  Beziehungen,  und  wenn  innerhalb  der  Gemeinde  vollends 
eine  gewisse  Verhältnismäfsigkeit  bei  absoluter  Unrichtigkeit  besteht,  so  fehlt  auch 
die  leiseste  Neigung,  Änderungen  zu  provozieren.  Im  Gegenteil,  die  Publizität  be- 
festigt dann  erst  recht  das  zu  niedrige  Mafs ;  der  bisher  gewissenhaft  Deklarierende 
wird  aus  dem  Vergleich  eher  Anlafs  nehmen,  das  nächste  Mal  weniger  zu  fatieren, 
als   bei  einem  Mitbürger   sich   verhafst   zu   machen   durch   Denunziation.     Auch  in 
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Appenzell  a.  Eh.  hat  sich  die  gröfste  Publizität  unfähig  erwiesen,  eine  augenfällig 
und  notoriscli  unrichtige  Einschätzung  zu  korrigieren.  Kicht  minder  unbedeutend 
war  die  Einwirkung  in  Neuenburg  auf  die  Deklarationen.  Die  Beobachtungen  in 
den  deutschen  Staaten ,  wo  öö'entliche  Auslegung  der  Register  besteht  (S. -Weimar, 
S.- Altenburg),  treffen  so  ziemlich  mit  den  schweizerischen  zusammen.  Irgend  eine 
aktive  Rolle  wird  der  Einrichiung  auch  hier  nicht  beigemessen,  höchstens  zugegeben, 
dafs  bei  Öffentlichkeit  der  Vorwurf  einseitiger  Begünstigung  eher  erstickt  werde. 
Angesichts  solcher  Ergebnisse  mufs  man  bezweifeln,  ob  der  Deklaration  ein  solches 
den  Steuerpflichtigen  doch  aufs  gröblichste  blofsstellendes  Mittel  beigegeben  wer- 
den darf." 

Die  Iiiventarisation  —  ist  ein  in  der  Schweiz  zur  Einführung  gelangtes  Mittel 
der  Vermögens-,  nicht  blofs  der  Erbschaftseinsteuerung.  Schanz  (I,  121ff.j  bemerkt 
hierüber:  Eine  in  der  Schweiz  besonders  eigentümliche  Mafsregel,  um  unrichtigen 
Deklarationen  auf  die  Spur  zu  kommen  und  nachträglich  noch  dem  Staat  zu  ver- 
schafi'en,  was  ihm  gebührt!  Es  giebt  in  der  Schweiz  kaum  einen  neuen  Steuerge- 
setzentwurf, der  sie  nicht  enthält;  um  sie  dreht  sich  jetzt  fast  mehr  der  Kampf,  als 
um  die  ins  Eechtsbewufstsein  des  Volkes  bereits  eingetretene  Progression.  Die  In- 
ventarisation  ist  eine  selbstverständliche  Mafsregel,  sobald  der  Fall  der  Vormund- 
schaft eintritt,  und  von  da  aus  hat  sie  auch  agitatorisch  gewirkt.  Es  hat  aufser- 
ordentlich  die  Empfindungen  der  Gerechtigkeit  verletzt,  dafs  eine  Minorität,  die 
ohnehin  vom  Schicksal  hart  geprüft  war,  die  ganze  Schwere  des  Steuergesetzes 
fühlen  mufste,  während  die  Majorität  die  unrichtigsten  Deklarationen  festhalten  konnte. 
Die  Reaktion  konnte  nicht  ausbleiben;  sie  äufserte  sich  in  zweifacher  Richtung, 
einmal  so,  dafs  man  die  "Waisr-n  bei  der  Steuerveranlagung  besonders  begünstigste;  das 
gewährte  allerdings  eine  gewisse  Ausgleichung,  hatte  aber  das  Mifsliche,  dafs  damit 
die  unrichtigen  Deklarationen  der  Majorität  so  zu  sagen  sanktioniert  wurden;  sodann 
so,  dafs  man  die  Inventarisation  auszudehnen  suchte,  um  Minorität  und  Majorität 
gleich  zu  stellen.  Hat  der  erste  Weg  fast  gar  keine  Opposition  gefunden,  so  war 
dies  um  to  mehr  der  Fall  beim  zweiten,  weshalb  nicht  selten  beim  Volk  Zurück- 
weisung eintrat  (Graubünden,  Zürich).  Eine  wirklich  allgemeine  Inventarisation, 
die  nach  dem  Tode  eines  jeden  Steuerpflichtigen  eintritt,  findet  sich  nur  in 
Appenzell  a.  Rh,  Aargau,  Schaffhausen,  Solothurn,  Glarus  und  Waadt.  In  Glarus 
dagegen  ist  der  Zusammenhang  mit  der  Steuerkontrolle  von  Anfang  an  klar  ersicht- 
lich; schon  im  vorigen  Jahrhundert  in  dieser  Richtung  zeitweise  mit  grofsem  Erfolg 
benützt  wurde  sie  seit  1^33  dauernd  eingerichtet.  Die  Inventarisation  ist  auch 
hier  keine  amtliche,  sondern  das  Inventar  wird  von  den  Erben  aufgestellt  und 
von  einem  derselben  durch  Handgelübde  bestätigt,  dafs  das  Vermögen  sowie  all- 
lällige  Aushingaben  an  Kinder  oder  Erben  vollständig  aufgetragen  seien.  In  Appen- 
zell a.  Rh.  ist  zwar  die  Inventarisation  amtlich,  aber  sie  dient  auch  nur  zur 
Korrektur  der  Einschätzung,  jedoch  mit  dem  Unterschiede  gegen  Glarus,  dafs  die 
infolge  zu  geringer  Schätzung  zu  wenig  erhobene  Steuer  nachgeholt  wird,  aber  ohne 
Strafe.  Es  giebt  eine  Reihe  von  Kantonen,  in  denen  eine  allgemeine  Inventari- 
sation gerade  nicht  besteht,  aber  doch  manche  Ansätze  sich  finden,  um  derselben 
näher  zu  kommen.  So  haben  in  Luzern  ..bei  Erb-  und  Teilungsverhandlungen  die 
Steuerbehörden  das  Recht  und  die  Pflicht,  Einsicht  in  dieselben  zu  nehmen  und  nötige 
Ausweise  zu  verlangen".  Die  Inventarisation  tritt  noch  in  anderer  Weise  im 
Schweizer  Steuerwesen  auf.  Sie  bildet  ein  Rekursmittel  gegen  die  die  Selbst- 
taxation abändernde  Schätzung  der  Behörde,  bezw.  wie  in  Glarus  gegen 
deren  Einschätzung  schlechthin.  So  kann  die  amtliche  Inventarisation  verlangt  wer- 
den in  Zürich,  Graubünden,  Schafi'hausen;  sie  tritt  natürlich  sofort,  nicht  erst 
nach  dem  Tode  ein.  Auch  üri  kann  hierher  gezählt  werden,  insofern  der  Steuer- 
pflichtige beim  Rekurs  ans  Kantonsgericht  ein  genaues  Inventar  über  alle  Vermögens- 
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und  Erwerbsteile  vorzulegen  und  dessen  Richtigkeit  und  Vollständigkeit  zu  be- 
schwören hat.  Mit  dem  Rekursrecht  in  gewisser  Beziehung  verknüpft  ist  die  In- 
ventarisation  nach  dem  Tode  in  Thurgau,  St.  Gallen  und  Obwalden.  Wenn  sich 
der  Steuerpflichtige  den  abändernden  Ansatz  der  Kommission  oder  Behörde  nicht 
gefallen  lassen  will,  so  hat  er  in  St.  Gallen  und  in  Thurgau  (hier  verbunden  mit 
Handgelübde  an  Eidesstatt i  zu  Protokoll  zu  erklären,  dafs  er  das  angesetzte  Ver- 
mögen nicht  besitze.  In  diesem  Fall  bleibt  es  bei  seiner  Selbsttaxation,  aber  nach 
seinem  Ableben  wird  über  die  Hinterlassenschaft  ein  amtliches  Inventar  aufge- 
nommen. In  Obwalden  ist  der  Vorgang  analog,  aber  doch  nicht  ganz  gleich. 
Wenn  der  vom  Regierungsrat  höher  Taxierte  bei  Ehre,  Pflicht  und  Gewissen  schrift- 
lich erklärt,  nur  das  von  ihm  angegebene  Vermögen  zu  besitzen,  so  kann  der  Regie- 
rungsrat zwei  Wege  einschlagen,  er  kann  entweder  auf  seiner  Taxation  beharren 
und  darüber  den  Entscheid  der  Rekurskoramission  provozieren  oder  die  vom  Be- 
steuerten gemachten  Angaben  einstweilen  belassen  und  dann  nach  dessen  Tode  ein 
amtliches  Inventar  über  die  Verlassenschaft  aufnehmen.  Diese  Hinausschiebung 
braucht  sich  aber  der  Steuerpflichtige  nicht  gefallen  zu  lassen,  er  kann  sogleich  auf 
Entscheid  dringen. 

Will  man  hinsichtlich  der  Bedeutung  und  des  Wertes  der  Inventarisation  ein 
Urteil  sich  bilden,  so  spricht  vor  allem  für  sie,  dafs  sie  die  Tendenz  in  sich  trägt, 
die  Rechtsgleichheit  möglichst  zu  verwirklichen.  Eben  deshalb  mufs  sie  allge- 
mein sein;  sie  soll  sich  nicht  blofs  auf  die  schwachen  und  hilfsbedürftigen  Bevormun- 
deten erstrecken;  sie  mufs  obUgatorischen  Charakter  haben,  da  sie  sonst  leicht  zur 
Willkür  führt.  Die  Inventarisation  wirkt  teils  präventiv,  teils  repressiv;  am  Anfang 
möchte  mehr  der  repressive  Charakter  überwiegen,  später  der  präventive.  Das  Ideal 
■wäre,  dafs  die  fortwährende  Repression  das  Steuergewissen  so  schärfte,  dafs  sie  nur 
noch  präventiv  wirkte.  Die  Inventarisation  hat  wie  alle  menschlichen  Institutionen 
auch  ihre  schwachen  Seiten.  Bei  strenger  Ausgestaltung  ist  sie  verletzend:  es  mufs 
für  die  nächsten  Angehörigen  peinlich  sein,  wenn  24  Stunden  nach  dem  Tode  der 
Friedensrichter  die  Siegel  anlegt.  Anderse.ts  ist  aber  nicht  zu  vergessen,  dafs  gerade 
in  dieser  rauhen  Art  doch  vielfach  ein  grofser  Schutz  für  viele  der  Beteiligten  liegt. 
Die  Inventarisation  bezieht  sich  fast  stets  nur  auf  das  Vermögen  und  auch  da 
vielfach  nur  auf  das  nicht  liegenschaftliche,  wie  in  Aargau,  Schaff  hausen  und  Waadt, 
wo  für  die  Liegenschaften  die  bestehende  Einschätzung  acceptiert  wird.  Da  und  dort 
besteht  die  Neigung,  auch  noch  Hausmobiliar  und  ähnliches  auszunehmen.  Nur  sehr 
vereinzelte  Ansätze  sind  bis  jetzt  gegeben,  die  Inventarisation  zu  erweitern  zu  einer 
Untersuchung  auch  über  das  Einkommen  (z.  B.  in  Uri  im  Rekursverfahren). 

Die  Inventarisation  wird  aber  auch  hinsichtlich  des  Vermögens  um  so  un- 
sicherer, je  weiter  sie  die  unrichtige  Versteuerung  zurückverfolgen  raufs;  die  Be- 
wertung für  rückliegende  Zeiten  wird  schwierig;  die  zwischenliegenden 
Vermögensverluste  und  Vermögensgewinne  lassen  sich ,  da  der  Tod  den  Mund  des 
Besitzers  verschlossen  hat,  nur  äufserst  unvollkommen  konstatieren;  es  kann  vor- 
kommen, dafs  jemand  bei  grofsem  Vermögen  unrichtig  gesteuert  hat  und  dann  doch 
infolge  späteren  Vermögensverlustes  durchschlüpft,  oder  dafs  jemand  in  früherer  Zeit 
wenig  Vermögen  hatte  und  erst  durch  unbekannte  Konjunkturengewinne  solches  er- 
hielt.- In  vielen  Fällen  wird  die  Sache  auf  eine  mechanische  Rechnung  hinauslaufen, 
wobei  nur  die  Neigung  zur  Milde  einen  korrigierenden  Faktor  bildet;  auch  wird  sich 
die  Begrenzung  auf  einen  Zeitraum,  innerhalb  dessen  man  sich  mit  einer  gewissen 
Sicherheit  bewegt,  fehlen.  Auch  die  Schenkungen  bei  Lebzeiten  erschweren  die 
Wirksamkeit  der  Inventarisation,  aber  doch  wahrscheinlich  weniger,  als  vielfach  an- 
genommen wird;  es  setzt  das  Einverständnis  der  Erben  voraus,  damit  hinterherige 
Anfechtungen  unterbleiben;  auch  entschliefst  sich  die  Mehrzahl  der  Menschen  nur 
schwer  zum  Aufgeben  des  Besitzes,  bezw.  kann  man  dies  gar  nicht,  ohne  die  eigene  ökono- 
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mische  Unabhängigkeit  zu  gefährden.  Auch  läfst  sich  durch  eidliche  Erklärung  der 
Erben  über  das,  was  sie  im  voraus  empfangen,  nachhelfen.  Die  Inventarisation  ist 
aber  auch  noch  unsicher,  insoweit  sie  vom  menschlichen  Vollzugsapparate  abhängt. 
Dafs  die  ganze  MaCsregel  schlaff  wird  und  nur  untergeordneten  Wert  hat,  wenn  das 
Inventar  von  den  Beteiligten  aufgestellt  wird,  so  dafs  die  amtliche  Einwirkung  nur 
im  Weg  der  Beanstandung  erfolgen  kann,  liegt  auf  der  Hand.  Aber  auch  da,  wo 
das  Steuerwesen  und  die  Inventarisation  ganz  in  die  Hände  der  Gemeindebehörden 
gelegt  sind,  ist  die  nachbarliche  Konnivenz  so  grofs,  dafs  die  Inventarisation  zur 
Karrikatur  oder  Willkür  werden  kann.  Es  ist  z.  B.  bekannt,  dafs  in  Aarau  die  Hand- 
habung viel  zuverlässiger  ist,  als  in  den  ländlichen  Gemeinden  des  Kantons 
Aargau.  Man  mufs  sich  all  der  angedeuteten  Unvollkommenheiten,  die  sich  ab- 
schwächen, aber  doch  nicht  ganz  beseitigen  lassen,  stets  bewufst  bleiben,  um  nicht 
übertriebene  Hoffnungen  an  dieselbe  zu  knüpfen.  Anderseits  mufs  man  sich  aber 
auch  hüten,  das  Gebrechliche  der  Institution  zu  übertreiben  oder  gar  zu  verkennen, 
dafs  sie  im  Laufe  der  Zeit  sich  zu  kräftigen  vermag.  Ich  stimme  vollständig  der  Bot- 
schaft des  Grofsen  Rats  an  das  Berner  Volk  vom  November  1S89  bei,  wenn  sie  sagt: 
„Die  Inventarisation  bildet  einen  notwendigen  Bestandteil  eines 
jeden  ernstlich  gemeinten  Steuergesetzes.-' 

Der  Wohnuugsaufwand  als  Grenzwert  —  der  Veranlagung  der  ,,A.  E.  St.'- 

—  ist  im  letzten  österreichischen  Regierungsentwurf  wie  folgt  vorgeschlagen,  aber 
vom  Reichsrat  nicht  angenommen  worden.  Das  steuerpflichtige  Einkommen  war  min- 
destens mit  folgenden  Vielfachen  des  Wohnungsaufwandes  anzunehmen:  I.  In 
Wien:  Bei  einem  jährlichen  Wohnungsaufwande  bis  5ü0  Fl.  mit  dem  Vierfachen, 
von  mehr  als  500  Fl.  bis  1000  Fl.  mit  dem  Fünffachen,  von  mehr  als  1000  Fl.  bis  2000  Fl. 
mit  dem  Sechsfachen,  von  mehr  als  2000  Fl.  bis  5000  Fl.  mit  dem  Siebenfachen,  von 
mehr  als  5000  Fl.  bis  10  000  Fl.  mit  dem  Achtfachen,  über  10  000  Fl.  mit  dem  Zehn- 
fachen. —  II.  In  Städten  mit  mehr  als  lOoOO  Einwohnern,  sowie  in  Kur-  und 
Badeorten:  Bei  einem  jährlichen  W^ohnungsaufwande  bis  500  Fl.  mit  dem  Fünffachen, 
von  mehr  als  500  FI.  bis  1000  Fl.  mit  dem  Sechsfachen,  von  mehr  als  1000  Fl.  bis 
2000  Fl.  mit  dem  Siebenfachen,  von  mehr  als  2000  Fl.  bis  5000  Fl.  mit  dem  Achtfachen, 
über  5000  Fl.  mit  dem  Zehnfachen.  —  III.  In  allen  anderen  Orten:  Bei  einem 
jährlichen  Wohnungsaufwande  bis  500  FI.  mit  dem  Sechsfachen,  über  500F1.  bis  1000  Fl. 
mit  dem  Siebenfachen,  über  1000  Fl.  bis  2000  Fl.  mit  dem  Achtfachen,  über  2000  Fl. 
mit  dem  Zehnfachen. 

3.  Kapitel.    Die  Gfeneralbesteiieriiug  im  positiren  Eeclite. 

§  107.  Deutschland.  —  Das  Deutsche  Keich  hat  keine  Steuern 
dieser  Art  und  wird  solche  wohl  auch  nicht  bald  erhalten.  Dagegen  sind 
die Partikularstaaten mehr  und  mehrzur„A.E,St.",Pi-eufsen  zur„A.E.St." 
mit  der  „A.  V.  St."  als  Ergänzungssteuer  für  die  Mehrbelastung  des 
fundierten  Einkommens,  übergegangen.  Zur  Zeit  besteht  nur  in  Elsafs- 
Lothringen,  Hohenzollern,  Helgoland,  Bayern  und  Württemberg  noch 
keine  direkte  Generalbesteuerung.  Das  Königreich  Sachsen  ist  1878 
bahnbrechend  vorangegangen.  Württemberg  steht  im  Begriff,  die  „A.E.  St." 

—  unter  blofser  Ermäfsigung  seiner  Ertragssteuern  —  einzuführen,  und 
Bayern  scheint  seinem  Ertragssteuersystem  einkommenssteuerartige 
Elemente  zusetzen  zu  wollen. 

Eingeführt  haben  die  „A.  E.  St."  die  Königreiche  PreuCsen  (Gesetz  vom 
24.  Juni  1891)   und  Sachsen   (Gesetze  vom  2.  Juli  18TS  und   10.  März  1894),    die 
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Grofsherzogtümer  Baden  (Gesetze  vom  2u.  Juni  1S84,  6.  Mai  1S92  und  26.  Juni  1S94), 
Hessen  (Gesetz  vom  S.  Juli  1SS4),  Sachsen- Weimar  (Gesetz  vom  10.  September 
1S83)  und  Oldenburg  (Gesetze  vom  fi.  April  1S64,  13.  August  18Tu,  28.  März  1S76, 
1.  Dezember  1SS4,  2.  Dezember  ISST  und  11.  März  1891),  die  Herzogtümer  Braun- 
schweig (Gesetze  vom  29.  Juni  1864,  11.  April  1S70,  8.  November  IST 3  und  28.  März 
1S93),  Sachsen-Meiningen  (Gesetz  vom  18.  März  1890),  Sachsen- Altenburg 
(Gesetze  vom  17.  März  1868  und  24.  Juni  18T4),  Sachsen- Co  bürg  (Gesetz  vom 
16.  Juni  18T4,  Sachsen- Gotha  (Gesetze  vom  10.  Januar  1854,  4.  Dezember  18T0  und 
22.  Juli  1871)  und  Anhalt  (Gesetze  vom  18.  April  1886,  4.  April  ISST  und  12.  April 
1890),  die  Fürstentümer  Schwarzburg-Sondershausen  (Gesetze  vom  2.  Januar 
1853,  5.  Januar  1854,  10.  Oktober  185T,  22.  Dezember  18T1  und  15.  Juli  1S82), 
Schwarzburg -Rudol Stadt  (Gesetz  vom  25.  März  1893).  Waldeck  und  Pyrmont 
(Gesetz  vom  24.  Januar  1865),  ReuCs  älterer  Linie  (Gesetz  vom  4.  Januar  1893), 
Reufs  jüngerer  Linie  (Gesetz  vom  16.  Juni  1890),  Schaumburg-Lippe  (Gesetz 
vom  20.  Januar  1885)  und  Lippe  (Gesetze  vom  6.  Juni  1S6S,  G.  April  1882  und 
25.  Juli  1885);  endlich  die  Hansestädte  Lübeck  (Gesetz  vom  2T.  Mai  1889),  Bremen 
(Gesetze  vom  IT.  Dezember  18T4,  13.  April  1880,  16  November  1880,  19.  April  1885 
und  5.  Januar  1893)  und  Hamburg  (Gesetz  vom  T.  März  1881).  Eine  ,,A.  E.  St." 
besitzen  somit  innerhalb  des  Deutschen  Reichs,  abgesehen  von  Württemberg,  zur 
Zeit  allein  noch  nicht:  das  Königreich  Bayern,  wo  aber  die  Bewegung  zu  ihrem 
Gunsten  in  neuerer  Zeit  wieder  begonnen  hat,  nachdem  ein  im  Jahr  18T9  eingebrachter 
Gesetzentwurf  an  dem  Widerspruch  der  Mehrheit  der  Abgeordnetenkammer  ge- 
scheitert war,  die  Grofsherzogtümer  Mecklenburg-Schwerin  und  Mecklenburg- 
Strelitz,  die  Reichslande  und  Helgoland. 

§  108.  Die  neuesten  Generalsteuern  Preufsens;  Teyidenz.  —  Die 
Steuern  sind  die  „A.  E.  St."  vom  24.  Juai  1891,  welche  aii  Stelle  der 
klassifizierten  Einkommensteuer  und  Klassensteuer  getreten  ist,  und  die 
„Erg-änzungssteuer"  oder  zusätzliebe  allgemeine  Vermögenssteuer. 

Das  Streben,  welcbes  die  ganze  MiQCELscbe  Steuerreform  durch- 
zieht, die  unteren  und  namentlich  die  Mittelklassen  zu  entlasten,  ist 
auch  durch  die  „A.  E.  St."  verfolgt  und  (vgl.  „A.  St.  L."  §  202)  auch 
wirklich  erreicht  worden.  Diese  Leistung  der  Steuerpolitik  erhält  ihre 
volle  Würdigung  erst  dann,  wenn  man  die  Beseitigung  der  Erti-ags- 
steucrn  als  Staatssteuern  und  die  gewaltige  Verschiebung  der 
kommunalen  Gewerbesteuerlast  von  unten  nach  oben  mit 
in  Betracht  zieht. 

Inder  Sitzung  des  preufsischen .Abgeordnetenhauses  vom  29.  April  1893  hatMiQUBL 
zutreffend  bemerkt:  „Die  ganze  Steuerreform  hat  das  Ziel,  namentlich  auch  die 
Mittelklassen  zu  entlasten.  Ich  erinnere  daran,  dafs  wir  eine  neue  Gewerbe- 
steuer jetzt  veranlagt  haben,  welche  mehr  oder  weniger  den  ganzen  kleinen  Hand- 
werkerstand von  der  Gewerbesteuer  freimacht.  Die  Hälfte  der  Gewerbetreibenden 
ist  jetzt  von  der  Geweibesteuer  frei.  Die  darüber  befindlichen  Klassen  der  Gewerbe- 
steuer zahlen  diese  aufsteigend  bis  zur  höchsten  Klasse,  während  früher  die  Pro- 
gression eine  umgekehrte  war,  die  höchste  Klasse  am  wenigsten  zahlte  und  die  kleinen 
Gewerbetreibenden  am  meisten.  Dafs  hierin  eine  eminente  Entlastung  liegt  für  den 
eigentlichen  Mittelstand  unter  den  Gewerbetreibenden,  kann  nicht  dem  geringsten 
Zweifel  unterliegen,  und  wenn  die  grofsc-u  Betriebe  jetzt  ihrer  Gröfse  und  ihrem  Um- 
sätze angemessen  herangezogen  werden,  so  können  sie  sich  nicht  beklagen ;  sie  wer- 
den dcsball»  auch  nicht  aufhören,  Angesessene  zu  sein." 
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Beide  Steuern  können  als  Typen  modernster  direkter  General- 
besteuerung  angesehen  werden.  Dieselben  sind  daher  vorzüglich  ge- 
eignet, sämtliche  Fragen  der  Theorie  dieser  Generalbesteuernng  prak- 
tisch zu  illustrieren,  sodals  es  passend  ist,  an  ihrem  "Wortlaute 
(vgl.  die  Anmerkungen  der  folgenden  Paragraphen)  die  direkte  General- 
besteuerung anschaulich  zu  exemplifizieren. 

Die  Steuerreform  Miquels  braucht  nur  in  dem  Sinne,  wie  Buchen- 
BERGEE  für  Baden  es  vorgeschlagen  hat,  ausgedehnt,  d.  h.  die  Ertrags- 
besteuerung auch  als  Kommunalbesteuerung  in  Partialen  der  General- 
besteuerung verwandelt  zu  werden,  so  wird  die  zeitgemäfse  Fortbildung 
der  direkten  Besteuerung  Deutschlands  zu  einem  Abschluls  gelangt  sein. 
Das  Verdienst  der  Reform  der  direkten  Steuern  Preufsens  wird 
dem  Urheber  stets  einen  Namen  unter  den  ersten  Staatsmännern  der 
Finanzgeschichte  sichern.  Es  galt,  nicht  blofs  die  Errungenschaften 
moderner  Steuerwissenschaft  ganz  zu  erfassen  und  weiter  zu  bilden, 
sondern  auch  gewaltige  Widerstände  zu  beseitigen.  Die  Bewältigung 
der  letzteren  ist  in  genialer  Weise,  selbstverständlich  nicht  ohne  Trans- 
aktionen mit  den  bei  der  Dreiklassen-Volksvertretung  so  mächtigen 
Besitzschichten,  erfolgt.  Miquel  hat  soviel  erreicht,  als  überhaupt  er- 
reichbar war. 

Es  waren  namentlich  zwei  geschickte  Griffe,  welche  zum  Ziele 
führten:  1.  die  gewissenhafte  Einhaltung  des  Versprechens,  den  Mehr- 
ertrag nicht  zur  Erhöhung  der  Gesamtsteuerlast,  sondern  zur  Reform 
der  bestehenden  Besteuerung  zu  verwenden,  2.  die  nicht  minder  ge- 
wissenhafte Vermeidung  einer  Verkümmerung  des  Dreiklassenwahlrechts 
für  die  unterste  Klasse  des  preulsischen  Dreisteuerklassen-Wahlsystems. 
Die  Reform  hat  in  der  ersten  Richtung  zwei  grofse  Ziele  erreicht: 
die  Zuweisung  der  drei  Ertragsrealsteuern  an  die  Kommunalkörper  und 
die  bedeutende  Verschiebung  der  Steuerlast  von  der  Tiefe  nach  der 
Höhe  der  Steuerkräftepyramide  zu. 

Censitenklassen  und  Ertrag  der  preufsischen  „A.  E.  St.".   Gruppen- 
weise geordnet,  betrug  1894-95  die  Anzahl  der  Censiten: 
in  den  Einkommen- 
steuerstufen von 

über    900—3000  M.      2197712  oder  87,25  Proz.  der  Gesamtzahl, 

„      3000—6000  „  209  792      „        8,32      „ 

„      6000-8000  „  39  556      „        1,57      ,. 

„      8000  M.  72  038      „        2,86      ,. 

An  Steuer  bringen  diese  einzelnen  Censitengruppen  auf: 

über    900 -3000  M.     34  257  573  oder  29,98  Proz.  des  Gesamtsolls, 
„      3000—6000,,       19  121260      „       16,73      „ 
„      6000—8000,.         7  168184      „        6,27      „ 
„      8000  M.  53  725  300      „      47,02      „ 

§  109.  Die  preufsische  „A  E.  St''.  —  1.  Die  Teilung  der  Zu- 
ständigkeit zwischen  Staat  und  Gemeinde  ist  in  §  71   bereits  dar- 
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gethan.    Die  subjektive  Doppelbesteuerung  wird  durch  die  Be- 
stimmung über  den  Veranlagungswohnsitz  (§  20)  beseitigt. 

TeranlagungsTTOhusitz  (§  20):  Die  Veranlagung  erfolgt  in  der  Regel  an  dem 
Orte,  wo  der  Steuerpflichtige  zur  Zeit  der  Aufnahme  des  Personenstandes  (§  21) 
seinen  Wohnsitz  oder  in  Ermangelung  eines  solchen  seinen  Aufenthalt  hat.  —  Im 
Falle  eines  mehrfachen  Wohnsitzes  steht  dem  Steuerpflichtigen  die  Wahl  des  Ortes 
der  Veranlagung  zu.  Hat  er  von  diesem  Wahlrechte  keinen  Gebrauch  gemacht,  und 
ist  die  Veranlagung  an  mehreren  Orten  erfolgt,  so  gilt  nur  die  Veranlagung  an  dem- 
jenigen Orte,  an  welchem  die  Einschätzung  zu  dem  höchsten  Steuerbetrage  statt- 
gefunden hat.  —  Prcufsische  Staatsangehörige,  welche  im  Inlande  weder  Wohnsitz 
noch  Aufenthalt  haben,  sind  an  dem  letzten  Orte  ihres  Wohnsitzes  oder  Aufenthaltes 
in  Preufsen  zu  veranlagen.  —  Die  Veranlagung  der  Gesellschaften  und  Genossen- 
schaften erfolgt  an  dem  Orte,  wo  dieselben  in  Preufsen  ihren  Sitz  haben.  —  Die 
Veranlagung  der  in  §  2  bezeichneten  Steuerpflichtigen  geschieht  an  dem  Orte,  wo 
der  Grundbesitz  bezw.  die  gewerbliche  oder  Handelsanlage  oder  die  Betriebsstätte 
liegt,  oder  der  bei  der  Steuerverwaltung  etwa  bestellte  Vertreter  seinen  Wohnsitz 
hat,  oder  wo  sich  der  Sitz  der  Kasse  befindet,  von  welcher  die  Besoldungen,  Pen- 
sionen oder  Wartegelder  ausgezahlt  werden.  —  Die  bezüglich  des  Veranlagungsortes 
weiter  erforderlichen  Anordnungen  erläfst  der  Finanzminister. 

§  1 1 0.   Die  xweufsische  ,A.  E.  Sf.^\  Fortsetzung.  —  2.  Diesubjek- 
tive  Steuerpflicht  wird  in  §§  1,  2,  6,  55  wie  folgt  bestimmt: 
Einkommensteuerpflichtig  sind  (§  li: 

1.  die  preufsischen  Staatsangehörigen,  mit  Ausnahme  derjenigen,  a.  welche, 
ohne  in  Preufsen  einen  Wohnsitz  (§  l  Abs.  2  des  Reichsgesetzes  wegen  Beseitigung 
der  Doppelbesteuerung  vom  13.  Mai  1870)  zu  haben,  in  einem  anderen  Bundesstaate 
oder  in  einem  deutschen  Schutzgebiete  wohnen  oder  sich  aufhalten  ;  b.  welche  neben 
einem  Wohnsitze  in  Preufsen  in  einem  anderen  Bundesstaate  oder  in  einem  deutschen 
Schutzgebiete  ihren  dienstlichen  Wohnsitz  (§  2  Abs.  3  a.  a.  0.)  haben;  c.  welche, 
ohne  in  Preufsen  einen  Wohnsitz  zu  haben,  seit  mehr  als  zwei  Jahren  sich  im  Aus- 
lande dauernd  aufhalten.  —  Auf  Reichs-  und  Staatsbeamte,  welche  im  Auslande 
ihren  dienstlichen  Wohnsitz  haben  und  dort  zu  entsprechenden  direkten  Staatssteuern 
nicht  herangezogen  werden,  findet  die  Ausnahme  unter  c  keine  Anwendung; 

2.  diejenigen  Angehörigen  anderer  Bundesstaaten,  a.  welche,  ohne 
in  ihrem  Heimatsstaate  einen  Wohnsitz  zu  haben,  in  Preufsen  wohnen  oder  ohne 
im  Deutschen  Reiche  einen  Wohnsitz  zu  haben,  sich  in  Preufsea  aufhalten;  b.  welche 
in  Preufsen  ihren  dienstlichen  Wohnsitz  (§  2  Abs.  3  a.  a.  0.)  haben; 

3.  diejenigen  Ausländer,  welche  in  Preufsen  einen  Wohnsitz  haben,  oder 
sich  daselbst  des  Erwerbes  wegen  oder  länger  als  ein  Jahr  aufhalten; 

4.  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  und  Berg- 
gewerkschaften, welche  in  Preufsen  einen  Sitz  haben,  sowie  diejenigen  eingetragenen 
Genossenschaften,  deren  Geschäftsbetrieb  über  den  Kreis  ihrer  Mitglieder  hinausgeht; 

5.  Konsumvereine  mit  offenem  Laden,  sofern  dieselben  die  Rechte  juristi- 
scher Personen  haben. 

§  2.  Ohne  Rücksicht  auf  Staatsangehörigkeit,  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  unter- 
liegen der  Einkommensteuer  alle  Personen  mit  dem  Einkommen  a.  aus  den  von  der 
preufsischen  Staatskasse  gezahlten  Besoldungen,  Pensionen  und  Wartegeldern ;  b.  aus 
preufsischem  Grundbesitz  und  aus  preufsischen  Gewerbe-  oder  Handelsanlagen  oder 
sonstigen  gewerblichen  Betriebsstätten. 

Nach  %  bb  ist  die  veranla;4te  Steuer  nicht  zu  erheben  von  den  Unteroffi- 
zieren und  Mannschaften  des  Beurlaubtenstandes  für  die  Zeit  aktiver 
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Dienstleistung,  wenn  ihr  Einkommen  3000  M.  nicht  übersteigt;   ähnlich  nicht 
von  Beamten  und  Offizieren  eines  im  auswärtigen  Dienste  befindlichen  Schiffes. 

Eeschräukt  steuerfrei  ist  das  Militäreinkommen,  und  zwar:  a.  ohne  Zeitbe- 
schränkung für  die  Personen  des  Unteroffizier-  und  Gemeinenstandes,  b.  mit  der 
Beschränkung  auf  die  Zeit  der  Zugehörigkeit  zu  einem  in  der  Kriegsformation 
befindlichen  Teile  des  Heeres  oder  der  Marine  für  alle  Angehörigen  des  aktiven 
Heeres  und  der  aktiven  Marine. 

§  111.  Die  preufsische  „A.  E.  8V.  Fortsetzung.  —  3.  Die  objek- 
tive  Steuerpf lieht.  Eine  gesetzliche  Definition  des  Einkommens- 
begrilfes  wird  so  wenig  als  in  irgend  einer  anderen  Einkommensteuer- 
Gesetzgebung  aufgestellt;  die  steuerpflichtigen  Objekte  werden  einzeln 
aufgezählt. 

§  7.  Als  Einkommen  gelten  die  gesamten  Jahreseinkünfte  der  Steuer- 
pflichtigen in  Geld  und  Geldeswert  aus:  1.  Kapitalvermögen,  2.  Grundvermögen, 
Pachtungen  und  Mieten,  einschliefslich  des  Mietswertes  der  Wohnung  im  eigenen 
Hause,  3.  Handel  und  Gewerbe  einschliefslich  des  Bergbaues,  4.  Gewinn  bringender 
Beschäftigung  sowie  aus  Rechten  auf  periodische  Hebungen  und  Vorteile  irgend 
welcher  Art,  soweit  diese  Einkünfte  nicht  schon  unter  Nr.  1  bis  3  begrifi'en  sind. 

§  10.  Feststehende  Einnahmen  sind  nach  ihrem  Betrage  für  das  Steuerjahr, 
ihrem  Betrage  nach  unbestimmte  oder  schwankende  Einnahmen  sowie  das  steuer- 
pflichtige Einkommen  der  Aktiengesellschaften  u.  s.  w.  f§  16)  nach  dem  Durchschnitte 
der  drei  der  Veranlagung  unmittelbar  vorangegangenen  Jahre,  jedoch  bei  der  nach 
diesem  Gesetze  stattfindenden  erstmaligen  Veranlagung  nach  dem  Durchschnitte  zweier 
Jahre  zu  berechnen.  Wenn  Einnahmen  der  letztgedachten  Art  noch  nicht  so  lange 
bestehen,  so  sind  sie  nach  dem  Durchschnitte  des  Zeitraumes  ihres  Bestehens, 
nötigenfalls  nach  dem  mutmafslichen  Jahresertrage  in  Ansatz  zu  bringen.  Die 
gleichen  Grundsätze  gelten  für  die  Berechnung  der  abzugsfähigen  Ausgaben. 

§  12.  Als  Einkommen  aus  Kapitalvermögen  gelten:  Zinsen,  Renten  und  geld- 
werte Vorteile  aus  Kapitalforderungen  jeder  Art,  soweit  solche  Bezüge  nicht  bei 
Landwirtschaft-,  Handel-  und  Gewerbetreibenden  behufs  Ausmittelung  des  steuer- 
pflichtigen Einkommens  aus  Grundvermögen,  Pachtungen,  Handel  oder  Gewerbe 
(!;§  13  und  14)  als  Teile  des  Geschäftsertrages  in  Rechnung  zu  bringen  sind.  Mit 
dieser  MaCsgabe  gelten  als  Einkommen  aus  Kapitalvermögen  insbesondere :  a.  Zinsen 
aus  Anleihen  und  sonstigen  verzinslichen  Kapitalforderungen  sowie  aus  verzinslich 
gewordenen  Zins-  und  anderen  Ausständen;  b.  Dividenden  und  Zinsen,  Ausbeuten 
und  sonstige  Gewinnanteile  von  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften  auf 
Aktien,  Gewerkschaften,  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften ,  und  von  einer 
stillen  Gesellschaft  (Art.  250  ff.  des  Handelsgesetzbuches);  c.  Zinsen,  welche  in  un- 
verzinslichen Kapitalforderungen,  bei  denen  ein  höheres  als  das  ursprünglich  ge- 
gebene Kapital  zurückgewährt  wird,  einbegriffen  sind;  d.  vereinnahmte  Gewinne  aus 
der  zuSpekulationszweckenunternommenenVeräuCserung  von  Wert- 
papieren, Forderungen,  Renten  u.  s.  w.,  abzüglich  etwaiger  Verluste  bei  derartigen 
Geschäften. 

§  13.  Das  Einkommen  aus  Grundvermögen  —  umfafst  die  Erträge 
sämtlicher  Grundstücke,  welche  dem  Steuerpflichtigen  eigentümlich  gehören,  oder 
aus  denen  ihm  infolge  von  Berechtigungen  irgend  welcher  Art  ein  Einkommen  zu- 
fliefst.  Von  Grundstücken,  welche  verpachtet  oder  vermietet  sind,  ist  der  Pacht- 
oder Mietszins,  einerseits  unter  Hinzurechnung  der  dem  Pächter  bezw.  Mieter  ob- 
liegenden Natural-  und  sonstigen  Nebenleistungen  sowie  der  dem  Verpächter  bezw. 
Vermieter  vorbehaltenen  Nutzungen,  anderseits  unter  Abrechnung  der  dem  letzteren 
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verbliebenen  abzugsfähigen  Lasten,  als  Einkommen  zu  berechnen.  Für  nicht  ver- 
mietete, sondern  von  dem  Eigentümer  bezw.  Nutzniefser  selbst  bewohnte  oder  sonst 
benutzte  Gebäude  ist  das  Einkommen  nach  dem  Mietswerte  zu  bemessen;  aufser 
Ansatz  bleibt  der  Mietswert  solcher  von  dem  Eigentümer  bezw.  Nutzniefser  zu  seinem 
landwirtschaftlichen  oder  gewerblichen  Betriebe  benutzten  Gebäude  oder  Gebäude- 
teile, deren  Nutzungswert  in  dem  Einkommen  aus  Landwirtschafts-  oder  Gewerbe- 
betrieb enthalten  ist.  Bei  Schätzung  des  Einkommens  aus  nicht  verpachteten  Be- 
sitzungen ist  der  durch  die  eigene  Bewirtschaftung  erzielte  Reinertrag  zu  Grunde 
zu  legen.  Die  Veranlagung  solcher  Betriebe,  bei  welchen  die  Erträgnisse  der  Sub- 
stanz des  Bodens  entnommen  werden,  sowie  die  Veranlagung  ländlicher  Fabrikations- 
zweige erfolgen  nach  den  Grundsätzen  des  §  14,  soweit  diese  Betriebe  und  Fabrikations- 
zweige nicht  bei  der  Ertragsermittelung  des  Hauptbetriebes,  zu  welchem  sie  gehören, 
berücksichtigt  werden.  Der  Gewinn  beim  pachtweisen  Betriebe  der  Landwirtschaft 
ist  in  gleicher  Weise  zu  veranschlagen,  wie  beim  Betriebe  auf  eigenen  Grundstücken, 
unter  Hinzurechnung  des  Mietswerts  der  mitverpachteten  "Wohnung.  Der  Pachtzins 
einschliefslich  des  Wertes  der  etwa  dem  Pächter  obliegenden  Natural-  und  sonstigen 
Nebenleistungen  ist  davon  in  Abzug  zu  bringen. 

§  14.  Das  Einkommen  aus  Handel  und  Gewerbe  einschliefslich 
des  Bergbaues  besteht  in  dem  in  Gemäfsheit  der  allgemeinen  Grundsätze  (!;§  6  — 11) 
ermittelten  Geschäftsgewinne.  Mit  dieser  Mafsgabe  ist  der  Reingewinn  aus  dem 
Handel  und  Gewerbebetriebe  nach  den  Grundsätzen  zu  berechnen,  wie  solche  für 
die  Inventur  und  Bilanz  durch  das  Allgemeine  Deutsche  Handelsgesetzbuch  vorge- 
schrieben sind  und  sonst  dem  Gebrauche  eines  ordentlichen  Kaufmannes  entsprechen. 
Insbesondere  gilt  dieses  einerseits  von  dem  Zuwachs  des  Anlagekapitals  und  ander- 
seits von  den  regelmäfsigen  jährlichen  Abschreibungen,  welche  einer  angemessenen 
Berücksichtigung  der  Wertverminderung  entsprechen. 

Im  übrigen  gilt  für  die  Berechnung  und  Schätzung  des  Einkommens  aus  Ge- 
werbe und  Handel  folgendes:  1.  Die  Zinsen  des  im  Handels-  oder  Gewerbebetrieb 
angelegten  eigenen  Kapitals  des  Steuerpflichtigen  sind  als  Teile  des  Geschäftsgewinnes 
zu  betrachten.  2.  Der  von  einer  nicht  nach  §  1  Nr.  4  und  5  steuerpflichtigen  Er- 
werbsgesellschaft erzielte  Geschäftsgewinn  ist  den  einzelnen  Teilhabern  nach  Mafs- 
gabe ihres  Anteils  anzurechnen.  3.  Der  Gewinn  aus  den  zu  Spekulationszwecken 
abgeschlossenen  Geschäften,  abzüglich  etwaiger  Verluste  bei  derartigen  Geschäften, 
und  aus  der  Beteiligung  an  derartigen  Geschäften  ist  auch  bei  solchen  Steuer- 
pflichtigen, welche  nicht  zu  den  Handel-  und  Gewerbetreibenden  gehören,  nach  den 
für  das  Einkommen  aus  Handel  und  Gewerbe  mafsgebenden  Grundsätzen  zu  berechnen. 

§  16.  Einkommen  der  Aktiengesellschaften.  Als  steuerpflichtiges 
Einkommen  der  im  §  1  Nr.  4  und  5  bezeichneten  Steuerpflichtigen  gelten  unbeschadet 
der  Vorschrift  im  §  6  Nr.  1  die  Überschüsse,  welche  als  Aktienzinsen  oder  Dividenden, 
gleichviel  unter  welcher  Benennung,  unter  die  Mitglieder  verteilt  werden,  und  zwar 
unter  Hinzurechnung  der  zur  Tilgung  der  Schulden  oder  des  Grundkapitals,  zur 
Verbesserung  oder  Geschäftserweiterung  sowie  zur  Bildung  von  Reservefonds  —  so- 
weit solche  nicht  bei  den  Versicherungsgesellschaften  zur  Rücklage  für  die  Ver- 
sicherungssummen bestimmt  sind  —  verwendeten  Beträge,  jedoch  nach  Abzug  von 
3'/-  Proz.  des  eingezahlten  Aktienkapitals.  An  Stelle  des  letzteren  tritt  bei  einge- 
tragenen Genossenschaften  die  Summe  der  eingezahlten  Geschäftsanteile  der  Mit- 
glieder, bei  Berggewerkschaften  das  aus  dem  Erwerbspreise  und  den  Kosten  der 
Anlage  und  Einrichtung  bezw.  Erweiterung  des  Bergwerks  sich  zusammensetzende 
Grundkapital  oder,  soweit  diese  Kosten  vor  dem  1.  April  1S92  aufgewendet  sind, 
nach  Wahl  der  Pflichtigen  der  zwanzigfache  Betrag  der  im  Durchschnitt  der  letzten 
vier  Jahre  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  verteilten  Ausbeute.  Im  Falle  des 
§  2  b  gilt  als  steuerpflichtiges  Einkommen  derjenige  Teil  der  vorbezeichneten  Über- 
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schlisse,  welcher  auf  den  Geschäftsbetrieb  in  Preufsen  bezw.  auf  das  Einkommen 
aus  preufsischera  Grundbesitz  entfällt.  Der  Kommunalbesteuerung  ist  das  ermittelte 
Einkommen  ohne  den  Abzug  von  3'2Proz.  zu  Grunde  zu  legen. 

§  15.  Einkommen  aus  g  e  w  i  n  n  bringender  Beschäftigung  und  aus 
Rechten  auf  periodische  Hebungen  u.  s.  w.  Das  Einkommen  aus  gewinn- 
bringender Beschäftigung  sowie  aus  Rechten  auf  periodische  Hebungen  und  Vorteile 
irgend  welcher  Art  umfafst  insbesondere  den  Terdienst  der  Arbeiter,  Dienstboten 
und  Gewerbegehilfen,  die  Besoldung  der  Militärpersonen  und  Beamten  jeder  Art, 
ferner  den  Gewinn  aus  schriftstellerischer,  künstlerischer,  wissenschaftlicher,  unter- 
richtender oder  erziehender  Thätigkeit,  sowie  Wartegelder,  Pensionen  und  sonstige 
fortlaufende  Einnahmen ,  welche  nicht  als  Jahresrenten  eines  beweglichen  oder  un- 
beweglichen Vermögens  anzusehen  sind,  endlich  solche  Rentenbezüge,  welche  an  die 
Person  des  Empfangsberechtigten  geknüpft  sind.  Das  Einkommen  aus  Dienst- 
wohnungen ist  nach  dem  ortsüblichen  Mietwerte,  jedoch  nicht  höher  als  mit  fünf- 
zehn vom  Hundert  des  haaren  Gehalts  des  Berechtigten  in  Ansatz  zu  bringen.  So- 
weit Dienstwohnungen  vermietet  sind ,  ist  der  Mietzins  nach  Mafsgabe  der  Be- 
stimmungen im  §  13  Abs.  2  anzurechnen.  Bei  Militärpersonen,  Reichsbeamten, 
unmittelbaren  und  mittelbaren  Staatsbeamten,  Geistlichen  und  Lehrern  an  öffentlichen 
Unterrichtsanstalten  ist  der  zur  Bestreitung  des  Dienstaufwandes  bestimmte  Teil  des 
Diensteinkoraraens  aufser  Ansatz  zu  lassen. 

Beschränkung  der  objektiven  Steuerpflicht.  Nach  §  8  gelten  aufserordent- 
liche  Einnahmen  aus  Erbschaften,  Schenkungen,  Lebensversicherungen,  aus 
dem  nicht  gewerbsmäfsig  oder  zu  Spekulationszwecken  unternommenen  Ver- 
kauf von  Grundstücken  und  ähnliche  Erwerbungen  nicht  als  steuerpflichtiges  Ein- 
kommen, sondern  als  Vermehrung  des  Stammvermögens  und  kommen  ebenso 
wie  Verminderungen  des  Stammvermögens  nur  insofern  in  Betracht,  als  die  Erträge 
des  letzteren  dadurch  vermehrt  oder  vermindert  werden. 

Objektive  Steuerpflicht  unselbständiger  Personen.  Nach  §  1 1  ist  behufs  der 
Steuerveranlagung  dem  Einkommen  des  Haushaltungsvorstandes  das  Einkommen  der 
Angehörigen  der  Haushaltung  zuzurechnen.  Personen,  welche  mit  Gehalt  oder 
Lohn  zu  Dienstleistungen  angenommen  sind,  sowie  Kostgänger,  Untermieter  und 
Schlafstellenmieter  werden  nicht  zu  den  Angehörigen  einer  Haushaltung  gezählt. 
Selbständig  zu  veranlagen  sind:  1.  Ehefrauen,  wenn  sie  dauernd  von  dem  Ehemanne 
getrennt  leben,  2.  Kinder  und  andere  Angehörige  der  Haushaltung,  wenn  sie  ein 
der  Verfügung  des  Haushaltungsvorstandes  nicht  unterliegendes  Einkommen  aus 
eigenem  Erwerb  —  mit  Ausschlufs  der  Beihilfe  in  dem  Geschäft  des  Haushaltungs- 
vorstandes —  oder  aus  anderen  Quellen  beziehen. 

Tertlnderung  des  Steuerobjektes  (§56 ff.).  Die  Veranlagung  der  Einkommen- 
steuer erfolgt  für  jedes  Eechnungsjahr  (Steuerjahr).  Die  Vermehrung  des  Ein- 
kommens während  des  laufenden  Steuerjahres  begründet  keine  Veränderung  in  der 
schon  erfolgten  Veranlagung.  Tritt  die  Vermehrung  infolge  eines  Erbanfalles  ein, 
so  sind  die  Erben  entsprechend  der  Vermehrung  ihres  Einkommens  anderweit  zu 
veranlagen  und  zur  Entrichtung  der  Steuer  von  dem  Beginne  des  auf  den  Anfall 
der  Erbschaft  folgenden  Monats  ab  verpflichtet. 

§  112.  Die  preufsische  „Ä.  E.  St:''.  Fortsetzung.  —  4.  Die  Be- 
rechnung des  steuerbaren  Einkommens  ist  in  §  9  geregelt. 

§  9.  L  Von  dem  Einkommen  (§7)  sind  in  Abzug  zu  bringen:  l.  Die  zur  Er- 
werbung, Sicherung  und  Erhaltung  des  Einkommens  verwendeten  Ausgaben,  ein- 
schliefslich  auch  der  unter  den  Kommunalabgaben  begriffenen  Deichlasten;  2.  die 
von  den  Steuerpflichtigen  zu  zahlenden  Schuldzinsen  und  Renten,  soweit 
dieselben  nicht  auf  Einnahmequellen  haften,  welche  bei  der  Veranlagung  aufser 

ScHÄFFLE,  Stouorn,  Besonderer  Teil.  10 


146  Erstes  Buch.    II.  Hauptabschnitt.    Erste  Abteilung. 

Betraclit  zu  lassen  sind  (§  6  Kr.  1  und  2).  Erstreckt  sich  die  Besteuerung  lediglich 
auf  das  im  §  2  bezeichnete  Einkommen,  so  sind  nur  die  Zinsen  solcher  Schulden 
abzugsfähig,  welche  auf  den  inländischen  Einkommensquellen  haften  oder  für 
deren  Enverb  aufgenommen  sind:  3.  die  auf  besonderen  Rechtstiteln  beruhenden 
dauernden  Lasten ;  4.  die  von  dem  Grundeigentum ,  dem  Bergbau  und  dem  Ge- 
werbebetriebe zu  entrichtenden  direkten  Staatssteuern  sowie  solche  indirekte 
Abgaben,  welche  zu  den  Geschäftsunkosten  zu  rechnen  sind;  5.  die  regelmäfsigen 
jährlichen  Absetzungen  für  Abnutzung  von  Gebäuden,  Maschinen,  Betriebsgerät- 
schaften u.  s.  w.,  soweit  solche  nicht  bereits  unter  den  Betriebsausgaben  verrechnet 
sind;  6.  die  von  den  Steuerpflichtigen  gesetz-  oder  vertragsmäfsig  zu  entrichtenden 
Beiträge  zu  Kranken-,  Unfall-,  Alters-  und  Invalidenversicherungs-,  Witwen-,  Waisen- 
und  Pensionskassen;  7.  Versicherungsprämien,  welche  für  Versicherung  des  Steuer- 
pflichtigen auf  den  Todes-  oder  Lebensfall  gezahlt  werden,  soweit  dieselben  den 
Betrag  von  600  31.  jährlich  nicht  übersteigen. 

II.  Nicht  abzugsfähig  sind  dagegen  insbesondere:  1.  Verwendungen  zur 
Verbesserung  und  Vermehrung  des  Vermögens,  zu  Geschäftserweiterungen,  Kapital- 
anlagen oder  Kapitalabtragungen,  welche  nicht  lediglich  als  durch  eine  gute 
Wirtschaft  gebotene  und  aus  den  Betriebseinnahmen  zu  deckende  Ausgaben  an- 
zusehen sind;  2.  die  zur  Bestreitung  des  Haushaltes  der  Steuerpflichtigen  und  zum 
Unterhalte  ihrer  Angehörigen  gemachten  Ausgaben,  einschliefslich  des  Geldwertes 
der  zu  diesen  Zwecken  verbrauchten  Erzeugnisse  und  Waren  des  eigenen  landwirt- 
schaftlichen oder  gewerblichen  Betriebes. 

§  113.  Die preufsische  „A.  E.  St:'.  Fortsetzung.  —  5.  Die  Steuer- 
last. Die  Steuersätze  sind  nach  §  17  Klassensätze,  von  9  M.  für  die 
I.Klasse  (900  — 1050  M.)  ansteigend.  Sie  erreichen  mit  100000  M. 
4000  M.,  also  4  Proz.;  für  jede  weiteren  5000  M.  steigen  sie  um  200  M. 
Das  Existenzminimum  beträgt  900  M.  §§  ISfi".  regeln  die  persönliche 
Schonung.  Es  ist  nämlich  bestimmt:  „Für  jedes,  nicht  nach  §  11  selbständig  zu 
veranlagende  Familienmitglied  unter  14  Jahren  wird  von  dem  steuerpflichtigen  Ein- 
kommen des  Haushaltungsvorstandes,  sofern  dasselbe  den  Betrag  von  Souu  M.  nicht 
übersteigt,  der  Betrag  von  50  M.  in  Abzug  gebracht,  mit  der  Mafsgabe,  dafs  bei  Vor- 
handensein von  drei  oder  mehr  Familienmitgliedern  dieser  Art  auf  jeden  Fall  eine 
Ermäfsigung  um  eine  Stufe  stattfindet.  Bei  der  Veranlagung  ist  es  gestattet ,  be- 
sondere, die  Leistungsfähigkeit  der  Steuerpflichtigen  wesentlich  beeinträchtigende 
wirtschaftliche  Verhältnisse  zu  berücksichtigen.  Als  Verhältnisse  dieser  Art  kommen 
lediglich  aufsergewöhnliche  Belastungen  durch  Unterhalt  und  Erziehung  der  Kinder, 
Verpflichtung  zum  Unterhalte  mittelloser  Angehöriger,  andauernde  Krankheit,  Ver- 
schuldung und  besondere  Unglücksfälle  in  Betracht. 

Veranlagte  Einkommensteuerbeträge  können  in  einzelnen  Fällen  nieder- 
geschlagen werden,  wenn  deren  zwangsweise  Beitreibung  die  Steuerpflichtigen  in 
ihrer  wirtschaftlichen  Existenz  gefährden,  oder  wenn  das  Beitreibungsverfahren  vor- 
aussichtlich ohne  Erfolg  sein  würde. 

Oeringeres  Existenzminimum,  Schonungen  und  Freilassungen  in  der 
Kommuualbesteuerung.  §§  bSfl".  des  preuCsischen  Kommunalabgaben-Ge- 
setzes von  1S'.I3  bestimmen: 

§  3S.  Steuerpflichtige  mit  einem  Einkommen  von  nicht  mehr  als  900  M.  werden 
zu  der  Einkommensteuer  nach  Mafsgabe  folgender  Steuersätze  veranlagt:  1.  bei 
einem  Einkommen  von  nicht  mehr  als  420  M.  nach  einem  Steuersätze  von  zwei 
Fünftel  vom  Hundert  des  steuerpflichtigen  Einkommens  bis  zum  Höchstbetrage  des 
Steuersatzes  von  1,20  M.;  2.  bei  einem  Einkommen  von  mehr  als  420  M.  bis  ein- 
schliefslich 6ti0  M.  nach  einem  Steuersatze  von  2,10  M.;   bei  einem  Einkommen  von 
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mehr  als  660  M.  nach  einem  Steuersatze  von  4  M.  Steuerpflichtige  mit  einem  Ein- 
kommen von  nicht  mehr  als  900  M.  können  durch  Gemeindebeschlufs  von  der  Beitrags- 
pflicht entbunden  oder  mit  einem  geringeren  Prozentsatze  herangezogen  werden.  Der 
Beschlufs  bedarf  der  Genehmigung.  Ihre  Freilassung  mufs  erfolgen ,  sofern  sie  im 
Wege  der  öffentlichen  Armenpflege  fortlaufende  Unterstützung  erhalten. 

§  39.  Die  Gemeinde  kann  beschliefsen ,  Ausländer  und  Angehörige  an- 
derer Bundesstaaten,  welche  in  der  Gemeinde  einen  Wohnsitz,  aber  nicht  des 
Erwerbes  wegen  haben,  auf  die  Dauer  von  höchstens  drei  Jahren  zu  der  Gemeinde- 
einkommensteuer nicht  oder  nur  mit  einem  ermäfsigten  Prozentsatze  heranzuziehen. 
Der  Beschlufs  bedarf  der  Genehmigung. 

§  114.  Die  jjreicfsische  „A.  E.  St.''.  Fortsetzung.  —  6.  Das  Ein- 
steuerung-sverfahren.  Hierbei  stützt  sich  das  Gesetz  im  ausgepräg- 
testen Gegensatz  zu  dem  bisherigen  allgemeinen  Einkommensteuerrecht 
auf  die  Pflicht  zur  „Steuererklärung". 

a.  Die  Steuererklärung-  (§  25).  Jeder  bereits  mit  einem  Einkommen  von  mehr 
als  3000  M.  zur  Einkommensteuer  veranlagte  Steuerpflichtige  ist  auf  die  jährlich  durch 
öffentliche  Bekanntmachung  ergehende  Aufforderung  zur  Abgabe  einer  Steuererklä- 
rung verpflichtet. —  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  ßerg- 
gewerksch alten  und  eingetragene  Genossenschaften  sind  aufserdem  verpflichtet,  ihre 
Geschäftsberichte  und  Jahresabschlüsse  sowie  die  darauf  bezüglichen  Beschlüsse  der 
Generalversammlungen  nach  den  näheren  Bestimmungen  des  Finanzministers  alljähr- 
lich dem  Vorsitzenden  der  Veranlagungskommission  einzureichen.  —  Andere  Steuer- 
pflichtige sind  zur  Abgabe  einer  Steuererklärung  verpflichtet,  sobald  eine  besondere 
Aufforderung  des  Vorsitzenden  der  Veranlagungskommission  (§§  34,  35)  an  sie  er- 
geht. Sie  sind,  falls  letzteres  nicht  geschieht,  auf  ihr  Verlangen  zur  Abgabe  einer 
Steuererklärung  innerhalb  der  im  §  24  bestimmten  Frist  zuzulassen.  —  §  26.  1.  In  der 
Steuererklärung  ist  der  Gesamtbetrag  des  Einkommens  (§  10)  getrennt  nach  den 
im  §  7  vorgesehenen  Einkommensquellen  anzugeben.  2.  Das  Einkommen  von  dem 
aufserhalb  des  Veranlagungsbezirkes  belegenen  Grundbesitze  oder  Gewerbebetriebe 
ist  besonders  aufzuführen.  3.  Schuldenzinsen,  Lasten  u.  s.  w. ,  deren  Abzug  bean- 
sprucht wird,  sind  anzugeben.  —  §  27.  Dem  Steuerpflichtigen  soll  auf  seinen  Antrag, 
soweit  es  sich  um  nur  durch  Schätzung  zu  ermittelndes  Einkommen  handelt,  ge- 
stattet werden,  in  die  Steuererklärung  statt  der  ziff ernmätsigen  Angabe  des 
Einkommens  diejenigen  Nachweisungen  aufzunehmen,  deren  die  Veranlagungskom- 
mission zur  Schätzung  desselben  bedarf.  —  Wer  die  Steuererklärung,  zu  deren  Ein- 
reichung er  gesetzlich  verpflichtet  ist,  nicht  längstens  innerhalb  vier  Wochen  nach 
einer  nochmaligen  an  ihn  zu  richtenden  besonderen  Aufforderung,  welche  auch  nach 
geschehener  Veranlagung  ergehen  kann,  abgiebt,  hat  neben  der  veranlagten  Steuer 
einen  Zuschlag  von  25  Proz.  zu  derselben  zu  zahlen  und  aufserdem  die  durch  seine 
Unterlassung  dem  Staate  entzogene  Steuer  zu  entrichten.  —  Die  Festsetzung  des  mit 
der  veranlagten  Steuer  zu  entrichtenden  Zuschlages  von  25  Proz.  steht  der  Regierung 
zu,  gegen  deren  Entscheidung  nur  die  Beschwerde  an  den  Finanzminister  zulässig  ist. 

b.  Die  „Vorbereitung-  der  Veraulag-ung-"  (§§2Iff).  §21.  Vor  Beginn  des 
Veranlagungsgeschäftes  hat  jeder  Gemeinde- (Guts-)  vor  stand  eine  vollständige 
Nachweisung  aller  in  dem  Gemeinde-  (Guts-)  bezirke  vorhandenen,  in  diesem  Gesetze 
als  steuerpflichtig  bezeichneten  Personen,  Gesellschaften  und  Genossenschaften,  so- 
wie der  nach  §  2  die  Steuerpflicht  bedingenden  Grundbesitzungen  und  gewerblichen 
Unternehmungen  aufzunehmen.  —  §  23.  Jeder  Gemeinde-  (Guts-)  vorstand  hat  über 
die  Besitz-,  Vermögens-  und  sonstigen  Einkommensverhältnisse  der  Steuerpflichtigen 
des  Gemeinde-  (Guts-)  bezirkes,  sowie  über  etwaige  besondere,  die  Leistungsfähigkeit 
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derselben  bedingende  wirtschaftliche  Verhältnisse  (§§  18,  19)  möglichst  vollständige 
Kachrichten  einzuziehen,  überhaupt  alle  Merkmale,  welche  ein  Urteil  über  die  Be- 
steuerung zn  begründen  vermögen,  zu  sammeln. 

c.  ToreinschUtzung.  Hierbei  werden  die  von  den  Gemeindevorstehern  ein- 
gegangenen Nachweisungen  geprüft  und  die  Einkommensschätzungen  bis  zu  3000  M. 
in  die  Nachweisungen  eingetragen. 

d.  Die  eigentliche  Teraulagung-  erfolgt  durch  die  Veranlagungskommission. 

(§  35.)  Der  Vorsitzeudc  der  Veranlagungskommission,  welcher  zu- 
gleich die  Interessen  des  Staates  vertritt,  hat  innerhalb  seines  Veranlagungsbezirkes 
die  Geschäftsführung  der  Vorsitzenden  der  Voreinschätzungskommissionen  zu  be- 
aufsichtigen und  das  Veranlagungsgeschäft  zu  leiten.  Er  ist  dafür  verantwortlich, 
dal's  die  gesamte  Veranlagung  in  seinem  Bezirke  nach  den  bestehenden  Vorschriften 
zur  Ausführung  gelangt.  —  Der  Vorsitzende  hat  insbesondere  die  Personenstands- 
und Einkommensnachweisungen  (§§  21,  23)  zu  prüfen,  die  öffentlichen  Bekannt- 
macbungen wegen  Abgabe  der  Steuererklärungen  zu  erlassen  (§  24)  und  diejenigen 
nicht  bereits  mit  einem  Einkommen  von  mehr  als  3Ü0ü  M.  veranlagten  Steuerpflich- 
tigen, bei  welchen  ein  diesen  Betrag  übersteigendes  Einkommen  anzunehmen  ist, 
zur  Abgabe  beziehungsweise  Erneuerung  der  Steuererklärung  besonders  aufzufordern. 
Die  sämtlichen  eingegangenen  Steuerklärungen  sind  von  ihm  zu  prüfen.  —  Zum 
Zwecke  der  richtigen  Veranlagung  der  Steuerpflichtigen,  insbesondere  behufs  Prüfung 
der  Steuererklärungen  hat  der  Vorsitzende  über  die  Besitz-,  Vermögens-  und 
Einkommensverhältnisse  der  Steuerpflichtigen  möglichst  vollständige  Nach- 
richten einzuziehen.  —  Hierbei  kann  er  sich  nach  seinem  Ermessen  der  Mit- 
wirkung der  Gemeinde-(Guts-)Vorstände  und  der  Verwaltungsbehörden  bedienen, 
welche  seinen  Aufforderungen  Folge  zu  leisten  schuldig  sind.  Er  ist  befugt,  die 
Voreinschätzungskommissionen  zu  einer  besonderen  Äusserung  über  Besitz-,  Ver- 
mögens- und  Einkommensverhältnisse  einzelner  Steuerpflichtiger  zu  veranlassen.  — 
Der  Vorsitzende  kann  den  Steuerpflichtigen  auf  Antrag  oder  von  Amtswegen  Ge- 
legenheit zur  persönlichen  Verhandlung  über  die  für  die  Veranlagung  erheblichen 
Thatsachen  und  Verhältnisse  gewähren. 

Veranlagungskommission.  (§  34.)  Für  jeden  Veranlagungsbezirk  ist  unter  dem 
Vorsitze  des  Landrates  oder  eines  zu  ernennenden  Kommissars  eine  Veranlagungs- 
kommission zu  bilden,  deren  Mitglieder  teils  von  der  Regierung  ernannt,  teils  von 
der  Kreisvertretung  und  in  den  Stadtkreisen  von  der  Gemeindevertretung  aus  den 
Einwohnern  des  Veranlagungsbezirkes,  unter  möglichster  Berücksichtigung  der  ver- 
schiedenen Arten  des  Einkommens,  auf  die  Dauer  von  sechs  Jahren  gewählt 
werden.  —  Die  Zahl  der  ernannten  und  der  gewählten  Mitglieder  wird  für  die 
einzelnen  Veranlagungsbezirke  mit  Rücksicht  auf  deren  Gröfse  und  auf  die  Ein- 
kommensverhältnisse der  Einwohner  von  der  Regierung  in  der  Art  bestimmt,  dafs 
die  Zahl  der  ernannten  Mitglieder  einschliefslich  des  Vorsitzenden  die  Hälfte  der 
gewählten  Mitglieder  nicht  überschreitet.  —  Alle  drei  Jahre  scheidet  je  die  Hälfte 
der  ernannten  und  der  gewählten  Mitglieder,  und  zwar  bei  ungerader  Zahl  das 
erste  Mal  die  gröfsere  Hälfte  aus  und  wird  durch  neue  Ernennungen  beziehungs- 
weise Wahlen  ersetzt.  Die  das  erste  Mal  Ausscheidenden  werden  durch  das  Los 
bestimmt;  die  Ausscheidenden  können  wieder  ernannt  beziehungsweise  gewählt 
werden, 

(§35.)  Sämtliche  Staats-  und  Kommunalbehörden  haben  die  Einsicht 
aller  die  Einkommensverhältnisse  der  Steuerpflichtigen  betreffenden  Bücher,  Akten, 
Urkunden  u.  s.  w.  zu  gestatten  und  auf  Ersuchen  Abschriften  aus  denselben  zu 
erteilen,  sofern  nicht  besondere  gesetzliche  Bestimmungen  oder  dienstliche  Rück- 
sichten entgegenstehen.  Die  Einsicht  der  Bücher,  Akten  u.  s.  w.  der  Sparkassen 
ist  nicht  gestattet. 
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(§  36.)  Der  Vorsitzende  der  Veranlagungskommission  hat  die  von  der  Vorein- 
schätzungskommission vorgeschlagenen  Steuersätze  (§  32)  zu  prüfen  und,  soweit 
dieselben  nicht  von  ihm  beanstandet  werden,  festzusetzen.  In  Betreff  derjenigen 
Steuerpflichtigen,  bezüglich  welcher  ein  Vorschlag  der  Voreinschätznngskommission 
nicht  vorliegt  oder  der  Vorschlag  von  ihm  beanstandet  wird,  hat  er  die  Verhand- 
lungen der  Veranlagungskommission  zur  Beschlufsfassung  vorzulegen  und  zu  diesem 
Behufe  das  nach  seinem  Ermessen  für  jeden  Steuerpflichtigen  zutreffende  Ein- 
kommen, getrennt  nach  den  verschiedenen  Quellen,  in  die  Einkommens- 
nachweisung einzutragen  und  den  nach  Vorschrift  dieses  Gesetzes  zu  entrichtenden 
Steuersatz  vorzuschlagen. 

(§  38 )  Die  Veranlagungskommission  unterwirft  die  eingegangenen  Steuer- 
erklärungen sowie  die  Personenstands-  und  Einkommensnachweisungen  einer  ge- 
nauen Prüfung.  Hierbei  hat  sie  das  Recht,  von  den  nach  §  35  Absatz  4,  5  und  6 
dem  Vorsitzenden  zustehenden  Hilfsmitteln  auch  ihrerseits  Gebrauch  zu  machen. 
Wird  eine  Steuererklärung  durch  die  Veranlagungskommission  oder  den  Vorsitzen- 
den beanstandet,  so  ist  dem  Steuerpflichtigen  hiervon  unter  Mitteilung  der  Gründe 
mit  der  Aufforderung  Kenntnis  zu  geben,  sich  binnen  einer  Frist  von  zwei  Wochen, 
welche  vom  Vorsitzenden  im  Bedürfnisfalle  auf  vier  Wochen  verlängert  werden 
kann,  über  dieselben  oder  bestimmte  an  ihn  gestellte  Fragen  zu  erklären.  Unter- 
läfst  dies  der  Steuerpflichtige,  oder  werden  die  Bedenken  gegen  die  Richtigkeit  der 
Steuererklärung  durch  die  Erläuterung  oder  Ergänzung  seitens  desselben  nicht  be- 
hoben, so  ist  die  Veranlagungskommission  befugt,  die  Vernehmung  von  Zeugten  und 
SachTCrständigen  und  sonstige,  zur  Feststellung  der  Thatsachen  erforderliche  Er- 
hebungen zu  veranlassen.  Die  zu  vernehmenden  Personen  dürfen  die  Auskunfts- 
erteilung nur  unter  den  Voraussetzungen  ablehnen,  welche  nach  der  Civilprozefs- 
ordnung  zur  Ablehnung  eines  Zeugnisses  beziehungsweise  Gutachtens  berechtigen. 
—  Bleiben  trotzdem  die  Zweifel  an  der  Richtigkeit  der  Steuererklärung  bestehen, 
so  ist  die  Kommission  bei  Schätzung  des  Einkommens  an  die  Angaben  der  Steuer- 
pflichtigen nicht  gebunden.  —  Die  Kommission  setzt  den  nach  ihrem  Ermessen  zu- 
treffenden Steuersatz  auf  Grund  der  stattgehabten  Ermittelungen  fest. 

Das  Ergebnis  der  Veranlagung  hat  der  Vorsitzende  der  Veranlagungs- 
kommission jedem  Steuerpflichtigen  mittelst  einer  zugleich  eine  Belehrung  über  das 
Rechtsmittel  der  Berufung  enthaltenden  Zuschrift  bekannt  zu  machen. 

e.  Steuerreklamation.  (§40.)  Gegen  das  Ergebnis  der  Veranlagung  steht  sowohl 
dem  Steuerpflichtigen  als  auch  dem  Vorsitzenden  der  Veranlagungskommission  das 
Rechtsmittel  der  Berufung  an  die  Berufuugskommissiou  zu.  —  Die  Berufung 
ist  seitens  des  Vorsitzenden  der  Veranlagungskommission  bei  dem  Vorsitzenden  der 
Berufungskommission,  seitens  der  Steuerpflichtigen  bei  dem  Vorsitzenden  der 
Veranlagungskommission  binnen  einer  Ausschlufsfrist  von  vier  Wochen  einzulegen, 
welche  für  den  Vorsitzenden  der  letzteren  vom  Tage  des  angefochtenen  Beschlusses, 
für  den  Steuerpflichtigen  von  dem  auf  die  Zustellung  der  Benachrichtigung  (§  39) 
folgenden  Tage  abläuft. 

(§  42.)  Der  Vorsitzende  der  Berufungskommission  ist  in  Bezug  auf  die  richtige 
Feststellung  der  Steuer  der  Vertreter  der  Staatsinteressen  für  seinen  Bezirk.  Ihm 
liegt  die  obere  Leitung  des  gesamten  Veranlagungsgeschäfts  im  Bezirke  ob.  Er  hat 
die  gleichmäfsige  Anwendung  der  Veranlagungsgrundsätze  zu  über- 
wachen, die  Geschäftsführung  der  Vorsitzenden  der  Veranlagungskommissionen  zu 
beaufsichtigen  und  für  die  rechtzeitige  Vollendung  des  Veranlagungsgeschäfts  zu  sorgen. 

(§  43.)  Die  Berufungskommission  entscheidet  über  alle  gegen  das  Verfahren  und 
die  Entscheidungen  der  Veranlagungskommissionen  angebrachten  Beschwerden  und 
Berufungen.  —  Behufs  Prüfung  der  Berufungen  können  die  Berufungskommission 
und  deren  Vorsitzender  eine  genaue  Feststellung  der  Vermögens-  und  Einkommens- 
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Verhältnisse  der  Steuerpflichtigen  veranlassen.  Dabei  sind  sie  befugt ,  von  den  zu 
diesem  Zwecke  den  Yeranlagungskommissionen  und  deren  Vorsitzenden  zustehenden 
Hilfsmitteln  (§  35  Absatz  4,  5  und  6,  §  38)  Gebrauch  zu  machen;  Die  Berufungs- 
kommission und  deren  Vorsitzender  können  ferner  die  eidliche  Bekräftigung  des 
Zeugnisses  oder  Gutachtens  der  vernommenen  Zeugen  beziehungsweise  Sachverstän- 
digen vor  dem  zuständigen  Amtsgerichte  fordern.  Die  Berufungskommission  hat 
die  Personenstands-  und  Einkommensnachweisungen  sorgfältig  zu  prüfen;  die  von 
ihr  gezogenen  Erinnerungen  sind  bei  der  Veranlagung  für  das  nächste  Steuerjahr 
zu  beachten. 

(§  44.)  Gegen  die  Entscheidung  der  Berufungskommissiou  steht  sowohl  dem 
Steuerpflichtigen ,  als  auch  dem  Vorsitzenden  der  Berufungskommission  die  Be- 
schwerde an  das  Oberverwaltungsgericht  zu.  Die  Beschwerde  ist  innerhalb  der  im 
§  40  bestimmten  Frist,  seitens  des  Vorsitzenden  der  Berufungskommission  bei  dem 
Oberverwaltungsgericht,  seitens  der  Steuerpflichtigen  bei  dem  Vorsitzenden  der  Be- 
rufungskommission anzubringen  und  kann  nur  darauf  gestützt  werden:  1.  dafs  die 
angefochtene  Entscheidung  auf  der  Nichtanwendung  oder  auf  der  unrichtigen  An- 
wendung des  bestehenden  Rechts,  insbesondere  auch  der  von  den  Behörden  inner- 
halb ihrer  Zuständigkeit  erlassenen  Verordnungen  beruhe;  2.  dafs  das  Verfahren 
an  wesentlichen  Mängeln  leide.  In  der  Beschwerde  ist  anzugeben,  worin  die  be- 
hauptete Nichtanwendung  oder  unrichtige  Anwendung  des  bestehenden  Rechts,  oder 
worin  die  behaupteten  Mängel  des  Verfahrens  gefunden  werden. 

§  115.  Die  preufsische  ..A.E.  St/'.  Fortsetnmg.  —  7.  Die  Steuer- 
kommissionen.  Dieser  sind  es  drei:  Voreinschätzungs-,  Yeran- 
lagungs-  und  Berufungskommission.  Beide  letzteren  sind  auch 
zur  Veranlagung  der  „Ergänzungssteuer''  beigezogen: 

a.  Die  ToreinscliUtzungskommissionen  bestehen  aus  dem  Gemeindevor- 
stande als  Vorsitzenden  und  aus  einer  von  der  Regierung  zu  bestimmenden  An- 
zahl von  Mitgliedern,  welche  unter  möglichster  Berücksichtigung  der  verschiedenen 
Arten  des  Einkommens  teils  von  der  Regierung  ernannt,  teils  von  der  Gemeindever- 
sammlung bezw.  Gemeindevertretung  gewählt  werden.  Die  Zahl  der  ernannten  Mit- 
glieder einschliefslich  des  Vorsitzenden  mufs  hinter  der  Zahl  der  gewählten  Mit- 
glieder zurückbleiben.  Die  Regierung  kann  von  der  Ernennung  von  Mitgliedern 
absehen.  Gemeinden  und  selbständige  Gutsbezirke  können  nach  Anhörung  der  Be- 
teiligten im  Einvernehmen  mit  dem  Bezirksausschusse  durch  die  Regierung  und.  falls 
ein  Einvernehmen  beider  Behörden  nicht  erreicht  wird,  durch  den  Oberpräsidenten 
mit  benachbarten  Gemeinden  zu  einem  Voreinschätzungsbezirke  vereinigt  werden. 
Wo  Landgemeinden  und  Gutsbezirke  nach  Mafsgabe  der  Landgemeindeordnung  für 
die  sieben  östlichen  Provinzen  zum  Zwecke  der  gemeinsamen  Wahrnehmung  einzelner 
zu  ihrem  ^Yirkungskreise  gehöriger  Kommunalangelegenheiten  zu  besonderen  Ver- 
bänden vereinigt  sind  oder  vereinigt  werden,  können  dieselben  zu  einem  Vorein- 
schätzungsbezirke verbunden  werden.  Für  jeden  solchen  Bezirk  (Absatz  3  und  4) 
wird  nur  eine  Voreinschätzungskommission  gebildet,  deren  Vorsitz  der  von  der  Regie- 
rung zu  bestimmende  Gemeinde-  oder  Gutsvorsteher,  Bürgermeister,  Amtmann  oder 
Amtsvorsteher  zu  übernehmen  hat.  Die  Zahl  der  zu  wählenden  Mitglieder  einer 
solchen  Voreinschätzungskomraission  wird  auf  die  einzelnen  Gemeinden  und  Guts- 
bezirke nach  Verhältnis  der  Einwohnerzahl  mit  der  Mafsgabe  verteilt  dafs  mindestens 
ein  Mitglied  auf  jede  Gemeinde  und  jeden  Gutsbezirk  entfällt.  Für  Gutsbezirke 
treten  die  Vorsteher  bezw.  deren  Stellvertreter  oder  die  von  ihnen  zu  ernennenden 
Einwohner  des  Voreinschätzungsbezirks  als  Mitglieder  in  die  Kommission  ein. 

b.  Yeranlaguugskommission.  (§54)  Für  jeden  Veranlagungsbezirk  ist  unter 
dem  Laudrate  oder  einem  von  der  Regierung  zu  ernennenden  Kommissar  eine  Ver- 
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anlagungskommission  zu  bilden,  deren  Mitglieder  teils  von  der  Regierung  ernannt, 
teils  von  der  Kreisvertretung  und  in  den  Stadtkreisen  von  der  Gemeindevertretung 
aus  den  Einwohnern  des  Veranlagiingsbezirks,  unter  möglichster  Berücksichtigung 
der  verschiedenen  Arten  des  Einkommens,  auf  die  Dauer  von  sechs  Jahren  ge- 
wählt werden. 

Die  Zahl  der  ernannten  und  der  gewählten  Mitglieder  wird  für  die  einzelnen 
Veranlagungsbezirke  mit  Rücksicht  auf  deren  GröCse  und  auf  die  Einkommensver- 
hältnisse der  Einwohner  von  der  Regierung  in  der  Art  bestimmt,  dafs  die  Zahl  der 
ernannten  Mitglieder  einschliefslich  des  Vorsitzenden  die  Hälfte  der  gewählten  Mit- 
glieder nicht  überschreitet. 

Alle  drei  Jahre  scheidet  je  die  Hälfte  der  ernannten  und  der  gewählten  Mit- 
glieder, und  zwar  bei  ungerader  Zahl  das  erste  Mal  die  gröfsere  Hälfte  aus  und 
wird  durch  neue  Ernennungen  bezw.  Wahlen  ersetzt.  Die  das  erste  Mal  Ausschei- 
denden werden  durch  das  Los  bestimmt;  die  Ausscheidenden  können  wieder  ernannt 
bezw.  gewählt  werden. 

c  Die  Beruf uiigskommission.  Für  jeden  Regierungsbezirk  wird  unter 
dem  Vorsitze  eines  von  dem  Finanzminister  zu  ernennenden  Regierungs- 
kommissars eine  Beruf ungskommission  gebildet,  deren  Mitglieder  teils  von 
der  Regierung  ernannt,  teils  von  dem  Provinzialausschusse  aus  den  Einwohnern  des 
Regierungsbezirks,  unter  möglichster  Berücksichtigung  der  verschiedenen  Arten  des 
Einkommens,  auf  die  Dauer  von  sechs  Jahren  gewählt  werden.  Die  Mitglieder  der 
für  die  Haupt-  und  Residenzstadt  Berlin  zu  bildenden  Berufungskommission  werden 
teils  von  dem  Finanzminister  ernannt,  teils  von  dem  Magistrat  und  der  Stadtver- 
ordnetenversammlung in  gemeinschaftlicher  Sitzung  unter  dem  Vorsitz  des  Bürger- 
meisters gewählt.  Die  Zahl  der  Mitglieder  der  Berufungskommission  wird  für  jeden 
Bezirk  von  dem  Finanzminister  nach  Mafsgabe  der  Vorschrift  oben  unter  b  fest- 
gesetzt.    Die  Bestimmungen  im  §  31  Absatz  3  finden  entsprechende  Anwendung. 

§  11 6.  Die preufsische  ,,A.  E.  St.".  Fortsetzung.  —  S.  Einhebung, 
Kosten,  Strafen. 

a.  Die  Steuereiuliebungr.  Die  veranlagte  Steuer  ist  in  vierteljährlichen  Be- 
trägen in  der  ersten  Hälfte  des  zweiten  Monats  eines  jeden  Vierteljahres  an  die  von 
der  Steuerbehörde  zu  bezeichnende  Empfangsstelle  abzuführen.  Wird  nachgewiesen, 
dafs  während  des  laufenden  Steuerjahres  in  Folge  des  "Wegfalles  einer  Einnahme- 
quelle oder  infolge  aufsergewöhnlicher  Unglücksfälle  das  Einkommen  eines  Steuer- 
pflichtigen um  mehr  als  den  vierten  Teil  vermindert  worden  ist  oder  das  wegfallende 
Einkommen  anderweit  zur  Einkommensteuer  herangezogen  wird  (§  57),  so  kann  vom 
Beginne  des  auf  den  Eintritt  der  Einkommensverminderung  folgenden  Monats  ab 
eine  dem  verbliebenen  Einkommen  entsprechende  Ermäfsigung  der  Einkommensteuer 
beansprucht  werden. 

{§  59.)  Im  übrigen  tritt  innerhalb  des  Steuerjahres  eine  Veränderung  in  den 
Steuerrollen  nur  ein  entweder  infolge  von  Zugängen,  indem  Personen  durch  Zuzug  aus 
anderen  Bundesstaaten  und  aus  dem  Auslande,  durch  Austritt  aus  einer  besteuerten 
Haushaitang,  durch  Ausscheiden  aus  dem  Militärdienst  u.  s.  w.  steuerpflichtig  wer- 
den, oder  infolge  von  Abgängen,  indem  bei  Steuerpflichtigen  die  Voraussetzungen, 
an  welche  die  Steuerpflicht  geknüpft  ist,  erlöschen.  Die  Zu-  und  Abgangstellung 
erfolgt  von  dem  Beginne  des  auf  den  Eintritt  bezw.  das  Erlöschen  der  Steuerpflicht 
folgenden  Monats  ab.  Über  die  Steuerermäfsigung  (§  5S)  hat  die  Regierung  auf  den 
bei  dem  Vorsitzenden  der  Veranlagungskommission  zu  stellenden  Antrag  zu  befinden. 
Gegen  ihre  Entscheidung  steht  dem  Steuerpflichtigen  binnen  einer  Ausschlufsfrist 
von  vier  Wochen  die  bei  der  Regierung  einzulegende  Beschwerde  an  den  Finanz- 
minister    offen.     In  den  Fällen  der  §§  57  und  59  trifft  der  Vorsitzende  der  Ver- 
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anlagungskommission  die  vorläufige  Entscheidung  über  den  zu  entrichtenden  Steuer- 
satz und  den  Zeitpunkt  der  Zu-  oder  Abgangstellung.  Die  Feststellung  der  Abgangs- 
listen,' welche  in  den  vom  Finanzminister  zu  bestimmenden  Fristen  einzureichen  sind, 
steht  der  Regierung  zu.  Gegen  die  Entscheidung  der  Regierung  ist  die  Beschwerde 
nach  Mafsgabe  der  Bestimmungen  im  Absatz  1  gestattet. 

b.  Strafbestimmung-eu  (§  65).  Wer  wissentlich  in  der  Steuerklärung  oder 
in  Beantwortung  der  von  zuständiger  Seite  erhobenen  Fragen  oder  zur  Begründung 
der  Rechtsmittel  a.  über  seine  steuerpflichtigen  Einkommen  oder  über  das  Einkommen 
der  von  ihm  zu  vertretenden  Steuerpflichtigen  unrichtige  oder  unvollständige  Angaben 
macht,  welche  geeignet  sind,  zur  Yerkürung  der  Steuer  zu  lühren,  b.  steuerpflichtiges 
Einkommen,  welches  er  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  anzugeben  verpflichtet 
ist,  verschweigt,  wird,  wenn  eine  Verkürzung  des  Staates  stattgefunden  hat,  mit  dem 
vier-  bis  zehnfachen  Betrage  der  Verkürzung,  andernfalls  mit  dem  vier-  bis  zehn- 
fachen Betrage  der  Jahressteuer,  um  welche  der  Staat  verkürzt  werden  sollte, 
mindestens  aber  mit  einer  Geldstrafe  von  einhundert  Mark,  bestraft.  An  die  Stelle 
dieser  Strafe  tritt  eine  Geldstrafe  von  zwanzig  bis  einhundert  Mark,  wenn  aus  den 
Umständen  zu  entnehmen  ist,  dafs  die  unrichtige  oder  unvollständige  Angabe  oder 
die  Verschweigung  steuerpflichtigen  Einkommens  zwar  wissentlich,  aber  nicht  in  der 
Absicht  der  Steuerhinterziehung  erfolgt  ist.  Derjenige  Steuerpflichtige,  welcher,  be- 
vor eine  Anzeige  erfolgt  oder  eine  Untersuchung  eingeleitet  ist,  seine  Angaben  an 
zuständiger  Stelle  berichtigt  oder  ergänzt  bezw.  das  verschwiegene  Einkommen  an- 
giebt  und  die  vorenthaltene  Steuer  in  der  ihm  gesetzten  Frist  entrichtet,  bleibt  straffrei. 

(§  67.)  Die  Einziehung  der  hinterzogenen  Steuern  erfolgt  neben  und  unabhängig 
von  der  Strafe.  Die  Verbindlichkeit  zur  Nachzahlung  der  Steuer  verjährt  in  zehn 
Jahren  und  geht  auf  die  Erben,  jedoch  für  diese  mit  einer  Verjährungsfrist  von  fünf 
Jahren  und  nur  auf  der  Höhe  ihres  Erbanteils,  über.  Die  Verjährungsfrist  beginnt 
mit  Ablauf  des  Steuerjahres,  in  welchem  die  Hinterziehung  begangen  wurde.  Die 
Festsetzung  der  Nachsteuer  steht  der  Regierung  zu,  gegen  deren  Entscheidung  nur 
Beschwerde  an  den  Finanzminister  zulässig  ist. 

(§  6S.)  Wer  die  in  Gemäfsheit  des  §  22  von  ihm  erforderte  Auskunft  verweigert 
oder  ohne  genügenden  Entschuldigungsgrund  in  der  gestellten  Frist  gar  nicht  oder 
unvollständig  oder  unrichtig  erteilt,  wird  mit  einer  Geldstrafe  bis  dreihundert  Mark 
bestraft.  Wer  der  im  §  61  vorgeschriebenen  Verpflichtung  zur  An-  und  Abmeldung 
nicht  rechtzeitig  nachkommt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  zwanzig  Mark  bestraft. 

(§  60.)  Die  bei  der  Steuerveranlagung  beteiligten  Beamten  sowie  die  Mitglieder 
der  Kommissionen  werden,  wenn  sie  die  zu  ihrer  Kenntnis  gelangten  Erwerbs-,  Ver- 
mögens- oder  Einkommensverhältnisse  eines  Steuerpflichtigen,  insbesondere  auch 
den  Inhalt  einer  Steuererklärung  oder  der  darüber  gepflogenen  Verhandlungen  un- 
befugt offenbaren,  mit  Geldstrafe  bis  zu  eintausendfünfhundert  Mark  oder  mit  Ge- 
fängnis bis  zu  drei  Monaten  bestraft.  Die  Verfolgung  findet  nur  auf  Antrag  der 
Regierung  oder  des  betroffenen  Steuerpflichtigen  statt. 

(§  SO.)  Steuerpflichtige,  welche,  entgegen  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes,  bei 
der  Veranlagung  übergegangen,  oder  steuerfrei  oder  zu  einer  ihrem  wirklichen  Ein- 
kommen nicht  entsprechenden  niedrigeren  Steuerstufe  veranlagt  worden  sind ,  ohne 
dafs  eine  strafbare  Hinterziehung  der  Steuer  stattgefunden  hätte  (§§  66  und  67),  sind 
zur  Entrichtung  des  der  Staatskasse  entzogeneu  Betrages  verpflichtet.  Die  Ver- 
pflichtung erstreckt  sich  auf  die  drei  Steuerjahre  zurück,  welche  dem  Steuerjahre, 
in  welchem  die  Verkürzung  festgestellt  worden,  vorausgegangen  sind. 

c.  Kosten  (§  71).  Die  Kosten  der  Steuerveranlagung  und  Erhebung  fallen  der 
Staatskasse  zur  Last.  Jedoch  sind  diejenigen  Kosten,  welche  durch  die  gelegentlich 
der  eingelegten  Rechtsmittel  erfolgenden  Ermittelungen  veranlafst  werden,  von  dem 
Steuerpflichtigen  zu  erstatten,  wenn  sich  seine  Angaben  in  wesentlichen  Punkten  als 
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unrichtig  erweisen.  Die  Festsetzung  der  zu  erstattenden  Kosten  erfolgt  durch  die 
Regierung,  gegen  deren  Entscheidung  nach  Mafsgabe  des  §  60  Absatz  1  die  Be- 
schwerde an  den  Finanzminister  gestattet  ist.  —  Die  Mitglieder  der  Komissionen 
erhalten  Reise-  und  Tagegelder  (nach  MaCsgabe  der  Verordnung,  betreffend  die  Tage- 
gelder und  Reisekosten  u.  s.  w.,  vom  20.  Dezember  1876).  Die  Gebühren  für  Zeugen 
und  Sachverständige  {§  38)  werden  nach  den  in  Civilprozessen  zur  Anwendung  kommen- 
den Vorschriften  berechnet.  Den  Gemeinden  (Gutsbezirken)  werden  als  Vergütung 
für  die  bei  Veranlagung  der  Steuern  ihnen  übertragenen  Geschäfte  zwei  Proz.  der 
eingegangenen  Steuer  gewährt.  —  Hinsichtlich  der  örtlichen  Erhebung  der  Steuer 
verbleibt  es  bis  auf  weiteres  bei  den  bestehenden  Bestimmungen  mit  der  Mafsgabe, 
dafs  die  bisher  zur  örtlichen  Erhebung  der  Klassensteuer  verpflichteten  Gemeinden 
(Gutsbezirke)  die  Steuer  von  Einkommen  von  nicht  mehr  als  3000  M.  zu  erheben 
haben.  Diejenigen  Gemeinden  (Gutsbezirke),  welchen  die  Steuererhebung  übertragen 
ist,  erhalten  für  dieselbe  eine  Vergütung  von  zwei  Proz.  der  Isteinnahme  der  zu  er- 
hebenden Steuern. 

§  117.  Die  preufsische  „A.  E.  St.".  Schlufs.  —  9.  Die  Ertrags- 
verwendung,  Überschufsfonds.  Hierüber  bat  §29  des  „Erg-än- 
zungssteiiergesetzes"  von  1893  Verfügung  getroffen.    Derselbe  bestimmt: 

Übersteigt  die  Einnahme  an  Einkommensteuer  für  das  Jahr  1892/93  den  Betrag 
von  80  000  000  M.  und  für  die  folgenden  Jahre  einen  um  jo  4  Proz.  erhöhten  Betrag, 
so  sind  die  Überschüsse  und  deren  Zinsen  bis  zum  Etatsjahre  1894/95  einschliefslich 
zu  einem  besonderen,  von  dem  Finanzminister  zu  verwaltenden  Fonds  abzuführen, 
soweit  darüber  nicht  durch  Gesetz  anderweit  Verfügung  getroffen  ist.  —  Soweit  die 
mit  372  Proz.  zu  berechnenden  Zinsen  dieses  Fonds  nach  dem  Bestände  vom  1.  April 
1895  zu  dem  in  §  48  Abs.  3  dieses  Gesetzes  bezeichneten  Zwecke  keine  Verwendung 
finden,  ist  über  dieselben  zu  Beihilfen  für  Volksschulbauten  oder  zu  anderweiten 
Beihilfen  an  unvermögende  Schulverbände  durch  den  Staatshaushaltsetat  Bestimmung 
zu  treffen.  —  Der  Fonds  selbst  ist  am  1.  April  1895  zu  den  allgemeinen  Staatsfonds 
zu  vereinnahmen. 

§  118.  Die  preufsische  ,,Ä.  V.  Sf.-'  vom  14.  Juli  1893.  —  Diese 
amtlich  „Ergänzungssteuer"  genannte  Steuer  ist  im  bisherigen  hin- 
reichend charakterisiert  worden.  Es  gilt  nur  noch,  ein  anschauliches 
Bild  dieses  Typus  zu  entwerfen.     1.  Steuer pf lieht: 

1,  Die  subjektive  Steuerpflicht.     §  2.  Der  Ergänzungssteuer  unterliegen: 

1.  die  im  §  1  des  Einkommensteuergesetzes  bezeichneten  physischen  Per- 
sonen nach  dem  Gesamtwerte  ihres  steuerbaren  Vermögens  (§  4); 

II.  ohne  Rücksicht  auf  Staatsangehörigkeit,  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  alle 
physischen  Personen  nach  dem  Werte  a.  ihres  preufsischen  Grundbesitzes,  b.  ihres 
dem  Betriebe  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  einschliefslich  der  Viehzucht,  des  Wein-, 
Obst-  und  Gartenbaues,  dem  Betriebe  des  Bergbaues  oder  eines  stehenden  Gewerbes 
in  Preufsen  dienenden  Anlage-  und  Betriebskapitals. 

2.  Die  objektive  Steuerpfliclit.  Der  „A.  V.  St."  unterliegt  nach  §  4  „das  ge- 
samte bewegliche  und  unbewegliche  Vermögen  nach  Abzug  der  Schulden"  (§8). 

I.  Als  steuerbares  Vermögen  im  Sinne  des  Gesetzes  gelten  insbesondere:  1.  Grund- 
stücke (Liegenschaften  und  Gebäude)  nebst  allem  Zubehör,  Bergwerkseigentum,  Niefs- 
brauchs-  und  andere  selbständige  Rechte  und  Gerechtigkeiten,  welche  einen  in  Geld 
schätzbaren  Wert  haben;  2.  das  dem  Betriebe  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  ein- 
schliefslich der  Viehzucht,  des  Wein-,  Obst-  und  Gartenbaues,  dem  Betriebe  des 
Bex-gbaues  oder  eines  Gewerbes  dienende  Anlage-  und  Betriebskapital  (§6);  3.  das 
sonstige  Kapitalvermögen. 
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II.  Von  der  Besteuerung  sind  jedoch  ausgeschlossen:  1.  die  aufserhalb  Preufsens 
belegenen  Grundstücke;  2.  das  dem  Betriebe  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  des 
Bergbaues  oder  eines  stehenden  Gewerbes  aufserhalb  Preufsens  dienende  Anlage- 
und  Betriebskapital. 

III.  Als  steuerbares  Vermögen  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gelten  nicht:  Möbel, 
Hausrat  und  andere  bewegliche  körperliche  Sachen,  insofern  dieselben 
nicht  als  Zubehör  eines  Grundstückes  oder  als  Bestandteil  eines  Anlage-  und  Betriebs- 
kapitals anzusehen  sind. 

l.HlDzurechuuugeu  und  Abzüge.  Hierüber  bestimmen  5;  §5  ff.:  (§5.)  l.diezueiner 
Fideikommifsstiftung  (§  3  des  Erbschaftssteuergesetzes  in  der  Fassung  vom  24.  Mai 
1891)  gehörigen  Vermögen  oder  Vermögensteile  dem  jeweiligen  Fideikommifsbesitzer; 
2.  das  zu  einer  ungeteilten  Nachlafsmasse  gehörige  Vermögen  den  Erben  nach  Ver- 
hältnis ihres  Erbteils;  3.  die  zum  Aniage-  und  Betriebskapital  einer  nicht  gemäfs 
§  1  Nr.  4,  5  des  Einkommensteuergesetzes  der  Einkommensteuer  unterliegenden  Er- 
■werbsgesellschaft  gehörigen  Werte  den  einzelnen  Teilhabern  nach  Mafsgabe  ihres 
Anteils;  4.  dem  Haushaltungsvorstande  das  Vermögen  derjenigen  Haushaltungsange- 
hörigen, deren  Einkommen  ihm  gemäfs  §  11  des  Einkommensteuergesetzes  bei  der 
Veranlagung  zur  Einkommensteuer  hinzuzurechnen  ist. 

(g  6.J  Das  Anlage-  und  Betriebskapital  umfafst  die  sämtlichen  dem  betreffenden 
Betriebe  gewidmeten  Gegenstände  und  Rechte,  welche  einen  in  Geld  schätzbaren 
Wert  haben. 

(§7.)  Das  sonstige  Kapitalvermögen  umfafst :  a.  verzinsliche  und  unverzinsliche, 
verbriefte  und  unverbriefte  Kapitalforderungen  jeder  Art,  einschliefslich  des  Wertes 
von  Aktien  oder  Auteilscheinen,  Kommanditauteilen,  Kuxen,  Geschäftsguthaben  bei 
Genossenschaften,  Geschäftsanteilen  und  anderen  Gesellschaftseinlagen;  b.  bares  Geld 
deutscher  Währung,  fremde  Geldsorten,  Banknoten  und  Kassenscheine,  mit  Aus- 
schlufs  der  aus  den  fortlaufenden  Jahreseinkünften  des  Steuerpflichtigen  (§  7  des 
J^inkommensteuergesetzes)  vorhandenen  Bestände,  sowie  Gold  und  Silber  in  Barren, 
insoweit  die  Werte  zu  a  und  b  nicht  als  Teile  eines  Anlage-  und  Betriebskapitals 
(§61  anzusehen  sind  (vgl.  c);  c.  den  Kapitalwert  der  Rechte  auf  Apanagen, 
Renten,  Leibrenten,  Altenteilsbezüge  und  auf  andere  periodische  geldwerte  Hebungen, 
welche  dem  Steuerpflichtigen  auf  seine  Lebenszeit  und  auf  die  Lebenszeit  eines 
anderen,  auf  unbestimmte  Zeit  oder  auf  die  Dauer  von  mindestens  zehn  Jahren  zu- 
stehen. Die  Bestimmung  zu  c  findet  keine  Anwendung  auf  Ansprüche  an  Witwen-, 
Waisen-  und  Pensionskassen,  auf  Ansprüche  aus  einer  Kranken-  oder  Unfall-  oder 
der  gesetzlichen  Invaliditäts-  und  Altersversicherung,  auf  Pensionen,  welche  mit  Rück- 
sicht auf  ein  früheres  Arbeits-  oder  Dienstverhältnis  gezahlt  werden,  sowie  auf  Renten, 
welche  in  letztwilligen  Verfügungen  Personen  zugewendet  sind,  die  zum  Haus- 
stande des  Erblassers  gehört  und  in  einem  Dienstverhältnisse  zu  demselben  ge- 
standen haben. 

(§  S.)  Von  dem  Aktivvermögen  sind  in  Abzug  zu  bringen:  1.  die  dinglichen  und 
persönlichen  Kapitalschulden  des  Steuerpflichtigen  mit  Ausschlufs  derjenigen  Verbind- 
lichkeiten ,  welche  zur  Bestreitung  der  laufenden  Haushaltungskosten  eingegangen 
sind  (Haushaltungsschulden);  2.  der  Kapitalwert  der  vom  Steuerpflichtigen 
oder  aus  einer  Fideikommifsstiftung  zu  entrichtenden  Apanagen,  Renten,  Altenteile 
und  sonstigen  periodischen  geldwerten  Leistungen. 

2.  Wcrtbestimmuus-.  (§  O.J  Bei  Berechnung  und  Schätzung  des  steuerbaren 
Vermögens  wird  der  Bestand  und  gemeine  Wert  der  einzelnen  Teile  desselben  zur 
Zeit  der  Veranlagung  zu  Grunde  gelegt,  soweit  nicht  im  nachstehenden  etwas  anderes 
bestimmt  ist. 

(§  lü.)  Bei  Landwirtschafts-  und  Gewerbebetrieben,  bei  denen  regelmäfsige  jähr- 
liche Abschlüsse  stattfinden,  kann  bei  der  Berechnung  und  Schätzung  des  steuerbaren 
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Vermögens  der  Vermögensbestand  am  Schlüsse  des  letzten  "Wirtschafts-  oder  Rech- 
nungsjahres zu  Grunde  gelegt  werden. 

(§  11.)  Bei  der  Veranschlagung  des  Wertes  von  Grundstücken,  welche  dem  Be- 
triebe der  Land-  und  Forstwirtschaft,  der  Viehzucht,  dem  Wein-,  Obst-  oder  Garten- 
bau dienen,  sind  auch  das  lebende  und  tote  Wirtschaftsinventar,  sowie  die  sonst 
zum  Anlage-  und  Betriebskapital  gehörigen  Werte  —  einschliefslich  der  den  gewerb- 
lichen Nebenbetrieben  dienenden  Gegenstände  —  zu  berücksichtigen.  Aus  den 
wirtschaftlichen  Vorjahren  noch  vorhandene,  zum  Verkaufe  bestimmte  Vorräte  kommen 
als  selbständige  Vermögensstücke  in  Anrechnung. 

(§  12.)  Bares  Geld  deutscher  Währung,  Reichskassenscheine  und  Reichsbank- 
noten gelangen  mit  dem  Nennwert,  Silber  und  Gold  in  Barren,  sowie  fremde  Geld- 
sorten mit  dem  Verkaufswerte  in  Ansatz.  Im  übrigen  sind  Wertpapiere,  wenn  die- 
selben in  Deutschland  einen  Börsenkurs  haben,  nach  diesem,  andernfalls  nach  ihrem 
Verkaufswerte  zu  veranschlagen.  Alle  sonstigen  Kapitalforderungen  und  Schulden 
sind  mit  dem  Nennwerte  in  Ansatz  zu  bringen ,  insofern  nicht  die  Voraussetzungen 
des  §  16  Abs.  4  oder  andere  umstände  vorliegen,  welche  die  Annahme  eines  von  dem 
Nennwerte  abweichenden  Verkaufswertes  begründen. 

(§  13.)  Behufs  Ermittelung  des  Kapitalwertes  von  Niefsbrauchsrechten,  Apanagen, 
Renten,  Leibrenten,  Altenteilsbezügen  und  anderen  periodischen  Nutzungen  und 
Leistungen  ist  der  Geldwert  der  einjährigen  Nutzung  oder  Leistung  nach  MaCsgabe 
der  folgenden  Vorschriften  zu  Grunde  zu  legen: 

L  Bei  immerwährenden  Nutzungen  und  Leistungen  wird  das  25  fache  des  ein- 
jährigen Betrages,  bei  Nutzungen  und  Leistungen  von  unbestimmter  Dauer  das 
1272  fache  angenommen. 

II.  Ist  das  Recht  auf  die  Lebenszeit  des  Berechtigten  oder  einer  anderen  Person 
beschränkt,  so  bestimmt  sich  der  Kapitalwert  nach  dem  Lebensalter  der  Person  und 
wird  bei  einem  Lebensalter  derselben 

von  15  Jahren  oder  weniger  auf  das  .     .18  fache 
über  15  Jahre  bis  zu  25  Jahren  auf  das  IT       . 
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der  einjährigen  Nutzung  oder  Leistung  angenommen. 

III.  Ist  die  Dauer  des  Rechtes  von  der  Lebenszeit  mehrerer  Personen  dergestalt 
abhängig,  dafs  beim  Tode  der  zuerst  versterbenden  die  Nutzung  oder  Leistung  er- 
lischt, so  ist  für  die  nach  der  Bestimmung  zu  II  vorzunehmende  Wertermittelung 
das  Lebensalter  der  ältesten  Person  mafsgebend.  Wenn  das  Bezugsrecht  bis  zum 
Tode  der  letztversterbenden  Person  fortdauert,  erfolgt  die  Berechnung  nach  dem 
Lebensalter  der  jüngsten  Person. 

IV.  Der  Kapitalwert  der  auf  bestimmte  Zeit  eingeschränkten  Nutzungen  oder 
Leistungen  ist  unter  Zugrundelegung  eines  vierprozentigen  Zinsfufses  nach  einer  bei- 
gefügten Hilfstabelle  zu  ermitteln.  Ist  jedoch  die  Dauer  des  Rechtes  noch  aufser- 
dem  durch  die  Lebenszeit  einer  oder  mehrerer  Personen  bedingt,  so  darf  der  nach 
den  Bestimmungen  zu  II  und  III  zu  berechnende  Kapitalwert  nicht  überschritten 
werden. 

V.  Bei  Nutzungen  oder  Leistungen,  welche  ihrem  Betrage  oder  ihrem  Geld- 
werte nach  nicht  feststehen,  wird  der  Geldwert  des  im  letzten  Leistungsjahre  ent- 


156  Erstes  Buch.    II.  Hauptabschnitt.    Erste  Abteilung. 

richteten  Betrages,  und  wenn  eine  volle  Jahresleistung  noch  nicht  stattgefunden  hat, 
der  Geldwert  des  mutmafslich  für  das  laufende  Jahr  zu  entrichtenden  Betrages  zu 
Grunde  gelegt. 

(§14.)  Vom  Kapitalwert  unverzinslicher  befristeter  Forderungen  und  Schulden 
werden  lür  die  Zeit  bis  zur  Fälligkeit  4  Proz.  Jahreszinsen  in  Abzug  gebracht. 

fß  15.)  Noch  nicht  fällige  Ansprüche  aus  Lebens-,  Kapital-  und  Rentenversiche- 
rungen kommen  mit  zwei  Dritteln  der  Summe  der  eingezahlten  Prämien  oder  Kapital- 
beiträge, falls  aber  der  Betrag  nachgewiesen  wird,  für  welchen  die  Versicherungs- 
anstalt die  Police  zurückkaufen  würde,  mit  diesem  Rückkaufswerte  in  Anrechnung. 
TJnbeitreibliche  Forderungen  bleiben  auCser  Ansatz. 

§119.    Die preufsische  ,,Ä.  V.  St.''.  Fortsetzung.  — 2.  Belastung. 

1.  Besteuerungrsgrenze.  Zur  Ergänzungssteuer  werden  (nach  §  1 7)  nicht  heran- 
gezogen :  1.  diejenigen  Personen,  deren  steuerbares  Vermögen  den  Gesamtwert  von 
6(JO0  M.  nicht  übersteigt;  2.  diejenigen  Personen,  deren  nach  Mafsgabe  des  Ein- 
kommensteuergesetzes zu  berechnendes  Jahreseinkommen  den  Betrag  von  9u0  M. 
nicht  übersteigt,  insofern  der  Gesamtwert  ihres  steuerbaren  Vermögens  nicht  mehr 
als  20  00U  M.  beträgt;  3.  weibliche  Personen,  welche  minderjährige  Familienange- 
hörige zu  unterhalten  haben,  vaterlose  minderjährige  Waisen  und  Erwerbsunfähige, 
insofern  das  steuerbare  Vermögen  der  bezeichneten  Personen  den  Betrag  von  20  000  M. 
und  das  nach  Mafsgabe  des  Einkommensteuergesetzes  zu  berechnende  Jahresein- 
kommen derselben  den  Betrag  von  I2uü  M.  nicht  übersteigt. 

2.  Steuersätze,  a.  Steuertarif  (§  18. j.  Die  Ergänzungssteuer  beträgt  bei 
einem  steuerbaren  Vermögen  von 

mehr  als      bis  einschliefslich      jährlich  mehr  als      bis  einschliefslich      jährlich 

M.  M.  M.  M.  M.  M. 
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und  steigt  bei  höherem  Vermögen  bis  einschliefslich  200  000  M.  für  jede  angefangenen 
lOOOoM.  um  je  5  M. 

Bei  Vermögen  von  mehr  als  200  000  M.  bis  einschliefslich  220  000  M.  beträgt  die 
Steuer  100  M.  und  steigt  bei  höherem  Vermögen  für  jede  angefangenen  20  000  M. 
um  je  10  M. 

b.  Berücksichtigung  besonderer  Verhältnisse.  §19.  Personen,  deren 
Vermögen  32  000  M.  nicht  übersteigt,  werden,  wenn  sie  nicht  zur  Einkommensteuer  ver- 
anlagt sind,  mit  höchstens  3  M.  jährlich,  wenn  sie  zu  den  ersten  vier  Stufen  der- 
selben veranlagt  sind,  höchstens  mit  einem  um  2  M.  unter  der  von  ihnen  zu  zahlenden 
Einkommensteuer  verbleibenden  Betrage  zur  Ergänzungssteuer  herangezogen.  Steuer- 
pflichtigen, welchen  auf  Grund  des  §  10  des  Einkommensteuergesetzes  eine  Ermäfsigung 
der  Einkommensteuer  gewährt  wird,  kann  bei  der  Veranlagung  auch  eine  Ermäfsigung 
der  Ergänzungssteuer  um  höchstens  zwei  Stufen  gewährt  werden,  sofern  das  steuer- 
pflichtige Vermögen  nicht  mehr  als  32  000  M.  beträgt. 
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§120.    Die  preufsische  „A.  Y.  SV.   Schlufs. —  3.  Veranlagung. 

1.  Ort  und  Vorbereitung:  der  Yeranlagung-.  (§  20.)  Die  Veranlagung  erfolgt  an 
demjenigen  Orte,  an  welchem  der  Steuerpflichtige  zur  Einkommensteuer  zu  veran- 
lagen ist. 

(§  21.)  Die  Personenstandsaufnahme  (§21  des  Einkommensteuergesetzes)  bildet 
zugleich  die  Grundlage  für  die  Veranlagung  der  Ergänzungssteuer.  —  Jeder  Ge- 
meinde- (Guts-)  Vorstand  hat  die  im  §  23  des  Einkommensteuergesetzes  vorgeschrie- 
benen Ermittelungen  auch  auf  diejenigen  Merkmale  zu  erstrecken,  welche  ein  Urteil 
über  den  Umfang  und  Wert  des  steuerpflichtigen  Vermögens  begründen  können,  und 
das  Ergebnis  in  eine  nach  näherer  Bestimmung  des  Finanzministers  einzurichtende 
Nachweisung  einzutragen. 

2.  Yeranlagungsverfahren.  (§  22.)  Die  Veranlagung  der  Steuerpflichtigen  erfolgt 
gleichzeitig  mit  der  Veranlagung  der  Einkommensteuer  durch  die  gemäfs  §§  33,  34,  50 
des  Einkommensteuergesetzes  gebildeten  Veranlagungskommissionen.  — 
Eine  Voreinschätzung  durch  die  Voreinschätzungskommission  findet  nicht  statt. 

(§  23.)  Für  jeden  Veranlagungsbezirk  wird  ein  Schätzungsausschufs  ge- 
bildet, zu  welchem  gehören:  1.  der  Vorsitzende  der  Veranlagungskommission,  2.  min- 
destens vier  Mitglieder,  von  welchen  zwei  ständige  durch  die  Regierung  ernannt, 
die  übrigen  aus  der  Zahl  der  gewählten  Mitglieder  (stellvertretenden  Mitglieder)  der 
Veranlagungskommission  durch  dieselbe  abgeordnet  werden.  Die  Zahl  der 
Mitglieder  bestimmt  der  Finanzminister. 

(§  24.)  Der  Schätzungsausschufs  hat  die  behufs  Veranlagung  der  Steuerpflichtigen 
erforderlichen  Wertermittelungen  vorzunehmen  und  den  Wert  der  steuerbaren  Ver- 
mögen, insbesondere  die  Werte  der  im  Veranlagungsbezirke  belegenen  Grundstücke, 
sowie  die  Werte  der  gewerblichen  Anlage-  und  Betriebskapitalien  zu  begutachten. 
Der  Ausschufs  erhält  zu  diesem  Zwecke  Kenntnis  von  allen  durch  den  Vorsitzenden 
der  Veranlagungskommission  gesammelten  Nachrichten,  den  behufs  Veranlagung  zur 
Einkommensteuer  eingereichten  Steuererklärungen,  den  auf  letztere  bezüglichen 
Schriftstücken,  sowie  dem  Ergebnis  der  Einkommensteuer-Veranlagung,  und  ist  be- 
fugt, Auskunftspersonen  zu  vernehmen  oder  mit  beratender  Stimme  bei  seinen  Ver- 
handlungen zuzuziehen.  Die  Geschäftsordnung  des  Schätzungsausschusses  wird  durch 
den  Finanzminister  festgestellt. 

(§  26.)  Die  Steuerpflichtigen  sind  berechtigt,  behufs  der  Veranlagung  dem 
Vorsitzenden  der  Veranlagungskommission  ihr  steuerbares  Vermögen  anzugeben  oder 
diejenigen  tbatsächlichen  Mitteilungen  zu  machen,  deren  die  Veranlagungskommission 
zur  Schätzung  des  Vermögens  bedarf  (Vermöge  ns  an  zeige).  Zu  Vermögensanzeigen 
für  Personen,  welche  unter  väterlicher  Gewalt,  Pflegschaft  oder  Vormundschaft 
stehen,  sind  deren  gesetzliche  Vertreter  befugt.  Für  Personen,  welche  abwesend 
oder  sonst  verhindert  sind,  die  Vermögensanzeigen  selbst  abzugeben,  können  solche 
durch  Bevollmächtigte  erfolgen.  Die  Vermögensanzeigen  sind  unter  der  Versicherung 
zu  erstatten,  dafs  die  Angaben  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  gemacht  sind. 
Die  Fristen  und  Formen ,  welche  bei  den  Vermögensanzeigen  zu  beobachten  sind, 
werden  von  dem  Finanzminister  bestimmt.  Die  erforderlichen  Formulare  werden 
kostenlos  verabfolgt. 

(§  29.)  Die  Veranlagungskommission  unterwirft  die  Gutachten  des  Schätzungs- 
ausschusses, die  eingegangenen  Vermögensanzeigen  und  die  Nachweisungen  einer  ge- 
nauen Prüfung. 

(§  30.)  Werden  die  Angaben  einer  Vermögensanzeige  über  Gröfse  und  Wert 
steuerbaren  Vermögens  durch  die  Veranlagungskommission  oder  deren  Vorsitzenden 
beanstandet,  so  ist  dem  Steuerpflichtigen  mitzuteilen,  auf  welche  Vermögensteile  oder 
Werte  die  Beanstandung  sich  bezieht.     Soweit  es   sich  um  thatsächliche  Angaben 
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bandelt,  sind  zugleich  die  Gründe  der  Beanstandung  mitzuteilen.  Mit  der  Mitteilung 
ist  die  Aufforderung  zu  verbinden,  sich  binnen  einer  bestimmten  Frist  über  die  be- 
anstandeten Angaben  zu  erklären.  Erst  wenn  der  Steuerpflichtige  dies  unterläCstj 
oder  wenn  die  Bedenken  gegen  die  Richtigkeit  der  Yermögensanzeige  nicht  gehoben 
werden,  ist  die  Kommission  bei  Schätzung  des  Vermögens  auch  an  die  thatsäch- 
lichen  Angaben  des  Steuerpflichtigen  nicht  gebunden. 

(§  37.)  Die  Veranlagung  der  Ergänzungssteuer  erfolgt  für  eine  Periode  von 
drei  Steuerjahren. 

(§  35)  Tritt  im  Laufe  eines  Steuerjahres  eine  Vermehrung  des  steuerbaren 
Vermögens  infolge  Erb-  oder  Fideikommifsanfalles,  Abteilungs-  oder  Überlassungs- 
vertrages zwischen  Eltern  und  Kindern,  Schenkung  oder  Verheiratung  ein,  so  ist 
der  Erwerber  entsprechend  der  Vermehrung  seines  Vermögens  anderweit  zur  Er- 
gänzungsstcuer  zu  veranlagen. 

(§  39.)  Wird  nachgewiesen,  dafs  im  Laufe  eines  Steuerjahres  infolge  Wegfalles 
eines  Vermögensteiles  der  Gesamtwert  des  steuerbaren  Vermögens  eines  Pflichtigen 
um  mehr  als  den  vierten  Teil  vermindert  worden  ist,  oder  dafs  der  wegfallende  Teil 
des  Vermögens  anderweit  zur  Ergänzungssteuer  herangezogen  wird,  so  kann  vom 
Beginn  des  auf  den  Eintritt  der  Vermögensverminderung  folgenden  Monats  ab  die 
Ermäfsigung  der  Ergänzungssteuer  auf  den  dem  verbliebenen  Vermögen  entsprechen- 
den Steuersatz  beansprucht  werden.  Die  Ergänzungssteuer  wird  gleichzeitig  mit  der 
Einkommensteuer  erhoben. 

§  121.  Die  geplante  .,A.  E.  St:'  oder  sog.  Personale'inhominensteuer 
Oesterreichs.  —  Oester reich  hat  wiederholt  Anläufe  zur  Einführung  der 
„A.  E.  St."  unter  gleichzeitiger  Umbildung  der  Gewerbe-,  Renten-  und 
Lohnspecialbesteuerung  gemacht.  Nach  den  Grundzügen  ist  der  letzte 
Entwurf  (v.  Böhm- Ba werk) ,  im  ganzen  gutgeheifsen  vom  Ausschusse 
des  Abgeordnetenhauses,  in  letzterem  zur  Anerkennung  gelangt.  Es 
ist  nur  auf  einen  mäfsigen  Ertrag  abgesehen,  was  bei  der  Höhe  der 
vorläufig  unverzichtbaren  hohen  Immobiliar- Ertragssteuern  durch  die 
Vorsicht  geboten  ist.  Von  dem  Ertrag  will  der  Staat  nichts  weiter 
in  Anspruch  nehmen,  als  erforderlich  ist,  um  die  aus  der  Reform  der 
Ertragssteuern  sich  ergebenden  Ausfälle  zu  decken.  Im  grofsen  und 
gauzen  kommt  die  geplante  österreichische  ,,A.  E.  St.'*  der  preufsischea 
sehr  nahe  (Zustimmung  des  Herrenhauses  steht  noch  ausi. 

„Die  Steuerreform*'  hat  erst,  nachdem  der  Druck  dieses  W'erkes  begonnen 
war,  die  Zustimmung  des  Abgeordnetenhauses  des  österreichischen  Eeichsrates 
erlangt  (Juni  ISOü).  Das  neue  fünfgliedrige  Gesetz  kodifiziert  (mit  Ausnahme  der 
Grund-  und  der  Gebäudebesteuerung)  einheitlich  1.  die  Gewerbesteuer,  sog.  Erwerb- 
steuer, 2.  die  Erwerbsteuer  der  öffentliche  Rechnung  legenden  Gesellschaften,  3.  die 
Steuer  vom  Arbeitsverdienst,  4.  vom  Renteneinkommen,  5.  vom  Personaigesamt- 
einkommen  in  "285  Paragraphen  (giltig  vom  1.  Januar  1S9S). 

1.  Die  Bestimmung  des  Erträgnisses  (einleitender  Artikel  VI  ff.)  —  ist  auf 
die  Erleichterung  in  den  Ertragssteuern,  auf  thunlielie  Rückbildung  der 
letzteren,  auf  Überweisungen  an  die  Lönderfonde  (Kroulüuder)  und  auf  Ent- 
lastung der  allgemeinen  Personaleinkommeusteuer  von  KommunalzuschlUgen 
gerichtet. 

(VI  )  Von  dem  im  V.  Eingangsartikel  bezeichneten  Erträgnisse  der  neu  geregelten 
direkten  Personalstenern  verbleibt  dem  Staatsschatze  während  der  Jahre  1S9S  und 
189^^  aufser  den  mit  jährlich  1 200  000  Fl.  bezifferten  Veranlagungskosten  zunächst 
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derjenige  Betrag,  welcher  demselben  schon  nach  den  bisherigen  Gesetzen  zugeflossen 
wäre.  Als  dieser  Betrag  ist  die  Jahreschuldigkeit  an  Erwerbs-  und  Einkommen- 
steuer für  das  Jahr  1897  nebst  einem  Zuschlage  anzunehmen,  der  für  das  Jahr  1898 
272  Proz.,  für  das  Jahr  1899  5  Proz.  jener  Jahresschuldigkeit  beträgt.  —  Aus  dem 
Mehrerträgnisse  werden  Steuernachlässe  und  Überweisungen  an  die  Landes- 
fonde  im  Sinne  der  folgenden  Bestimmungen  gewährt.  —  Abgesehen  von  dem  durch 
(He  Festsetzung  der  Erwerbssteuerhauptsumme  mit  17  732  000  Fl.  für  die  allgemeine 
Erwerbssteuer  gewährten  Nachlasse  findet  an  der  vorgeschriebenen  Grundsteuer  und 
üebäudesteuer ,  mit  Ausnahme  der  fünfprozentigen  Steuer  vom  Ertrage  steuerfreier 
Gebäude,  ein  Nachlafs  von  10  Proz.  ihres  Betrages  vom  1.  Jänner  1898  an  statt. — 
Der  nach  Bestreitung  der  vorgesehenen  Nachlässe  noch  verbleibende  Überschufs  wird, 
insofern  er  3  000  000  Fl.  jährlich  nicht  übersteigt,  den  Landes fonden  in  der  Art 
zugewendet,  daCs  ein  jenem  Überschusse  gleichkommender  aliquoter  Teil  der  staat- 
lichen Realsteuern  den  Ländern  überwiesen  wird.  —  In  Ausführung  dieser  Be- 
stimmung wird  während  der  Jahre  1898  und  1899  jedes  Land  so  viele  Prozente  des 
in  dem  betreffenden  Lande  und  Jahre  erzielten  Ertrages  der  staatlichen  Realsteuern 
überwiesen  erhalten,  als  die  für  das  gleiche  Jahr  zur  Überweisung  an  sämtliche 
Länder  gelangende  Gesamtsumme  Prozente  des  gesamten  Realsteuererträgnisses  aus- 
macht. —  Übersteigt  der  Überschufs  den  Betrag  von  3  000  000  Fl.,  so  werden  die 
weiteren  Mehrbeiträge,  und  zwar  in  nachstehender  Reihenfolge  verwendet:  a.  zur 
Erhöhung  der  im  Artikel  VIII  bezeichneten  Steuernachlässe  bis  zu  einem  gleich- 
zeitig zu  erreichenden  Höchstausmafse  des  Gesamtnachlasses  von  15  Proz.  bei  der 
Grundsteuer,  12V2  Proz.  bei  der  Gebäudesteuer  und  zu  einer  solchen  Ermäfsigung 
der  Erwerbssteuerhauptsumme,  dafs  dadurch  der  Nachlafs  an  der  allgemeinen  Er- 
werbssteuer auf  25  Proz.  jenes  Betrages  erhöht  wird,  der  bei  Berechnung  der  Er- 
werbssteuerhauptsumme zugrunde  gelegt  wurde;  b.  zur  Ermäfsigung  des  Steuerfufses 
für  die  der  öffentlichen  Rechnungslegung  unterworfenen  Unternehmungen  bis  auf 
10  Proz.  —  Sobald  endlich  die  unter  a.  und  b.  bezeichneten  Steuernachlässe  und 
Ermäfsigungen  erreicht  sind,  fiiefsen  etwa  noch  weiter  verbleibende  Überschüsse 
aus  dem  Jahreserträgnisse  zur  Hälfte  in  die  Staatskasse,  zur  Hälfte  werden  die- 
selben den  Landesfonden  in  dem  in  Absatz  1  und  2  bezeichneten  Verhältnisse  zu- 
gewendet. —  Artikel  X  verfügt  weiter  für  die  Periode  von  1900  bis  einschliefslich 
1909  über  die  Erträgnisse  der  direkten  Personalsteuern  in  folgender  Weise:  Nach 
Einführungsartikel  XII  hat  die  definitive  Festsetzung  des  Ausmafses  der  direkten 
Ertragsteuern  stattzufinden,  sobald  das  Höchstausmafs  der  Nachlässe  erreicht  ist, 
längstens  aber  im  Jahre  1909  im  Gesetzgebungswege;  hierbei  ist  der  Nachlafs 
bei  der  Hausklassensteuer  durch  Ausarbeitung  eines  neuen  Tarifes  den  Ge- 
bäuden der  unteren  und  mittleren  Tarifklassen  in  verhältnismäCsig  höherem  Aus- 
mafse  zuzuwenden.  Desgleichen  sind  im  Jahre  1909  die  Überweisungen  an  die 
Länder  von  neuem  gesetzlich  zu  regeln. 

Die  in  den  Artikeln  V  bis  XII  erwähnten  Nachlässe  an  den  Realsteuern  und 
Überweisungen  finden  nur  rücksichtlich  der  Realsteuerträger  beziehungsweise 
Landesfonde  jener  Länder  statt,  deren  Landesgesetzgebung  längstens  mit  Ablauf 
der  ersten  Landtagssession  nach  Eintritt  der  Wirksamkeit  des  Gesetzes,  betreffend 
die  direkten  Personalsteuern,  die  Freilassung  der  durch  dieses  Gesetz  einzutühren- 
den  Personaleinkommensteuer  von  allen  der  Kompetenz  der  Landesgesetz- 
gebung unterliegenden  Zuschlägen  normiert  haben  wird.  Nachlafs-  oder  Über- 
weisungsbeträge, welche  mangels  Erfüllung  dieser  Bedingung  nicht  realisiert  werden 
können,  verfallen  zu  Gunsten  der  Staatskasse. 

2.  Die  subjektive  und  objelitive  Steuerpfliclit  —  sind  ähnlich  wie  in  Preufsen 
geregelt.  Subjektivsteuerpäichtig  sind  nur  physische  Personen  (die  öffentlich  Rech- 
nung legenden  Erwerbsgesellschaften    unterliegen   wie   bisher    einer   abgesonderten 
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hohen  Besteuerung);  der  amtliche  Name  „Personaleinkomraensteuer"  ■will  sieb  hier- 
nach richten.  Frei  bleiben  auf  serordentliche  Einnahmen  aus  Erbschaften, 
Los-  und  Lotteriegewinnen,  Lebenskapitalversicberungen ,  Schenkungen  und  ähn- 
lichen unentgeltlichen  Zuwendungen.  Gewinne  aus  Veräufserung  von  Vermögens- 
objekten sind  nur  dann  dem  Einkommen  zuzurechnen,  wenn  die  Veräufserung  im 
Betriebe  einer  Erwerbsunternehmung  oder  in  Ausführung  eines  Spekulations- 
geschäftes erfolgt  ist. 

3.  Das  Steuerkapital.  Am  Einkommensobjektwert  dürfen  (§  160)  abgezogen 
werden:  1.  Die  gesamten  zur  Erlangung,  Sicherung  und  Erhaltung  des  Einkommens 
verwendeten  Auslagen,  insbesondere  die  Verwaltungs-,  Betriebsauslagen  und  Erbal- 
tungskosten  einschliefslich  der  Abschreibungen,  welche  einer  angemessenen  Berück- 
sichtigung der  durch  Abnützung  entstandenen  Wertverminderung  des  Inventars  oder 
Betriebsmaterials  sowie  der  durch  den  Betrieb  verursachten  Substanz-,  Kurs-  und 
anderen  Verluste  entsprechen.  Die  Angemessenheit  der  Höhe  der  vorgenommenen 
Abschreibungen  ist,  sofern  sich  dagegen  Bedenken  ergeben,  durch  Sachverständige 
festzustellen ;  2.  Die  Versicherungsprämien  für  alle  Arten  der  Schadensversicherungen; 
3.  Versicherungsprämien,  welche  für  die  Versicherung  des  Steuerpflichtigen  auf  den 
Todes-  oder  Lebensfall  gezahlt  werden,  soweit  dieselben  den  Betrag  von 
jährlich  100  Fl.  (200  Fl.,  wenn  auch  Ehegatte  und  Kinder  versichert  sind)  nicht 
übersteigen;  4.  Beiträge  zu  Kranken-,  Unfall-,  Alters-  und  Invalidenversiche- 
rungs-,  Witwen-,  Waisen-  und  Pensionskassen,  sofern  der  Steuerpflichtige  gesetz- 
oder  vertragsmäfsig  zum  Eintritt  in  die  Versicherungsanstalt  und  zur  Entrichtung 
dieser  Beträge  verpflichtet  ist;  5.  Die  vom  Steuerpflichtigen  für  das  Vorjahr  ent- 
richteten direkten  Steuern,  Zuschläge  zu  denselben,  Landes-,  Bezirks-,  Gemeinde- 
und  sonstige  Umlagen  mit  Ausnahme  der  Personaleinkommensteuer  sowie  solche  in- 
direkte Abgaben,  welche  zu  den  Geschäftsunkosten  zu  rechnen  sind;  6.  Zinsen 
von  Geschäfts-  und  Privatschulden  sowie  sonstige  auf  besonderen  Rechts- 
titeln beruhende,  das  Einkommen  dauernd  schmälernde  Lasten;  alle  diese  jedoch  nur 
dann,  wenn  der  Name  und  Wohnort  des  Gläubigers  richtig  nachge- 
wiesen ist. 

4.  Schonungen:  (§  173  fi')  a.  Existenzminimum  600  Fl.  ö.  W.  Stehen  in  der 
Versorgung  eines  Haushaltungsvorstandes,  dessen  Einkommen  2000  Fl.  nicht  über- 
steigt, aufser  seinem  Ehegatten  1.  in  Orten  mit  nicht  mehr  als  10000  Einwohnern 
mehr  als  vier;  2.  in  Orten  mit  mehr  als  10  000  Einwohnern  mehr  als  zwei  Familien- 
glieder, welche  kein  selbständiges  Einkommen  beziehen,  so  soll  für  jedes  derartige 
Familienglied  über  die  oben  bezeichnete  Anzahl  von  dem  Einkommen  des  Haushal- 
tungsvorstandes ein  Zwanzigstel  in  Abzug  gebracht  werden. 

Weiter  ist  vorgeschlagen:  Bei  der  Veranlagung  ist  es  gestattet,  besondere  die 
Leistungsfähigkeit  eines  Steuerpflichtigen  wesentlich  beeinträch- 
tigende Verhältnisse,  sofern  dieselben  nicht  schon  im  Grunde  des  §  173  zur 
Berücksichtigung  gelangen,  in  der  Art  zu  berücksichtigen,  dafs  bei  einem  steuer- 
pflichtigen Einkommen  von  nicht  mehr  als  5000  Fl.  eine  Ermäfsigung  des  Steuer- 
satzes um  höchstens  drei  Stufen  gewährt  wird  Als  Verhältnisse  dieser  Art 
kommen  lediglich  aufsergewöhnliche  Belastungen  durch  Unterhalt  und  Erziehung  der 
Kinder,  durch  Obliegenheit  zum  Unterhalte  mittelloser  Angehöriger,  durch  andauernde 
Krankheit.  Verschuldung  und  besondere  Unglücksfälle,  Einberufung  zur  militärischen 
Dienstleistung  in  Betracht.  Bei  den  Steuerpflichtigen  der  drei  ersten  Stufen  kann 
aus  diesen  Gründen  auch  die  Freilassung  von  der  Steuer  stattfinden.  Wenn  die 
Kommission  von  den  ihr  eingeräumten  Ermächtigungen  Gebrauch  macht,  hat  sie  die 
thatsächlichen  Umstände,  die  sie  dazu  bestimmten,  in  ihrer  Entscheidung  genau  an- 
zugeben Beschlüsse,  durch  welche  eine  Ermäfsigung  des  Steuersatzes  um  mehr  als 
eine  Stufe   oder  die  Freilassung  eines  in   einer  höheren   als  der  ersten  Steuerstufe 
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stehenden  Steuerpflichtigen  gewährt  werden  soll,   können  nur  mit  einer  Mehrheit 
von  zwei  Drittteilen  der  Stimmen  gefaCst  werden. 

5.  Ausmafs  der  Steuer  (Steuerfufs):  progressiv  in.  65  Stufen  von  3,60  Fl.  für 
1.  Stufe  (600-625  Fl.  Einkommen)  =  '/2  Proz.  bis  65.  Stufe  1860  Fl.  (für  Einkommen 
von  26  000—28  000  FL).  Weiter  sollen  steigen  bei  Einkonmaen  von  über  48  000  Fl. 
bis  einschliefslich  100  000  Fl.  die  Stufen  um  je  2000  Fl.  und  die  Steuer  um  je  100  Fl. 

6.  Organisation  und  Verfahren.  Ordentliche  Fassionsp flicht  bei 
Einkommen  von  mehr  als  1000  Fl.,  auf  Verlangen  der  Steuerbehörde  auch  für  ge- 
ringeres Einkommen.  Unbeschränkte  Berechtigung,  Bekenntnisse  einzubringen.  —  Die 
Steuerkommissionen  —  Schätzungskommissionen  und  Berufungskommissionen  — 
sind  mehrfach  eigentümlich  geregelt.  Die  nicht  von  der  Finanzbehörde  berufene 
Hälfte  der  Mitglieder  der  „Einschätzungkommission"  (Veranlagungskommission)  soll 
durch  Wahl  der  Steuerpflichtigen  nach  dem  Dreiklassen-Wahlsystcm  besetzt  werden 
(§  181  fi.).  Die  Hälfte  der  Mitglieder  der  Berüfungskommission  wäre  von  den  Land- 
tagen aus  zu  wählen. 

Nach  §  211  sollen  der  Vorsitzende  und  die  Kommission  voll  berechtigt  worden, 
den  Kommissionsberatungen  Sachverständige  oder  Auskunftspersonen  beizuziehen,  die 
jedoch  an  der  Beschlufsfassung  keinen  Anteil  nehmen;  die  Kommission  kann  eid- 
liche Bekräftigung  des  Zeugnisses  oder  Gutachtens  dieser  Personen  vor  dem  zu- 
ständigen Gerichte  fordern.  Die  Steuerpflichtigen  sind  berechtigt,  Sachverständige 
über  bestimmte  Fragen,  welche  für  sie  von  wesentlicher  Wichtigkeit  sind,  in  Vor- 
schlag zu  bringen  und  deren  eidliche  Vernehmung  zu  beantragen,  worüber 
die  Kommission,  eventuell  der  Vorsitzende  zu  entscheiden  hat. 

Sofern  die  Kommission  das  von  dem  Steuerpflichtigen  angegebene  Einkommen 
zu  gering  findet  und  nicht  Behelfe  vorliegen,  welche  die  Höhe  des  einzuschätzenden 
Einkommens  zifiermäfsig  genau  erkennen  lassen,  mufs  das  Augenmerk  darauf  ge- 
richtet werden,  sich  vorzüglich  aus  äufseren  Merkmalen  ein  Urteil  über  die  Gröfse 
des  Einkommens  zu  bilden,  wobei  vor  allem  die  gesamte  ökonomische 
Lage  des  Steuerpflichtigen,  die  Höhe  des  Aufwandes  und  das  Ver- 
hältnis der  einzelnen  Einkommensquellen  untereinander  zu  berück- 
sichtigen sind  (§  214). 

Über  die  Einschätzungsergobnisse  sind  für  jeden  Schätzungsbezirk  Einschätzungs- 
register anzulegen ;  dieselben  haben  lediglich  das  festgestellte  steuerbare  Einkommen 
der  Steuerpflichtigen  auszuweisen.  Nach  beendeter  Einschätzung  sind  diese  Register 
zurEinsicht  der  Personaleinkommensteuerpflichtigen  des  betreff  en- 
den Schätzungsbezirkes  durch  14  Tage  offen  zu  halten  (§  215).  Das 
Einlangen  dieser  Register  ist  in  ortsüblicher  Weise  kundzumachen. 

Eine  „A.  V,  St."  neben  der  „A.  E.  St."  wird  Oesterreich  für  absehbare 
Zeit  nicht  haben.  Es  wird  dafür  die  Ertragssteuern  auch  als  Staatssteuern  — 
im  Gegensatz  zu  Preufsen  —  beibehalten.  Die  mögliche  Umbildung  der 
staatlichen  wie  der  kommunalen  Ertragssteuern  zu  einer  „A.  V.  St."  ist  bis  jetzt 
noch  nicht  in  Frage  gekommen. 

§  122.  Die  britische  „Vermögens- und  EmJcmnme?isfeuer'^  —  hat, 
da  sie  seit  einem  halben  Jahrhundert  für  Wissenschaft  und  positives 
Kecht  bahnbrechend  gewirkt  hat,  hier  ebenfalls  genauere  Darstellung 
zu  finden.  Wir  folgen  hierbei  ganz  A.  Wagner  (III,  §§  111  ff.),  welcher 
auch  die  Litteratur  vollständig  verzeichnet. 

1.  Charakter.    Die  neue  britische  „Eigentums-  und  Einkommensteuer"  (pro- 
2)erty  and  income  tax),  wie  sie  amtlich  aus  historischen  Gründen,  aber  nicht  korrekt 
lieisst,  ist  eine  Wiederholung  der  letzten  gleichen  Kriegssteuer  von  1800,  mit 
ScHÄPFLE,  Steuern,  Besonderer  Teil.  U 
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einigen  Veränderungen  und  Verbesserungen.  Ihre  Einrichtung  ist  seitdem  in  den 
Grundlagen  und  Hauptpunkten  nicht  verändert  worden,  wohl  aber  in  manchen 
Einzelheiten.  Sie  ist  hiernach  im  Prinzip  eine  subjektiv,  in  Betreff  der  Steuer- 
pflichtigen, und  objektiv,  in  Betreff  der  ihr  als  Objekt  unterliegenden  „Ein- 
kommen" oder  Erträge,  allgemeine  direkte  einkommensteuerartige,  nicht 
wirklich  streng  als  Einkommensteuer  aufzufassende  Besteuerung,  von  welcher  jedoch 
wegen  der  Höhe  des  Einkommens  gewisse  Personen  und  wegen  des  Verwen- 
dungszweckes gewisse  Einkommen  frei  gelassen  werden.  Indessen  spricht  die 
gesetzliche  Vermutung  für  die  Steuerpilicht,  bis  der  Gegenbeweis  geführt  ist. 

Ihrem  technischen  Charakter  nach  unterscheidet  sich  diese  Steuer  von  den 
kontinentalen,  namentlich  den  deutschen  Einkommensteuern  dadurch,  dafs  sie  nur 
eine  einkommensteuerartige  Zusammenfassung  eines  Systems  von  Ertrags- 
steuern ist.  Die  Besteuerung  des  in  einer  Person  zusammenfliefsenden  Ein- 
kommens bleibt  hinter  der  Besteuerung  der  Einkommensteile  oder  Erträge,  welche 
der  Steuerpflichtige  aus  verschiedenen  Quellen  bezieht .  zurück.  Aber  in  wichtigen 
Specialbestimmungen  wird  doch  auch  wieder  der  Charakter  der  Gesamteinkommen- 
steucr  gewahrt.  Dahin  gehören  namentlich  die  Normen  bezüglich  der  Freiheit 
eines  kleinen  Gesamteinkommens  (unter  1.50,  dann  lOU,  später  wieder  15o,  neue- 
sten; 160  Pf.  St.);  der  niedrigeren  Besteuerung  eines  mäfsigen  mittleren 
Einkommens  (durch  Zulassung  eines  steuerfreien  Abzugs  von  120  Pfund  Sterling 
bis  zu  400  Pfund  Sterling),  des  Rechts  einer  Kompensation  von  Gewinn 
und  Verlust  in  verschiedenen  Unternehmungen  und  Anlagen  desselben  Steuer- 
subjekts; des  durch  Kautelen  —  üngiltigkeit  entgegengesetzter  Verträge,  Straf- 
bestimmungen —  geschützten  Rechtes  des  Schuldners  seinem  Gläubiger,  des 
Pachters  seinem  Grundherrn  den  betreffenden  Quotenabzug  der  Steuer  für  die 
Zinsen  zu  machen,  wenn  der  Pflichtige  die  Einkommensteuer  für  das  Zins-  und 
Pachteinkommen  des  Berechtigten  mitgezahlt  hat;  des  Rechts  auf  Steuererlass 
oder  Ermäfsigung  wegen  Lebensversicherungsprämienzahlungen  (bis  zum  Maxi- 
mum von  ein  Sechstel  des  steuerpflichtigen  Einkommens)  und  ähnliche  Bestim- 
mungen mehr. 

Die  Folge  ist,  dafs  namentlich,  soweit  es  im  Interesse  des  Steuerpflich- 
tigen liegt,  um  Steuererlafs  oder  Ermäfsigung  zu  erlangen,  auch  bei  Personen  mit 
Einkommen  aus  den  verschiedenartigen  Ertragsquellen  des  Gesetzes  und  aus  ein 
und  derselben,  aber  an  verschiedenen  Orten  gelegenen  und  besteuerten  Ertrags- 
quelle eine  Summierung  der  Einkünfte  zu  einem  Gesamteinkommen  erfolgt.  Da- 
mit finden  eventuell  Steuerermäfsigungen  der  Steuerquote  des  Einzelnen  oder  Steuer- 
rückzahlungen der  bereits  zu  viel  erhobenen  Steuerbeträge  statt.  Freilich  ein  sehr 
umständliches,  lästiges  Verfahren  für  die  Verwaltung  und  zugleich  eine  .,unversieg- 
liche  Quelle  von  ünterschleifen"  (Vocke).  Eine  rationelle  Ertragsbesteuerung  will 
die  Reinerträge  treffen.  Die  britische  Einkommensteuer  entspricht  auch  als  „System 
der  Ertragsbesteuerung"  dieser  Forderung  nicht  genügend. 

2.  Einrichtung.  Zur  Durchführung  der  Steuer  ist  alles  überhaupt  vorkommende 
steuerpflichtige  Einkommen  in  fünf  grofse  Abteilungen  —  die  sogenannten 
„Shedules",  mit  A  bis  E  bezeichnet  — ,  wesentlich  nach  den  grofsen  Kategorien 
der  Einkommensverteilung  in  der  Volkswirtschaft  eingeteilt.  Die  fünf  Abteilungen 
entsprechen  so  fünf  besonderen  direkten  Steuern  oder  eigentlich  wieder  Steuer- 
systemen, und  zwar  die  vier  ersten  einigermafsen  den  betreffenden  kontinentalen 
Ertragssteuern  (Grund-,  Gebäude-  —  Shed.  A,  Kapitalrenten-,  Shed.  C  — ,  Gewerbe- 
steuer inkl.  landwirtschaftliche  Pächtersteuer,  Shed.  D.  und  B),  die  fünfte  der  kon- 
tinentalen Besoldungs-  und  (höheren)  Gagen-  und  Lohnsteuer.  Bei  dieser  Abteilung 
und  bei  einigen  Unterabteilungen  der  vierten  (D)  tritt  das  Moment  der  Personal-  und 
Einkommensteuer   schärfer   hervor,    während  bei    den    anderen   die  britische   Ein- 
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kommensteuer  den  Charakter  eines  Systems  von  Ertragssteuern  deutlicher  zeigt. 
Auch  sonst  sind  die  fünf  Abteilungen  und  die  Unterabteilungen  darin  mannigfach 
verschieden.  Daher  geht  aus  der  formellen  Gleichheit  der  Behandlung  dieser  „Ein- 
kommen" als  gleichartiger  Gröfsen  eigentlich  eine  reell  ungleiche  Behandlung 
hervor. 

Abt.  A  umfafst  den  jährlichen  Ertrag  der  Läudereien  (inkl.  Zehnten),  der  Häuser 
und  verschiedene  kleinere  Posten  Erträge,  welche  mit  dem  Grund  und  Boden  in 
Verbindung  stehen.  Die  Steuer  trifft  im  Prinzip  den  Eigentümer,  als  den  Er- 
tragsbezieher. Steuerfrei  sind  unbewohnte  Häuser  —  hier  also  Einkommensteuer- 
prinzip — ,  dann  nach  Objekten  das  Staatseigentum ,  auch  gewisses  Eigentum  von 
Woblthätigkeits-  und  Unterrichtsanstalten  sowie  das  Grund-  und  Gebäudeeigentum 
öffentlicher  Gärten,  Eisenbahnen,  Kanäle,  Bergwerke,  Steinbrüche,  wenn  es  in  diesen 
Fällen  nicht  einen  von  demjenigen  der  Unternehmer  getrennten  Ertrag  hat;  der  ge- 
samte Unternehmungsertrag  fällt  dann  unter  Shed.  D.  Steuerpflichtiges  Subjekt  ist 
zwar  der  Eigentümer  oder  Ertragsbezieher,  der  dann  den  ratenweisen  Steueranteil 
bei  der  Zahlung  von  Erbzinsen,  Schuldzinsen  u.  s.  w.  seinem  Gläubiger  abrechnet. 
Aber  oft,  so  in  England,  zahlen  Pächter  und  Mieter  die  Steuer,  mit  Abzugsrecht  bei 
Pacht-  und  Mietzins.  Yon  den  Steuerpflichtigen  in  Abt.  A  werden  zunächst  Dekla- 
rationen über  den  Ertrag  gefordert,  welche  mit  den  Einschätzungen  zur  Armentaxe 
verglichen  werden.  Die  Einschätzung  findet  alle  3  Jahre  statt,  wobei  Veränderungen 
im  2.  und  3.  Jahre  zulässig  sind.  Der  gröfste  Teil  des  steuerpflichtigen  Einkommens 
der  Shed.  A  fällt  auf  Häuser. 

Abt.  B  umfafst  das  Einkommen  der  ländlichen  Pächter  als  solcher. 
Dasselbe  wird  aber  ohne  weiteres  in  der  Höhe  einer  Quote  des  wirklichen  oder  ge- 
schätzten Pachtzinses  angenommen,  und  zwar  zu  './2  in  England  und  zu  '/'s  in  Schott- 
land und  Irland ;  an  sich  und  auch  in  dieser  provinziellen  Differenz  willkürlich, 
aber  ähnlich  ( ^4  und  '/a)  schon  im  alten  Einkommenssteuergesetz.  Nachweis  geringeren 
Einkommens  als  diese  Quote  zum  Zweck  der  Steuerermäfsigung  ist  dem  Pächter 
gestattet.  Auch  hier  dreijährige  Revisionen  und  Forderung  von  Deklarationen. 
Ertragsanschlag  von  B  in  1S83/84:  65,51  Mill.  Pf,  St.,  wovon  33,46  Mill.  Pf.  besteuert. 

Abt.  C  umfafst  die  Erträge,  welche  als  Zinsen  und  Renten,  aus  der  briti- 
schen und  indischen  Staatskasse  (Staatsschuld),  auch  durch  Vermittelung  britischer 
Geschäfte  (Banken  u.  s.  w.)  aus  Kolonial-  und  fremden  Staats-  und  Gesellschafts- 
kassen für  Staatsfonds,  Eisenbahnwerte  u.  a.  m.,  sodann  auch  für  inländische  städtische 
Anleihen  durch  die  Stadtkassen  an  physische  oder  moralische  Personen  und  Gesell- 
schaften gezahlt  werden.  Also  im  wesentlichen  eine  ,, Kapitalrentensteuer" 
auf  Zinsen  u.  s.  w.  von  öffentlichen  Wertpapieren,  d.  h.  von  solchen,  welche  in 
Grofsbritannien  und  Irland  zur  Auszahlung  gelangen.  (Andere  Zinsen,  Dividenden 
u.  s.  w.  aus  ,, Börsen- Wertpapieren"  stehen  in  Abt.  D.)  Hier  erfolgt  der  Steuerabzug 
gleich  bei  der  Auszahlung  der  Zinsen,  also  als  sog.  ,.Coup  onsteuer",  ohne  be- 
sondere Deklaration  des  Pflichtigen,  seitens  der  zahlenden  Kasse.  Die  Banken 
u.  s.  w.,  welche  die  Auszahlungen  der  Zinsen  für  fremde  und  Kolonialwertpapiere 
vermitteln,  haben  entsprechende  Verpflichtungen,  den  Steuerkommissären  die  er- 
forderlichen Angaben  zumachen.  Mifslich  ist,  daCs  so  die  Zinseinkünfte  aus  frem- 
den Wertpapieren  nur  bei  Vorhandensein  und  Benutzung  inländischer  Zahl- 
stellen getroffen  werden.  Dadurch  bleibt  jedenfalls  ein  erheblicher  Teil  solcher 
Einkünfte,  zumal  aus  Papieren  des  „internationalen"  Verkehrs  unbesteuert.  Denn 
wenn  er  dann  auch  unter  die  Deklarationspflicht  von  Abt.  D  fällt,  kann  diese  Pflicht 
hier  nicht  genügend  zur  Erfüllung  gebracht  werden. 

Abt.  D  umfafst  speciell  das  gewerbliche,  merkantile,  liberale  Pro- 
fessionseinkommen und  ähnliches,  prinzipiell  aber  weiter  überhaupt  alles,  unter 
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keiner  der  4  anderen  Schedules  bereits  versteuerte  Einkommen,  daher 
sehr  verschiedenartige  Einkünfte.  Ausser  den  gewöhnlichen  (Privat-)  Ge- 
werben gehören  somit  die  Einkünfte  der  Erwerbs-  u.  dgl.  Gesellschaften  und  der 
gröfseren  Erwerbsunternehmungen,  einschliefslich  der  Eisenbahnen,  ferner  Einkünfte 
aus  fremden  und  Kolonialanlagen,  aus  gewissen  Zinserträgen  u.  a.  m,  hierher.  Das 
allgemeine  Kinschätzungsprinzip  ist  hier  De  klar  ationspf  lieh  t  unter  Strafandrohung 
bei  Unterlassung  (50  Pf.  St.)  und  unter  Gewährung  weiterer  Kontrollmittel  für  die 
Steuerbehörde.  Bei  dennoch  unterbleibender  Deklaration  bedient  sich  die  Verwaltung, 
wie  auch  in  Sched.  A  und  B,  des  der  kontinentalen  ipreufsischen)  Praxis  ebenfalls 
nicht  unbekannten  Mittels,  den  letzten  Steuerbetrag  stark  zu  erhöhen,  um  eventuell 
Reklamationen  hervorzurufen  und  dann  genauere  Belege  verlangen  zu  können. 
Die  Einschätzung  erfolgt  jährlich,  meist  nach  dem  Durchschnitt  des  Ertrags 
in  den  3  letzten  Jahren,  bei  Bergwerken  in  den  b  letzten,  bei  Eisenbahnen,  Kanälen, 
Docks  und  verschiedenen  industriellen  Unternehmungen  nach  dem  vorjährigen  Er- 
trage. Ob  und  was  zur  Berechnung  des  steuerpflichtigen  Ertrags  mit  zu  den  abzu- 
setzenden Gewinnungskosten  gerechnet  werden  darf,  richtet  sich  nach  den  Verhält- 
nissen der  einzelnen  Ertrags-  oder  Einkommenkategorien  in  Abt.  D.  Die  Ein- 
schätzung der  Handel-  und  Gewerbetreibenden  bildet  daher  auch  die  schwierigste 
Aufgabe  bei  der  britischen  Einkommensteuer.  Rücksichten  auf  Geheimhaltung  der 
Einkommensverhältnisse  haben  hier  auch  zu  Abweichungen  vom  sonstigen  Ein- 
schätzungsverfahren geführt,  indem  die  Censiten  auf  ihren  Wunsch  nicht  von  den 
sonstigen  Lokalorganen,  welche  sich  aus  Mitbürgern  und  eventuell  Konkurrenten  zu- 
sammensetzen, sondern  von  Specialkommissären  des  Generalsteueramts  abge- 
sondert eingeschätzt  werden.  Mit  diesen  werden  dann  von  grol'sen  Geschäftshäusern 
auch  wohl  bestimmte  Summen  als  ,,Steuerabf indungen'"  für  mehrere  Jahre 
verabredet.  Die  Wahrnehmung  des  fiskalischen  Interesses  ist  bei  Sched.  D  die  be- 
sonders wichtige  Aufgabe  der  „Steueraufseher"  und  ,, Steuerinspektoren", 
die  hierfür  vermehrt  worden  sind.  Das  Einschätzungsverfahren  ist  in  Abt.  D  sonst 
bei  den  verschiedenen  Unterabteilungen  wieder  verschieden.  Die  Steuerbefreiungen 
sind  dieselben  wie  in  Sched.  C. 

Abt.  E  umfafst  die  Gehalte  und  Pensionen  u.  dergl.  m.  der  Staats-  und 
sonstigen  öfFentlichen  Beamten,  sowie  der  steuerpflichtigen  Privatbeamten  und 
ähnlicher  Angestellter  (bei  Gesellschaften,  Eisenbahnen,  Kaufleuten  u.  s.  w.).  Die 
Erhebung  erfolgt  wie  bei  Sched.  C  sogleich  seitens  der  auszahlenden  Kasse  mittelst 
Abzugs  vom  Gehalte  u.  s.  w.  Korporationen  u.  dergl.  haben  den  Gesamtbetrag  ab- 
zuführen und  ihre  Beamten  entsprechend  zu  kürzen.  Hier  also  im  wesentlichen 
eine  Einkommensteuer  der  Beamten  wie  auf  dem  Kontinent.  Besonders  wichtig  aber 
hier  die  Steuerfreiheit  bis  15(i  und  Ermässigung  bis  40i>  Pf.  St.  Das  steuerpflichtige 
Einkommen  berechnet  sich  aus  dem  ganzen  Verdienst  nach  Abzug  der  amtlichen 
Ausgaben,  welche  auf  dem  Gehalt  u.  s.  w.  etwa  lasten.  Betrag  1883/84:  37,73,  wirklich 
besteuert  29,51  Mill.  Pf.  St. 

Die  Besteuerung  des  Einkommens  in  jeder  der  fünf  Abteilungen  erfolgt  regelmäfsig 
an  der  Quelle,  wie  bei  einer  Ertragssteuer.  Eine  Summierung  dieser  Einkommens- 
teile einer  Person,  daher  auch  eine  Deklaration  oder  eine  amtliche  Schätzung  des 
individuellen  Gesamteinkommens  findet  im  allgemeinen  nicht  statt.  Wohl  aber  kann 
sie  der  Steuerpflichtige  fordern  bezw.  vornehmen,  um  insbesondere  nachzuweisen, 
dafs  sein  Gesamteinkommen  unter  der  Grenze  der  Steuerpflicht  (bisher  150  Pf.,  jetzt 
16U  Pf.)  bleibt  oder  er  auf  Abzug  einer  steuerfreien  Quote,  bisher  120  Pf.  bis  zu 
400  Pf.  Einkommen,  nach  dem  Reformgesetz  Habcocbts  von  1894:  160  Pf.  bis  zu 
400  Pf. ,  100  Pf.  von  4— 500  Pf.  Einkommen,  insofern  auf  Ermäfsigung  des  vollen 
Steuersatzes  Anspruch  hat.  Neuerdings  (1890)  ist  auch  gestattet  worden,  Verluste  in 
einer  Abteilung  von  Gewinnsten  bei  einer  anderen  in  Abzug  zu  bringen  und  so  Steuer- 
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freiheit  oder  Ermäfsigung  und  überhaupt  eine  Besteuerung  mehr  nach  wirklichem 
„Einkommen"  zu  erlangen.  DemgemäCs  erfolgen  Rückzahlungen  der  erhobenen 
oder  zu  viel  erhobenen  Steuerbeträge.  Auch  einige  andere  Specialbestimmungen,  so 
zwar  die  Erhebung  der  Steuer  des  Kapitalisten,  Gläubigers,  Grundeigentümers  beim 
Schuldner,  Pächter,  aber  mit  dem  Recht  des  Abzugs  für  letzteren  bei  der  Zins-  und 
Rentenzahlung  und  mit  der  Pflicht  des  Gläubigers ,  Eigentümers ,  das  zu  dulden, 
u.  a.  m.,  geben  der  Steuer  einigen  Einkommensteuercharakter. 

Das  HARCOüRTsche  Gesetz  von  1S94  (P^inance  act  Art.  35)  hat  auch  Änderungen 
getroffen,  indem  jetzt  bei  der  Veranlagung  von  Land  (einschliefslich  der  dazu  ge- 
hörigen Gebäude,  Farmhäuser  u.  s.  w.)  der  ermittelte  Ertrag  zur  Festsetzung  des 
steuerpflichtigen  Ertrags  um  ^/s,  bei  anderen  Häusern  und  Gebäuden  im  allgemeinen 
um  Ve  (mit  einigen  Specialbestimmungen,  Art.  35,  b,  I  und  II)  herabgesetzt  wird.  Eine 
Erleichterung,  von  der  man  einen  Jahresentgang  von  800  000  Pf.  St.  (bei  8  d.  Steuer- 
satz) erwartete  und  welche  eben  (1896)  erweitert  werden  will. 

Im  grofsen  und  ganzen  kann  die  Abteilung  A  als  eine  Besteuerung 
des  Grund-  und  Hauseinkommens  (wie  bei  einer  kontinentalen  Grund- 
und  Haussteuer,  Steuer  vom  „Reinerti-ag",  von  der  Rente),  die  Ab- 
teilung B  als  Besteuerung  des  Pacliteinkommens  des  Pächters,  die  Ab- 
teilung C  als  eine  Kapitalzinssteüer  von  Staats-  und  gewissen  anderen 
öffentlichen  Fonds,  die  Abteilung  D,  nach  der  Höhe  der  Veranlagungs- 
summen und  vollends  der  Steuererträge  bei  weitem  die  Hauptrubrik, 
mit  mehr  als  der  Hälfte  des  gesamten  Steuerertrags,  als  eine  Steuer 
von  gewerblichem  und  verwandtem,  weiter  aber  überhaupt  von  allem 
steuerpflichtigen  Einkommen,  das  nicht  ausdrücklich  unter  eine  der  vier 
anderen  Abteilungen  fällt,  endlich  Abteilung  E  als  eine  Besteuerung 
der  Gehalte  u.  dergl.  der  öffentlichen  und  Privatbeamten  (der  Erwerbs- 
gesellschaften und  Geschäfte  aller  Art,  Kommis  u.  s.  w.),  eventuell  auch 
der  in  die  steuerpflichtige  Einkommengrenze  fallenden  Arbeiter,  im 
wesentlichen  daher  als  eine  Besoldungssteuer  bezeiclmet  werden. 

Eine  höhere  Besteuerung  des  fundierten  als  des  nichtfundierten 
Einkommens  und  eine  weitere  Progression  des  Steuerfufses  ist  öfter, 
auch  jüngst  wieder  bei  Gelegenheit  der  letzten  Reform  (1894),  erörtert 
worden.  Aber  die  erste  Mafsregel  ist  bisher  nicht  in  anderer  Weise 
als  durch  die  Verbindung  mit  der  Erbschaftssteuer  (und  je  nach  den 
Umständen  mit  der  alten  Landtaxe  und  der  Haussteuer,  welche  letztere 
aber  den  Eigentümer  nur  als  den  Benutzer  trifft)  erfolgt.  Die  zweite 
Mafsregel  ist  nur  in  der  Weise  durchgeführt,  dafs  kleineres,  an  sich 
steuerpflichtiges  Einkommen  durch  Gewährung  eines  Abzuges  vom  ganzen 
Einkommen  reell  degressiv  besteuert  wird,  worin  das  neue  Gesetz  von 
1894  etwas  weiter  gegangen  ist.  Sonst  hat  auch  hier  jetzt,  eben- 
falls nach  dem  Gesetz  von  1894,  nur  die  Erbschaftssteuer  begonnen, 
wenigstens  das  fundierte  Einkommen  thatsächlich  progressiv  (bezw. 
bis  zu  einem  bestimmten  Satze,  von  da  an  abwärts  also,  wieder  richtiger 
gesagt,  degressiv)  zu  besteuern.  Der  Steuerfufs  der  Einkommensteuer 
ist  daher,  von  der  Ausnahme  bei  Abteilung  B  (Pachtgewinn)  abgesehen, 
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derselbe  für  alle  Arten  und  Gröfsen  des  Einkommens.  Vornehmlieh 
wegen  der  steuertechnischen  Schwierigkeiten  und  in  der  Ein- 
sicht, dafs  man  dann  genauere  Deklarationen  oder  Einschätzungen 
des  individuellen  Gesamteinkommens  und  seiner  Zusammensetzung  be- 
dürfe, um  das  wirkliche  Einkommen  nach  Art  und  Höhe  richtiger 
zu  ermitteln,  hat  man  bisher  immer  wieder  in  England  Abstand  davon 
genommen,  der  Aufgabe  einer  Unterscheidung  des  Einkommens  nach 
Art  und  Höhe  für  die  Festsetzung  des  Steuerfufses  der  Einkommen- 
steuer näher  zu  treten:  man  fürchtete,  wie  Minister  selbst  offen  zuge- 
standen, Odium  und  ünpopularität,  das  parlamentarische  System  zeigte 
seine  ihm  anklebenden  Schwächen  (A.  Wagner,  Erg.  Heft  S.  16  ff.). 

Die  Besteuerung  des  aus  Grofsbritannien  und  Irland  stammenden 
Einkommens,  mag  es  von  im  Inland  oder  im  Ausland  wolinenden  Briten 
oder  Fremden  bezogen  werden,  wird  durch  das  System  der  britischen 
Einkommensteuer  im  Prinzip  vollständig,  in  der  Praxis  wenigstens  wohl 
besser  als  durch  unsere  kontinentalen  Einkommensteuern  erreicht,  dank 
dem  Grundsatze  der  Besteuerung  der  Einkommen  an  der  Quelle,  nament- 
lich auch  für  Zins-  und  Dividendenerträge  in  der  Couponsteuerform 
der  Sclied.  C  und  in  der  Form  der  Besteuerung  der  Unternehmungen 
selbst  (Gesellschaften  u.  s.  w.)  in  Sched.  D. 

Das  aus  dem  Auslande  kommende  Einkommen  ist  im  Prinzip 
steuerpflichtig  bei  allen  im  Inland  wohnenden  In-  und  Ausländern, 
wird  aber  thatsächlich  sicher  auch  hier  nur  unvollständig  und  un- 
gleichmäfsig  erreicht,  am  wenigsten  vermutlich  für  nicht  in  England 
zahlbares  Zinseinkommen  aus  fremden  Wertpapieren  (A.Wagner). 

Das  Einschätzungs  verfahren  hängt  mit  allgemeineren  Punkten 
der  Verwaltungsorganisation  und  des  Verwaltungsrechts  in  eigentümlicher 
und  ausgeprägtester  Weise  zusammen. 

Ertrag.  Der  „Pence  vom  Pfund"  (d.  p.  L.),  ein  beliebter  stati- 
stischer Mafsstab  der  Wohlstandsentwickelung,  ist  von  1842 — 1S85  in 
Grofsbritannien  (ohne  Irland)  von  etwa  801 000  auf  etwa  1  900000  Pf.  St. 
Steuerertrag,  also  auf  weit  mehr  als  das  Doppelte  gewachsen. 

Steuerfreiheiten  —  für  gemeinnützige  und  wohlthätige  Institute  (charities)  noch 
immer  umfangreich;  Gladstones  Versuch  ihrer  Beseitigung  scheiterte  an  allgemeinem 
"Widerstand. 

Die  Kapitale  der  britischen  Einkommensteuer: 


A.                 B.                  C. 

I).                  E. 

Summa 

(Grundeig.)      (Pacht)        (Zinsen 

(Gewerbe)     (Gehalte) 

u.  s.  w.) 
Gr.  Brit.  Irl.  Gr.  Brit.  Irl.  Gr.  Brit.  Irl. 

Gr.  Brit.  Irl.  Gr. Brit.  Irl. 

Gr.  Brit.    Irl. 

1843       95,28     —        40,77     —      27,91     — 

71,33      -      9,72     — 

251,01       — 

1885     240,4     15,9       55,25(9,98)        41,01 

222,8       8,9        3S,32 

594,55  (36,91-) 

Die  Erhehung-skosten  —  scheinen  3  Proz.  des  Ertrages  nicht  zu  übersteigen. 
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§  123.  FranJcreich,  Belgien.  Niederlande.  —  Frank  reich  liat 
stets  direkter  Generalbesteuerung  widerstrebt.  Der  neueste  (1895)  und 
bedeutendste,  geschickt  und  gemäfsigt  angelegte  Entwurf  des  radikalen 
Ministeriums  Bouegeois-Doumer  hat  seine  Urheber  zu  Fall  gebracht. 
Unter  der  Maske  des  ein  „lästiges  Eindringen"  verabscheuenden  natio- 
nalen Freiheitsgeftililes  lehnt  das  französische  Geschäfts-  und  Renten- 
kapital so  die  „A.  E.  St."  wie  bisher  eine  vollständige  Rentenbesteuerung 
egoistisch  ab.  Dieser  Widerstand  ist  zwar  begreiflich ;  denn  die  Fran- 
zosen erleiden  eine  brutale  Erbfall-  und  Verkehrsbesteuerung  in  den 
Eintragungsgebuhren  (Enregistrement)  und  eine  bedrückende  staatliche 
und  städtische  Getränkebesteuerung.  Nur  zur  Erleichterung  dieser 
Lasten,  sowie  der  nach  unten  drückenden  „Personal-Mobiliar-" 
und  „Thiir-  und  Fenster  "-Steuer,  Avird.  die  „A.  E.  St."  sich  für 
Frankreich  rechtfertigen  und  durchsetzen  lassen. 

Das  neue  Ministerium  M^line  (Finanzminister  Cochery)  geht  zwar  nach  den 
Versicherungen  seiner  Presse  mit  der  Wiederaufnahme  des  BouEGEOis-DouMERschen 
sehr  gemäfsigten  Eeformplanes  schwanger;  allem  Anschein  wird  aber  besten  Falles  der 
Berg  ein  ärmliches,  vielleicht  erbärmliches  Mäuschen,  nämlich  einige  Ausdehnung  der 
Rentensteuer  und  Änderungen  an  der  Mietsteuer  (oder  Schnapsmonopol?]  gebären. 

Die  Grundzüge  des  BouRGEOisschen  Gesetzentwurfes  über  die  progressive  Ein- 
kommensteuer waren  folgende:  Die  Einkommensteuer  sollte  an  Stelle  der  persön- 
lichen Mobiliar-  und  der  Thür-  und  Fenstersteuer  treten.  Sie  sollte  die 
15U  Millionen  dieser  beiden  Abgaben  und  ferner  5  Millionen  ergeben,  welch  letztere 
zur  Vorbereitung  der  Reform  der  Grundsteuer  erforderlich  sind.  Die  Einkommen 
unter  2500  Frs.  blieben  gänzlich  von  der  Steuer  befreit.  Die  übrigen  hätten  für  die 
Bruchteile  über  2500  Frs.  nach  folgender  Skala  zu  bezahlen  gehabt :  von  2500 — 5000  Frs. 
1  Proz.,  von  5000-10  000  Frs.  2  Proz.,  von  10-20  000  Frs.  3  Proz.,  von  20  000  bis 
50  000  Frs.  4  Proz.  und  über  50  000  Frs.  5  Proz.  Auf  diese  Weise  hätte  der  Steuer- 
pflichtige mit  5000  Frs.  nur  ^jiVvoz.  von  dem  Gesamtbetrage  desselben,  der  der 
zweiten  Klasse  1,25  Proz.,  der  der  dritten  etwas  mehr  als  2  Proz.  u.  s.  w.  zu  bezahlen 
gehabt.  Steuernachlässe  bis  zur  Hälfte  würden  den  Personen  gewährt  worden  sein, 
die  grofse  Familienlasten  haben.  Durch  die  neue  Steuer  wären  G'/^  Millionen  Bürger 
von  den  direkten  Abgaben  gänzlich  entlastet  worden ;  von  den  verbleibenden 
1500  000  Steuerpflichtigen  hätte  noch  eine  Million  durch  die  Steuerreform  gewonnen 
und  nur  die  grofsen  Einkommen  bedeutende  Lasterhöhungen  getragen.  Für  die 
letzte  Klasse  allein  war  die  jährliche  Selbsteinschätzung  vorgeschlagen;  sie  hätte 
unter  Beobachtung  von  MaCsregeln  zu  erfolgen  gehabt,  die  jede  Indiskretion  unmög- 
lich machen.  Die  Geraeindekommission,  die  für  diese  Erklärungen  bestimmt  war,  hätte 
nicht  das  Recht  gehabt,  irgend  welche  Nachweise  zu  verlangen.  Wenn  die  Schätzungen 
der  Kommission  mit  denen  der  Steuerpflichtigen  nicht  übereinstimmten,  so  war  die 
Sache  von  einer  Berufungskommission,  die  in  dem  Hauptorte  eines  jeden  Departements 
eingesetzt  wäre,  zu  prüfen.  Bei  den  Steuerpflichtigen  unter  looüOFrs.  Einkommen 
wäre  die  Schätzung  durch  die  Gemeindekommission  selbst  erfolgt. 

Das  DoüMERsche  ,,ä.  E.  St. "-Projekt  sollte  mit  einem  geschätzten  Ertrag  von 
156  Mill.  Frs.  ausdrücklich  nur  zum  Ersatz  der  Personal-  und  Mobiliar-  und  der  Thür- 
und  Fenstersteuer  und  zur  Gewährung  eines  kleinen  Mehrbetrages  von  6,39  Mill.  Frs. 
über  den  bisherigen  Ertrag  dieser  Steuern  hinaus  behufs  Gewinnung  von  Finanz- 
mitteln zur  Erneuerung  des  Grundsteuerkatasters  für  „nicht  bebauten"  Boden 
dienen,  also  im  wesentlichen  für  den  Staat  keine  Mehreinnahme  ergeben.    Die 


IQQ  Erstes  Buch.    II.  Hauptabschnitt.    Erste  Abteilung. 

Personal-  und  Mobiliarsteuer  ist  für  1897  auf  91,69,  die  Thür-  und  Fenstersteuer 
auf  5S,S2,  zusammen  beide  auf  \bO,bl  Mill.  Frks.  zu  veranschlagen.  Dieser  Betrag 
sollte  durch  die  neue  Steuer  also  ganz  wieder  erzielt  werden,  aber  in  völlig  an- 
derer Verteilung  auf  die  Steuerpflichtigen,  mit  weitgehenden  Befreiungen 
und  Ermäfsigungen  gegen  bisher  für  die  Steuerpflichtigen  kleineren  und  starker  Er- 
höhung für  diejenigen  gröfseren  Einkommens.  Das  hätte  auch  die  weitere  Folge 
mit  sich  gebracht,  die  betreöende  Staatssteuerbelastung  in  den  kleineren  Orten  und 
Städten  sehr  bedeutend  zu  ermäfsigen,  in  den  gröfseren  Städten  dagegen  sie  zum 
Teil,  wie  namentlich  in  Paris,  ganz  aufserordentlich  zu  vermehren,  freilich  durchaus 
infolge  des  im  ganzen  unbestreitbaren  Umstandes,  dafs  eben  die  gröfseren  Ein- 
kommen auch  relativ  viel  mehr  in  den  grofsen  Städten  und  zumal  in  Paris  konzen- 
triert sind,  ebenso  wie  in  anderen  Ländern  (A.  Wagnee).  Hierbei  war  eine  starke 
Entlastung  der  kleinen  Orte,  in  abnehmendem  Grade  von  Orten  bis  2u0  zu  solchen 
bis  20  000  Einwohner,  etwa  ein  Gleichbleiben  der  Belastung  für  mittlere  Orte  von 
20  000— 50  000  Einwohnern,  eine  starke,  mit  der  Ortsgröfse  steigende  Mehrbelastung 
in  den  gröfseren  Städten,  besonders  in  Paris  geplant.  Z.  B.  würden  die  Orte  bis  2000 
Einwohner  statt  bisher  87,9  nur  58,2  Mill ,  die  von  2000- 10  000  statt  48,5  nur  40,9, 
die  von  10000—20000  statt  16,7  nur  15,4,  die  von  20000—50000  statt  19,88  nur 
20,38,  die  von  50  000—200  000  dagegen  29,58  statt  26,26,  die  von  über  200  000 
(aufser  Paris)  17,67  statt  13,85,  Paris  aber  statt  45,57  sogar  86,30  Mill.  zahlen, 
von  einer  im  ganzen  um  fast  10  Mill.  höheren  Summe  unter  dem  neuen  System 
(268,4  gegen  258,7  Mill.,  bisher,  inkl.  departementale  und  kommunale  Zuschläge, 
welche  nach  der  alten  Basis  verteilt  blieben).  Die  kleinen  Orte  wurden  um  einige 
30  Proz.  entlastet,  die  gröfseren  um  11 — 28,  Paris  um  89  Proz.  höher  belastet.  Mit 
Nachdruck  ward  dies  auch  durch  den  Hinweis  auf  die  agrarische  Krise  in  den  Motiven 
noch  aufserdem  gerechtfertigt.  Man  begreift  freilich  bei  dieser  beabsichtigten  starken 
Veränderung  der  Steuerverteilung  auch  die  Opposition  der  dabei  interessierten 
Kreise  (A.  Wagner,  Erg.  Heft  S.  149  ff.). 

Die  Niederlande  haben  sieh  im  Gesetz  vom  27.  September  1892 
eine  allgemeine  Vermögenssteuer  gegeben. 

Belgien  hat  eine  Ertiagssteuernkombination ,  aber  keine  eigent- 
liche „A.  E.  St.". 

§  124.  Schweiz.  —  Die  Schweiz  hat  ohne  Abbruch  der  über- 
kommenen alten  Vermögensbesteuerung  letztere  im  Sinne  einer  vollen 
modernen  Einkommensbesteuerung  umzugestalten  gesucht.  Bis  jetzt  be- 
hauptet formell  die  „A.  V.  St."  das  Übergewicht  über  die  „A.  E.  St." 

Es  ist,  sagt  Schanz,  „für  die  Schweizer  eine  Art  Glaubenssatz,  in  der  direkten 
Steuer  vom  Vermögen  auszugehen.  Wohl  sind  Vorschläge  zu  einer  allgemeinen 
Einkommensteuer  in  den  verschiedenen  Kantonen  aufgetaucht,  fast  stets  wurden  sie 
aber  nach  sehr  flüchtiger  Erörterung  wieder  beseitigt.  Allein,  wenn  auch  der 
Schweizer  die  Vermögenssteuer  zum  Ausgangspunkt  nimmt,  so  ist  doch  zu  bemerken, 
wie  im  Lauf  der  Entwickelung  der  Einkommensgedanke  immer  tiefer  in  die- 
selbe eindringt.  Es  treten  Ergänzungen  auf  für  das  Gebiet,  das  die  Vermögens- 
steuer nicht  erfafst,  nämlich  für  das  unfundicrtc  Einkommen,  und  die  Vermögens- 
steuer selbst  wird  immer  stärker  mit  Einkommensteuerelementen  versetzt." 

Will  man  sich  einen  allgemeinen  Überblick  verschaffen  über  die  Formen,  die 
in  betreff  der  Verbindung  von  Vermögenssteuer  mit  Einkommensteuerelementen  histo- 
risch in  der  Schweiz  sich  herausgebildet  haben  und  zur  Zeit  wirklich  bestehen,  so 
lassen  sich  nach  Schanz  folgende  fünf  Gruppen  bilden:  I.Vermögens-  und  allgemeine 
Einkommensteuer:  Baselstadt.    Im  Gegensatz  zur  ganzen  übrigen  Schweiz  besteuert 
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Baselstadt  das  Vermögen  durch  die  Vermögenssteuer  und  dann  alles  Einkommen 
(unfundiertes  und  fundiertes)  durch  die  Einkommensteuer.  Dieser  abweichende. 
Typus  erklärt  sich  historisch.  Baselstadt  ist  in  der  modernen  Ausgestaltung  seines 
Steuerwesens  nicht  von  der  Vermögens-,  sondern  von  der  Einkommensteuer  aus- 
gegangen und  hat  erst  18ö6  die  Vermögenssteuer  zugefügt.  2.  Dem  ersten  Typus 
nähert  sich  Baselland  mit  der  Kombination  der  Vermögens-  und  einer  fast  all- 
gemeinen Einkommensteuer.  3.  Die  dritte  Gruppe  mit  einer  Vermögens-  und  er- 
gänzenden Einkommensteuer  umfafst  die  meisten  Kantone.  Grundsatz  ist, 
worauf  Wert  gelegt  wird,  ein  und  dasselbe  Objekt  nicht  durch  zwei  Steuern,  sondern 
nur  durch  eine  zu  treffen,  entweder  durch  die  Vermögenssteuer  oder  durch  die  Ein- 
kommensteuer. Beide  sind  aber  wie  die  Stäbe  eines  Regulatorpendels  fest  mitein- 
ander verkettet ;  in  dem  Mafs  als  der  eine  Stab  sich  ausdehnt,  zieht  sich  der  andere 
zusammen  (ScHAxz).  4.  Eine  vierte  Gruppe  von  Kantonen  hat  eine  Vermögenssteuer  nebst 
einer  die  ergänzende  Einkommensteuer  vertretenden  Steuerart.  5.  Ein 
letztes  Steuersystem  weist  Appenzell  I.-Rh.  auf,  das  überhaupt  keine  ganze  Ver- 
mögenssteuer besitzt,  sondern  nur  eine  Grundsteuer  mit  Steuerabzugsrecht  des 
Schuldners  gegenüber  dem  Gläubiger.  Von  all  diesen  Systemen  haben  nur  das  erste 
und  dritte  eine  rationelle  Basis,  die  Mangelhaftigkeit  der  übrigen  liegt  offen 
zu  Tage. 

§  125.  Die  Vereinigten  Staaten.  —  Letztere  haben  es  nicht  so 
weit  gebracht,  wie  die  Schweiz.  Sie  stecken  noch  tief  in  der  steuer- 
geschichtlichen  Vorepoche  einer  primitiveren  allgemeinen  Yer- 
mögenssteuer  [general  property  tax).  Nach  dem  allgemeinen  Gesetz 
kolonialpolitischer  Entwickelung  (Bau  und  Leben,  I  533  ff.)  kann  diese 
Thatsache  nicht  tiberraschen. 

Die  Union  hat  zwar  1862 — 1S71  eine  „A.  E.  St."  als  Bundes- 
steuer gehabt,  dieselbe  aber,  sobald  die  Zolleinnahmen  wieder  zu- 
reichend wurden,  abgeschafft.  Ein  agrarischer  Versuch,  die  ,,A.  E.  St." 
als  Bundessteuer  auf  5  Jahre  (1S95 — 1900)  einzuführen,  bei  einem  Exi- 
stenzminimum von  4000  Doli,  (zur  Entlastung  der  Farmer),  ist  1894 
gemacht  worden.     Schwerlich  mit  nachhaltigem  Erfolg. 

Die  vorwiegend  direkte  Besteuerung  der  in  Amerika  noch  nicht 
kommunal  eingegliederten  Partikulargemeinwesen  {states ,  countries 
u.  s.  w.)  ist  die  „A.  V.  St.",  und  zwar  wesentlich  als  Steuer  vorwiegend 
vom  unbeweglichen  Vermögen  [realty)  in  Verbindung  mit  Kopfsteuern 
{poll  taxes),  welche  man  als  das  dem  Original  gegenüber  nicht  minder 
rohe  kolonialgeschichtliche  Nachbild  der  alten  europäischen  Personal- 
steuern bezeichnen  kann.  Trotz  der  Einsetzung  von  Peräquationskom- 
missionen  (boards  of  equaUzation)  in  den  verschiedenen  Staaten  ist 
die  Einsteuerung  bezirks-  und  ortsweise  äufserst  ungleichmäfsig.  Vor 
allem  entzieht  sich  das  bewegliche  Vermögen  {personalty)  in  grofsen- 
teils  schamloser  Weise  durch  massenhaften  Steuermeineid  und  durch 
absichtliche  Blindheit  der  Einsteuerungsbehörden  einer  auch  nur  an- 
nähernd gleichmäfsigen  Belastung.  Die  amtlichen  Untersuchungen, 
welche  bei  SELiGsrAxx  vollständig  aufgezählt  sind,  sprechen  von  der 
„general  jjro^jerty  tax''  als  einer  „Prämie  des  Meineids",  als  einer  „Taxe 
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auf  Dummheit  und  Ehrlichkeit",  als  einer  Uberbürdung  der  Grund- 
besitzer, als  der  Ursache  massenhafter  Doppelbesteuerung.  Während 
die  Stcuereinschätzung  der  realfy  von  einem  Jahrzehntcensus  zum  an- 
deren Verdoppelungen  und  Verdreifachungen  der  Staaten-Steuerkapital- 
summen ergiebt,  geht  daneben  in  einzelnen  Staaten  der  Betrag  des  be- 
weglichen Steuerkapitals  {personalt j)  sogar  absolut  zurück;  nach  dem 
10.  Census  der  „Vereinigten  Staaten  wuchs  1860—80  das  Real-Steuer- 
kapital von  6973  auf  13  036  Mill.  Doli.,  während  die  Einschätzung  der 
Ijersonal  property  von  5111  auf  3566  sankl  Das  Schlufsurteil  Selig- 
manns lautet:  „Praktisch  ist  die  A.V.  St.  zweifellos  eine  der  schlechtesten 
der  in  der  civilisierten  Welt  bekannten  Steuern." 

Weiter  sagt  derselbe  Schriftsteller:  „Der  reiche  städtische  Fondsbesitzer,  der 
vermögende  Geschäftsmann  und  die  Klasse  der  wohlsituierten  Anhörigen  der  liberalen 
Berufe  entziehen  sich  fast  alle  der  Steuer.  Die  Last  der  Steuer  fällt  vornehmlich 
auf  den  kleinen  Farmer,  der  unter  den  herrschenden  Wirtschaftsverhältnissen  der 
internationalen  Konkurrenz  aufser  stände  ist,  dieselbe  auf  die  übrige  Bevölkerung 
abzuwälzen.  Die  Bundeseinkommensteuer  von  tsy-i  ist  nach  Seligmann  nicht  al.- 
eine  an  die  Steuerquellen  im  Sinne  von  Schedule  D  der  englischen  Einkommen- 
steuer greifende,  von  Seligmaxx  sog.  „sloppagc  at  Aö(/7C^"-Steuer ,  sondern  eine 
schlaff  eingeschätzte  „A.  Personal  E.  St."  (..,/i/?/?;j-.sj/wi"-Steuer). 


III.  Hauptabsclmitt.   Die  einzelnen  Specialsteuern 
(Ertragssteuern)*]. 

Erste  Abteilung'.  Die  Immobiliarsteuern. 

1.  Kapitel.    Die  Grnmdsteuer. 

§  126.  Das  ^ye^en  der  Grundsteuer.  —  Die  Immobiliarsteuern 
belasten  den  Ertrag  und  die  Nutzung  des  unÜberbauten  und  des  über- 
bauten Bodens. 

Annahmen,  wie  jene,  dafs  die  Grundsteuer  Anteil  des  Staates 
am  ..produit  nef  (nach  der  Lehre  der  Physiokraten)  sein  soll,  sind  un- 
haltbar. Der  Bauer,  welcher  die  Grundsteuer  zahlt,  ist  thatsächlich 
eben  auch  für  den  Ertrag  seiner  und  der  Seinigen  eigener  Arbeit  be- 
lastet. Die  Area  eines  Hauses  mag  steuertechnisch  selbständig  ins 
Steuerkapital  gelegt  werden,  thatsächlich  ist  es  der  Wert  der  Gebäude- 
und  Bauplatznutzung,  was  mit  der  Gebäudesteuer  belastet  werden  will. 
Alle  gegenteiligen  Annahmen  sind  unhaltbar,  wie  Vocke  mit  Ricca- 
Saleuno  treffend  nachweist. 


1 )  Die  Daten  der  positiven  Gesetze  über  die  Ertragssteuern  der    verschiedeneu 
Staaten,  s.  bei  Wagneb  (Scuöxberg)  aufgeführt. 
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Auch  die  noch  von  Leroy-Beaülieu  festgehaltene  Ansicht,  dafs  der  Boden  als 
ursprüngliches  Gemeingut  Steuer  zahle,  ist  willkürlich.  Der  Grundeigentümer 
zahlt  als  Steuerpflichtiger,  weil  der  Besitz  und  der  Betrieb  von  Grund  und  Boden 
Steuerkraft  geben.  Der  Fall  ist  bei  der  Grundsteuer  ganz  der  nämliche  wie  beiden 
übrigen  Ertragssteuern  (Vocke,  Grundzüge  S.  290 1. 

Die  Grundsteuer  will  und  soll  thunlichst  den  „wirklichen  Ertrag" 
einschliefslicli  des  reinen  Ertrages  der  Nebengewerbe  und  der  Vieh- 
zucht treffen.  Sie  erreicht  dieses  Ziel  stets  nur  annähernd.  Auch  dann, 
wenn  sie  nicht  mehr  rohe  Hulensteuer  ohne  jede  Ertragsermittelung, 
sondern  Steuer  vom  „mittleren"  ortsüblichen  Reinertrag,  also  nach  der 
Ertragsftihigkeit  bemessene- Steuer  ist;  und  als  solche,  nicht  in  ihrer 
ursprünglichen  Gestalt  wird  sie  hier  ins  Auge  gefafst.  Der  wirkliche 
Steuerertrag  weicht  vom  mittleren  um  so  häufiger  und  um  so  stärker 
ab,  je  veränderlicher  die  Betriebsweise,  die  Betriebsintensität  und  die 
Preisbildung  werden. 

Wenn  aber  auch  die  Veranlagung  der  Grundsteuer  diesen  Ver- 
änderungen zu  folgen  vermöchte,  so  würde  — ,  sobald  einmal  starke  und 
ungleiche  Grundverschuldung  einträte,  die  Grundsteuer  keine  gleich- 
mäfsige  Belastung  nach  der  Steuerkraft  ergeben.  Und  dieser  ihr  neuestens 
eingetretener  Mangel  läfst  sich  auf  dem  Boden  der  Ertragsbesteuerung 
nicht  heben.  Wäre  das  aber  auch  möglich,  so  würde  immer  noch  nicht 
die  Belastung  nach  der  Steuerkraft  stattfinden  können,  solange  die  Grund- 
bezw.  Gebäudesteuer  nicht  Glied  einer  „A.  E.  St."  oder  „A.  V.  St.",  nicht 
Gener  alsteu  er -Partiale  geworden  ist.  Sie  zu  letzterer  auszuge- 
stalten, bildet  das  Ziel  der  neuesten  Immobiliar-Steuerpolitik. 

Dieses  Ziel  ist  in  einigen  Staaten  überhaupt  oder  doch  mehr  oder 
weniger  erreicht  (Sachsen,  Schweiz),  oder  wenigstens  für  die  Grundsteuer 
als  Staatssteuer  (Preufsen).  In  anderen  Staaten  dagegen :  Süddeutschland, 
Oesterreich,  Frankreich  und  sonst  ist  die  Steuerpolitik  noch  um  eine 
ziemlich  lange,  nicht  allzu  rasch  zurückzulegende  Strecke  von  diesem 
Ziele  entfernt.  Daher  sind  es  hauptsächlich  die  Immobiliarsteuern  unter 
den  Ertragssteuern,  mit  welchen  die  specielle  Steuerlehre  der  Gegen- 
wart sich  noch  lebhaft  zu  beschäftigen  hat. 

Die  Grundsteuer  als  laiidwlrtscliaftliche  Gewerbesteuer.  Einige  Grund- 
steuerregulierungen setzen  bei  der  Katastrierung  des  mittleren  Reinertrages  den 
Ertrag  der  eigenen  Arbeit,  damit  das  Arbeitseinkommen,  obwohl  eigentlich  hiervon  der 
kleine  Landwirt  lebt,  aufser  Rechnung,  was  unter  der  Voraussetzung  verschiedener 
Grade  von  Arbeitsintensität  des  Betriebes  notwendig  Ungleichmäfsigkeit  der  Be- 
lastung ergiebt.  Dennoch  trügt  der  Schein,  als  ob  hier  die  bäuerliche  Arbeit  nicht 
belastet  wäre.  Der  Bauer  zahlt  die  Steuer  auch  bei  dieser  Art  von  Regulierung, 
die  Grundsteuer  ist  auch  in  diesem  Falle  bauerwirtschaftliche  Gewerbesteuer.  Ein 
Zusatz  von  Gewerbesteuer  zur  Grundsteuer,  woran  gedacht  worden  ist,  wäre  eine 
fehlerhafte  „Verbesserung". 

§  127.  Die  Funktion  der  Grundsteuer.  —  Die  Grundsteuer- 
regulierung ist  Gegenstand  einer  umfassenden  Litteratur  und  Gesetz- 
gebung geworden. 
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Die  steuersystematische  Stellung  der  Grundsteuer  ist  diejenige, 
welche  sie  mit  allen  Ertrags-,  wenigstens  Realsteuern  teilt.  Bei  heutiger 
Betriebs-  und  Kreditintensität  der  Landwirtscliaft  verletzt  sie  gröblich 
den  Grundsatz  der  Verhältnismäfsigkeit,  weil  sie  die  wirklichen  Rein- 
erträge, geschweige  Reineinkünfte,  also  ihr  eigentliches  Objekt  steuer- 
technisch in  keiner  ihrer  Formen  erreicht.  Sie  ist  hierin  unfertiger, 
als  es  sorgfältig  regulierte  Gebäude-  und  Gewerbesteuern  sind ;  dagegen 
entspricht  sie  dem  Grundsatz  der  objektiven  Allgemeinheit  mehr,  als 
dies  bei  der  Gebäudesteuer  als  der  Besteuerung  blofs  eines  Teiles  des 
Ertrages  vom  nationalen  Xutzkapital  zutrifft. 

Die  finanzielle  Bedeutung  der  Immobiliarsteuern  hat  relativ  wenig- 
stens im  Staatshaushalt  abgenommen,  ist  jedoch  absolut  immer  noch 
von  erheblichem,  in  verschiedenen  Ländern  freilich  sehr  ungleichem 
Gewichte.  In  der  Kommunalbesteuerung  wird  dies  noch  geraume  Zeit 
der  Fall  bleiben,  obwohl  auch  hier  die  Umbildung  zur  Partiale  einer  all- 
gemeinen Einkommens-  oder  doch  einer  allgemeinen  Vermögenssteuer 
(§  176)  schon  angeregt  ist. 

Ihrer  Regulierung  nach  weist  die  Grundsteuer  verschiedene  Arten 
auf,  welche  sich  aus  der  Verschiedenheit  des  Veranlagungsverfahrens 
(§  12S)  ergeben. 

Die  subjektive  Steuerpflicht  liegt  regelmäfsig  dem  Eigentümer  ob,  die  Grund- 
steuer ist  also  gewöhnlich  Tragsteuer,  obwohl  sie  auch  vorschufsweise  beim  Pächter 
erhoben  werden  kann. 

Objelite  der  Grundsteuer  sind:  1.  Felder:  Äcker,  Wiesen,  Weinberge,  Obst- 
pflanzungen, 2.  Waldungen,  3.  Vergnügungsgrundstücke:  Ziergärten,  Parks,  Seen, 
Teiche  u.  dergl.,  seltener  4.  Arbeitsplätze,  Lagerplätze,  Steinbrüche,  Sandgruben, 
Privatwege,  5.  ausnahmsweise  die  nebenbei  schon  in  der  Gebäudebesteuerung  be- 
lastete Haustenne,  6.  Bergwerke,  sofern  diese  nicht  durch  Specialgewerbesteuern  be- 
lastet sind.  Eigentlich  sollten  Vergnügungsgrundstücke  nicht  der  Grundsteuer  son- 
dern der  Aufwandbesteuerung  als  Glied  einer  vollständigen  Besteuerung  des  Ge- 
brauchsluxus unterliegen.  Anderen  Falles  spricht  gegen  die  Besteuerung  blofs 
dieser  Objekte  dasselbe,  was  bezüglich  der  Wohngebäudebesteuerung  vreiterhin  ange- 
merkt ist. 

§  128.  Die  Katastrierung  und  die  Katastralarten  der  Grundsteuer. 
—  Die  Arbeit  der  Katastrierung  zerftillt  in  drei  Hauptaufgaben:  Die 
Bodenvermessung,  am  besten  auf  Grund  der  Triangulierung,  die 
Bonitierung  oder  Ermittelung  der  Reinertragsfähigkeit  (Bonität),  end- 
lich die  Feststellung  des  Steuerkapitals,  d.h.  des  belastbaren  Er- 
trages. Je  nachdem  man  die  zu  einem  ganzen  Wirtschaftsbetrieb  ver- 
einigten Grundstücke  oder  das  einzelne  Grundstück  (Parzelle)  katastriert, 
ergiebt  sich  der  Unterschied  von  Gutskataster  und  Parzellarkataster. 

Der  Parzellarkataster  ist  die  Regel  gewesen,  und  in  Gegenden  mit  starker 
Parzellierung,  Gemengelage,  Kultur-  und  Betriebsverschiedenheit  war  er  auch  kaum 
zu  umgehen;  dennoch  vernachlässigt  er  wesentliche  Koefficienten  des  wirklichen 
Reinertrages  (Lage  zum  Wirtschaft.shof,  Vorteile  der  Arrondierung,  verschiedene  In- 
tensität der  Grofsgut-  und  der  Kleingutwirtschaft),  was  die  Mifsstände  der  stabilen 
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Grundsteuer  vermehrt.  Allein  der  Gutskataster  ist  nur  der  Idee  nach  besser; 
praktisch  heischt  er  Ermittelungen,  welche  bei  der  Einschätzung  des  Gutes  nach 
sowohl  dem  Werte,  als  nach  dem  Ertrage  (Taxation)  sicheren  Erfolg  nicht  ergeben. 

Die  kostspieligste,  allerdings  nur  einmalige  Arbeit  ist  die  Boden- 
vermessung, dieselbe  hat  aber  auch  anderen  als  steuerlichen  "Wert 
(Kartographie!). 

Die  Bonitierung  umfafst:  1.  die  „Klassifikation"  der  Grundstücke 
nach  Kulturarten,  2.  die  Feststellung  der  Bonitätsklassen  für  jede  Kultur- 
art, in  der  Regel  nach  Typen,  sog.  „Normal-"  oder  „Mustergrundstücken", 
3.  die  klassenweise  Feststellung  des  Reinertrages  durch  generellere  oder 
speciellere  Ermittelung  des  Rohertrages  und  der  von  diesem  abzuziehenden 
Bewirtschaftungskosten  (mehrfach  an  der  Hand  gesetzlicher  Maximal- 
und  Minimalkostenprozente}. 

Die  dritte  Hauptarbeit,  aus  welcher  das  Steuerkapital  sich  ergiebt, 
ist  die  „Einschätzung"  durch  Einsetzung  in  eine  bestimmte  Bonitäts- 
klasse und  deren  Tarifsatz. 

Zur  ersten  Bildung  des  Grundsteuerkatasters  kommt  die  fortlaufende 
Richtigstellung  oder  sog.  „Evidenthaltung"  hinzu. 

Besondere  Arbeiten  ergeben  sich  für  die  Katastrierung  derWald- 
grundsteuer.  Man  ist  wegen  der  längeren  Rotationsdauer  der  Forst- 
wirtschaft gezwungen,  nicht  den  zur  Zeit  der  Katasti-ierung  vorhan- 
denen Holzbestand,  sondern  einen  mittleren  Holzbestand  zum  Objekt 
zu  nehmen  und  hieraus  einen  „normalen"  —  also  wieder  nicht  den 
wirklichen  —  Jahresertrag  zu  ermitteln.  Dabei  wird  auf  die  Produktions- 
fähigkeit des  Bodens,  die  Länge  der  ümtriebszeiten,  die  Gröfse  der 
Betriebskosten,  das  Vorherrschen  der  Holzarten  gesehen,  was  natürlich 
die  Vornahme  der  Einschätzungsgeschäfte  durch  geschulte  Forstmänner 
bedingt.  Der  stabile  Waldkataster  wird  vom  wechselnden  wirklichen 
Reinertrag  im  Durchschnitt  weniger  abweichen,  als  ein  mit  gleicher 
Sorgfalt  regulierter  Feldkataster,  doch  müssen  auch  an  ihm  —  infolge 
der  Veränderung  der  Absatzwege,  Absatzgebiete  und  Absatzpreise  — 
die  allgemeinen  Übelstände  des  stabilen  Ertragskatasters  in  steigendem 
Mafse  sich  einstellen. 

Das  Detail  der  Technik  der  Grundsteuer  hat  für  die  Zukunft  wohl  kein  be- 
sonderes Interesse  mehr.  Über  Organisation  und  Verfahren  viele  zutreifende  Notizen 
bei  A.  Wagner  (Schönberg,  S.  240 ff.). 

§  129.  Die  Steuericapitalisierung  des  OhjeJctes  der  Grundsteuer  — 
ist  die  schwächste  Seite  der  Grundbesteuerung.  Wenn  sie  die  wirk- 
lichen jährlichen  Reinerträge  oder  den  wirklichen  Vermögenswert  er- 
fassen könnte,  so  hätte  sie  immer  noch  die  allgemeinen  Schattenseiten 
der  Erti-agssteuern.  Indessen  ist  die  Ertragssteuertechnik  als  solche 
völlig  unfähig,  ein  Ertrags-  oder  Wertkataster,  Roherti-ags-  oder  Rein- 
ertragskataster herzustellen,    welches    dieses  leisten  würde.    Aller  ge- 
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quälten  und  überaus  kostspieligen  Versuche  der  Steuertechnik  spottete 
die  Sprödigkeit  des  Objektes  in  Bezug  auf  seineu  Steuerbarkeitswert. 

Besser  zwar  ist  das  Reinertrags-  als  das  Rohertragskataster,  besser 
das  Parzellar-  als  das  Gutskataster.  Aber  höchst  unvollkommen  ist  und 
wird  bei  steigender  Veränderlichkeit  der  Betriebsweisen  immer  mehr 
auch  die  Parzellargrundsteuer.  Das  Objekt  kann  einmal  blofs  nach 
einem  durchschnittlichen,  mittleren,  also  angenommenen,  nicht 
nach  dem  wirklichen  und  veränderlichen  Reinertrag  erfafst  werden,  und 
selbst  diese  Erfassung  ward  wegen  der  grofsen  Kosten  häufiger  Revisionen 
bald  stabil,  so  dafs  auch  die  zeitlichen  Veränderungen  im  Mittelertrag 
sehr  zum  Nachteil  der  Verhältnismäfsigkeit  vernachlässigt  werden  müssen. 
Vor  diesen  Grundgebrechen  verblafst  der  gepriesene  Vorzug  der  „Ob- 
jektivität", die  eben  nicht  Wirklichkeit,  sondern  Schein  insolange  ist, 
als  die  Grundsteuer  nicht  in  eine  sorgfältig  eingesteuerte  Partiale  der 
„A.  E.  St."  übergeführt  wird. 

DieParzellenkatastrierung  ist  viel  zu  kostspielig'  und  umständlich,  um  in  kürzeren 
Perioden  erneuert  werden  zu  können;  geschieht  aber  das  letztere  nicht,  so  ist  der 
heute  ermittelte  Reinertrag  nicht  mehr  der  Mirkliche  Reinertrag  der  nächsten  Jahr- 
fünfte  und  Jahrzehnte,  woraus  sich  als  üble  Folgen  Ungleichmäfsigkeit  und  entweder 
ünbeweglicbkeit  oder  Härte  sowie  Nichtanteilnahme  des  Staates  an  der  steigenden 
Grundrente  ergeben.  Die  Revisionen,  die  nötig  wären,  wei-den  unterlassen;  die 
Steuerpolitik  kann  eine  so  kostspielige  „Penelope-Arbeit"  (v.  Hock)  nicht  immer  fort- 
treiben. Thatsächlich  oder  vom  Anfang  an  und  mit  Bewufstsein  wird  der  Kataster 
„stabil"  und  statt  den  wirklichen  Reinertrag  zu  fassen,  wird  dem  Ii-rlicht  des 
sog.  „mittleren"  oder  „natürlichen"  Reinertrages  in  Fictionen  nachgegangen,  welche 
die  „Objektivität"  des  Grundsteuerkatasters  desto  vollständiger  umwerfen,  je  länger 
jede  gründliche  Revision  unterbleibt,  und  je  flüssiger  die  Betriebsentwickelung  der 
Landwirtschaft  wird.  Die  Wertkatastrierung  kommt  trotz  ihrer  nach  einer  anderen 
Seite  hin  liegenden  Mängel  und  Schwierigkeiten  —  ungenügende  Zahl  der  Verkaufs- 
fälle und  Zufälligkeiten  der  Preisbildung  —  im  ganzen  der  verhältnismäfsigen  Er- 
fassung des  Reinertrages  gewifs  so  nahe  als  der  längere  Zeit  stabil  gebliebene  Er- 
tragskataster, hat  aber  wenigstens  den  Vorteil ,  bei  viel  geringer  Kostspieligkeit 
häufiger  wiederholt,  daher  auch  zur  Grundlage  der  Umbildung  der  Grundsteuer  in 
eine  Partiale  der  „A.  V.  St."  gemacht  werden  zu  können. 

Die  tliatsiicliliclie  Stabilität.  Die  besten  Vorsätze,  wenigstens  in  längeren 
Perioden  die  Reinertragskataster  gründlich  zu  revidieren,  werden  unvermeidlich  ver- 
eitelt. „Mächtige  Interessen  aller  derer,  die  in  der  Zwischenzeit  ihre  Rein- 
erträge erheblich  gesteigert  wissen,  stemmen  sich  entgegen,  der  Kostenpunkt  macht 
Schwierigkeit,  die  Revision  oder  völlige  Neukatastrierung  droht  auf  die  Grundstücks- 
werte störend  einzuwirken,  vollends  beim  Repartitionssystem,  wo  notwendig  den 
Verminderungen  der  Steuern  hier  Erhöhungen  dort  entsprechen  müfsten.  Endlich 
aber,  die  bisherigen  Erfahrungen  überzeugen  auch  von  der  Erfolglosigkeit,  gute 
Resultate  zu  erzielen,  was  denn  auch  die  Energie  lähmt.  So  unterbleibt  die  Revi- 
sion, und  die  mancherlei  guten  Gründe  dafüi  sind  ein  Moment,  das  bei  der  Beur- 
teilung des  ganzen  Systems  erheblich  mit  ins  Gewicht  fällt  und  nicht  für  dasselbe 
spricht"  (A.  Wagner). 

Die  Kosten  —  waren  in  verschiedenen  Ländern  verschieden.  Der  zweijährige 
Ertrag  der  Grundsteuer  darf  aber  wenigstens  für  die  erste  Katastrierung  als  Kosten- 
aufwand angenommen  werden. 
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§  130.  Die  Höhe  der  Gnmdsfeuerlasf.  —  Eine  irrige  Meinung  ist 
es,  dafs  für  die  Grundsteuern  verglichen  mit  den  übrigen  Ertragssteuern 
sich  eine  höhere  Belastung  aus  zwei  Gründen  empfehle:  einmal,  weil 
der  Bodenwert  durch  die  Staatsaufwendungen  steige,  sodann  weil  die 
hohe  Grundsteuerlast  sich  auf  den  Konsumenten  der  Bodenerzeugnisse 
fortwälze.  Der  eine  wie  der  andere  Grund  ist  unhaltbar;  denn  nicht 
blofs  der  Grundwert  wächst  mit  der  Bevölkerung  unter  dem  Einflufs 
der  Staatsverwendungen  für  Strafsen  u.  s.  w.  und  der  Bodenreinertrag 
steigt  auch  nicht  gleichmäfsig ;  die  Anwendung  der  ÜANAEDschen  Lehre 
von  der  absoluten  Fortwälzbarkeit  ist  auch  bezüglich  der  Grundsteuer 
nicht  allgemeingiltig,  weil  die  Voraussetzung  für  das  Gelingen  der  Fort- 
wälzung, d.  h.  die  entsprechend  allgemeine  Verminderung  des  Pro- 
duktenangebots auch  hier  keineswegs  zutrifft. 

Die  wirkliche  Höhe  der  Grundsteuer  —  ist  schwer  zu  bestimmen;  denn 
nicht  der  wirkliche,  sondern  ein  von  diesem  mehr  oder  weniger  abweichender  Rein- 
ertrag ist  Belastungsgegenstand.  Diese  Fiction  des  Reinertrages  vollzieht  sich 
auch  in  verschiedenen  Staaten  verschieden ,  sodafs  der  vergleichsweise  Druck  der 
Grundsteuerlast  in  Ländern  mit  ungleicher  Katastrlerung  vollends  erschwert  ist. 
Der  vergleichsweise  Druck  der  Grundsteuer  gegenüber  der  Gebäudesteuer,  der  Ge- 
werbesteuer, der  Kapitalrentensteuer  und  der  Berufseiukommensteuer  ist  überhaupt 
unerkennbar;  denn  es  kommen  schlechthin  unvergleichbare  Gröfsen  in  Betracht. 
Die  Belastungsgleichmäfsigkeit  zwischen  diesen  Steuern  auf  dem  Boden  der  Ertrags- 
besteuerung suchen  zu  wollen,  ist  dem  Suchen  nach  der  Quadratur  des  Zirkels 
oder  nach  dem  perpetuum  mobile  gleichzustellen.  Wohlgemeinte  Versuche  in 
Württemberg,  —  zuletzt  (1887):  3,8  Proz.  des  Steuerkapitals  bei  der  Immobiliar-  und 
der  Gewerbesteuer,  4,8  Proz.  bei  der  Renten-  und  Berufsbesteuerung  —  eine  Gleich- 
raäfsigkeit  herzustellen,  haben  keinen  reellen  Erfolg  haben  können.  (Früher  seit 
1821  Grundsteuer  '''/sj,  Gebäudesteuer  ^la,  Gewerbesteuer  ^  24  —  bis  18S7.) 

In  Oesterreich  kamen  bei  den  älteren  und  den  provisorischen  Katastern  ganz 
verschiedene,  zum  Teil  sehr  hohe  nominelle  Grundsteuerfüfse  vor,  z.  B.  bei  dem 
censimento  milanese  bis  auf  28,785  Proz.  im  Ordinarium,  36,38  Proz.  mit  Einkommen- 
steuer-Drittelzuschlag. Das  Ordinarium  .des  stabilen  Katasters  war  16  Proz. ,  mit 
Drittelzuschlag  21V3  Proz.,  später  durch  weitere  Zuschläge  auf  2673  Proz.  gesteigert, 
was  reell  doch  wohl  auch  neuerdings  meist  8  — 10  — 12— 14  Proz.  und  mehr 
war;  gleiche  Sätze  nur  bei  der  Hauszinssteuer;  die  Hausklassen-  und  auch  die  Er- 
werbssteuer in  ihren  Sätzen  niedriger;  bei  der  Einkommensteuer  Normalsatz  ö,  später 
10  Proz  ,  so  namentlich  von  Klasse  II  (Zinsen  u.  dergl.),  reell  jedenfalls  auch  oft 
weniger.  Provisorisches  Grundsteuerprozent  nach  finanzministerieller  Verordnung 
vom  8.  Juni  1881 :  22,10  Proz.,  definitiv  nach  Verordnung  vom  22.  Juni  1883  bis  Ende 
1895:  22,7  Proz.  (A.Wagner). 

§  131.  Die  Ahschüttelung  der  Grundsteuer.  —  Die  Steuer  auf  die 
Einkünfte  aus  Grund  und  Boden  wird  sich  für  die  Regel  nicht  tiber- 
wälzen lassen,  soweit  sie  gleichmäfsig  trifft.  Derjenige,  welcher  bevor- 
zugtes Einkommen  bezieht,  wird  entweder  schon  bisher  die  Preise  so 
hoch  gestellt  haben,  wie  es  seine  tibermächtige  Stellung  nur  immer  ge- 
stattete, dann  erträgt  der  Abnehmer  einen  Steuerzuschlag  zum  Preise 
nicht;  oder  jener  unterliefs  bisher  einen  schon  vorher  möglichen  Preis- 
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aufscblag-,  zu  welchem  die  Steuerauflegimg  jetzt  den  Anstols  giebt, 
dann  ist  dieser  verspätete  Zuschlag  keine  Überwälzung  von  Steuer, 
sondern  nachgeholte  volle  Ausbeutung  der  prioritätischen  Erwerbsstellung. 
Anders,  wenn  Prioritätseinkommensquellen  derselben  Art  ungleich  ge- 
troffen werden.  Alsdann  findet  Amortisation  und  Kapitalzuwachs  statt, 
eine  beraubende  und  beschenkende  Umwälzung  in  der  Verteilung  der 
Vermögen  greift  Platz.  Die  Besteuerung  des  wirklichen  reinen 
Personaleinkommens  der  Prioritätsrentner,  zusammen  mit  indirekten 
Steuern,  welche  auch  aufserordentlichen  Einkünften  beikommen,  tritt 
hiernach  als  eine  wesentliche  Aufgabe  richtiger  Veranlagung  des  Steuer- 
systems hervor. 

Die  Piioritätsgrrundrenten  sind  nur  nicht  leicht  zu  ermitteln,  da  sie  mit  dem 
mittleren  Kapitalertrag  von  Grundstücken,  Häusern  und  Geschäften  verschmolzen  in 
die  Erscheinung  treten;  die  Prioritätsrentenbesteuerung  selbst  versteckt  sich  in  der 
Grund-,  Gebäude-,  Gewinn-  und  Zinsbesteuerung. 

Amortisation  der  Grundrentensteuern  wird  durch  zwei  Ursachen  eingeleitet. 
Entweder  sind  die  Realsteuersätze  einseitig  erhöht,  oder  sind  die  Steuern  auf  andere 
Ertragsquellen  einseitig  herabgesetzt  worden.  In  beiden  Fällen  entsteht  Ungleichheit 
der  Belastung.  Die  Steuerüberbürdung  amortisiert  sich  dann  mit  dem  Kapitalwert 
desjenigen  Teiles  der  Steuerquote,  welcher  über  die  mittlere  Belastung  des  vermehr- 
baren Kapitals  hinausgeht.  Beträgt  die  Steuer  von  der  Grund-  und  Häuserprioritäts- 
rente —  berechenbar  durch  Abzug  des  Zinses  für  die  Meliorations-  und  Baukapitalien, 
sowie  der  Verwaltungskosten  —  10  Proz.  des  Reinertrages,  die  Steuer  vom  Reinertrag 
beweglichen  Kapitales  nur  5  Proz.,  so  wird  diese  Last  beim  ersten  oder  einem  nächsten 
Veräufserungs-,  Teilungs-  oder  Vererbungsfalle  kapitalisiert  am  Preis,  Teilungs-  oder 
Erbanschlag  zum  Abzug  kommen.  Für  den  Rechtsnachfolger  ist  die  Steuerlast  amor- 
tisiert, obwohl  er  die  alte  Steuer  entrichtet.  Er  darf  nur  nicht  den  Fehler  gemacht 
haben,  die  Mehrlast  ungenügend  zu  kapitalisieren  oder  das  Gut  zu  übernehmen,  ob- 
wohl es  mehr  als  den  mittleren  Steuerbetrag  zu  zahlen  hat.  Die  Belastung  der 
Grundrente  kann  aber  auch  nach  unten  von  der  mittleren  Belastung  abweichen: 
durch  einseitige  Erhöhung  der  Mobiliarsteuern  und  durch  einseitige  Herabsetzung 
der  Immobiliarertragssteuern.  Das  ergiebt  den  Gegensatz  der  Amortisation  der 
Steuerlast,  nämlich  den  Kapitalwertzusatz  der  Steuerbefreiung  zum  Reali- 
tätenwert, ein  Geschenk  an  den  jetzigen  Realitätenbesitzer. 

Reallasttheorie.  Im  vorstehenden  ist  die  ganze  sog.  „Reallasttheorie  der 
Grundsteuer"  mit  enthalten.  Allerdings  nicht  als  Theorie  einer  vereinzelten  Er- 
scheinung. Die  Grundsteuer  als  Reallast  ist  nur  ein  Fall  des  viel  allgemeineren  Vor- 
ganges der  Steueramortisation.  Auch  darf  man  nicht  den  ganzen  Betrag  aller  Grund- 
steuern als  amortisiert  ansehen,  sondern  nur  jenen  Teil,  welcher  eine  Mehrbelastung 
der  Realitäten  über  den  mittleren  Stand  der  Steuerbelastung  des  Kapitalgewinnes 
hinaus  darstellt.  Wie  grofs  dieser  Betrag  sei,  ist  im  besonderen  Fall  erst  zu  er- 
mitteln. Diese  Ermittelung  ist  zwar  in  genauer  Weise  meist  nicht  durchzuführen, 
im  ganzen  kann  aber  doch  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  dafs  zum  sehr  erheb- 
lichen Teil  unsere  alten  Grundsteuern  nicht  amortisiert  sind,  auch  nicht  zu  Real- 
lasten gewordene  Grundrentensteuern  darstellen,  sondern  in  dem  Mafse,  als  über- 
haupt der  Kapitalgewinn  im  Lande  besteuert  ist,  einer  landwirtschaftlichen  Gewerbe- 
steuer gleichkommen.  Daher  ist  nicht  jede  Erhöhung  der  Grundsteuer  Erhöhung 
einer  Reallast  in  Steuerform,  und  nicht  jeder  Nachlafs  an  der  Grundsteuer  läfst  sich 
als  ein  Kapitalgeschenk  an  die  jetzigen  Besitzer  ansehen  („Steuerpolitik",  S.  189  ff.). 
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§  132.  KoUvendigl-eit  alhnäJdicher  Umbildung  der  Grundsfeuer 
zur  Emhommensteuer.  Dauernde  Brauchbarl-eit  der  Kaiaster  für  die 
„A.  E.  St/''.  —  Auf  Grund  der  soeben  gepflogenen  Erwägungen  haben 
wir  uns  schon  in  der  „Steuerpolitik"  für  diese  Umbildung  ausgesprochen. 
Am  ehesten  ist  die  Ertragssteuer  als  Kommunalsteuer  aufrecht  zu  er- 
halten zur  Besteuerung  jenes  kleinen  Grundbesitzes,  welcher  durch  das 
Existenzminimum  der  „A.  E.  St."  entgeht.  Für  diesen  Grundbesitz  ist 
die  Kommunal-Grundsteuer  weithin  ein  in  Steuerform  eingekleideter,  an 
sich  gerechtfertigter  Interessentenbeitrag. 

Für  beide,  den  GroCsbetrieb  und  den  intensiven  Kleinbetrieb,  bildet  nach  er- 
folgter Ümblldungr,  der  Kataster  blofs  einen  gleichmäfsig  für  das  ganze  Land  ge- 
regelten Minimal-  oder  Mittelwert  zur  Einsteuerung  des  wirklichen  Reinbezuges 
aus  Grund  und  Boden.  Sobald  eine  rückläufige  Entwickelung  der  Landwirtschaft 
eintreten  würde,  wäre  die  Umgestaltung  der  Grundertrags-  in  eine  Grundbesitz- 
personalsteuer die  gröfste  Woblthat  für  die  Grundbesitzer  selbst  („Steuerpolitik" 
S.  29Sff.). 

Der  mittlere  Reinertrag  ist  nicht  notwendig  als  starres  festes  Mafs  zu  ver- 
wenden, er  kann  auch  als  Miulmalgreuzwert  der  Ermittelung  des  wirklieben  reinen 
Personaleinkommens  verwendet  werden.  Der  Grundsteuerkataster  wird  durch  häufigere 
Ermittelung  der  Tabellen  der  wirklichen  Preise  von  nur  wenigen  Vorjahren,  durch 
sorgfältige  Fortführung  der  Kultur-  und  Eonitätsveränderungen  selbst  mobil  ge- 
mucht  und  so  zum  Anhaltspunkt  für  Bemessung  des  wirklichen  persönlichen  Rein- 
einkommens immer  mehr  zugerichtet  werden  können.  Die  wünschenswerte  Fort- 
bildung der  Grundsteuer  aus  einer  Bodenertragssteuer  in  eine  Steuer  von  den  wirk- 
lichen reinen  Personaloinkünften  verlangt  also  nicht  die  Umstofsung  der  jetzigen 
Kataster,  das  Preisgeben  des  ganzen  Erfolges  der  grofsen  Grundsteuerregulierungs- 
kosten, vielmehr  eine  sorgfältigere  und  genauere  \Yeiterbildung  und  feinere  Ver- 
wertung der  gewonnenen  ..objektiven"  Mafsstäbe  und  Verfahrungsweisen  der  Grund- 
besitzeinsteuerung  („Steuerpolitik",  S.  296  ff.). 

§  133.  Zur  Geschichte  der  Grundsteuerregulierung  des  XIX.  Jahr- 
hunderts. —  Man  wird  diese  Geschichte  am  besten  typisch  an  einem 
gröfseren  Lande  veranscliaulichen.  welches  alle  Phasen  der  Ertrags- 
Grundsteuerregulierung  voll  durchlaufen  hat.  Hierzu  eignet  sich  vor 
allem  Oe  st  erreich. 

Einer  Darstellung  Lesigangs  im  ..Oesterreichischen  Staatswörterbuch"  entnehmen 
wir  folgendes : 

Wie  anderwärts ,  so  bildet  auch  in  Oesterreich  die  Besteuerung  des  Grund- 
besitzes die  älteste  Form  der  direkten  Besteuerung.  Übrigens  erfolgte  die  Veran- 
lagung dieser  Steuer  bis  ins  IS.  Jahrhundert  hinein  stets  in  der  rohesten  Weise, 
(d.  h.  noch  in  der  Weise  der  vorertragssteuer liehen  Zeit),  indem  den  einzelnen 
Kronländern  gewisse  Steuerkontingente  —  deren  Feststellung  auf  Grund  einer  un- 
gefähren Schätzung  der  Leistungsfähigkeit  derselben  und  im  Wege  von  Verhand- 
lungen des  Landesfürsten  mit  den  Ständen  erfolgt  war  —  auferlegt  (oder,  wie  man 
dies  zu  bezeichnen  pflegte,  die  entsprechenden  ,,Kontributio  ussummen"  von 
denselben  ,, postuliert"']  wurden.  Die  weitere  Repartierung  dieser  Kontingente  blieb 
den  Ständen  und  ihren  Organen  überlassen,  welche  dieselbe  auf  Grund  mehr  oder 
weniger  roher  Schätzungen  der  Bodenerträge  besorgten.  —  Den  ersten  Versuch 
einer   ümlegung  der  Grundsteuer   nach  Mafsgabe   einer   wirklichen  Erhebung   des 
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Bodenertrages  —  und  zwar  auf  Grund  eines  Parzcllenwertkatasters  —  bildete  der 
mit  dem  kaiserlichen  Patente  am  7.  September  1"1S  für  das  Herzogtum  Mailand  ein- 
geführte Censimento  Milanese.  In  den  übrigen  Teilen  des  Staates  begannen 
die  Bestrebungen  nach  Schaffung  einer  verläfslichen  Grundlage  der  Veranlagung  der 
Grundsteuer  erst  unter  Maria  Theresia.  Diese  unter  der  Bezeichnung  „There- 
sianische Steuerrektifikation"  bekannte  Regulierung  des  bisherigen  Veran- 
lagungsvorganges ist  insbesondere  dadurch  wichtig,  weil  durch  sie  das  Recht  des 
Staates  zur  Einforderung  der  Grundsteuer  als  einer  regelmäfsigen  Leistung  der 
Grundbesitzer  an  jenen  endgiltig  zur  Anerkennung  gebracht  wurde,  und  weil  hierdurch 
auch  der  herrschaftliche  (und  kirchliche)  Grundbesitz  seiner  privilegierten  Stellung  für 
immer  verlustig  ging  (vergl.  den  Art.  „Finanzgeschichte"  im  Oesterr.  Staatswörterbuch). 
Auch  die  Josefinische  Grundsteuerregulierung  brachte  keine  befriedigende 
Fortentwickelung,  wenigstens  keine  Herstellung  eines  genauen,  auf  kunstgerechter 
Vermessung  und  individueller  Schätzung  der  Parzellen  beruhenden  Katasters ;  weil 
die  Herstellung  eines  solchen  zu  lange  gedauert  hätte,  schlug  man  einen  kürzeren 
Weg  ein ,  nur  ausgedehnte  Waldungen ,  sowie  hohe  und  steile  Gebirgsgegenden 
wurden  geometrisch  vermessen,  während  die  Vermessung  der  übrigen  Flächen  durch 
die  Grundbesitzer  selbst  unter  Aufsicht  der  Patrimonialbeamten  erfolgen  soUte; 
letztere  erhielten  zu  diesem  Zwecke  eine  Anleitung  durch  belehrende  Verordnungen 
und  hatten  sodann  die  Bauern  zur  Vornahme  dieser  Arbeit  abzurichten.  Nach  dem 
Verhältnisse,  in  welchem  die  Gesamtroherträge  der  Grundstücke  der  einzelnen  Länder 
zu  einander  standen,  wurde  das  von  den  sämtlichen  in  diese  provisorische  Schätzung 
einbezogenen  Teilen  des  Reiches  geforderte  Grundsteuerkontingent  —  das  zunächst 
unverändert  blieb  —  auf  die  einzelnen  Grundstücke  umgelegt.  Die  Grundsteuer  er- 
schien auf  diese  Art  als  ein  aliquoter  Teil  des  Rohertrages  des  Grundbesitzes. 
Die  Vollendung  des  auf  diesen  Grundsätzen  beruhenden  josefinischen  Grundsteuer- 
regulierungsoperates  war  innerhalb  vier  Jahren  bewerkstelligt  worden,  und  mit  dem 
Patente  vom  19.  September  ITSlt  hatte  Kaiser  Josef  anordnen  können,  dafs  die 
Erhebung  der  Grundsteuer  nach  Mafsgabe  desselben  vom  1.  November  1789  an  er- 
folgen solle.  Diese  Anordnung  wurde  freilich  von  Leopold  II.  schon  mit  dem  Patente 
vom  9.  Mai  179u  aufgehoben,  indem  zugleich  die  früher  in  den  einzelnen  Kronländern 
in  Kraft  gestandenen  Grundsteuersysteme  wieder  in  Geltung  gesetzt  wurden. 

Die  Bestrebungen  nach  einer  befriedigenderen  Art  der  Veranlagung  der  Grund- 
steuer wurden  unter  Kaiser  Franz  wieder  aufgenommen  und  führten  schlieCslich  zum 
kaiserlichen  Patente  vom  23.  Dezember  1817,  betreffend  die  Einführung  eines  neuen 
Grundsteuersystems.  Durch  dasselbe  wurde  der  Grundsatz  zur  Geltung  gebracht, 
dafs  für  ganz  Oesterreich  ein  stabiler  Kataster  angelegt  werden  solle,  welcher 
der  Verteilung  der  Grundsteuerlast  auf  die  einzelnen  Grundstücke  als  Basis  zu 
dienen  hatte.  Zum  Zwecke  der  Herstellung  dieses  Katasters  sollte  jedes  einzelne 
Grundstück  durch  fachmännisch  gebildete  Feldmesser  vermessen  und  der  Reinertrag 
desselben  durch  sachkundige,  vom  Staate  aufgestellte  Schätzungskommissäre  fest- 
gestellt werden.  Die  Geometer  sollten  Organe  des  Staates  sein  und  die  Vermessungs- 
arbeiten auf  trigonometrischem  Wege  ausführen.  Zum  Zwecke  der  Schätzung  wurden 
vor  allem  die  in  den  einzelnen  Gemeinden  vorkommenden  Kulturen  erhoben.  Für 
die  in  jede  einzelne  dieser  Kulturgattungen  gehörigen  Grundstücke  wurde  eine  An- 
zahl nach  Güte  und  Ertragsfähigkeit  derselben  abgestufter  Klassen  aufgestellt.  Mit 
Hilfe  der  Patrimonialämter  hatten  sodann  die  staatlichen  Schätzungskommissäre  die 
Einteilung  der  einzelnen  Parzellen  in  die  aufgestellten  Kulturgattungen  und  Ertrags- 
klassen vorzunehmen.  Die  Schätzungsresultate  wurden  für  jede  einzelne  Gemeinde 
in  ein  besonderes,  zur  Aufnahme  derselben  bestimmtes  Buch,  das  sog.  Katastral- 
hauptbuch  eingetragen.  Da  der  auf  diese  Art  fertiggestellte  Kataster  eine  in  der 
Hauptsache  unveränderliche   Grundlage   der   Grundsteuerveranlagung   bilden  sollte, 
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nannte  man  ihn  den  ..stabilen  Kataster".  Die  Fertigstellung  dieses  stabilen  Katasters 
zog  sich  derart  in  die  Länge,  dafs  derselbe  in  manchen  Kronläudern  überhaupt  nie- 
mals zu  Stande  kam.  In  den  übrigen  trat  die  Umlegung  der  Grundsteuer  nach 
Mafsgabe  desselben  zu  sehr  verschiedenen  Zeitpunkten  ein. 

Die  Grundsteuerprovisorien.  Da  es  sich  bald  nach  Beginn  der  Arbeiten 
zur  Herstellung  des  stabilen  Katasters  herausgestellt  hatte,  dafs  dieselben  einen  sehr 
langen  Zeitraum  in  Anspruch  nehmen  würden,  -während  es  anderseits  als  notwendig 
erachtet  wurde,  den  bisherigen  Modus  der  Grundsteuerveranlagung  so  bald  als  mög- 
lich durch  einen  besseren  zu  ersetzen,  so  wurde  mit  der  kaiserlichen  Entschliefsung 
vom  1.  Juni  1819  für  die  meisten  Kronländer  die  provisorische  Veranlagung  der 
Grundsteuer  nach  einem  eigenen,  zu  diesem  Zwecke  aufgestellten  Systeme  angeordnet. 
Dieses  System  erhielt  den  Namen  , .allgemeines  Grundsteuerprovisorium '  (im  Gegen- 
satze zu  den  besonderen  Provisorien,  welche  in  einigen  von  der  Mafsuahme  freien 
Kronländern  in  Geltung  treten  sollten).  Dieses  allgemeine  Provisorium  bestand  ein- 
fach in  der  Veranlagung  der  Grundsteuer  mit  Benützung  der  aus  Anlafs  der  Josefini- 
schen Regulierung  vorgenommenen  Vermessungen  und  Schätzungen.  Nur  wurde  an- 
geordnet, dafs  hierbei  alle  Änderungen,  welche  sich  seit  dem  Zeitpunkte  der  Her- 
stellung dieses  Elaborats  in  den  Personen  der  Grundbesitzer,  im  Umfange  der 
Besitztümer  und  in  den  Kulturgattungen  ergeben  hatten,  berücksichtigt  werden 
sollten.  Aus  dem  oben  über  die  allmähliche  Einführung  des  stabilen  Katasters  Ge- 
sagten ergiebt  sich,  dafs  derselbe  das  allgemeine  Grundsteuerprovisorium  nach  und 
nach  überall,  wo  es  zur  Geltung  gelangt  war,  mit  Ausnahme  von  Galizien,  ver- 
drängt hat. 

Erst  nachdem  die.^er  Kataster  in  einem  erheblicheren  Teile  des  Staates  fertig 
gebracht  worden  war,  wurde  —  und  zwar  mit  dem  kaiserlichen  Patent  vom  10.  Oktober 
1S49  —  die  Grundsteuer  für  die  Länder  des  stabilen  Katasters  auf  16  Proz.  des 
Katastralreinertrages  normiert.  Dieses  Ausmafs  erfuhr  aber  sofort  eine  Steigerung 
um  ein  Drittel  durch  den  gleichzeitig  eingeführten,  die  ,, Einkommensteuer"  der 
Grundbesitzer  vertretenden  Zuschlag  zur  Grundsteuer.  Eine  weitere  Steigerung  in 
wechselnder  Höhe  erfuhr  das  Ausmafs  der  Grundsteuer  seit  den  Jahre  1S59  durch 
die  Einführung  eines  weiteren  (des  sog.  „aufserordentlichen",  vulgo  Kriegs-)  Zu- 
schlages zum  obenerwähnten  (dem  sog.  ordentlichen)  Ausmafse  derselben.  Dieser 
Zuschlag  betrug  in  den  letzten  Jahren  seines  Bestehens  ebenfalls  ein  Drittel  der 
ordentlichen  Grundsteuer,  so  dafs  diese  sich  in  der  letzten  Zeit  der  Geltung  der 
bisher  besprochenen  Normen  im  ganzen  auf  26-/3  Proz.  des  Katastralreinertrages 
gestellt  hat. 

Die  Verschiedenheit  der  in  den  einzelnen  Kronländern  geltenden  Grundsteuer- 
systeme hatte  eine  grofse  Ungleichmäfsigkeit  in  der  Verteilung  der  Grundsteuerlast 
auf  dieselben  zur  Folge  gehabt.  Aber  auch  in  den  Ländern,  in  welchen  der  stabile 
Kataster  eingeführt  worden  war,  wurde  über  Cngleichmäfsigkeiten  in  der  Steuer- 
veranlagung geklagt,  die  ihren  Grund  hauptsächlich  in  der  Länge  des  Zeitraumes 
hatten,  über  welchen  die  Arbeiten  zur  Herstellung  jenes  Katasters  hinausgezogen 
worden  waren.  So  war  man  denn  schon  zu  Anfang  der  .50  er  Jahre  von  der  Not- 
wendigkeit einer  einheitlichen  Gestaltung  der  Grundsteuer  und  der  Schaffung 
einer  neuen  Basis  der  Veranlagung  derselben  in  allen  Kronländem  überzeugt. 
Dieser  Überzeugung  Rechnung  zu  tragen  war  das  nach  endlosen  Beratungen  und 
heftigen  Kämpfen  zu  stände  gekommene  Gesetz  vom  24.  Juni  ISöS  bestimmt,  durch 
welches  die  bisher  geltenden  verschiedenen  Grundsteuersysteme  beseitigt  werden 
sollten.  Die  in  diesem  Gesetze  angeordnete  einheitliche  Grundsteuerveran- 
lagung ist  aber  infolge  verschiedener  Verzögerungen,  welche  die  Durchführung  des- 
selben —  die  auch  wieder  nur  unter  heftigen  Kämpfen  bewerkstelligt  wurde  —  er- 
fuhr, erst  mit  dem  Jahre  1S81  ins  Leben  getreten. 
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Durch  einen  im  Juni  1S96  im  österreichischen  Reichsrat  angenommenen  und 
von  der  Regierung  cwiderwillig)  bestätigten  Antrag  ist  die  Grundstcaerhaupt» 
summe,  noch  bevor  die  Personaleinkommenssteuer  in  Kraft  getreten  ist,  um  2  Mill.  Fl. 
herabgesetzt  worden. 

2.  Kapitel.    Die  Oebäudebesteueruiig. 

i}  134.  ^Vesen.  Arten,  steuersystematischer  Wert.  —  Die  Gebäude- 
steuer  als  Ertragssteuer  darf  mit  der  Wolinmietsteuer  als  einer  zum 
Ersatz  der  „A.  E.  St.'^  angewandten  Aufwandsteuer  (vergl.  §  25S)  nicht 
verwechselt  werden. 

Als  Ertragssteuer  hat  sie  ein  doppeltes  Objekt:  den  reinen  Wert 
der  Wohn-  und  denjenigen  der  Gesehäftsgebäudenutzung.  Es  wäre 
an  sich  angezeigt,  beide  Objekte  zu  trennen.  Bei  der  tiberwiegenden 
Masse  der  Gebäude  ist  dieses  jedoch ,  weil  sie  zugleich  Wohn-  und 
Gescliäftslokale  sind,  nicht  möglich,  solange  die  Gebäudesteuer  eben  Spe- 
cial-Erti'agsbesteuerung  und  nicht  Glied  der  Generaibesteuerung  ist.  Wenig- 
stens für  die  Gebäudebesteuerung  auf  dem  platten  Lande  ist  die  Heraus- 
schälung der  Wohnsteuer,  unter  Abzweigung  der  Betriebsnutzungen  zu 
den  Objekten  der  Grund-  und  der  Gewerbebesteucrung,  wolil  auch  heute 
noch  nicht  möglich. 

Wenn  es  auch  möglich  wäre,  so  würde  die  alleinige  Wohngebäude- 
besteuerung immer  noch  au  einem  unheilbaren  Gebrechen  leiden.  Von 
einem  quantitativ  und  qualitativ  höchststeuerbarenObjekte, 
dem  sog.  Nutzkapital,  erfafst  sie  nur  einen  und  nicht  leinmal  den  steuer- 
barsten Teil;  neben  der  Wohnung  und  den  Vergntigungsgrundetticken 
bleibt  eine  an  Umfang  und  Wert  täglich  wachsende  Gebrauchsfahr- 
habe steuerfrei,  eine  gewaltige  Lücke!  Dieses  Gebrechen  ergiebt  mit 
zunehmendem  Wohlstande  eine  stets  gröbere  Vernachlässigung  der  Ver- 
hältnisraäfsigkeit,  welclie  durch  die  allgemeine  Erfassung  der  allgemein 
benötigten  Objektgattung  des  Wohnhauses  durchaus  nicht  aus  der  Welt 
geschafft  wird.  Diese  Lücke  kann  direkt  nur  durch  die  Generalbesteuerung 
gefüllt  werden,  und  selbst  durch  diese  nur  unvollständig,  da  das  beweg- 
liche Nutzkapital  auch  den  Generalsteuern  sich  entwindet.  Selbst  nach 
Umbildung  der  Gebäudesteuer  zu  einem  Glied  der  Generaibesteuerung 
ist  eine  weitere  Ergänzung  in  der  allgemeinen  Gebrauchsbesteuerung,  so- 
wie in  der  strengen  Erbschaftsbelastung  alles,  namentlich  des  beweg- 
liehen Nutzkapitals,  ein  unabweisbares  Gebot  systematischer  Besteuerung. 

Indessen  hat  sich  bereits  eine  Differenzierung  der  Gebäudebesteuerung 
Bahn  gebrochen,  welche  der  Umbildung  auch  der  Gebäudesteuer  zu 
einer  rationell  gestalteten  Partiale  der  direkten  Generalsteuern  vor- 
arbeitet. Wie  bei  der  „A.  E.  St."  für  die  öffentlich  evidenten  Einkommens- 
massen, so  hat  sich  in  der  Gebäudebesteuerung  eine  abgesonderte  Be- 
steuerung der  ergiebigsten  und  am  leichtesten  fafsbaren  Objekte  vollzogen. 

Dies  ist  dadurch  geschehen,  dafs  unter  den  drei  Arten  der  Gebäude- 
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besteuerung  —  Hauszins-,   Hausklassen-,   Haus  Wertbesteuerung  —  die 
erstere  immer  mehr  zur  Geltung  kommt. 

Die  Hausklassensteuer  —  ist  eine  angemessene  Besteuerung  des  platten  Landes 
auf  dem  Grunde  angenommener  Klassenwerte  und  hier  am  Platze,  weil  das  Objekt 
bei  seiner  Kleinheit  sich  kaum  anders  fassen  läfst.  — 

§  135.  1.  Die  Hauszinssteuer.  —  Das  Gebäudeeigentum  gröfserer 
Ortschaften  wird  grofsenteils  durch  Vermietung  verwertet.  Soweit  dies 
stattfindet,  sollte  auch  nur  nach  dem  wirldichen  reinen  Mietertrage  be- 
steuert werden.  Mit  Hilfe  des  Bekenntnis-  und  Zeugniszwanges  gegen 
Mieter  und  Vermieter  kann  der  Bruttoertrag,  und  zwar  durch  ein  aus- 
schliefslich  bureaukratisches  Einsteuerungsverfahren,  sicher  ermittelt 
werden.  Nicht  blofs  die  wirklich  vermieteten  Gebäude  des  ganzen 
Landes,  auch  die  Gebäude  der  Ortschaften,  in  welchen  Typen  jeder 
Häuserklasse  durch  Vermietung  verwertet  werden,  lassen  sich  annähernd 
genau  auf  den  wirklichen  Wert  der  Wohnnutzung  in  Geld  einschätzen. 
Jede  Gebäudesteuergesetzgebung,  welche  nicht  alle  Gebäude,  deren 
wirklicher  Nutzungswert  sich  durch  wirkliche  Mietpreise  direkt  oder 
indirekt  ermitteln  läfst,  auch  nach  dem  wirklichen  Nutzungswerte  be- 
steuert, ist  als  mangelhaft  anzusehen. 

Allein  der  wirkliche  Bruttoertrag  ist  noch  nicht  wirkliche  reine 
Personaleinkunft  aus  dem  Gebäudebesitz.  Die  "wirklichen  oder  durch- 
schnittlichen Unterhaltungskosten,  sodann  die  Reallasten  und  die  Schuld- 
zinsen haben  ganz  oder  teilweise  in  Abfall  zu  kommen,  bevor  sich  Rein- 
bezüge ergeben.  In  dieser  Hinsicht  sind  auch  die  bestehenden  Haus- 
zinssteuern noch  halb  Ertrags-,  nicht  Partialeinkomraensteuei'n.  Deshalb 
bestand  z.  B.  in  Oesterreich  die  Aufgabe  der  Hauszinssteuerreform  nicht 
blofs  darin,  unter  Aufhebung  des  Unterschiedes  der  „ursprünglichen" 
und  der  „ausgedehnten"  Hauszinssteuer  die  Steuer  auf  alle  Kronländer 
in  gleicher  Gestaltung  und  Bemessung  auszudehnen.  Man  hat  auch 
durch  Berücksichtigung  der  dinglichen  und  der  hypothekarischen  Lasten 
und  durch  Beweglichkeit  der  Erhaltungskostensätze  bei  Berechnung  des 
reinen  Steuerkapitals  die  Hauszinssteuer  dem  Wesen  einer  guten  Rein- 
einkommenspartialsteuer  näher  zu  bringen. 

Die  Erlialtuiigskosten  sind  zwar  bei  der  Hauszinssteuer  zum  Teil  von  Anfang 
an  nicht  unberücksichtigt  geblieben  (Oesterreich).  Allein  die  Art  der  Kücksicht- 
nahme  ist  doch  noch  sehr  unvollkommen,  wenn  man  blofs  nach  der  Einwohnerzahl 
der  Städte  in  nur  wenigen  Stufen  zwei  oder  drei  Prozentsätze  normiert,  welche  am 
Bruttomietwert  aller  Gebäude  derselben  Ortschaftsklasse  in  Abzug  zu  bringen  sind 
Vergl.  hierzu  „Steuerpolitik"  S.  313  ff. 

Ausdebnuiig  der  Steuer  vom  mrklichcn  Mietwert.  In  Oesterreich  galt 
die  Hauszinssteuer  ursprünglich  nur  in  den  Kronlands-Kauptstädten,  den  Wiener 
Vororten  und  einigen  anderen  Städten,  so  in  den  böhmischen  Bädern,  seit  1849  in 
allen  Orten,  wo  mindestens  die  Hälfte  der  Häuser  wirklich  vermietet,  und  sonst  noch 
bei  denjenigen  Häusern,  die  anderswo  gelegen,  wirklich  vermietet  sind.  In 
Preufsen  die  analoge  Steuer  nach  dem  Nutzungswert  (Gesetz  von  1861,  §  6)  in  dea 
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Städten  und  ländlichen  Ortschaften ,  wo  eine  überwiegende  Zahl  von  Wohnhäusern 
rcelmäfsig  vermietet  werden.  In  Bayern  Stouer  nach  wirklichem  Mietzins  da.  wo 
in  wirklichen  Mietbeständen  genügende  Anhaltspunkte  vorliegen. 

Ansatz  und  Rerision.  Jährliche  Erneuerung  auch  der  Staatshauszinssteuer 
wie  schon  bisher  so  auch  im  Gesetz  von  1SS2  in  Oesterreich,  wodurch  diese 
Steuer,  auch  abgesehen  von  ihrem  hohen  Fufse,  hier  so  sehr  schwer  geworden  und 
zur  Hansklassen-  und  den  anderen  Ertragssteuern  in  Mifsverhältnis  gekommen  ist. 
So  stieg  z.  B.  (freilich  im  Zusammenhang  mit  städtischer  Entwickelungi  der  Ertrag 
der  Hauszinssteuer  von  1&S2— IS^T  von  19.63  auf  23,21  Mill.  Fl. .  sank  der  Ertrag 
der  Hausklassensteuer  von  -5, .50  auf  5,44  Mill.  Fl.  —  In  PreuTsen  dagegen  Berech- 
nung des  ..Gebäudesteuer-Nutzungswerts"  nach  dem  mittleren  jährlichen  Mietwert, 
dieser  nach  den  durchschnittlichen  Mietpreisen  der  dem  Veranlagungsjahre  unmittel- 
bar vorangegangenen  lo  Jahre.  Revision  dieser  Veranlagung  alle  15  Jahr  (zum  ersten 
Male  für  ISSu  wirksam  geworden,  nach  Durchschnittspreisen  von  1S70  — lbT9):  un- 
gemein viel  günstiger  bei  steigenden  Mieten  für  die  Eigentümer  (und  daher  für  die 
etwa  durch  Überwälzung  getroffenen  Mieter)  als  in  Oesterreich;  bei  dem  mehrfachen 
lokalen  Sinken  der  Mieten  vor  und  nach  ISSO  gegen  die  hohen  Sätze  der  Jahre 
1  ST  I  ff.  allerdings  in  der  ersten  Zeit  nach  der  Revision  auch  mifslich  empfunden 
(Klagen  gerade  darüber  in  Petitionen  an  den  Landtag i  Auch  die  starke  ruckweise 
Steigerung  der  Gebäudesteuer  von  der  einen  zur  anderen  Revisionsperiode  ist  in 
Preufsen  störend.  —  In  Bayern  (§  32  des  Gesetzes)  zehrjährige  Revisionsperioden 
in  Aussicht  genommen,  auf  Anordnung  der  Finanzbehörde  oder  auf  Antrag  min- 
destens des  dritten  Teiles  der  Steuerpflichtigen.  —  In  Frankreich  der  Bau  selbst 
zur  Grundsteuer  nach  dem  Mietwert  mit  10  jährigem  Durchschnitt  besteuert,  neben 
der  Flächenbesteuerung  (A.  Wagsebi. 

§  136.  HauiJdassen-  und  VerJ:ehrsicert.steiier.  —  2.  Die  Haus- 
klassensteuer. Die  Mietsteuer  ist  für  alle  jene  Gebäude  nicht  mög- 
lich, welche  weder  selbst  vermietet  werden,  noch  regelmäfsig  in  den 
Verkehr  kommen,  also  auch  nach  dem  Yerkaufswerte  nicht  katastriert 
werden,  noch  nach  Miet-  oder  Yerkaufswertstvpen  auf  ihren  wirklichen 
reinen  Nutzungswert  geschätzt  werden  können.  So  auf  dem  Lande. 
Für  die  ländlichen  Gebäude  ist  entweder  nur  ein  stabiles  Nutzwert- 
klassenkataster ohne  oder  mit  objektivem  Mafsstabe  möglich.  Man  wird, 
wenigstens  für  grofse  Länder  mit  sehr  ungleichartigen  Bau-  und  ver- 
schiedenartigen Wohnverhältnissen,  aus  den  wiederholt  erwähnten  Grün- 
den die  Klassentarifierimo:  nach  objektiven  Anhaltspunkten  vorzuziehen 
haben.  Die  französische  Steuer  des  partes  et  des  fenetres.  noch  mehr 
die  österreichische  Hausklassensteuer,  ist  für  die  zur  Hauszinssteuer 
nicht  beizubringenden  Gebäude  im  ganzen  wohl  gerechtfertigt.  Die 
Klasseneinsteuerung,  sei  es  nach  der  Zahl  der  gegen  aufsen  gekehrten 
Thür-  und  Fensteröffnungen,  sei  es  nach  der  Zahl  der  Stockwerke 
und  Wohngelasse,  ist  jedenfalls  besser  als  die  Herrschaft  der  Willkür 
und  Ungleichheit.  Es  ist  die  wohlfeilste  und  in  einem  grofsen  Staate 
wohl  auch  die  gleichmäfsigste  Einschätzung  der  auf  dem  Lande  befind- 
sichen  und  nicht  mietweise  benützten  Gebäude.  Diese  Besteuerung  er- 
setzt die  specielle  Ermittelung  des  Mietwertes  durch  objektive  für  den 
ganzen  Staat  gleichmäfsige  Merkmale  des  Nutzungswertes. 
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Das  Ziel  wird  sein,  die  Nutzung  wenigstens  der  kleinen  ländlichen  Gebäude 
gleich  der  Masse  des  übrigen  immer  noch  steuerfreien  Nutzkapitals  ganz  zu  entlasten, 
dafür  aber  die  Besteuerung  des  grofsen  Nutzkapitals  vollständig  zur  Entwickelung 
zu  bringen  (progressive  „Ä..  E.  St.",  „A..  V.  St.",  Gebrauchsluxussteuer). 

3.  D  i  c  V  e  1-  k  e  h  1- s  w  e  r  t  s  t  e  u  e r.  —  Reine  Wertkatastrierung  haben 
zur  Zeit  nur  Baden  und  Württemberg. 

Für  die  Verkehrswerteinschätzung  wird  sich  eine  zureichende  An- 
zahl schlüssiger  Verkaufspreise  periodenweise  nicht  immer  und  überall 
finden  lassen.  Ein  stabiler  Gebäude- Verkehrswertkataster  aber  hat  analog 
dieselben  schweren  Bedenken  gegen  sich,  wie  der  stabile  Grundkataster. 
Die  Lücke  läfst  sich  j  edoch  durch  Mitlieranziehuug  von  Mietwerten  neben  den 
Verkehrswerten  zur  Einschätzung  füllen,  wofern  es,  wie  jetzt  in  Baden, 
darauf  abgesehen  ist,  auch  die  Gebäudesteuer  zum  Glied  einer  gleich- 
mäfsig  katastrierten  allgemeinen  Vermögenssteuer  umzubilden. 

Das  Gebäudekataster  versteinert  sich,  wenn  man  wie  in  Württemberg  nur  dann 
zur  Revision  schreitet,  falls  mindestens  die  Hälfte  aller  Gebäude  dem  Schätzungs- 
wert nicht  mehr  entspricht,  was  wenigstens  nie  erweisbar  ist.  Württemberg,  Gesetz 
vom  2S.  April  1873  §  75:  „Durch  Schätzung  zu  ermittelnder  reeller  Kapitalwert, 
d.  h.  derjenige,  um  welchen  ein  Gebäude  samt  Grundfläche  und  Hofraite  nach  seiner 
Lage,  Nutzbarkeit,  Umfang,  Bauzustand,  inneren  baulichen  Einrichtungen  und  nach 
den  übrigen  auf  den  Wert  einwirkenden  Verhältnissen  ohne  Rücksicht  auf  damit 
verbundene  nutzbare  Rechte,  zur  Zeit  der  Katastrier ung  vom  Besitzer  abge- 
geben werden  und  einen  Käufer  finden  würde."  Und  dann  noch  die  legale  Fiktion 
einer  gleichmäfsigen  3proz.  Rente  von  diesem  Wert  bei  allen  Gebäuden,  um 
das  Steuerobjekt  zu  erhalten ,  wozu  A.  Wagner  ein  sehr  berechtigtes  Ausrufungs- 
zeichen setzt. 

§  137.  Die  Gebäudesteuerlast.  —  Die  an  sich  vorzuziehende  Haus- 
zinssteuer darf  nicht  zu  hoch  gesteigert  werden,  ohne  konfiskatorisch 
im  Wege  der  Amortisation  zu  wirken. 

Dagegen  wäre  das  Steigen  und  Fallen  der  Prioritätsrente  ent- 
sprechend zu  treffen,  etwa  nach  meinem  Vorschlage  in  der  „Steuer- 
politik" durch  einen  skalenmäfsig  auf-  und  absteigenden  Zuschlag  (Ab- 
schlag) an  den  Gebäudesteuersätzen  per  Quadratmeter  Grundfläche,  nach 
Mafsgabe  der  periodisch  ermittelten  Wert-  oder  Ertragszunahme  per 
Quadratmeter. 

Befreiuugeu.  Preufsen,  Gesetz  vom  21.  Mai  1861,  §  2 :  steuerfrei  die  unbewohnten, 
nur  zum  Betrieb  der  Landwirtschaft  dienenden,  auch  die  zu  gewerblichen  Anlagen 
gehörenden,  die  nur  zur  Aufbewahrung  von  Brennmaterialien,  Rohstoffen,  zur 
Stallung  des  gewerblichen  Zugviehs  gehören.  Halbbesteuert  (2  Proz.^,  die  ausschliefs- 
lich  oder  vorzugsweise  dem  Gemeindebetrieb  dienen  (Fabriken,  Mühlen  u.  s.  w.  mit 
den  zugehörigen  Vorratsräumen).  Steuerbefreiung  geniefsen  „öffentliche  Gebäude" 
in  weitem  Umfang.  Für  Neubauten  und  Verbesserungen  Befreiung  für  2  Kalender- 
jahre nach  Ablauf  des  Jahres,  in  dem  sie  nutzbar  geworden.  —  Bayern,  Gesetz  v. 
15.  August  1828,  19.  Mai  l&Sl;  allgemeine  Haussteuer  von  der  „Nutzung"  aus 
Häusern  in  Städten,  Märkten  und  auf  dem  platten  Lande.  Von  der  Steuer  befreit 
nur  alle  Staatsgebäude,  Kirchen,  öffentliche  Schul-  und  Erziehungshäuser,  diejenigen 
Stiftungsgebäude,  in  denen  Wohlthätigkeitsanstalten  sich  befinden,  Schlofsgebäude  der 
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Standesberren.  —  Oesterreich,  Gesetz  vom  23.  Januar  182U:  steuerpflichtig  alle 
Wobngebäudc ;  öftentliche,  kirchlichen,  humanitären  Zwecken  dienende  Gebäude  sind 
in  allgemeinen  steuerfrei,  darüber  viel  Specialbcstimmungen.  Zeitliche  Befreiungen 
we^^en  Neubauten  (früher  3  —  20,  auch  bis  30  Jahre),  mit  vielen  Einzelbestimmungen 
(10.  Februar  1S35  für  eine  Keihe  von  Kronländern),  lS4Sff.  mehrfach  Befreiungen, 
um  im  Interesse  der  Arbeiter  u.  s.  w.  zum  Bauen  anzueifern  (12  bis  20jährig!) 
Generelle  neue  Regelung  durch  Gesetz  vom  3.  März  IS6S  und  Gesetz  vom  15.  März 
1876  (15— 20  jährig  für  gewisse  Neubauten),  jetzt  endgültig  durch  Gesetz  vom  25.  März 
18S0  (12  Jahre;  doch  dabei  keine  Befreiung  von  anderen  öffentlichen  Lasten,  wie 
Gemeindezuächläge  u.  dergl.  Ferner  werden  auch  von  diesen  zeitweilig  steuer- 
befreiten Häusern  5  Proz.  Steuer  des  erzielten  Reinertrages  genommen,  wobei  bei 
den  ganz  hauszinsfreien  Häusern  vom  Rohertrage  zur  Feststellung  des  Reinertrages 
die  Hypothekenzinsen  abgehen,  Gesetz  vom  9.  Februar  1SS2.  Der  nationalökonomische 
Vorteil  solcher  Befreiungen  ist  sehr  fraglich.  Nur  die  enorme  Höhe  der  öster- 
reichischen Hauszinssteuer  erklärt  sie.  Zeitweilige  Befreiung  von  der  Hauszinssteuer 
bei  Leersteheu.  —  Frankreich,  viele  besondere  Bestimmungen  bei  der  Grund-,  der 
Thür-  und  Fenster-  und  der  Wohnungssteuer.  Z.  B.  die  zum  landwirtschaftlichen 
Betrieb  dienenden  Gebäude  werden  zur  Grundsteuer  nur  für  den  Boden  nach  dem 
Satze  des  besten  Ackers  in  der  Gemeinde  besteuert  und  sind  frei  von  der  Thür- 
und  Fenstersteuer.    (A.  Wagneh). 

§  138.  Die  Ahscliütteliing  —  auf  den  Mieter  wird  nur  bei  rasch 
anwachsender  Ortsbevölkerung-  und  auch  dann  nur  unter  der  Vor- 
aussetzung gelingen,  dafs  die  Neubauten  hinter  der  wachsenden  Woh- 
nungsnachfrage stark  zurückbleiben.  Steigerung  der  Mietsteuer  kann 
leicht  zur  Aufsuchung  schlechterer  Wohnungen  —  einer  auch  sozial- 
politisch wenig  wünsclienswerten  Wirkung  —  liinführen.  In  sinkenden 
Städten  amortisiert  sich  die  Gebäudesteuer  zum  Nachteil  der  Verkäufer. 


Zweite  Abteilung-,  Gewerbe-,  Renten-  und  Lohnbesteuerung. 

1.  Kapitel.    Die  (xewerl)el)esteueruiig. 

{j  139.  Wesen  und  Arten.  —  Die  Aufgabe  der  Gewerbesteuer, 
in  Oesterreich  Erwerbssteuer  genannt,  besteht  darin,  den  nicht  schon  von 
der  Grund-  und  Gebäudesteuer  erfafsten  Geschäftsgewinn  zu  treffen. 
Ihre  Objekte  sind  die  Reinerträge  der  GcAverbe-  und  Industrieunter- 
nehmungen, der  Verkehrsgewerbe,  Handels-,  Transport-  und  verwandter 
Geschäfte,  der  Gast-  und  Schankgewerbe,  Unterhaltuugsgewerbe,  Leih- 
bibliotheken, Badeanstalten  u.  s.  w.  Es  kommt  auf  die  Erfassung  durch 
die  übrigen  Ertragssteuern  an,  wie  weit  der  Kreis  der  Gewcrbesteuer- 
objekte  zu  zielien  ist.  Den  liberalen  Berufserwerb  (Anwälte,  Arzte, 
Schriftsteller  u.  s.  w.)  sowie  den  Lohnerwerb  wird  man  besser  abge- 
sondert besteuern ,  wenn  derselbe  durch  die  „A.  E.  St."  nicht  als  ge- 
nügend getroffen  gilt.  Der  landwirtschaftliche  Pachtbetrieb  ist  sach- 
gemäfs  Gegenstand  der  Gewerbebesteuerung,  der  landwirtschaftliche 
Selbstbetrieb  nur  dann,  wenn  nicht  thatsächlich  schon  die  Grundsteuer 
in  steuersystematisch  gerechtfertigtem  Mafse  zugreift.    Bergwerks-  und 
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Eisenbalinbeti-ieb  werden  wohl  auch  besonderer  Bergwerks-  und  Eisen- 
bahnbesteuerung unterworfen,  defsgleichen  der  Wandergewerbebetrieb. 

Die  Gewerbesteuer  ist  anerkannt  die  schwierigste  der  Realsteuern. 
Ihre  Schwierigkeiten  wurzeln  in  der  Natur  des  Steuerobjektes.  Der 
Gesehäftsgewinn  ist  schwer  zu  erkennen,  also  leicht  zu  verheimlichen. 
Derselbe  gewinnt  zweitens  eine  täglich  steigende  Mannigfaltigkeit. 
Er  ist  drittens  äufserst  veränderlich  der  Zeit,  viertens  ungleichmäXsig 
dem  Ort  nach,  er  ergiebt  sich  endlich  eigenartig  bei  jedem  besonderen 
Erwerbszweige.  Und  sämtliche  Ursachen,  welclie  den  Gegenstand  nach 
allen  seinen  Wendungen  und  Wandlungen  so  schwer  fafsbar  machen, 
sind  in  rascher  Steigerung  begriffen! 

Keinem  anderen  Objekte  der  Ertragsbesteuerung  stand  hiernach 
die  Steuertechnik  so  rat-  und  wehrlos  gegenüber,  wie  dem  gewerblichen 
Geschäftsgewinne.  Aus  der  Verlegenheit  half  sie  sich  auf  dreierlei  Weise: 
1.  durch  Aufstellung  eines  vielgliedrigen  Tarif  es  nach  objek- 
tiven Merkmalen:  System  der  Klassentarif-  oder  Patent  (Ge- 
werbeschein) -Gewerbesteuer  (Frankreich,  Oesterreich,  Bayern),  2.  durch 
Bemessung  nach  zwei  Faktoren,  welche  bei  aller  Mannigfaltigkeit 
der  Geschäfte  immer  und  tiberall  wiederkehren:  Besteuerung  nach  den 
Produktionsfaktoren  Kapital  und  Arbeit,  d.  h.  nach  der  Gröfse  des  Be- 
triebskapitals und  nach  der  Arbeiterzahl  (^Württemberg)  oder  nach  der 
Gröfse  des  Betriebskapitals  allein  wie  in  Baden,  3.  durch  Übertragung 
des  Einsteuerungsgeschäfts  an  die  Gesamtheiten  gleich- 
artiger Steuersubjekte  selbst,  unter  Aufstellung  blofser  Klassi- 
fikations-  und  Kontingentierungsnormen:  die  sog.  Steuergenossen- 
schaft ssteuer  (Preufsen,  neuestens  Oesterreich). 

Auf  keinem  dieser  drei  Wege  ist  das  Ziel  auf  eine  ganz  befrie- 
digende Weise  zu  erreichen,  und  wirklich  scheint  die  Entwickelung  in 
einer  anderen  Richtung  das  Ziel  erreichen  zu  sollen,  nämlich  durch 
Umbildung  auch  der  Gewerbebesteuerung  zum  Glied  der  General- 
besteuerung für  die  mittleren  und  gröfseren  Geschäfte,  durch  Rück- 
bildung auf  eine  steuergenossenschaftliche  Ergänzungssteuer ,  durch 
Überlassung  der  steuergenossenschaftlichen  Ergänzungssteuer  an  die  Ge- 
meinden, Avie  seit  1891  in  Preufsen,  durch  Freilassung  oder  klassen- 
weise Minimalbelastung  der  Kleinbetriebe. 

Die  volkswirtschaftliche  Entwickelung  scheint  aber  der  Besteuerungs- 
kunst auch  wieder  zu  Hilfe  zu  kommen,  indem  die  ertragreichsten  Unter- 
nehmungen öffentlich  Rechnung  legen  und  daher  unmittelbar  fafsbar 
wurden.  Sie  werden  denn  auch  mehr  und  mehr  einer  abgesonderten 
Besteuerung  unterzogen  (vergi.  Anm.j.  Der  zahlreichste  Teil  der  Ge- 
werbesteuerobjekte, die  kleinen  Geschäfte,  können  vernachlässigt  werden, 
indem  die  kleinen  Unternehmen  als  durch  gewisse  indirekte  Steuern 
kompensatorisch  erfafst  gelten  dürfen.    Für  die  Belastung  der  kleinsten 
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und  der  kleinen  mittleren  Betriebe  ergiebt  schon  Klasseneinsteuerung 
hinreichende  Zuverlässigkeit. 

Am  meisten  ScliTvierigkeit  verursachen  aber  immer  noch  die  gröfseren 
Mittel-  und  die  Grofsgeschäfte,  welche  öffentliche  Rechnung  nicht  legen. 
Für  sie  hauptsächlich  kommen  immer  noch  die  obigen  drei  Besteuerungs- 
formen  in  Betracht. 

Erwerbssteaerliche  Bedeutung:  der  Erwerbsgesellschafleu.  Die  Unter- 
nehmungen mit  öffentlicher  Rechnungslegung  zahlten  in  Oesterreich  IS90  :  an  Erwerbs- 
steuer tu;  Einkommensteuer  I.  Kl.  14.  III.  Kl.  (Sparkassen)  u,6,  zusammen  15,6  Mill.  Fl. 
Ihre  Einkommensteuer  1.  Kl.  betrug  1ST4  nur  10,7  Mill.  Fl.,  ist  also  in  16  Jahren 
um  beinah  die  Hälfte  gestiegen.  Die  Erwerbssteuer  und  die  Einkommensteuer  aller 
übrigen  Geschäfte  betrug  nur  17,7  MiU.Fl.  An  Einkommensteuer  I.  Kl.  zahlen  mit  ihren 
15,6  Mill.  Fi.  die  Gesellschaften  u.  s.  w.  mehr  als  alle  Geschäfte  ohne  öffentliche  Rech- 
nungslegung. Die  Eisenbahnen  allein  zahlten  an  Erwerbs-  und  Einkommensteuer 
1890:  S  Mill.  Fl. 

§  140.  Die  Kontingeniieriing  der  Gtirerhesteuer.  —  Besondere 
in  der  Natur  der  Gevrerbesteuer  liegende  Umstände  di-ängen  hier  stärker 
als  bei  jeder  anderen  Ertragssteuer  auf  Kontingentierung  hin,  solange 
die  Gewerbesteuer  Ertragssteuer  bleibt.  Der  Staat  verlangt  von  der 
Steuer  einen  sicheren  Ertrag,  die  Steuerkräfte  aber  haben  einen  weiten 
Spielraum,  die  verhältnismäfsige  Belastung  abzuschütteln.  Letzteres  zu 
vermeiden,  ist  der  Zweck  der  Kontingentierung.  Damit  sind  aber  auch 
die  Schwierigkeiten  der  Einsteuerung  nicht  beseitigt,  sondern 
nur  auf  die  Steuerkräfte  tibertragen.  Soll  nicht  anarchische 
Ausbeutung  der  Provinzen.  Kreise,  Gemeinden,  Gewerbearten  gegen- 
einander stattfinden,  so  muls  vom  Staate  immer  noch  eine  allgemeine, 
verhältnismäfsige  Kontingentierung  durchgeführt  werden.  Diese 
aber  ist  äufserst  schwierig  zu  bewerkstelligen,  denn  der  richtigen  Kon- 
tingentierung bringt  die  Sprödigkeit  des  vielgestaltigen  und  flüssigen 
Steuerobjektes  nicht  minder  Schwierigkeiten  entgegen,  als  der  Quotitäts- 
besteuerung.  Die  Kontingentierung  vereinfacht  sich  nur  da,  wo  die 
Gewerbebesteuerung  ganz  den  Gemeinden  überlassen  ist,  wie  jetzt  in 
Preufsen.  Wenigstens  die  Landes-.  Kreis-  und  Bezirks-Unterkontiugen- 
tierung  entfällt  hier.  Allerdings  nicht,  ohne  die  letzte  örtliche  Unter- 
kontingentieruug  an  die  ..Stcuergenossenschaften"  übrig  zu  lassen.  Die 
Art,  wie  in  neuester  Zeit  bei  der  parlamentarischen  Behandlung  der 
„Erwerbssteuerreform''  in  Oesterreich  die  ganze  Kontingentierung  im 
Abgeordnetenhause  geordnet  worden  ist  ilS96),  ist  beachtenswert  und 
weiter  unten  l)esonders  dargestellt. 

Es  wird  vielfach  bezweifelt,  ob  das  Problem  sich  überhaupt  für  ein 
grofses  Reich  und  in  der  Staatsbesteuerung  lösen  läfst.  "Wenn  aber 
nicht,  so  wird  entweder  volle  Verwandlung  der  Gewerbesteuer  in  ein 
Glied  der  „A.  E.  St."  bezüglich  aller  gröfseren  Betriebe  zu  fordern  sein, 
was  dann  besondere  Einsteuerungsstrenge  :regen  das  bewegliche  Erwerbs- 
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kapital  heischt,  oder  es  mufs  an  der  Tarif besteuerung  vorläufig  fest- 
gehalten oder  die  Gewerbesteuer  ganz  den  Gemeinden  zu  örtlich  steuer- 
genossenschaftlicher Einsteuerung  überlassen  werden.  Zu  begreifen  ist 
es  jedenfalls,  wenn  die  Regierungen  grofser  Reiche  Bedenken  tragen, 
die  Tarifbesteuerung  auch  nur  zu  lockern,  ohne  durch  Kontingentierung 
den  Ertrag  sicher  zu  stellen,  oder  ohne  die  ganze  Gewerbebesteuerung, 
wenn  sie  dem  Staate  höheren  Ertrag  abwerfen  soll,  auf  der  bei  steuer- 
genossenschaftlicher Regulierung  unumgänglichen  Basis  guter  Kontingen- 
tierung aufzubauen. 

Bei  der  österreichischen  Erwerbssteuer-Eeform  wollte  die  Regierung  den  Tarif 
„beweglicli"  machen,  d.  h.  statt  fester  Tarifsätze  und  Tarifmerkmale  weiten  Spiel- 
raum der  Einreihung  zwischen  Höchst-  und  Mindestsätzen  eingeführt  wissen ;  zur 
Sicherung  verlangte  sie  hierfür  die  Kontingentierung.  Der  Ausschuss  des  Abgeord- 
netenhauses verwarf  die  Beibehaltung  des  Tarifsteuersystems,  nahm  dafür  das 
preussische  Steuergenossenschaftssystem  an,  rausste  aber  nun  desto  mehr  die 
Kontingentierung  regeln.  Regierung  und  Parlamentsausschuss  kamen  schliefslich 
in  der  hochinteressanten  unten  §  162  mitgeteilten  Fassung  überein,  welche  immer 
beachtenswert  bleiben  wird,  auch  wenn  diese  neueste  österreichische  Erwerbssteuer 
sich  nicht  bewähren  sollte,  was  Einige  fürchten. 

§  141.  1.  Die  Tarif-  oder  Patentbesteuerung  — ,  welche  zur  Zeit 
in  Bayern,  Hessen,  Braunschweig,  Oesterreich-Ungarn  (wohl  nur  noch  für 
kurze  Dauer)  und  Frankreich  besteht,  ist  eineKlasseneinschätzungs- 
steuer  nach  objektiven  Merkmalen.  Das  Besondere  derselben 
ist  nur,  dafs  die  Klassifikation  nach  den  steuertechnischen  Anforderungen 
des  Objektes  von  sehr  zusammengesetzter  Art  ist.  Dies  erhellt  in  voller 
Anschaulichkeit  nur  aus  den  weiterhin  dargestellten  Gesetzen  der  schon 
genannten  Staaten  selbst.  Zur  allgemeinen  Bezeichnung  der  alle  in- 
dividuelle Abschätzung,  geschweige  alles  Steuerbekenntnis  aus- 
schliefsenden Bestenerungsweise  sei  hier  nur  bemerkt,  dafs  zur  objek- 
tiven Klassifikation  des  Gewerbesteuertarifes  verwendet  werden:  der 
Gattungsunterschied  der  Geschäfte,  die  Ortslage  (Einwohnerzahl),  die 
Leistungsfähigkeit  der  Werkzeuge  und  Maschinen,  die  Gröfse  des  Lager- 
kapitals, die  Zahl  der  Gewerbegehilfen,  der  Mietwert  der  Geschäfts- 
räume u.  s.  w.  Darnach  Averden  zahlreiche  Klassen  gebildet;  selbst  noch 
nach  dem  „elastischen  Tarif"  der  jüngsten  österreichi.*;chen  Regierungs- 
vorlage sollten  es  sehr  viele  werden.  Um  den  besonderen  Verhältnissen 
dennoch  Rechnung  tragen  zu  können,  wird  der  Steuersatz  wohl  auch 
in  einen  festen  Bestandteil,  sog.  ,, Normalanlage",  und  in  einen  beweg- 
lichen Satz,  sog.  „Betriebsanlage",  zerlegt. 

Nach  dem  bayerischen  Gesetz  vom  19.  Mai  1S81  zerfällt  die  Gewerbesteuer 
in  zwei^Teile:  in  die  ,, Normalanlage"  und  die  sogenannte  „Betriebs  anläge'". 
Die  erstere  wird  von  allen  Erwerbsunternehmungen  ohne  Ausnahme  mit  festen  tarif- 
mässigen  Sätzen  erhoben.  Die  Betriebsanlage  dagegen  wird  zwar  für  die  Mehrheit 
der  Erwerbsgattungen  gleichfalls  mit  festen,  auf  äussere  Kriterien  sich  stützenden 
Tarifsätzen  ausgemessen;  für   eine  nicht  unbeträchtliche  Minderheit  jedoch,  zu  der 
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insbesondere  die  grösseren  Handelsgeschäfte,  Bankgeschäfte,  Kommunikationsgewerbe, 
aber  auch  manche  Zweige  der  gewerblichen  Produktion  gehören,  hat  sich  die  Höhe 
der  Betriebsanlage  nach  dem  veranschlagten  Jahreserträgnisse  des  betreffenden 
Gewerbes  zu  richten,  wobei  die  Beweglichkeit  dieses  Komponenten  der  Steuer  weiter 
noch  dadurch  erhöht  wird,  dafs  die  Veranlagungskommission  den  Steuersatz  inner- 
halb eines  gewissen  Spielraums  festsetzen  kann,  der  in  der  Regel  zwischen  ^/4  und 
1'  2  Proz.  des  Jabreserträgnisses  liegt  und  unter  gewissen  Umständen  bis  zu  2Y2  Proz. 
desselben  ausgedehnt  werden  kann. 

Das  braunschweigische  Gesetz  vom  16.  November  187ü  unterscheidet 
24  Steuerklassen,  in  welche  die  einzelnen  Gewerbe  nach  gewissen  äusseren  Kriterien 
zu  reihen  sind,  und  für  deren  jede  ein  bestimmter  Steuersatz  (3U0  bis  1000  Thaler 
jährlich  für  die  erste,  250  Tbaler  für  die  zweite  u.  s.  w.,  endlich  l  Thaler  für  die 
24.  Klasse)  festgesetzt  ist. 

DieTarif- oder  Patentbeste  11  erung  begegnet  zwar  steigenden 
Schwierigkeiten,  doch  ist  ihr  völliger  Ersatz  durch  die  „A.  E.  St."  wohl 
nicht  schon  überall  zur  steuergesehichtlicheu  Reife  ge- 
langt. Nur,  wo  der  Staat,  wie  jüngst  in  Preufseu,  auf  eine  Gewerbe- 
steuer verzichten  kann,  ist  eine  leidliche  Rückbildung  auf  steuergenossen- 
schaftliche Kommunalbesteuerung  möglich,  und  dann  wenigstens  nicht 
bedenklich,  wenn  sie  rückwirkend  die  „A.  E.  St."  nicht  verschlechtert. 
Wo  überhaupt  die  „A.  E.  St."  noch  nicht  besteht,  kann  auch  der  frag- 
liche Fortschritt  der  Gewerbebesteuerung  nicht  vollzogen  werden.  Anders 
liegen  die  Dinge  für  jene  Staaten,  welche  zur  ,,A.  E.  St."  übergegangen 
sind,  aber  die  Ertragssteuern  daneben  auch  als  Staatssteuern  nicht 
entbehren  können;  sie  werden  nur  durch  eine  Übergangszeit,  in  welcher 
sie  ihre  bisherige  Produktionsfaktoren-Besteuerung  zum  Glied  einer  be- 
weglichen, ergänzenden  Vermögenssteuer  w^erden  lassen,  langsam  zum 
Ziele  gelangen  können. 

BucHEXBERGER  liat  als  Finanzministcr  für  Baden  soeben  die  Umbil- 
dung auch  der  Betriebskapital-Gewerbesteuer  zum  Glied  einer  „A.V.  St." 
vorgeschlagen. 

Die  Patentsteuer  umgelit  zwar  die  Schwierigkeiten  der  Kontingen- 
tierung. Allein  der  Allgemeinheit  und  Gleichmäfsigkcit  der  Besteuerung 
wird  sie  nur  in  sehr  bescheidenem  Mafse  gerecht,  und  ganz  abgesehen 
von  der  schlaffen,  „nicht  eindringenden"  Klasseneinschätzung  ergiebt 
sich  sehr  leicht  eine  starke  Verschüttung  der  Steuerquellc,  am  meisten 
gegenüber  den  starken,  den  im  Erwerb  über  die  Stcuermaisstäbe  hinaus 
fortschreitenden  Geschäften.  Die  österreichische  Regierungsvorlage  be- 
stätigt dies  und  beziffert  den  Steuerentgang  auf  ein  volles  Drittel  des 
richtigen  Ertrages. 

Da  bei  der  heutigen  Komplikation  des  Geschäftslebens  gerade  solche  Ein- 
flüsse, die  sich  nicht  handgreiflich  feststellen  lassen,  wie  zum  Beispiel 
die  Geschäftskonjunktur,  das  Spekulationstalent  des  Unternehmers  zu  steigendem 
Einflüsse  gelangen,  so  sind  es  nicht  selten  die  wichtigsten  Faktoren, 
welche  ausser  Ansatz  bleiben  müssen. 

Meinen  eigenen  Vorschlag  zur  Reform  der  Staats- Gewerbebesteuerung  nach 
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Tarifsätzen  („Steuerpolitik"  S.  325  bis  332)  halte  ich  nicht  mehr  unbedingt  fest.  Der 
Gedanke  dieses  Vorschlages  (S.  333)  war  Annäherung  an  eine  Besteuerung  des  wii'k- 
lichen  Erwerbes  ohne  Aufopferung  der  objektiven  Genauigkeit  in  der  Ermittelung, 
ohne  radikalen  Umsturz  bestehender  Besteuerungen,  ohne  lästiges  Eindringen  in  die 
Geschäftsgeheimnisse,  ohne  kostspieliges  und  weitwendiges  Verfahren,  ohne  Partei- 
schikane und  bureaukratische  Willkür.  Es  sollte  damit  die  Grundlage  einer  relativ 
vollkommenen  Beiziehung  des  Erwerbsgewinnes  zur  allgemeinen  Einkommensteuer 
gewonnen  werden,  ohne  Verzicht  auf  genaue  Einschätzung,  ohne  die  Möglichkeit  des 
Durchschlüpfend  des  mobilen  Vermögens  dem  immobilen  gegenüber,  ohne  Verlust 
der  Gleichmäfsigkeit  der  Einsteuerung  im  ganzen  Reich,  ohne  Preisgebung  des 
Fiskalinteresses  an  eine  anarchische  Autonomie  der  ,, Selbsteinsteuerung". 

§  142.  2.  Das  Beimrtiüons-  oder  SieuerMassensystem  —  charakteri- 
siert sich  dadurch,  dafs  es  die  Individiialeinsteuerung  dem  Staate  ab- 
nimmt und  den  zu  Steuergenossenschaften  verbundenen  G-ruppen  der 
Steuersubjekte  zuschiebt.  Die  direkte  Besteuerung  hilft  sich  hier  auf 
•ähnliche  Weise,  wie  die  indirekte  in  der  Stempelbesteuerung,  nämlich 
durch  Selbsteinsteuerung  seitens  der  —  hier  jedoch  zu  Steuergenossen- 
schaften gruppierten  —  Steuersubjekte.  Dies  setzt  aber  Kontingen- 
tierung voraus. 

Die  Motive  des  österreichischen  Entwurfs  bemerken  zutreffend:  .,Die 
Repartitionssteuer  charakterisiert  sich  im  wesentlichen  dadurch,  dafs  gleichsam 
der  Schwerpunkt  aus  dem  Gesetze  heraus  in  die  Durchführung  verlegt  wird. 
Das  Gesetz  verzichtet  entweder  gänzlich  darauf,  einen  bestimmten  Besteuerungs- 
mafsstab  vorzuschreiben  oder,  wenn  ein  solcher  überhaupt  genannt  wird,  geschieht  dies 
nur  in  so  allgemeiner  "Weise,  dafs  die  Thätigkeit  des  Veranlagungsorgaus  hierdurch 
mehr  nur  orientiert  als  strenge  gebunden  wird.  Die  Steuerzumessung 
wird  vielmehr  innerhalb  der  weitesten  Spielräume  dem  Ermessen  der  Veranlagungs- 
organe überlassen,  welches  sich  auf  die  intime  Kenntnis  und  freie  Würdigung  der 
individuellen  Verhältnisse  jedes  einzelnen  Gewerbsbetriebes  zu  stützen  hat.  Natürlich 
kann  eine  so  weitgehende  Ermächtigung  nur  einem  derartigen  Veranlagungsorgane 
eingeräumt  werden,  welches  vermöge  seiner  speciellen  Einrichtung  eine  besondere 
Gewähr  sowohl  für  die  nötige  eindringlichste  Personen-  und  Sachkenntnis,  als  auch 
für  die  korrekte  und  unparteiische  Handhabung  jener  weitgehenden  Gewalten  bietet. 
Diese  Gewähr  erwartet  man  vorzugsweise  und,  wie  die  Erfahrung  zeigt,  nicht  mit 
Unrecht,  von  den  Steuerpflichtigen  selbst,  falls  es  ihnen  unter  Anwendung  der 
Methode  der  Repartition  überlassen  wird,  eine  im  voraus  bestimmte  Hauptsumme 
auf  den  Kreis  ihrer  Genossen  nach  Mafsgabe  ihrer  Leistungsfähigkeit  aufzuteilen. 
Dieser  Vorgang  hat  in  der  einheimischen  Gesetzgebung  mehrfache  Vorbilder  in  den 
bei  indirekten  Abgaben  vorkommenden  ,, Abfindungsgesellschaften"  und 
ist  speciell  auf  dem  Gebiete  der  Gewerbesteuergesetzgebung  durch  die  preufsische 
Gewerbesteuer  zu  umfassender  Anwendung  gekommen. 

Es  mufs  aber  bemerkt  werden,  dafs  die  Methode  der  Repartition  ihre  guten 
Dienste  keineswegs  unter  allen  Umständen,  sondern  nur  unter  einer  ganz  bestimmten 
Voraussetzung  zu  leisten  befähigt  ist:  dafs  nämlich  die  Repartition  in  kleinem  und 
kleinstem  Kreise  sich  vollzieht.  —  Aus  der  Notwendigkeit,  in  kleinem 
Kreise  zu  repartieren,  wächst  jedoch  eine  neue  Aufgabe  von  eigentümlicher  Schwierig- 
keit hervor,  die  Aufgabe  nämlich,  die  Kontingente  der  zahlreichen  kleinen  Kreise 
zu  bestimmen.  Die  Repartition  mufs  sich  gewissermafsen  in  zwei  Etappen  voll- 
ziehen. Auf  der  ersten  Etappe  wird  das  im  ganzen  Reiche  aufzubringende 
Kontingent  in  die  Subkontingente  der  einzelnen  Sprengel  oder  Steuergesellschaften 
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repartiert,  auf  der  zweiten  Etappe  repartiert  man  die  Sublfontingente  auf  die 
einzelnen  Steuerpflichtigen  der  Gesellschaft.  Der  zweite  Teil  dieser  Aufgabe  kann, 
wie  die  Erfahrung  zeigt,  durch  die  Steuerpflichtigen  selbst  ganz  treflflich  gelöst 
werden.  Die  Lösung  des  ersten  Teiles  mufs  aber  selbständig  auf  irgend  einem 
anderen  Wege  gesucht  werden  (vgl.  unten  §  162). 

§  143.  ^.  Die  Besteuerung  nach  Betriehshapltal  und  Geh'üfenzahl  — 
ist  einig-en  deutschen  Mittelstaaten  eig-en.  Nach  der  Gröfse  des  Be- 
triebskapitals und  der  Zahl  der  Arbeiter  wird  seit  1873  die  Steuer 
bemessen  in  Württemberg-,  nach  der  Gröfse  des  Betriebskapitals  allein 
in  Baden.  Indessen  steht  Württemberg-  im  Begriffe,  den  Mafsstab  der 
Arbeiterzahl  fallen  zu  lassen,  und  nach  der  Denkschrift  v.  BüChenbergers 
dürfte  für  Baden  die  Umwandlung  der  Gewerbesteuer  in  eine  nacli  dem 
Verkehrswert  katastrierte  ,,A.  Y.  St."  in  einiger  Aussicht  stehen.  In 
Württemberg  ist  das  Prinzip  des  Gesetzes  von  1873  durch  die  Praxis 
eigentlich  unterschlagen  worden,  wie  selbst  amtlich  eingestanden  wird* 

Diese  dritte  Art  der  Gewerbebesteuerung  erscheint  hiernach  nicht 
aussichtsvoll.  Das  Warum  liegt  auch  nahe  genug.  Aus  dem  Betriebs- 
kapital und  (oder)  der  Arbeiterzahl  lälst  sich  auf  den  wirklichen  Rein- 
ertrag überhaupt  nicht  schliefsen.  Bei  der  summarischen  Einschätzung 
der  zwei  Faktoren  jeder  Unternehmung  nach  der  Betriebskapital-  und 
der  Arbeiterzahl-Klassentafel  kann  sich  auch  nicht  annähernd  Genauig- 
keit und  Verhältnismäfsigkcit  ergeben.  Das  ganze  Verfahren  ist  zwar 
viel  einfacher  als  das  Tarifi>teuerverfahren,  aber  als  Besteuerung  nach 
zwei  objektiven  Generalmerkmalen  oder  auch  nur  nach  einem  einzigen  — 
der  dritte  wichtigste  Faktor  des  Unteruehmertalentcs  fällt  in  die  Brüche 
—  steuertechnisch  keineswegs  höher  zu  stellen,  als  die  Tarifbesteuerung. 
Die  vorwärts  kommenden  und  die  in  der  Betriebskapitalsangabe  weniger 
gewissenhaften  Geschäfte  vermögen  nicht  viel  weniger  „abzuschütteln" 
als  bei  der  Tarifbesteuerung. 

§  144.  Die  Getverbehesteuerung  der  Geschäfte  mit  öffentlicher 
Bechnungslegung.  —  Der  Gewinn  dieser  Geschäfte  ist,  wo  die  Gewerbe- 
steuer als  Staatssteuer  aufgegeben  ist,  wie  in  Preufsen,  nur  noch  in 
der  „A.  E.  St."  und  „A.  V.  St."  konzentriert  zu  erfassen,  selbst  (vergl. 
§§93  ff.)  auf  die  Gefahr  einiger  Doppelbesteuerung.  Anders  ist  es,  wo 
neben  der  „A.  E.  St."  noch  allgemeine  Ertragsbesteucrung  fortdauert. 
Auch  in  diesem  Falle  ist  abgesonderte  Erwerbseinsteuerung  der  frag- 
lichen Betriebe  zu  empfehlen. 

Dabei  kommt  freilich  eine  allgemeine  Schwierigkeit  der  Ertrags- 
besteuerung wieder  zum  Vorschein.  Das  Objekt  läfst  sich  wohl  mit 
aller  Sicherheit  ausmitteln.  Ist  aber  der  Reinertrag  erst  dann  gegeben, 
nachdem  der  Aufwand  für  die  Verzinsung  der  Obligationen  (Bonds)-Schuld 
solcher  Geschäfte  abgezogen  ist?  Theoretisch  ist  dies  zu  bejahen.  Prak- 
tiscli  aber  entgelit  dann  das  Obligationärkapital  der  Besteuerung,  be- 
sonders der  Kommunalbesteuerung  und  in  Ländern,  wo  eigentlich  die 
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Obligationäre,  nicht  die  Aktionäre  es  sind,  welche  das  Geschäftskapital 
hauptsächlich  liefern,  wie  in  den  Vereinigten  Staaten,  entzieht  sich  das 
so  steuerkräftige  Objekt  leicht  der  Gewerbebesteuerung  überhaupt.  Man 
wird  daher  aus  den  früher  dargelegten  Gründen  auch  bei  der  abge- 
sonderten Ertragsbesteuerung  solcher  Geschäfte  den  Obligationär  nicht 
freilassen  dürfen. 

Weiter  ist  bei  fraglicher  Besteuerung  zu  beachten,  dafs  der  Divi- 
dendenwert regelmäfsig  nicht  den  vollen  Keinertrag  darstellt.  Die 
stattgehabten  „Eücklagen"  in  die  „Eeservefonds"  gehören  ebenfalls  zum 
Steuerobjekt. 

Die  hier  in  Rede  stehende  Special-Besteuerung  ist  durch  Klasse  I  der  „Ein- 
kommensteuer" von  1849  in  Oesterreich  längst  zur  Geltung  gekommen. 

§  145.  Eisenhakn-  und  BergiverJcsgewerhesteuern.  —  Besondere 
Steuern  dieser  Art  sind  in  Preufsen  durch  die  Gesetzgebung  von  1891 
und  1893  gefallen.  Anderwärts  bestehen  sie  noch  in  verschiedenen  Ab- 
arten. Es  handelt  sich  dabei  hauptsächlich  um  die  Sonderbesteuerung 
des  Eisenbahnerwerbes  neben  der  oder  ohne  weitere  Besteuerung  des 
Transportgebrauches  (§  270). 

OesterreicL.  Hier  unterlagen  bisher  die  Eisenbahnen,  soweit  sie  nicht 
konzessionsmäfsig  die  Steuerfreiheit  geniefsen,  zwar  dem  z.  T.  „exorbitanten"  Druck 
der  Einkommensteuer  I.  Kl.  von  1849,  der  Erwerbssteuer,  der  Grundsteuer  vom 
Bahnareal.  Doch  war  die  Zuständigkeit  zur  Kommunalbesteuerung  zu  regeln. 
Dies  ist  geschehen  durch  Gesetz  vom  8.  Juni  1869. 

Die  Berg-werksabgaben  kamen  in  den  meisten  europäischen  Ländern  mittelst 
der  Regalität  des  Bergbaues  zur  Entwickelung,  waren  aber  weniger  Gewerbesteuern 
als  Verleihungs-  und  Aufsichtsgebühren  (Bergzehnt,  Rezefsgeld,  Quattember- 
geld.)  Gebühren  sind  auch  für  die  Zukunft  noch  gerechtfertigt  (§  302).  Jeder  Grund 
zu  grundsätzlich  abweichender  Steuer- Behandlung  ist  entfallen. 

§  146.  Die  Besteuerung  des  Wandergeiverhehetriehes.  —  Objekt 
ist  der  Absatz  im  Umherziehen  mit  Warenverkauf,  die  Annahme  von 
Bestellungen  u.  s.  w.  Pflichtig  sind  Hausierer,  Geschäftsreisende,  Kol- 
porteure, Detailreisende,  Interessenten  von  Wandergewerbelagern  und 
Auk-tionen.  Die  abgesonderte  Besteuerung  verfolgt  überwiegend  Zwecke 
nicht  finanzieller  Art:  Bekämpfung  des  Vagierens,  des  Betteins,  der 
Verbreitung  unsittlicher  oder  „gemeingefährlicher"  Schriften,  des  Ab- 
satzes von  Schundwaren  und  gesundheitsschädlichen  Waren,  neuestens 
namentlich  den  Schutz  des  sefshaften  Kleingewerbes  und  Detailhandels 
gegen  Konkurrenz.  Der  Gegenstand  ist  eben  deshalb  gesetzgeberisch 
auf  das  stärkste  umstritten  und  der  Kampf,  der  darüber  immer  wieder 
entbrennt,  eine  neue  Bestätigung  dafür,  dafs  in  der  Be- 
steuerung der  Grundsatz  der  Vermeidung  störender  Seiten- 
funktionen wohl  mehr  zu  beachten  wäre,  als  es  jetzt  Brauch  ist.  Dem 
seitwärts  bekämpften  Übelstand  ist  thunlichst  ohne  Steuermafsregeln 
zu  steuern. 

Dasselbe  wird  analog  von  der  innerlich  verwandten  besonderen 
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preufsischen  „Betriebssteuer"   auf  das  Schankgewerbe  gesagt 
werden  dürfen. 

Detailreisende,  Konsumvereine.  Die  jüngste  Novelle  zur  D.  Gewerbeord- 
nung hat  dem  Aufsueben  von  Bestellungen  durch  die  ,. Detailreisenden"  (Gesetz 
vom  Aug.  lS9t5)  eine  starke  Beschränkung  dadurch  auferlegt,  dafs  nur  noch  bei  Ver- 
käufern und  Waren  verarbeitenden  Unternehmungen  Bestellungen  aufgesucht  werden 
dürfen.  Das  ist  offenbar  ein  starker  Eingriff  in  das  Prinzip  der  Gewerbefreiheit. 
Ob  dieser  Eingriff'  seine  volkswirtschaftliche  Wirkung  thun  wird,  ist  eine  zweifel- 
hafte Frage,  welche  nicht  der  Steuerlehre  angehört.  —  Ohne  jeden  Zweifel  ist  über 
den  kleinen  Handelsstand  eine  arge  Not  durch  die  Wirkung  der  modernen 
Verkehrsmittel  hereingebrochen,  und  die  steigende  Konzentration  auch  des 
Detailhandels  durch  das  Grosskapital  mit  seinen  täglich  zunehmenden 
männlichen  aind  weiblichen  Lohnarbeiterscharen  auf  Reisen  ist  ein  schwarzer  Punkt 
am  sozialen  Horizont,  üb  aber  die  W^irkung  der  modernen  Verkehrsmittel  sich 
beseitigen  oder  auch  nur  stark  verlangsamen  läfst,  ist  eine  andere  Frage.  Aufser- 
ordentliche  Steuermafsregeln  bleiben  bei  den  sozialpolitischen  Kuren  auf 
diesem  Gebiete  besser  aus  dem  Spiel;  sie  werden  nur  Geringes  leisten  können. 
Dagegen  ist  die  Anwendung  der  ordentlichen  Steuer  —  sogar  nach  einem  mit 
Rücksicht  auf  die  regelmäfsig  höheren  Gewinne  des  kapitalistisch 
betriebenen  Wanderhandels  höher  angesetzten  Steuerfufse  —  voll- 
ständig begründet. 

Die  vom  Kleinhandel  verlangte  Beiziehung  der  K  o  n  s  u  m  vereine  zur  Gewerbe- 
steuer wird  sich,  soweit  die  Konsumvereine  nicht  einen  offenen  Laden  führen, 
theoretisch  nicht  rechtfertigen  lassen.  Etwas  anderes  ist  es,  ob  der  besondere 
Vorteil,  welcher  in  der  Preisersparung  liegt,  nicht  am  einfachsten  in  der  Form  der 
Beiziehung  zur  Gewerbe-  und  Einkommensteuer  vielmehr  der  Bereicherung-s- 
besteueruug-  (§  284)  zu  unterliegen  hat. 

Für  die  besondere  Belastung  des  Wandergewerbes  habe  ich  schon  in  der 
„Steuerpolitik"  den  Gesichtspunkt  der  „Gebührenbesteuerung"  mit  den  Worten 
geltend  gemacht:  „Die  Wanderge Schäfte  machen  einen  oft  beträchtlichen 
Gewinn,  welcher  sich  gar  nicht  ermitteln  läfst.  Dieser  Gewinn  ist  jedoch  nicht 
blofs  eine  direkt  nicht  zu  ermittelnde,  sondern  auch  eine  aufserordentliche 
Steuerquelle.  Die  besonderen  Abgaben  der  betreffenden  Gewerbetreibenden  sind 
also  thatsächlich  uud  förmlich  Gebühren-  und  zwar  berechtigte  Gebühren-Steuern, 
wenn  sie  nicht  übertrieben  hoch  bemessen,  und  wenn  sie  geschickt  reguliert  sind. 
Die  neuere  Besteuerung  der  Wanderlager  hat  sich  zwar  in  die  Form  einer 
multiplizierten  Gewerbesteuer  gekleidet,  thatsächlich  ist  sie  doch  eine 
Gebühr  (Gebührensteuer).  Sie  trifft  ein  Extraeinkommen,  welches  direkt  gar  nicht 
ermittelt  wird,  und  welches  bei  der  ordentlichen  Gewerbeeiasteuerung  entschlüpfen 
würde.  Akt  und  Zeitfrist  des  Verkaufes,  nicht  der  Reinertrag  sind  das  Steuer- 
objekt, und  als  Tarif  dient  eine  Multiplikationsskala  der  ordentlichen  Erwerbs- 
steuersätze, nicht  der  Gewinnsteuerfufs.  Man  hat  an  den  neueren  deutschen  Wander- 
lagersteuern auch  einen  weiteren  Typus  für  die  in  die  Form  direkter 
Besteuerung  eingekleideten  Gebührensteuern.  Ob  diese  Einkleidung 
die  Qualität  der  Gebühr  erhöht  hat,  ist  freilich  zu  bezweifeln.  Die  Bemessung  nach 
dem  Umsatzwert,  eine  summarische  Schlufsgebühr,  wäre  vielleicht  richtiger." 

Litteratur.  Das  Nähere  über  dieses  sehr  geschäftige  Gesetzgebungsgebiet 
vergl.  im  Artikel  „W^andergewerbe"  in  Conrads  Handwörterbuch  der  St.-W. 

Die  W^andergewerbesteuer  hat  einen  Einschätzungsspielraum  nötig.  Bei  der  Be- 
steuerung der  Wanderlager  und  Auktionen  kommt  wesentlich  die  Zahl  der  Wochen 
und  Tage  des  Vertriebes  als  Mafsstab  in  Betracht. 
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Für  Hausierer,  Kolporteure,  Geschäftsreisende  ergiebt  sich  als  Form  der 
Gewerbe-,  zugleich  als  gemischte  Gebübrensteuer  überall  die  Licenz. 

Grrundsatz  des  neuesten  österreichlscheu  Erwerbssteuer-Eutw.  von  1896 
(§  78  ff.):  Der  Hausierhandel  sowie  alle  im  Umherziehen  von  Ort  zu  Ort  betriebenen 
Gewerbe  und  Beschäftigungen  sind  im  Verhältnis  ihrer  mittleren  Er- 
tragsfähigkeit zu  der  mittleren  Ertragsfähigkeit  ähnlicher  stehender 
Gewerbe  zu  besteuern.  Hierbei  ist  für  den  Unternehmer  selbst  ein  Betrag 
von  1  Fl.  50  kr.  bis  15  Fl.,  und  für  jeden  Hilfsarbeiter  ebenfalls  1  Fl.  50  kr.  bis 
15  FL,  für  verwendete  Zug-  und  Lasttiere  (mit  Ausnahme  der  Hunde)  3  FI.  bis  32  Fl. 
in  Anschlag  zu  bringen.  Erstreckt  sich  der  Betrieb  auf  mehrere  Länder,  so  können 
die  vorstehenden  Steuerbeträge  bis  um  die  Hälfte  erhöht  werden.  Der  Gesamtbetrag 
der  Steuer  ist  stets  mit  einem  in  dem  beiliegenden  Schema  B  enthaltenen  Satze 
zu  bemessen.  Die  Erwerbssteuer  wäre  im  vollen  Betrage  der  Jahres  Schuldigkeit 
auf  einmal  im  voraus  zu  entrichten.  Ausländer  unterlägen  für  den  Geschäfts- 
betrieb im  Inlande  als  Reisende  oder  durch  in  ihren  Diensten  stehende  Handels- 
reisende der  Erwerbssteuer  von  jährlich  mindestens  40  Fl. 

2.  Kapitel.    Die  ßentenbesteuerung. 

§  147.  Wesen  und  Funhtionsschwierigheiten.  —  Diese  Besteuerung, 
welche  aucb  Kapitalsteuer,  Zinssteuer  u.  dergl.  genannt  wird,  ist  eine 
besondere  Ertragssteuer,  welche  den  Rentenbezug  des  Inhabers  des  Rente 
abwerfenden  Vermögens  (Gläubigers,  Aktionärs  u.  s.  w.)  treffen  soll. 

Steuersystematisch  ist  diese  Steuer  unbedingt  da  und  solange  ge- 
fordert, wo  die  übrigen  Ertragssteuern  bestehen  und  fortbestehen.  So 
weit  es  Leihvermögen  früher  gab,  war  es  schon  in  der  alten  „A.  V.  St." 
(Schofs)  mit  besteuert.  Dennoch  fehlt  heute  noch  mehrfach  die  Renten- 
steuer als  allgemeine  Abgabe  auch  da,  wo  die  direkte  Besteuerung 
Ertragsbesteuerung  ist  (wie  in  Frankreich,  Preufsen).  Überall,  wo  sie 
besteht,  ist  sie  viel  später  zur  Ausbildung  gelangt,  als  die  Immobiliar- 
steuern  und  als  die  steuergeschichtlich  am  frühesten  von  den  älteren 
Generalsteuern  sich  abzweigenden  Gewerbesteuern. 

Das  hat  seinen  Grund  nicht  blofs  in  der  ,,Abschüttelung"  seitens  der 
„Kapitalisten";  einer  solchen  kann  auf  dem  Boden  der  direkten  Be- 
steuerung, was  das  bewegliche  Rentenvermögen  betrifft,  überhaupt  nur 
schwer  gesteuert  werden.  Der  Grund  liegt  in  den  steuertechnischen 
Schwierigkeiten.     Diese  sind  verschiedener  Art. 

Einmal  liegen  sie  im  allgemeinen  Wesen  des  Objektes,  da  das 
Darlehen  sich  dem  öffentlichen  Blicke  entzieht;  dies  gilt  namentlich 
von  dem  unmittelbaren  Darlehen  des  Gläubigers  an  seinen  Privat- 
schuldner. Dazu  kommt,  dafs  der  Gläubiger  dem  Schuldner  gegenüber 
eine  die  Zuwälzung  an  letzteren  begünstigende  Überlegenheit  der  wirt- 
schaftlichen Stellung  besitzt.  Die  Privatrenten  hauptsächlich  sind  es, 
deren  Besteuerung  vom  Gläubiger  leicht  übergewälzt  wird.  Aber  auch 
bedrängten  Staaten  als  Schuldnern  wird  die  Steuerlast  häufig  von  An- 
fang  an   in   der   Form    verbriefter   „Steuerfreiheit"   der   Anlehenstitel 

ScHÄFFLE,  Steuern,  Besonderer  Teil.  13 


194  Erstes  Buch.   III.  Hauptabschnitt.    Zweite  Abteilung. 

(Oesterreicb ,  Rufsland)  leicht  und  so  umfassend  zugewälzt,  dafs  die 
Belastung  nur  der  nichtsteuerfreien  Darlehen  zu  bedenklichem  Verstofse 
gegen  die  „Allgemeinheit"  der  Besteuerung  und  zur  Dürftigkeit  des  Er- 
trages hinführt. 

Zu  den  aus  der  stets  gleichen  Natur  des  Steuerobjektes  stammenden 
Schwierigkeiten  sind  solche  hinzugekommen,  welche  aus  der  neuesten 
Entwickeluug  des  Kreditwesens  und  der  Unternehmungsformen  hervor- 
gehen. In  jährlich  zunehmendem  Mafse  wird  das  Unternehmungskapital 
reines  Rentenkapital  als  Aktie,  umfassend  auch  als  Obligation,  wo  wie 
in  Amerika  der  Boninhaber  dem  Shareholder  bedenklich  ähnlich  ist. 
Am  erschwerendsten  wirkt  aber  jene  kreditgeschiclitliche  Grundthat- 
sache  unserer  Zeit,  dafs  das  Leihkapital  immer  melir  ein  „Wertpapier- 
kapital", eine  Ware  geworden  ist,  welche  internationalen  Uralauf, 
einen  täglich  schwankenden  Marktwert  (Kurs),  einen  häufigen,  daher  die 
Amortisation  der  Rentensteuer  begünstigenden  und  beschleunigenden 
Umschlag  gcAYonnen  hat.  Dies  hat  in  Beziehung  auf  sämtliche  Fak- 
toren der  Rentenbesteuerung  ganz  eigentümliche  und  steuertechnisch 
schwer  zu  bewältigende  Verhältnisse  geschaffen. 

Die  allgemeine  Schwierigkeit  aller  Ertragsbesteuerung,  dafs  zwi- 
schen Erträgen  und  Einkünften  durch  Verschuldung  ein  Unterschied 
entsteht,  trifft  dagegen  bei  diesem  Objekt  wenig  zu,  sobald  man  die 
Rentensteuer  ganz  zu  einer  Partiale  der  „A.  E.  St."  umbildet." 

§  148.  Hilfsmittel.  —  Die  moderne  Entwicklung  des  Kredit-  und 
Unternehmungswesens  kommt  aber  der  Steuertechnik  auch  wieder  hilf- 
reich entgegen.  Das  Steuerobjekt  wird  bei  allen  öffentliche  Rechnung 
legenden  Aktien-  und  verwandten  Geschäften  nach  seiner  Massen- 
erscheinung  ersichtlich,  und  selbst  die  Privathypotheken  kommen 
für  das  wachsame  Besteueruugsauge  ans  Liclit,  sobald  man  einmal  ver- 
stehen wird,  die  Akten  der  Hypothekenämter  planmäfsig  zu 
verwerten. 

Jener  Entwickelungsgang  hat  die  konzentrierte  Anfassung  gerade 
des  steuerbarsten  Teiles  der  Renten,  wie  für  die  Einkommens-,  so  für 
die  Ertragsbesteuerung,  in  Form  der  Vorschufsbesteuerung  (Coupon- 
besteuerung) möglich  gemacht.  Solche  Gestaltung  führt,  wie  gezeigt  ist, 
eine  wirkliche  Doppelbesteuerung  dann  nicht  herbei,  wenn  man  nur  das 
besonders  steuerbare  Rentengrofskapital  durch  die  „A.  E.  St."  anfafst, 
d.  h.  wenn  man  in  schon  empfolileuer  Weise  das  Existenzminimum  der 
„A.E.  St."  möglichst  hoch  festsetzt  und  so  für  die  Kleinrentner  die  Renten- 
einkommonsteuer  beseitigt.  Je  weiter  die  Kreditentwickelung  fort- 
schreitet, desto  mehr  wird  man  auch  die  allen  Mobiliarrenten  gegenüber 
besonders  begründete  und  notwendige  Eiusteuerungssti-enge  schrittweise 
durchzusetzen  vermögen. 

Auch   dann  freilich   wird   gerade   vom   Rentenvermögen    {moneyed 
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interesf)  die  „Abschiitteliing"  viel  stärker  verbrochen  werden  können, 
als  vom  Grofsgrundbesitz  (landed  interesf).  Eine  Ergänzung  dieser 
Lücke  ist  aber  bis  zu  einem  gewissen  Grade  möglieh  durch  indirekte 
Besteuerung,  weniger  freilich  durch  „Verkehrsbesteuerung  (§  310),  als 
durch  Besteuerung  des  Gebrauchsluxus  (§  260  j  und  der  gi-ofsen  Erb- 
massen (§  326). 

§  149.  Die  FaJctoren  der  Eentenbesteuerung.  —  l.Die  Zuständig- 
keit. Die  Eentensteuer  eignet  sich  zur  ausschliefsenden  Kommunal- 
besteuerung aus  den  in  §§  68  ff.  angegebenen  Gründen  nicht. 

2.  Die  subjektive  Steuerpflieht  —  betreffend  ist  zwar  das 
Rentenvermögen  zur  „A.  E.  St."  vom  Rentenempfänger  zu  versteuern, 
die  ßentenpartiale  der  Generalsteuern  hiernach  als  Tragsteuer  auszu- 
gestalten, da  sonst  alle  Vorzüge  der  direkten  Generalbesteuerung  ver- 
loren gehen  würden.  Als  Ertragssteuer  dagegen  läfst  sich  die  Renten- 
steuer umfassend  zur  Vorschufssteuer,  mit  Einhebung  bei  den  Coupons- 
zahlungskassen machen.  Anderenfalls  geht  ihre  Ertragssicherheit  ver- 
loren. Dafs  dabei  auch  Ausländer  als  Aktionäre  und  Obligationäre 
heimischer  Unternehmungen  ergriffen  werden,  ist  eine  Licht-,  nicht  eine 
Schattenseite  der  Ertragsrentensteuer. 

Diesem  Grundsatz  scheint  die  neuere  Regulierung  der  General- 
steuern zwar  zuwider  zu  handeln,  indem  der  Staat  auch  die  Erwerbs- 
gesellschaften, z.  B.  in  Preufsen,  den  Generalsteuern  unterwirft.  Das 
ist  aber  steuertechnisch  geboten,  wenn  man  den  Ertrag  sichern  will. 
Die  Unerkennbarkeit  des  schlüpfenden  und  oft  genug  schlüpfrigen  Ob- 
jektes fordert  es.  Dem  Ausländer  gegenüber  fungiert  die  Beiziehung 
zur  Greneralbesteuerung  doch  nur  als  eine  das  Steuersystem  ergänzende 
Ertragssteuer.  Der  Inländer,  welchem  das  vom  Coupon  eingehende 
Einkommen  noch  einmal  belastet  wird,  erleidet  unter  der  Voraussetzung, 
dafs  der  Kleinrentner  mittelst  eines  hohen  Existenzminimums  steuei-frei 
bleibt,  eine  praktisch  belangreiche  Doppelbesteuerung  nicht;  denn  das 
grofse  Rentenvermögen  ist  ganz  besonders  steuerbar,  nicht  blofs  als 
grofses  Vermögen,  als  welches  es  von  der  progressiven  Personal- 
besteuerung getroffen  wird,  sondern  als  bewegliches  Vermögen,  als 
welches  es  besonders  leicht  schlüpft ;  die  Couponsbesteuerung  neben  der 
Personalbesteuerung  ist  ein  ganz  gerechtfertigter  Zusatz  für  ein  be- 
sonders steuerbares  freies  Einkommen  und  aufserdem  als  Ergänzungs- 
steuer im  Sinne  fester  Anfassung  des  beweglichen  A^ermögens  sehr  wohl 
begründet.  Davon  zu  schweigen,  dafs.  die  Härten,  welche  für  einzelne 
Träger  der  Generalsteuern  übrig  bleiben,  bei  den  meisten  Wertpapieren 
besonders  rasch  und  leicht  durch  die  Kursamortisation  der  Steuerlast 
bei  Verkauf  und  Erbgang  sich  mildern. 

Anders  freilich  liegt  die  Frage  da,  wo  auch  noch  eine  hohe  Erwerbssteuer  hinzu- 
kommt,  namentlich   wenn   diese   stabile  Tarifsteuer  ist.     Das   trifft  wenigstens   für 
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Preufsen  nicht  zu,  welches  die  Erwerbssteaer  als  Staatssteuer  aufgegeben  hat.  Für 
andere  Staaten,  wie  Oesterreich,  welches  die  progressive  ,.A.  E.  St."  einführen  und 
dennoch  die  lOproz.  Erwerbssteuer  der  Gesellschaften  beibehalten  will,  sowie  für 
andere  Staaten,  welche  in  ähnlichen  Lagen  sich  befinden,  kommt  in  Betracht,  dafs 
die  Erwerbssteuern  im  Kurs  der  grofsen  Masse  noch  mehr  oder  weniger  abgeschüttelt 
sind,  und  dafs  sie  auCserdem  die  ergänzende  Vermögenssteuer  vom  freien  Eigentum 
einigermafsen,  wenn  auch  in  sehr  unvollkommener  Weise  ersetzen. 

Steuerfreiheit  —  ist  für  die  österreichische  Rentensteuerreform  geplant  u.  a. 
für  Witwen,  elternlose  Minderjährige  und  erwerbsunfähige  Personen,  sofern  die- 
selben von  der  Personal-Einkommensteuer  befreit  sind,  sowie  für  jene  Beiträge, 
welche  ein  Eheteil  von  dem  anderen  sowie  Kinder  von  ihren  Eltern  oder  Eltern  von 
ihren  Kindern  zum  Unterhalte  empfangen. 

§  IbO.  Fo)iset£U7ig.  3.  Die  objektive  Steiierpflichf.  —  Als  Objekte  der 
Eentenbesteuerung  kommen  in  Betracht: 
I.  Zinsen: 

A.  aus  Individualdarleben  jeder  Art  von  Einzelnen  au 
Einzelne:  unversicherte  und  versicherte,  unterpfandlich 
(hvpothekarisch)  versicherte  und  faustpfandlich  versicherte, 
TTertpapiere  und  Buchforderungen  »Kontokorrent). 

B.  aus  Teilforderungen:  a.  von  Privaten  fStandesherren,  Pri- 
vatfabriken u.  s.  w.)  b.  von  Erwerbsgesellschaften  (Obliga- 
tionen. Prioritäten),  c.  von  Reichen,  Staaten  und  Kommunal- 
körpern : 

IL  Geschäftsanteilsrenten:  Aktien  und  andere  Auteile  (Kom- 
manditanteile)  u.  s.  "w.    Diese  Objekte  sind  zwar  keine  Kredit- 
papiere, aber  steuertechnisch  wie  diese  zu  behandeln: 
III.  Spar-    und   Versicherungszuwüchse.    Einlagerenten    der 
öffentlichen  und  genossenschaftlichen  Spar-  und  Versicherungs- 
anstalten (Einlagen-Zuwachsrenten)  u.  s.  w. 
Zu  obigen  Gattungen  von  Steuerobjekten  wären  weiter  Leibgedinge 
und  Leibrenten  zu  rechnen. 

Einzelne  Objekte  können  auch  durch  Erwerbs-  und  Einkommens- 
besteuerung der  die  Renten  vermittelnden  Privat-.  Erwerbs-  und  Ge- 
nos.^enschaftsanstalten  konzentriert  erfafst,  müssen  dann  aber  sonst 
geschont  werden. 

Besondere  Verwaltung^smittel.  Zur  Erfassung  des  Rentensteuerobjektes  sind 
Kontrolle  durch  die  Erbteilungsakten,  „Besteuerung  an  der  Quelle'"  durch  die  Coupon- 
steuer, was  jedoch  (vergl.  §  93 1  leicht  Doppelbesteuerung  oder  Mifsbrauch  zur  Ver- 
schleierung der  anderen  Objekte  des  Couponemplängers  ergiebt,  Beiziehung  der 
Sparkassen-  und  Personalversicherungsanstalten  u.  s.  w.  wohl  geeignet. 

§  15L  4.  Grad  der  Steuerharlceit.  —  Verschiedene  Rententitel  be- 
sitzen nicht  denselben  Grad  der  Steuerbarkeit.  Dies  gilt  uamentlieh 
von  Reuten  riskierter  Anlagen  und  von  Leibrenten,  bei  welchen  eine 
Risikoprämie  bezw.  ein  Kapitaleiubufsesatz  bei  der  Steuerkapitali- 
sierung sollte  in  Abzug  gebracht   werden  dürfen.     Das  praktische  Be. 
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dtirfnis  der  Steuertechnik  wird  jedoch  die  Vernachlässigung  dieses 
Momentes  rechtfertigen. 

Mehrfach  ist  eine  Berücksichtigung  von  Schuldzinsen,  welche 
der  Zinsbezieher  seinerseits  zu  bezahlen  hat,  sowie  anderer  auf  dem 
Objekte  haftender  privatrechtlicher  Lasten  empfohlen  und  zugegeben 
worden.  So  sehr  diese  Eücksicht  für  die  Einkommensteuer  begründet 
und  ausführbar  ist,  so  wenig  trifft  dies  für  die  Eentensteuer  als  Er- 
tragssteuer zu. 

Als  nicht  steuerbar  sind  gewisse  Mindestbeträge  an  Eente  anzu- 
sehen, und  die  entsprechenden  Schonungen  können  bei  dem  bereits  sehr 
starken  Personalcharakter  der  Rentenbesteuerung  auch  durchgeführt 
werden.  Grundsätzlich  widersprechen  derartige  Schonungen  dem  Wesen 
der  Ertragsbesteuerung,  da  man  nicht  weifs,  den.  wievielten  Teil  des 
Personal-G-esamteinkommens  die  Eente  ausmacht. 

§  152.  Die  Ahschüitelung.  —  Die  gewöhnliche  Leihzinssteuer  vom 
beweglichen  Kapital  kann  nur  in  geringem  Mafse  abgewälzt  werden, 
wenn  alle  Anlagearten  dieses  Kapitals  gleichmäfsig  be- 
lastet werden. 

Es  mag  sein,  dafs  die  Besteuerung  den  änfseren  Anstofs  zu  einer  sonst  an- 
gezeigten und  durchführbaren  Zinserhöhung  giebt;  letztere  läfst  sich  aber  in  diesem 
Falle  nicht  als  Steuerüberwälzung  auffassen.  Anders  verhält  es  sich,  wenn  das  be- 
wegliche Kapital  in  verschiedenen  Anlagearten  und  Anlageplätzen  einer  ungleichen 
Höhe  der  Steuerlast  begegnet.  Alsdann  strömt  es  den  minderbelasteten  Anlage- 
gelegenheiten unter  billigeren  Bedingungen  zu.  Für  die  stärker  besteuerten  Anlagen 
ist  es  nur  unter  schwereren  Bedingungen  zu  haben.  Daher  wird,  wenn  in  einem 
Lande  für  eine  besondere  Gattung  von  Zinstiteln  oder  Geschäftsbetrieben  der  Steuer- 
fufs  über  die  durchschnittliche  Höhe  steigt,  allerdings  eine  Abwälzung  stattfinden; 
der  Schuldner  erhält  die  Steuer  durch  Zinsaufschlag  oder  durch  Abzug  an  der 
Anlehensvaluta  zugewälzt.  Der  Gläubiger  wälzt  bei  der  ihm  für  die  Eegel  günstigeren 
Konjunktur  die  Steuerlast  von  sich  ab.  Der  Unternehmer  verläfst  den  Geschäfts- 
zweig. Aus  dem  Vorstehenden  ergiebt  sich,  eine  wie  hohe  Aufgabe  es  ist,  die  Zins- 
und  Renten besteuerung  als  allgemeine  und  gleichmäfsige  Steuer  vom  wirklichen, 
reinen  persönlichen  Renteneinkommen  der  laufenden  Periode,  d.  h.  als  einen  Teil 
der  allgemeinen  wirklichen  Personaleinkommensteuer  auszugestalten  und  aufserordent- 
liche  Steuerfüfse  sowie  Steuerbefreiungen  zu  unterlassen  bezw.  durch  billige  Ab- 
findung aus  dem  Steuersystem  wieder  auszumerzen.  Ein  grofsartiger  Fall  der 
Steueramortisation  ergiebt  sich  bei  hohen  Coupons  steuern,  indem  die  Kurse  der 
Zinstitel  um  den  Kapitalbetrag  der  höheren  Steuerbeträge  weichen  oder  im  Falle 
der  gesetzlichen  Steuerfreiheit  entsprech.end  steigen. 

3.  Kapitel.    Die  Lohn-  und  Beriifseinkommens- Besteuerung. 

§  153.  Wesen  imd  FunMmien.  — ■  Diese  Besteuerung  ist  eine 
Specialeinkommensteuer,  nicht  eigentlich  Ertragssteuer.  Den  Charakter 
der  Ertragsteuer  legt  sie  desto  mehr  ab,  je  mehr  die  Subjekte  blofs 
Löhneinkommen  beziehen,  so  dafs  für  sie  das  persönliche  Gesamtein- 
kommen mit  dem  Lohneinkommen  ganz  zusammenfällt. 
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Für  die  kleineren  Lohueinkommen  ^vird  die  Lohnbesteuerung' 
st  euer  systematisch  besser  durch  die  Aufwandsteuer  auf  gewisse 
mäfsig  steuerbare  Artikel  ersetzt  (§  74),  was  nicht  blofs  für  die  Staats-, 
sondern  auch  für  die  Kommunalbesteuerung  zutrifft.  Wo  jedoch  Auf- 
wandssteuern, welche  die  kleinen  Leute  treffen,  nicht  bestehen,  ist 
die  Lohnbesteuerung  ein  systematisch  gerechtfertigtes  Anhängsel  zum 
Erti-agssteuersystem,  auch  in  der  Gemeinde. 

Die  gröfseren  Arbeitseinkommen  sind  der  Lohnbesteuerung  zu 
unterwerfen,  wenn  sie  nicht  schon  durch  die  „A.  E.  St."  verhältnis- 
mäfsig  belastet  sind.  Diese  Einkommen  auch  mit  demjenigen  Teil, 
welcher  als  freies  Einkommen  sich  darstellt,  von  der  Mehrbelastung 
des  fundierten  Einkommens  frei   zu  lassen,  ist  (§  8S)  nicht  begründet. 

Als  Objekt  der  Lohnbesteuerung  ist  nur  der  den  notwendigsten 
Lebensunterhalt  übersteigende  Arbeitsverdienst  anzusehen.  Hierbei 
kommen  zwei  Arten  persönlichen  Arbeitseinkommens  in  Bctraclit.  näm- 
lich der  eigentliche  Lohn,  welcher  vom  öffentlichen  oder  privaten 
Arbeitgeber  bezahlt  wird,  und  der  „freie",  dem  Geschäftsgewinn  sich 
annähernde  Verdienst  der  sog.  liberalen  Berufsarten  (Künstler.  Lehrer. 
Arzte  u.  s.  w.),  das  ,,Berufseinkomraen",  welchem  oft  das  Einkommen 
von  öffentlichen  und  von  sog.  ,,Privat"-Beamten  zugezählt  wird.  Man 
spricht  daher  auch  von  der  Arbeits-  und  ,.Besoldungs"-  oder  Berufsein- 
kommensteucr.  Jedenfalls  sind  beide  Objekte  steuertechnisch  zusammen- 
gehörig und  von  der  Gewerbebesteuerung  zu  trennen.  Einige  Ertrags- 
steuer -  Gesetzgebungen  ziehen  als  Objekt  alles  Einkommen  heran, 
welches  nicht  schon  durch  eine  ihrer  anderen  Ertragssteuern  getroffen 
wird,  so  in  Bayern. 

§  154,  Freigebung  der  Lohnhesteuerung.  —  Aus  den  prinzipiellen, 
steuertechnischen  und  steuerökonomischen  Gründen  des  §  102  werden 
gleiehmäfsig  in  der  „A.  E.  St."  und  in  besonderen  Lohnsteuern 
wenigstens  die  ganz  kleinen  Einkommen  überhaupt,  daher  faktisch  ins- 
besondere die  Lohneinkommen  freigelassen  und  der  höhere  Arbeits- 
verdienst nur  mit  mäfsigen,  allmählich  steigenden  Sätzen  belegt  (Pro- 
gressiv- bezw.  Degressivskalen). 

So  in  Preufsen  die  1S91  abgeschaffte  und  durch  die  „Ä.  E.  St."  (Existenzmini- 
mum 900  iM.)  ersetzte  Klassensteuer  nach  der  Novelle  von  1S7.3  erst  bei  42o  M.  Ein- 
kommen beginnend,  Steuersatz  in  der  ersten  Stufe  (420-660  M.)  3  M.  oder  etwa 
0,-55  Proz.  vom  Mittel  der  Klasse,  zweite  Stufe  (660  —  900  M.)  6  M.  oder  desgleichen 
etwa  o,S  Proz.  u.  s.  w.  (zwölfte  Stufe  etwa  2/2  Proz).  Seit  1883  Beginn  der  Klassen- 
steuer bei  900  M-,  Steuersatz  6,75  M.  (A.  Wagnbr). 

§  155.  Die  Verschmelzung  der  Lohn-  mit  der  Einlcommensteuer 
in  die  Klassensteuer.  —  Diese  Verschmelzung  bestand  lange  Jahre  in 
Preufsen  bis  1891. 

Bei  der  Klassensteuer  verzichtet  man  im  allgemeinen  ganz  oder  grofsenteils 
auf  die  Ermittlung  des  Einkommens,  insbesondere  in  seiner  ziffernmäfsigen  Höhe  und 
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veranlagt  die  Steuersubjekte  statt  dessen  nach  anderen  oifenkundigen  oder  ziemlich 
leicht  und  sicher  zu  ermittelnden  äusseren  Merkmalen,  aus  denen  teils  nur  mittelbar 
auf  Art  und  Höhe  des  Einkommens,  teils,  von  diesem  abgesehen,  auf  die  ungefähre 
Steuerfähigkeit  geschlossen  wird.  Nach  diesen  Merkmalen  wird  in  verhältnismäfsig 
wenige  Klassen  eingeschätzt,  wovon  die  Folge  ist,  dafs  der  wirklichen  Steuerkraft 
der  Einzelnen  nur  sehr  ungefähr  nahe  gekommen  werden  kann.  Das  praktisch 
wichtigste  und  allgemein  wertvollste  Beispiel  von  wahrhaft  typischer  Bedeutung 
liefert  die  Geschichte  der  preuCsischen  Klassensteuer  von  lS2u  bis  1891  bez.  bis 
zur  Novelle  von  1873.  Die  Veranlagung  erfolgte  nach  Haushaltungen.  Gleich 
die  erste  Klassifizierung  vom  Jahre  1820  hatte  sich  bei  der  Ausführung  als  gar  zu 
wenig  specialisierend  erwiesen,  weshalb  bereits  die  Kabinettsordre  vom  5.  Sept.  1821 
in  der  Klassifizierung  weiter  ging.  Es  wurden  vier  Klassen  mit  je  3  Stufen  unter- 
schieden. Das  Gesetz  von  1851  hielt  an  dieser  Veranlagung  nach  Merkmalen  im 
Prinzip  fest,  aber  in  der  Ausführung  suchte  man  bereits  von  der  zweiten  Haupt- 
klasse an  sich  an  das  ,,mutmafsliche"  Einkommen  anzulehnen.  Im  Gesetz  bestanden 
drei  Hauptklassen  (§  7)  mit  im  ganzen  12  Stufen,  in  welche  die  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen unter  Berücksichtigung  der  für  die  Hauptklassen  angegebenen  allgemeinen 
Unterscheidungsmerkmale  einerseits,  anderseits  aber  unter  Berücksichtigung  ihrer 
gesamten  Verhältnisse  und  der  durch  diese  bedingten  besonderen  Leistungsfähigkeit 
einzuschätzen  waren  (A.  Wagnek). 

§  1 56.  Die  BerufsemJcommensteuer  in  Licenzform.  —  Diese  Steuer 
ist  als  Personalerwerbslicenz,  nicht  blofs  als  Konsumsteuer-,  Konzen- 
trations- und  Kontrollelieenz  sehr  entwickelt  in  Grossbritannien.  Dem 
Wesen  nach  kommt  sie  den  Berufseinkommen- ,  d.  h.  Personalssteuern 
des  deutschen  Ertragssteuersystems  sehr  nahe.  Für  heute  empfiehlt 
sich  diese  ungleiche  Steuerkraft  gleich  treffende  Steuerform  nicht  mehr, 
sondern  nur  die  Abschaffung  aller  besonderen  Lohnsteuern  und  deren 
Ersatz  durch  Beiziehung  zur  „A.  E.  St."  oberhalb  des  Existenzminimums. 

In  England  zahlen  Licenzsteuern  die  KechtsanwäUe ,  Notare,  Auktionatoren, 
Taxatoren,  Pfandleiher,  Hausierer  u.  s.  w. 
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§  157.  Preufsen.  —  Das  deutsche  Keich  erhebt  auch  direkte 
Specialsteuern  nicht. 

Der  gröfste  deutsche  Bundesstaat  hat  solche  als  Staatssteuern  auf- 
gegeben, eine  „Kapitalsteuer"  nie  gehabt,  die  „Klassensteuer"  seit  1891 
aufgehoben  bezw.  mit  der  „A.  E.  St."  verschmolzen,  die  drei  Real- 
steuern aber  an  die  Kommunalkörper  überwiesen  und  nur  die  Veran- 
lagung derselben  in  der  Hand  behalten;  die  bei  Einführung  des  Grund- 
steuergesetzes von  1861  gegebenen  Entschädigungen  für  aufgehobene 
Grundsteuerfreiheit  sind,  soweit  es  möglich  war,  zur  Zurückzahlung  an 
den  Staat  gelangt. 
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Die  Grund-  und  die  Gebäudesteuer  vom  21.  Mai  1S61.  —  §  1  zerlegt 
die  Grundsteuer  in  die  Steuer  auf  Gebäude  samt  zugehörigen  Hofraum  und  Haus- 
garten, ,, Gebäudesteuer"  genannt,  und  in  die  „eigentliche  Grundsteuer" 
von  der  ertragsfähigen  Liegenschaft. 

Durch  §  3  des  Gesetzes  vom  21.  Mai  IStil  war  der  Ertrag  der  „eigentlichen  Grund- 
steuer" vom  1.  Januar  18G5  zum  Betrag  von  10  Mill.  Thalern  kontingentiert  gewesen. 
Die  Befreiungen  des  §  4  sind  jetzt  durch  diejenigen  des  §  2-i  des  Kommunalabgaben- 
gesetzes ersetzt;  die  letzteren  Litt,  a  bis  k  sind  den  Grundstücken  für  öffentliche 
Dienste,  für  Schulen,  Universitäten,  Gottesdienst,  Wohlthätigkeitspfiege,  auch  für  Dienst- 
grundstücke und  Dienstwohnungen  eingeräumt,  „soweit  ihnen  bisher  Steuerfreiheit 
zugestanden  hat." 

Nach  dem  „Gebäudesteuergesetz"  vom  selben  Tage,  welches  da  in  Geltung 
bleibt,  wo  die  Gemeinden  sich  die  Einführung  besonderer  Steuern  vom  Grundbesitz 
(§  25  des  Kommunalabgabengesetzes)  nicht  gestatten,  sind  gebäudesteuerfrei  weiter 
diejenigen  unbewohnten  Gebäude,  welche  nur  zum  Betriebe  der  Landwirtschaft,  z.  B. 
zur  Unterbringung  des  Wirtschaftsviehes,  der  Wirtschaftsgeräte,  der  Bodenerzeugnisse 
u.  s.  w.  bestimmt  sind;  nicht  minder  solche  zu  gewerblichen  Anlagen  gehörige  Ge- 
bäude, welche  nur  zur  Aufbewahrung  von  Brennmaterialien  und  Rohstoffen,  sowie 
als  Stallung  für  das  lediglich  zum  Gewerbebetriebe  bestimmte  Zugvieh  dienen. 

§  4.  Die  Veranlagung  der  Gebäudesteuer  erfolgt  dergestalt,  dafs  jedes  der 
Steuer  unterliegende  Gebäude  nach  Mafsgabe  seines  jährlichen  Nutzungswertes 
zu  einer  der  in   dem  zugehörigen  Tarif  bestimmten  Steuerstufen  eingeschätzt  wird. 

§  5.  Die  Steuer  beträgt  jährlich  bei  Wohngebäuden  4  Proz.,  bei  Wirtschafts- 
gebäuden 2  Proz.    Die  Vorschreibung  erfolgt  nach  einen  Klassentarif. 

§  6.  In  den  Städten,  sowie  in  denjenigen  ländlichen  Ortschaften,  in  welchen 
eine  überwiegende  Anzahl  von  Wohngebäuden  regelmäfsig  durch  Vermietung  be- 
nutzt wird,  ist  der  Nutzungswert  (§  4)  der  steuerpflichtigen  Gebäude  nach  dem  mitt- 
leren jährlichen  Mietwert  dei  selben  festzustellen  und  letzterer  nach  den  durch- 
schnittlichen Mietpreisen  abzumessen,  welche  innerhalb  der  vorangegangenen 
zehn  Jahre  in  der  Stadt  oder  Ortschaft  bedungen  worden  sind. 

§  7.  In  den  übrigen  ländlichen  Ortschaften  sind,  insoweit  aus  wirklichen 
Mietpreisen  ein  zureichender  Anhalt  für  die  Feststellung  des  Nutzungswertes  der 
Gebäude  nicht  zu  gewinnen  ist,  zu  diesem  Behufe  neben  der  Gröfse,  Bauart  und 
Beschaffenheit  der  Gebäude  auch  die  Gesamtverhältnisse  der  zu  denselben  gehörigen 
ländlichen  Besitzungen  und  nutzbaren  Grundstücke  zu  berücksichtigen.  In  der 
Regel  sind:  1.  die  Wohngebäude,  welche  zu  ländlichen  Grundstücken  von  so  ge- 
ringem Ertrage  gehören,  dafs  deren  Besitzer  zu  ihrem  Unterhalte  noch  anderweiten 
Verdienst  durch  Tagelohn  oder  diesem  ähnliche  Lohnarbeit  suchen  müssen,  ingleichen 
die  Wohngebäude  der  kleinen  Handwerker,  Fabrikarbeiter  u.  s.  w.  in  eine  der 
Stufen  1  bis  6  einzuschätzen;  2.  die  Wohngebäude,  welche  zu  solchen  selbständigen 
ländlichen  Besitzungen  gehören,  deren  wirtschaftlicher  Reinertrag  nach  ungefährer 
Schätzung  durchschnittlich  weniger  als  Eintausend  Reichsthaler  jährlich  beträgt,  zu 
den  Stufen  7  bis  22;  3.  die  Wohngebäude,  welche  zu  solchen  gröfseren  ländlichen 
Besitzungen  gehören,  deren  wirtschaftlicher  Reinertrag  auf  Eintausend  Reichsthaler 
jährlich  oder  darüber  geschätzt  wird,  zu  den  Stufen  17  bis  37  des  Tarifs  zu  ver- 
anlagen. Diese  Wohngebäude  dürfen  niemals  in  eine  höhere  Stufe  eingeschätzt 
werden,  als  Wohngebäude  von  gleicher  Gröfse,  Bauart  und  Beschaffenheit  in  den 
nächst  belegenen  Landstädten. 

§  8.  Bei  der  Veranlagung  der  Gebäude  in  den  im  §  7  gedachten  Ortschaften 
sind  aufserdem  besondere  Vorschriften  (zu  1  bis  5)  für  die  Tarifeinschätzung  zu 
beachten. 
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§  158.  Fortsetzung.  Das preufsische  Geiverljesteuergesetzvom24.Juni 
1891.  —  Die  jetzt  den  Kommunalkörpern  überlassene  Grewerbebesteuerung 
Preufsens  hat  in  diesem  Gesetz,  sowie  in  den  §§  28—32  des  Kommunal- 
abgabengesetzes ihre  Normierung  gefunden. 

Nach  dem  Gesetz  von  1891  erfolgt  die  alljährliche  Besteuerung  in 
vier  Gewerbesteuerklassen. 

Steuerklassen.  In  Klasse  I  sind  diejenigen  Betriebe  zu  besteuern,  deren  jähr- 
licher Ertrag  50  000  M.  oder  mehr,  oder  bei  denen  der  Wert  des  Anlage-  und  Be- 
triebskapitals 1000000  M.  oder  mehr  beträgt.  Die  Gewerbesteuerklasse  11  umfafst 
die  Betriebe  mit  einem  jährlichen  Ertrage  von  2uü00  bis  ausschliefslich  50  000  M., 
oder  mit  einem  Anlage-  und  Betriebskapital  im  Werte  von  150  000  bis  ausschliefs- 
lich lOiiOüOO  M.  Zur  Gewcrbesteuerklasse  111  gehören  die  Betriebe  mit  einem  jähr- 
lichen Ertrage  von  4000  bis  ausschliefslich  20  000  M.,  oder  mit  einem  Anlage-  und 
Betriebskapital  im  Werte  von  30  000  bis  ausschliefslich  150  000  M.  Zur  Gewerbe- 
steuerklasse IV  gehören  die  Betriebe  mit  einem  jährlichen  Ertrage  von  1500  bis  aus- 
schliefslich 4000  M.,  oder  mit  einem  Anlage-  und  Betriebskapitale  von  3000  bis  aus- 
schliefslich 30  000  M. 

§  7.  Betriebe,  bei  denen  weder  der  jährliche  Ertrag  1500  M.  noch  das  Anlage- 
und  Betriebskapital  3000  M.  erreicht,  bleiben  von  der  Gewerbesteuer  befreit.  Auf 
die  Betriebssteuer  (§§  59 ff.  dieses  Gesetzes)  findet  diese  Bestimmung  keine  An- 
wendung. 

§  8.  Betriebe,  deren  Zugehörigkeit  zu  einer  der  Steuerklassen  I,  II,  III  ledig- 
lich durch  die  Höhe  des  Anlage-  und  Betriebskapitals  bedingt  ist,  sind  auf  Antrag 
des  Steuerpflichtigen  in  die  dem  Ertrage  entsprechende  Steuerklasse  zu  versetzen, 
wenn  der  erzielte  Ertrag  nachweislich  zwei  Jahre  lang  die  Höhe  von  30  000  M. 
in  Klasse  I,  von  15  000  M.  in  Klasse  II  und  von  3000  M.  in  Klasse  III  nicht  erreicht  hat. 
Auf  Konsumvereine  und  Konsumanstalten,  welche  nach  §  5  gewerbesteuerpflichtig 
sind,  findet  diese  Bestimmung  keine  Anwendung. 

Teranlagung'  in  Klasse  I.  §  9.  Die  Steuer  ist  in  Klasse  I  von  jedem  Ge- 
werbebetriebe mit  Einem  vom  Hundert  des  jährlichen  Ertrages  mit  der  Mafsgabe  zu 
entrichten,  dafs  bei  einem  Ertrage  von  50  000  bis  54S00  M.  (ausschliefslich)  die 
Steuer  524  M.  beträgt,  und  für  die  höheren,  in  Stufen  von  je  4800  M.  steigenden 
Erträge  die  Steuersätze  in  Stufen  von  je  48  M.  steigen.  Für  Erträge  unter  50  000  M. 
können  geringere  Steuersätze  als  524  M.,  jedoch  nicht  unter  300  M.  unter  Beachtung 
der  Vorschrift  im  letzten  Absätze  des  §  14  angesetzt  werden. 

§  10.  Veranlagungsbezirke  für  die  Klasse  1  sind  die  einzelnen  Provinzen  und 
die  Stadt  Berlin.  Die  Veranlagung  erfolgt  durch  den  für  jeden  Veranlagungsbezirk 
zu  bildenden  Steuerausschufs,  dessen  Mitgliederzahl  vom  Finanzminister  zu  be- 
stimmen ist,  jedoch  wenigstens  aus  sechs  Personen  bestehen  mufs.  Zwei  Drittel 
derselben  werden  für  drei  Jahre  von  dem  Provinzialausschufs  aus  den  Gewerbe- 
treibenden des  Bezirks  gewählt.  Ein  Drittel  der  Mitglieder  und  den  Vorsitzenden 
des  Steuerausschusses  ernennt  der  Finanzminister. 

Veranlagung  in  Klasse  II  bis  IV.  §  11.  Veranlagungsbezirke  bilden  für 
Klasse  II  die  Reglerungsbezirke,  für  Klassen  III  und  IV  die  Kreise.  Die  Stadt  Berlin 
bildet  für  jede  Klasse  einen  Veranlagungsbezirk. 

Steuergesellschaften.  §  13.  Die  Steuerpflichtigen  des  Veranlagungsbezirks 
werden  in  jeder  der  Klassen  II  bis  IV  zu  einer  Steuergesellschaft  vereinigt, 
welche  für  das  Veranlagungsjahr  die  Summe  der  für  jeden  Betrieb  in  Ansatz  kom- 
menden Mittelsätze  aufzubringen  hat. 

Steuersätze.    §  14.    Die  Mittelsätze  betragen:  in  Klasse  II  300  M  ,  in  Klasse  III 
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80  M.,  in  Klasse  IV  Ki  M.  Die  bei  der  Steuerverteilung  zulässigen  geringsten  und 
höchsten  Steuersätze  betragen  in  Klasse  II  156  bis  4S0  M.,  in  Klasse  Hl  32  bis  192  M., 
in  Klasse  IV  4  bis  36  M.  Die  Steuersätze  sollen  bis  zu  40  M.  um  je  4  M.,  von  da 
ab  bis  96  M.  um  je  S  M.,  weiter  bis  192  M.  um  je  12  M.  und  weiter  bis  zu  4"5U  M. 
um  je  36  M.  steigend  abgestuft  werden. 

§  26.  Der  Steuerausschufs  ist  berechtigt,  Sachverständige  und  Äuskunftspersonen 
zu  vernehmen,  nötigenfalls  auch  dieselben  zu  beeidigen  oder  deren  eidliche  Ver- 
nehmung zu  veranlassen.  Dieselben  können  die  Auskunftserteilung  auf  die  ihnen 
vorgelegten  Fragen  nur  aus  den  nach  Bestimmung  der  Civilprozefsordnung  zur  Ver- 
weigerung des  Zeugnisses  berechtigenden  Gründen  ablehnen.  Personen,  welche  bei 
dem  Steuerpflichtigen  bedienstet  sind  oder  waren,  bleiben  von  der  Vernehmung  aus- 
geschlossen, insofern  der  Steuerpflichtige  damit  nicht  einverstanden  ist. 

§  27.  Eine  Vorlegung  der  Geschäftsbücher  des  Gewerbetreibenden  findet  nur 
statt,  wenn  dieser  selbst  dazu  bereit  ist.  Zur  Oüenbarung  von  Geschäftsgeheimnissen 
ist  der  Gewerbetreibende  in  keinem  Falle  verpflichtet.  Mit  der  Besichtigung  der 
Anlagen,  Betriebsstätten  und  Vorräte  können  ohne  Zustimmung  des  Gewerbetreibenden 
andere  Personen,  als  Staatsbeamte,  nicht  beauftragt  werden. 

§  55.  Auf  besondere  Aufforderung  des  Vorsitzenden  eines  zuständigen  Steuer- 
ausschusses des  Veranlagnngsbezirkes  ist  jeder  Gewerbetreibende  verpflichtet,  in 
verschlossenem  Schreiben  oder  mündlich  zu  Protjokoll  zu  erklären,  ob  der 
jährliche  Ertrag  seines  Gewerbebetriebes  150ü  bis  ausschliefslich  4000  M.,  oder 
4(mjO  bis  ausschliefslich  20i)0o  M,  oder  20  000  bis  auschliefslich  50u00  M.,  oder 
50  0Ü0  M.  oder  mehr  beträgt,  und  ob  der  Wert  des  Anlage-  und  Betriebskapitals 
3000  bis  ausschliefslich  300O0  M.,  oder  30000  bis  150000  M.,  oder  150000  bis  aus- 
schliefslich 1000  000  M.,  oder  1000  000  M.  oder  mehr  beträgt.  Solche  Erklärungen 
sind  geheim  aufzubewahren.  Weitergehende  Auskunftserteilung  über  die  Höhe  des 
Ertrages  sowie  den  Wert  des  Anlage-  und  Betriebskapitals  ist  der  Gewerbetreibende 
abzulehnen  berechtigt.  Die  im  Vorstehenden  vorgeschriebene  Auskunft  über  die 
Höhe  des  Anlage-  und  Betriebskapitals  zu  erteilen,  siiul  auch  diejenigen  verpflichtet, 
welche  einen  Betrieb  neu  beginnen.  Dem  Steuerpflichtigen  ist  auf  seinen  Antrag  in 
Fällen,  in  welchen  es  sich  um  einen  nur  durch  Schätzung  zu  ermittelnden  Ertrag 
handelt,  gestattet,  statt  der  im  Absatz  1  erwähnten  Erklärung  diejenigen  Nach- 
weisungen zu  geben,  deren  der  Steuerausschufs  zur  Schätzung  des  Ertrages  bedarf. 

§  159.  Spec'tcdhesteuening  in  deutschen  Mlttehtaaten. —  1.  Bayern 
hat  aufser  der  Grund-,  der  Gebäude-,  Gewerbe-  und  Kapitalrentensteuer 
das  Gesetz  vom  19.  Mai  18S1  über  die  Einkommensteuer. 

Gegenstand  derselben :  .,da8  Einkommen,  das  nicht  bereits  mit  Grund-,  Haus-. 
Gewerbe-  oder  Kapitalrentensteuer  angelegt  ist,  gleichviel  ob  das  Einkommen  stän- 
dig oder  unständig,  ob  es  in  Geld,  Geldeswert  oder  geldwertem  Nutzgenufs  besteht 
(§  1).  Dabei  3  Abteilungen:  I.  Einkommen  aus  Lohnarbeit  (d.  h.  dem  nach 
einfacher  Tageai'beit  bemessene  Verdienst  der  gewöhnlichen  Tagelöhner,  Dienstboten, 
Lohndiener,  Gewerbsgehilfen,  Fabrikarbeiter!,  ferner:  Verdienst  von  Schreibern  und 
anderen  Personen,  wenn  ihr  Dienstverhältnis  durch  den  Dienstvertrag  nicht  für 
einen  Monat  oder  länger  gesichert  ist;  also  Abteilung  I  ist  eine  direkte  Lohnsteuer. 
Abteilung  111  ist  im  wesentlichen  eine  direkte  Besoldungsstcuer  (für  die  Gebalte, 
Pensionen  u.  dergl.  im  öffentlichen  Dienst,  ferner  für  die  nach  dem  Dienstvertrag 
mindestens  für  einen  Monat  gesicherten  Bezüge  der  Privatbediensteten;  aufserdem 
hier  auch  das  Einkommen  aus  Wittumen,  Präbenden.  Austrägen,  Leibrenten  und 
anderen  dergleichen  Bezügen  ohne  Verpflichtung  zur  Dienstleistung!.  Abteilung  II 
enthält  eine  direkte  Steuer  der  liberalen  Bern  fsuntorn  eh  raun  gen  (Einkommen 
aus  wissenschaftlicher  und  künstlerischer  Beschäftigung:   Rechtsanwalt,  Arzt,  Ver- 
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dienst  aus  litterai ischer  Arbeit,  Unterrichtserteilung,  Musik  und  bildender  Kunst; 
Bezirksgeometer,  Gerichtsvollzieher,  Steuer-  und  Gemeindeeinnehmer,  Verifikator 
u.  s.  w. ;  überhaupt  „aus  allen  sonstigen  Berufsarten,  welche  eine  wissenschaftliche 
oder  künstlerische  Vorbildung  zu  erfordern  pflegen,  sofern  solche  nicht  wegen  gewerbs- 
mäfsiger  Ausübung  sich  zur  Einreihung  unter  die  Gewerbesteuer  eignen").  Aufser- 
dem  steht  in  Abteilung  II  das  Einkommen  aus  dem  Betriebe  des  Bergbaues  und 
dasjenige  aus  erpachteten  Ökonomiegütern  mit  selbständigem  Wirtschaftsbetriebe, 
sowie  aus  der  Verpachtung  von  Gewerben. 

§  160.  Die  übrigen  Mittelstaolen.  —  2.  In  Sachsen 
hat  man  die  älteren  direkten  Staatssteuern  in  ein  dreigliedriges,  vornehmlich  eine 
Ertragsbesteuerung  darstellendes  System  hinübergebildet:  eine  Grund-,  eine  mit 
dieser  verbundene  Gebäude-  und  eine  Gewerbe-  und  Personalsteuer.  Durch  eine 
neuere  Reform  (1870er  Jahre)  ist  letztere  aufgehoben,  die  beiden  anderen  sind  nach 
erheblicher  Ermäfsigung  ihres  Fufses  als  Reste  der  Ertragsbesteuerung  verblieben, 
an  Stelle  dieser  Steuern  und  Ermäfsigungen  aber  eine  allgemeine  personale  Ein- 
kommensteuer getreten  (1878).  Sonst  besteht  noch  eine  Hausier-  und  Wanderlager- 
steuer. 

3.  Württemberg- 
hat seine  drei  Realsteuern  noch  1873  unter  grofsem  Katasteraufwand  durchgreifend, 
aber  kaum  glücklich  geregelt.  In  der  Denkschrift  v.  Rieckes  zur  gegenwärtig 
schwebenden  Reform  wird  rund  heraus  eingestanden,  dafs  die  Gewerbesteuer  von 
1873  in  Wirklichkeit  gar  nicht  auf  gesetzliche  Weise  zur  Anwendung 
gelangt.  „Bei  der  Einschätzung  der  Gewerbe  zum  Gewerbesteuerkataster  sollen  nach 
Art.  87  des  Gesetzes  von  1873  der  persönliche  Arbeitsverdienst  der  Gewerbe- 
treibenden und  der  nach  Prozenten  zu  schätzende  Ertrag  aus  dem  im  Gewerbe  ver- 
wendeten Betriebskspital  den  Mafsstab  der  Besteuerung  bilden  und  soll  darnach 
der  Reinertrag  des  Gewerbes  selbst,  nicht  wie  vordem  der  blofs  relative  Steueransatz, 
ermittelt  werden.  In  der  Praxis  wird  allerdings  bei  den  Einschätzungen  meist 
anders  verfahren,  zuerst  auf  den  Reinertrag  im  ganzen  geschätzt  und  werden 
dann  erst  die  Anteile  festgestellt,  welche  auf  Arbeitsverdienst  und  auf  Kapital- 
ertrag entfallen."  Neben  den  Realsteuern  bestehen  die  „Kapital"-  und  die  „Berufs"- 
Einkommensteuer. 

4.  Baden 

hat  ein  ausgebildetes  fünfgliedriges  Ertragssteuersystem,  in  welches  seit  den  40  er 
Jahren  auch  eine  eigene  Kapitalrentensteuer  aufgenommen  worden  war.  Dasselbe 
ist  jüngst  modifiziert  und  durch  eine  allgemeine  Einkommensteuer  ergänzt  worden, 
welche  letztere  zum  T  eil  an  Stelle  der  Gewerbesteuer  (vom  persönlichen  Verdienst)  trat. 

5.  Elsass-Lothringen 

hat  die  vier  direkten  Steuern  Frankreichs.  Letztere  sind  jedoch  teilweise  abge- 
ändert. —  Die  Grundsteuer  betr.  wurde  durch  Gesetz  vom  31.  März  1884  be- 
stimmt, dafs  der  Kataster  für  sämtliche  Gemeinden  des  Landes  der  Bereinigung  zu 
unterziehen  sei,  und  im  Anschlufs  hieran  zur  Herbeiführung  eines  gleichmäfsigen 
Grundsteuerfufses  eine  allgemeine  Ausgleichung  der  Grundsteuer-Reinerträge  vor- 
gesehen. Die  Neueinschätzung  der  Grundstücke  erfolgte  in  Verbindung  mit  den 
Bereinigungsarbeiten  nach  Mafsgabe  des  Fortschreitens  dieser  Arbeiten.  Dagegen 
ist,  was  die  Gebäude  betrifft,  durch  die  Novelle  vom  6.  April  1892  deren  sofortige 
Neueinschätzung,  unabhängig  von  der  Katasterbereinigung  und  getrennt  von  den 
Grundstücken,  angeordnet  worden.  —  Auch  die  Gewerbesteuer  hat  durch  Gesetz 
vom  6.  Mai  1893  Veränderungen  erfahren.  Die  Tarifbesteuerung  ist  zwar  geblieben, 
aber  die  Ermittelung   der  Ertragsfähigkeit  ist,  in  Abweichung  von  dem  formalen 
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System  des  französischen  Rechts ,  unter  freier  Würdigung  aller  im  einzelnen  Falle 
in  Betracht  kommenden  Umstände  zur  Ausführung  zu  bringen.  Die  Einschätzung 
geschiebt  unter  der  Aufsicht  einer  Kommission  von  Landesscbätzern  innerhalb  be- 
stimmter Schätzungsdistrikte  durch  Kreis-  oder  Bezirkskommissionen,  deren  Mit- 
glieder zum  Teil  von  dem  Direktor  der  direkten  Steuern  ernannt  werden.  Die 
Gewerbetreibenden  sind  verpflichtet,  innerhalb  einer  von  dem  Ausführungskommissar 
zu  bestimmenden  Frist,  die  mindestens  auf  6  Wochen  zu  berechnen  ist,  bei  dem 
Bürgermeister  ihrer  Gemeinde  oder  dem  Ausführungskommissar  Erklärungen  über 
folgende  thatsächliche  Verhältnisse  abzugeben:  1)  Die  Zahl  ihrer  Gehilfen  und 
Arbeiter,  2)  die  verwendeten  Betriebsräume  und  Betriebsmittel,  insbesondere  auch 
deren  Alter  und  Zustand  Das  Gesetz  vom  6.  Mai  IS93  hat  sich  nach  dem  Vorbilde 
des  Verfahrens,  das  von  dem  Gesetz  vom  6.  April  1892,  betr.  Abänderung  des 
Gesetzes  über  die  Bereinigung  des  Katasters,  hinsichtlich  der  Gebäude  eingeschlagen 
worden  ist,  darauf  beschränkt,  die  Einschätzung  der  Gewerbe  anzuordnen.  Die  Neu- 
regelung der  Gewerbesteuer  ist  einem  besonderen  Gesetze  vorbehalten,  das  erst  zu 
vereinbaren  sein  wird,  nachdem  die  Einschätzung  zur  Durchführung  gelangt  is't. 
(Nach  Marquardsens  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts.) 

Die  den  direkten  Steuern  gleichgestellte  Bergwerkssteuer  wird  von 
dem  Bergwerkseigentum  erhoben.  Sie  besteht  aus  einem  festen  und  einem  ver- 
hältnismäfsigen  Satze. 


2.  Kapitel.     Oesterreicli. 

ij  161.  Die  Ertragshesteuerung  Oesterreichs.  —  Die  von  der 
neuesten  Steuerreform  nicht  berührten  Immobiliarsteuern. 
1.  Die  Grundsteuer  ist  am  Schlufs  eines  in  §  133  übersiehtlicli  dar- 
gestellten hundertjährigen  Entwickelungsganges  eine  einheitliche  Reichs- 
steuer geworden.  Die  neueste  Steuerreform  ist  auf  die  Ermäfsigung, 
doch  nicht  auf  die  Abschaffung  derselben  gerichtet. 

2.  Die  ebenfalls  bis  auf  weiteres  neben  „A.  E.  St."  fortbestehende 
Gebäudebe>iteueruug  beruht  auf  dem  Patente  vom  23.  Februar  1820. 
Sie  ergreift  alle  Wohngebäude. 

§  162.  Fortsetzung.  Ausmafs  der  österreichischen  Gehäudesteuern 
(nach  Lesigang  hn  .,Osterr.  Sfaats-lVörferhiiche.'''). 

Das  Ausmafs  A  der  Hauszinssteuev  ist  nicht  überall  gleich.  In  dieser  Be- 
ziehung bilden  nämlich  eine  Anzahl  im  Gesetz  i).  Febr.  1S82  besonders  angeführter, 
in  der  Hauptsache  mit  den  schon  durch  das  kais.  Patent  vom  23.  Februar  1820  als 
zinssteuerpflichtig  erklärten  Landeshauptstädte  und  sonstiger  Orte  eine  besondere 
Gruppe.  Es  sind  dies:  Wien,  Linz  (samt  Vorstädten),  Salzburg  (samt  Vorstädten 
und  Vororten),  Innsbruck  samt  Wilten,  Graz.  Klagenfurt  und  Laibach  (alle  drei 
letzgenannten  samt  Vorstädten),  Triest  (ohne  Gebiet),  Görz  samt  Stadtbezirk,  Zara, 
Prag,  Teplitz-Schönau,  Karlsbad,  Marienbad,  Franzensbad,  Brunn  (samt  Vorstädten), 
Olmütz,  Troppau  (innere  Stadt),  Lemberg,  Krakau  und  Czernowitz  (innere  Stadt). 
In  allen  diesen  Orten  (mit  Ausnahme  von  Zara  und  Czernowitz)  sind  von  den  ein- 
zubekennenden Zinsen  15  Proz.  als  „Erhaltungs-  und  Amortisationskosten"  abzu- 
rechnen (in  Zara  und  Czernowitz  beträgt  dieser  Abzug  30  Proz);  vom  Reste  der 
Mietzinse  beträgt  die  Steuer  25-  3  Proz.  —  Für  alle  übrigen  Gebäude  betragen  die 
Erhaltungskosten  30  Proz.  des  Bruttozinses;  vom  Reste  desselben  ist  die  Zinssteuer 
in  Tirol  und  Vorarlberg  mit    15,  sonst  überall  mit  26  Proz.  festgestellt  worden.  — 


2.  Kapitel.    Oesterreich.  205 

Eine  besondere  Bestimmung  gilt  für  diejenigen  in  nicht  ganz  zinssteuerpflichtigen 
Orten  gelegenen  Gebäude,  welche  nur  teilweise  vermietet  und  dabei  doch  zins- 
steuerpflichtig sind.  Für  solche  Gebäude  ist  nämlich  als  Zinssteuer  zu  entrichten 
derjenige  Betrag,  welcher  auf  die  nicht  vermieteten  Wohnbestandteile  nach  dem 
geltenden  Tarife  als  Klassen  Steuer  zu  bezahlen  wäre  nebst  demjenigen  Betrage, 
welcher  von  dem  für  die  vermieteten  Bestandteile  einzubekennenden  Mietzinse  nach 
den  bereits  mitgeteilten  Vorschriften  einzufordern  ist.  —  B.  Uaasklassensteuer. 
Die  Hausklassensteuer  ist  nach  dem  dem  Gesetz  vom  9.  Februar  1882  angehängten 
„Hausklassentarife"  zu  bemessen.  Hienach  hat  ein  Haus  mit  40  —  36  Wohnbestand- 
teilen in  I.  Klasse  220  Fl.,  ein  solches  mit  1  Wohnbestandteil  in  der  niedrigsten 
Klasse  XVI  1,50  Fl.  zu  zahlen. 

§  163.  Die  seit  1849  neben  den  Immohiliarsteuern  unter  dem 
Namen  EinTcommensteuer  bestehende,  durch  die  neueste  Steuerreform  zu 
beseitigende  dreigliederige  Ertragsbesteuerung.  —  Die  sog.  Einkommen- 
steuer von  1849,  welche  1898  der  neuesten  Kodifikation  weichen  soll, 
erfafst  in  drei  Klassen  (I  bis  III)  folgende  Objekte: 

Klasse  I.  Das  Einkommen  von  den  der  Erwerbssteuer  unterworfenen  Erwerbs- 
gattungen, wozu  ferner  zu  rechnen  ist:  a.  das  Einkommen  vom  Berg-  und  Hütten- 
betriebe, b.  der  Gewinn,  den  Pächter  von  Pachtungen  beziehen. 

Klasse  II.  Das  Einkommen,  das  a.  als  Entgelt  für  solche  Arbeiten  oder  Dienst- 
leistungen, die  der  Erwerbssteuer  nicht  unterliegen,  unmittelbar  vom  Arbeitenden 
oder  Dienstleistenden  während  der  Dauer  oder  nach  dem  Aufhören  der  Beschäftigung 
oder  Dienstleistung  oder  von  den  Angehörigen  desselben  bezogen  wird,  oder  b.  an 
stehenden  Jahresbezügen  aus  Versorgungs-  oder  Lebensversicherungsanstalten  den- 
jenigen, für  welche  die  Einlagen  in  diese  Anstalten  geschahen,  zufliesst. 

Klasse  III.  Zinsen  von  Darlehen  oder  anderen  stehenden  Schuldforderungen, 
wie  Leibrenten,  oder  andere  den  Zinsgenufs  von  einem  Kapital  vertretenden  Renten, 
soweit  diese  Renten  nicht  in  der  IL  Klasse  begriffen  sind."]  •/:.) 

§  164.  Die  bestehende  und  bevorstehende  Gewerbesteuerung  Oester- 
reichs.  —  Die  „Erwerbssteuer",  welche  seit  1812  besteht,  soll  mit 
1898  der  neuen  Erwerbssteuer,  welche  eine  Steuerklassensteuer 
sein  wird,  weichen.  Übrigens  steht  die  Zustimmung  des  Herrenhauses 
zum  Beschlufs  des  Abgeordnetenhauses  (Juni  1S96)  noch  aus.  Die  neue 
Erwerbssteuer  würde  in  zwei  Glieder  zerfallen,  nämlich  erstens  in  eine 
Steuer  auf  Geschäfte  mit  öffentlicher  Rechnungslegung  und  in  die 
Erwerbsteuer  auf  alle  übrigen  Erwerbsgeschäfte. 

1.  Die  alte  Erwerbssteuer  von  1812  (nach  der  vom  Abg.  H.  angenommenen 
Reform  giltig  bis  tS9S)  ist  (war)  eiue  klassenreiche  Tarifsteuer. 

II.  Die  bevorstehende  Erwerbssteuer.  A.  Für  Geschüfte  mit  »ffentlielier 
Rechttuag-sleg-uug.  l.  subjektiv  steuerpflichtig  (§  83  des  Kodif.-Gesetzes)  sind: 
I.  Erwerbsunternehmungen  (Aktien-  und  Kommanditgesellschaften,  Gewerkschaften, 
Versicherungsunternehmungen,  öffentliche  Kreditinstitute,  Staatseisenbahnen,  Wirt- 
schaftsgenossenschaften), II.  gewisse  gemeinnützige  Unternehmungen,  darunter  Spar- 
kassen und  wechselseitige  Versicherungsanstalten. 

2.  Das  Steuerobjekt  ist  der  im  vorhergegangenen  Geschäftsjahre  erzielte 
Reinertrag,  über  dessen  Berechnung  (§  92  ff.)  eingehende  Bestimmungen  getroffen 
werden. 

3.  Die  Steuerlast  (§  lUü)  beträgt  10  Proz.  des  steuerpflichtigen  Reinertrags. 

4.  Ort  der  Vorscbreibuuff  uud  des  Bezug-es  der  Steuer  ist  der  Ort  des  Wohn- 
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Sitzes  des  Unternehmens.  Befindet  sich  die  Betriebsstätte  nicht  an  diesem  Wohn- 
sitze, so  sind  20  Proz.  der  von  sämtlichen  derartigen  Unternehmungen  desselben 
Steuerpflichtigen  bemessenen  Steuer  in  der  Gemeinde  des  Sitzes  des  Unternehmens, 
die  übrigen  SO  Proz.  in  der  Gemeinde  vorzuschreiben,  in  welcher  sich  die  Betriebs- 
stätte befindet.  (Bei  Handelsunternehmungen,  Kreditinstituten  und  Versicherungs- 
unternehmungen ist  das  Teilungsverhältnis  50  :  50).  Bei  Eisenbahnunternehmungeu 
ist  das  Verhältnis  10  :  90,  bezw.  wenn  der  Wohnsitz  der  obersten  Geschäl'tsleitung 
in  einem  der  von  der  Bahn  durchzogenen  Lande  sich  befindet,  wie  25  :  75,  von  den 
übrigen  90  bezw.  75  Proz.  fallen  Dreiviertel  der  Gemeinde  des  Landes-Betriebs- 
leitungswohnsltzes  bezw.  der  Landeshauptstadt  zu ;  das  letzte  Viertel  der  von  der 
Bahn  durchzogenen  Gemeinde  pro  rata  der  letztfünfjährigon  Ertragssteuer-Leistung. 
Für  den  Fall  der  Verstaatlichung  von  Privatbahnen  triöt  §  10  b  die  erforderlichen 
Übergangsbestimmungen.  Bei  Binnenschiffahrtsunternehmungen  sind  80,  bei  ander- 
weitigen Schiflahrtsunternehmungen  90  Proz.  der  von  sämtlichen  derartigen  Unter- 
nehmungen des  Steuerpflichtigen  bemessenen  Steuer  in  der  Gemeinde  des  Sitzes  des 
Unternehmens  vorzuschreiben.  Die  übrigen  20  bezw.  10  Proz.  sind  in  jener  Ge- 
meinde vorzuschreiben,  in  welcher  sich  die  Stationen,  Werften,  Agenturen,  Werk- 
stätten oder  ähnliche  Betriebsstätten  der  Unternehmung  befinden.  —  Erstreckt 
sich  eine  einheitliche  Betriebsstätte  in  das  Gebiet  mehrerer  Gemeinden,  so  hat  die 
Steuerbehörde  nach  Mafsgabe  der  verhältnismäfsigen  Wichtigkeit  der  einzelnen  Teile 
der  Betriebsstätte  unter  Berücksichtigung  der  den  beteiligten  Gemeinden  durch  das 
Vorhandensein  der  Betriebsstätte  oder  durch  den  Betrieb  des  Gewerbes  erwachsenden 
Kommunallasten,  sowie  des  Flächenverhältnisses  über  die  Aufteilung  der  Steuer  nach 
billigem  Ermessen  zu  entscheiden.  Gehören  die  beteiligten  Gemeinden  verschiedenen 
Veranlagungsbezirken  oder  verschiedenen  Ländern  an,  so  bestimmt  im  ersten  Falle 
die  Finanzlandesbehörde,  im  zweiten  das  Finanzministerium  sowohl  die  mit  der  Be- 
messung zu  betrauende  Steuerbehörde,  als  auch  die  Aufteilung  der  Steuer. 

5.  Orgfauisatiou  und  Yerfahreu.  Zur  Einsteuerur.g  berufen  ist  die  Steuerbe- 
hörde I.  Instanz.     Die   steuerpflichtigen  Geschäfte  sind  deklarationspüichtig. 

B.  Die  Erweibssteuer  auf  die  Geschälte  olme  öffentliche  ßeclienschafts- 
legung.  —  1.  Die  sul)jektive  und  objektive  Steuerpfliclit  liegt  Jedem  ob,  welcher 
im  Inlande  eine  Erwerbsunternehmung  treibt  oder  eine  auf  Gewinn  gerichtete  Be- 
schäftigung ausübt,  jedoch  mit  Ausnahme  der  Unternehmungen  mit  öffentlicher 
Rechnungslegung,  des  Sold-  und  Lohnerwerbes,  des  land-  und  forstwirtschaftlichen 
Betriebes  und  einer  Anzahl  in  §  3  namhaft  gemachter  Nebenbeschäftigungen.  Steuer- 
objekt ist  also  der  Gewinn  aus  selbständigem  Privaterwerb.' 

2.  Die  Steuerlast  ist  für  die  erste  Veranlagungsperiode  mit  17  Mill.  Fl.  für  alle 
Länder  zusammen  fixiert;  später  soll  sie  für  jede  Periode  um  2,4  Proz.  des  letzt- 
jährigen Ertrages  steigen  mit  Abzug  der  Betreffe  der  in  Erwerbsgescllschaften  ver- 
wandelten Geschäfte.  Die  neue  Erwerbssteuer  würde  nach  dieser  Gesetzesvorlage 
Repartitionssteuer. 

3.  Die  Kepartition  der  Steuer  fünde  in  zwei  Stufen  statt. 

I.  Die  Bezirks -Einzelrepartition  innerhalb  des  einzelnen  Veranlagungsbe- 
zirks erfolgte  nach  den  vier  Steuerklassen,  deren  Angehörige  zusammen  eine  Steuer- 
gesellscliaft  für  die  Aufbringung  des  Kontingents  bilden.  In  die  erste  Klasse  gehören 
die  Steuerpflichtigen,  denen  mehr  als  1000  Fl.,  in  die  zweite  jene,  denen  raclir  als  150  Fl., 
aber  nicht  mehr  als  loOOFl.,  in  die  dritte  Klasse  jene,  denen  mehr  als  :iO  Fl.,  aber 
nicht  mehr  als  150  Fl.,  in  die  vierte  jene,  denen  nicht  mehr  als  30  Fl.  an  jährlicher 
Steuerschuldigkeit  vorgeschrieben  ist.  Die  Einreibung  der  Erwerbsteuerpflichtigen 
in  die  Steuergesellschaften  geschähe  durch  die  Steuerbehörde  erster  Instanz. 
Für  die  folgenden  Veranlagungspcrioden  würden  die  Erwerbssteuerpflichtigen  in  die 
Steuerklassen   nach  demjenigen  Betrage  eingereiht,  welchen  sie  an  allgemeiner  Er- 
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werbssteuer  in  dem  letzten  der  Veranlagungsperiode  vorausgehenden  Jahre  im  Yer- 
anlagungsbezirke  zu  entrichten  hatten. 

Yeranlagfung-sbezirke  sind  für  die  1.  u.  2.  Klasse  die  Handelskammerbezirke.  Für 
die  dritte  und  vierte  Klasse  wären  Veranlagungsbezirke  die  Städte  und  Industrieorte 
mit  mehr  als  20  00(J  Einwohnern  (ausschlief&lich  des  Militärs)  und  die  politischen 
Bezirke. 

Die  Eepjirtitiousorgane  jeder  Steuergesellschaft  („Erwerbsteuerkommis- 
sionen'') sind  Kommissionen,  deren  Vorstand  und  Mitgliederzahl  die  Regierung 
bestimmt.  Die  Hälfte  der  Mitgliederzahl  wird  von  der  Steuergesellschaft  gewählt, 
die  andere  samt  dem  Vorsitzenden  vom  Finanzminister  ernannt.  Für  jedes  Land  be- 
stünde aufserdem  eine,,Erwerbsteuerlandeskommission",  deren  Mitglieder  teils  ernannt, 
teils  gewählt  sind,  so  dafs  die  Landtage  und  die  Handelskammern  Vertreter  entsenden. 
(Die  genauere  Zusammensetzung  ist  in  einem  Schema  A  bestimmt.)  Den  Erwerb- 
steuerlandeskommissionen  steht  zu :  die  Entscheidung  über  die  gegen  die  Bemessung 
des  Steuersatzes,  sowie  über  die  gegen  die  Erteilung  oder  Verweigerung  von  Steuer- 
befreiungen erhobenen  Berufungen,  ferner  die  Erstattung  von  Gutachten  und 
Anträgen  an  die  Kontingentkommission  (s.  u.j  in  Bezug  auf  die  Feststellung  bezw. 
Richtigstellung  der  Gesellschaft skongingente  (s.  u.  H.). 

Die  ßepartitiou,  sog.  Teranlaguug  des  (xesellschaftskontingents  innerhalb 
der  Steuergesellschaft  {§  31  ff.j.  Zur  Feststellung  des  Verhältnisses,  in  welchem 
die  Aufteilung  erfolgen  soll,  weist  die  Erwerbssteuerkommission  jedem  Steuerpflich- 
tigen von  den  in  einem  Schema  B  enthaltenen  Sätzen  denjenigen  Steuersatz  zu, 
welcher  nach  ihrem  Ermessen  der  mittleren  Ertragsfähigkeit  seines  Gewerbes 
oder  seiner  Beschäftigung  im  Verhältnisse  zur  mittleren  Ertragsfähigkeit  der  Gewerbe 
und  Feschäftigungen  der  anderen  Steuerpflichtigen  der  Steuergesellschaft  am  besten 
entspricht.  Die  Erwerbssteuerkommission  hat  die  Veranlagung  in  der  Regel,  soweit 
dies  mit  Rücksicht  auf  die  vorliegenden  Erhebungen  ohne  Verzögerung  des  Ver- 
anlagungsgeschäftes thunlich  ist,  nach  Erwerbsgruppen  vorzunehmen  und  in 
jeder  Erwerbsgruppe  für  jene  Erwerbsunternehmungen  und  Beschäftigungen,  welche 
nach  ihrer  mittleren  Ertragsfähigkeit  den  geringsten  Ertrag  abwerfen,  den  Steuer- 
satz festzustellen,  dann  nach  Festsetzung  dieses  niedrigsten  Steuersatzes  die  übrigen 
Unternehmungen  und  Beschäftigungen  nach  ihrer  mittleren  Ertragsfähigkeit  in  der 
Art  zu  ordnen,  dafs  alle  Unternehmungen  und  Beschäftigungen,  welche  in  Bezug 
auf  dieselben  nicht  wesentlich  von  einander  verschieden  sind,  mit  demselben 
Ste u ersatze  belegt  werden.  Ist  der  Ertrag  einer  Unternehmung  oder  Beschäftigung 
vorwiegend  das  Ergebnis  von  Arbeitsverdienst  ohne  erhebliche  Mitwirkung  von 
Kapital,  so  kann  die  Erwerbssteuerkommission  die  betreffende  Unternehmung  mit 
einem  bis  um  drei  Stufen  niedrigeren  Steuersatze,  als  er  ihrer  mittleren  Ertrags- 
fähigkeit entsprechen  würde,  belegen.  Das  genauere  Verfahren  soll  in  einer  In- 
struktion geregelt  werden,  welche  insbesondere  auch  eine  Anleitung  darüber  zu 
enthalten  hat,  welche  Merkmale  des  Betriebsumfanges  von  der  Kommission  fest- 
zustellen sind. 

Die  Kommission  arbeitet  mit  Hilfe  der  „Erwerbssteuererklärung",  in 
welcher  der  Steuerpflichtige  anzugeben  hätte:  die  Art  des  Geschäftsbetriebes;  den 
Ort  der  Betriebsausübung;  die  Beschaffenheit  und  den  Mietv.'ert  der  Betriebsräume; 
Zahl  und  Art  der  Hilfsarbeiter;  Art  und  "Wert  des  Anlagekapitals;  Art  und  Wert 
des  Betriebskapitals;  Beschaffenheit  und  Zahl  der  gesamten,  namentlich  aber  der 
in  Verwendung  stehenden  Betriebsmittel  (Motoren,  Arbeitsmaschinen,  Werkvorrich- 
tungen u.  dergl.);  solche  specielle  Thatumstände,  welche  in  der  im  Verordnungwege 
zu  erlassenden  Instruktion  als  wesentliche  Merkmale  des  Betriebsumfanges  bezeichnet 
werden. 

II.   Die  Reichs  (Centra])-Kontiugeutkommissioii.    Die  Vornahme  von  An- 
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deruDgen  im  Verhältnisse  der  von  den  einzelnen  Steuergesellschaften  aufzubringenden 
Gesellschaftskontingente  wäre  der  Kontingentkommission  vorbehalten,  welche  vorher  die 
diesbezüglichen  Anträgeder  Erwerbssteuerlandeskommission  einzuholen 
hat.  Die  Kontingentkommission  tritt  unter  dem  Vorsitze  des  Finanzministers  oder  seines 
Stellvertreters  in  Wien  zusammen.  Sie  besteht  aufser  dem  Vorsitzenden  aus  26  Mit- 
gliedern; von  diesen  wird  die  Hälfte  durch  den  Finanzminister  ernannt,  die  andere 
Hälfte  von  den  Erwerbssteuerlandeskommissionen  gewählt.  An  der  Wahl  nehmen 
nur  die  von  den  Landtagen  und  den  Handels-  und  Gewerbekammern  in  die  Erwerbs- 
steuerlandeskommission entsendeten  Vertreter  teil. 

Die  Kontingentkommission  ist  befugt,  für  die  erste  Veranlagungsperiode  der 
allgemeinen  Erwerbssteuer  einzelnen  Gesellschaften  dann  eine  entsprechende  Er- 
mäfsigung  des  Kontingents  zuzuerkennen,  wenn  eine  sehr  erhebliche  Überlastung 
der  Steuerpflichtigen  der  betreffenden  Steuergesellschaft  unzweifelhaft  dargethan  er- 
scheint. Die  zuerkannten  Ermäfsigungen  sind  in  erster  Linie  aus  im  ersten  Absätze 
des  §  49  näher  bezeichneten  Überschüssen  und.  sofern  diese  nicht  ausreichen,  durch 
eine  verhältnismäfsige  Erhöbung  sämtlicher  Gesellschaftskontingente  zu  decken. 

Vor  Ablauf  der  ersten  sowie  jeder  folgenden  Veranlagungsperiode  zieht  die 
Kontiugentkommission  in  Erwägung,  ob  mit  Kücksicht  auf  die  über  die  verhältnis- 
mäfsige Steuerbelastung  der  verschiedenen  Steuergesellschaften  gemachten  Wahr- 
nehmungen, sowie  mit  Rücksicht  auf  allfällige  seit  der  letzten  Steuerbemessung 
eingetretene  Verschiebungen  der  Steuerkraft  Änderungen  in  der  Aufteilung  der  ge- 
setzlichen Erwerbssteuerhauptsumme  auf  die  einzelnen  Steuergesellschaften  behufs 
Herbeiführung  einer  gleichmäfsigen  Besteuerung  derselben  geboten  erscheinen.  Be- 
schlüsse, durch  welche  das  nach  §  5ü  entfallende  Kontingent  einzelner  Steuergesell- 
schatten hinauf-  oder  herabgesetzt  wird,  können,  wenn  die  Erhöhung  oder  Herab- 
setzung 20  Proz  von  demjenigen  Betrage  übersteigen  soll,  welchen  das  Kontingent 
ohne  den  Änderungsbeschlufs  erreicht  hätte,  nur  mit  einer  Mehrheit  von  zwei  Dritt- 
teilen der  Stimmen  gefafst  werden.  Sollte  die  Gesamtsumme  der  von  der  Kontingent- 
kommission festgesetzten  Gesellschaftskontingente  mit  der  Erwerbssteuerhauptsumme 
nicht  übereinstimmen,  so  wäre  die  Differenz  durch  eine  prozentuelle  Erniedrigung  oder 
Erhöhung  sämtlicher  Gesellschaftskontingente  auszugleichen.  Die  gefafsten  Beschlüsse 
gelten  jeweils  für  die  ganze  nächstfolgende  Veranlagungsperiode. 

§  165.  Die  heabsichtigte  neue  Renten-  und  Lohnhesteuerung.  Fort- 
setzung. —  I.  Die  Rentensteuer.  Der  Rentensteuer  unterlägo  (mit  der 
Ausnahme  des  §  125),  „wer  aus  Vermögensobjekten  oder  Vermögens- 
rechten Bezüge  empfängt,  welche  nicht  schon  durch  die  Grund-,  Gebäude-, 
Erwerbs-  oder  Besoldungssteuer  unmittelbar  getroffen  sind."  Die  Steuer 
würde  alljährlich  unter  Bekenntniszwang  erhoben. 

Steuerfrei  sind  aus  dem  Auslände  fliefsende  Bezüge,  wenn  solche  nachweislich 
daselbst,  abgesehen  von  der  Personaleinkommcnsteuer  der  Empfänger,  einör  speciellen 
direkten  Besteuerung  unterliegen. 

Abzüge,  Passivziuseu  dürfen  vom  steuerpflichtigen  Bezüge  in  der  Regel  nicht 
abgerechnet  werden. 

Ausmars  der  Renteusteuer  (§  131).  Die  Rentensteuer  beträgt:  a.  Zehn  Prozent 
von  den  Zinsen  jener  Teile  der  einheimischen  Staatsschuld,  welche  weder  durch 
Specialgesetze  von  der  Leistung  dieser  Steuer  befreit,  noch  auf  Grund  des  Gesetzes 
vom  2ü.  Juni  1SÜ8,  R.-G.-Bl.  Nr.  60,  mit  einem  höheren  Steuerausmafse  belegt  sind, 
mit  Ausnahme  der  auf  den  Salinen  Gmunden,  Aussee  und  Hallcin  einverleibten 
Partial-Hypothekaranweisungen  (Salinenscheinei,  ferner  von  den  Einlösungsrenten  für 
verstaatlichte    oder   dauernd   in    den  Staatsbetrieb  übernommene  Unternehmungen, 
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endlich  von  den  Zinsen  der  vor  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  emittierten  Obli- 
gationen der  inländischen  Landes-,  öffentlichen  Fonds-  und  ständischen  Anlehen. 
Die  Steuerbeträge,  welche  von  den  Zinsen  der  vor  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes 
emittierten  öffentlichen  Fonds-,  ständischen  und  Landesanlehen  nach  den  bestehen- 
den Tilgungsplänen  entfallen,  wären  dem  Staatsschatze  auch  dann  zu  entrichten,  wenn 
das  Darlehensverhältnis  mit  den  bisherigen  Gläubigern  durch  mittelbare  oder  un- 
mittelbare Konvertierung  in  neue  Landesanlehen  vorzeitig  gelöst  oder  umgewandelt 
wird.  b.  Drei  Prozent  von  den  Pachtzinsen  für  verpachtete  Gewerbe,  c.  Zwei 
Prozent  von  den  sonstigen  rentensteuerpflichtigen  Bezügen,  vorbehaltlich  der  unter 
den  eingeräumten  Begünstigungen,  d.  Die  Zinsen  von  Spareinlagen  bei  Sparkassen 
und  bei  den  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  und  Vorschufskassen,  sowie 
die  Zinsen  von  Pfandbriefen  der  Landeshypothekaranstalteu ,  der  nicht  auf  Gewinn 
berechneten,  auf  dem  Prinzipe  der  Wechselseitigkeit  beruhenden  Hypothekarinstitute 
und  der  Sparkassen,  sowie  von  den  durch  andere  Landeskreditinstitute  auf  Grund 
von  gewährten  Darlehen  emittierten  Obligationen  unterlägen  einer  Rentensteuer  von 
IV2  Prozent.  Das  Ausmafs  der  mit  dem  Gesetze  vom  20.  Juni  18(58  eingeführten 
Steuer  würde  hierdurch  nicht  berührt. 

II.  Eine  besondere  „Besoldungssteuer"  träfe  neben  der 
„P.  E.  St."  die  Empfänger  von  Dienstbeziigen,  welche  den  Betrag  von 
3200  Fl.  jährlich  erreichen  oder  übersteigen. 

Steuerfufs:  1.  Stufe  von  3200  Fl.  bis  ausschliefslich  4000  Fl,  0,4  Proz.,  2.  Stufe 
von  4000  Fl.  bis  ausschliefslich  4500  Fl.  0,8  Proz.,  S.Stufe  von  4500  Fl.  bis  aus- 
schliefslich 6000  Fl.  1,0)  Proz.,  T.Stufe  von  8  000  Fl.  bis  ausschliefslich  10  000  Fl. 
4  Proz  ,  9.  Stufe  von  15  000  Fl.  und  darüber  6  Proz. 

Verfaliren:  Die  Besoldungssteuer  wäre  auf  Grund  der  von  den  Schätzungs- 
kommissiouen  vorgenommenen  bezw.  von  der  Berufungskommission  berichtigten 
Feststellung  der  Dienstbezüge  (Entw.  §  212)  mittels  eines  besonderen  von  der  Steuer- 
bemessungsbehörde erster  Instanz  auszufertigenden  Zahlungsauftrages  den  Steuer- 
pflichtigen vorzuschreiben. 

3.  Kapitel.    Französische  und  englisclie  Ertragshesteuerung. 

§  1 66.  Übersicht.  —  Die  beste  Darstellung,  welche  Verfasser  dieses 
kennt,  ist  diejenige  von  A.  Wagner  (Fin-W.  III).  Eine  Übersicht  über 
den  Gegenstand  giebt  derselbe  Schriftsteller,  wie  folgt:  Das  direkte 
Ertragssteuersystem  Frankreichs  besteht  aus  vier  grofsen  Haupt- 
steuern: 1.  der  Grundsteuer,  welche  aber  zugleich  den  Gebäudegrund- 
und  Gebäudeertrag  mit  umfafst,  daher  eine  Haussteuer  mit  enthält 
und  neuerdings  auch  formell  in  zwei  Bestandteile,  von  „bebautem"  und 
„unbebautem"  Grundeigentum,  erstere  die  Gebäude-,  letztere  die  agra- 
rische Grundsteuer,  zerlegt  worden  ist;  ferner  2.  aus  der  Personal-  und 
Mobiliarsteuer,  welche  eine  eigentümliche  Verbindung  einer 
Personal-,  F  a  m  il  i  e  n- Kopfsteuer  mit  einer  Wohnungs-  oder 
Mietsteuer  darstellt;  3.  aus  der  Thür-  und  Fenstersteuer,  einem  an- 
organischen Anhängsel  der  beiden  anderen  genannten  Steuern  (eine  als 
Benutzungs-  und  Mietsteuer  gedachte,  anderseits  nach  einem  äufseren 
Merkmal  aufgelegte,  zu  dem  betreffenden  Teil  der  Grundsteuer  noch 
hinzutretende  Hausertrags  st  euer);  endlich  4.  der  Gewerbe-  oder 
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Patentsteuer,  ■welclie  am  meisten  und  bis  in  die  Gegenwart  hinein 
in  Verbindung  mit  den  Fortschritten  und  Änderungen  der  Betriebs- 
einrichtung und  Technik  aus-  und  fortgebildet  ist,  d.  h.  einer  aufser- 
ordentlich  specialisierenden,  auf  einem  detaillierten  Klassenschematismus 
aufgebauten  Gewerbeklassensteuer;  sie  umfafst  seit  1S50  auch  eine 
Eeihe  der  wichtigsten,  doch  nicht  alle,  selbständig  ausgeübten  liberalen 
Berufe. 

Beamte  und  Lohnarbeiter  unterliegen  in  Frankreich  als 
solche  keiner  direkten  Steuer,  sondern  nur  mit  der  Personal-  und 
Wohnungs-,  der  Thür-  und  Fenstersteuer.  Erst  neuerdings  ist  ein  Be- 
ginn mit  einer  eigenen  Ertragssteuer  von  Kapitalrenten  u.  dergl.  ge- 
macht, mit  Beschränkung  auf  gewisse  Kategorieen:  „Steuer  vom  Ein- 
kommen aus  beweglichen  Werten",  d,  h.  aus  gewissen  Wertpapieren. 

Aufserdem  bestehen  eine  eigene  Ertragssteuer  für  die  Bergwerke 
und  specialgewerbesteuerartige  gewerbliche  Liceuzsteuern,  vor- 
nemlich  fiir  Produzenten  von  und  Händler  mit  verbrauchssteuerpflichtigen 
Aiükeln. 

Eine  allgemeine  personale  Klassen-  oder  Einkommensteuer  ist  im 
modernen  Frankreich  zwar  öfters  angeregt  und  geplant  gewesen,  aber 
bisher  nicht  zu  stände  gekommen  (vgl.  A.  Wagner  Fin.-W.  III,  §  191). 

§  167.  Fortsetzung.  1.  Die  Grundsteuer.  —  Wir  folgen  auch  hier 
A.  Wagnee,  welcher  die  schwierige  Materie  im  III.  Band  seiner  Finauz- 
wissenscliaft  bis  ins  Detail  mit  Meisterhand  bewältigt  und  im  Er- 
gänzungsheft (1896)  zu  diesem  Bande,  wie  folgt,  resümiert  hat: 

In  der  Gruppe  der  vier  oder,  wenn  man  die  Grundsteuer  seit  ihrer  Trennung 
in  zwei  Abteilungen  (tS81  bezw.  18S3)  doppelt   rechnet,   der  fünf  alten  grofsen 
direkten   Hauptsteuern  ist  die  vereinigte   Grundsteuer  immer  noch  die 
nach  dem  Ertrag  wichtigste,  für  den  Staat  wie  nach  den  Zuschlägen  für  die  Depar- 
tements und  Gemeinden.    Die  eigentliche  Grundsteuer  allein,  die  wesentlich  länd- 
liche (vom  „unbebauten"  Boden)  behauptet  diesen  Rang  nur  noch,  wenn  die  staat- 
liche Steuer  und  jene  Zuschläge  zusammengerechnet  werden,   für   den  Staat  allein 
wird  sie  jetzt  vom  Ertrag  der  Patentsteuer  übertrotfen.    Da  die  Patentsteuer  und 
jetzt  auch  die  Gebäudegrundsteuer  (vom  „bebauten"  Boden)  Quotitätssteuern  sind, 
die  eigentliche  Grundsteuer  auf  stabilem  Kataster  mit  festem  Steuerfufs  beruht  und 
Repartitionssteuer   ist,   steigt  ihr   Ertrag   im    Prinzipalsatz,    worauf  sich  im 
wesentlichen  der  Staatsanteil  an  dieser  Steuer  beschränkt,  fast  nicht  \ind  nimmt 
durch  Herabsetzung  des  Kontingents  und  Prinzipalsatzes  sogar  ab.     Die  Erträge 
jener  beiden  Quotitätssteuern  steigen  dagegen  durch  Vermehrung  der  Steuerobjekte, 
bei  der  Patentsteuer  auch  durch  (Kriegs-)  Zuschläge  für  den  Staat.     Auch  die  Per- 
sonal- und  Mobiliarsteuer  und  die  Thür-  und  Fenstersteuer,  obwohl  als  Repartitions- 
bteuern  eingerichtet,   zeigen  infolge  der  bei  Feststellung  der  Kontingente  berück- 
sichtigten Vermehrung  der  Steuerobjekte  auch  bei  gleichbleibender  sonstiger  Kon- 
struktion und   Steuerfufs  ebenfalls   steigende  Erträge  für  den  Staat.     So  verschiebt 
sich  aber  das  Verhältnis  der  Erträge  der  einzelnen  vier  bezw.  lünf  Steuern  unter 
einander  immer  mehr  und  ist  namentlich  in   längeren  Perioden  erheblich  verändert 
worden.     Bei  der  nicht  ganz  gleichen  Belegung  der  Prinzipalsätze  mit  Zuschlägen 
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für  die  Departements  und  Kommunen  hat  dies  Verhältnis  der  Erträge  noch  weitere 
Veränderungen  erlitten. 

Die  alte  allgemeine  Grundsteuer  war  nach  der  Gesetzgebung  der  Revolutions- 
zeit und  Napoleons  I.  als  allgemeine  (Rein-)  Ertragssteuer  vom  gesamten  Grund  und 
Boden,  einschliefslich  der  Area  der  Gebäude  und  des  Ertrags  der  letzteren,  geplant 
gewesen  und  ist  nach  dem  System  des  Parzellenreinertrags-  und  Klassenkatasters 
eingerichtet,  wobei  dann  ein  bestimmtes  Steuerkontingent  für  den  Staat  von  oben 
nach  unten  repartiert  werden  sollte.  Aber  die  Verschiebung  des  Beginns  der 
Katastrierung ,  die  Langwierigkeit  der  letzteren  (1807—1850  und  darüber  hinaus), 
die  Notwendigkeit  der  Steuereinnahme  und  die  Mängel  des  beendeten  Katasters 
führten  dazu,  dafs  das  Grundsteuerkontingent  nur  innerhalb  der  Gemeinde  selbst 
nach  dem  neuen  Kataster,  vom  Staat  bis  zur  Gemeinde  herab  aber  nach  alten, 
nur  ziemlich  willkürlich  abgeänderten  Katastern  verteilt  wurde  und  noch  heute 
wird.  Die  thatsächliche  UngleichmäCsigkeit  der  Steuerverteilung  und  die  von  An- 
fang an  viel  zu  hohe  Ansetzung  des  durch  die  Grundsteuer  aufzubringenden  Kon- 
tingents (240  Mill.  Frs.)  und  des  danach  sich  ergebenden  Prinzipalsatzes  der  Steuer 
nötigten  dann  auch  zu  wiederholten  Herabsetzungen  von  Kontingent  und  Prinzipal- 
satz, so  noch  jüngst  wieder  (1891),  um  so  mehr,  da  durch  die  hohen  und  unver- 
meidlich steigenden  Zuschläge  für  Departemental-  und  Kommunalbedürfnisse  der 
Druck  der  Steuer  schwerer  wurde.  Trotz  der  hierbei  erfolgten  lokalen  Aus- 
gleichungen der  Steuer  sind  sehr  grofse  Ungleichmäfsigkeiten  zwischen  den  einzelnen 
Gebietsteilen,  Departements,  Arrondissements,  Kantonen,  Gemeinden  geblieben  und 
auch  durch  neuerliche  Untersuchungen  wieder  konstatiert  worden.  Aber  auch  inner- 
halb der  Gemeinden  selbst  sind  die  Katasterergebnisse  nicht  befriedigend.  Allge- 
meine periodische  Revisionen  waren  zwar  beabsichtigt,  sind  aber  nur  in  einzelnen 
wenigen  Fällen  erfolgt. 

Durch  die  neuerlich  (1881 — 1883)  eingetretene  Teilung  der  alten  Grundsteuer 
in  die  eigentliche  vom  ,,nichtbebauten"  Boden,  besonders  dem  ländlichen, 
und  in  die  Gebäudegrundsteuer,  vom  „bebauten"  Boden,  hat  ein  wichtiger  und 
richtiger  Fortschritt  stattgefunden.  Die  letztere  Steuer  ist  jetzt  als  Quotitäts- 
s  teuer  nach  anderen  Grundsätzen  eingerichtet  und  entspricht  mehr  den  An- 
forderungen einer  wirklichen  Reinertragsteuer.  Sie  hat  vorläufig  nur  einen  wohl  zu 
niedrigen  Steuerfufs  erhalten.  Aber  eine  weitere  Umgestaltung  dieser  Steuer,  zu  der 
dann  sehr  unorganisch  die  Thür-  und  Fenstersteuer  hinzutritt,  ist  doch  noch  not- 
wendig geblieben.  Die  andere  Abteilung  der  alten  Grundsteuer,  die  eigentliche  vom 
unbebauten  Boden ,  ist  aber  um  so  reformbedürftiger.  An  ihre  Reform  ist  auch 
wiederholt  und  gerade  neuestens  wieder  gedacht  worden.  Es  ist  aber  zu  bezweifeln, 
ob  bei  der  Festhaltung  des  techfiischen  Charakters  und  Systems  dieser  Steuer  Be- 
friedigendes zu  erreichen  ist.  Die  Geschichte  der  französischen  Grundsteuer  be- 
weist wohl,  dafa  dieses  System  wenigstens  für  die  Staatsbesteuerung  eines  grofsen 
Staates  nicht  pafst. 

Durch  Finanzgesetz  über  direkte  Steuern  für  1891  vom  12.  August  1890,  Art.  14, 
wurde  eine  weitere  Herabsetzung  des  Prinzipalkontingents  der  eigentlichen  Grund- 
steuer noch  über  die  früheren  hinaus  von  1891  an  angeordnet,  um  15,27  Mill.  Frs., 
von  118,5.5  auf  103,28  Mill.,  wodurch  der  Annahme  nach  auf  Grund  der  dazu 
gepflogenen  Untersuchungen  über  Bodenwert  und  Rente  ein  Normalfufs  von  4  Proz. 
Steuer  vom  Reinertrag  erreicht  wäre.  Die  Motivierung  lag  in  der  durchweg  zu 
hohen  Besteuerung  des  unbebauten  verglichen  mit  dem  bebauten  Boden,  und  Rück- 
sichten auf  die  Notlage  der  Landwirtschaft  spielten  mit. 

Über  die  jetzt  abgetrennte  Gebäudegrundsteuer  s.  A.Wagner,  Fin.-W.  III, 
S.  448.  In  weiterer  Durchführung  der  1881  eingeleiteten  Reform  wurde  diese  Steuer 
in  eine  Quotitätssteuer  verwandelt,  von  1891  an,  welche  nach  dem  von  der  Ver- 
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waltung  der  direkten  Steuern  ermittelten  Mietwert  (valeur  locative)  aufgelegt  vrird, 
unter  Abzug  von  '/^  dieses  Wertes  bei  gewöhnlichen  Gebäuden,  von  ^js  bei  Fabriken 
für  Abnutzung,  Unterhaltungskosten  und  Reparaturen.  Der  Steuersatz  wurde  auf 
3,20  Proz.  im  Prinzipal  gesetzt  (zu  niedrig  auch  jetzt  noch  gegenüber  selbst  der 
jüngst  ermäfsigten  eigentlichen  Grundsteuer,  doch  mit  Rücksicht  auf  die  bestehende 
Thür-  und  Fenstersteuer;  die  Regierung  hatte  den  Satz  von  3,97  Proz.  verlangt). 
Die  Einschätzungen  sollen  alle  10  Jahre  revidiert,  Neubauten  vom  dritten  Jahre  der 
Vollendung  an  besteuert  werden. 

§  168.  2.  Die  Thür- und  Fenstersteuer.  —  Dieselbe  ist  trotz  ihrer 
grofsen  ünvoUkommenheit  bisher  ziemlich  unverändert  beibehalten.  Sie 
soll,  sagt  A.  Wagner,  eigentlich  den  Benutzer  treffen,  wirkt  aber  nach 
ihrer  Veranlagungs-  und  Erliebungsart  doch  wesentlich  wie  eine  neue 
Hausertragssteuer,  daher  hat  sie  auch  das  Bedenken  der  Doppel- 
besteuerung (neben  der  Gebäudegrundsteuer)  gegen  sich. 

Auch  ist  sie  im  Grunde  trotz  ihrer  formellen  Gestaltung  als  Repartitionssteaer 
doch  eine  Quotitätssteuer,  die  nur  nach  einem  Klassen-  und  Stufentarife  von 
Wohngebäuden  und  den  bewohnten  Teilen  anderer  erhoben  wird,  nämlich  nach  einem 
Tarif  von  Ortsklassen  (nach  der  Bevölkerungsgröfse)  und  in  Stufensätzen  nach 
Zahl  und  Art  der  Öffnungen  (Art  der  Thore,  Zahl  und  Stockwerk  der  Fenster). 
Der  Vorteil,  nach  einem  äufseren  Merkmal  die  Steuer  leicht  veranlagen  zu  können, 
wird  durch  den  Nachteil  der  ungleichmäfsigen  Wirkung  der  Steuer,  namentlich  je 
nach  der  örtlichen  Lage  des  Hauses  in  einem  Wohnorte  und  der  davon  mitbedingten 
Ertragshöhe,  und  durch  andere  nachteilige  Wirkungen  aufgewogen.  Man  ist  denn 
auch  seit  länger  entschlossen,  die  Steuer  aufzuheben  oder  sie  in  eine  andere  hin- 
tiberzubilden,  doch  haben  auch  die  neuesten  Anläufe  dazu  noch  nicht  zum  Ziele  ge- 
führt. Der  Reformplan  des  Ministeriums  Boürgbois-Doümer  von  1896  umfaCste 
sie  mit. 

Vgl.  A.  Wagner  Hauptgesetz  vom  4.  Frim.  VII  (24.  November  1798)  und 
21.  April  1832.  Seit  der  Reform  der  Gebäudegrundsteuer  steht  die  legislative  Be- 
schäftigung mit  der  Thür-  und  Fenstersteuer  wieder  auf  der  Tagesordnung.  Nach 
dem  Gesetz  vom  18.  Juli  1892  über  die  direkten  Steuern  für  1893  Art.  1  sollte  diese 
Steuer  von  1894  an  wegfallen  und  durch  eine  Steuer  von  2,40  Proz.  vom  Reinertrag 
des  bebauten  Grundeigentums  ersetzt  werden.  Im  Entwurf  des  Etats  für  189.5  wurde 
dann  zwar  wiederum  die  Beseitigung  dieser  Steuer  vorgeschlagen  und  diesmal  ohne 
direkte  Ersatzsteuer  dafür,  weil  die  Besteuerung  nach  dem  Mietwert,  wie  im  Gesetz 
von  1892  beabsichtigt  war,  nur  eine  zweite  Steuer  neben  der  Gebäudegrundsteuer 
auf  wesentlich  derselben  Basis  gebildet  hätte,  was  wohl  mit  Recht  für  unpassend 
galt  (s.  Motive  Bull.  1894  I,  36(i).  Man  wollte  statt  dessen  den  Ersatz  durch  die 
geplante  Reform  der  Personal-  und  Mobiliarsteuer  mit  schaffen  (s.  unten).  Indessen 
ist  es  vorläufig  wenigstens  auch  im  Etat  für  1895  noch  beim  alten,  die  Thür-  und 
Fenstersteuer  daher  noch  bestehen  geblieben.  Ebenso  ist  es  im  Etat  für  1896  ge- 
gangen, wo  auch  seitens  der  Regierung  keine  Veränderung  vorgeschlagen  war.  Mög- 
lich, dafs  die  Steuer  erst  bei  den  geplanten  gröfseren  Reformen  der  direkten  Steuern, 
wenn  diese  gelingen,  wegfällt.  Der  Ertrag  der  Steuer  ist  wegen  des  Zuwachses  neuer 
Gebäude  fortwährend  in  langsamer  Steigerung  begriflfen. 

§  169.  3.  Die  Personcd-  und  Mobiliar (Wohnungs)- Steuer  —  ist, 
wie  der  Name  andeutet,  eine  aus  zwei  Gliedern  zusammengesetzte  Ke- 
partitionssteuer,  ursprünglich  zum  Zweck  der  direkten  Besteuerung  der 
Einkünfte    aus   beweglichem  Vermögen   und   rein   persönlichem 
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Erwerb,  einem  Zwecke,  welcher  jedoch  in  der  Entwickelung-  der  Ge- 
setzgebung- (1798  ff.,  1832)  nicht  scharf  festgehalten  worden  ist. 

In  ihrer  Ausgestaltung  —  urteilt  A.  Wagner  —  ist  die  Personalsteuer  eine 
Kopf-  und  Familiensteuer  geworden,  vornehmlich  für  die  selbständig  oder  als  Familien- 
häupter an  der  Spitze  von  Familien  lebenden  Einwohner  (mit  einigen  Ausnahmen) 
im  festen  Satz  von  1 Y^ — 472  Frs.  (dem  dreifachen  Arbeitslohn),  insofern  für  die  Steuer- 
pflichtigen doch  eine  Quotitätssteuer.  Was  dann  vom  Steuerkontingent  der  Gemeinde 
und  der  gröfseren  Verwaltungsbezirke  nicht  durch  den  Ertrag  dieser  Personalsteuer 
aufgebracht  wird,  wird  in  Form  der  Mobiliar-  oder  Wohnungs-(Miet-)Steuer  nach 
gleichem  (proportionalem)  Fufs  auf  die  Wohnungsinhaber  verteilt.  Diese  Steuer  ist 
insofern  die  dritte  direkte  Steuer,  welche  sich  an  Haus  und  Wohnung  anschliefst. 
Die  Feststellung  der  Kontingente  der  Departements  beruht  auf  alten,  nur  willkürlich 
veränderten  Grundlagen  und  ist  notorisch  ungenügend,  sie  belastet  die  einzelnen 
Landesteile  ungleich.  Die  Personalsteuer  unterliegt  den  Bedenken  der  Kopfsteuer, 
Bedenken,  welche  durch  den  niedrigen  Fufs  und  den  Hinzutritt  der  Mobiiiarsteuer 
gemindert,  aber  nicht  gehoben  werden.  Die  letztere  ist,  zumal  bei  ihrem  gleichen 
Steuerfufs  für  alle  Miethöhen,  sowohl  wenn  sie  als  Verbrauchssteuer  als  wenn  sie 
als  Einkommensteuer  aufgefafst  wird,  zu  bemängeln.  Sie  hat,  wie  auch  die  Personal- 
steuer, den  in  Frankreich  immer  hochgeschätzten  Vorzug,  verhältnismäfsig  leicht, 
nach  äufseren  Merkmalen,  ohne  lästiges  Eindringen  in  die  persönlichen  Einkommens- 
und Vermögensverhältnisse  aufgelegt  werden  zu  können.  Aber  wie  die  Festsetzung 
des  Kontingents,  so  bietet  namentlich  auch  die  Verbindung  von  Personal-  und 
Mobiliarsteuer  zur  Aufbringung  des  Kontingents  der  Kritik  viele  Anhaltspunkte. 
Beachtenswert  ist,  dafs  wiederholt,  sogar  schon  nach  Ideen  bei  ihrer  ersten  Ein- 
führung, aber  auch  noch  neuerdings  und  jüngst  wieder,  der  Plan  verfolgt  worden 
ist,  die  Mobiliarsteuer  für  sich  oder  in  Verbindung  mit  Personalsteuertaxen  als  Ein- 
kommensteuer auszugestalten,  wiederum  in  dem  Gedanken  und  Wunsche,  so  eine 
Steuer  letzterer  Art  ohne  Deklarationen,  ohne  Eindringen  in  die  persönlichen  u.  s.  w. 
Verhältnisse  nach  äufseren  Merkmalen  zu  veranlagen.  Dafs  man  auf  diesem  Wege 
nicht  zu  einer  befriedigenden  Lösung  des  Problems  kommen  kann,  wird  seltsamer 
Weise  in  Frankreich  immer  noch  nicht  erkannt.  Mit  Recht  geht  der  neueste  (je- 
doch wiederum  gescheiterte)  Reformplan  (1896)  endlich  davon  ab. 

Vergl.  A.  Wagner  Fin.-Wiss.  III,  §  191—194.  Hauptgesetze:  13.  Januar, 
18,  Februar  1791,  besonders  3.  Mv.  VII  (23.  Dezember  1798),  21.  August  1832.  Der 
neueste  Plan  beim  Etat  für  1895  wollte  in  noch  eigentümlicherer  Weise  die  Steuer 
zu  einer  Einkommensteuer  umgestalten,  ist  aber  auch  wieder  nicht  verwirklicht 
worden.  Diese  Steuer  sollte  aus  zwei  Teilen,  einer  Steuer  auf  die  Wohnungs- 
miete und  einer  Steuer  auf  die  Dienstboten  bestehen,  erstere  eine  Repartitions-, 
letztere  eine  Quotitätssteuer  sein.  Das  Kontingent  jener  sollte  aber  im  Prinzipalsatz 
nach  einem  mit  der  Bevölkerungsgröfse  der  Ortschaften  umgekehrt  progressiven  Fufse 
(6,60  Proz.  bei  Orten  bis  1000  Einwohner,  herab  auf  5,50  bei  Orten  über  200000  und 
auf  4,95  Proz.  in  Paris)  aufgebracht  werden,  unter  Freilassung  gewisser  Personen 
ganz  niedriger  Wohnungsmiete  und  Gewährung  von  Ermäfsigungen  in  steigenden 
Quoten  (um  25  bis  50  und  SO  Proz.)  bei  Familien  mit  einer  Zahl  von  mehr  als 
7  Kindern,  für  kleine  Mieten  nach  einem  Ortsklassentarif  (in  Paris  bis  750  Frs.)  und 
je  nach  der  Anzahl  der  Kinder:  eine  Berücksichtigung  bezw.  eine  Begünstigung  der 
gröfseren  Kinderzahl,  welche  in  dem  kinderarmen  Frankreich  neuerdings  wieder 
mehrfach  hervortritt. 

§  170.  4.  Die  Patent-  oder  Geioerhesteuer  —  ist,  worin  wir 
A.  Waghster  zustimmen,  „wenn  man  einmal  ihr  steuertechnisches  Prinzip, 
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der  Tarifierung  zuläfst,   die  technisch   vollkommenste  und  durchgebil- 
detste in  ihrer  Art,  eine  grofsartige  Leistung  der  Steuertechnik". 

Sie  wird  im  Unterschied  von  den  anderen  älteren  direkten  Steuern  als  Quoti- 
fätssteuer  durchaus  nach  äusseren  Merkmalen  der  Ertragsiahigkeit  des 
Gewerbebetriebes  veranlagt.  In  der  Ausbildung,  welche  sie  allmählich,  besonders 
in  den  Hauptgesetzen  von  1844  und  188U  und  zahlreichen  speciellen  weiteren  gesetz- 
lichen Bestimmungen  (in  den  Etatsgesetzen)  erlangt  hat,  stellt  sie  sich  als  eine  nach 
äufseren  Merkmalen  immer  feiner  kasuistisch  specialisierende  Tarifgewerbesteuer 
dar.  Auf  Grund  des  Anmelde-  und  Patentnahmezwanges  wird  sie  in  festen  Sätzen 
(droit  fixe),  welche  nach  Gewerbegattungen  und  bei  den  Gewerben,  wo  die  Thätig- 
keit  für  den  Ortsbedarf  als  mafsgebcnd  gilt,  nach  Ortsklassen  abgestuft  sind,  und 
in  ebenfalls  abgestuften  Proportionalsätzen  nach  dem  Mietwert  der  gewerblichen 
Lokalitäten  "veranlagt.  Damit  verbinden  sich  dann  in  gewissen  Fällen  noch  „ver- 
änderliche" Sätze  nach  dem  Betriebsurafang  der  einzelnen  zu  einer  Gewerbegattung 
gehörigen  Unternehmungen.  Die  Steuer  trifft  die  üblicher  Weise  so  genannten 
„Gewerbe",  mit  gewissen,  bestimmt  bezeichneten  Ausnahmen,  aber  inbegriäen  ge- 
wisse selbständig  ausgeübte  liberale  Professionen  (so  seit  ISöu  Aerzte,  Anwälte,  In- 
genieure, Architekten  u.  s.  w.).  Befreit  oder  ermäfsigt  sind  allmählich  und  bis  in 
die  neueste  Zeit  immer  mehr  Kleingewerbe,  erhöht  in  der  Steuer,  namentlich 
neuerdings,  gewisse  besonders  leistungsfähige  Grofsgewerbe(so  Magazine  u.  dergl.). 
.,  Durch  die  immer  feinere  Kasuistik  in  den  Merkmalen  und  die  Abstufung  der 
Steuersätze  mit  danach,  wodurch  immer  zahlreichere  Specialsteuerquoten  entstehen, 
hat  man  sich  der  beständigen  Entwickelung  und  Umgestaltung  der  Ökonomik  und 
Technik  des  Gewerbebetriebs  und  den  individuellen  Verhältnissen  der  einzelnen  ge- 
werblichen Unternehmungen  anzupassen  und  so  den  Grundsatz  der  Besteuerung  nach 
der  Leistungsfähigkeit  besser  zu  verwirklichen  gesucht.  Was  nach  dieser  speciali- 
sierenden  Methode  der  Besteuerung  nach  äufseren  Merkmalen  geleistet  werden  kann, 
wird  so  wohl  von  der  französischen  Patentsteuer  geleistet.  Der  innewohnende  prin- 
zipielle Mangel  der  Steuer  liegt  in  ihrer  Methode  der  Tarifierung  selbst.  Eine 
Hinüberbildung  der  Patentsteuer  in  eine  wirkliche  Ertragssteuer,  wie  in  Preufsen, 
oder  die  Erhebung  zum  Gliede  einer  Einkommensbesteuerung  (Preufsen,  England) 
möchte  daher  doch  das  Ziel  sein  müssen.  Immerhin  hielt  man  die  Patentsteuer 
nach  ihrer  Einrichtung  für  geeignet,  nach  dem  deutschen  Kriege  Erhöhungen  ein- 
zelner Sätze  und  allgemein  starke  Kriegszuschläge  zu  ertragen,  die  später  ermäfsigt 
wurden,  aber  zu  einem  Teil  (20  Proz.)  noch  bestehen  geblieben  sind"  (A.  Wagxeb, 
Erg.  Heft  zu  B.  HI  der  F.-W,). 

§  171.  (Jewerhesteuer  (Schhifs):  Der  fraHcösiscIie  (jcii-eiiii'sn'iieridi-if. 
—  Das  Klassifikationssystem  der  französischen  Patentsteuer  gestaltet 
sich  nach  den  im  Vorausgehenden  angegebenen  Elementen  und  nach  den 
weiteren  Bestimmungen  der  Gesetzgebung  über  die  Klassifikation  dann 
schliefslich  (nach  A.  Wagxer)  im  wcsentliclien  folgendermafsen. 

Erste  Hauptklusse  (Tabelle  A  des  Tarifs),  die  groTse  Masse  der  gewöhnlichen 
Geschäftsleute,  Kaufleute,  Gewerbetreibenden,  besonders  der  Arbeiter  beschäftigen- 
den Handwerker  —  „commergants  ordinaires  et  artisans  occupants  des  ouvriers", 
wie  sie  in  der  Patentstatistik  kurz  heifsen  — ,  daher  auch  der  Zahl  nach  an  ^'ß  aller 
Patentsteuerpfiichtigen  (gegenwärtig  nahezu  1400000  oder  84  Proz.  aller  in  1885) 
umfassend.  Die  „festen"  Sätze  wechseln  hier  nach  einem  „Gcneraltarif"  von 
8  Gattungsklassen  (auch  zum  Teil  Betriebsumfangsklassen)  und  9  Ortsklassen 
(die  erste  davon  Paris).  Die  Proportionalabgabe  ist  im  Gesetz  von  ISso  wieder 
etwas  ermäfsigt,  im  Prinzipal  regelmäfsig  —  „vorbehaltlich  die  Ausnahmen"  —  '/^o 
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bei  Gattungsklasse  1  —  3,  ^jao  bei  Gattungsklasse  4—6  und  Vso  bei  Gattungsklasse 
7  und  8  des  Mietwerts  der  Wohnung  und  der  gewerblichen  Anstalt.  Sie  entfällt 
jedoch  yi  beiden  letzteren  Klassen  (7  und  8)  in  den  4  untersten  Ortsklassen  (d.  h. 
in  denen  mit  Bevölkerung  unter  2ü  000  Einwohnern). 

Zweite  Hauptklasse  (Tab.  B) :  die  „hauts  commerQants"  der  Patentsteuer- 
statistik, eine  verhältnismäfsig  kleine  Anzahl  solcher  Gewerbe  (ca.  16  — 17  000  gegen- 
wärtig, oder  1  Proz.  aller),  welche  im  allgemeinen  für  wichtiger  und  durchschnitt- 
lich steuerfähiger  als  diejenigen  der  ersten  Klasse  gelten,  z.  B.  Wechselagenten, 
Bankiers,  Wechselstuben  (für  Geschäfte  in  Wertpapieren),  gewisse  Kommissionäre, 
gröfsere  Kauf leute  (nägociants) ,  Makler,  Seeversicherer,  gröfsere  Verkaufsmagazine, 
Droschken-,  Omnibusunternehmungen  u.  dergl.  m.  Diese  Geschäfte  unterliegen  des- 
halb einem  Specialtarif  mit  höheren  Sätzen,  welche  wieder  nach  Ortsklassen,  aber 
nach  solchen  gröfseren  Bevölkerungsspielraums,  als  in  Klasse  A,  und  aufserdem  mehr- 
fach nach  Merkmalen,  welche  für  das  Domizil  wichtig  sind  —  so  Vorhandensein 
oder  Fehlen  eines  Entrepots  —  und  nach  Merkmalen  des  Betriebsumfanges  abgestuft 
sind.  In  letzterer  Hinsicht  besteht  daher  das  Prinzip  „veränderlicher"  Sätze,  wie 
in  der  dritten  Hauptklasse  (C)  auch  hier.  Die  „festen"  Sätze  sind  regelmäfsig  er- 
heblich höher,  als  auch  für  die  ersten  Unterklassen  in  Hauptklasse  A,  die  Propor- 
tionalabgabe auch,  regelmäfsig  früher  '/is,  jetzt  ^fio. 

Dritte  Hauptklasse  (Tab.  C).  Hierhin  gehören  namentlich  industrielle  Unter- 
nehmungen (Fabriken,  Manufakturen  u.  dergl.,  Hüttenwerke),  doch  auch  eine  Anzahl 
anderer,  so  gröfsere  Transportunternehmungen  (Eisenbahnen,  Dampfschiffe),  Ver- 
sicherungsgesellschaften (auf  Erwerb),  die  gröfsten  Banken  (u.  a.  die  Französische), 
Bankaktiengesellschaften  überhaupt,  Militärlieferanten,  Theater,  Konzertunter- 
nehmungen u.  dergl.  m.,  einzelne  mehr  kommerzielle  Geschäfte,  endlich  namentlich 
der  Hausierhandel,  also  doch  manche  Kategorien  und  FäUe,  deren  Einstellung  in 
diese  Abteilung  statt  in  A  oder  B  auf  einer.gewissen  Willkür  beruht.  Beachtens- 
wert und  charakteristisch  gerade  für  das  französische  Gewerbesteuersystem,  im 
Unterschied  auch  von  verwandten  Systemen  anderer  Länder  (so  der  deutschen 
Staaten)  ist  es,  dafs  man  sich  bei  der  Wahl  solcher  „äufseren  Merkmale"  fast  aus- 
schliefslich  auf  solche  beschränkt  hat,  welche  den  Arbeitsfaktor  oder  den  Faktor 
der  Maschine,  des  Apparats  u.  dergl.  m.  darstellen,  daher  nicht  den  Ertrag,  son- 
dern nur  die  Ertragsfähigkeit  eines  Gewerbes  erkennen  lassen  und  ohne  besonderes 
Eindringen  in  die  privaten  Vermögens-  und  Erwerbsverbältnisse  zu  konstatieren  sind : 
Arbeiterzahl,  Maschinenart  und  Gröfse,  Ofenraum,  Gefäfsgröfse  u.  dergl.,  unter  Aus- 
schlufs  von  Menge  der  verbrauchten  Roh-  und  Hilfsstoffe,  der  erzeugten  Fabrikate, 
des  benutzten  Kapitalbetrages,  der  wirklich  erzielten  Erträge.  Nur  in  wenigen  Fällen 
wird  nach  dem  „Kapital"  (so  bei  Bankaktiengesellschaften)  oder  nach  dem  Ertrag 
(bei  Theatern  u.  dergl.)  die  Steuer  bemessen. 

Vierte  Hauptklasse  (eine  Abteilung  der  den  Proportionaltarif  enthaltenden 
Tab.  D):  nur  die  früher  bereits  genannten  ,, liberalen  Berufe",  die  keinen  „festen" 
Steuersatz  haben,  sondern  blofs  der  Proportionalabgabe  für  ihre  Privatwohnung  zu 
7i5  unterliegen.  Hier  nimmt  die  Patentsteuer  daher  ganz  den  Charakter  der  Miet- 
steuer an  und  erscheint  je  nachdem  als  eine  Verbrauchs-  oder  als  eine  Einkommens- 
steuer dieser  Berufsklasse,  wobei  die  richtige  VerhältnismäCsigkeit  der  Besteuerung 
unter  den  einzelnen  Steuerpflichtigen  gerade  dieser  Klasse  und  im  Vergleich  mit  den- 
jenigen der  anderen  Klassen  freilich  zweifelhaft  genug  bleibt.  Die  Proportional- 
abgabe aller  Patentsteuerpflichtigen  ist  durch  die  Tab.  D  im  Anhang  zu  dem  Ge- 
setze für  die  einzelnen  Klassen  und  Unterklassen  normiert.  Sie  enthält  jetzt  Sätze 
von  Vioj  V'5j  V^o,  VsO)  V^Oj  V^o,  Vgo,  also  eine  grofse  Differenzierung  und  im  Allge- 
meinen eine  Ermäfsigung  gegen  den  ursprünglichen  Einheitssatz  von  10  Proz.  Die 
kapitalkräftigeren  und    ertragsfähigeren  Unternehmungen   bezw.    Gewerbegattungen 
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mit  höherem  Proportionalsatz,  die  anderen  mit  niederem,  die  schwächsten  am  nied- 
rigsten zu  belegen  oder  auch  ganz  zu  befreien,  ist  das  leitende  Prinzip  dieser  Difi'e- 
renzierung  der  Sätze.  Ob  das  auf  diese  Weise  lichtig  erreicht  wird,  stebt  wieder 
dahin.  Die  Grundlage  der  Proportionalabgabe  ist  der  Mietwert  (valeurlocative)  des 
Wohnhauses  wie  der  verschiedenen  und  verschiedenartigen,  zur  Ausübung  des  steuer- 
pflichtigen Gewerbes  dienenden  Lokalitäten  (Gesetz  von  1844,  Art.  9,  Gesetz  von  1880, 
Art.  12).  Er  wird  nach  authentischen  Mietverträgen  oder  nach  gehörig  registrierten 
wörtlichen  Erklärungen  oder  durch  Vergleich  mit  anderen  Lokalitäten,  deren  Mietwert 
bekannt  ist,  festgestellt,  bei  Fabriken  u.  dgl.  für  diese  als  Ganzes  genommen  und 
mit  ihren  materiellen  Produktionsmitteln  (also  z.  ß.  Maschinen)  ausgestattet.  Hier- 
durch wird  die  Proportionalabgabe  im  Einklang  mit  der  Bewegung  der  Mietwerte 
gehalten,  also  in  der  Regel  ertragsreicher  werden.  Nähere  Bestimmungen  über  das, 
was  als  steuerj)flichtiges  ,, Wohnhaus"  gilt,  über  die  örtliche  Lage  der  steuerpflichtigen 
Lokalitäten  in  Art.  14  des  Gesetzes  von  1S80. 

Der  Ertrag  der  Patensteuern  ist  mächtig  angewachsen  von  37  Mill.  Frs.  (1837) 
auf  58  Mill.  Frs.  (1895). 

§  \~1.  Französ.  Specialsteuern:  Bergu-erJcssteueni,  die  assimilierten 
Sttniern.  —  1.  Die  Mobiliarwertsteiier  ist  eine  „partielle  Kapital- 
rentensteuer" auf  die  Zinsen,  Reuten,  Dividenden  gewisser  vom  Gesetze 
bezeichneten  Kapitalanlag-en,  namentlich  der  Kapitalanlagen  in  Wert- 
papieren. Zinserträge  aus  in-  und  ausländischen  Staatsfonds  sind 
dieser  Besteuerung  nicht  unterworfen.  Diese  Abgabe,  der  einzige  An- 
lauf, welchen  die  Franzosen  nach  dem  letzten  Kriege  (Gesetz  vom 
29.  Juni  1872)  zur  Rentenbesteuerung  gemacht  haben,  ist  hiernach 
selbst  als  Rentensteuer  sehr  unw)llständig.  Die  Ausdehnungen,  welche 
sie  durch  Gesetze  von  1875,  1884  und  1886  erfahren  hat,  sind  von 
zweifelhaftem  Werte.  Die  Steuer  ist  als  Vorschufssteuer  geregelt;  sie 
wird  von  den  die  Renten  auszahlenden  Personen  (Erwerbsgesellschaften, 
Korporationen  u.  s.  w.)  auf  Grund  von  Fassionen  bemessen,  von  den- 
selben bezahlt,  wogegen  diese  berechtigt  sind,  den  Rentenempfängern 
die  Steuer  (so  zuerst  3  Proz.,  jetzt  -4  Proz.)  abzuziehen.  Die  Steuer 
ressortiert    zur    Verwaltung    des    Stempels    und    des   Enregistrement. 

2.  Weitere  direkte  Specialsteuern:  die  Bergwerksabgabe,  die 
Licenzen,  die  „den  direkten  Steuern  assimilierten  Taxen". 

§  173.  Die  britische  Ertragshesteiierumj  —  ist  als  Staatsbesteue- 
rung auf  zwei  Steuern  von  geringem  Belang  eingeschrumpft,  die 
Haussteuer  oder  Steuer  von  bewohnten  Häusern  und  die  Inndtax, 
den  versteinerten  Rest  einer  alten  Grundsteuer. 

Die  Haus-  oder  Wohnungssteuer  ist  1851  als  einzige  Gebäude- 
besteueruug  an  die  Stelle  der  früheren  zwei  Steuern  von  Wohnhäusern, 
nämlich  einer  klassifizierten  Fenstersteuer  und  einer  Mietsteuer  getreten. 
Diese  einzige  Wohnsteuer  trifft,  da  sie  Wohnungen  unter  20  Pfd.  St.  Miet- 
wert freiläfi-it,  nur  '/s  aller  Wohnungen;  sie  liegt  also  mehr  auf  den 
Mittel-  und  Grofsbesitzklassen  zu  einem  wechselnden,  doch  stets 
mäfsigen    Steuersatze.      Dieselbe    ist'    vom    Bewohner    bezw.    Mieter 
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(occupier)  zu  tragen,  jedoch  bei  geteilt  vermieteten  Häusern  vom  Eigen- 
tümer vorzuschiefsen ;  wer  sie  wirklich  trägt,  läfst  sich  allgemein  nicht 
entscheiden.  Diese  Steuer  dürfte  eher  noch  weiter  zurtickgebildet  werden; 
ihre  Aufhebung  ist  mehrfach  verlangt. 

Die  „Landtax",  1692  eingeführt,  ist  eine  nach  altem,  stabilem 
Kataster  roher  Art  regulierte  Grundsteuer,  welche  im  ganzen  Lande 
nur  wenig  mehr  als  1  Mill.  Pfd.  St.  einträgt.  Sie  ist  ablösbar  und  geht 
durch  wirkliche  Ablösung  immer  weiter  zurück. 

Die  bedeutendste  staatliche  Ertragsbesteuerung  ist  in  dem  die 
Grawe r bebeste u er ling  vertretenden  Teil  der  vielen  Licenzen  zu 
erblicken. 

Landtax  (1692,  1697),  bald  völlig  zur  Reallast  erstarrt,  durch  Pitt  1798  ab- 
lösbar gemacht.  Jetzt  steuert  der  Grundbesitz  dem  Staat  zur  „A.  E.  St."  und  den 
Selbstverwaltungskörpern  zu  den  nach  der  Steuertechnik  der  Armensteuer  behan- 
delten Lokalabgaben. 

4.  Kapitel.  Die  Ertragsl)esteuerung  weiterer  europäisclier  Länder. 

§  174.  Itcdien,  Simnien,  Belgien,  Niederlande,  Luxemburg,  Rufs- 
land. 

1.  Italien  hat  dieGrund-  nnd  Gebäudebesteuerung  unter  Aufräumung 
mit  den  früheren  Partikularsteuern  einheitlich  geregelt  und  die  direkte 
Belastung  aller  übrigen  Erträge  zu  einer  direkten  Gesamtsteuer  vom 
„beweglichen  Vermögen"  zusammengezogen.  Diese  Steuer  trifft  das 
bewegliche  Einkommen :  Gehalt,  Löhne,  Einkünfte  der  liberalen  Berufe, 
Leih-  und  Pachtzinsen,  und  zwar  mit  vier  verschiedenen  Steuersätzen, 
am  höchsten  das  reine  Eenteneinkommen  (einschliefslich  der  Staats- 
schuldrenten) mit  13,2  Proz.  (Prinzipal  und  Zuschlag  zusammen). 

Das  Nähere  bei  Bdekakt  (Fin. -Archiv  von  Schanz).  Einen  sehr  beachtenswerten 
Abrifs  des  italienischen  Steuerwesens  giebt  Brüsa  in  Marquardsens  „Handb.  des  öff. 
Rechts"  (1890:  413  Mill.  L.  direkte  Steuern  neben  1026  Mill.  L.  indirekten  Steuern, 
unter  leftzteren  von  grofser  Bedeutung  die  nach  ;französischem  Muster  modellierte 
Registerbesteuerung,  welche  auch  die  Erbschaftsbesteuerung  einschliefst.) 

2.  Spanien  hat  (nach  v.  Heckel,  Schanz,  Fin. -Archiv  1893) 
folgende  direkte  Steuern  (Ertrag  zusammen  289  Mill.  Pes.):  Grundsteuer, 
Erwerbs-  und  Handelssteuer,  Gehalts-  und  Besoldungssteuer,  Personal- 
und  Klassensteuer  und  Bergwerkssteuer. 

3.  Belgien  hat  die  Grundsteuer  von  unüberbautem  und  über- 
bautem Boden,  eine  Patentsteuer  neben  besonderer  Bergwerkssteuer, 
endlich  die  auf  den  Gesetzen  von  1821  und  1822  beruhenden  „Per- 
sonalsteuer. Letztere  ist  in  der  Richtung  auf  Erleichterung  der 
minderbemittelten  Klassen  durch  Gesetz  vom  11.  April  1895  reformiert 
worden. 

Die  belgische  Personalsteuer  ist  eine  Kombination  von  direkten  und  indirekten 
Specialsteuern  auf  Wohnmieten,  Thüren  und  Fenster,    Mobiliar,   Dienstboten  und 
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Pferde.  Die  Thür-  und  Fenstersteuer  soll  ganz  verschwinden.  Das  Gesetz  von 
1895  verfügt  auf  die  drei  ersten  Objekte  Befreiungen  und  ErmäCsigungen  nach 
Gemeindeklassen. 

4.  Die  Niederlande  haben:  1.  eine  Grundsteuer,  2.  eine  allgemeine 
Gewerbe-  und  Lohnsteuer  (2.  Oktober  1893),  3.  eine  allgemeine  Yer- 
mögensteuer  von  allem  13  000  FI.  tibersteigenden  Vermögen  (Gesetz 
vom  27.  September  1892),  beide  letzteren  in  der  Hauptsache  progres.siv. 

Text  der  beiden  letzteren  Steuergesetze  bei  Schanz,  Fin.  Archiv.  Vergl.  auch 
die  Artikel  von  Tröltsch  und  v.  Heckel  in  Conrads  Handw.-B.,  1.  Suppl.-Bd. 

5.  Luxemburg  be.sitzt  als  direkte  Steuern:  Grundsteuer,  Mobiliar- 
steuer, Personal-  und  Kopfsteuer  (2  Frs.),  Special.-Gew.-Steuer  für  herum- 
ziehende Händler  und  Künstler,  Schankwirtsteuer,  Erzgrubensteuer 
(vergl.  Evschen  in  Marquardsens  H.  B.  de.s  öflf.  R.). 

6.  Die  Schweiz  hat  direkte  Bundessteuern  nicht.  In  den  Kantonen 
und  Gemeinden  fungieren  an  Stelle  der  Ertragssteuer  die  schon  früher 
bezeichneten  Vermögens-  und  Einkommen.steuern. 

7.  Rufsland  hat  die  Grundsteuer,  eine  Immobiliensteuer  (von 
städtischen  Immobilien),  die  Handels-  und  Gewerbesteuer,  die  Coupon- 
steuer, neuestens  die  „A.  E.  St."  in  Form  einer  progressiven  Woh- 
nuDgsmietsteuer. 

8.  Die  Yereinigten  Staaten.  ■ —  Hier  wiegt  die  Vermögensbesteue- 
rung entschieden  vor,  wenigstens  als  Besteuerung  der  partikulären 
Steuergewalten,  während  die  im  Bürgerkriege  eingeführte  Unions-Ein- 
kommensteuer als  eine  bald  wieder  abgeschaffte,  aufserordeutliche 
Steuer  aufgetreten  ist.  Erst  im  Jahre  1894  ist  ein  neuer  Versuch  mit 
einer  Bundeseinkommensteuer  gemacht  worden. 

Die  ..general  property  tax"  samt  den  Kopfsteuern  (poll  tax)  wird  von  den 
Amerikanern  als  eigenst  amerikanische  Einrichtung  angesehen,  sie  ist  aber  nur  eine 
kolonialgeschichtliche  Wiederholung  der  allgemein  steuergeschichtlichen  Thatsache 
ursprünglichen  Übergewichtes  roher  Vermögens-  (namentlich  Grund-)  Steuern  in 
Verbindung  mit  nicht  minder  rohen  Personalsteuern. 

Vierte  Abteilung.    Kritik  der  Ertragssteuem. 

§  175.  Die  Kritih  de?-  FinanzpralctUcer.  —  Die  theoretische 
Kritik  der  Ertragssteuern  im  ganzen  und  im  einzelnen  ist  durch  die  drei 
vorhergehenden  Abteilungen  des  gegenwärtigen  Hauptabschnittes  bereits 
gegeben.  Es  ist  dieselbe  Auffassung,  welche  vom  Verfasser  nach- 
drücklichst und  bis  ins  einzelne  schon  in  den  „Grundsätzen  der  Steuer- 
politik" vertreten  worden  ist.  Die  Entwickelung  der  Gesetzgebung 
seit  1878  hat  dieser  Auffassung  Recht  gegeben.  In  Deutschland  hat 
die  Umbildung  der  staatlichen  Ertragssteuern  zu  Gliedern,  „Par- 
tialen"  —  der  direkten  Generalsleuern,  unter  Aufhebung  (Preufseu) 
oder  doch  Rückbildung  der  alten  Ertragssteuern  wichtige  Fortschritte 
gemacht.    In   England  haben   die  „einkommensteuerartigen"  Elemente 
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der  income  tax  sich  vermehrt  und  verstärkt.  In  Oesterreicli  würde  die 
im  Juni  1896  vom  Abgeordnetenhause  angenommene  Einführung-  der  „A. 
E.  St."  einer  Reduktion  der  Ertragssteuern  Vorschub  leisten,  Selbst  die 
Hochburg  des  Ertragssteuersystems,  Frankreich,  ist  sichtbar  am  Ende  der 
einseitigen  Ertragsbesteuerung  angelangt.  Der  Fort-,  Um-  und  Rück- 
bildungsprozefs  ist  verhältnismäfsig  rasch  gewesen,  obwohl  er  selbst- 
verständlich kein  plötzlicher  sein  konnte  und  als  solcher  vom  Ver- 
fasser dieses  auch  früher  nicht  gedacht  gewesen  ist.  Hier  bleibt 
nur  noch  Eines  übrig,  der  Nachweis,  dafs  gerade  die  hervorragendsten 
'Finanzpraktiker  Deutsehlands  der  hier  vertretenen  Beurteilung 
Recht  gegeben  haben. 

Die  Miquelsclie  Steuerreform-Denkschrift  hat  bemerkt:  „Sollen  die  Ertrags- 
steuern ihre  Aufgabe  erfüllen ,  so  müssen  sie  mindestens  die  das  Besitzeinkommen 
hervorbringenden  Güterquellen  —  Grundkapital  (Grund-  und  Hausbesitz).  Gewerbe- 
betrieb und  Geldkapital  —  vollständig,  einheitlich  und  mit  verhältnis- 
mäfsiger  Gleichheit,  in  einem  der  höheren  steuerlichen  Leistungsfähigkeit  ent- 
sprechenden Mafse  treffen.  Wird  eine  dieser  Voraussetzungen  unerfüllt  gelassen, 
so  ist  eine  ungleiche  und  unbillige  Vorbelastung  des  betreffenden  Besitzeinkommens 
die  notwendige  Folge.  Aber  selbst  auf  breitester  Grundlage  vorgenommene  Re- 
formen würden  das  Ziel,  mittelst  der  Ertragssteuern  eine  wirklich  gerechte  und 
gleichmäfsige  steuerliche  Vorbelastung  des  Besitzeinkommens  zu  bewirken,  nur  in 
sehr  beschränktem  Grade  erreichen  lassen.  Dies  liegt  im  inneren  Wesen 
der  Ertragssteuern  begründet.  Ertragssteuern  und  Berücksichtigung  der  persön- 
lichen Leistungsfähigkeit  sind  Gegensätze,  welche  sich  bei  der  heutigen  Aus- 
bildung des  wirtschaftlichen  Lebens  überhaupt  nicht  mit  einander 
vereinigen  lassen,-' 

Die  jiiugste  badische  Deuksehrift  (Buchenberger)  bemerkt:  „Die  Ertrags- 
steuern lassen  die  GleichmäCsigkeit  der  Belastung  der  verschiedenen  Arten  des  Be- 
sitzeinkommens vermissen,  da  die  Steuerkapitalien  auf  Werten  beruhen,  die  ganz 
verschiedenen  Zeiträumen  angehören.  So  haben  die  Steuerkapitalien  des  badischen 
landw.  Geländes  ihre  Grundlage  in  den  Güterpreisen  aus  den  Jahren  1S28 — 1847, 
die  der  Waldungen  in  den  Holzpreisen  aus  den  Jahren  1845 — 1847  und  18.50 — 1852, 
die  der  Gebäude  in  den  Kaufwerten  der  Gebäude  aus  den  Jahren  1853—1862, 
während  die  Gewerbe-  und  Kapitalrentensteuerkapitalien  dem  Stand  zur  Zeit  der 
Veranlagung  entsprechen.  Die  eigentlichen  Ertragssteuern  leiden  ihrer  Natur  nach 
an  dem  weiteren  Mangel,  daCs  sie  das  Steuersubjekt  von  dem  Steuerobjekt  gänzlich 
loslösen,  da  sie  grundsätzlich  nur  den  mittleren  Ertrag  erfassen  wollen,  den  jeder 
Wirtschafter  nach  der  landesüblichen  Betriebsweise  erzielen  kann;  sie  belasten 
deshalb  die  einzelnen  Steuersubjekte  ungleichmäfsig,  da  sie  den  Einflufs  nicht  berück- 
sichtigen, den  die  Persönlichkeit  des  einzelnen  Wirtschafters  und  die  Gröfse  des 
diesem  zur  Verfügung  stehenden  Betriebskapitals  auf  die  Gestaltung  des  Reinertrags 
ausüben.  Die  Ertragssteuern  entbehren  ferner  der  Beweglichkeit  und  sind  nicht 
geeignet,  bei  wachsendem  Finauzbedarf  die  notwendigen  gesteigerten  Erträge  zu  liefern. 
Denn  da  bei  der  Stabilität  der  Kataster  die  Steuerkapitalien  nur  langsam  und  in 
nicht  bedeutendem  Mafse  zunehmen,  läfst  sich  die  Erzielung  höherer  Erträge  der 
Regel  nach  nur  durch  Erhöhung  des  Steuerfufses  erreichen;  die  Anwendung 
dieses  Mittels  stöfst  aber  auf  Schwierigkeiten,  weil  hierdurch  die  unvermeidlich  be- 
stehende Ungleichmäfsigkeit  der  Belastung  der  einzelnen  Steuerpflichtigen  noch  ver- 
schärft wird.   Auf  Seite  der  letzteren  wird  als  eine  besondere  Härte  der  Ertrags  steuern 
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in  ihrer  jetzigen  Einrichtung  noch  weiter  geltend  gemacht,  dafs  der  Abzug  der 
Schulden  nicht  gestattet  werden  kann,  und  dafs  somit  das  geltende  System  der 
Verwirklichung  des  wichtigsten  stcuerpolitischen  Grundsatzes,  dafs  die  SteuerpÜich- 
tigen  nach  ihrer  Leistungsfähigkeit  besteuert  werden  sollen,  im  Wege  stehe." 

§  176.  Die  TJmlnldimg  der  Ertragssteuern  zur  ,,A.  V.  St"  mit 
Wert-Speckdl-atasteroi  nach  dein  Vorschlage  Buchenbeegers.  —  Bis- 
her habe  ich  die  in  der  „Steuerpolitik"  nachdrücklich  vertretene  An- 
sicht, dafs  auch  ftir  die  Generalbesteuerung  die  objektiven  Katastral- 
Anhaltspunkte  aufrecht  zu  erhalten  und  fortzubilden  seien,  festgehalten, 
Avenigstens  für  Länder,  welche  sich  gute  Kataster  gegeben  haben.  Will 
man  diesen  Katastern  die  für  ihre  künftige  General  besteuerungs- 
Funktion  erforderliche  Eignung  verschaffen,  so  mufs  man  sie  beweg- 
licher gestalten,  nebstdem  dafs  alle  Arten  steuerlich  bedeutsamer 
öffentlicher  Akten  eine  durchgebildete  konzentrierte  Verwer- 
tung finden  müssen. 

Die  bewegliche  Gestaltung  des  Gewerbe-,  Renten-  und  Lohn- 
steuerkatasters ist  nun  zwar  von  selbst  gegeben.  Anders  verhält  es 
sich  mit  den  Immobilienkatastern.  Um  jedoch  auch  diese  für  den  Dienst 
der  sicheren  Veranlagung  der  direkten  Generalsteuern  brauchbar  zu 
machen,  hat  nun  soeben  Buchenbeeger  die  Wertkatastrierung 
auch  für  diese  Steuern  in  Vorschlag  gebracht.  Der  stabile  Ertrags- 
kataster gestattet  regelmäfsige,  den  Thatsachen  folgende  Revisionen  in 
der  That  nicht.  Es  ist  aber  möglich,  die  Ertragssteuern  zu  einer  ein- 
heitlichen allgemeinen  Vermögenssteuer  mit  Special-Wertkataster 
für  jegliche  ,, Partiale"  zusammenzuziehen,  mit  der  Wirkung  nicht  blofs 
gröfserer  Sicherheit  der  Einsteuerung,  sondern  auch  der  Beseitigung 
aller  innewohnenden  Nachteile  der  Ertragsbesteuerung.  Dieser  Ge- 
danke Buchexbergers  ist  als  höchst  fruchtbar  anzusehen  und  kann 
vom  Verfasser  dieses,  für  welchen  die  „A.  V.  St."  steuerfunktionell  un- 
mittelbar neben  der  „A.  E.  St."  liegt,  nur  angenommen  werden. 

Verwirklicht  würde  derselbe  über  die  MiQUELSche  Reform 
insofern  weiter  hinausführen,  als  die  Ertragssteuern  auch  für 
die  Kommunalbesteuerung  in  Glieder  einer  einheitlichen 
Generalbesteuerung  der  Person  sicli  verwandeln  würden  und 
hiermit  für  den  Fall  der  endlichen  Überlassung  der  Realsteuern  an  die 
Gemeinden  die  Basis  einer  objektiven  Einsteuerung  aller  Glieder 
auch  der  staatlichen  „A.  E.  St."  gewonnen  wäre.  Wir  führen  daher  das 
Wesentliche  der  Begründung  Buchenbergers  hier  an. 

Die  Grundziige  derBuchenbergerschen  allgemeinenTermögeussteuer.  B.  sagt : 
.,Die  in  Baden  bestehende  Grund-  und  Gebäudesteuer  sucht  den  mittleren  Wert 
der  Steuerobjekte  zu  erfassen,  wie  er  sich  im  Durchschnitt  der  Kaufpreise  der  Güter 
und  Gebäude  aus  einer  rückliegenden  Normalperiode  zu  erkennen  giebt.  Im  Rahmen 
der  Vermögenssteuer  hat  an  die  Stelle  dieses  mittleren  Wertes  der  Verkehrswert 
der  bezeichneten  Vermögensstücke  zur  Zeit  der  Veranlagung  zu  treten,  und  für 
die  Bestimmung  dieses  Verkehrswerts  wird  ein  der  Zeit  der  Veranlagung  möglichst 
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naheliegender  und  nicht  zu  ausgedehnter  Zeitraum  mafsgebend  sein  müssen. 
Geht  man  von  diesem  Grundsatz  aus,  so  wäre  die  Ermittelung  des  Verkehrs  wertes 
der  Grundstücke  im  wesentlichen  nach  der  bisherigen  Methode  zu  vollziehen; 
doch  wären  die  Bauplätze  gesondert  für  sich  zu  behandeln  und  nach  den  laufenden 
Werten  zu  katastrieren.  Die  Klassifikation  der  landwirtschaftlich  benützten  Grund- 
stücke wäre  beizubehalten  und  nur  insoweit  zu  ändern,  als  dies  durch  geänderte 
Verhältnisse  oder  zur  Berichtigung  der  bei  der  früheren  Einschätzung  unterlaufenen 
Fehler  sich  als  notwendig  erweist.  Die  Ermittelung  des  Verkehrswertes  für  jede 
Kulturart  und  Klasse  entweder  auf  Grund  der  Kaufpreise  eines  noch  zu  be- 
stimmenden Zeitraumes  oder  vielleicht  besser  auf  Grund  der  Schätzung  durch 
Sachverständige  träte  als  neue  Arbeit  hinzu.  Aus  diesen  Faktoren  wäre  sodann 
das  Kataster  des  Verkehrswertes  der  landwirtschaftlich  benützten  Grundstücke  zu 
bilden.  Da  bei  den  Waldungen  die  Methode,  den  Verkehrswert  nach  den  erzielten 
Kaufpreisen  zu  bestimmen,  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  versagt,  mufs  hier  ein  der 
Eigenartigkeit  des  Forstwirtschaftsbetriebes  angepafstes  Verfahren  eingeschlagen 
werden.  Als  solches  bietet  sich  das  in  Art.  5  des  Gesetzes  vom  23.  März  1854,  die 
neue  Katastrierung  der  Waldungen  und  Waldlasten  betreffend,  vorgeschriebene,  wo- 
nach der  normale  Haubarkeitsertrag  die  Grundlage  für  die  Berechnung  des 
Waldwerts  zu  bilden  hat. 

Bei  den  Gebäuden  müfste  durchweg  der  Verkehrswert  auf  Grund  der  Kauf- 
preise einer  bestimmten  Periode  —  oder  vielleicht  besser  schlechthin  auf  Grund 
vorzunehmender  Schätzung  —  neu  ermittelt  und  in  dem  Kataster  zusammengestellt 
werden. 

Im  Sinne  dieser  Vorschläge  wäre  also  der  Steuerpflichtige  einer  Fatierung 
des  im  Grundbesitz  bestehenden  Vermögens  enthoben,  es  verbliebe  vielmehr 
bezüglich  dieser  Vermögensarten  bei  dem  seitherigen  System  der  amtlichen  Ein- 
schätzung. Dagegen  wäre  der  Wert  der  gewerblichen  Betriebskapitalien  wie 
bisher  von  dem  Pflichtigen  zu  deklarieren  und  nach  erfolgter  Prüfung  durch  den 
Schatzungsrat  festzustellen,  woraus  sich  sodann  das  Kataster  dieser  Vermögensbestand- 
teile ergäbe. 

Das  Kapitalvermögen  wäre  gleichfalls  von  dem  Pflichtigen  zu  deklarieren  und 
zwar,  soweit  es  sich  um  kurshabende  Wertpapiere  handelt,  nach  dem  Börsenkurs 
zur  Zeit  der  Veranlagung,  soweit  es  in  sonstigen  Kapitalforderungen  besteht,  nach 
dem  Nennwert,  und  soweit  es  sich  um  Leibrenten  u.  s.  w.  handelt,  nach  dem 
Schätzungswert. 

Die  Zusammenfassung  der  vorstehend  aufgezählten  Grundlagen 
zur  Vermögenssteuer  könnte  in  folgender  Weise  geschehen:  Das  Kataster  über 
die|Verkehrswerte  des  Grund  und  Bodens,  der  Gebäude  und  der  gewerblichen  Betriebs- 
kapitalien wäre  gemarkungsweise  aufzustellen  und  hätte  alle  in  der  betreffenden 
Gemarkung  vorhandenen  Vermögenswerte  der  bezeichneten  Art  zu  umfassen,  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  der  Eigentümer  der  Objekte  seinen  Wohnsitz  innerhalb  oder 
auCserhalb  der  Gemarkung  hat.  Das  Kataster  über  die  Verkehrswerte  der  sonstigen 
Kapitalien  wäre  wie  z.  Z.  an  dem  Orte  zu  erstellen,  wo  der  Pflichtige  seinen  Wohn- 
sitz hat. 

Hinsichtlich  der  Steuerpflichtigen,  die  im  Grofsherzogtum  einen  Wohnsitz  haben, 
hätte  als  Ort  der  Veranlagung  zur  Vermögenssteuer  der  Wohnsitz,  hinsichtlich  der 
Steuerpflichtigen,  deren  Wohnsitz  sich  aufserhalb  des  Grofsherzogtums  befindet,  die 
aber  in  diesem  Grundbesitz  haben  oder  ein  Gewerbe  betreiben,  der  Ort  zu  gelten, 
in  dessen  Gemarkung  der  Grundbesitz  gelegen  ist  oder  das  Gewerbe  betrieben  wird, 
oder  bei  Grundbesitz  oder  Gewerbebetrieb  in  verschiedenen  Gemarkungen  der  Ort 
des  hauptsächlichsten  Besitzes  oder  Betriebes.  Das  Vermögenssteuerkataster  einer 
Gemarkung  hätte  daher  alle  in  dieser  Gemarkung  ansässigen  Steuerpflichtigen  mit 


222  Erstes  Buch.    III.  Hauptabschnitt.    Vierte  Abteilung. 

ihrem  gesamten  Vermögen,  auch  wenn  das  letztere  teilweise  aufserhalb  des  Ver- 
anlagungsortes gelegen  oder  angelegt  ist,  und  aufserdem  die  aufserhalb  des  Grofsherzog- 
tums  wohnenden  Steuerptiichtigen  zu  umfassen,  die  in  der  betr.  Gemarkung  Grund- 
besitz haben  oder  Gewerbe  betreiben.  Der  Vermögenssteuerpflichtige  hätte  an  dem  Orte, 
an  dem  er  zu  veranlagen  ist,  eine  Steuererklärung  einzureichen,  in  der  diejenigen  Ver- 
mögensteile, deren  Werth  nicht  lediglich  durch  amtliche  Ermittelung  festgestellt  wird, 
(alio  gewerbliches  Betriebskapital  und  Kapitalvermögen)  und  die  Schulden,  deren 
Abzug  er  beansprucht,  —  letztere  in  dem  Umfange,  in  dem  deren  Zinsen  bei  der 
Einkommensteuer  abzugsfähig  sind  —  anzumelden  wären.  Aus  diesen  Angaben  und 
aus  dem  Kataster  über  Vermögenswerte  von  Grund  und  Boden  wäre  das  Vermögens- 
steuerkataster zusammenzustellen.  Bezüglich  der  Vermögensstücke,  deren  Eigentümer 
nicht  in  dem  Vermögenssteuerkataster  der  betreffenden  Gemarkung  erscheint,  wären 
Auszüge  aus  dem  Kataster  der  Vermögenswerte  des  Grund  und  Bodens  zu  fertigen 
und  dem  Schatzungsrat  des  Ortes,  an  dem  der  Eigentümer  zur  Vermögenssteuer  zu 
veranlagen  ist,  zu  übersenden.  Auf  diesem  Wege  wäre  die  steuerliche  Er- 
fassung sämtlicher  Vermögenswerte  gesichert." 

DieAupassungdei'Bucheubergerscheu  A.T  St.andieKomumnalbestenerung. 
Hierüber  bemerkt  die  Denkschrift:  „Bei  einer  Gestaltung  der  Vermögenssteuer  auf 
der  oben  besprochenen  Grundlage  —  Festhaltung  getrennter  Kataster  für  die  Haupt- 
arten der  Vermögensbestandteile  —  wäre  die  Möglichkeit  des  Anschlusses  der  Ge- 
meindebesteuerung an  die  Staatsbesteuerung  sichergestellt.  Doch  ist  dabei  auf  fol- 
folgendes  hinzuweisen:  Die  Heranziehung  zu  den  Gemeindelasten  soll  im  Sinne  der 
geltenden  Gemeindesteuergesetzgebung  nicht  ausschliefslich  und  auch  nicht  in  erster 
Reihe  nach  der  Leistungsfähigkeit  erfolgen,  für  die  Verteilung  der  Gemeindeabgaben 
vielmehr  hauptsächlich  der  Vorteil  mafsgebend  sein,  den  der  Pflichtige  von  den 
Gemeindeeinrichtungen  hat.  Dieser  Vorteil  ist  aber  beispielsweise  ein  wesentlich 
anderer  für  den  Grund-  und  Häuserbesitzer,  wie  für  den  Kapitalisten.  Es  wird 
deshalb  nicht  angehen,  der  Veranlagung  der  direkten  Gemeindesteuern  lediglich  das 
Einkommensteuer-  und  das  Gesamt-Kataster,  welclies  die  staatlichen  Vermögens- 
steueranschläge auf  Grund  der  Einzelkataster  nachweist,  zu  Grunde  zu  legen.  Dies 
ist  auch  schon  deshalb  nicht  möglich,  weil  es  sonst  vorkommen  könnte,  dafs  Grund- 
und  Hausbesitz  in  der  Gemeinde,  in  der  die  Grundstücke  liegen,  überhaupt  nicht 
zu  den  Gemeindeumlagen  heranzuziehen  wäre,  während  die  Gemeinde  des  Wohnsitzes 
des  Eigentümers  solche  Vermögensstücke  steuerlich  erfassen  würde,  obgleich  die 
Objekte  dem  Herrschaftsbereich  der  betreffenden  Gemeinde  gar  nicht  angehören. 
Die  direkten  Gemeindesteuern  werden  daher  zu  ihrer  Grundlage  die  Einzelkataster 
der  Vermögenswerte  des  Grund  und  Bodens,  der  Gebäude  und  des  gewerblichen 
Betriebskapitalvermögens  zu  nehmen  und  von  dem  Vermögenssteuerkataster  nur 
den  Teil  zu  benützen  haben,  in  dem  der  Wert  des  sonstigen  Kapitalvermögens 
dargestellt  ist.  Auch  wird  daran  festzuhalten  sein,  dafs  wie  bisher  der  Vermögens- 
besitz in  erster  Reihe  zur  Deckung  des  durch  Umlagen  aufzubringenden  Bedarfs 
heranzuziehen  ist,  während  nur  der  kleinere  Teil  dieses  Bedarfs  im  Anschlufs  an 
die  Einkommensteueranscbläge  seine  Deckung  zu  finden  haben  wird.  Der  Abzug 
der  Schulden  wird  bei  der  Bildung  des  auf  den  Vermögenswerten  beruhenden  Teiles 
des  Gemeindesteuerkatasters,  abgesehen  von  den  Kapitalrentensteuerkapitalien,  betreffs 
deren  schon  nach  der  seitherigen  Gesetzgebung  der  Abzug  der  faust-  oder  unter- 
pfändlich versicherten  Kap. -Schulden  gestattet  ist,  nicht  zugelassen  werden  können. 
Und  zwar  schon  deshalb  nicht,  weil  eine  proportionale  Austeilung  der  Schulden  auf 
die  einzelnen,  nicht  selten  in  verschiedenen  Gemeinden  umlagcptiichtigen  Vermögens- 
teile (so  z.  B.  bei  der  zahlreichen  Klasse  der  sogenannten  Ausmäri<er)  steuertech- 
nisch schlechthin  undurchführbar  wäre ;  sodann  aber  auch  aus  dem  allgemeinen 
Grunde,  weil  es  für  das  Mafs  des  Vorteils,  den  der  Einzelne  aus  seiner  Zuge- 
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hörigkeit  zur  Gemeinde  für  den  Wert  seines  Vermögens  zieht,  nicht  von  ausschlag- 
gebender Bedeutung  ist,  ob  das  Vermögen  mit  Schulden  belastet  ist  oder  nicht.  In 
dieser  Beziehung  wird  daher  ein  grundsätzlicher  Unterschied  zwischen  der  Staats- 
und Gemeindebesteuerung  bestehen  und  festzuhalten  sein ,  wie  denn  auch ,  soweit 
bekannt,  im  Bereich  der  Gemeindebesteuerung  die  Zulässigkeit  des  Schuldenabzugs 
bei  der  Besteuerung  des  Immobiliarvermögens  bis  jetzt  nirgends  ihre  Verwirklichung 
gefunden  hat." 

Die  Zweite  badische  Kammer  ;ist  dem  Buchenbergerschen  Vorschlag  bei- 
getreten, während  die  Erste  Kammer  anscheinend  unter  dem  Einflufs  der  höchst 
wahrscheinlich  unbegründeten  Furcht  vor  einer  Verschiebung  der  Steuerlast  zu  Un- 
gunsten des  Grofsgrundbesitzes  —  lavierte,  aber  offenbar  das  Ertragssteuersystem 
konservieren  will,  für  welches  sie  sehr  grundlos  „auf  die  Zufriedenheit  de8ganzen(!??) 
Landes  in  Württemberg-  (mit  den  Ertragssteuern)  sich  beruft. 
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I.  Hauptabschnitt.    Die  indirekte  Besteuerung  überhaupt. 

Erste  Abteilung'.    Wesen,  Arten  und  Funktion. 

1.  Kapitel.    Wesen  und  Arten. 

§.  177.  Das  Wesen  der  indireJcten  Besteuerung  —  ist  darin  zu 
erblicken,  dafs  sie  die  „Steuerquellen"  oder  Grundlagen  der  Steuerkraft 
niclit  ummittelbar  erfafst,  sondern  nur  mittelbar  in  bestimmten  Hand- 
lungen und  Besitzzuständen ,  Begehungen  und  Unterlassungen,  willkür- 
lieben und  unwillkürlichen  Erlebnissen,  welche  mittelbar  auf  Steuer- 
kraft schliefsen  lassen.  Das  ist  wenigstens  das  grundsätzlich  festzu- 
haltende Wesen  der  indirekten  Besteuerung.  Thatsächlich  ist  dieser 
Charakter  von  der  positiven  Steuergesetzgebung  in  teilweise  roher  Weise 
vernaclilässigt  und  die  Entwickelung  der  indirekten  Besteuerung  trotz 
aller  grofsen  Fortscliritte  des  letzten  Jahrhunderts  in  keinem  Teile  zu 
befriedigendem  Abschlüsse  gebracht. 

Das  eigenste  Wesen  der  indirekten  Besteuerung  läfst  sich  auch  so 
bezeichnen:  die  Steuerquelle  tritt  nirgends  als  unmittelbares 
St  euer  Objekt  auf,  ein  Merkmal,  was  aus  der  Grundfunktion  der 
indirekten  Besteuerung  selbst  hervorgeht.  Wenn  überhaupt  die  Gegen- 
überstellung von  Subjekt-  und  Objektsteuern  ratsam  wäre,  so  würden 
die  sämtlichen  indirekten  Steuern  in  erster  Linie  und  noch  vor  den 
Real -Ertragssteuern  als  Objektsteuern  zu  bezeichnen  sein;  denn  das 
Objekt  rückt  hier  noch  mehr  in  den  Vordergrund.  Doch  lassen  wir 
diese  Bezeichnung  auch  für  die  indirekte  Besteuerung  bei  Seite. 

In  dem  eben  bezeichneten  Sinne  sind  die  direkten  Steuern  persön- 
lich, die  indirekten  unpersönlich.  Jene,  namentlich  die  General- 
steuern suchen  jede  Steuerkraft  thunlichst  mit  ihren  persönlichen  Ein- 
künften heranzuziehen,  diese  ergreifen  einzelne  Gattungen  von  Objekten, 
welche  auf  Steuerkraft  irgend  welcher,  meist  unbekannten 
Person  hinweisen. 
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Die  indirekte  Besteuerung  ist  nötig,  weil  die  direkte  weder  jede 
Person  bezw.  Steuerkraft  voll,  noch  irgend  eine  nach  ihrer  wirklichen, 
nicht  blofs   durchschnittlichen  Steuerkraft  zu   fassen  vermag. 

Da  die  indirekte  Besteuerung  nicht  die  Steuerquelle  fafst,  so  mufs 
sie  Objekte  ergreifen,  welche  der  direkten  Besteuerung  entgehen  oder 
entzogen  sind,  aber  auf  Steuerkraft  hinweisen.  Weiter  solche,  an  welchen 
die  wirkliche  Steuerkraft,  durch  individualisierende  Entlastung  und  Be- 
lastung aus  direkter  Besteuerung  der  Durchschnitts-Steuerkraft  zur  ver- 
hältnismäfsigen  und  allgemeinen  Belastung  der  wirklichen  Steuerkraft 
gebracht  werden  kann. 

Diese  Objekte  sind  1)  S  ach  guter  der  verschiedensten  Art:  Aufwands- 
gegenstände im  ganzen  Laufe  ihrer  wirtschaftlichen  Bewegung  bis  zum 
persönlichen  Konsum  hin  (Konsum -Vorschufssteuern) ,  sowie  aufs  er- 
wirtschaftlich e  Aufwander  scheinungeninnerhalb  desHaushaltes, 
der  Geselligkeit  u.  s.  w.,  wenn  sie  nur  überhaupt  auf  Steuerkraft  hin- 
weisen, also  steuerbar  sind,  2)  wirtschaftliche  und  aufserwirtschaftliche 
Vorgänge  und  Ereignungen,  welche  auf  aufserordentliche,  von  der 
direkten  Besteuerung  freigelassene  Yermögenszugänge  und  der  Auf- 
wandbesteuerung entgangene  Ansammlungen  teils  bei  der  Berührung 
mit  der  Staatsgewalt  („Gebührensteuern"),  teils  ohne  solche  Berührung 
(„Verkehrssteuern")  hinweisen. 

AVenn  von  indirekter  Besteuerung  die  Rede  ist,  so  wird  nie  an  indirekte  Besteue- 
rung in  jenem  Doppelsinne  (§  3)  gedacht,  wonach  indirekte  Steuern  Vorschufssteuern  in 
Beziehung  auf  das  belastete  Subjekt,  Tarifsteuern  bezüglich  der  Art  der  Aufstellung 
der  Steuerlastsätze  wären.  Es  giebt  indirekte  Tragsteuern,  namentlich  im  Gebühren- 
und  Verkehrssteuerwesen,  indem  regelmäfsig  Vorschufssteuern  nicht  beabsichtigt 
sind,  selbst  in  der  Konsumbesteuerung,  wo  einzelne  Gegenstände  von  dauernder 
Nutzbarkeit  und  mit  ständigem  Besitzverhältnis  als  Tragsteuern  reguliert  sind,  z.  B. 
die  Wohnsteuer,  die  Hundesteuer,  die  Wagensteuer.  Auch  die  Katastrierung,  d.  h.  die 
ständige  Veranlagung  bestimmter  Steuersubjekte  mit  bestimmten  Objekten  zu  belast- 
barem Steuerkapital  —  fehlt  der  in  unserem  Sinne  indirekten  Besteuerung  nicht; 
dieselbe  kommt  vor  bei  der  Areal-  und  Fabrikationsbesteuerung  des  Verbrauchs,  ferner 
bei  der  Gebrauchsbesteuerung  ständig  besessenen  Nutzkapitals  (Wohnung-,  Hunde- 
u.  drgl.  Besteuerung),  bei  den  Licenzformen  der  Verbrauchsbesteuerung.  Indessen 
sind  auch  bei  der  indirekten  Besteuerung  die  Gegensätze  der  Trag-  und  der  Vor- 
schufs- ,  der  Kataster-  und  der  Tarifbesteuerung  wohl  absolut  bedeutsam,  aber  relativ, 
d.  h.  unserer  Fundamentalunterscheidung  gegenüber  untergeordnet.  Die  Einteilung 
der  Steuerpraktiker  steht  unserer  Auffassung  vom  Wesen  der  indirekten  Besteuerung 
nicht  fern,  obwohl  gegen  dieselbe  nichts  bewiesen  sein  würde,  auch  wenn  dies  nicht 
der  Fall  wäre  (vgl.  §  3). 

§  178.    Arten  der  indireJcfen  Steuern.  —  Die  Grundeinteilung  ist 
in  der  „A.  St.  L."  schon  gewonnen   worden.    Es   haben  sich  ergeben: 
Erstens :  Koiisumstenern : 
I.   Vorschufssteuern 

a.  Verbrauchssteuern : 

1 )  Inland-  Verbrauchssteuern  —  2)  Verbrauchs- 
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zolle,  — je  teils  Monopol-,  teils  Freiver- 
kehrs steuern, 
b.  Gebraucbssteuern : 

1)  Inland -Gebrauchssteuern  —  2)   Gebrauchs- 
zölle,   —  je   teils   als  Monopol-,  teil  als 
Freiverkehrs  steuern  regulierbar. 
II.    Konsum- Tragsteuern  oder  Ko nsumenten steuern, 
samt  einigen  Steuern  auf  steuerbare  ObjeJcte  aufser- 
halh  der  eigentlichen  Konsumerscheinungen  {Genufs- 
steuern  auf  Geselliglceit.  Lustbarkeit  u.  s.  w). 
Zweitens:  Vorteils-  oder  Bereicherungssteaern  (die  sog.  Ver- 
kelirssteiiern  im  \\-eiteren  Sinne) : 
I.    Gebührensteuern  bei  der  Berührung  dei-  Steuersub- 
jelie  mit  der  Staatsgewalt  erhoben: 

a.  gemischte  Gebühren  steuern, 

b.  reine  Gebührensteuern. 

II.  ..  Verkehrssteuern"  im  engeren  Sinne,  d.  h.  aufser- 
halb  der  Berührung  mit  der  Staatsgeivalt  erhobene 
Vorteilssteuern: 

a.  Kechtsgeschäftssteuern    oder    „Terkehrsstenern"   im 
en  gsten  Sinne, 

b.  Erbfall-  und  Glückfalls-  oder  Zufallsstenern,  znsammen 
auch  Anfallssteuern  genannt. 

Einen  anerkannten  gemeinsamen  Namen  besitzen  die  Steuern,  welche  hier 
Vorteils-  oder  Bereicherungssteuern  genannt  sind,  leider  immer  noch  nicht.  Die 
Bezeichnung  ., Verkehrssteuern"  (oben  „im  weitesten  Sinn")  ist  (vergl.  §  3lü)  in  keiner 
Weise  bezeichnend. 

Die  Gesamtheit  der  in  diesem  zweiten  Hauptabschnitte  einzuflechtenden  Er- 
örterungen steuersystematischen  Inhalts  wird  dem  Leser  die  Gründe  der  Einteilung 
und  die  "Wahl  der  vorläufigen  Bezeichnungen  erklären. 

§  179.  Weitere  Unterschiede  innerhalb  der  indirekten  Besteuerung. 
Keine  Generalsteuern  indirekter  Art.  —  Weitere  Unterschiede  ergeben 
sich  an  den  für  beide  Steuerhauptgattungen  gemeinsamen  Beziehungen, 
nämlich:  Individualsteuern  —  Gemeinsteuern  (§  12),  Ursteuern  —  durch- 
laufende Steuern  (§  12),  Keichssteuern —  Landessteuern,  Staatsf^teuern  — 
Kommunalsteuern,  Tragsteuern  —  Vorschufssteuern,  Repartitions- 
steuern  —  Quotitätssteuern,  Tarifsteueru  —  Katastersteuern. 

Dagegen  fehlen  der  indirekten  Besteuerung  die  Generalsteuern.  Die 
Generalkonsumsteuer  oder  Generalvorteils  (G.-Gebühren-  oder  G.-Ver- 
kehr8)-Steuer  ist,  sei  es  als  einzige  Steuer,  sei  es  als  Steuer  neben  den 
direkten  Steuern,  ein  steuerpolitisches  Unding,  wie  aus  §  3  von 
selbst  hervorgeht;  nicht  minder  eine  alle  übrigen  indirekten  Steuern 
vertretende  Konsumsteuer  (§  258)  oder  Genufspersonalsteuer  oder  eine 
allgemeine  und  einzige  Wohnsteuer  oder  eine  einzige  oder  allgemeine 
Verkehrssteucr. 
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Die  indirekten  Steuern  sind  eben  insgesamt  Specialsteuern, 
und  zwar  sind  sie  es  nach  ihrer  steuersystematischen  Bestimmung,  die 
Steuerkräfte  individualisierend  und  ergänzend  anfassende  Steuern  zum 
Zweck  der  Vervollständigung  der  Durchsehnittsbesteuerung  zu  sein,  —  mit 
einer  in  ihrem  Wesen  gelegenen,  daher  charakteristischen  Notwendigkeit. 

Die  indirekten  Steuern  können  allerdings  als  sehr  verfehlte 
Specialsteuern  auftreten  und  zwar  in  mehrfacher  Hinsicht:  in  der  Hin- 
sicht der  UnVollständigkeit  des  Steuersystems,  indem  einzelne  inte- 
gi'ierende  Glieder  des  letzteren  ausfallen,  in  weiterer  Hinsicht  der 
Übertreibung,  indem  Objekte  ergriffen  werden,  welche  weder  zu  indivi- 
dualisierender noch  zu  ergänzender  Anfassung  der  Steuerkräfte  geeignet 
sind,  drittens  in  der  Hinsicht  ungeschickter  Steuertechnik,  indem  die 
Objekte,  welche  steuersystematisch  nicht  steuerbar  sein  sollten,  that- 
sächlich  steuerbar  werden  und  umgekehrt.  Es  ergiebt  sich  dann 
analog  eine  ganze  Reihe  von  Übelständen,  wie  bei  der  unvoll- 
kommenen direkten  Besteuerung.  Fehler  der  bestehenden  Systeme 
indirekter  Besteuerung  können  jedoch  die  indirekte  Besteuerung  so 
wenig  in  Frage  stellen,  als  wirklich  verfehlte  Ertragssteuern  gegen 
die  direkte  Besteuerung  überhaupt  beweisen. 

2.  Kapitel.    Die  Funl^tionen  der  indirekten  Besteuerung. 

§  180.  Doppelfunldion  der  indireJcten  Besteuerung.  —  Die  eine 
und  hauptsächliche  Funktion  ist  die  durch  individuale  Ent-  wie  Mehr- 
belastung sich  vollziehende  Erfüllung  der  Besteuerung  nach  der  Durch- 
schnitts Steuerkraft  zur  Vollbesteuerung  der  w  i  r  k  1  i  c  h  e  n  Steuerkraft. 
Dies  wird  hauptsächlich  erreicht  durch  die  Abgaben  von  stark  und 
von  höchst  steuerbaren  Verbrauchs-  und  Grebrauchsgegenständen,  durch 
gut  regulierte  Genuf^- Personalsteuern  (Luxuswohnung,  Luxuspferde, 
Villen  u.  s.  w.),  auch  durch  gewisse  steuerhafte  Verleihungsgebühren, 
Dispensations-  und  Gestattungsgebühren. 

Die  andere  Funktion  ist  die  Ergänzungs-  und  Ersatzfunktion  zur 
Ausfüllung  der  Lücken  im  System  der  direkten  Besteuerung.  Die  in- 
direkte Besteuerung  wirkt  in  der  That  umfassend  auch  als  Ergänzung 
und  Ersatz  der  direkten  Besteuerung,  während  die  direkte  Besteuerung 
nur  in  geringem  MaXse  (§§  63  ff.)  zur  Ergänzung  der  individualisierenden 
Besteuerung  dienen  kann. 

Es  wirken  in  dieser  Richtung  die  Steuern  auf  minder  steuerbare  Gebrauchs- 
und Verbrauchsgegenstände,  die  reinen  Gebülirensteuern,  die  Erbschafts-  und  Ein- 
tragungs-,  einigermafsen  auch  etliche  gemischte  Gebührensteuern  und  einige  „Ver- 
kehrssteuern". 

Die  systematisch  individualisierende,  primäre  Funktion  ist  es  eben, 
was  durch  das  gegenwärtige  zweite  Buch  zu  begründen  und  ins  einzelne 
durchzuführen  ist.    Hire  sekundäre,  ergänzende  Funktion  mufste  uns  im 
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ersten  Buch  entgeg-entreten,  und  ist  dies  auch  in  den  §§  78,  79,  80, 
81,  87,  99  und  sonst  geschehen. 

§  181.  Die  Orunclcmfgäbe  der  indireJcten  Besteuerung  —  besteht 
in  der  individualisierenden  Erfassung  der  Steuerkräfte,  indem  man  in 
bestimmten  Arten  von  Handlungen  und  Erlebnissen  des  Steuersubjektes 
die  Selbstoffenbarung  einer  besonderen  Steuerkraft  als  gegeben  voraus- 
setzt, dieselben  als  ein  Selbstbekenntnis  der  individuellen  Leistungs- 
fähigkeit ansieht  und  zum  Gegenstand  mittelbarer  Besteuerung  der 
Steuerquellen,  zu  „mittelbaren  Steuerobjekten"  macht. 

Diese  Grundaufgabe  kann,  wie  im  §  91  gezeigt  ist,  auch  bei 
sorgfältigster  Progressivbelastung  und  Degressiventlastung  mit  direkter 
Besteuerung  nicht  erreicht  werden.  Daher  ist  ein  Steuersystem  er- 
forderlich, in  welchem  neben  der  direkten  eine  indirekte  Besteuerung 
individualisierender  Be- und  Entlastung  so  durchgeführt  wird,  dafs  die- 
jenigen eine  verhältnismäXsige  Mehrbelastung  erfahren,  welche  in  der 
Durehschnittsbesteuerung  zu  leicht,  eine  Entlastung  aber  diejenigen, 
welche  darin  zu  hart  getroffen  werden. 

Die  Lösung  kann  nur  der  vereinten  Arbeit  der  Organe  der 
Steuergewalt  und  der  Steuersubjekte  gelingen.  Diese  Lösung  besteht 
einmal  darin,  dafs  die  Steu er ge walten  die  Objekte  der  indirekten 
Besteuerung  so  auswählen  und  die  Steuersätze  (Steuertarife)  so  ab- 
stufen, um  einerseits  die  bedrückten  Steuerkräfte  durch  Unter- 
lassung sich  selbst  entlasten  zu  lassen,  was  durch  Freilassung  aller 
notwendigen  Konsum-,  Verkehrs-,  Erbschafts-Mindestbeträge,  Justiz-, 
und  Polizei-  und  anderen  Leistungen  u.  s.  w.  erreicht  wird.  Das  zweite 
ist,  die  in  der  direkten  Besteuerung  noch  nicht  voll  getroffenen  Steuer- 
kräfte so  zu  treffen,  dafs  sie  nicht  veranlafst  werden,  sich  einer  indi- 
vidualisierenden Mehrbelastung  zu  entziehen,  und  dafs  dieselben,  sofern 
sie  dies  bei  den  einen  Arten  indirekter  Steuern  dennoch  versuchen 
und  erreichen,  dafür  anderen  Arten  indirekter  Steuern  (Vorteilssteuern, 
Bereiclierungssteuern  u.  s.  w.)  desto  stärker  ins  Netz  laufen  müssen. 

So  sehr  hiernach  die  indirekte  Besteuerung  neben  der  direkten 
selbständige  Hauptberechtigung  hat,  so  wenig  darf  sie  unter  Ver- 
drängung der  direkten  Besteuerung  als  alleinige  Besteuerungsweise 
angewendet  werden.  Der  Plan  der  einzigen  indirekten  Steuer  —  sei 
sie  Konsum-,  sei  sie  Gebühren-  oder  Erbschafts-  und  Verkehrssteuer  — 
ist  stcuertechnisch  nicht  weniger  ein  Unding,  als  der  Plan  einer 
einzigen  direkten  Steuer.  Denn  das  Gesamtsteuersystem  verlöre  in 
der  direkten  Besteuerung  die  Bemessung  nach  der  schichtenweisen  Durch- 
schnittssteuerkraft.  Letztere  Bemessung  ist  aber  unentbehrliche  Voraus- 
setzung der  indirekten  Besteuerung,  der  Grundrahmen,  innerhalb  dessen 
individualisierende  und  ergänzende  mittelbare  Belastung  stattzufinden 
hat.     Ohne  direkte  Besteuerung  ginge   das  sichere  Mittel   der  Allge- 
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meinlieit,  die  quantitative  Sicherheit  verhältnismäfsiger  Belastung  verloren, 
ohne  ;dars  auch  die  bestausgebildete  einzige  indirekte  Besteuerung  es 
erreichte,  'den  Einzelnen  mit  der  Totalität  der  Steuerobjekte  gleich- 
mäfsig  zum  Stehen  zu  bringen. 

Die  Verwerflichkeit  der  indirekten  Besteuerung:  —  ist  ein  weithin  ange- 
nommener Glaubenssatz.  Erklärlicli  wird  diese  Annahme  dadurch,  dafs  zur  Zeit, 
als  sich  die  indirekte  Besteuerung  festsetzte,  mit  derselben  ein  roher  Fiskalismus 
geschaltet  und  gewaltet  hat,  und  daCs  dieses  heute  noch  in^leider  hohem  Mafse  statt- 
hat. Die  Beherrschung  der  Steuergewalt  durch  Grund-  und  Geldadel  im  Bunde  mit 
dem  Absolutismus  hatte  wirklich  zu  einer  verwerflichen  Gestaltung  der  indirekten  Be- 
steuerung geführt.  Aber  nur  diese  Entwickelung  ist  abzulehnen,  nicht  die  indirekte 
Besteuerung  überhaupt.  Bei  grundsätzlich  richtigem  Ausbau  ist  die  indirekte 
Besteuerung  eine  der  Volksfreiheit  und  der  verhältnismäfsigen  Belastung  durchaus 
günstige  wie  gut  demokratische  Einrichtung,  ein  Mittel,  die  Armen  zu  schonen, 
die  in  der  direkten  Besteuerung  unvollständig  fafsbaren  grofsen 
Steuerkräfte  ver hältnismäCsig  zu  treffen.  Eine  positive  demokratische 
Steuerpolitik  verlangt  nur  bedeutende  Entlastungen  der  Konsume,  der  Verkehre 
und  der  Verlassenschaften  der  schwachen,  aber  ganz  entschieden  indirekte  Mehrbe 
lastung  der  starken  Steuerkräfte;  das  ist  etwas,  was  namentlich  durch  Be- 
steuerung des  bis  heute  fast  unberührt  gebliebenen  Gebrauch sluxus,  durch  aus- 
giebige Luxussteuern  und  durch  Weiterentwickelung  der  Erbschaftsbesteuerung 
vollständig  sich  erreichen  liefse.  Die  Demokratie  der  Zukunft  wird  sicher  davon 
zurückkommen,  das  Kind  mit  seinem  ersten  schmutzigen  Bade  auszuschütten. 

§  182.  Das  quantitative  Verhältnis  der  indireMen  zur  direMen 
Besteuerung.  —  Darf  die  indirekte  Besteuerung  neben  der  direkten 
einen  gröfseren  Umfang  annehmen?  Gewifs,  wenn  sie  bei  grundsätz- 
lich richtiger  Kegulierung,  namentlich  durch  vollständige  Wahl  aller 
ergiebigen  Objekte,  Vielehe  auf  Steuerkraft  hinweisen,  durch  Freilassung 
unsteuerbarer  Objekte,  durch  verhältnismäfsige  Belastung  jener  Steuer- 
objekte, welche  starkem  und  hochgradigem  Grebrauchsluxus  dienen, 
wirklich  grofsen  Erfolg  ermöglicht. 

Ein  bestimmtes  Ertragsverhältnis  zwischen  beiden  Steuerhaupt- 
gattungen läfst  sich  dagegen  nicht  feststellen.  Dieses  ist  nach  Volk  und 
Zeit  veränderlich  und  stets  den  gegebenen  Verhältnissen  öffentlicher  Be- 
darfs- und  privater  Konsum-  wie  Verkehrsentwickelung  anzupassen. 
Dennoch  lassen  sich  bestimmte  und  positive  Gesichtspunkte  für  die 
Verhältnisbestimmung  gewinnen.     Es  dürften  die  folgenden  sein: 

1.  ist  die  direkte  Besteuerung  kräftig  zur  Entwickelung  zu  bringen,  da 
sie  als  Durchschnittsbesteuerung  aller  Steuerkräfte  den  von  der  indi- 
vidualisierenden und  ergänzenden  indirekten  Besteuerung  zu  überbauen- 
den festen  und  breiten  Untergrund  des  Gesamt  Steuersystems  zu 
bilden  hat; 

2.  ist  die  direkte  Besteuerung,  welche  subjektiv  empfindlicher  ist, 
kräftig  genug  auszubilden,  um  die  besser  gestellten  Mittelklassen  und 
die  Reichen  für  eine  sparsame  und  geordnete  öffentliche  Haushalts- 
führung im  ganzen  zu  interessieren; 
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3.  ist  dasselbe  eiforderlicli ,  um  das  mafslose  Sclmldenmaeben, 
dessen  Last  sehliefslich  auf  die  regulative  allgemeine  Einkommen- 
steuer zurückfallen  mufs,  denselben  Klassen  zu  entleiden;  dagegen  ist 
aber  auch 

4.  die  direkte  Besteuerung  nicht  auf  eine  Spitze  zu  treiben,  von 
•wo  an  die  steuersystematische  Grundeigen  schaft  der  Be- 
weglichkeit reif  send  abnimmt  und  sehliefslich  verschwindet, 
also  nach  heutigen  Verhältnissen  Deutschlands  und  bei  mäfsig  günstiger 
Finanzlage  für  den  Staat  nicht  über  ca.  4—6  Proz.  Maximalbetrag 
der  allgemeinen  Einkommensteuer  hinaus; 

5.  ist  zu  beachten,  dafs  gewisse  indirekte  Steuern  nur  das  Mittel 
sind,  um  die  steuertechnisch  schwer  fafsbaren  kleineren  Steuerkräfte 
möglichst  hoch  hinauf  frei  zu  lassen  und  schonend  nur  an  den  steuer- 
baren Teilchen  ihrer  Steuerquellen  fassen  zu  können; 

6.  ist  wohl  zu  bedenken,  dafs  ein  grundsätzlich  gut  reguliertes 
System  der  indirekten  Besteuerung  sehr  wohl  zu  hohem  Ertrage  ent- 
wickelt werden  darf,  damit  die  individualisierende  Selbstentlastung 
und  Selbstmehrbelastung,  welche  der  indirekten  Besteuerung  that- 
sächlich  und  bestimmungsgemäfs  eigen  ist,  vollständigen  Spielraum 
gewinne  und  hierdurch  der  Staat  in  den  Stand  gesetzt  werde,  unter 
geringstem  Druck  die  höchste  gemeinnützige  Staatsleistung  zu  erreichen. 

Unter  der  doppelten  Voraussetzung,  dafs  nicht  blofs  schlechte  direkte, 
sondern  auch  gewisse  drückende  und  irrationelle  indirekte  Steuern  fallen, 
andere  rationelle  aber  zum  Ersätze  endlich  die  grundsätzlich  gebotene 
Entwickehmg  erfahren,  wird  man  wohl  sagen  dürfen,  dafs  das  jetzige 
Verhältnis  von  ungefähr  50  bis  70  Proz.  indirekter  zu  30  bis  50 
Proz.  direkter  Steuerlast  nicht  rundweg  zu  verwerfen  ist.  Namentlich 
unsere  deutsche  indirekte  Besteuerung  wird  nur  in  der  Art  des  Aus- 
baues, nicht  aber  im  allgemeinen  Gröfsenverhältnis  zur  direkten  Be- 
steuerung anfechtbar  sein.  Von  der  indirekten  Besteuerung  anderer 
Länder,  namentlich  derjenigen  Frankreichs,  wird  sich  dasselbe  nicht 
behaupten  lassen. 

Selbstverständlich  ist  das  ganze  Ertragsgröfsenverhältnis  steuer- 
geschichtlich veränderlich.  Der  Verfall  der  modernen  Demokratie, 
geschweige  derjenigen  des  Staates  und  der  Volkswirtschaft  würde  auch 
den  Verfall  der  direkten  Besteuerung,  die  Rückkehr  der  schlechten 
direkten  wie  indirekten  Steuern  vergangener  Zeit  sicher  im  Gefolge  haben. 

§  183.  Das  Funktionsverhältnis  der  indirekten  Steuerhauptgat- 
tungen zu  einander  selbst. 

1.  Die  Konsurasteuern  und  die  übrigen  indirekten  Steuern. 
Die  grofse  Hauptaufgabe  bei  der  individualisierenden  Vervollständigung 
der  Belastung  nach  der  Durchschnittssteuerkraft  zur  Besteuerung  nach 
der  wirklichen  Steuerkraft  fällt  den  Konsumsteuern  zu,  obwohl  sie  aufser- 
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dem  gegenüber  den  kleinen  Leuten  und  den  unteren  Mittelstands- 
scbichten  jene  Ergänzungsfanktion  zu  vollziehen  haben,  welche  die 
Steuertechnik  von  der  direkten  Anfassung  von  Millionen  schwacher  Steuer- 
kräfte und  zwar  einer  individuellen  rücksichtslosen  Anfassung  befreit. 
Die  andere  Grundaufgabe  ist  dennoch  weit  überwiegend,  sie  fällt 
aber  fast  ganz  der  Konsumbesteuerung  zu,  und  die  letztere  darf  daher, 
wenn  nur  sie  selbst  rationell  ausgestaltet  wird,  das  Schwergewicht  der 
ganzen  indirekten  Besteuerung  bilden. 

Dagegen  sind  die  Gebühren-  und  die  Verkehrssteuern  eher  dazu 
angethan,  die  doppelte  Ergänzungsaufgabe  zu  lösen:  erstens  gewisse, 
der  direkten  Besteuerung  mehr  oder  weniger  entschlüpfende,  weil 
schwer  erkennbare  Einkünfte  oder  Vermögensbestände  zusätzlich  zu 
fassen,  zweitens  aber  jene  Steuerkräfte,  welche  freie  Überschüsse  mehr 
zur  Vermögensvermehrung  als  zum  Konsum  verwenden,  also  die  An- 
sammlungen wechselnd  beim  konzentrierten  Auftreten  im  Be- 
sitzwechsel unter  Lebenden  und  von  Todeswegen  zu  treffen. 
Zur  Lösung  beider  Probleme  sind  namentlich  die  reinen  Gebührensteuern 
(Erbschafts-  und  Zufallsteuern)  verwendbar.  Immerhin  ist  die  Bedeutung 
der  Gebühren-  und  der  Verkehrssteuern  in  Beziehung  auf  die  Lösung 
der  Hauptaufgabe  indirekter  Besteuerung  ziemlich  untergeordnet.  Die 
Gebühren-  und  Verkehrssteuern  erfüllen  aber  ihre  Funktion  der  er- 
gänzenden Besteuerung  im  Gegensatz  zu  den  Konsum-,  namentlich 
Verbrauchsteuern  durch  Erfassung  der  zur  Vermögensansammluug  ver- 
wendeten Grofseinkünfte. 

2.  Das  steuersystematische  Verhältnis  zwischen  der 
Verbrauchs-  und  der  Gebrauchsbesteuerung.  Der  Schwer- 
punkt individualisierender  Besteuerung  hätte  sachgemäls  auf  die  Ge- 
brauchs-, nicht  auf  die  Verbrauchsabgaben  zu  fallen;  denn  der  noch  so 
raffinierte  Verzehrungsluxus  hat  für  die  starken  und  stärksten  Steuer- 
kräfte eine  verhältnismäfsig  enge  Grenze,  selbst  wenn  sie  täglich 
Kaviar,  Champagner,  Trüffeln  und  Havanna  konsumieren  könnten  und 
wollten.  Dagegen  ist  der  Reichtum  an  Gütern  des  Gebrauchsluxus 
einer  grenzenlosen  Ausdehnung  für  Genufs  und  zur  Ansammlung  fähig 
und  hierzu  die  Neigung  stets  vorhanden.  Die  Aufgabe  der  individualisie- 
renden, selbst  der  ergänzenden  Belastung  ist  an  sich  durch  die  Ge- 
brauchsbesteuerung  in  höherem  Grade  lösbar.  Thatsächlich  leidet  freilich 
das  bestehende  Steuersystem  an  einer  gewaltigen  Vernachlässigung  der 
Belastung  des  Gebrauchsluxus,  wie  solcher  im,  am  und  aufser  dem 
Hause  getrieben  wird.  Es  ist  der  vorwiegend  weibliche  Aufwand  von 
„Nutzkapitalien"  (Zimmer,  Möbel,  Kleider,  Pretiosen,  Tischgerät, 
Vergnügungsgelegenheiten  u.  s.  w.),  welcher  in  die  ungezählten  Millionen 
geht  und  täglich  zunimmt,  gleichwohl  —  wenn  man  von  den  Pappenstielen 
der  Tragbesteuerung  der  Herren  und  Herrinnen  von  Karossen,  Billards, 
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Bedienten,  Nachtigallen  u.  s.  w.  absiebt  — ,  wenigstens  bezüglich  alles 
inländischen  Fabrikates  noch  immer  steuerfrei  ausgeht.  Wir  werden  dies 
nachweisen,  nicht  um  neue  Steuern  zu  den  alten  zu  empfehlen,  sondern 
um  darzulegen,  daXs  gerade  für  die  Steuerkunst  der  modernen  Demo- 
kratie ein  gewaltiges  Steuerobjekt  vorhanden  und  fafsbar  wäre,  aus 
dessen  Ertrag  man  das  aucb  steuersystematiscli  wünschenswerte  Hinauf- 
rücken des  Existenzminimums  der  direkten  Besteuerung  und  die  Be- 
freiung wenig  oder  nicht  steuerbarer  Objekte  der  Verzehrungsbesteuerung 
zu  bewerkstelligen  vermöchte. 

3.  Steuersystematisches  Verhältnis  zwischen  Gebühren- 
und  Verkßhrssteuern.  Für  ihre  Aufgabe  sind  die  Gebührensteuern 
und  unter  diesen  die  Erbschaftsgaben  weit  geeigneter  als  die  „Ver- 
kehrssteuern".  So  brutal  ein  roher  Fiskalismus  die  gemischten  und 
die  reinen  Gebührensteuern  ausgedehnt  und  festgehalten  hat,  so  unter- 
geordnet ist  die  Bedeutung,  welche  den  meisten  derselben  die  Steuer- 
politik grundsätzlich  beilegen  darf.  Diese  Behauptung  kann  aller- 
dings erst  im  III.  Hauptabschnitt  begründet  werden. 


Zweite  Abteilung.  Die  Faktoren  der  indirekten  Besteuerung. 

1.  Kapitel.    Die  indirekte  Steuerzuständigkeit. 

§  184.  Grundsätze.  —  An  und  für  sich  hat  die  Gesamtsteuerkraft 
eines  Volkes  für  die  Gesamtheit  des  Bedarfs  aller  öffentlichen  Körper, 
aus  welchen  das  Gesamtgemeinwesen  besteht,  aufzukommen.  Daher 
scheint  es,  als  ob  —  die  bedarfsverhältnismäfsige  Beteiligung  der  ver- 
schiedenen Steucrgewalten  am  Steuerbetrage  vorausgesetzt  —  es  gleich- 
gültig sei,  welche  indirekten  wie  direkten  Steuern  einerseits  dem  Staate, 
anderseits  der  Gemeinde,  welche  den  weiteren  und  welche  den  engeren 
Kommunalverbänden,  im  Bundesstaat  aber  dem  Reiche  oder  den  Ländern 
zuzukommen  haben.  Dennoch  ist  dem  nicht  so.  Eine  planmäfsige  Ver- 
teilung der  verschiedenen  Steuern  unter  die  verschiedenen  Steuer- 
gewalten ist  erforderlich. 

Als  hierfür  mafsgebende  Grundsätze  werden  sich  die  folgenden  be- 
zeichnen lassen: 

1)  Zuscheidung  an  die  steuertechnisch  zur  Einsteuerung  geeig- 
netste Steuergewalt  (Prinzip  der  Besteucrungsbefähigung); 

2)  Zuteilung  in  der  Richtung,  dafs  jede  Steuerkraft  in  dem  Mafse, 
als  ihr  Leben  wirtschaftlich  jedem  der  Gemeinwesen  angehört,  für  das 
letztere  Steuerträger  werde  (Prinzip  der  Zugehörigkeit); 

3)  dafs  jedes  Gemeinwesen  seinen  Bedarf  thunlichst  durch  Urbe- 
steuerung  selbständig  decke,  Überweisungen  (Matrikularbeiträge,   Ge- 
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meinsteuernj  also  vermieden  werden  (Prinzip  der  Trennung  der 
Steuerzuständigkeit) ; 

4)  dafs  die  Gesamtheit  der  Steuerbefugnisse  jedes  Gemeinwesens 
auch  dessen  verhältnismäfsigen  Bedarf  zu  decken  vermöge  (Prinzip 
der  ausreichenden  Zuständigkeit). 

Es  fragt  sich  hiernach,   wie  die   verschiedenen  indirekten  Steuern 

—  bezüglich  der  direkten  ist  im  ersten  Buch  gehandelt  —  zunächst 
zwischen  dem  Staate  und  den  Kommunalkörpern  zu  verteilen  sind. 

Hinsichtlich  der  Kons  um  steuern  ergiebt  sich  die  ausschliefsliche 
Zuteilung  an  den  Staat  in  dem  Mafse  mehr,  a)  als  die  St.  Abgaben 
von  Objekten  sind,  welche  erst  einen  mehrstufigen  Verkehr  zu  durch- 
laufen haben,  bevor  der  Steuervorschufs  auf  den  Steuerdestinatar 
fallen  kann,  b)  als  der  Ort  der  Besteuerung  mit  dem  Bezirke  der 
Steuergewalt  häufig  oder  für  die  Kegel  sich  nicht  deckt.  Es  kann 
daher  nicht  zweifelhaft  sein,  daXs  die  Zölle,  die  grofsen  Verbrauchs- 
steuern auf  Geti-änke,  Zucker,  Tabak,  Salz  dem  Staate  angehören.  Nur 
da,  wo  die  Steuer  unmittelbar  vor  dem  Übergänge  in  den  örtlichen 
Konsum  erhoben   wird,  z.  B.   von   Getränken,   Fleischwaren  u.   s.   w. 

—  im  Keiler  und  am  Thor  —  sind  Verzehrungssteuern  als  Gemeinde- 
steuern nicht  voraus  abzuweisen.  Was  von  der  Verbrauchs-,  wird  auch 
von  einer  etwaigen  umfassenden  Gebrauchsbesteuerung  der  Zukunft 
gelten;  es  ist  sehr  wohl  denkbar,  dafs  Gebrauchsluxussteuern  als 
Kleinverkaufs-  (Magazin-,  Gewölbesteuern)  mit  einem  Zuschlag  für  die 
Gemeinden,  in  welcher  der  Verkaufsladen  liegt,  reguliert  werden.  Da- 
gegen seien  die  Konsum-Tragsteuern  (s.  g.  „direkte  Konsumsteuern") 
den  Gemeinden  zugewiesen!  Die  Steuern  von  Villen,  Theatern,  Be- 
lustigungen, Karossen,  Hunden,  etwa  auch  von  Luxuswohnungen 
kommen  hier  in  Betracht.    Neben  der  staatlichen  Vorschufsbesteuerung 

—  immer  steuertechnisch  einfache  Ausführung  und  objektive  Steuer- 
barkeit vorausgesetzt,  werden  —  zur  Ausführung  der  obigen  Grund- 
sätze 2,  3  und  4,  —  besondere  Luxuskommunalsteuern,  wie  auf  den 
Verbrauchs-,  so  auch  auf  den  Gebrauchsluxus  gelegt  werden  dürfen  und 
sollen. 

Hinsichtlich  der  Gebühren-  und  der  Verk eh rs steuern  wird  die 
Steuerzuständigkeit  ebenfalls  den  obigen  Prinzipien  gemäl's  auszuteilen 
sein.  Hiernach  Averden  die  gemischten  Gebührensteuern  vom  Immobiliar- 
verkehr,  vom  Immobiliar-Erbanfall  ganz  oder  teilweise  dem  zu  Ge- 
bührenerhebung berechtigten  Gemeinwesen  zuzuweisen  sein.  Anders 
verhält  es  sich  bei  solchen  Gebührensteuern,  an  welchen  der  Steuer- 
charakter ganz  überwiegend  hervortritt.  Alle  vier  obigen  Grundsätze 
zusammen  können  die  Beteiligung  der  Gemeinde  z.  B.  an  der  Erb- 
schaftssteuer pro  rata  des  Anteils  örtlichen  Grundbesitzes  am  Erb- 
massenwert  fordern    oder    doch    erlauben;    die   Verkehrssteuern    von 
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beweglichen  Wertumsätzca  "werden  nach  Mafsgabe  von  1  und  2  un- 
bedingt dem  Staate  zuzuweisen  sein,  dagegen  die  Liegenschafts- 
umsatzsteuern  ganz  der  Gemeinde. 

Die  weiteren  Kommunalkörper  aber  werden  an  der  indirekten 
Besteuerung  überhaupt  keinen  erheblichen  Anteil  beanspruchen  können. 

Bei  der  Weiterentwickelung  des  Gebühren-  und  des  Verkehrssteuer- 
wesens in  Deutschland  wird  im  Interesse  innerer  Harmonie  des 
Gesamtsteuersystems  angelegentlich  auf  die  nach  Obigem  begründete 
Beteiligung  der  Kommunalkörper  zu  achten  sein. 

Vorstehende  Auffassung  im  wesentlichen  schon  in  meiner  „Steuerpolitik",  S.  451. 

§  185..  Die  Kommuncilzuständigl-eit  nach  positivem  Rechte.  —  Dieser 
Gegenstand  gehört  dem  besonderen  Bande  über  Kommunalbesteuerung 
an.  Im  allgemeinem  fanden  wir  indirekte  Kommunalbesteuerung  an  sich 
so  berechtigt,  wie  indirekte  Staatsbesteuerung  („A.  St.  L."  §179).  Es 
kommt  nur  darauf  an,  dabei  im  einzelnen  die  vier  Grundsätze  des 
§  184  einzuhalten  und  unsteuerbare  Objekte,  wie  z.  B.  Mehl,  Gas, 
gemeine  "Wohnräume  auch  von  der  Kommunalbesteuerung  frei  zu 
lassen. 

Die  indirekte  Steuerzuständigkeit  der  Cremeiaden  —  ist  für  Preufsen  neu 
geregelt  durch  §§  13—19  des  Korn.- Abg. -Gesetzes  von  1893.  —  Weitere   Staaten: 

1)  Fraiiki'eich.  (Vergl.  hierzu  „A.  St.  L."  §  175,  ausführlich  A.  Wagneb 
III  §  335  ff.  Ebenda  §§  334  und  341  die  zugehörigen  Gesetze  und  die  Litteratur.) 
Die  Abneigung  der  ersten  Revolution  gegen  indirekte  Besteuerung  hatte  eine  starke 
direkte  Lokalbesteuerung  in  Gestalt  der  Zuschläge  zu  den  direkten  Staatssteuern 
hervorgebracht.  Nachmals  kam  die  indirekte  Gemeindesteuer  als  Thorsteuer 
(Octrois)  für  die  grofsen  Städte  hinzu,  ohne  dafs  bis  jetzt  die  Zuschläge  beseitigt 
oder  auch  nur  ermäfsigt  und  am  starken  weiteren  Steigen  verhindert  worden  wären. 

Seit  1S77  bis  18S5  sind  die  „Centimes"   (Zuschläge)  in   ganz   Frankreich   von 
138,2  auf  172,5,  die  Octrois  von  253,1  auf  283,5  Mill.  Frs.  gestiegen. 
Der  Staat  hat  seinen  Anteil  am  Octroi  aufgegeben. 

2)  Eiigflaud  —  hatte  bis  vor  kurzem  so  viel  wie  gar  keine  indirekte  Kommunal- 
besteuerung. Zur  Selbstverwaltung  leistete  der  Staat  zuerst  starke  Subventionen. 
[Neuesteus  ist  man  von  den  letzteren  abgegangren  und  zur  Überweisung  der 
Personalluxusabgaben  sowie  gewisser  Licenzsteuern ,  auch  zur  selbstündigen 
Gewährung  starker  Erbsteuer-  und  Spirituosensteuer-Anteile  übergegangen. 
Die  indir.  Aufwandbesteuerung  fehlt  der  britischen  Kommunalbesteuerung  auch 
heute  noch.  Im  einzelnen  waren  die  Zuweisungen  staatlicher  Steuern  an  die 
Selbstverwaltungskörper  die  folgenden  nach  A.  Wagner:  1)  an  Erbscbaftssteuern 
(vrgl.  u.  3.  Haupt-A.)  wurde  1888  '/s,  1889  die  Hälfte  der  probate  duty  nach  einem 
bestimmten  Verteilungsschlüssel  auf  die  drei  vereinigten  Königreiche  (England  und 
Wales  80,  Schottland  1 1,  Irland  9rroz.)  der  Lokalverwaltung  dieser  Länder  zugewiesen 
und  hier  wieder  nach  einem  bestimmten  Verteilungsschlüssel  weiter  repartiert;  bei 
der  Erbschaftssteuerreform  von  1894  ist  statt  dessen  der  Betrag  von  1 '/i  Proz.  des 
reinen  Kapitalwertes  nach  Testament  oder  ab  intestato  vererbten  persönlichen 
Vermögens  (personalty)  aus  dem  Ertrag  der  es  täte  duty  der  Lokalverwaltung 
zugewiesen  worden,  was  nach  den  Ergebnissen  von  1894—95  eine  etwas  geringere 
Einnahme  für  diese  Verwaltung  ergab,  als  der  Ertrag  aus  dem  Anteil  der  probate 
duty  vorher;    2)   1889  wurden   die   Erträge    der   gewerblichen   Licenzen    des 
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Verbrauchssteuergebiets,  insbesondere  der  Schanklicenzen,  sowie  die  Erträge  der 
noch  bestehen  gebliebenen  direkten  Gebrauchs-,  Nutzungs-  und  Luxussteuern  in 
England  der  englischen,  1890  in  Schottland  der  schottischen  Lokalverwaltung,  für 
den  in  dem  betreffenden  Gebiet  erhobenen  Betrag,  überwiesen;  und  3)  wurde  1890 
ein  neuer  Extrazuschlag  zur  Spirituosensteuer  (6  d.  auf  die  Gallone  einheimisehen  und 
fremden  Branntweins)  eingeführt  und  dieser  sowie  ein  1889  hinzugekommener 
Zuschlag  zur  Staatsbiersteuer  (3  d.  auf  das  Barrel)  ebenfalls  der  Lokalverwaltung 
abgetreten  und  unter  die  drei  Landesteile  nach  demselben  Mafsstab  wie  die  Quote 
der  probate  duty  verteilt.  Ein  groCser  Teil  der  früheren  direkten  Subventionen 
des  Staates  ist  dafür  fortgefallen.  Die  betreffenden  Anteile  an  den  Staatssteuern  werden 
von  der  Verwaltung  der  Staatssteuern  mit  erhoben.  „Diese  vermutlich  noch  nicht 
zum  Abschlufs  gekommene,  sondern  in  derselben  Richtung  sich  weiter  bewegende 
Entwicklung  zeigt,  dafs  auch  in  dem  alten  klassischen  Lande  der  lokalen  Selbst- 
verwaltung die  selbständige  eigene  Besteuerung  immer  weniger  aus- 
reicht gegenüber  dem  stark  steigenden  lokalen  Finanzbedarf.  Sie 
zeigt  weiter,  dafs  namentlich  das  oft  besonders  gepriesene,  zur  Nachahmung 
empfohlene,  ja  nicht  selten  als  das  „allein  richtige"  System  der  Kommunal- 
besteuerung bezeichnete  britische  Lokalsteuerwesen,  die  ausschliefsliche  Besteuerung 
des  Realbesitzes  bezw.  seiner  Nutzung,  selbst  in  seinem  alten  Heimatlande  den 
Dienst  versagt".  (A.  Wagner.)  Durch  die  Überlassung  jener  Staatssteuern  ist 
jetzt  auch  in  Grofsbritannien  die  indirekte  Verbrauchsbesteuerung,  die  iadirekte 
Gebrauchs-  und  Luxusbesteuerung  und  (in  dem  Anteil  an  der  probate  und  jetzt  an 
der  estate  duty)  die  Mitbesteuerung  des  beweglichen  Besitzes  unter  die  Quellen 
der  Lokalbesteuerung  aufgenommen  worden. 

Die  Beträge  der  der  Lokalverwaltung  überlassenen  Staatssteuern  sind  erheblich 
gröfser  als  diejenigen  der  dafür  zurückgezogenen  Subventionen  (grants-in-aid). 
Jene  betrugen  schätzungsweise  (auf  Grund  der  bisherigen  Staatseinnahmen)  1890: 
4,806,  1891:  6,009,  1892:  6,429,  Mill.  Pf.  St.,  in  Wirklichkeit  nach  den  Ergebnissen 
noch  mehr  (1890/91— 94/95:  6,974,  7,582,  7,214,  7,164,  7,014  Mill.  Pf.  St.  Die  nach  dem 
Lokalverwaltungsgesetz  von  1888  dafür  weggefallenen  Subveutionen  beliefen  sich 
nur  auf  2,860  Mill.  Pf.  St. 

Schwierigkeiten  machte  (nach  A.  Wagner)  die  Frage  der  Verteilung  dieser 
Steuererträge  an  die  Lokalautoritäten,  wie  immer  in  solchen  Fällen,  ebenso  wie  bei 
Gesamtdotationen  aus  Staatsmitteln  an  Selbstverwaltungskörper.  Man  entschied 
sich  nicht  dafür,  die  Beträge  den  Lokalitäten  zukommen  zu  lassen,  in  welchen  sie 
aufkommen,  was  zwar  unter  britischen  Verhältnissen  nicht  wohl  bei  den  beiden 
Getränkesteuern,  wohl  aber  bei  der  probate  duty  zulässig  gewesen  wäre.  Auf  Grund 
der  bisherigen  Subventionen  bestimmte  man  die  Anteile  der  Königreiche, 
die  weitere  Unterverteilung  auf  die  Grafschaften  dann  nach  der  Armenlast  der 
zugehörigen  Unions,  —  also  nach  dem  Bedürfnisprinzip.  Es  tauchten  hier 
namentlich  bei  der  Beratung  der  Reformbill  für  die  Lokalverwaltung  ähnliche 
Fragen  hinsichtlich  des  Verteilungsschlüssels  auf,  wie  früher  in  Preufsen.  Die 
Licenzerträge  kommen  dagegen  derjenigen  (Verwaltungs-)  Grafschaft  (bezw.  der  als 
solche  geltenden  Stadt)  zu,  in  welcher  sie  eingehen,  verteilen  sich  also  nach  der 
lokalen  Leistungsfähigkeit,  dem  lokalen  Gewerbebetrieb  (Schanklicenzen),  dem 
lokalen  Besitz  etc.  (Luxussteuern). 

§  186.  Reichs-  und  Lancleszuständigheit.  Übenveisungen.  — 
Für  den  Bundesstaat  ergiebt  sich  eine  weitere  Spaltung  in  Eeichs-  und 
in  Landeszuständigkeit  zur  indirekten  Besteuerung. 

So  entschieden  die  direkten  Steuern  dem  Lande  vorzubehalten 
waren,  so  bestimmt  sind  die  „grofsen",  als  Vorschufssteuern  regulierten 
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Gebrauchs-  und  Verbrauchssteuern  dem  Eeiche  zuzuweisen.  Die  Gründe 
treffen  hier  analog-  zu.  Dasselbe  ist  von  den  Mobiliarverkehrssteuern, 
namentlich  der  Börsensteuer,  zu  sagen.  Die  wichtigste  der  vorwiegend 
steuerhafteu  Gebüliren,  die  Erbschaftsgebühr,  wird  wenigstens  bei 
den  heutigen  deutschen  Verfassungszuständen  für  den  beweglichen 
Teil  der  Hinterlassenschaften  den  Ländern  zuzuweisen  sein,  deren 
Behörde  die  Yerlassenschaftsabhandlung  vollzieht.  Eine  Beteiligung 
des  Reiches  zur  Hälfte  wäre  praktisch  ausführbar  und  grundsätzlich 
wohl  zu  rechtfertigen;  wenn  diese  Beteiligung  das  Mittel  wäre, 
die  Matrikularbeiträge  zurückzudrängen,  wäre  dieselbe  vielleicht 
empfehlenswert. 

Die  im  obigen  Sinne  volle  Entwicklung  der  indirekten  Reichs- 
besteuerung kann  nun  leicht  dahin  führen,  dafs  der  steuersystematisch 
gerechtfertigte  Ertrag  derselben  den  Reichsbedarf  nachhaltig  über- 
schreitet. Alsdann  kommt  die  „Überweisung''  der  Überschüsse  an 
die  Länder  bezw.  Gemeinden  in  Betracht,  formell  eine  Art  Gemein- 
steuer des  Reiches  an  die  Länder,  das  Umgekehrte  der  Matrikular- 
beiträge. Hierfür  ist  nun  vor  allem  zu  fordern,  dafs  Überweisungen 
erst  dann  stattfinden,  nachdem  der  Reichsbedarf  vollständig 
gedeckt  ist.  Zum  Reiclisbedarf  gehört  auch  die  Verzinsung  und 
Tilgung  der  Reichsschuld  im  Sinne  der  Forderung  unserer  „A.  St.  L." 
Als  ein  erfreulicher  Anfang  der  Ordnung  des  Reichsschuldenwesens 
ist  es  daher  zu  begrtifsen,  dafs  wenigstens  die  Hälfte  der  bisher  vom 
Reiche  abgegebenen  Überschüsse  zur  Tilgung  der  rasch  angewachsenen 
Reichsscliuld  (jetzt  schon  über  2000  Mill.  M.)  verwendet  werden  müssen. 
Freilich  ist  es  erst  ein  Anfang  und  in  seiner  Art  kein  rationeller; 
soweit  der  noch  ordnungsmäfsige  Tilgungsbedarf  reicht,  müfste  der  Ge- 
sa mtüberschufs  der  Reichseinnahmen  zur  Deckung  verwendet  werden, 
nicht  ein  willkürlich  bestimmter  Bruchteil. 

Man  hat  das  System  der  Überweisungen  überhaupt  angefochten. 
Die  Haupteinwendung  ist  dieselbe,  wie  diejenige  gegen  die  Matrikular- 
beiträge, nämlich  die  steuerpolitisch  irrationelle  Aufteilung  nach  der 
Bevölkerungszahl  der  Einzelländer.  Dem  gegenüber  steht  jedoch  das 
höhere  Interesse:  die  Harmonie  des  nationalen  Gesamtsteuersystems 
und  des  bundesstaatlichen  Verfassungsrechtes.  Wenn  die  steuertechniseh 
dem  Reiche  zuzuweisenden  Steuern  nach  steuersystematisch  richtiger 
Wahl  der  Objekte  und  Höhe  der  Belastung  Reichsüberschtisse  ergeben, 
80  sind  diese  auf  irgend  welche  passende  Art  zu  überweisen,  um  die 
Länder  in  der  Landesbesteuerung  zu  erleichtern. 

Das  erfordert  auch  die  reichsstaatsmännische  Klugheit,  denn  das  Reich  wird 
hierdurch  ein  ^^ohlthäter  der  Länder,   welche  finanzielle  Eileichterung  empfangen. 

Die  Art  der  Überweisung  ist  jedoch  nicht  gleichgültig.  Die  Über- 
schüsse haben  unmittelbar  an  die  Landes-,  nicht  an  die  Kommunal- 
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finanzen  zu  gelangen  und  nur  mittelbar,  indem  die  Länder  ihren  Ge- 
meindenteils mehr  Steuerquellen  zuzuweisen,  teils  Beiträge  für  besonderen 
Ortsbedarf  zuzuwenden  in  die  Lage  kommen,  haben  die  Überweisungen 
den  Kommunalfinanzen  unter  die  Arme  zu  greifen. 

Die  Überweisung  gewisser  Zoll-  und  Steuereinnabmen  :an  die  Gemeinden  nach 
der  Lex  Huene  (in  Preufsen)  hat  meines  Eracbtens  auch  nicht  günstig  gewirkt, 
und  die  Beseitigung  solcher  Überweisungen  für  Preufsen  durcb  die  Miquelsche 
Kommunalsteuerreform  ist  als  weiteres  grofses  Verdienst   dieser  Reform  anzusehen. 

2.  Kapitel.    Die  subjektive  Steuerpflicht. 

§  187.  Die  ohjeJctive  Bestimmtheit  der  suhjeJctiven  Steuerpflicht  — 
ist  ein  charakteristisches  Merkmal  der  indirekten  Steuern  und  die  Folge 
davon,  dafs  die  Steuerquelle  nicht  unmittelbar  zum  Steuerobjekte  wird. 
In  weiterer  Folge  zieht  in  der  indirekten  Besteuerung  das  Objekt 
die  Steuersubjekte  nach  sich.  Bei  der  direkten  Besteuerung 
werden  im  voraus  die  steuerpflichtigen  in-  und  ausländischen  Personen 
bestimmt,  und  die  Ermittelung,  ob  und  wie  sie  steuerpflichtig  sind,  ist 
das  zweite.  Bei  der  indirekten  Besteuerung  werden  die  steuerbaren 
Objekte  ergriffen  und  die  zugehörigen  Subjekte  ohne  Eücksicht  auf 
die  persönliche  Gesamtsteuerkraft  zu  Steuerzahlern  gemacht.  Wir 
halten  daran  fest,  dafs  es  keine  Steuern  giebt,  welche  blofs  Subjekt- 
oder blofs  Objektsteuern  wären,  behaupten  aber,  dafs  bei  der  indirekten 
Besteuerung  (in  unserem  Sinne)  die  persönliche  Seite  hinter  die  objektive 
Seite  sowohl  im  Gesetz  als  in  der  Verwaltung  noch  stärker  zurücktritt, 
als  selbst  bei  den  Immobiliarertragssteuern ,  welche  gewöhnlich  allein 
„Objektsteuern"  heifsen.  Hier  ist  das  Objekt  erstlinig,  das  Subjekt 
zweitlinig.  Bei  der  direkten  Besteuerung,  namentlich  der  General- 
besteuerung ist  es  gerade  umgekehrt. 

Damit  hängt  auch  das  fast  völlige  Zurücktreten  der  Personal-Steuerliste  und 
Personal-HeTberolle  zusammen. 

Schon  in  der  ..Steuerpolitik"  (S.  359  flf.)  habe  ich  bemerkt:  Die  Nicht- 
ermittellung  des  Standes  der  Steuer  quellen  jeder  Person  in  Jeder  Finanz- 
periode ist  der  durchgreifendere,  maCsgebendere ,  die  Vorerhebungen  und  Nacb- 
holuugen  der  Steuer  als  regelmäfsige  Folge  begründende  Gegensatz  gegen  'die 
direkten  Steuern.  Formell  sind  die  indirekten  Abgaben  Steuern  auf  ein  von  der 
Steuerquelle  geschiedenes  Objekt,  ob  sie  nun  dem  Steuerträger  selbst 
abgenommen  werden  oder  nicht. 

§  188.  Die  ohjehtive  Vereinfachung  der  subjeMiven  Steuerpflicht. 
Steuerbefreiungen.  —  Der  unpersönliche  Zug  im  Wesen  der  indirekten 
Besteuerung  erklärt  auch  die  Einfachheit  der  subjektiven  Steuerpflicht 
und  die  mindere  Zahl  von  Steuerbefreiungen.  Die  heikle  Kasuistik  be- 
züglich der  Regelung  der  direkten  subjektiven  Steuerpflicht  entfällt 
bei  der  indirekten  Besteuerung  fast  von  selbst.  Dies  gilt  namentlich 
von  der  Konsumbesteuerung.  Durch  Verbrauch  und  Gebrauch  von 
Gegenständen   der  Vorschufsbesteuerung  unterwirft  sich  selbst  die  Ge- 
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samtheit  der  nicht  physischen  Personen,  auch  derjenigen,  welche  blofs 
abgeleitetes  Einkommen  beziehen,  der  indirekten  Besteuerung;  man  kann 
sie  steuertechnisch  der  indirekten  Vorschufsbesteuerung  nur  dadurch 
entziehen,  dafs  die  Objekte  unter  Steuerkontrolle  steuerfrei  direkt  an 
die  befreiten  Konsumenten  geleitet  werden  (Zollfreiheit  der  Diplomaten). 
Bei  der  Mehrzahl  der  Objekte  ist  dies  aber  nicht  möglich,  da  und  so- 
weit sie  schon  länger  vor  dem  Übergänge  in  den  Konsum  vorschufs- 
weise  ergriffen  werden.  Die  Ausnahmslosigkeit  der  indirekten  Kon- 
sumbesteuerung geht  soweit,  dafs  die  Steuergewalt  selbst  die 
Vorschufssteucrn  auf  die  von  ihrem  Personal  konsumierten  Objekte 
ti-agen  niufs. 

Anders  verhält  es  sich  bei  den  wenigen  als  Tragsteuern  regulierbaren  indirekten 
Abgaben.  Hier  ist  Befreiung  der  Steuergewalt  von  ihren  eigenen  Konsumauflagen 
möglich.  Hier  könnnen  auch  mehrere,  namentlich  gemeinnützige  Haushalte,  solche 
mit  blofs  abgeleitetem  Einkommen  frei  gelassen  werden.  Diese  Freilassung  ist 
jedoch  praktisch  beinahe  belanglos;  der  rationell  tragsteuerbare  Konsum  ist  bei 
diesen  Subjekten  selten.  Eine  Freilassung  der  einen  Steuergewalt,  etwa  des  Staates, 
von  der  indirekten  Tragbesteuerung  einer  anderen,  etwa  der  Gemeinde,  z.  B.  bei 
der  Gemeindegasstcuer  wird  übrigens  nicht  zu  rechtfertigen  sein. 

Bei  den  Vorschufs- Kons  um  steuern  zieht  das  Objekt  das  Subjekt 
nach  sich.  Der  Konsument  des  Objektes,  nicht  der  aliquote  Teil  der 
persönlichen  Steuerkraft  wird  ermittelt  und  belastet.  Nicht  anders  bei 
den  Gebühren-  und  bei  den.  Verkehrssteuern,  obwohl  sie  überwiegend 
Tragsteuern  sein  wollen;  es  ist  der  Kontrahent  eines  stempelpflichtigen 
Börsengeschäftes  über  ein  bestimmtes  Verkehrsobjekt,  es  sind  die  Erb- 
berechtigten, nicht  die  persönlichen  Steuerkräfte,  welche  von  den  Börsen- 
bezw.  Erbsteuern  ergriffen  werden. 

Jede  Art  indirekter  Steuern  enthält  auch  Trag  steuern,  soweit  der  Steuer- 
destinatar  einfach  zum  Steuerzahler  gemacht  werden  kann,  und  jede  nimmt  die 
Katastrierung  in  sich  auf,  soweit  das  Steuerobjekt  ein  in  ständigem  Besitze  be- 
findlicher Gebrauchsgegenstand  ist,  oder  soweit  ein  Verbrauchssteuer-Objekt  nach 
ständigen  Produktionseinrichtungen  zur  Veranlagung  gebracht  wird. 

Keine  einzige  der  in  unserem  Sinne  indirekten  Steuern  ist  eben  persönlicher 
Art.  Derjenige  Teil  der  indirekten  Steuern,  welcher  vorzugsweise  als  Vorschufs- 
besteuerung geregelt  wird,  die  Konsumbesteuerung,  ist  nicht  deshalb  Vorschufsbe- 
steuerung, weil  sie  indirekte  Besteuerung  ist,  sondern  weil  die  Steuertechnik  eine 
Konzentration  der  Steuerobjekte  verlangt. 

Bei  den  Gebühren-  und  den  Verkehrssteuern  lassen  sich  B  e  - 
freiungen  leicht  durchführen,  da  sie  und  soweit  sie  als  Tragsteuern 
geregelt  sind.  Dauernde  oder  einmalige  „Stempel-  und  Gebühren- 
befreiung" spielt  in  Ländern  mit  hoher  Gebühren-  und  Verkehrs- 
besteuerung eine  bedeutsame  Rolle  (frühere  österr.  Privatbahnpolitikj. 
Der  Staat  selbst  hält  sich  von  seinen  eigenen  Steuern  dieser  Art  der 
Einfachheit  wegen  frei. 

Die  Ausländer,  welche  im  Inlande  konsumieren  und  Verkehr  treiben,  werden 
von    allen    indirekten   Konsum  -  Vorschufssteuem    getroffen.     Ihre    ausnahmsweise 
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Freilassung  davon  ist  steuertechnisch  undurchführbar.  Eine  Fremdenstadt,  welche 
die  Fremden  belasten  und  doch  nicht  belästigen  will,  wird  Konsumsteuerelemente  in 
ihr  Steuersystem  aufzunehmen  und  die  Fremden  dafür  von  direkten  Steuern  frei- 
zulassen haben. 

3.  Kapitel.    Die  oTbjektiye  Steuerpflicht. 

§  189.  Die  ObjeJcte  der  indireJcten  Besteuerung.  —  Wenn  die 
subjektive  Steuerpflicht  für  die  indirekte  Besteuerung  verhältnismäfsig' 
einfach  sich  erledigt,  so  ist  eine  grundsätzlich  richtige  Regelung  der 
objektiven  Steuerpflicht  bei  der  indirekten  Besteuerung  desto  um- 
ständlicher und  im  Vergleiche  mit  derselben  Materie  der  direkten  Be- 
steuerung eine  überaus  schwierige  Aufgabe.  Der  ganze  Wert  der 
indirekten  Besteuerung  und  das  Urteil  über  sie  ist  hauptsächlich  von 
der  Art  abhängig,  wie  die  objektive  Steuerpflicht  geregelt  wird. 

Der  grofsen  Schwierigkeiten,  welche  der  Steuerkunst  bei  der  Sicher- 
stellung der  Doppelfunktion  indirekter  Besteuerung  nach  der  Seite  der 
objektiven  Steuerpflicht  entgegentreten,  mufs  man  sich  voraus  mit  voller 
Klarheit  bewufst  werden.    Dieselben  betreffen: 

1)  das  Quantitätsverhältnis  zwischen  direkter  und  indirekter 
Besteuerung  zur  Aufbringung  des  öffentlichen  Gesamtbedarfes,  d.  h. 
die  Verteilung  der  Gesamtsteuerlast  auf  direkte  und  indirekte  Steuer- 
einnahmen (§  182), 

2)  die  richtige  Auswahl  der  steuerbaren  Objekte,  wobei  Voll- 
ständigkeit verbunden  mit  steuerökonomischer  Einfachheit  zu  erstreben 
ist,  indem  man  beseitigt:  a)  einmal  diejenigen  Steuerobjekte,  welche 
keine  der  Steuerkraft  entsprechende  Selbstentlastung  und  Selbstmehr- 
belastung gestatten;  b)  diejenigen,  welche  in  Beziehung  auf  Steuer- 
barkeit nicht  schlüssig  sind  und  nur  Gegenstand  einer  Besteuerung  in 
das  Dunkle  hinein  werden  können ;  c)  diejenigen,  deren  Belastung  sich 
mit  den  obersten  Grundsätzen  der  Besteuerung  nicht  vereinbaren  läfst. 
Dies  vorausgesetzt  — ,  ist  jede  allgemeine  und  verhältnismäfsige  Er- 
fassung sämtlicher  auf  Steuerbarkeit  hinweisenden  Objekte  zu  fordern. 

§  190.  Die  einzelnen  OhjeMgattungen.  —  Fragliche  Steuerobjekte 
scheinen  auf  den  ersten  Blick  zahllos  zu  sein.  Auf  besondere  indivi- 
duelle Steuerkraft  weisende  und  zur  Ergänzung  der  Lücken  direkter 
Besteuerung  geeignete,  kurz  steuerbare  Objekte  der  indirekten  Be- 
steuerung giebt  es  dennoch  nach  der  in  §  38  einleitend  gepflogenen 
Betrachtung  nur  sehr  wenige.  Dies  ist  weiter  deshalb  der  Fall,  weil 
die  Prinzipien  der  Besteuerung  und  zwar  sowohl  die  finanziellen,  wie 
die  nicht  finanziellen  (steuertechnische  Einfachheit  und  Sicherheit, 
lohnende  Ergiebigkeit,  Schonung  der  Volksempfindlichkeit,  Moralu. s.w.) 
ebenfalls  Einschränkungen  ergeben. 

Die  Tarife  der  indirekten  Besteuerung  sind  eben  deshalb  nicht  ge- 
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nötig:t,  Hunderte  und  Tausende  von  Artikeln  in  sieh  aufzunehmen  und 
nach  Qualitäten  abzustufen.  Der  „Verkehrssteuer "-Tarif  namentlich 
kann  sehr  einfach  sein,  weil  es  nur  sehr  wenige  Verkelire  giebt,  deren 
Steuerbavkeit  nie  zweifelhaft,  aber  bemefsbar  ist,  wenn  es  überhaupt 
solche  giebt.  Bei  den  Gegenständen  steuerhafter  Vergebührung  (Ge- 
biihrenbesteuerung)  werden  wir  ebenfalls  auf  nur  wenig  zweifellos 
steuerbare  Staatserweisungen  stofscn.  Am  meisten  steuerbare  Objekte 
finden  sich  bei  den  Konsum-,  namentlicli  bei  den  Gebrauchsgegenständen. 

Auch  jene  sehr  wenigen  Genüsse,  die  aufser  dem  Konsum 
grundsätzlich  als  steuerbar  anzuerkennen  wären,  die  geselligen  und 
anderen  Lustbarkeiten,  werden  aus  besonderen  Gründen  als  Steuer- 
objekte besser  ganz  vernachlässigt,  wenn  sie  irgend  zu  entbehren  sind. 
Es  sind  also  hauptsächlich  einerseits  die  Gebrauchs-  und  Verbrauchs- 
gegenstände und  einige  Luxusgenüsse  nicht  wirtschaftlicher  Art, 
welche  für  die  direkte  Besteuerung  in  Betraclit  kommen. 

Hiernach  ist  die  Einfachheit  der  indirekten  Besteuerung  erreichbar, 
und  die  gegenteilige  Behauptung,  womit  man.  die  „Verwerflichkeit" 
der  indirekten  Steuern  begründen  will,  bei  grundsätzlich  und  praktisch 
richtiger  Regelung  gänzlich  unhaltbar.  Vielmehr  ist  darauf  zu  achten, 
dafs  keine  falsche  Einfachheit  Platz  greife.  Eine  solche  ist  es,  wenn 
im  Zoll-  und  Steuertarif  die  vorzüglich  ergiebige  Besteuerung  des 
Gebrauchsluxus  fehlt,  wie  das  fast  allgemein  der  Fall  ist.  Eine  solche 
ist  es,  wenn  in  der  Verbrauchsbesteuerung  gerade  die  hochfeinen 
Qualitäten,  Delikatessen  aller  Art,  wenigstens  das  inländische  Fa- 
brikat an  solchen  auch  dann  frei  bleiben,  wann  und  wo  die  Fabrikation 
sich  konzentriert,  die  Erfassung  also  steuertechnisch  und  steuerökonomich 
möglich  geworden  ist.  Eine  solche  falsche  Einfachheit  ist  es  endlich, 
wenn  in  der  „Verkehrsbesteuerung"  eine  Schiffsladung  fast  denselben 
Frachtstempel  zahlt,  wie  das  kleine  Postkollo,  oder  wenn  in  der  Erb- 
schaftsbesteuerung grofse  und  kleine,  bei  einander  bleibende  und  sich 
stark  teilende  Erbmassen  ohne  Gliederung  nach  der  Gröfse  der  ver- 
schiedenen steuerbaren  Einzelbestände  über  denselben  Kamm  gesell oren 
werden. 

Diese  falsche  Einfachheit  hat  sich  namentlich  in  die  Aufwandbesteuerung  des 
Landes  eingeschlichen,  welches  dem  Industrie-  und  Export-Grofskapital  die  freieste 
Bewegung  zu  verschaffen  gesucht  hat,  nämlich  Grofsbritanniens  mit  seinem  Elf- 
artikel-Zolltarif und  seiner  Freilassung  des  Zuckers. 

§  191.  Steuertechnisch  bedeutsame  ohjeJctive  Momente  dor 
indircläen  Besteuerung.  —  IjDieMassenhaftigkeit  der  Objekte. 
Hierbei  ist  zu  unterscheiden  die  Massenhaftigkeit  des  Konsums  und 
die  Massenhaftigkeit  des  Erscheinens  der  Produkte  im  Handel  und  im 
Verkehre. 

Die  Bedeutung  dieses  Momentes  ist  nicht   zu  unterschätzen.    Je 
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geringer  die  Objektmassigkeit  ist,  desto  geringer  mufs  bei  niedrigen 
Belastungssätzen  der  Steuerertrag  ausfallen,  desto  weniger  „lohnt"  sich 
die  Besteuerung  eines  Artikels,  und  umgekehrt. 

Je  weniger  ein  indirektes  Steuerobjekt  die  Yolksmassen  angeht, 
desto  weniger  ist  es  geeignet,  zur  Ersatzbesteuerung  der  in  der  direkten 
Besteuerung  freigelassenen  schwachen  Steuerkräfte  zu  dienen. 

Endlich  ist  das  massenhafte  Auftreten  der  Objektgattung  in  der 
Produktion  und  im  Verkehr  entscheidend  für  die  Wahl  der  steuer- 
technisch möglichen  Belastungsweisen.  Wenn  alles  übrige  gleich 
ist,  wird  jene  Belastungsform  gewählt  werden,  welche  das  Objekt  am 
massigsten  zu  erfassen  gestattet.  Nun  sind  namentlich  die  Verbrauchs- 
gegenstände, wenn  erst  bei  den  Konsumenten  erfafst,  bereits  in  kleinste 
Teile  zerstoben,  „Spatzen",  auf  welche  man  nicht  mehr  mit  Kanonen 
schiefsen  kann.  Es  gilt  also,  alle  beim  Konsumenten  nicht  leicht  und 
ständig  erfafsbaren  Verbrauchs-  und  Gebrauchssteuerobjekte  vor  dem 
Übergang  in  den  Konsum  zu  erfassen.  Umgekehrt  die  kleinen  Vermö- 
gensansammlungen erst  in  ihrer  Massenerscheinung  beim  Erbgange. 

Das  erfolgreichste  Steuerkonzentrationsmittel  ist  das  Monopol.  Künst- 
liche Mittel  zur  Konzentration  der  für  den  freien  Verkehr  bestimmten 
Objekte  sind  Konzentrationslicenzen  (§  14),  da  sie  vom  Kleingeschäft 
in  steuerbaren  Artikeln  abschrecken,  ferner  die  Verkehrszusammen- 
drängung  auf  Zoll-  und  Steuerlager,  das  Verbot  der  Inlanderzeugung, 
um  blofse  Verzollung  herzustellen,  endlich  noch  die  Instradierung  der 
Auslanderzeugnisse  zu  den  Grenz-  und  Binnenhauptämtern. 

2.  Die  steuertechnische  Erkennbarkeit.  Ein  Faktor  der 
Steuertechnik  ist  die  Produktions-,  Lager-  und  Verkehrskonzentration  der 
Objekte  (Z.  1).  Ein  zweiter  Faktor  ist  die  leichte  Erkennbarkeit; 
letztere  ist  der  Grund,  weshalb  in  der  Gebrauchsbesteuerung  wenigstens 
Objekte,  wie  Wohnungen,  Lustgärten,  Bediente  zur  indirekten  Trag- 
besteuerung gelangt  sind.  Die  Unerkennbarkeit  der  beweglichen  Ge- 
brauchs- und  Verbrauchsgegenstände  ist  bei  Konsumsteuern  ein  Haupt- 
grund konzentrierter  Vorschufsbelastung  (Z.  1). 

3.  Wert  und  Volumen.  Das  Auffinden  der  Objekte  ist  um  so 
schwerer,  je  kleiner  der  einzelne  Gegenstand  und  je  gröfser  dessen 
Wert  ist.  Der  hohe  Wert,  welchem  ein  entsprechend  hoher  Steuersatz 
entspricht,  veranlafst  zur  Verheimlichung  und  Defraudation.  Die  letztere 
kann  so  wenig  fafsbar  sein,  dafs  man  den  an  sich  steuerbaren  Gegen- 
stand von  Inland-  und  Grenzabgaben  lieber  frei  läfst.  Dies  gilt 
namentlich  von  Delikatessen  inländischen  Ursprungs,  von  „pretiosen" 
Gebrauchsgegenständen.  Die  letzteren  kann  man  dann  nur  aus  be- 
sonderem Anlafs,  der  sie  steuerlich  ersichtlich  macht,  nämlich  beim 
Erbgange,  einigermafsen  in  einer  künftigen  Besteuerung  des  Gebrauchs- 
luxus anfassen.     Das  bewegliche,   namentlich   das  pretiose  bewegliche 
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Vermögen,  welches  der  Zangen  direkter  Besteuerung  so  leicht  spottet, 
wird  Veranlagungs-  und  Strafstrenge  rechtfertigen. 

4.  Die  Urkundlichkeit  (Stempelfähigkeit).  Diese  Eigenschaft 
ist  steuertechnisch  ebenfalls  von  höchster  Bedeutung,  ganz  beson- 
ders flir  die  Gebühren-  und  Besitzwechselbesteuerung.  Die  Ur- 
kunde ist  dauerhaft.  Alle  Objekte,  welche  sich  urkundlich  machen 
lassen,  sind  daher  —  ihre  Steuerbarkeit  vorausgesetzt,  steuertechnisch 
leichter  erfafsbar.  Nun  ergiebt  sich  die  Urkundlichkeit  von  selbst  für 
Rechtsgeschäfte,  welche,  um  giltig  zu  sein  und  von  den  Behörden 
steuerstraffrei  angenommen  zu  werden,  schriftlich  abgefafst  und  zu 
einem  allgemeinen  Beurkundungsregister  angemeldet  werden  müssen. 
Im  letzteren  Falle  der  Eintragung  (Enregistrement)  wird  die  Gebühren- 
steuer officiell  eingehoben,  im  ersteren  Falle  werden  die  Subjekte  der 
Rechtsgeschäfte  genötigt,  eine  besondere  Steuerurkunde  (Stempelblankett) 
auszustellen,  mit  Steuerwertzeichen  zu  bekleben,  letztere  zu  kassieren, 
die  Urkunde  aber  aufzubewahren. 

Die  Urkundlichkeit  dient  in  beschränkter  Weise  auch  bei  der 
Konsumbesteuerung  als  Erfassungs-  und  Einhebungs-,  im  Zwange  zur 
Steuerbuchung  als  Kontrollmittel.  Durch  Steuerbuchung  läfst  sich  jedes 
in  den  Grofsverkelir  gelangende  Steuerobjekt  urkundlich  machen. 

Die  der  Masse  der  indirekten  Steuern  eigentumliche  Konzentration  der 
Steuerobjekte.  —  Hierüber  ist  schon  in  der  „A.  St.  L."  (S.  361)  das  Erforderliche 
nachgewiesen. 

4.  Kapitel.    Die  Steuerkraft  (Steuerl)arkeit). 

§  192.  Die  indireJtte  SfeuerharJceit.  — Steuerbarkeit  ist  die  Eigen- 
schaft der  Objekte  indirekter  Besteuerung,  individualisierend  und  ergän- 
zend zu  ergreifende  Steuerkraft  auszudrücken. 

Auch  in  der  indirekten  Besteuerung  ist  mit  der  Feststellung  der 
subjektiven  und  der  objektiven  Steuerpflicht  das  belastbare  Objekt, 
das  „Steu erkapital ",  noch  nicht  gegeben.  An  den  vorliegenden  Objekten 
ist  der  steuerbare  vom  nichtsteuerbarem  Teil  zu  sondern  und  die  Mehr- 
belastung nach  dem  Steuerbarkeitsgrade  progressiv  durchzuführen. 

Das  kann  allerdings  nicht  so  geschehen,  wie  bei  der  direkten  Be- 
steuerung: Existenzminimum,  Individualschonung,  Mehrbelastung  der 
grofscu  Objekte,  Freierklärung  negativer  Steuerwerte,  Vereitelung  der 
DoppelbelastuDg  sowie  der  Steuerabschüttelung  sind  so,  wie  sie  bei  der 
direkten  Besteuerung  auftreten,  unbedingt  und  einfach  dadurch  aus- 
geschlossen, dafs  die  indirekte  Besteuerung  nicht  persönlich  ist  und  es 
nicht  sein  kann,  weil  die  Steuerquellen,  Einkommen  und  Vermögen, 
nicht  unmittelbar,  also  auch  nicht  als  persönliche  Steuerkrafteiuheiten 
gefafst  werden  können,  wollen  und  sollen.  Allein  die  Aufgabe,  die 
Belastbarkeit  der  Objekte  gesetzlich   zu  bestimmen  und  administrativ 
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durchzufüliren,  ist  der  indirekten  Besteuerung  nicht  erspart;  sie  ist  eher 
umfassender,  gestaltenreiclier,  schwieriger  zu  lösen,  weil  der  Objektarten, 
an  welchen  die  zwei  Steuerquellen  individualisierend  und  ergänzend 
zu  fassen  sind,  fast  eine  grofse  Zahl  ist. 

§  193.  Grad  und  Richtung  der  Sfeuerharl-eif.  —  Der  Grad  der 
Steuerbarkeit  ist  bei  den  verschiedenen  Objekten  sehr  verschieden. 
Scharf  lassen  sich  zwar  die  Steuerbarkeitsgi-ade  nicht  von  einander 
abheben,  aber  vorhanden  sind  sie,  und  für  die  Steuerbarkeit  wie  für  die 
Belastungshöhe  der  verschiedenen  Steuerobjekte  geben  sie  das  Mafs. 

Für  die  Konsumbesteuerung  möchten  wir  unterscheiden:  1.  ganz 
oder  teilweise  unsteuerbare  Objekte;  2.  schwach  steuerbare  Objekte; 
3.  gut  steuerbare  Objekte;  4.  höchst  steuerbare  Objekte. 

Bezüglich  der  Konsumsteuerobjekte  entspricht  diese  Unterscheidung 
der  konsumwirtschaftlichen  Klassifikation  in  unentbehrliche,  schwer 
entbehrliche,  leicht  entbehrliche,  überflüssige  (luxuriöse)  Bedarfsgegen- 
stände oder  in  A.  Wagners  „Existenzbedürfnisse  1.,  2.  u.  s.  w.  Grades". 
„Geistige",  „gesellige"  und  dergl. Bedarfsgegenstände  haben  sehr  verschie- 
dene Grade  der  Steuerbarkeit.  Verschiedene  Steuerbarkeitsgrade  erge- 
ben sich  auch  für  die  Objekte  der  Gebühren- und  Besitzwechselbesteuerung. 

Neben  dem  Grade  ist  die  Richtung  der  Steuerbarkeit,  d.h.  die 
Eignung  für  die  verschiedenen  Zwecke  der  indirekten  Besteuerung,  be- 
deutsam, und  zwar  sowohl  bei  den  Konsum-  als  bei  den  sonstigen  indi- 
rekten Steuerobjekten.  Man  wird  zu  unterscheiden  haben:  1.  Objekte 
für  den  primären  Zweck  indirekter  Besteuerung  (individualisierende 
Besteuerung),  a.  der  schwachen  Steuerkräfte,  b.  der  starken  Steuer- 
kräfte; 2.  Objekte  für  Ergänzung  der  direkten  Besteuerung,  a.  den 
kleinen,  b.  den  starken  Steuerkräften  gegenüber. 

Das  Mafs  für  den  Steuerbarkeitsgrad  ist  nicht  blofs  der  Wert  der 
Objekte  nach  der  Mengen-,  Mais-  und  Gewichtseinheit.  Ebenso  sehr  kann 
die  Qualität  des  Objektes  den  Mafsstab  abgeben.  Die  wertvollsten 
und  seltenst  gebrauchten  Objekte  können  gleichmäfsig  unsteuerbar  sein, 
wenn  sie,  wie  z.  B.  feine  Instrumente,  feinste  Krankennahrung,  teuerste 
Arzenei,  Zwangsverkaufssachen  überhaupt  keine  Steuerkraft  indizieren. 
Bei  den  im  übrigen  steuerbaren  Objekten  ist  die  Abstufung  der  Steuerbar- 
keit nach  dem  Werte  nicht  immer  leicht  durchzuführen  und  die  Gliederung 
nach  der  Qualität  des  Stoffes,  der  Feinheit  des  Fadens,  der  Reinheit 
und  der  Gradhaltigkeit  der  Flüssigkeit  zur  Anwendung  zu  bringen.  So 
im  Zollwesen,  wo  der  Gegensatz  des  Werttarifes  nicht  so  sehr  der  Ge- 
wichts- als  der  Qualitätstarif  ist.  Unter  allen  Umständen  ist  der  Wert 
des  Objektes  bei  der  Entscheidung  der  Steuerbarkeit  von  grofser  Be- 
deutung. iSTieht  blofs  bei  der  Aufwandbesteuerung,  sondern  auch  bei 
den  gemischten  und  reinen  Gebühren-,  sowie  bei  den  „Verkehrssteuern". 

§  194.       Der  Einflufs  der  Form  und  des  Entstehungsstadiums  der 
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ObjeMe  auf  die  SteuerharJceit  —  Es  kommt  darauf  an,  die  Steuerob- 
jekte m  der  Form  zu  ergreifen,  in  welcher  sie  ihrem  ganzen  Um- 
fange nach  steuerbar  sind  und  den  höchsten  Grad  der  Steuer- 
barkeit erreicht  haben. 

Bei  den  „Verkehrssteuern"  kann  dieser  Gesichtspunkt  überhaupt 
nicht  oder  doch  nur  wenig  zur  Geltung  kommen,  weil  die  Steuerbarkeit 
überhaupt  nicht  erkennbar  ist.  In  bedeutenderem  Mafse  dagegen  gilt 
dieser  Gesiclitspunkt  schon  bei  der  gemischten  und  reinen  Gebühren- 
steuer. Bei  beiden  ist  das  eigentliche  Objekt,  was  getroffen  werden 
will,  der  aufserordentliche  Vorteil,  die  positive  Bereicherung,  die  Ansamm- 
lung, die  Begünstigung  und  Dispensation  durch  die   Behörde  u.  s.  w. 

Bei  den  gemischten  Gebührensteuern,  Gestattungs-  und  Dispensations- 
gebühren  u.  s.  w.,  soweit  solche  steuerhaften  Charakter  annehmen,  wird 
man  für  die  Regel  das  Objekt  seinem  ganzen  Umfange  nach  und  im 
höchsten  Steuerbarkeitszustande  gerade  bei  der  behördlichen  Erweisung 
vor  sich  haben.  Doch  ist  auch  dies  nicht  ausnahmslos  zutreflfend.  Der 
Vorteil  mag  sich  nur  von  Periode  zu  Periode  und  in  steigendem  Mafse 
einstellen.  Man  wird  daher  manche  Privilegientaxen  in  periodischer 
Wiederholung  und  ansteigendem  Betrage  zu  erheben  haben. 

Bei  den  „reinen  Gebührensteuern"  tritt  die  Erbschaftssteuer  weit- 
aus in  den  Vordergrund.  Ihr  Objekt  ist  ein  doppeltes,  nämlich  die 
Ansammlung,  welche  der  Erblasser  gemacht,  und  das  aufserordentliche 
Einkommen,  welches  den  Erben  zufällt.  Beide  Objekte  trifft  man  beim 
Erbgange,  das  eine  als  wirklich  steuerbar  gewordene  Summe  kleinerer, 
im  einzelnen  unfalsbar  gewesener  Vermögensansammlungen  am  Schlüsse 
der  persönlichen  Gesamtansammlung,  das  andere  aber  bei  seiner  Ent- 
stehung. Das  ist  neben  der  Unmöglichkeit  der  Abschüttelung  der  andere 
grofse  Vorzug  einer  genau  gehaltenen  eingreifenden  Erbfallbesteuerung. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  obiger  Grundsatz  bei  der  Aufwands- 
besteuerung. Steuerbar  sind  die  Gegenstände  der  fertigen  Produkte 
des  mehr  oder  weniger  entbehrlichen  Verbrauchs-  und  Gebrauchsgenusses. 

Man  soll  daher  nicht  schon  den  Rohstoff  und  das  Halbfabrikat  ti-effen 
wollen,  wenn  nicht  auch  diese  auf  vollständigen  Luxusverbrauch  hin- 
weisen. Steuern  (Zölle)  auf  Getreide  und  Mehl,  welche  ihrer  Masse 
nach  unsteuerbare  Gegenstände  des  gemeinen  Konsums  am  täglichen 
Brot  werden,  sind  daher  verwerflich.  Sie  bilden  einen  der  gröfsten 
Rückschritte,  welche  die  Steuerpolitik  in  der  Seitenfunktion  des  Agrar- 
schutzes  gemacht  hat,  zumal  der  Zweck  des  Agrarschutzes  im  Sinne 
der  Garantie  einer  Minimallandrente  völlig  unerreichbar  und  die  Brot- 
verteuerung alles  auch  des  inländischen  Getreides  ein  Privilegium 
odiosum  gegen  die  nicht  getreidebauende  Bevölkerung  ist. ') 

')  Zur  Begründung  dieser  Ansicht  vergl.  die  Ausführungen  in  meinen  ^Kern- 
und  Zeittragen-  I.,  221  ff. 
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Gegenstand  der  indirekten  Besteuerung  sollen  aus  demselben  Grunde 
auch  jene  Gebrauchsgegenstände  nicht  werden,  deren  Nutzung  zu  einem 
grofsen  Teil  in  nicht  steuerbare  Güter  tibergeht,  "wie  Maschinen,  Appa- 
rate, Geräte. 

Den  höchsten  Grad  der  Steuerbarkeit  besitzen  genufsfertige  Güter, 
welche  mehr  oder  weniger  entbehrlich  sind.  Da  sie  —  steuertechnisch 
und  steuerökonomisch  —  zumeist  beim  Konsumenten  nicht  mehr  gefafst 
werden  können,  ist  es  geboten,  sie  wenigstens  dem  Konsum  so  nahe 
als  möglich  zu  fassen,  sei  es  beim  Kleinverkauf  zum  Konsum,  sei  es, 
wenn  dieses  steuertechnisch  und  steuerökonomisch  nicht  angeht,  wenigstens 
nicht  früher  als  beim  Übergänge  aus  dem  Grofshandel  oder  Fabriklager 
in  den  Konsum.  Immer  aber  ist  nur  derjenige  Teil  zu  besteuern, 
welcher  in  den  inländischen  Genufs  übergeht,  also  keine  Exportware 
und  kein  industriell  verarbeitetes  Hülfsmaterial  (Fabrik-  und  Viehsalz, 
Fabrikationssprit  u.  s.  w.). 

Diese  Behandlung  ist  bei  den  als  Vorschufssteuern  gedachten  Auf- 
wandsteuern auch  dadurch  vorgeschrieben,  dafs  die  gewollte  Über- 
wälzung auf  dem  kürzesten  Wege  am  sichersten  zu  stände  kommt. 

§  195.  Allgemeinheit  und  VerliältnismäfsigTceit  der  indireJcten  Be- 
steuerung. —  Es  scheinen  zwei  Schwierigkeiten  der  individualisierenden 
Besteuerung  entgegenzustehen  und  unüberwindlich  zu  sein.  Einmal 
vermag  der  Staat  selbst  den  Stand  der  wirklichen  Leistungsfähigkeit 
aller  Steuerträger  unmittelbar  nicht  zu  ermitteln;  dieser  Stand  ist  für 
ihn  unbekannt  und  unerkennbar.  Zweitens  scheint  der  individuali- 
sierenden Besteuerung  alle  Allgemeinheit  und  Verhältnismäfsig- 
keit  abhanden  kommen  zu  müssen.  Für  die  millionenfältig  besondere 
und  täglich  wechselnde  wirkliche  Leistungsfähigkeit  zahlloser  Steuer- 
träger giebt  es  in  der  Tkat  einen  Generalnenner,  einen  einheitlichen 
Mafsstab  nicht,  und  doch  mufs  auch  hier  Allgemeinheit  und  Verhältnis- 
mäfsigkeit  in  dem  ,Sinne  verwirklicht  werden,  dafs  Jeder  im  Mafse 
der  wirklichen  Abweichung  seiner  Leistungsfähigkeit  vom  Mittelmafse, 
sei  es  nach  oben,  sei  es  nach  unten  —  getroffen  wird.  Lassen  sich 
diese  Klippen  umschiffen?  Und  wie  werden  sie  überwunden?  Beide 
Schwierigkeiten  lassen  sich  in  der  That  annähernd  besiegen. 

Die  eine  dadurch,  dafs  die  indirekte  Besteuerung  zu  einer  Be- 
lastung und  Entlastung  der  Steuerträger  durch  deren  eigene 
schlüssige  Handlungen  gestaltet  wird.  Die  zweite  allein  von  der 
Steuergewalt  zu  bewältigende  Schwierigkeit  wird  dadurch  überwunden, 
dafs  man  verschiedene  Haupt  arten  des  Konsums  und  der  Be- 
reicherung zu  Objekten  der  indirekten  Besteuerung  erhebt,  jedes  dieser 
Objekte  im  Mafse  der  Steuerkraft,  auf  welche  es  hinweist,  mit  höheren 
oder  niederen  Sätzen  besonders  tarifiert  und  so  ein  möglichst 
vollständiges  System  von  Mafsregeln  individualisierender  Belastung  ge- 
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winnt.  Ein  einheitliches  Mafs  individualisierender  Belastung  giebt  es 
nach  dem  Begriffe  der  letzteren  allerdings  nicht,  aber  alle  jene  Haupt- 
arten von  Thatsaehen  der  Einkommensverwendung,  in  welchen  Steuer- 
kraft besonders  hervortritt,  lassen  sich  je  für  sich  als  Symptom  der  wirk- 
lichen Leistungsfähigkeit  auswählen,  quantitativ  richtig  tarifieren  und  zu 
einem  Gesamtapparate  für  Beibringung  aller  besonderen  Leistungsfähigkeit 
zusammenziehen.  Di  e  Yerwendungsquotienten  des  Gesamtein- 
kommens für  bestimmte  Konsume  und  Bereicherungen  syste- 
matisch angefafst  und  nacii  der  von  ihnen  angezeigten  besonderen 
Steuerkraft  verschieden  belastet,  werden  dann  zum  Objekt  einer 
wirklich  allgemeinen  und  verhältnismäfsigen  Individualisierung  der 
Steuerlast  nach  Mafsgabe  der  besonderen  zeitlichen  Leistungsfähigkeit 
der  Steuerkräfte.  Nur  jene  Quotienten  des  Konsums  und  jene  That- 
saehen des  Yermögensverkehrs,  welche  auf  Leistungsfähigkeit  über- 
haupt keine  Hinweisung  geben,  dürfen  nicht  zu  Objekten  der  indirekten 
Besteuerung  erhoben  werden. 

Beide  Punkte  sind  bereits  eingehend  erörtert  („A..  St.  L."  §§  226—228). 

§  196.  Schill fs.  —  Die  indirekten  Steuern  sollen  nicht  blofs  nicht 
wie  direkte  Steuern  wirken,  sie  sollen  auch  keinesfalls  so  zufällig, 
unregelmäfsig  und  unvollständig  wirken,  dafs  man  die  Aufgabe 
verfehlt,  möglichst  alle  besonders  starken  oder  besonders  schwachen 
Steuerkräfte  je  im  Verhältnis  der  besonderen  Stärke  und  Schwäche 
zu  belasten  bezw.  zu  entlasten.    Dies  geschieht: 

erstens:  durch  Wahl  jener  Gegenstände  zu  Verzeh  r  ungssteuerob - 
jekten,  welche  einerseits  entbehrlich,  anderseits  allgemeiner  begehrt  sind, 
und  zwar  derartiger  Gegenstände  aller  Grade  und  Richtungen  der  Steuerbarkeit;  — 
zweitens:  durch  Verknüpfung  mehrerer  Verbrauchssteuern  der  eben 
erwähnten  Art  in  der  Weise,  dafs  jede  der  Hauptrichtungen  verzichtbaren  Konsums 
getroffen  wird;  —  drittens:  dadurch,  dafs  jede  einzelne  Befriedigungsart  von  all- 
gemeinen Bedürfnissen  in  sämtlichen  einander  mehr  oder  weniger  ausschliersenden 
Befriedigungsmitteln  (Kaffee,  Thee,  Bier,  Wein,  Branntwein) erfafst  wird;  —  viertens: 
dadurch,  dafs  die  Steuerobjekte  auf  den  Qualitätsfufs  gesetzt  werden  im  Mafse 
der  Entbehrlichkeit  der  Genüsse,  z.  B.  Wein  auf  den  höheren  Tarifsatz,  auf  die 
höchsten  Sätze  der  beste  Tabak;  —  fünftens:  dadurch,  dafs  der  Gebrauchsluxus  ver- 
hältnismäfsig  mitbesteuert  wird  und  aristokratische  Steuerkräfte  durch  allge- 
meine Luxusabgaben  (Luxussteuern)  getroffen  werden;  —  sechstens:  durch  be- 
sonders starke  Einsteuerung  der  Glücks  ei  nkünfte  (Lotteriegewinne,  Fundanteile 
u.  dergl.);  —  endlich  siebentens:  durch  Steuern  auf  gewisse  eine  Kapitalansamm- 
lung anzeigende  Rechtsvorgänge.  Alle  diese  Grundsätze  sprechen  für  sich  selbst. 
Sie  sichern  dem  System  der  indirekten  Steuern  zusammen  Allgemeinheit  und  Ver- 
hältnismäfäigkeit  der  Individualisierung,  soweit  solches  überhaupt  erreichbar  ist. 

§  197.  Die  Selbstbelastung  und  Selbstentlast unn  angeblich  ein 
G-rundmangel  der  indireläen  Besteuerung.  —  Eine  solche  Auffassung 
ist  weit  verbreitet,  jedoch  nicht  stichhaltig.  Einmal  besteht  die  Selbst- 
bemessung der  Steuerlast  bei  den  Bereicherungssteuern  gröfstenteils  gar 
nicht,  indem  der  Masse  nach  die  amtlichen  Erweisungen  und  Verkehre 
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thatsächlich  nicht  vermieden  werden  können;  die  bedeutendste  aller 
begründeten  Bereicherungssteuern,  diejenige  auf  den  Erbfall,  ist  bei  der 
Sterblichkeit  aller  Menschen  der  Willkühr  des  Steuersubjektes  ganz 
entzogen.  Aber  auch  einer  wohlgeregelten  Aufwandbesteuerung  gegen- 
über erscheint  die  fragliche  Anfechtung  haltlos. 

Die  Nebenfunktion,  Ergänzung  der  direkten  Besteuerung,  kann  den 
kleinen  Steuerkräften  gegenüber  dadurch  sicher  gestellt  werden,  dafs 
man  in  das  System  der  indirekten  Besteuerung  einige  Verbrauchssteuern 
einfügt,  deren  Objekte  auch  von  „kleinen  Leuten"  nicht  gern  entbehrt 
werden.  Dagegen  den  starken  Steuerkräften  gegenüber  kann  die  er- 
gänzende Belastung  durch  starken  Zusatz  gerade  solcher  Steuerobjekte 
erfolgen,  welche  bei  dem  leicht  entschlüpfenden  Mobiliareinkommen  be- 
sonders beliebt  sind,  desgleichen  durch  strenge  Erbschaftsbesteueruug. 

Bei  der  direkten  Besteuerung  ist  wohl  auch  das  Steuerpbjekt  durch 
die  Einkommen  und  Vermögen  schaffende  Thätigkeit  der  Steuersubjekte 
bedingt,  aber  wie  viel  davon  Steuerobjekt  werden  soll,  bestimmt  und 
beherrscht  allein  die  Steuergewalt.  Das  ist  bei  der  Aufwandbesteuerung 
anders.  Der  Konsument  bestimmt  durch  Thun  und  Lassen  den 
Steuerfall. 

Diese  Abhängigkeit  der  wirklichen  Gröfse,  nicht  der  Gattung  der 
Steuerobjekte  vom  Thun  und  Lassen  der  Steuerkräfte  ist  aber  an  sich 
nicht  vom  Übel.  Der  den  indirekten  Steuerkräften  gegebene  Spiel- 
raum der  Selbstbelastung  und  Selbstentlastung  ist  vielmehr  Grund- 
voraussetzung für  die  Möglichkeit  individualisierender  Belastung  der 
Steuerkräfte,  d.  h.  für  die  Erfüllung  der  Hauptfunktion  indirekter  Be- 
steuerung. Diese  Voraussetzung  kommt  —  und  auch  dies  ist  charak- 
teristisch —  nur  bei  jenen  Zweigen  indirekter  Besteuerung  mehr  oder 
weniger  abhanden,  welche  hauptsächlich  für  die  Füllung  der  Lücken 
direkter  Besteuerung  in  der  Sekundärfunktion  der  indirekten  Besteuerung 
bestimmt    sind,  bei  den  Gebührensteuern  und   den  „Verkehrssteuern". 

Näheres  hierzu  „A.  St,  L."  §  230. 

§  198.  Die  tarif arische  MßnnigfaltigJceit  der  Steuerfüfse,  vor- 
lüiegend  der  Qucdiültshesteuerung.  —  Die  indirekten  Steuern  sind  Tarif- 
steuern genannt  worden.  Eiuzelne  derselben  sind  es  nicht;  die 
Erbschaftssteuer  gelangt  zu  keiner  komplexeren  Objekt-  und  Steuer- 
satzbezeichnung, als  beispielsweise  die  progessiv  regulierten  direkten 
Generalsteuern.  Im  allgemeinen  jedoch  gewinnt  bei  der  indirekten  Be- 
steuerung die  Graduierung  der  Steuersätze,  die  Belastungsgliederung  der 
einen  und  die  Isolierung  der  anderen  Objekte,  die  Zusammenfassung 
zu  gemeinsamer  Eegulierung  im  Steuergesetz  und  im  Steuertarif,  kurz 
die  tarifarische  Mannigfaltigkeit  viel  breiteren  Raum  als  bei  der 
direkten  Besteuerung.  Allein  nur  deshalb,  weil  das  Objekt  selbst  kein 
persönlich  einheitliches,  sondern  ein  sachlich  zerstreutes  ist.     Auch  die 
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Tarifeigenftimlichkeit  bestätigt  also  die  Richtigkeit  der  hier  verti-etenen 
Grundansicht. 

Auch  das  Übergewicht  der  Quotitätsbelastung  in  der  indirekten 
Besteuerung  hat  denselben  Grund.  Ein  persönliches  Band  zwischen 
Verkehrs-,  Amtshandlungs-  und  Konsum-Steuersubjekten  derselben  Art 
läfst  sich  teils  gar  nicht  herstellen,  teils  ist  dies  nur  sehr  schwer 
möglich.  Die  Kontingentierung  (Pauschalierung)  mit  steuergenossen- 
schaftlicher Eepartition  ist  für  die  indirekte  Besteuerung  ein  noch 
schwieriger  zu  handhabender  Notbehelf,  als  sie  es  in  der  direkten  Be- 
steuerung ist.  Die  neuesten  Kontingentierungen  der  Zucker-  und 
Branntweinsteuer  sind  überhaupt  nicht  eine  steuerliche,  sondern  eine 
schutzpolitische  Mafsregel,  und  zwar  eine  u.  E.  sehr  anfechtbare 
Mafsregel. 

Die  viel  gröfsere  Mannigfaltigkeit  der  Tarifsätze  bei  der  indirekten 
Besteuerung  liegt  durchaus  in  dem  von  den  Steuerquellen  absehenden 
Verfahren  derselben. 

Schon  in  der  „Steuerpolitik-*  ist  dies  nachdrücklich  geltend  gemacht. 

§  199.  Freilassungen  und  Schonungen  innerJialh  der  indireicten 
Besteuerung.  —  Das  „Existenzminimum"  kann  bei  der  indirekten  Be- 
steuerung allerdings  nicht  bei  jeder  Steuerkraft  persönlich  und  durch 
amtliche  Veranlagungsorgane  durchgeführt  werden,  ebensowenig  die 
Rücksicht  auf  individuelle  Bedürftigkeit.  Es  werden  aber  ganze 
Klassen  denkbarer  Steuerobjekte  als  unsteuerbar  oder  als  schwach 
steuerbar  auf  niedrigeren  Steuerfufs  gesetzt.  Die  Freilassung  und 
Schonung  erfolgt  durch  das  Steuersubjekt  selbst,  indem  es  von  ge- 
wissen Objekten  durch  Konsum-  und  Verkehrsunterlassung  fern  bleibt, 
und  unter  den  schon  bezeichneten  Voraussetzungen  liegt  hierin  mit  Bezieh- 
ung auf  die  zwei  grofsen  Belastungsaufgaben  indirekter  Besteuerung  in 
keiner  Weise  ein  heilloserer  und  roherer  Verstofs  vor,  als  derjenige,  wel- 
cher in  anderer  Weise  auch  von  der  direkten  Besteuerung  nicht  vermieden 
werden  kann.  Vielmehr  erfolgt  auf  diese  Weise  eine  Belastung  wirklicher 
Steuerkraft,  auch  wenn  sie  —  z.  B.  im  Luxuskonsum  —  unterhalb 
des  Existenzminimum-Einkommens  sich  äufsert,  und  eine  Freilassung 
und  Schonung  auch  dann,  wenn  Steuerkräfte  selbstbei  einem  das  Existenz- 
minimum überschreitenden  Einkommen  in  bedrängter  Lage  sich  be- 
finden, ganz  abzusehen  von  der  in  der  Kleinzahlungsweise  liegenden 
Schonung.  Mittelbar,  aber  allerdings  wiederum  „unpersönlich"  er- 
folgen also  Freilassungen  und  Schonungen  in  gröfstem  Umfange  oder 
können  solche  geübt  werden. 

Die  Ermittelung  der  Belastbarkeit  vollzieht  sich  indessen  nicht 
blofs  durch  Ausscheidung  der  unsteuerbaren  Objektgattungen,  sondern 
auch  durch  Ausscheidung  des  nicht  steuerbaren  Teiles  an  sich 
steuerbarer     Objekte.      Diese     Aufgabe     stellt    besondere    An- 
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forderiingen  an  die  Steuertechnik.  Die  Wege,  welche  von  der  letzteren 
zur  Lösung-  eingeschlagen  werden,  tragen  wiederum  den  bezeichnend 
unpersönlichen  Charakter  an  sich.  In  der  Konsumbesteuerung 
wird  der  unsteuerbare  Teil  einer  Objektmasse  ausgeschieden:  Brannt- 
wein zu  gewerblichen  Zwecken,  Gas  als  Brennmaterial,  Transitwaren 
durch  Wagenverschlufs  und  im  Freilager  (Entrepot),  zur  Export- 
fabrikation bestimmte  Ausfuhrmengen  durch  Zoll-  und  Rückvergütung 
unter  oder  ohne  Identitätsnachweis,  zum  Export  gelangende  Inland- 
produkte durch  Steuerrückvergütung  auf  den  nachgewiesenem  Export 
oder  durch  Steuerfreiheit  der  aus  Steuerlagern  unter  Begleitschein- 
kontrolle ins  x\usland  gehenden,  also  nicht  „in  den  freien  Verkehr  ge- 
setzten" Mengen.  Die  „Denaturierung",  d.  h.  das  künstliche  Unbrauch- 
barmachen für  den  steuerpflichtigen  Konsum,  wird  bei  Branntwein, 
Viehsalz  u.  s.  w.  das  Mittel,  dem  nicht  steuerbaren  Teil  einer  be- 
stimmten Objektgattung  die  Steuerbefreiung  zu  verschaffen.  Bei  der 
Gebühren-  und  Besitzwechselbesteuerung  kommen  Befreiungen  und 
Schonungen  nach  Mafsgabe  des  Fehlens  oder  der  Schwäche  der  Steuer- 
barkeit ebenfalls  vor:  Freilassung  gröfserer  Verlassenschaftsmindest- 
beträge  von  den  Erbschaftsgebühren,  Bemessung  und  Erhebung  progressiver 
Erbschaftsgebühren  nicht  von  der  Gesamtverlassenschaft,  sondern  nach 
den  Erbteilen.  Schon  aus  dieser  Andeutung  geht  die  Vielgestaltigkeit 
und  steuertechnische  Vielseitigkeit  der  unsteuerbaren  und  schwach 
steuerbaren  Objektteile  hervor.  In  keinem  Falle  aber  kommt  dabei 
die  persönliche  Gesamtsteuerkraft  als  Einheit  in  Betracht.  Als  Mittel 
der  Ausscheidung  dienen  nicht  so  sehr  Quantitäts-,  sondern  Qualitäts- 
absonderungen, was  wiederum  charakteristisch  ist. 

Um  jedem  Mifsverständnis  vorzubeugen,  ist  hervorzuheben,  dafs  viele  Frei- 
lassungen quantitativer  Art,  z.  B.  Freilassung  kleiner  Mengen  von  Reisebedarf, 
sowie  kleiner  Quantitäten  steuerbarer  Objekte  bei  der  Thorbesteuerung  lediglich  dem 
Zweck  der  Vereinfachung  der  Steuerkontrolle  und  der  Verw ohlf eiler ung  des  Steuer- 
verfahrens dienen. 

Zur  Vermeidung  der  Belastung  negativer  Werte  dienen 
in  der  indirekten  Besteuerung  verschiedene  Einrichtungen:  die  De- 
naturierung (s.  oben),  die  Stellung  der  Objekte  unter  Zollverschlufs  in 
Zollagern  oder  in  Privatlagern  {entrejjots  fidifs)  unter  Mitverschlufs 
und  Kontrolle  der  Steuerbehörden  bis  zum  Ausgange  oder  bis  zur  Rück- 
kehr über  die  Grenze,  endlich  die  Rückvergütung  bezahlter  Zölle 
und  Steuern:  Rück  zolle,  Steuerrückvergütungen. 

Das  Überbleibsel  der  früheren  Steuer-  und  Zollzerrissenheit  Deutschlands, 
als  Eeservatrecht  der  süddeutschen  Staaten,  sind  die  inneren  Rückvergütungen  auf 
Bier  bei  der  „Ausfuhr"  aus  dem  einen  in  den  anderen  der  zollgeeinten  Staaten. 
Diesen  Rückvergütungen  stehen  gegenüber  die  Übergangsabgaben,  welche  der 
eine  dieser  Staaten  vom  eingehenden  Biererzeugnis  des  andern  erhebt.  (Über  diese 
Übergangsabgaben  das  Genaue  bei  AufseCs  in  Hirths  Annalen,    893.) 
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Die  Rückvergütung  der  Steuern  und  Zölle  für  alle  nachträglich 
zur  Ausfuhr  oder  Wiederausfuhr  gelangenden  Objekte  ist  vollständig 
begründet,  allein  meist  sehr  scliwicrig  zu  regeln. 

Eine  Rückvergütung  gewährt  Frankreich  auch  für  Zucker,  welcher  zur  Wein- 
bereitung (vinage)  verwendet  wird.  Deutschland  gewährt  Zollrückvergütung  bei 
der  Ausfuhr  von  verarbeitetem  Kakao. 

Die  Zollrückvergütung  geschieht  entweder  unter  „Ideutitäts- 
nacliweis",  d.  h.  unter  Nachweisung  der  stattgehabten  Einfuhr  ge- 
rade des  zur  Rückvergütung  gelangenden  bestimmten  Objektes,  oder 
ohne  Identitätsnachweis.  Das  letztere  Verfahren  ist  in  Deutsehland  für 
Getreide,  w-elchcs  vermählen  und  gemalzt  wieder  ausgeht,  durch  das 
Gesetz  vom  14.  April  1894  zur  Geltung  gekommen.  In  Frankreich  besteht 
das  System  der  Rückvergütungen  ohne  Identitätsnachweis  im  Verfahren 
der  sog.  aquits  a  caution  längst  und  umfassend.  Diese  Einfuhr-Zoll- 
scheine werden  Gegenstand  des  Absatzes  der  Importeure  an  die 
Verarbeitungs-  und  Ausfulirgeschäfte,  welchen  der  Zollbetrag  jeder  be- 
scheinigten Einfuhrmenge  von  den  Zollbehörden  ausgezahlt  wird. 

Über  die  Bedeutung  des  Identitätsnachweises  vergl.  meine  „Kern-  und  Zeit- 
fragen-, I.  B. 

Grundsätzlich  anzuerkennen  wäre  jede  Steuer-  und  Zollrückvergütung  für  Ver- 
edelungserzeugnisse aus  verzollten  und  besteuerten  Materialien.  Ein  um- 
fassender zollfreier  VeredelungrsTerkehr  hat  längere  Zeit  (von  1S54  au)  vertrags- 
mäfsig  zwischen  Oesterreich  und  dernl  deutschen  Zollverein  bestanden  und  war 
namentlich  für  Färberei  und  Druckerei  der  Textilindustrie  bis  186.5  bedeutsam. 

§200.  Die  mclireJcte  Frogressivhesteucning.  — Dafs  die  Steuer- 
schonungen auch  in  der  indirekten  Besteuerung  stattfinden  können 
und  müssen,  dafs  es  aber  in  ganz  anderer  Form  geschieht,  ist  soeben 
nachgewiesen  worden.  Die  Progressivbesteuerung  durchzieht  in  eigen- 
tümlicher Gestalt  die  indirekte  wie  die  direkte  Besteuerung. 

Da  die  Progessivbelastung  nur  Fortsetzung  des  Gedankens  des 
Existenzminimums  ist,  so  sind  in  den  indirekten  Besteuerungen  die 
Mehrbelastungen  gewisser  Objekte  und  gewisser  Qualitäten  derselben 
Objektgattung  nur  Fortsetzungen  des  Gedankens  der  Steuer selbst- 
entlastung  schwächerer  Steuerkräfte  in  die  Objektbereiche 
wirklicher,  aber  verschiedener  Steuerbarkeit  hinein.  Und  auch  dies 
geschieht  in  der  bezeichnend  unpersönlichen,  in  §  192  nachgewiesenen 
Weise  der  indirekten  Besteuerung. 

Die  verhältnismäfsige  Mehrbelastung  vollzieht  sich  einmal  dadurch, 
dafs  stark  steuerbare,  namentlich  aber  luxuriöse  Objekte  ins  System 
aufgenommen  werden,  w^elche  nur  die  stärksten  Steuerkräfte  indivi- 
dualisierend und  ergänzend  zu  fassen  geeignet  und  bestimmt  sind. 
Leider  ist  das  Bedeutendste,  was  hier  gethan  werden  kann,  noch  nicht 
gethan,  indem  der  Gebrauchsluxus  noch  immer  fast  frei  ausgeht.  Das 
zweite  ist,   dafs   die  Steuer-,  Zoll-,  Gebühren-  und   Stempeltarife  nach 
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dem  Grade  der  Steuerbarkeit  und  nach  der  Art  einer  bestimmtea 
Steuerbarkeitsrichtung  gattungsweise  liölier  oder  niedriger  bemessen 
werden.  Ein  dritter  Weg  zu  dem  Ziele  verhältnismäfsiger  Mehr- 
belastung wird  dadurch  eingeschlagen,  dafs  innerhalb  derselben  Objekt- 
gattung ungleich  steuerbare  Qualitäten  ungleich  besteuert  werden 
(Qualitätstarifierung).  Dies  kann  sowohl  durch  Bemessung  nach  dem 
Werte,  als  nach  Mafsgabe  gewisser  Objekteigensehaften  (so  und  so 
viel  Fäden  auf  den  Quadratcentimeter,  baumwollen  —  leinen  — 
wollen  —  halbseiden  —  rein  seiden,  grob  —  fein  —  hochfein,  Grad- 
haltigkeit  der  Spirituosen,  Polarisationsgrade  des  Zuckers  —  u.  dergl.) 
durchgeführt  werden. 

Weder  die  Gleichheit  der  Tarifsätze  für  jede  Objektgattung,  noch 
die  Gradationslosigkeit  des  Tarifes  innerhalb  derselben  Tarifpost, 
sondern  die  Verschiedenheit  und  graduelle  Gliederung  nach  Mafsgabe 
der  Steuerbarkeit  des  Objektes  sind  gefordert  und  charakterisieren  die 
Durchführung  der  Belastungsprinzipien  in  der  indirekten  Besteuerung. 

Die  Zusammensetzung  des  Systems  indirekter  Besteuerung  aus 
Steuern  auf  Objekte  verschiedenen  Steuerbarkeitsgrades  und  verschiedener 
Steuerbarkeitsrichtung,  sowie  die  Qaalitätstarifierung  sind  bis  jetzt  ver- 
hältnismäfsig  am  vollständigsten  im  Zollwesen  durchgeführt.  Bei  einer 
etwaigen  Besteuerung  des  Gebrauchsluxus  wären  sie  durchaus  gefordert 
und  m.  E.  auch  durchführbar.  Am  meisten  fehlt  beides  in  der  Ge- 
bühren- und  in  der  „Verkehrsbesteuerung".  Und  doch  wäre  gerade  hier, 
weil  die  meisten  Objekte  auf  die  Frage  nach  ihrer  Steuerbarkeit  stumm 
bleiben,  besondere  Vorsicht  und  Zurückhaltung  geboten.  Wenn  man 
solche  nicht  walten  läJfet,  so  ist  dennoch  nicht  abzusehen,  weshalb  das 
Gegenteil  der  Tarifprogression  so  gröblich  betrieben  wird,  dafs  man 
jüngst  auch  in  Deutschland  beim  Frachtstempel  ein  kleines  Postkollo 
und  eine  Schiffsladung  fast  mit  demselben  Satze  belegen  wollte. 

§  201.  Die  Höhe  der  Belastung  im  ganzen  und  im  einzelnen. 
Über  das  richtige  Gröfsen Verhältnis  der  direkten  zur  indirekten  Besteue- 
rung ist  im  §  182  das  Erforderliche  bereits  bemerkt. 

Der  auf  die  indirekte  Besteuerung  fallende  Betrag  der  Gesamt- 
steuerlast ist  auf  sämtliche  Steuerobjekte  im  Verhältnis  ihrer  Steuer- 
barkeit zu  verteilen,  was  nur  aus  der  Erfahrung,  der  Kenntnis  des 
Volkslebens  und  der  Statistik  der  Konsume,  der  amtlichen  und  der  pri- 
vaten Verkehre  heraus,  auch  nur  langsam,  aber  bei  gutem  Willen  doch 
mit  hinreichender  Sicherheit  sich  erreichen  läfst. 

Von  den  drei  Hauptgattungen  mittelbarer  Steuerobjekte  sind  die 
Privatverkehre  die  mindest  belastbaren,  obwohl  sie  thatsächlich  ins 
dunkle  hinein  belastet  worden  sind.  Sehr  steuerbar  für  die  reine  Ge- 
bührenbesteuerung sind  die  grofsen  Erbmassen,  und  sie  werden  es  bei 
der  bereits  nachgewiesenen  Tendenz  zur  Anhäufung  üTÖfster  Vermögen 


252  Zweites  Buch.    I.  Hauptabschnitt.    Zweite  Abteilung. 

in  immer  höherem  Grade.  Für  die  AufwandbesteueruDg  ist  zweifellos 
das  ti'agfähigsfe  Objekt  der  immer  zunehmende  Gebrauchsluxus  sowie 
der  Verbrauch  von  Getränken,  Tabak,  Zucker,  Kolonialwaaren. 

Möglichst  auf  dem  festen  Boden  guter  Konsumstatistik  ist  der 
auf  die  Aufwandbesteuerung  gewiesene  Teil  der  Gesamtsteuerlast 
zwischen  Ge-  und  Verbrauchsbesteuerung  und  je  bei  jedem  der  beiden 
Zweige  der  Aufwandbesteuerung  zwischen'  den  steuertechnisch  und 
steuerökonomisch  fafsbaren  wirklich  steuerbaren  Artikeln  nach  Umfang 
des  Konsums  und  der  Steuerbarkeitsrichtung  aufzuteilen.  Die  Rück- 
sichten nicht  finanzieller  Natur,  welche  mit  in  Frage  kommen,  sind  nach 
den  im  §  54  ff.  festgestellten  Grundsätzen  zu  erledigen. 

§  202.  IndireMe  Besteuerung  negativer  Werte.  IndireJcte 
Doppelbesteuerung.  —  Beiderlei  Verstöfse  gegen  die  obersten  Belastungs- 
grundsätze kommen  auch  bei  der  indirekten  Besteuerung  vor,  jedoch 
in  ganz  anderer  und  wieder  in  charakteristisch  unpersönlicher  Weise. 

Besteuerung  der —  Schulden  ist  ausgeschlossen,  da  nur  bestimmte 
Personen  verschuldet  sind,  von  diesen  aber  abgesehen  wird.  Ob  z.  B. 
der  Käufer  eines  Hauses  mit  eigenem  oder  fremdem  Gelde  erwirbt, 
kommt  nicht  in  Betracht,  sondern  dies,  dafs  er  am  Liegenschaftsverkehr 
teilnimmt  und  daraus,  wie  mit  Recht  oder  wahrscheinlicher  mit  Un- 
recht als  Regel  angenommen  wird,  Gewinn  zieht.  Die  Erbschaften  werden 
allerdings  nach  Abzug  der  Schulden  belastet,  jedoch  deshalb,  weil  erst 
der  schuldenfreie  Wert  vererbbares  Vermögen,  also  Erbsteuerobjekt  ist. 

Dennoch  kommt  die  Belastung  negativer  Werte,  also  die  Über- 
btirdung,  vor.  Es  geschieht  aber  wesentlich  dadurch,  dafs  unsteuerbare 
Objekte  gleichwohl  zur  indirekten  Besteuerung  gezogen,  dafs  schwach 
steuerbare  Gegenstände  unverhältnismäfsig  hoch  in  den  Tarif  gelegt 
werden,  dafs  der  unsteuerbare  Teil  eines  Tarifobjektes  vom  steuerbaren 
nicht  geschieden,  dafs  der  steuerbare  Teil  ohne  Rücksicht  auf  die  Unter- 
schiede der  Steuerbarkeitsgrade  gleich  behandelt  wird,  weiter  dadurch, 
dafs  Objekte,  welche  sich  auf  die  Steuerbarkeit  überhaupt  nicht  ab- 
schätzen lassen,  vom  Fiskalismus  ins  ungewisse  hinein  belastet  sind, 
wie  heute  noch  umfassend  in  der  Gebühren-  und  „Verkehrsbesteuerung", 
endlich  dadurch,  dafs  Gegenstände  auch  mit  jenen  Bcständ^en,  welche 
in  keinen  steuerbaren  Konsum  und  Verkehr  eingehen,  dennoch  ohne 
Rückvergütung  belastet  bleiben,  was  dann  z.  T.  gar  nicht  vermieden 
werden  kann,  wenn  die  Steuererhebung  in  einem  Stadium  der  Objekt- 
bewegung stattfindet,  in  welchem  noch  gar  nicht  zu  erkennen  ist,  ob 
und  wie  weit  der  Gegenstand  steuerbar  wird.  Dieser  Gesichtspunkt 
fällt  bei  der  Frage  der  Verlegung  der  Steuern  hart  an  die  Grenze  des 
Überganges  in  den  Konsum  schwer  ins  Gewicht. 

Unrichtige  Belastung  ist  aber  auch  in  der  indirekten  Besteuerung 
nicht   blofs  als    Belastung  negativer  Werte,  sondern  als  Begünstigung 
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durch  FreilassuQg  steuerbarer  Werte  uad  durch  Vernachlässigung  der 
Steuerbarkeitsgrade  möglich.  Ein  skandalöser  Vorgang  dieser  Art  war 
in  der  Konsumbesteuerung  die  fortdauernde  Freilassung  der  Zucker- 
melasse, obwohl  letztere  längst  entzuckert  werden  konnte ;  ein  anderer 
die  verdekte  Herabsetzung  des  wirklichen  Steuersatzes  durch  Annahme 
zu  geringen  Rendements  aus  denEüben  und  Brennereimaterialien.  In 
der  Gebührenbesteuerung  trifft  man  heute  noch  eine  Entbürdungsüber- 
treibung  in  der  steuerpolitisch  irrationellen  Freilassung  der  Descen- 
denten  und  Ascendenten  von  den  Erbschaftsabgaben. 

Die  Doppelbesteuerung  kommt  bei  der  indirekten  Besteuerung 
ebenfalls  vor.  Dies  geschieht,  indem  dasselbe  Konsumsteuerobjekt  von 
mehreren  koordinierten  Steuergewalten  getroffen  wird.  Dasselbe  findet  als 
Nichtrückvergütung  von  städtischen  und  staatlichen  Steuern  auf  Artikel 
statt,  welche  aus  der  Stadt  oder  dem  Staate  wieder  hinausgehen.  Es 
tritt  ein,  wenn  der  Transit  besteuert  wird,  oder  wenn  eine  Erbmasse  oder 
ein  auswärtiger  Teil  der  letzteren  vom  auswärtigen  Staate  und  noch- 
mals in  der  Heimat  belastet  wird.  Objektive  Doppelbesteuerung  findet  statt, 
wenn  dasselbe  Getränk  an  der  Grenze  und  dem  Thore  und  dann  noch- 
mals im  Keller  der  Weinschänken  zur  Belastung  der  Schankkonsumenten 
getroffen  wird. 

Eigentümliche  Einrichtungen  sind  der  Verhütung  der  indirekten 
Doppelbesteuerung  gewidmet:  die  Rückvergütung,  die  Steuereinlagerung 
zum  freien  Ausgang  aufser  Landes  u.  s.  w. 

§  203.  Die  Steuer ahschüttelung.  —  Der  Hinterziehung  ist  auch 
die  indirekte  Besteuerung  ausgesetzt.  Die  meist  beweglichen  und  viel 
zahlreicheren  Objekte  sind  zwar  im  ganzen  nicht  weniger  erkennbar, 
als  die  Einkünfte  aus  dem  Mobiliarvermögen  und  Arbeitsverdienst,  die 
Zerstreutheit  der  Objekte  erleichtert  aber  die  Hinterziehung.  Der  Be- 
kämpfung der  letzteren  ;steheii  aber  entsprechend  auch  eigentümliche 
und  stärkere  Mittel  der  Veranlagung  und  der  Einhebung  zu  Gebote. 

Die  Ahschüttelung  im  privatwirtschaftlichen  Wege  ist 
möglich,  indem  die  wenigen  als  Tragsteuern  gedachten  indirekten  Steuern 
fort-  und  rückgewälzt,  die  als  Vorschufssteuern  gedachten  dagegen  that- 
sächlich  nicht  übergewälzt  werden  können.  Doch  wird  die  Behauptung 
kaum  zu  erweisen  sein,  dafs  die  gut  regulierte  indirekte  Besteuerung 
unter  der  Ahschüttelung  mehr  zu  leiden  habe,  als  die  direkte  Besteuerung. 

Die  Verkehrssteuern,  als  Tragsteuern  des  Grofskapitals  gedacht, 
werden  in  der  Hauptsache  wohl  abgewälzt,  das  ist  aber  nur  einer  der 
Hauptgründe  gegen  weit  ausgreifende  Verkehrsbesteuerung,  und  man 
darf  letztere  ganz  preisgeben.  Die  gemischten  und  reinen  Gebühren- 
steuern lassen  sich  nur  in  sehr  beschränktem  Mafse  abschütteln.  Am 
ehesten  die  Liegenschaftsaccise,  welche   sich  jedoch   überhaupt  nicht 
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rechtfcrtigea  läfst.  Dag-egen  lassen  sich  die  Erbscbaftsabgaben  weniger 
abschütteln,  als  selbst  die  direkten  General-,  geschweige  Specialsteuern. 

Die  Konsumsteuern,  als  Tragsteuern  auf  den  Gebraucbsluxus 
reguliert,  werden  für  die  Regel  nicht  abgeschüttelt  werden  können. 
Es  ist  nicht  abzusehen,  wie  die  Steuern  auf  Hunde,  Bediente,  Nachti- 
gallen abzuschütteln  wären,  da  sie  den  gemeinen  Konsum  nicht  treffen; 
in  Erhöhung  des  notwendigen  Lohnes  können  sie  als  Luxussteuern  nicht 
umschlagen.  Unter  derselben  Voraussetzung,  dafs  notwendige  Gebrauchs- 
gegenstände steuerfrei  bleiben,  was  stcuergrundsätzlicli  eine  der  obersten 
Forderungen  ist  und  bleibt,  werden  auch  die  Kousumvorschufssteuern 
gcliliefslich  abgewälzt  werden  und  abgewälzt  bleiben. 

Die  Verbrauchssteuern  auf  unsteuerbare  und  wenig  steuerbare  Artikel 
des  Massenkonsums  werden  am  wenigsten  mit  Sicherheit,  mit  Gleich- 
mäfsigkeit  und  mit  Beständigkeit  übergewälzt  werden  können.  Das 
spricht  jedoch  nur  für  Umsicht  und  Mafshalten  in  derartiger  Besteuerung 
der  unteren  Klassen,  nicht  gegen  die  nachgewiesene  grundsätzliche 
Berechtigung  derselben  überhaupt.  Wenn  die  unteren  Klassen  die  Last 
abzulehnen  vermögen,  so  fallen  die  fraglichen  Steuern  auf  die  Pro- 
duktionskapitale zurück,  was  wenigstens  nicht  so  schlimm  ist,  wie  die 
Abschüttelung  der  direkten  Steuern  vom  Kapital   auf  die  Lohnarbeit. 

Das,  was  im  §  46  die  „Steuereinliolung"  genannt  worden  ist, 
nämlich  das  Hereinbringen  der  Steuern  durch  Umänderungen  und  Fort- 
schritte im  technischen  und  ökonomischen  Betriebe  der  Geschäfte,  ist 
zwar  möglich,  allein  auf  die  Dauer  wird  dies  die  Überwälzung  von 
Konsumvorschufssteuern  doch  nicht  hindern.  Die  Preise  der  Artikel 
werden  zwar  nicht  so  tief  sinken,  als  es  ohne  Steuer  möglich  war,  aber 
durch  Verbleib  der  entsprechend  höheren  Preisbeträge  lastet  die  Steuer 
dennoch  auf  den  Konsumenten. 

Allerdings  ist  mit  der  Steuereinholung  regelmäfsig  eine  Zurück- 
drängung der  schwachen  durch  die  starken  Geschäfte  verbunden  („A. 
St.  L."  §  210),  allein  zwei  Erwägungen  lassen  darum  doch  die  indi- 
rekte Besteuerung  nicht  verwerflicher  erscheinen,  als  die  direkte:  der- 
selbe Vorgang  mufs  sich  auch  bei  hoher  direkter  Besteuerung  ergeben, 
kann  daselbst  Druck  auf  den  Lohn  bewirken;  sodann  lassen  sich  Milde- 
rungen des  Übergangsprozesses  gerade  in  der  Aufwandbesteuerung  durch- 
führen, welche  nicht  nur  begründet,  sondern  auch  mehr  und  mehr  ange- 
wendet worden  sind.  Der  vernichtende  und  verdrängende  Erwerbskampf 
überhaupt,  als  dessen  besondere  Erscheinung  die  Steuereinholung  auf- 
tritt, licfse  sich  nach  dem  sozialen  Entwickelungsgcsetze  auch  durch 
Unterlassung  aller,  der  direkten  wie  der  indirekten  Besteuerung,  allein 
nicht  aus  der  Welt  schaffen. 

Die  eine  Hauptklasse  der  indirekten  Steuern,  die  vorerhobenen  Abgaben  vom 
V  e  r  brauche,  wird  die  wirkliche  Fortwälzung  bis  zum  Konsumenten  durchschnittlich 
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um  so  genauer,  allgemeiner  und  sicherer  erreichen,  je  näher  das  Stadium  der  Er- 
hebung dem  Verbraucher  liegt.  Je  weiter  entfernt  vom  Verbraucher  die  Verbrauchs- 
steuer ihren  Anker  einwirft,  desto  gröfser  wird  der  Spielraum  der  Störung  für  die 
der  Überwälzung  ungünstigen  Konjunkturen.  Das  Prinzip  des  Stadiums 
der  geringsten  Verkebrsentfernung  vom  Konsum  mufs  daher  bei 
der  Verbrauchseinsteuerung  stets  zu  praktischer  Abwägung  gelangen. 


Dritte  Abteilung'.     Die  Organisation  und  das  Verfahren. 

§  204.  Die  Organisation.  —  Jeder  der  Haiiptzweige  indirekter 
Besteuerung  besitzt  Eigentümlichkeiten,  deren  Nachweisung  den  beiden 
folgenden  Hauptabschnitten  angehört.  Doch  giebt  es  auch  gemeinsame 
Charaktermerkmale  der  indirekten  gegenüber  der  direkten  Gesamt- 
besteuerung. 

Die  indirekten  Steuern  zeigen  in  den  Elementarbestandteilen 
ihrer  Organisation  eine  vielgestaltigere  Personal-  und  Sachgüterausstattung, 
vor  allem  mit  mehr  Zusatz  von  praktischer  Technik  zur  Symboltechnik. 
Letzteres  gilt  wenigstens  von  der  Konsumbesteuerung. 

Keicher  entfaltet  sind  namentlich  die  aus  dem  Personal  und  der 
Materialausstattung  zusammengesetzten  G-rundanstalten. 

Man  trifft  eigentümliche  Vorkehrungen  der  Festhaltung  und  Über- 
tragung der  Steuerobjekte,  ausgebildete  Zeit  auf bewahrung,  Freilager, 
Entrepots  u.  s.  w. 

Dieselben  Grundeinrichtungen  dienen  der  Raumaufbewahrung. 
Zur  letzteren  kommen  eigentümlicheTransporteinrichtungen:Plom- 
bierung,  Wagenverschlufs,  Begleitscheinwesen,  Ambulanz, 
Grenzdistriktsbe gehung  hinzu. 

Wie  sonst  überall  in  der  sozialen  Welt  verknüpft  sich  mit  dem 
Niederlassungswesen  das  Sicherheits-  und  das  Schutzwesen.  Um- 
fassende Verschlufs-  und  Kassen  einrieb  tungen  finden  sich.  Dies 
Steuerschutzwesen  entfaltet  sich  zu  selbständiger  Erscheinung:  Steuer- 
wachen, Grenzabschlüsse  (Grenzbezirk,  Octroilinien),  Weg-  und  Thor- 
sperren, Fabrikumzäunung  und  Eingangsüberwachung  und  dergl.  kommen 
hinzu. 

Die  ökonomische  Dotation  und  ihr  Vollzug  im  Dienstkonsum 
ist  reichhaltiger  und  mannigfaltiger  als  bei  der  direkten  Besteuerung. 

Technische  Grundanstalten  kommen  entfalteter  vor.  Schon  was 
die  Technik  der  Darstellung,  Mitteilung,  Tradition  betrifft:  in  Auf- 
schreibungen, Gutschreibungen,  Ansagen,  Bezettelungen,  Stempelungen. 
Die  nützliche  Technik,  welche  dem  direkten  Steuerwesen  fast  ganz  fehlt, 
findet    sich  in  den  Wag-,   Heb-,  Probiereinrichtungen  reichhaltig  vor. 

Auch  Beobachtung  und  Vollzug,  erstere  im  Steuerwachdienst, 
im  Steuermeldewesen,  in  der  Lagerbewaehung,  der  Grenz-  und  Stations- 
beobachtung ist  reicher  und  mannigfaltiger. 
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Die  Zusammeiisetzung  der  Elementarbestandteile  und  der  Grund- 
anstalten  zum  Organismus  der  Steuerverwaltung  ist  eigenartig 
nicht  blofs,  was  die  Konsum-,  sondern  auch  was  die  übrige  indirekte 
Besteuerung  betrifft. 

Charakteristisch  auch  für  das  „Verkehrs^-Steuerwesen  und  gerade 
flir  dieses  ist  die  starke  Heranziehung  der  Steuersubjekte  selbst 
zur  Besteuerung  unter  Aufsicht  und  Leitung  der  Steuerbehörde  (Stempel- 
wesen), daneben  das  Zurücktreten  kommunaler  sowie  ehrenamtlich 
kommissioneller  Hülfsorgane  der  Einsteuerung.  Dem  Gebührensteuer- 
wesen  eigentümlich  ist  die  starke  Beiziehung  der  nichtfinanziellen  Ver- 
waltungsämter des  Staates  selbst. 

Dies  Alles  wird  in  den  beiden  folgenden  Hauptabschnitten  genauer 
hervortreten. 

§  205.  Das  indirekte  Steuerv erfahren.  —  Charakteristisch  ist  auch 
hier  der  gegenständliche,  unpersönliche  Charakter,  das  Zurück- 
ti-eten  der  ständigen  Veranlagung,  des  Katasters,  der  Personal- 
steuerliste und  der  Heberolle.  Subjekt  ist  eben  hier  nicht  die 
persönliche  Gesamtwirtschaft  mit  ihren  Einkommensquellen  unmittelbar, 
vielmehr  die  vielstrahlig  gebrochene  Steuerkraft  mit  einer  Masse  und 
Mannigfaltigkeit  von  Objekten  veränderlichster  und  vorübergehendster 
Art  ist  hier  steuerlich  zu  erfassen.  Wenige  Fälle  ausgenommen,  kann 
es  nicht  zur  Katastrierung,  namentlich  nicht  zur  Tragsteuerkatast- 
rierung  kommen. 

Dagegen  treten  beim  Konsum-,  Gebühren-,  und  Verkehrssteuerwesen 
ganze  Gattungen  von  Objekten,  welche  einzeln  und  wechselnd  durch 
vereinte  Arbeit  der  Behörden  und  der  Steuersubjekte  steuerlich  zum 
Stehen  zu  bringen  sind,  im  Steuerverzeichnis  nach  Abteilungen, 
Kapiteln,  Einzelposten  auf. 

Das  charakteristische  Gegenstück  zu  dem  Kataster  ist  das  Verzeichnis, 
nicht  der  Tarif.  Doch  ist  es  eine  ebenfalls  dem  Wesen  indirekter  Besteuerung  ent- 
springende Eigentümlichkeit  indirekter  Besteuerung,  dafs  die  Belastung  vielfach  nicht 
einzeln  für  jedes  Objekt,  sondern  zusammen  für  eine  Vielheit  der  zahlreichen  Objekte 
indirekter  Besteuerung  festgesetzt,  mit  anderen  Worten,  dafs  ein  Tarif  gebildet 
wird:  Zolltarif,  Verbrauchs-  und  Gebrauchssteuertarif,  Gebührentarif,  Stempeltarif. 
Auch  diese  Art  der  regelmäfsigen  quotitätsmäfsigen  Feststellung  der  Belastung  fliefst 
aus  der  Mannigfaltigkeit  und  der  Flüssigkeit  der  Objekte  indirekter  Besteuerung. 
Das  Gegenstück  gegen  den  Kataster  ist  aber  nicht  der  Tarife,  da  die  Katastrierung 
nur  bis  zur  Bildung  der  Steuerkapitale  reicht,  sondern  das  mit  dem  Tarife  ver- 
schmolzene, die  zusammengehörigen  Tarifobjekte  den  Steuerbeträgen  seitansetzende 
Verzeichnis.  Freüich  wird ,  wenn  vom  Tarife  die  Rede  ist ,  stets  das  Verzeichnis 
mit  gemeint,  da  es  ohne  solches  keinen  Tarif  geben  kann. 
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IL    Hauptabschnitt. 
Die  Aufwand-  oder  Konsambesteuerung. 

Erste  Abteilung.     Die  Konsumbesteuerung  überhaupt. 
1.  Kapitel.    Wesen  und  Arten. 

§  206.  Übersicht.  —  Wesen  und  steuersystematisclie  Grund- 
stellung der  Konsumbesteuerung  sind  bereits  klar  gelegt.  G-egenstand 
derselben  ist  der  Aufwand. 

Die  Aufwandsteuern  sind  tiberwiegend  als  Vorsehulssteuern  aus- 
zugestalten. Je  nach  dem  Stadium  des  Werdeganges,  in  welchem  man  die 
Objekte  ergreift,  sind  zu  unterscheiden:  1)  Rohstoffsteuern,  2)  Fabrikat- 
steuern: Halbfabrikat-  und  Ganzfabrikatsteuern,  3)  Transport-  oder 
Frachtsteuern,  4)  Handels-  oder  Warensteuern,  teils  Grofshandels-,  teils 
Kleinverkaufs(Verschleifs)-Steuern.  Jede  dieser  Steuern  kann  auch 
nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Betriebshilfsmittel  bemessen 
werden:  Arealbesteuerung  nach  der  Anbaufläche  von  Wein  oder  Tabak, 
Apparatbesteuerung  bei  den  Fabrikationssteuern  u.  s.  w. 

Diese  sämtlichen  Steuergattungen  sind  Freiverkehrssteuern  von 
den  Objekten  als  Gegenständen  der  freien  Erzeugung  und  des  freien 
Verkehrs.  Ihnen  gegenüber  stehen  die  Aufwand-Monopol  steuern, 
Monopolsteuern  schlechtweg.  Die  Monopole  können  entweder  als 
Rohstoff-  oder  als  Halbfabrikat-  oder  als  Ganzfabrikat-  oder  als 
Handels  (Grofs-  oder  Kleinhandels)-  oder  als  Transportmonopole,  oder 
als  Kombinationen  mehrerer  dieser  Monopole  ausgestaltet  werden. 

Die  Erhebungsformen,  gleichsehr  der  Freiverkehrs-  wie  der  Monopol- 
steuern, kommen  gleichmäfsig  für  alle  Vorschufssteuern,  also  sowohl 
dem  Gebrauchs-  als  dem  Verbrauchskonsum  gegenüber  in  Betracht. 

Beiderlei  Konsum-Vorschufssteuern  können  auch  beim  Transport 
über  die  Grenze  als  Grenzüberschreitungssteuern,  d.  h.  als  Zölle  ge- 
regelt werden.  Dies  ist  auf  zweierlei  Weise  möglieh.  Entweder 
wird  durch  Verbot  der  Inlanderzeugung  des  Objektes  die  Verzollung 
ausschliefsliche  Besteuerungsform,  wie  für  den  Tabak  in  England, 
oder  es  findet  Verzollung  an  der  Grenze  neben  Besteuerung  des  im  In- 
lande  entstehenden  Objektes,  kombinierte  Zoll-  und  Inlandbesteuerung 
statt.  Das  Gegenteil  der  die  Verzollung  mittelst  Einfuhrverbotes  aus- 
schliefsenden  Inlandbesteuerung  ist  aus  der  Besteuerung  der  Gegen- 
wart fast  verschwunden;   selbst  Artikel  der  Monopolerzeugung  dürfen 
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gegen  besondere  „Licenzgebtihren"  sogar  von  den  Konsumenten  ein- 
gefttbrt  werden;  das  sog.  Prohibitivsystem  ist  bis  auf  ganz  geringe 
Eeste  fast  überall  gefallen. 

Die  Zölle  erfassen  sowohl  Gebrauchs-  als  Verbrauchsobjekte.  Wir 
behandeln  sie  daher  abgesondert,  nachdem  in  den  ersten  Teilen  dieses 
Hauptabschnittes  die  Verbrauchs-  und  in  den  weiteren  Teilen  die  6e- 
brauchs-Inlandsteuern,  letztere  samt  den  Personalgenufssteuern  abge- 
handelt sein  werden. 

Beiderlei  Konsumsteuern  können  auch  in  der  Form  der  Gestattungs- 
gebtihr,  d.  h.  als  Licenzcn  ausgestaltet  werden. 

Jede  Art  von  Aufwandsteuern  kann,  wo  es  steuertechnisch  und 
steuerökonomisch  von  Vorteil  ist,  auch  durch  Abfindungen  für  die 
Summe  der  in  einer  Periode  anfälligen  Objekte  erhoben  werden.  Die 
Regel  bildet  dieses  Verfahren  nicht. 

Die  Steuer  des  von  Konsumenten  selbst  erzeugten,  gehandelten 
oder  transportierten  Objektes  ist  selbstverständlich  als  Tragsteuer 
(Konsumentensteuer,  Hausbrauchssteuer)  auszugestalten. 

§  207.  Personalgenufssteuern.  —  Verwandt  mit  der  Konsumbe- 
steuerung einzelner  Sachgtiter  sind  die  Steuern  auf  gewissen  ge- 
selligen und  sonstigen  Personalaufwand.  Wir  nennen  sie  Personal- 
genufssteuern. Es  handelt  sich  dabei  nicht  um  den  Einzelkonsura 
von  Sachgütern,  sondern  um  Dienste,  Berührungen,  Belustigungen  des 
aufserwirtschaftlichen  persönlichen,  aber  mit  Aufwand  verbundenen 
geniefsenden  Auftretens.  Gedanklich  sollten  diese  Personalgenufs- 
steuern, welche  den  Konsum-Konsumentensteuern  sehr  nahe  kommen, 
eine  besondere  Hauptrubrik  bilden,  den  Steuern  auf  den  Konsum  der 
einzelnen  Sachgüterarten  gegenüber.  Man  konsumiert  nicht,  son- 
dern „geuicfst"  den  Dienst  der  Bedienten,  den  Gesang  der  Nachtigallen, 
die  Treue  des  Hundes,  den  Gesang  der  Opernsänger  u.  s.  w.  Doch 
sind  diese  Objekte  als  Steuerobjekte  so  unbedeutend,  dafs  man  sie  in 
der  Darstellung  mit  der  Konsumsteuer  verknüpfen  darf.  Aufwand 
wird  für  diese  Genüsse  gemacht. 

Beispiele  sind:  Steuern  auf  Dienstboten,  besonders  Bediente  (genauer: 
auf  das  im  Halten  von  Dienstboten  sich  zeigende  Gebrauchen  des  Einkommens), 
auf  Führung  von  Wappen,  auf  Benutzung  von  Haarpuder  (alle  di-ei  in  Eng- 
land), auf  Spielkarten  (genauer:  auf  den  im  Spiele  mit  Karten  liegenden  Genufs), 
auf  Beteiligung  au  sonstigen  Glücksspielen  (Stempel-  und  ähnliche  Besteuerung 
von  Lotterielosen,  Promessen  u.  s.  w.,  aber  auch  Gewinn erziclung  bei  Staats- 
lotterien gehört  hierher),  Steuern  für  Jagdkarten,  für  Klubs  und  ähnliche 
gesellschaftliche  Vereine  u.  dgl.  m.,  wie  jetzt  in  Frankreich. 

§  208.  Die  einzelnen  Art&n  der  inländischen  Freive7'Jcehrssteuern. 
—  1)  Die  Konsumentensteuern  (Aufwand- Tragsteuern)  sind  nur 
einer  geringen  Ausdehnung  fähig.  Das  Steuerobjekt  ist  im  Konsum 
bereits  zersplittert,  daher  nur  scliwer  zugänglich. 
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Man  kann  nur  Gebrauchs-,  nicht  aber  Verbrauchsgegenstände  beim  Kon- 
sumenten selbst  besteuern:  Wohnungen,  Villen,  Gärten,  Bediente,  Hunde,  Pferde, 
Karossen,  öffentliche  Lustbarkeitsorte.  Hier  handelt  es  sich  um  hörbare,  sichtbare 
und  zur  Schau  getragene,  dauerhafte,  öffentlich  cirkulierende  Vermögensgegenstände. 
Dieser  Gebrauch  stellt  sich  selbst  zur  Besteuerung.  Dagegen  lassen  sich  alle  jene 
.Gebrauchsgegenstände,  deren  Besitz  und  Gebrauch  nicht  zur  Schau  getragen  wird, 
jene  persönlichen  Genüsse,  welche  in  tausendfacher  Isolierung  und  in  täglicher,  ja 
stündlicher  Wiederholung  innerhalb  der  Häuser  und  Gesellschaftslokale  sich  ab- 
schliefsen,  der  direkten  Konsumbesteuerung  nicht  unterziehen.  Die  Konsu- 
mentenbesteuerung hat  zwar  den  grofsen  Vorzug,  die  Produktion  und  den 
Handel  nicht  zu  stören,  sie  ist  aber  für  alle  Verbrauchs-  und  alle  nicht 
öffentlich  hervortretenden  Gebrauchsobjekte  unpraktisch. 

2)  Die  Detailhandels-  oder  Versclileirst>esteiierung  (De- 
tailgebühr, Schankgebühr  u.  s.  w.)  —  ist  ein  Glied  der  allgemeinen 
Handels-  oder  Cirkulationsbesteuerung  der  Verbrauchsobjekte.  Sie 
ist  die  der  Konsumentenbesteiierimg  nächststehende  Erhebungsform  für 
die  Aufwandsteuern.  Der  Händler,  welcher  an  den  Konsumenten  ab- 
setzt, ist  Steuersubjekt  zur  Vermittelung  der  Belastung  des  Konsu- 
menten. Die  Ware  wird  unmittelbar  vor  dem  Übergänge  in  Konsumenten- 
liand  getroffen.  Die  Steuer  mufs  daher  nicht  lange  Zeit  vorausbezahlt 
werden,  und  sie  wird  regelmäfsig  abgewälzt  werden  können.  Man  wird 
die  Kontrollen  nicht  immer  weit  rückwärts  bis  zum  Produzenten  aus- 
dehnen müssen.  Alle  diese  Vorzüge  hat  die  Detailistensteuer.  Leider 
verschwinden  diese  Eigenschaften  vor  einem  weit  überwiegenden 
steuertechnischen  Nachteil.  Das  Steuerobjekt  ist  bereits  in  zahllose 
Detailhandelslager  zerstreut. 

Der  Verschleifser  ist  nur  in  einem  Falle  ein  geeignetes  Steuersubjekt,  dann 
nämlich,  wenn  er  vom  Staate  ausschliefslich  angestellt  und  mit  Ware  versorgt  wird, 
z.  B.  beim  Salz-  und  Tabakmonopol.  In  allen  anderen  Fällen  entschlüpft  er  zu 
leicht.  Die  einzelnen  Absatzakte,  die  Warenzugänge,  Vorräte  und  Vorratserneue- 
rungen können  auch  durch  Selbstbuchungszwang  des  Detailisten  nicht  genügend 
kontrolliert  werden. 

3)  Die  Besteuerung  des  Grofshändlers  —  ist  schon  viel 
praktischer.  Denn  im  Grofshandel  konzentriert  sich  das  Steuerobjekt. 
Die  Durchführung  der  Grofshandels-,  wie  überhaupt  aller  Cirkulations- 
besteuerung  des  Verbrauchs  Objektes  mufs  entweder  Simultanbe- 
steuerung der  eingeführten  Auslandwaren  und  der  Binnenprodukte, 
d.  h.  Zoll-  und  Binnenbesteuerung  zugleich  sein,  oder  ausschlief  sende 
Verzollung  bei  Verbot  oder  Mangel  der  Binnenproduktion,  oder 
ausschliefsende  B  in  n  e  nproduktversteuerung  mit  Verbot  der 
Einfuhren.     Alle  drei  Fälle  kamen  in  der  Praxis  vor. 

Ausschliefsende  Zoll  Versteuerung  (neben  Licenzen)  hat  England  für  Tabak 
und  Tabakfabrikate;  der  Tabakbau  im  Inland  ist  verboten.  Eine  ausschliefsende 
Zollbesteuerung  haben  wir  für  die  Kolonialwaren,  deren  Binnenlandserzeugung  durch 
das  Klima  verboten  ist. 

Ausschliefsende  Binnen besteuerung  setzt  entweder  voraus,  dafs  das 
Land    ein    natürliches   Produktionsmonopol    besitzt,    oder   dafs    die   Einfuhr  ohne 
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Schaden  verboten  werden  kann,  oder  dafs  der  Staat  als  Monopolist  die  Einfuhr 
ausschliefslich  in  die  Hand  nimmt.  Wir  finden  die  binnenländische  Absatzbesteuerung 
in  Verbindung  mit  ausschliefsender  Staatsmonopoleinfuhr  für  den  Tabak  in  Frank- 
reich, in  Oesterreich  und  in  Italien. 

Die  Grofshandelsbesteuerung  überhaupt  hat,  bei  aller  relativen  Brauchbarkeit 
gegenüber  der  .Verschleifsbesteuerung,  selbst  noch  immer  sehr  grofse  Mängel 
an  sich.  Es  sind  der  Import-  und  der  Binnenhandelshäuser  sehr  viele;  die  Handels- 
besteuerung ist  daher  sehr  umständlich.  Sie  wird  lästig,  da  die  Abgrenzung  gegen 
den  Kleinhandel  schwer  ist.  Man  mufs ,  um  den  Grofshandel  wirksam  zu  fassen, 
auch  allen  Besitzvorgängern  und  Besitznachfolgern,  den  Urproduzenten,  Aufkäufern, 
Fabrikanten,  Verschleifsern  und  selbst  noch  den  Konsumenten,  die  im  grofsen  an- 
schaffen, belästigendere  Kontrollen  auflegen,  als  sie  die  Fabrikantenbesteuerung  heischt. 

Zwar  kann  der  Sei  bstbuchungs-  und  Einlagerungszwang  verwendet 
werden.  Allein  nicht  alle  Waren  kommen  in  das  Privatlager  und  in  die  Privat- 
lagerbuchung, nicht  alle  lassen  sich  in  Lager  mit  Steuerverschlufs  beibringen.  Das 
Mittel  ist  daher  nicht  blofs  lästig  und  gehässig,  sondern  verhindert  ehrlichen  Ge- 
schäftsbetrieb gegenüber  solchen  Konkurrenten,  welche  den  gröfseren  Teil  ihres 
Umsatzes  der  kontrollierten  Einlagerung  entziehen.  Die  Steuerbehörde  ist  daher 
gezwungen,  die  Waren  nicht  blofs  im  Grofshandelslager  zum  Stehen  zu  bringen, 
sondern  ihr  auf  Weg  und  Steg  nachzugehen. 

Kein  Wunder,  dafs  die  Handelssteuern  nur  eine  mäfsige  Anwendung  fanden. 
Soweit  sie  bestehen,  erfaCst  man  die  Objekte  in  irgend  einer  Phase  freiwilliger  oder 
zwangsweiser  Konzentration  zu  gröfseren  Warenmengen. 

Eine  praktische  Grofshändlerbesteuerung  ist  jedoch  der  Einfuhrzoll.  Die 
Zollwaren  werden  durch  Zolllinie,  Zollgrenzgebiet  und  Zollstrafse,  ferner  durch  Be- 
gleitscheinverfahren bei  Binnenabfertigung  künstlich  in  Engpässe  zusammengetrieben, 
welche  nur  mit  Schmuggelgefahr  umgangen  werden  können.  Nur  hierdurch  werden 
die  Zölle  erträglich,  indem  die  Ware  nur  für  kurze  Zeit  „aufser  freien  Verkehr" 
gesetzt  zu  werden  braucht. 

Eine  andere  Form  der  Handelsbesteuerung  i.st  die  C  ir  kulation  sgebühr, 
ein  vierter  die  Thorsteuer. 

Das  binnenländische  Produkt  wird  durch  die  Cirkulationsgebühr  in  dem 
Moment  steuerpflichtig,  in  welchem  es  den  Produzenten  verläfst  und  über  die 
Gemeindegrenze  hinaus  abgesetzt  wird.  So  beim  Wein.  Auch  diese  Handels- 
steuer  ist  nur  dadurch  ausführbar,  dafs  sie  die  Masse  der  kleinen  unsichtbaren 
Cirkulationsvorgänge  innerhalb  des  Produktionsortes  und  der  unmittelbaren  Nachbar- 
schaft unbesteuert  läfst.  Der  Weg,  welcher  zurückgelegt  wird,  mufs  schon  etwas 
länger  sein,  damit  der  Zwang  zur  Steuerbezettelung  und  zur  Lösung  des  Cirkula- 
tionsscheines  wirksam  werde.  Die  Cirkulationsgebühr  war  entbehrlich,  so  lange  die 
frühere  Finanzepoche  das  Produkt  auf  dem  Felde,  an  der  Kelter  und  Mühle  ganz 
zu  treffen  verstand.     Da  kam  das  ganze  Produkt  zur  Besteuerung. 

In  einem  noch  späteren  Stadium  und  in  einer  noch  stärkeren  Zusammeu- 
drängung  trifft  man  das  Steuerobjekt  an  den  Thoren  der  gröfseren  städtischen 
Konsumtionsplätze.  Die  Stadt  wird  durch  einen  Steuerbann  (Linie)  geschlossen, 
welcher  nur  wenige  Steuerthore  offen  läfst.  An  diesen  erhebt  man  die  staatlichen 
und  städtischen  Verbrauchsabgaben  zusammen.  Der  freie  Verkehr  ist  nur  einen 
Augenblick  unterbrochen. 

Die  Handelsbesteuerung  des  Konsums  ist  in  jeder  Form  desto  bedenklicher, 
je  mehr  sie  solche  Objekte  ergreift,  welche  in  verschiedenartige  Konsumc 
übergehen.  Ein  Teil  dieser  Konsume  wird  einen  Schlufs  auf  besondere  Steuerkraft 
überhaupt  nicht  zulassen,  ein  anderer  Teil  wird  nicht  besonders  steuerkräftig  sein, 
wieder  ein  anderer   Teil  des   Objektes  mag  in  einer   Produktion   aufgehen,  deren 
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Erzeugnis  im  Auslände  konkurriert  oder  im  Inlande  nicht  von  steuerkräftigen  Kon- 
sumenten verbraucht  wird.  In  dieser  Beziehung  sind'  Artikel,  wie  Tabak  und 
Kolonialwaren,  vorzügliche  Verbrauchssteuerobjekte;  der  Konsum  fast  der  ganzen 
Menge  verrät  eine  gewisse  Elasticität  der  Steuerkraft.  Ganz  anders  ist  dies  bei 
Gerste,  welche  nicht  blofs  in  Bier  übergeht,  bei  Salz  und  bei  Kuben,  welche  als 
Viehnahrung  dienen,  bei  Branntwein,  welcher  zu  Essig  verarbeitet  wird,  bei  ver- 
schiedenen Rohmaterialien,  welche  eingeführt  werden.  Hier  ist  weder  der  ganze 
Warenvorrat  ein  steuerkräftiges  Objekt,  noch  ist  es  gewifs,  ob  die  Steuer  .endlich 
auf  den  Konsumenten  wird  übergewälzt  werden  können. 

4)  Die  Transports  teil  er  —  als  auf  den  Konsumenten  über- 
zuwälzende Aufwandsteuer  läfst  sich  in  keiner  Form  rechtfertigen. 
Man  müfste  alle  im  Transport  begriffenen  Waren  treffen,  also  jeden 
Fuhrmann  zum  Steuereinnehmer  machen  und  ihm  entweder  zumuten, 
die  steuerbaren  von  den  unsteuerbaren  Frachtstücken  zu  unterscheiden 
oder  von  jedem  Frachtgut  an  Waren  vorschufsweise  zu  entrichten;  dazu 
aber  wäre  der  Grofshändler  doch  immer  noch  unvergleichlich  geeigneter^ 
als  der  Frachtfuhrmann.  Der  Hauptgrund  gegen  die  Konsumsteuern 
als  Frachtgutsteuern  ist  aber  dieser,  dafs  die  Güter  als  Frachtstücke 
ihren  Steuerbarkeitsgrad  nicht  offenbaren,  und  dafs  die  Frachtklassi- 
fikation  der  Güter  nie  der  Ausdruck  der  rationellen  Klassifikation  der 
Steuerbarkeit  werden  kann. 

Darum  taugen,  wie  noch  zu  zeigen  ist,  die  Transportsteuern  nicht  blofs  als  Auf-, 
wand-,  sondern  auch  als  „Verkehrssteuern"  nichts, 

5)  Die  Fabrikantenbesteuerung  hat  mit  gutem  Grund  unter 
allen  Verbrauchsabgaben  von  Binnenprodukten  eine  stets  steigende  An- 
wendung gefunden,  seitdem  die  Erzeugung  der  Objekte  mehr  und  mehr 
in  grofsen  Fabriken,  Brauereien,  Brennereien,  Raffinerieen  u.  s.  w. 
sich  konzentriert  hat.  Mit  dem  verhältnismäfsig  geringsten  Mals  von 
Kontrollen  für  den  allgemeinen  Verkehr  erfafst  man  das  Objekt  im 
Stadium  örtlicher  Konzentration  innerhalb  weniger  Erzeugungsstätten. 
Man  packt  es  nicht  lange  vor  dem  Konsum,  also  in  abwälzbarer  Weise, 
und  ohne  langwierige  Vorausbezahlung  der  Steuern  unter  Steuerkredit. 
Man  weifs  vom  fertigen  Produkt,  ob  es  tiberwiegend  in  den  steuer- 
kräftigen Konsum  übergeht  oder  nicht.  Man  kann,  soweit  die  Fabri- 
kantensteuer Fabrikatsteuer  ist,  indem  sie  erst  vom  genufsfertigen 
Produkt  erhoben  wird,  für  den  zum  Export  gelangenden  Teil  des 
Fabrikates  ganz  und  genau  die  Steuer  rückvergüten;  gegen  vorherigen 
Steuerversehlufs  kann  man  die  .Exportware  aller  Steuerentrichtung 
entledigen. 

Die  Fabrikantensteuer  hat  wieder  verschiedene  Formen.  Bald  erscheint  sie 
als  Materialsteuer  nach  dem  verarbeiteten  Material,  bald  als  Fabrikations- 
steuer nach  Anhaltspunkten  des  Fabrikationsverfahrerns,  der  Leistungsfähigkeit 
der  Fabrikationsmittel,  unten  sog.  Apparatsteuer,  endlich  als  Fabrikatsteuer 
nach  Menge  und  Qualität  des  Vor-  oder  Endproduktes  der  Fabrikation  bemessen. 
Eine  Materialsteuer  ist  die  Rübensteuer  der  Zuckerfabriken,  die  Malzsteuer  der 
Brauereien   und   Brennereien,    die    ..Materialsteuer"   für  den  Alkohol  aus  zucker- 


262  Zweites  Buch.    IL  Hauptabschnitt.    Erste  Abteilung. 

haltigea  Stoffen.  Apparatsteuern  sind  die  Branntweinsteuer  und  die  Zuckersteuer, 
soweit  sie  nach  dem  Rauminhalt  der  Maischgefüfse,  nach  der  Leistungsfähigkeit  der 
Kntsüfsungsapparate  (Diffusionsbatterien)  und  der  Saftpressen  geregelt  sind.  Vor- 
fabrikatsteuer  ist  die  österreichische  Steuer  von  der  Menge  und  Gradhaltigkeit 
der  Bierwürze.  Fabrikatsteuern  sind  die  russische  und  nordamerikanische 
Tabaksteuer. 

Man  kann  mehrere  ßesteuerungsarten  aufeinander  häufen,  entweder 
um  den  Steuerertrag  im  ganzen  zu  sichern,  oder  um  den  Besteuerten  mehrere  Be- 
steuerungsweisen zu  freier  ^Y&hl  anzubieten.  Man  kann  für  den  Kleinbetrieb  eine 
andere  und  mildere  Steuer  handhaben,  als  für  die  Grofsproduktion  desselben  Artikels. 

Den  Anforderungen  an  eine  gute  Verbrauchssteuer  entspricht  die  Steuer  vom 
fertigen  Ganzfabrikat  am  besten.  Dieselbe  kann  bis  zum  Übergange  in  den 
Konsum  gestundet,  fast  sicher  abgewälzt,  voll  und  genau  beim  Export  rückvergütet, 
durch  Lager-  nnd  Fabrikationskontrollen  sowie  durch  Steuerstempel  am  Fabrikat 
und  Fabrikatverschlufs  ohne  allzuweit  ausgreifende  Schutzmafsregeln gesichert  werden. 
Leider  ist  sie  nicht  immer  anwendbar,  ohne  viel  Personal  und  lästige  Kontrollen 
zu  benötigen. 

Die  Materials  te  uer,  wenn  sie  nur  erst  unmittelbar  vor  dem  Übergange  des 
Materials  in  die  Verarbeitung  auferlegt  und  schonend  gestundet  wird,  kann  daher 
oft  vorzuziehen  sein.  Dies  wenigstens  dann,  wenn  au  Stelle  umständlicher  physi- 
kalischer und  chemischer  Ermittelungen  einfache  Vermessung  oder  Verwiegung 
treten  kann.  Letzteres  wird  bei  Vorwiegen  der  Mittel-  und  Kleinbetriebe  von 
entscheidender  Bedeutung;  für  die  Masse  der  kleineren  landwirtschaftlichen  Brenne- 
reien z.  B.  wird  sich  oft  die  Materialsteuer,  ja  selbst  die  Abfindung  oder  eine 
fixe  Recognitionsgebühr  empfehlen. 

Die  mitten  inne  stehende  Besteuerung  nach  den  Fabrikationsmitteln,  die 
Apparatbesteuerung,  bemifst  die  Abgabe  entweder  nach  dem  Räume  der  Material- 
gefäfse,  wie  die  Maischraumsteuer  von  mehlhaltigen  Brennereistoflen,  oder  nach  dem 
Raumgehalte  und  der  Füllungszahl  der  FabrikationsgefäCse  (Besteuerung  nach  der 
Gröfse  der  Braukessel,  der  Brennblase,  des  Rübenprefsraumes,  der  EntsüCsungs- 
apparate).  Diese  Fabrikationsbesteuerung  hat  eine  Neigung,  formell  entweder 
als  Material-  oder  als  Fabrikatsteuer  reguliert  zu  werden;  denn  die  , Leistungs- 
fähigkeit" der  Apparate  und  die  Geschwindigkeit  ihrer  Benützung  ergeben  die  An- 
haltspunkte für  die  durchschnittliche  Berechnung  entweder  des  der  Fabrikations- 
leistung entsprechenden  Materials  oder  des  daraus  hervorgehenden  Fabrikates. 

Es  ist  der  grofse  Nachteil  der  Apparatsteuern,  namentlich  der  pauschalierten 
Material-  oder  Produktsteuern,  dafs  sie,  statt  die  wirkliche  Verarbeitungs-  oder 
Fabrikatmenge  zumessen  und  zu  erheben,  die  mutmafs  liehe  —  für  jede  Fabrik 
ungleiche  —  Leistung  berechnen  und  nach  einer  mittleren  Leistungsfähigkeit  ein- 
steuern. Der  Fehler  ist  derselbe,  wie  bei  der  direkten  Besteuerung 
nach  dem  mittleren  Reinertrage  i§  Gü).  Es  wird  zwar  ein  Reiz  geübt,  mehr 
Fabrikat  auszubringen,  als  die  vom  Gesetz  bemessene  Leistungsfähigkeit  voraus- 
gesetzt hat,  aber  dieser  technische  Fortschritt  entspricht  nicht  blofs  nicht  dem 
Steuerzwecke,  er  bewirkt  nicht  einmal  immer  einen  wirtschaftlichen  Fortschritt  (in- 
dem z.  B.  das  Material  nicht  vollständig  genug  ausgenützt  wird).  Stets  ist  Gefahr 
vorhanden,  dafs  die  kleineuBetriebe  durch  die  gröfserenzuTode  kon- 
kurrenziert werden ,  da  letztere  das  gesetzliche  ..Rendement "  übertreflen, 
indem  sie  rascher  und  intensiver  arbeiten,  auch  rascher  Neuerungen  einführen  können. 
Somit  wird,  wenn  die  Fabrikatbesteuerung  zu  schwierig  wird,  kostspielig  und  be- 
lästigend ist,  die  Materialbesteuerung  der  Fabrikationsbesteuerung  für  die  Regel 
Vorzuziehen  sein. 
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Die  Apparatbesteueruüg  kana  sogar  zu  einer  schädlichen  Eichtung  des  Konsums 
führen.  Die  Raumsteuer  auf  Bier  z.  B.  drängt  zur  Erzeugung  zu  starker  Biere, 
wenn  dieselbe  Füllung  starken  und  schwachen  Gebräues  gleich  viel  zu  bezahlen  hat. 

6)  Die  Urproduzentenb  esteuerung-  —  ist  im  Grunde  die 
schlechteste  Art  der  Konsumvorschufsbesteuerung.  Sie  fordert  einen 
lang-dauernden  Vorschufs  der  Abgabe  und  kann  auf  dem  weiten  Wege 
bis  zum  Konsumenten  durch  Zeit  und  Umstände  die  Abwälzbarkeit 
leicht  verlieren.  Sie  trifft  einen  meist  sehr  zerstreuten  Produktions- 
prozefs,  welcher  schwer  zu  überwachen  ist,  so  dafs  die  Steuergewalt 
bestrebt  ist,  die  kleinsten  und  zerstreuten  Produzenten  direkt  zu 
enteignen  oder  mittelbar  zu  unterdrücken.  Alle  Produzenten  müssen 
durch  Kontrollen  geplagt  werden,  sobald  auf  einen  irgend  erheblichen 
Ertrag-  der  Produzentensteuer  gesehen  wird. 

Dazu  kommt,  daXs  die  Eohstoffproduzentenbesteuerung  nur  dann 
zulässig  ist,  wenn  wirklich  weitaus  die  Masse  des  Produktes  in  den 
steuerkräftigen  Konsum  tibergeht;  so  beim  Tabak,  nicht  aber  bei  der 
Zuckerrübe,  die  deshalb  frühestens  erst  im  Vorhof  der  Zuckerfabrik  be- 
lastet werden  darf  und  dann  Materialsteuer  des  Fabrikanten  wird. 

Eine  genaue,  aber  volle  Rückvergütung  der  Steuer  im  Falle  der 
Halbfabrikat-  und  Fabrikatausfuhr  ist  bei  der  Rohstoffproduzentensteuer 
noch  weniger  möglich,  als  im  Falle  der  Fabrikatsbesteuerung.  Das  Ende 
der  Fabrikation  erfolgt  noch  viel  weiter  hinter  dem  Steuerzeitpunkt, 
und  man  kann  nur  Durchschnittssätze  über  Menge  und  Wert  des  aus 
dem  Material  hervorgehenden  steuerkräftigen  Teils  der  Fabrikate  er- 
mitteln. Diese  Sätze  weichen  von  der  Wirklichkeit  meist  stark  ab, 
teils  nach  unten,  in  welchem  Falle  sie  auf  Kosten  des  Steuerzweckes 
Exportprämien  ergeben,  teils  nach  oben,  in  welchem  Falle  sie  den 
Konkurrenzkampf  mit  steuerfreier  fremder  Produktion  erschweren. 

Die  Eohstoffproduktionssteuer  ist  selbst  wieder  in  verschiedener  Weise  aus- 
führbar. Entweder  ist  sie  Arealsteuer  (Morgensteuer),  was  bei  Zufriedenheit  mit 
mäfsigem  Ertrag  noch  das  Beste  ist.  Oder  wird  sie  zur  (xewichtssteuer  vom  wirk- 
lichen frischen  Feldertrag  gestaltet,  was  schon  strenge  Kontrollen  bedingt  (bei  der 
Eohtabakssteuer  z.  B.  wird  die  Blätterzählung,  die  Vorschrift  gleichmäfsigen  Ab- 
standes  der  Pflanzen,  die  Vergleichung  der  Ertragsmasse  mit  vorausgegangener 
Schätzung  der  Erntehoffnung  notwendig).  Besser  ist  daher  eine  dritte  Form,  die 
Gewichtssteuer  vom  aufbewahrten  getrockneten  bezw.  vergorenen  Material- 
ertrag, wie  die  Gewichtssteuer  vom  Tabak  im  „getrockneten  fabrikationsreifen 
Zustand."  Erstere  Arten  der  Besteuerung  nehmen  keine  Rücksicht  auf  den  wirk- 
lichen Ei'üteertrag  bezw.  auf  den  ungleichen  Abgang  am  frischen  Material  in  der 
Zeit  von  der  Ernte  bis  zur  Verarbeitung.  Alle  drei  Arten  der  Materialproduktions- 
steuer müssen  von  der  angemessenen  Besteuerung  der  höheren  Qualität  absehen. 
Immerhin  ist  auch  in  letzterer  Hinsicht  die  dritte  Form  relativ  die  beste;  die  Steuer 
wird  doch  vom  wirklichen  absetzbaren  Ertrag  und  nur  unmittelbar  vor  oder  sogar 
erst  nach  dem  Absatz  an  den  Produktenhandel  bezahlt,  geht  halb  in  eine  Handels- 
steuer über.     Sie  läfst  die  Wahl  aller  anderen  noch  ergiebigeren  Besteuerungsweisen 
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frei  und  kann  daher  in  der  Tabaksteuerreform  eine  Etappe  auf  dem  grofsen  Wege 
von  der  Arealsteuer  zur  Handels-,  Fabrikat-  oder  Monopolbesteuerung  bilden.  Un- 
voUkomnien  genug  l)leibt  sie  dennoch,  wenigstens  vom  rein  stcuerpolitischcn  oder 
Ifindwirtschaftlichen  Standpunkt  aus  angesehen. 

§  209.  Die  Besteuerung  in  der  Form  des 'kombinierten  FabrUiations- 
nnd  Klcinhandelsmonopols.  —  Der  kleine  Verschleifser  zahlt  die  Steuer 
und  nimmt  sie  auf  den  Konsumenten  nach.  Insofern  ist  die  Monopol- 
steucr  formell  eine  Detailbesteuerung.  Allein  die  Verschleifser  sind 
konzessioniert,  ein  Glied  der  ganzen  Monopolverwaltung,  die  in  der 
Hauptsache  Fabrikation  ist.  Mau  kann  daher  sachlich  richtig  die 
Salz-  und  Tabakmonopolsteuer  eine  Fabrikatsteuer  nennen,  bei  welcher 
der  Staat  um  des  Ertrages  willen  den  alleinigen  Fabrikationsbetrieb 
übernommen,  die  Materialproduktion  und  (oder)  auch  den  Detailabsatz 
vollständig  von  sich  abhängig  gemacht  hat.  Formell  ist  hienach  die 
Monopolverwaltung  der  Staatshauptkasse  gegenüber  in  derselben  Stellung 
zu  denken,  wie  sonst  der  Fabrikant. 

Das  Monopol  hat  finanziell  alle  Vorteile  einer  guten  Fabrikat- 
steuer in  erhöhtem  Mafse  und  gestattet,  den  höchsten  Ertrag  nach  der 
Abstufung  der  Steuerfähigkeit  der  Qualitäten  zu  erzielen.  Es  vernichtet 
aber,  zu  spät  eingeführt,  volkswirtschaftlich  die  freie  Privatwirt- 
scliaft  für  das  betreffende  Objekt  auf  seinem  Gebiete  und  schliefst  den 
privaten  Grofshandel  und  Fabrikationsbetrieb  ganz  aus.  Es  verkümmert 
auch  den  Kleinhandel  und  raufs  dem  Materialproduzenten,  Avenn  es  diesen 
noch  fortbestehen  läfst,  gegen  sicheren  Absatz  lästige  Kontrollen  auf- 
legen. Das  Steuermonopol  ist  daher  gewifs  gegen  den  Geist  der  „be- 
stehenden Gesellschaftsordnung",  eine  Auflehnung  der  Steuergewalt 
gegen  die  kapitalistische  Grundorganisation  der  Volkswirtschaft.  Es  kann 
aber  so  starke  Gründe  für  sich  haben,  um  dennoch  gerechtfertigt  zu  sein. 
Es  mufs  freilich,  wo  es  schon  entwickelte  Privatindustrie  zu  ersetzen 
hat,  mit  Schonung  und  gegen  Entschädigung  wohlerworbener  Interessen 
(nicht  blofs  Rechte)  eingeführt  werden. 

§  210.  Die  gewerhlichen  Licenzen.  —  Die  Einkleidung  der  Auf- 
wandsbesteueruug  in  diese  Form  empfiehlt  sich  im  allgemeinen  nicht, 
da  die  kleinen  und  schwierigen  Betriebe  für  die  Kegel  unverhältnis- 
mäfsig  betroffen  werden. 

Tevbraucbssteuerii  in  Liceiizform  —  sind  wenigstens  teilweise  die  Licenzen 
der  englischen  und  der  französischen  Steuergesetzgebung.  Es  ist  jedoch  schwer  zu 
sagen,  einmal  wie  viel  davon  als  Specialgewerbesteuer  anzusehen,  zweitens  wie  viel 
davon  Aufwandsteuer  und  wie  viel  Kontroll-  und  Konzentrationslicenz  (§  14)  ist. 
Frankreich  hat  nach  1870  den  Ertrag  der  Licenzen  durch  Verdoppelung  der 
Prinzipalsätze  und  '25  Proz.  Zuschlag  von  5,5  auf  1 3  M.  Frs.  gebracht.  Es  ist  haupt- 
Bächlich  das  Geschäft,  namentlich  Kleinhandelsgeschäft  in  Getränken,  was  den 
Licenzabgaben  daselbst  unterliegt.  1S86  kamen  auf  461 798  licenzierte  Geschäfte 
408  021  Getränkedebitanten  und  27  629  Getränkegrofshändler. 
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2.  Kapitel.    Die  Objekte  der  Aufwandbesteuerung. 

§  211.  Objekte  der  Aufivandbesieuerimg.  — Bezüglich  der  Steuer- 
Zuständigkeit ,  der  subjektiven  Steuerpfliclit  und  der  Steuerlast  ist  den 
diesfälligen  allgemeinen  Bemerkungen  der  §§  184  bis  204  Besonderes 
nicht  hinzuzufügen.  Dagegen  ist  über  die  Objekte  der  Aufwandbesteuerung 
Weiteres  auszuführen. 

Die  Privatgüter  scheiden  wir  („Bau  und  Leben"  I,  32)  in  folgende 
Klassen:  1.  Hülfsmittel  der  Zeitbestimmung ;  2.  Güter  der  Niederlassung 
und  der  Ortsveränderung  (Gebäude,  Mobiliar,  Strafsen,  Wege,  Brücken, 
Zugtiere,  Wagen,  Motoren) ;  3.  Güter  und  Anstalten  des  Schutzes  und 
und  der  Sicherheit,  der  Bekleidung  und  Erwärmung;  4.  Gegenstände 
für  Personal- und  Sachunterhalt;  5.  Gegenstände  des  ästhetischen  Genusses, 
derErziehung  und  des  Unterrichtes,  der  geselligen  Unterhaltung  und  der 
persönlichen  Schaustellung,  der  religiösen  Erbauung,  des  Staatslebens. 

Unter  den  privaten  Gebrauchsgegenständen  sind  die  gemeinen 
Mittel  der  Erbauung,  der  Lektüre,  der  Erziehung  und  des  Unterrichts 
unbedingt  steuerfrei  zu  lassen;  die  Voraussetzung  der  Gebrauchsbe- 
steuerung treffen  für  sie  nicht  allgemein  genug  zu.  Die  entbehrlicheren 
Qualitäten  der  übrigen  Bedarfsarten:  die  bessere  Wohnung,  die  geselligen 
Lokale,  der  Kleiderluxus,  das  feinere  Mobiliar,  Essen  und  Trinken, 
Schmuckgegenstände  und  Pretiosen  müssen  dagegen  in  Betracht  kommen. 

Konsumsteuern  auf  luxuriöse  Mittel  und  Genüsse  der  Gesellig- 
keit, Bildung  und  Unterhaltung  blieben  als  Tragsteuern  am  besten  aus 
dem  Spiele. 

Dieses  Gebiet  wenigstens  sollte  der  Unlust  des  Steuerzahlers  entrückt  sein. 
Erhebt  man  dennoch  derartige  Steuern,  so  lasse  man  sie,  wie  die  versteckten  Ab- 
gaben vom  Leichenprunk,  örtlichen  Wohlthätigkeitskassen  zukommen. 

Gewöhnliche  Haushaltungs  gegenstände  werden  als  un- 
steuerbar oder  wenig  steuerbar  von  der  Konsumbesteuerung  frei  zu 
lassen  sein. 

Dagegen  wird  der  bewegliche  und  unbewegliche  Zimmerluxus  sehr  wohl  für 
die  Gebrauchsbesteuerung  in  Frage  kommen. 

An  sich  höchst  steuerbar  sind  die  Gebrauchsbesitze  von  konzen- 
triertestem  Wert:  Pretiosen,  Gold-  und  Silberwaaren,  Edel- 
steine, Perlen,  wertvolle  Gemälde  und  Bildsachen.  Allein 
nicht  blofs  die  Zerstreuung  und  körperliche  Kleinheit  der  Objekte, 
sondern  auch  die  Wertkonzentration  derselben,  Höhe,  Beweglichkeit  und 
Verhüllbark eit  ihres  Wertes,  erschweren  den  Erfolg  der  Gebrauchs- 
besteuerung. 

Dennoch  muCs  getrachtet  werden,  sie  anzufassen,  zumal  sie  nicht  blofs  Luxus- 
genufsfähigkeit,  sondern  stattgehabte  Wertausammlung,  sowie  der  Verbrauchsbe- 
steuerung entgangene  Einkünfte  verraten. 
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3.  Kapitel.    Organe  und  Yerfaliren. 

§  212.  Organisation  und  Verfahren.  —  Die  Organe  der  Ver- 
brau chseinsteuerung  sind  überwiegeudStaatsbehördea,  welche  in  bureau- 
kratischer,  nicht  in  kollegialer  Form  tliätig  sind. 

Gezwungen  leisten  die  Steuerzahler  dem  Staate  ßeihülfe  gegen  sich  selbst, 
indem  sie  die  Kontrollbeschränkungen  des  Betriebes  unter  Gefahr  starker  Ordnungs- 
strafen beobachten  und  der  Formenstrerge  des  Buchungs-,  Bezettelungs-,  Instra- 
dierungs-  und  Grenzbezirkszwanges  Folge  leisten,  indem  sie  ihre  Apparate  für  die 
Zeit  des  Nichtgebrauches  sperren  und  zur  „Ansage"  der  Zeit  des  steuerpflichtigen 
Verfahrens  sich  bequemen,  indem  sie  die  Stempelzeichen  kaufen,  aufkleben  und 
kassiereu.  In  je  wenigeren  Geschäften  der  steuerpflichtige  Artikel  produziert  und 
gehandhabt  wird,  desto  rücksichtsloser  kann  der  Staat  die  wenigen  den  Anforde- 
rungen der  Steuersicherheit  unterwerfen;  die  wenigen  kommen  nicht  mit  erfolg- 
reichem Widerstände  auf.  Die  Defraudation  kann,  da  der  Defraudant  Kapitalist  ist, 
empfindlich  gestraft  und  auch  durch  Denunziationsprämien  getrofi'en  werden  ;  die 
Mechanik  kommt  durch  Zählwerke,  Kontrolluhren,  Kontrollsammelapparate  den  Be- 
hörden zu  Hülfe.  Kurz,  alle  Umstände  sind  einer  streng  und  ausschliefslich  bureau- 
kratischen.  rücksichtslos  zugreifenden  Organisation  dieser  indirekten  Besteuerung 
günstig.  Und  da  Tag  für  Tag  zahlreiche  kleine  Objekte  aufgesucht  und  erfafst 
werden  müssen,  so  kann  diese  streitfertige,  stramme  Organisation  auch  gar  nicht 
entbehrt  werden. 

Die  Steuerbehörden  bilden  entweder  einen  gleichmäfsig  über  das 
Land  ausgebreiteten  Ämterorganismus  mit  kreis-  und  länderweisen 
Aufsichtsstellen,  mit  Inspektionsorganen  und  mit  Kontrolldirektionen; 
dies  trifft  für  Deutschland  und  Oesterreich  naturgemäfszu.  Oder  es  erfolgt 
die  Steuerverwaltung  ohne  weite  Verzweigung  der  lokalen  Amter  in 
einem  straff  centralisierte  u  Verfahren  mit  fliegenden  Kon- 
trollen (vergl.  „Steuerpolitik,"  S.  382). 

4.  Kapitel.    Die  moderne  Entwickelung  der  Aufwandbesteuerung. 

§  213.  Übersicht.  —  Die  Ent Wickelung  geht  einerseits  auf  Ver- 
einfachung, indem  eine  Masse  unsteuerbarer  oder  steuerökonomisch  nicht 
lohnender  Objekte  freigegeben  worden  sind.  Anderseits  sind  die  steuer- 
baren Gegenstände  von  massigem  Verbrauch,  darunter  namentlich  Brannt- 
wein jeder  Art  und  —  mit  Ausnahme  von  Deutschland  —  Tabak  und 
Tabakfabrikate,  zu  desto  gröfsercr  Steuerergiebigkeit  gebracht  worden. 

Leidig  ist  der  Mangel  der  Belastung  der  steuerbarsten  Objekts- 
gattung, die  Nichtbelastung  der  beweglichen  Gebrauchsgüter. 

In  Zeiten  der  Finanzbedrängnis  kehren  auch  die  „kleinen"  Auf- 
wandsteucrn  wieder,  wie  seit  1870  in  Frankreich,  wo  Dynamit,  Kerzen, 
Papier,  Zündhölzer  u.  s.  w.  Steuerobjekte  wurden. 

Der  Ertrag  ist  gewaltig.  Frankreich  zieht  aus  der  Konsum- 
besteuerung jährlich  gegen  1400  ]\Iill.  Frs.,  mehr  als  direkte  Steuern 
und  Bereicherungssteuern  zusammen;  der  Tabak  allein  liefert  ca.  400, 
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der  Branntwein  (ohne  Zölle)  240  Miil.  Frs.  und  nicht  unergiebig  ist 
auch  die  einzige  indirekte  Gebrauchssteuer,  die  Transportbelastung  mit 
80  Mill.  Frs,  Die  Zölle  sind  in  Frankreich  seit  1S71  von  ca.  150  auf 
350  bis  400  Mill.  Frs.  gesteigert  worden,  gewaltig  auch  in  Deutschland 
durch  Einführung  der  Lebensmittelzölle  seit  1879. 

Überblick  über  die  Aufwaudbesteuerang:   der  verschiedenen  Länder.  — 

Einen  solchen  giebt  A.  Wagner  (III.  625).  Gro  Csbritannien  bezieht  den  gröCseren 
Teil  seiner  Steuereinnahmen  aus  Verbrauchssteuern,  fast  ausschliefslich  aus  Spiri- 
tuosen, Wein,  Bier,  Tabak,  Thee.  —  Belgien  hat  auCser  den  Einfuhrzöllen  innere 
Verbrauchssteuern  auf  Branntwein,  Bier,  Essig,  Zucker,  Tabak,  auch  noch  besonders 
auf  fremden  Wein.  Die  ehemaligen  Kommunale  ctrois  sind  aufgehoben  worden 
und  dafür  den  Gemeinden  ein  bestimmter  Anteil  an  den  inneren  Verbrauchssteuern, 
am  Zoll  (aufserdem  an  den  Posteinnahmen)  eingeräumt  worden.  —  In  den  Nieder- 
landen ist  die  innere  Verbrauchsbesteuerung  des  Staates  (Accise)  eine  Hauptein- 
nahmequelle, besonders  die  Branntweinsteuer,  daneben  sind  aber  noch  verschiedene 
weitere,  auch  notwendigere  (Salz,  Fleisch,  Seife)  und  einige  andere  Artikel  (Zucker, 
Wein,  Bier,  Essig)  der  Staatsaccise  unterworfen.  —  Die  Schweiz  hat  aufser  den 
Zolleinnahmen  das  Alkoholbundesmonopol.  —  Italien  hat  aufser  dem  ergiebigen 
Zoll  zwei  einträgliche  Monopole  (Tabak,  Salz),  ferner  noch  ein  System  allgemeiner 
innei'er  Verzehrungssteuern  in  der  Form  des  Kommunaloktroi  auch  für  den  Staat, 
wodurch  namentlich  der  Wein  (auch  Fleisch  u.a.m.)  belastet  wird;  weiter  eine 
Reihe  von  besonderen  inneren  Fabrikatiens-  und  Verbrauchssteuern  (Spirituosen, 
Bier,  Zucker,  kohlensaures  Wasser,  Pulver).  Eine  in  der  Finanznot  während  der 
Ausbildung  zum  Einheitsstaat  eingeführte  schwere  Mahlsteuer  konnte  bereits  wieder 
aufgehoben  werden.  —  In  Oesterreich-Un  garn  ist,  wie  in  einem  Bundesstaate, 
der  Zoll  ertrag  Einnahme  des  Gesamtstaates,  mit  unmittelbarer  Verwendung  zur 
Deckung  des  gemeinsamen  Haushaltetats.  Gleiches  gilt  von  dem  durch  das  Kriegs- 
ministerium verwalteten  Pulverregal.  Die  andern  indirekten  Verbrauchssteuern, 
einschliefslich  der  Monopole,  sind  seit  ISüS  wieder  besondere  Einkünfte  der  beiden 
Reichshälften.  In  West- Oesterreich  gehören  dahin  die  beiden  Monopole  von 
Tabak  und  Salz,  dahin  die  sogenannte  staatliche  Verzehrungssteuer,  welche  als 
selbständige  Steuer  im  Anschlufs  an  den  Produktionsbetrieb  die  Bier-,  Branntwein-, 
Zuckersteuer,  zum  Teil  auch  die  Fleischsteuer  umfafst,  aufserdem  aber  in  der  Form 
der  Thorsteuerkontrolle  in  einigen  gröfseren  sogenannten  „geschlossenen'',  d.  h.  mit 
Verzehrungssteuerlinien  umgebenen  Städten  Wein,  Vieh,  Fleisch,  Brot  fr  üchte, 
Mehl,  Reis,  Gemüse  und  andere  landwirtschaftliche  Produkte,  Brenn-  und  Be- 
leuchtungsstoffe und  einiges  Andere  uud  auch  auf  dem  platten  Lande  und  in  „offenen" 
Städten  mittelst  besonderen  Verfahrens  Bier,  Wein,  Most,  Spirituosen,  Schlacht-  und 
Stechvieh  trifft.  Die  Biersteuer  in  Form  der  Bierwürzsteuer,  die  Zucker-  und  Brannt- 
weinsteuer in  Formen,  welche  mehrfach  verändert  worden  sind,  jetzt  bei  der  Brannt- 
weinsteuer vornehmlich  Fabrikatbesteuerung,  bei  der  Zuckerbesteuerung  ebenfalls 
„Verbrauchsabgabe'',  nach  Normen,  welche  den  neuesten  deutschen  ähnlich  sind; 
bei  beiden  letztgenannten  Steuern  ist  auch  nähere  Beziehung  der  österreichischen 
und  ungarischen  Gesetzgebung  und  Steuereinrichtung  zu  einander  wieder  eingetreten. 
Aufserdem  hat  auch  Oesterreich  sein  (Zahlen-)  Lotto  noch.  In  gewissen  Gemeinden 
sind  die  Verzehrungssteuern,  so  die  in  den  gröfseren  „geschlossenen"  Orten 
erhobenen,  auch  Gemeindesteuern.  —  In  Ungarn  im  ganzen  eine  ähnliche  Gestal- 
tung der  Besteuerung. —  In  Rufsland  liegt  der  Schwerpunkt  der  gesamten  Staats- 
besteuerung durchaus  in  den  direkten  Steuern,  Zöllen  und  inneren  Verbrauchssteuern 
und   bei   letzteren   vor  allem  in  der   ungemein  einträglichen  Getränke-,  namentlich 
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der  schweren  Branntweinsteuer  (Fabrikatsteuer),  welche  trotz  gemutmafster, 
immer  noch  nicht  genügend  bewältigter  Unterschleife  als  der  wahre  Träger  des 
russischen  Staatshaushalts  erscheint.  Aufserdcm  eine  auch  durch  die  eigen- 
tümliche Besteuerungsmethode  bemerkenswerthe  Tabaksteuer,  Rübenzucker-, 
Mineralöl-,  Zündhölzchensteucr.  An  Monopolisierung  des  Tabaks  ist  gedacht  worden, 
aber  sie  ist  bisher  nicht  zu  stände  gekommen.  —  Auch  in  den  übrigen  euro- 
päischen aufserdeutschen  Staaten  sind  die  Zölle,  die  Getränkesteuern,  besonders 
von  Branntwein,  die  Zuckersteuer,  die  Tabaksteuer,  auch  als  Monopol  (Spanien, 
Rumänien)  überall  der  Hauptteil  der  Staatseinkünfte.  —  Selbst  aufs  erhalb 
Europas,  in  den  Kolonien  und  Kolonialstaaten  der  Europäer  und  in  selb- 
ständigen Staats  gebilden  (Asieni  findet  sich  im  ganzen  doch  eine  ähnliche 
Gestaltung.  Der  Schwerpunkt  liegt  hier,  besonders  in  Kolonien  und  Kolonialstaaten, 
in  den  Einfuhrzöllen,  unter  denen  diejenigen  auf  Fabrikate  und  Halbfabri- 
kate, in  schutzzöllnerischer  Tendenz,  wie  in  den  Verein!  g  ton  Staaten  von  Nord- 
amerika, aber  auch  unabhängig  davon,  als  wirkliche  reine  Finanzzölle,  hier  besonders 
wichtig  zu  sein  pflegen,  mehr  als  in  Europa  bei  dessen  entwickelter  Industrie.  Da- 
neben sind  auch  mehrfach  die  A  u  sfuhrzölle  auf  Stapelprodukte  in  diesen  Ländern 
(Brasilien  u.  a.  m.),  China,  Gebiet  der  Kongoakte,  noch  verhältnismäfsig  wichtig.  — 
Die  Vereinigten  Staaten  haben  aus  der  Periode  des  Bürgerkrieges,  wo  alle 
Arten  Steuern  rasch  ungemein  stark  entwickelt  wurden,  noch  einige  erhebliche  innere 
indirekte  Verbrauchssteuern,  besonders  auf  Tabak  (in  bemerkenswert  ausgebildeter 
Fabrikatsteuerform,  mit  ganz  aufserordentlichen  Kontrollen  und  Strafbestimmungen), 
Spirituosen,  Bier  (in  ebenfalls  eigentümlicher  Weise  besteuert)  beibehalten.  In 
den  einzelnen  Staaten  kommen  u.  A.  Schank-  und  ähnliche  Licenzabgaben 
vielfach  vor.  —  In  asiatischen  Ländern  (Britisch- und  Holländisch-Indien,  China) 
sind  an  inneren  Verbrauchssteuern  Salz-  und  Opium  steuern  (Salzmonopol  in  Indien) 
hervorzuheben.  Japan  europäisiert  sich  auch  auf  dem  Finanz-  und  Steuergebiete 
immer  mehr,  auch  in  Betreff  der  inneren  Getränkesteuern. 

In  Deutschland  ist  die  Entwicklung  der  Zölle  und  inneren  Verbrauchssteuern 
unter  der  politischen  Zersplitterung  lange  gehemmt  gewesen  und  vornehmlich  mit 
aus  dieser,  wie  freilich  auch  aus  der  günstigeren  gesamten  Finanzlage,  bei  fehlenden 
oder  geringen  unproduktiven  Staatsschulden,  starkem  älteren  und  neueren  (Eisen- 
bahnen!) rentablen  Staatsvermögen,  erklärt  sich  die  verhältnismäfsig  immer  noch  im 
Vergleich  mit  den  meisten  übrigen  europäischen  Ländern  geringere,  namentlich  auch 
in  den  Erträgen  noch  zurückgebliebene  Ausbildung  dieser  Steuern  bei  uns.  Aber 
immerhin  sind  seit  der  Bildung  des  Zollvereins,  dann  des  Norddeutschen 
Bundes  und  des  Deutschen  Reichs  aufserordentliche  Fortschritte  zu  ver- 
zeichnen. 

Mit  der  Errichtung  des  Zollvereins  wurde  das  deutsche  Zollwesen  nach 
der  Seite  der  Finanz-  wie  der  Schutzzölle  unifiziert,  die  Rübenzuckersteuer  trat 
dann  bald  hinzu.  Die  betreffenden  Einkünfte,  welche  früher  wesentlich  nach  der 
Kopfzahl  auf  die  Einzclstaaten  verteilt  wurden,  gingen  seit  1866  und  1871  auf  den 
Bund  bez.  das  Reich  über.  Zu  ihnen  traten  die  früher  nur  im  Einzelstaate  (Preufsen) 
bestandene  innere  Tabaksteuer  und  die  Salzsteuer  als  Reichssteuern,  letztere  aus 
den  einzelstaatlichen  Monopolen  verschiedener  Art  in  eine  einheitliche,  an  den 
Produktionsbetrieb  sich  anschliefsende  Verbrauchssteuer  umgebildet.  Die  Brannt- 
weinsteuer ist  neuestens  ebenfalls  unifiziert  worden.  Die  Biersteuer  wurde  dagegen 
nur  in  Norddeutschland  völlig  unifiziert,  die  drei  süddeutschen  Staaten,  Bayern, 
■Württemberg,  Baden,  und  in  der  Biersteuer  auch  Elsafs-Lothringen,  behielten  ihre 
Landesstcuern.  Durch  Ausbildung  des  Zolltarifs  (1879),  Erhöhung  einiger  Zollsätze 
(besonders  Tabak),  Entwicklung  neuer  agrarischer  Schutzzölle,  besonders  von  Ge- 
treide und  Vieh,  ist  der  Zollertrag  in  neuester  Zeit  erheblich  gesteigert  worden.     Die 
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fiaaaziell  ergiebigsten  Zollartikel  sind  Kaffee,  Tabak,  Petroleum,  Wein,  anderseits 
Getreide,  daneben  Südfrüchte,  Reis,  Heringe,  Gewürze,  wie  ferner  Bau-  und  Nutz- 
holz, Vieh  U.S.W.  —  Durch  endliche  Aufnahme  von  H  amburg- Alton  a  und 
Bremen  ist  die  Ausdehnung  ;des  Zollgebiets  auf  das  Reichsgebiet  nunmehr  im 
wesentlichen  vollzogen;  das  erstere  umfafst  aber  noch  Luxemburg.  Die  Pläne 
von  Tabak-  und  Branntweinmonopolen  haben  sich  bisher  nicht  durchführen 
lassen.  —  Das  Reich  besitzt  im  unifizierten  und  aus  den  einzelstaatlichen  ausge- 
schiedenen Spielkartenstempel  eine  eigene  Gebrauchs-  und  GenuCssteuer.  —  Die 
Zölle  und  die  genannten  inneren  Verbrauchssteuern  sind  die  Haupteinnahme  des 
deutschen  Reichshaushaltes.  Ihre  Verwaltung  und  Erhebung  ist  unter  Reichskon- 
trolle, indessen  einzelstaatlich  verblieben,  unter  Festsetzung  bestimmter  Normen  für 
die  Berechnung  der  Erhebungskosten,  wobei  den  Einzelstaaten  bei  gewöhnlich  etwas 
niedrigerer  wirklicher  Ausgabe  für  diese  Kosten  kleine  Überschüsse  verbleiben.  Der 
Nettoertrag  aus  den  Zöllen,  der  Tabak-  und  Branntweinsteuer  bildet  auch  nur  bis 
zum  Betrage  von  130  Mill.  M.  eine  unmittelbare  reichsverfassungsmäfsige  Einnahme 
des  Reichs.  Was  darüber  hinaus  geht,  fliefst  den  Gliederstaaten  nach  deren  Volks- 
zahl zu,  wofür  diese  aber  nach  demselben  Maafsstab  sogenannte  „Matrikularbeiträge-' 
an  das  Reich  zu  leisten  haben.  Indessen  läuft  dies  im  Effekt  doch  nur  auf  Ver- 
rechnungsoperationen hinaus;  thatsächlich  werden  die  Reichsausgaben  doch  aus 
den  genannten  Zoll-  und  Steuererträgen  und  den  übrigen  Reichssteuern  gröfstenteils 
gedekt.  Durch  diese  Entwicklung  des  Reichszoll-  und  Steuerwesens  ist  der  Haupt- 
teil der  betreffenden  Steuern  demnach  aus  den  Finanzen  der  Einzelstaaten  aus- 
geschieden.   (A.  Wagner.) 

Im  Königreich  Sachsen  ist,  nachdem  eine  eigene  Weinsteuer  zugleich  mit  der 
preufsischen  beseitigt  worden,  als  eigene  Staatsseuer  noch  eine  Schlachtsteuer 
verblieben.  Eine  solche,  wie  auch  eine  Wein-  und  eine  Hundesteuer  neben  der 
eigenen  Biersteuer  findet  sich  auch  noch  in  Baden;  in  Hessen  bestehen  gleich- 
falls letztere  beiden  Steuern  noch  (hier  auch  noch  eine  nach  einem  dem  zur  Hunde- 
steuer ähnlichen  Verfahren  eingerichtete  —  Nachtigallensteuer!).  Bayern  hat  in 
seiner  höchst  einträglichen,  nach  der  Rohstoff  besteuerangsmethode  des  Malz  au  f- 
schlags  eingerichteten  Biersteuer  _noch  ein  besonders  wichtiges  finanzielles 
Reservatrecht,  ebenso  Württemberg.  In  beiden  Staaten  ist  die  Hundesteuer 
auch  eine  Staatssteuer.  In  Württemberg  bildet  die  Biersteuer  ein  Glied  der 
sogenannten  „Wirtschaftsabgaben"  des  Staats,  welche  auCserdem  eine  beim  Schank- 
wirt erhobene  Wein-  und  Obstmoststeuer,  eine  Branntwein- Verkaufsabgabe  (Art  Li- 
cenzabgabe)  und  einige  andere  Konzessionsgelder  umfassen. 

Lotterieen  (Klassenlotterie)  bestehen  noch  in  den  Königreichen  P  reu  Csen  und 
Sachsen,  in  Braunschweig,  Hamburg,  Mecklenburg-Schwerin.  In  den 
Gemeinden  der  süddeutschen  Staaten, 'namentlich  Bayerns,  finden  sich  einige  Ver- 
brauchssteuern nochin  gröfserem  Betrage,  besonders  Zuschläge  zur  Biersteuer,  aber  auch 
für  Fleisch  und  einzelnes  Andere  (so  Gas,  Württemberg).  Luxu  s  steuerartig  sind  die  in 
Deutschland  mehrfach  vorkommenden  Abgaben  von  öffentlichen  Vergnügungen  (auch 
in  Hamburg,  desgleichen  in  preufsischen  Gemeinden).  Unter  den  mancherlei  ge- 
bührenartigen Abgaben  und  den  Einnahmen  von  Kommunalanstalten  (Gas,  Viehhöfe, 
Markthallen  u.  s.  w.)  sind  wenigstens  Ansätze  zu  neuen  indirekten  Verbrauchssteuern 
als  städtischen  Gemeindesteuern  vielfach  wahrzunehmen,  auch  in  Preufsen,  wo  die 
Gesetzgebung  sonst  dieser  Steuerart  in  den  Gemeinden  längere  Zeit  hindurch  wenig 
mehr  geneigt  geblieben  war.  —  In  Elsaf s-Lothringen  ist  die  französische 
indirekte  Verbrauchsbesteuerung  grofsenteils  durch  die  deutsche  Reichsbesteuerung 
ersetzt  worden  (Tabak,  Zucker,  Branntwein,  Salz,  wie  ferner  natürlich  der  Zoll). 
Geblieben  sind  als  Landes  steuern  die  Biersteuer  und  das  Getränkesteuersystem, 
namentlich  für  Wein,  doch  hat  diese  Weinbesteuerung  Veränderungen,  Vereinfach- 
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ungen  und  Erleichterungen  erfahren.  In  den  Gemeinden  blieb  das  Octroi;  letz- 
teres ist  Haupteinnahme  der  Stadt  Strarsburg. 

Es  bleibt  immer  bemerkenswert,  dafs  sich  so  die  deutsche  Besteuerung  trotz 
ihrer  immer  noch  grofsen  partikularistischen  Zersplitterung  in  Objekten  und  Me- 
tboden derjenigen  des  übrigen  Europa  mehr  und  mehr  genähert  hat.  Ein  Haupt- 
unterschied bleibt  das  Fehlen  von  Monopolen,  die  unbedeutende  Weinbe- 
steuerurg,  die  immer  noch  verglichen  mit  den  wichtigeren  anderen  Ländern  meist 
viel  niedrigeren  Zollsätze"  der  Finanzzol  lartikel  und  Steuersätze 
der  inneren  Steuern  (Kaffee,  Petroleum,  Bier,  Branntwein,  Tabak,  Zucker), 
endlich  verglichen  mit  den  romanischen  Ländern  und  Oesterreich  die  viel  ge- 
ringere kommunale  Verbrauchsbesteuerung.  Das  verdankt  man  trotz  des 
Militäretats  den  geringen  Schulden  (Wirkung  des  starken  Heeres!),  der  wohlfeilen 
Civilverwaltuhg,  dem  grofsen  rentablen  Staatsbesitze.    (A.  Wagner.) 

Über  die  Zoll-  und  Steuerrerwaltung,  sowie  über  das  Kontroll-,  Abrechnungs- 
und BeamteuTTeseii  desselben  im  deutschen  Reiche  vgl.  die  gehaltreiche  Arbeit 
von  V.  Aufses  (Hirth  1S93,  No.  6). 

Quellen  für  das  positive  Recht  der  AufTvandbesteuerung.  —  Die  Aufwand- 
besteuerung ist  aller  Orten  in  häufigem  Wechsel  begriffen.  Was  heute  gilt,  ist 
häufig  schon  nach  wenigen  Jahren  wieder  aufser  Kraft  gesetzt.  Wir  haben  daher 
an  dieser  Stelle  in  der  Mitteilung  des  positiven  Rechtes  sehr  sparsam  vorzugehen. 
Dafür  verweisen  wir  für  Sp  ecialunter  suchungeu  auf  die  parlamentarischen 
Materialien.  Was  das  Deutsche  Reich  betrifft,  sind  letztere  regelmäfsig  in  ganzer 
Vollständigkeit  in  Hirths  Annalen  zu  finden.  Das  bis  1S90  autgelaufene  Material 
ist  im  Artikel  Lehrs  (bei  Schönberg)  fleifsig  und  übersichtlich  zusammengestellt. 
Nachträgliches  vgl.  in  den  besonderen  Artikeln  des  Conrad  sehen  Handwörterbuches 
der  Staatswissenschaften  (Supplementband),  ferner  in  der  alljährlichen  Gesetzgebungs- 
Übersicht  der  „Tübinger  Zeitschrift  für  die  ges.  Staatsw." 


Zweite  Abteilung.     Die  einzelnen  Verbrauchssteuern. 

1.  Kapitel.    Auf  scliivach  steuerbare  Objekte. 

§  214.  Auf  Brotstoffe  und  Brot.  —  Nur  finanzielle  Bedrängnis 
kann  es  rechtfertigen  oder  wenigstens  erklären,  wenn  diese  Gegen- 
stände der  inländischen  Verbrauehsbesteuerung  oder  wie  seit  1879  in 
Deutschland  dem  starken  Zoll  unterworfen  werden.  Dieselben  weisen 
überhaupt  auf  keine  Steuerkraft  hin  und  sollten  deshalb  nach  dem 
Grundsatz,  dafs  die  von  der  direkten  Besteuerung  freibleibenden  Volks- 
schichten auch  indirekt  nur  an  den  eine  Steuerkraft  offenbarenden  Teil- 
chen ihres  Konsums  ergriffen  werden  sollen,  aller  Besteuerung  entzogen 
bleiben. 

Die  Art  der  Besteuerung,  wenn  diese  dennoch  stattfindet,  ist  steuer- 
technisch ganz  bestimmt  in  die  Richtung  der  Mahlsteuer  gewiesen; 
denn  nicht  schon  auf  dem  Felde  durch  Areal-,  auch  nicht  in  den  Scheunen 
durch  Rohstoffbesteuerung,  auch  nicht  durch  Transport-  oder  Wege-, 
geschweige  durch  Konsumentensteuern  kann  man  das  Objekt  erfassen, 
sondern  nur  durch  Mlihlenzwang.     Das  letztere  ist  aber  unter  Hilfe  der 
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Begieitschein-  undMühlenbuchkontrolle  mitVollständigkeituDd  Sicherheit 
zu  erreichen.  Die  neueste  technische  Umwälzung  zum  Dampfmtihlen- 
betrieb  wäre  nach  dem  steuerteehnisch  günstigen  Zuge  der  Neuzeit 
zum  Grofsbetrieb  der  Durchführung  der  Mahlsteuern  günstig.  Als  be- 
sondere KommuD  aisteuer  ist  die  Abgabe  von  Brot-  und  BrotstoflFen 
durch  Thorbesteuerung  zu  vollziehen,  und  sie  wird  so  vollzogen.  In 
Oesterreich  erhebt  auch  der  Staat  seine  Verzehrungssteuer  von  den 
grofsen  „geschlossenen  Orten"  als  Thorsteuer  (Liniensteuer). 

Zweifellos  gebührt  die  Mahlsteuer  dem  Staate;  denn  das  Objekt  zerstreut  sich 
über  das  ganze  Land.  Die  subjektive  Steuerpflicht  ist  notwendig  eine  vorschuCs- 
weise  und  liegt  demjenigen  ob,  welcher  für  seine  Rechnung  mahlen  läfst  — ,  sei  es  dem 
Kunden,  sei  es  dem  Müller.  Die  objektive  Steuerpflicht  erstreckt  sich  auf  sämtliches 
Brotgetreide.  Zu  den  Objekten  könnten  auch  andere  Yolksnahrungsmittel  hinzu- 
kommen: Hülsenfrüchte,  Kartofi'eln.  selbst  Gartenprodukte.  Glücklicherweise  sind 
sie  steuertechnisch  unfafsbar,  vom  Maismehl  etwa  abgesehen. 

Weiter  würde  die  Konsequenz  erheischen,  den  „Luxuskonsum"  an  Back-, 
Konditorei-  und  dergl.  Esswaren  deren  höherer  Steuerbarkeit  entsprechend  mit  einer 
besonderen  Zusatzsteuer  zu  belegen.  Allein  als  Materialsteuern  sind  solche  Abgaben 
durch  die  Zackersteuern  und  Kolonialwarenzölle  geschaffen.  Die  Fabrikatbesteuerung 
wird  selbst  in  Städten,  wo  Fein-  und  Zuckerbäckerei  doch  vorläufig  noch  wenig 
konzentriert  sind,  als  zur  Zeit  nicht  ausführbar  anzusehen  sein. 

Die  Ausmittelung  des  belastbaren  Objektes  und  die  Freilassung  negativer 
Objekte  ergeben  namentlich  da,  wo  umfassende  Mast-,  Milch-,  Zucht-  und 
Zugviehhaltung  besteht,  grofse,  fast  unüberwindliche  Schwierigkeiten. 

Wo  eine  Mahlsteuer  erhoben  wird,  hat  selbstverständlich  Exportrückvergütung 
stattzufinden;  dieselbe  begegnet  jedoch  Schwierigkeiten. 

Die  Belastung  trifft  sehr  ungleich,  die  kinderreichen  höher  als  die  kleinen 
Familien,  bei  Thorbesteuerung  das  Stadtvolk  höher,  als  das  hausbrauchfreie  Landvolk. 

Die  Brotstoff- ,  Brot-  und  Esswarensteuern  werden  nur  teilweise  auf  den  in- 
oder  ausländischen  Produzenten  rückgewälzt,  ebenso  nur  teilweise  und  vorübergehend 
von  dem  Konsumenten  weiter  gewälzt;  in  der  Hauptsache  werden  sie  also  den  Kon- 
sumenten treffen.  Und  zwar  sehr  empfindlich;  Lehr  (bei  Schönberg  UI  ST  1)  schätzt 
den  deutschen  Verbrauch  an  Boggen  und  Weizen  auf  l  Milliarde,  was  bei  3,50  Mark 
Steuer  350  Mill.  Mark  ausmachen  würde  und  mit  den  Erträgen  der  entsprechenden 
Zölle  verglichen  eine  schwere  Last  darstellt.  Im  Falle  der  Rückwälzung  leidet 
die  Landwirtschaft,  im  Falle  des  Hängenbleibens  am  Müller  die  Mühlen-Klein- 
industrie, im  Falle  der  Überwälzung  auf  den  Konsumenten  der  Arbeiterstand  oder, 
wenn  und  solange  dieser  abzuwälzen  vermag,  das  ganze  Volk  durch  Warenverteuerung, 
sowie  bei  Kichtrückvergütung  die  Konkurrenzfähigkeit  aller  Exportindustrien,  welche 
intensiven  Arbeitsbetrieb  haben.  Die  allgemeine  volkswirtschaftliche  Nebenwirkung 
spricht  hiernach  ebenfalls  gegen  die  Besteuerung  der  gemeinen  vegetabilischen 
Nahrungsmittel.  Die  staatliche  nicht  weniger;  denn  die  Besteuerung  des  „täglichen 
Brotes"  kann  nie  aufhören,  Unzufriedenheit  zu  erwecken.  —  In  PreuCsen  war  eine 
solche  Steuer  unter  der  Benennung  „Mahlsteuer"  in  Verbindung  mit  der  Schlacht- 
steuer durch  Gesetz  vom  30.  Mai  1S20  als  Thorsteuer  für  132  Städte,  und  zwar  für 
die  gröfseren  obligatorisch,  für  die  kleineren  fakultativ  (nach  Wahl  der  städtischen 
Behörde)  als  Ersatz  der  auf  dem  Lande  erhobenen  Klassensteuer  eingeführt  worden, 
nachdem  schon  früher  eine  allgemeine  Mahlsteuer  bestanden  hatte.  Durch  Gesetz 
vom  25.  März  1873  wurde  mit  Wirkung  vom  1.  Januar  1876  ab  die  Mahl-  und 
Schlachtsteuer  aufgehoben  und  dafür  die  Klassensteuer  eingeführt. 
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§  215.  Auf  animalische  Nahrungsmittel,  Fleisch  und  Fleisch- 
n-aren  (s.  g.  Schlachtsteuer).  —  Diese  Besteuerung  ist  analog  der 
vorigen  zu  beurteilen,  wenn  sie  auch,  was  die  Steuerbarkeit  der 
Objekte  betrifft,  ein  wenig  günstiger  angesehen  werden  darf. 

Dieselbe  tritt  teils  als  Steuer  vor  dem  Schlachten  nach  Stückzahl 
und  Gewicht  oder  nach  dem  Schlachten,  aber  vor  dem  Verhauen, 
hiernach  als  Materialsteuer  auf,  teils  ist  sie  Thorabgabe,  als  welche 
sie  sich  der  Kommunalbesteuerung  empfohlen  hat.  Die  Erhebung  der 
Steuer  ist  ziemlich  umständlich,  heischt  mancherlei  widerwärtige  Kon- 
trollen (Verbot  nächtlichen  Schlachtens,  Schlachtungsanmeldungen, 
Schlachthauskontrollen,  Bezettelung  der  Fleischtransporte  u.  s.  w.).  Die 
konzentrierte  Erfassung  des  Objektes  ist  nur  bei  Schlachthauszwang, 
also  in  Städten  leicht  durchführbar;  die  Gesundheitspolizei  wird  zur 
Steuergehilfin  durch  die  Aufsclireibungen  der  Vieh-  und  Fleischbeschau 
gemacht.  Bezüglich  der  feineren  Fleischwaren  stehen  analog  dieselben 
Hindernisse   entgegen,   wie  bezüglich  der  feineren  Bäckereiwaren. 

Wegen  des  vorwiegend  örtlichen  Konsums  und  wegen  der  Un- 
gleichheit des  Konsums  in  Stadt  und  Land  ist  zu  einer  etwa  zu- 
gelassenen Fleischbesteueruug  die  Gemeinde  zuständig  zu  machen. 

Dem  Hausbrauch  eigenen  Produktes  kann  man  kaum  beikommen,  so  dafs  die 
Abgabe  als  Staatssteuer  ungerecht  wird.  Die  Kosten  der  Einhebung  der  inneren 
Verzehrungssteucr  auf  dem  Lande  sind  aus  demselben  Grunde  aufserordentlich  grofs. 
Selbst  bei  Abfindung  und  Verpachtung  geht  viel  verloren.  Daher  rechtfertigt  sich 
bei  irgend  günstiger  Finanzlage  auch  ein  voller  Verzicht  auf  die  Besteuerung  des 
flachen  Landes  und  der  offenen  Städte,  so  dafs  diese  Objekte  nur  noch  in  Octroi- 
städten  bezw.  in  Orten  mit  Schlachthäusern  und  geschlossenem  Viehmarkte  und  auch 
da  nur  kommunal  zu  belasten  wären. 

Die  Erhebung  der  Fleischabgabe  ist  eine  verwickelte  Aufgabe  der  Be- 
steuerung, soweit  sie  nicht  in  der  Form  der  Thorabgabe  stattfinden  kann.  Davon 
kann  man  sich  rasch  überzeugen,  wenn  man  das  österreichische  Gesetz  vom 
16,  Juni  IST 7  für  die  Fleischbesteuernng  der  Orte  ohne  Verzehrungssteuerlinien 
samt  Instruktion  ansieht. 

Über  die  fortbestehende  Fleischbesteuerung'  vergl.  Lehr  (bei  Schönberg 
S,  373  ff,). 

§  216.  Auf  mineralische  Xahrung.  Salzsteuern.  —  Die  Salzsteuer 
ist  von  je  angefochten  als  „Kopfsteuer",  d.  h.  als  unverhältnismäfsige 
Belastung  der  gröfseren  Familien;  dagegen  läfst  sich  nichts  sagen. 
Sie  ist  weiter  bestritten  als  Besteuerung  eines  schlechthin  notwendigen 
Nahrungsmittels,  was  übrigens  unter  zwei  Voraussetzungen  an  Be- 
deutung verliert,  unter  der  einen,  dafs  die  Steuer  niedrig  genug  sei, 
um  den  Konsum  nicht  zu  verringern  (in  Deutschland  jetzt  ca.  8  kg 
pro  Kopf),  und  der  anderen,  dafs  sie  nur  angewendet  sei,  um  die  ärmeren 
Klassen  von  aller  direkten  Steuer  freizulassen.  Zu  letzterem  Ersatz 
eignet  sich  die  Salzsteuer  allerdings  vorzüglich,  da  der  Salzverbrauch 
schlechthin  allgemein  ist.     Immerhin  dürfte  der  Verzicht  auf  die  Salz- 
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Steuer  wie  in  England  sich  rechtfeiiigen.  Dafür  spricht  auch,  dafs 
der  Viehzucht  ihr  grofser  und  doch  schwer  „denaturierbar er",  daher 
schwer  freizugehender  Salzhedarf  weniger  beengt  wäre,  und  dafs  die 
Freilassungskontrollen.  des  in  die  chemische  Industrie  übergehenden 
Salzes  entfallen  würden. 

Die  Salzsteur  ist  aus  analogen  Gründen,  wie  die  Mahlsteuer,  Reichs- 
bezw.  Staatssteuer. 

England  hat  die  Salzsteuer  im  Interesse  der  Seefischerei  ganz  aufge:ieben. 
Ob  da,  wo  mäfsige  Salzbesteuerimg  besteht,  der  Betrag  der  aufgehobenen  Steuer  dem 
Konsumenten  zu  gute  kommen  wQrde,  ist  bestritten. 

Die  Salzsteuer  lälst  sich  als  Monopol-  und  als  Freiverkehrssteuer 
regulieren.  In  Ländern  mit  Seeküste  ist  die  freie  Seesalzgewinnung 
entweder  zu  verbieten  oder  die  Salzbesteuerung  in  die  Bergsalz-  und 
die  Seesalzbesteuerang  zu  gliedern.  Die  Monopolbesteuerung  kann 
als  Produktions-  und  als  Yerkaufsmonopol  auftreten.  Die  Freiverkehrs- 
besteuerung wird  dem  Monopol  vorzuziehen  sein.  Einmal  weil  die 
Konkurrenz  der  Salzwerke  den  Preis  ermäfsigt,  was  namentlich  auch 
bezüglich  des  umfassenden  Vieh-  und  Chemikalien-Salzbedarfes  schwer 
ins  Gewicht  fällt;  für  das  Salzmonopol  sprechen  die  Gründe  des 
Tabakmonopols  nicht.  Sodann  entfallen  die  Mühen  und  die  Mehr- 
kosten der  Monopolverwaltung.  Das  Objekt  läfst  sich  namentlich  bei 
der  Bergsalzbesteuerung  an  verhältnismäfsig  wenigen  Orten  konzentriert 
erfassen. 

Für  das  Salzmonopol  entfallen  mehrere  beim  Tabakmonopol  zutref- 
fende Vorzüge :  Tarifabstuf  barkeit,  Verhütung  der  Verfälschung,  Herstel- 
lung eines  einzigen  Grofsbetriebes  an  Stelle  zahlreicher  Kleinbetriebe 

Nach  Gerstfeld  betrug  die  Salzsteuer  pro  Kopf  der  Bevölkerung  in  Deutsch- 
land 0,92,  in  Frankreich  0,66,  in  Rufsland  0,-59,  in  Oesterreich  aber  1,47  M.  Die 
Last  ist  also  immmerhin  ein  mäfsiges  Äquivalent  der  in  Deutschland  sich  verall- 
gemeinernden Befreiung  der  kleinen  Leute  von  den  direkten  Generalsteuern.  Freilich 
müfste  das  freie  Existenzminimum  in  der  direkten  Partikularbesteuerang  Deutsch- 
lands gleichmäfsiger  geregelt  werden,  damit  die  Salzsteuer  als  gedachtes  Äquivalent 
gleichmäfsig  wirke.  Eine  allgemeine  Personalsteuer  aller  selbständig  erwerbenden 
Personen  wäre  theoretisch  vielleicht  das  Vollkommenere ;  praktisch  wird  die  Salz- 
steuer als  Ersatzsteuer  sich  mehr  empfehlen,  wie  ich  jetzt  gerne  zugebe,  nachdem 
die  direkte  Generalbesteuerung  mit  Existenzminimum  zum    Durchbruch   gelangt  ist. 

Die  Salzbesteuerung  der  Gegenwart.  —  Einheit  der  Salzbesteuerung 
hat  Deutschland  erst  durch  die  Übereinkunft  vom  8.  Mai  1867  und  das  Bundesgesetz 
vom  12.  Oktober  1867  erlangt.  Dadurch  ist  eine  Produktionssteuer  von 
12  Mark  für  100  kg  eingeführt  (seit  16.  April  1871  Reichssteuer).  Der  korrespon- 
dierende Salzzoll  beträgt  seit  1.  November  1879:  12,80  Mark.  Abgabenfreiheit  be- 
steht für  auszuführendes  Salz,  sowie  für  den  landwirtschaftlichen  und  gewerblichen 
Salzbedarf. 

In  den  Niederlanden  (Gesetz  v.  1822  u.  26.  April  1852)  wird  eine  Accise 
von  9  FL,  ein  Zoll  (nur  für  raffiniertes  Salz)  von  12  Fl.  für  100  kg  erhoben.  Ein- 
nahmen im  Durchschnitt  1888—89:  3,86  Mill.  Fl.  an  Steuer;   an  Zoll  nur  2811  Fl. 

Das    Salzmonopol  haben  die  Kantone    der  Schweiz,   Oesterreich  und 
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Ungarn,  Italien,  Serbien  (bis  Ende  18S9  verpachtet),  Griechenland,  die 
Türkei  und  Rumänien. 

In  Oesterreich  ist  alles  von  der  Natur  erzeugte  Kochsalz  Staatseigentum. 
Von  neu  entdeckten  oder  entstandenen  Quellen  und  Lagern  ist  binnen  90  Tagen 
Anzeige  zu  erstatten.  Die  Behörde  kann  deren  Abtretung  fordern.  Der  Salzhandel 
ist  frei,  steht  jedoch  in  den  Grenzbezirken  unter  geschärfter  Kontrolle.  Ein-  und 
Durchfuhr  werden  nur  gegen  besondere  Bewilligung  unter  Einhaltung  bestimmter 
Vorschriften  und  unter  Angabe  des  Verwendungszweckes  zugelassen.  —  Steuerfrei 
ist  das  Salz  in  England  (seit  1825),  in  Belgien  (seit  1S71)  und  in  Schweden. 
Nur  ein  Zoll  wird  erhoben  in  RuCsland  (seit  1881),  Spanien,  Portugal,  Dänemark 
und  Norwegen.     (Lehr.) 

Frankreich.  Die  französischen  Salzsteuern  im  Innern  und  im  Küsten- 
strich sind  in  allem  Wesentlichen  gleich  eingerichtet,  mit  kleineren  Unterschieden, 
welche  sich  aus  den  verschiedenen  Betriebsverhältnissen  ergeben.  Das  Nähere  über 
Einrichtung  und  Geschichte  der  Salzbesteuerung  in  Frankreich  vergl.  bei  A.  Wagner 
III  615  flf. 

2.  Kapitel.   Auf  mittelsteuerbare  Objekte.   I.  Auf  den  ßübenzucker. 

§  217.  Ibersicht.  —  Die  Zuckerbesteuerung  war  eine  verliältnis- 
raäfsig  einfache  Sache,  solange  blols  Kolonialrohrzncker,  also  nur  Ver- 
zollung in  Frage  stand.  Seit  die  hohen  Zuckerpreise  während  der 
Kontinentalsperre  den  Antrieb  zu  der  1801  durch  Achard  praktisch 
gewordenen  Rübenzuckererzeugung  gegeben  hatten  und  die  letztere 
immer  breiteren  und  festeren  Boden  fafste,  wurde  gerade  diese  Steuer- 
art eine  steuertechnisch  äufserst  schwierige  Aufgabe;  England  hat  den 
Knoten  der  Schwierigkeiten  zerhauen,  indem  es  1874  von  1875  an  die 
Zuckerbesteuerung  überhaupt  aufhob.  Anders  liegt  die  Sache  für  alle 
übrigen  Länder.  Zucker  ist,  obwohl  und  weil  er  ein  gutes,  allgemeines 
Volksnahrungsmittel  ist,  ein  kräftig  steuerbarer  Artikel,  auf  welchen 
wenigstens  unter  den  jetzigen  Verhältnissen  die  europäischen  Fest- 
landstaaten niclit  verzichten  können. 

Der  Zuckerkrieg-.  Niemals  hat  der  Kampf  zwischen  dem  solidarischen  Inter- 
esse der  Finanz  und  des  konsumierenden  Volkes  einerseits  und  den  Produzenten 
anderseits  einen  so  hohen  Grad  nationaler  und  internationaler  Spannung  erreicht, 
wie  in  der  Gegenwart  (1896)  bei  der  Zuckersteuer.  Aus  der  grofsen  Überproduktion 
herauszukommen  und  zugleich  das  finanzielle  P'.rträgnis  zu  retten,  ist  eine  der  schwie- 
rigsten Aufgaben,  welche  der  Steuerstaatskunst  zur  Zeit  gestellt  ist. 

Produktion  und  Überproduktion.  Die  Rübenzuckerproduktion  ist  in  den 
letzten  5  Jahren  (1890/91  bis  18'.»4/95i  in  Europa  von  37  auf  4S  Mill.  Mark  gestiegen. 
Von  der  letzteren  Summe  hatte  Deutschland  Anteil  mit  18  Mill.  Met.-C,  also  mit 
mehr  denn  '/a,  Oesterreich  mit  12,10  Met.-C.  Frankreich  mit  7,8,  Rufsland  mit  6,2, 
Belgien  mit  2,8,  Niederlande  mit  0,9  Met.-C.  Das  jährliche  Steigen  der  Weltpro- 
duktion von  Kolonialzuckcr  wird  amtlich  auf  4  Mill.  Met.-C.  geschätzt.  Hiernach 
nahm  die  Produktion  jährlich  um  2  bis  5  Mill.  Met.-C.  zu,  hinter  welcher  Angebots- 
mehrung das  Steigen  der  Nachfrage  zurückbleiben  mufste  und  wirklich  zurück- 
geblieben ist.  Der  Preis  des  Zuckers  sank  in  dieser  Zeit  von  24  auf  17  Mark  pro 
Metercentner. 

lutercssenkollisioii.    In  England  und  Frankreich  verwickelt  sich  der  Gegen- 
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stand  weiter  durch  den  Gegensatz  zwischen  Kolonialrohrzucker- uad  Rheederei- 
Interesse  einer-  und  mutterländischer  Rohzucker-Raffinier  ung  andrerseits.  Die 
Kolonialrohrzuckerfabrikanten  wollen  höbe,  dieRaffinateure  niedrige  Rohrzuckerpreise. 

Bedeutung'  der  Zuckerindustrie.  Wie  gewaltig  die  in  Frage  stehenden  In- 
teressen sind,  geht  daraus  hervor,  dafs  der  allerdings  sehr  schwankende  Betrag  der 
Jahresmenge  europäischen  Zuckerproduktes  auf  eine  Milliarde  Mark  geschätzt  wird, 
und  dafs  das  in  die  Rübenzucker-Industrie  gesteckte  Fabrikanlagekapital  SOG  Mill, 
Mark  betragen  soll. 

§  218.  Eilhenhau  und  FahnJMtionstecIinik.  —  Hierüber  hat  die 
Deutsche  Eeichszuckersteiierenqiiete  von  1883  und  1884  reichlichen 
Aufschlufs  geliefert. 

Die  Grundlage  der  Industrie  ist  die  Eübe,  welche  entweder  von  der  Fabrik 
selbst  gebaut,  oder  von  Dritten  gekauft  („Kaufrübe"),  oder  von  einer  Fabrikgenossen- 
schaft erzeugt  und  angeschafft  wird. 

Die  Fabrikatioustechnik  hat  gerade  in  Deutschland  gewaltige  Fortschritte 
aufzuweisen.  Diese  bestehen  namentlich  in  der  Einführung  einer  chemischen  Be- 
triebskontroUe,  in  der  fast  allgemeinen  Verbreitung  des  Diffusi  ons Verfahrens, 
bei  welchem  frische  Schnitzel  mittelst  warmen  Wassers  ausgelaugt  werden,  im  Aus- 
kochen des  filtrierten  Saftes  auf  Korn,  d.  h.  bis  zur  Bildung  von  Zuckerkryställchen, 
in  der  bessern  Auslaugung  des  Scheideschlammes.  Das  Auslaugen  im  Diffusions- 
verfahren beträgt  jetzt  1  Ctr.  Rohzucker  aus  7,65  Ctr.  Rüben. 

Die  bisher  erwähnten  Fortschritte  zielten  auf  die  möglichst  vollständige  Aus- 
bringung des  Zuckers  aus  einem  möglichst  zuckerreichen  Rübenmaterial  ab.  Der 
bedeutendste  Fortschritt  der  Fabrikationstechnik,  hinter  welchem  derjenige 
des  Steuergesetzgebung  in  finanzpolitisch  verhängnisvoller  Weise 
zu  lange  zurückgeblieben  ist,  bestand  in  der  Erfindung  der  früher  unmög- 
lichen Melasseentzuckerung  (Osmoseverfahren  —  Elutionsverfahren  —  Strontia- 
nit  verfahren). 

Aus-  und  Einfuhr.  Deutschland  führt  am  meisten  aus,  England  aber  ist 
weitaus  das  erste  Absatzgebiet.  Die  ersten  Abnehmer  deutschen  Zuckers  waren 
(1S93/94)  Grofsbritannien,  nächstdem  die  Vereinigten  Staaten. 

§  219.  Die  Erhehungsformen.  —  Das  eigentliche  Objekt  ist  Rüben- 
zucker in  der  Beschaffenheit  und  Menge,  wie  er  im  Inlaude  zum  mensch- 
lichen Genüsse  gelangt.  Das  nächste  wäre  die  Eegulierung  zur  Trag-, 
in  diesem  Fall  Kousumentensteuer.  Das  ist  aber  unmöglich.  Ebenso 
ist  die  Erhebung  im  Detailverkauf  prakti.sch  unausführbar.  Das  spä- 
teste Stadium,  in  welchem  das  Objekt  steuertechnisch  erfafst  werden 
kann,  ist  die  Besteuerung  beim  Übergange  des  genufsfertigen  Fabrikates 
aus  dem  Fabrik-  bezw.  Steuerlager,  also  die  Fabrikatbesteuerung, 
welcher  das  Gesetz  neuestens  den  mifsverständlichen  Namen  „Yer- 
brauchsabgabe"  gegeben  hat. 

Diese  Besteuerungsform  ist  weitaus  vorzuziehen  und  als  möglichst 
bald  zu  erreichendes  Ziel  einer  international-gleichartigen  Re- 
gulierung unter  Beseitigung  aller  offenen  und  verdeckten 
Exportprämien  ins  Auge  zu  fassen.  Zwar  verlangt  auch  die  reine 
Fabrikatbesteuerung  besondere  Kontrollen,  namentlich  zur  Ausscheidung 
des  zu  exportierenden  Zuckers,  allein  ihr  Objekt  erreicht  sie  min- 
destens so  sicher,  als  irgend  eine  direkte  Generalsteuer  das  ihrige. 
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Die  deutsche  Steuergesetzg-ebimg  hat  den  entgegengesetzten  Weg 
eingeschlagen  und  mit  der  Rohstoff-  oder  Rtibensteuer  begonnen. 
Steuerobjekt  wurde  und  blieb  lange  das  Rohgewicht  gereinigter,  an- 
liängselfreier  Rüben.  Objekt  war  hiermit  nicht  der  Zucker  selbst,  son- 
dern eines  der  Rohmateriale  für  Zucker.  Der  Zuckergehalt  wurde  in 
mehr  oder  weniger  roher  Weise  blols  gemutmafst,  wie  in  der  direkten 
Besteuerung  bei  den  nach  der  mittleren  durchschnittliclien  Ertragsfähig- 
keit regulierten  Ertragssteuern,  indem  zuerst  eine  Ausbeute  von  1  Ctr. 
Zucker  aus  20,  bald  14,  12'/2,  zuletzt  aus  8  Ctr.  Rüben  angenommen 
wurde.  Die  Folgen  blieben  nicht  aus:  Verlust  am  Steucrertrage.  Be- 
günstigung des  kapitalreichen  Grofsbetriebes  vor  dem  Kleinbetriebe, 
Reiz  zu  Überproduktion  bei  unsicherem  Export,  Ausbeutung  des  Ge- 
winnes aus  steuerfreier  Melasse,  Veranlassung  dritter  Staaten  zur 
offenen  oder  verdeckten  Gewährung  von  Exportprämien. 

Nicht  besser  als  die  Regulierung  nach  dem  Rübenrohgewiehte  ist 
diejenige  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Saftgewinnungs- 
apparate. Diese  Apparate  sind  und  waren  die  Saftpressen,  die 
Centrifugen  (Schleuderapparate),  später  die  Diffusionsgefäfse ;  die  der 
Fabrikatsteuer  noch  fernstehendeFabrikationssteuer  war  so  teils  Saft-, 
teils  Centrifugen-  (Saftschleuderungs-),  teils  Diffusiousapparatsteuer. 
Besser  als  die  Rübensteuer  war  sie  kaum.  Während  die  Rübensteuer 
dazu  drängt,  aus  dem  möglichst  kleinen  Rübenquantum  möglichst  viel 
Zucker  auszubringen,  veranlafst  die  Apparatbesteuerung  dazu,  zur  Saft- 
gewinnung durch  Diffusion  überzugehen  und  aus  dem  möglichst  kleinen 
Diffusionsgefäfsraume  durch  häufige  Füllungen  die  höchste  Zuckeraus- 
beute zu  erzielen. 

Eine  dritte  Besteuerung  ist  die  des  gewonnenen  Saftes  selbst  nach 
dem  Zuckergehalte.  Die  Saftbesteuerung  erfolgt  nach  dem  durch 
Dichtigkeitsmesser  (Densimeter)  ermittelten  Zuckergehalte. 

Sie  bedingt  ununterbrochene  Überwachung  der  Fabriken  und  der 
Raffinerien  unter  Buchkontrolle  und  Fabrikeinfriedigung.  Auch  der  Saft- 
steuer ist  daher  die  Fabrikatsteuer  vorzuziehen.  Doch  begegnet  aucli 
die  letztere  Steuerschwierigkeiten,  weil  sie  streng  durchgeführt  die 
Ermittelung  des  reinen  Zuckergehaltes  des  Rohzuckers  verlangt,  wofür 
ein  ganz  sicheres  Verfahren  noch  nicht  gefunden  ist. 

Die  ^Messung  des  Zuckergehaltes  erfolgt  entweder  .  durch  Vergleichung-  der 
Färbung  nach  Typen  (Standards)  der  im  Handel  hauptsächlich  vorkommenden 
Zucker  (holländische  Typen),  teils  durch  Beihilfe  des  Zuckermessers  (Saccharometers), 
eines  Instrumentes,  welches  ^auf  das  Links-  oder  Rechtsablenken  des  Lichtes  ver- 
schiedener Zackerarten  in  aufgelöstem  Zustande  basiert  ist.  Die  Standardmessung 
ißt  nicht  sehr  genau,  die  Polarisation  nicht  leicht  zu  handhaben.  Immerhin  sind 
die  Schattenseiten  der  Fabrikatbesteuerung  verhältnismäfsig  untergeordnet.  Die 
deutsche  „Verbrauchsabgabe"  von  1 SS7  hat  die  Schwierigkeiten  in  ganz  erträglicher 
Weise  bemeistert. 
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Die  Znckerbesteuerung"  dnrcli  „Kontingentierung"  oder  „Pau- 
schalierung" mittelst  Steuergenossenschaft  der  Fabriken  ist  ein  rohes 
Verfahren. 

Auch  die  Besteuerung  in  Form  eines  staatlichen  Handesmono- 
pols  ist  nicht  wohl  angängig.  Der  Staat  steht  den  Zufällen  und 
Schwankungen  des  Zuckerhandels  unbehülflich  gegenüber. 

Der  Deutsche  Zollverein  ist  seiner  Zeit  der  Apparatbesteuerung  entgangen, 
indem  die  1S43  von  Preufsen  vorgesctlagere  Eesleiieiurg  racb  dem  Eauminhalt 
der  Pfannen,  ähnlich  der  Maischraumbesteuerung  in  der  Brennerei,  nicht  zur  Ver- 
wirklichung gelangte. 

Die  FabrihatTbesteuerung-.  Die  Deutsche  Reichsenquete  von  1883  hat  ihre 
Ansicht  dahin  formuliert,  dafs  die  Fab  rikatsteuer  nicht  blofs  steuergrundsätzlich 
die  ,, rationellste"  und  beim  Absehen  von  Rohgewicht  und  Saft  die  ,, gerechteste", 
sondern  auch  sonst  die  empfehlenswerteste  Erhebungsform  sei.  (Abgedruckt  in 
V.  RiECKEs  Artikel  über  Zuckerbesteuerung  bei  Schönberg.) 

§  220.  Die  Deutsche  Zuckerhesteuerung  —  war  nach  1887  die 
Fabrikatsteuer  oder  sog.  Verbrauchsabgabe  in  Verbindung  mit  einer 
Rübenmaterialsteuer;  letztere  ist  1891  aufgehoben  worden. 

Nach  dem  Gesetz  von  1887  sind  vom  1.  August  1SS8  an  Eingangszoll  zu 
erheben  für  100  kg  Syrup  und  Melasse  15  M.,  für  lUO  kg  anderen  Zucker  jeder 
Art  ucd  Eeschaflenheit  30  M.  Der  inländische  Rübenzucker  unterliegt  der  Zucker- 
steuer, welche  erhoben  wurde,  1)  als  Materialsteuer  von  dem  Gewichte  der  zur 
Zuckerbereitung  bestimmten  Rüben,  2)  als  Verbrauchsabgabe  von  dem  Gewichte  des 
zum  inländischen  Verbrauch  bestimmten  Zuckers.  —  Die  Materialsteuer  be- 
trug 0,S0  M.  für  100  kg  rohe  Rüben.  Die  Verbrauchsabgabe  ward  vom 
1.  August  1888  ab  mit  12  M.  für  lOO  kg  inländischen  Rübenzucker  jeder  Art  und 
Beschaffenheit  erhoben.  Als  inländischer  Rübenzucker  gilt  aller  Zucker,  welcher 
in  inländischen  I^abriktn  aus  Eüben  oder  Abläufen  der  Zuckerfabrikation  {Syrup, 
Melasse)  gewonnen  oder  durch  weitere  Eearbeitung  (Raffination,  Auflösung,  Ver- 
mischung mit  Abläufen,  Inversion  u.  dgl.)  des  so  gewonnenen  Zuckers  hergestellt 
ist,  [ohne  Rücksicht  auf  die  etwa  stattgehabte  Verwendung  auch  anderer  Zucker- 
stoffe.  Geht  ausländischer  Zucker  zur  weiteren  Verarbeitung  in  eine  Zuckerfabrik, 
so  kann  derselbe  nach  näherer  Bestimmung  des  Bundesrats  von  der  Verbrauchs- 
abgabe freigelassen  werden. 

Ueber  die  Zuckersteuerkontrollen  vergl.  v.  Riecke  a.  a.  0. 

Rückblick.  Einführung  der  Rohgewichtssteuer  bei  der  Erneuerung  des  Zoll- 
vereins 1S41.  Damals  wurden  auf  1  Ctr.  Rohzucker  20  Ctr.  Rüben  gerechnet, 
1861  rund  noch  1272  Ctr.,  also  eine  Ausbeute  von  8  Proz.  der  Regelung  der  Rück- 
vergütungen zu  Grunde  gelegt.  Die  industrielle  Wirkung  der  fortdauernden  Rüben- 
steuer bei  zu  niedrigem  Ansatz  des  Ausbringens,  d.  h.  bei  verdeckter  Exportprämie, 
war  eine  gewaltige  Förderung  des  Exports.  Von  1S78/T9  bis  1887/89  waren  die  Aus- 
fuhrvergütungen von  25  auf  113  Millionen  M.  gestiegen,  der  Nettoertrag  der  Rüben- 
steuer und  des  Zolles  dagegen  auf  6  Millionen  M.  gesunken  1 ! 

§  221.  ..Internationale  Zuc'ker'konventwn.'-  Der  neueste  Übergang 
Deutschlands  zu  offenen  Exportprämien  („ Ausfuhr zuschüss&n").  .,Be- 
trielssteuer."  Schutz  der  Meinen  FahriTcen.  —  Als  Deutschland  im 
Jahre  1887  unter  Beibehaltung  einer  Materialsteuer  als  Nebensteiier 
die  Fabrikatsteuer  als  Hauptsteuer  annahm  und   damit  auch   den  Me- 
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lassezucker  zur  Belastung-  brachte,  war  der  leiteude  Gedanke  der,  die 
drohende  völlige  Versiekeruug  des  Zuckerstcuercrtrages  in  den  eine 
starke  Ausfuhrprämie  versehleiernden  Ausfuhrrückvergiitungen  der  Rüben- 
steuer zu  verhindern  oder  doch  wenigstens  bedeutend  einzuschränken. 
Die  vorübergehend  dem  Zuckerexport  zur  Schonung  fortgewährten  Be- 
günstigungen hätten  bis  31.  Juli  IS97  fallen  sollen.  Wenn  dies  zur 
Ausführung  gelangte,  hätte  es  nur  noch  der  Beseitigung  der  „Material- 
steuer"  bedurft,  um  Deutschland  an  das  steuerpolitisch  festzuhaltende 
Ziel  der  reinen  Fabrikatbesteuerung  ohne  jeden  „Ausfuhrzuschufs" 
zu  führen.  Das  aber  ist  nicht  nur  nicht  erreicht  worden,  sondern  es 
wurde  die  fortschreitende  Beseitigung  der  transitorischen  Ausfuhrbegün- 
stigung sistiert,  und  im  Frülijahr  1896  gelangte  an  den  Deutschen  Reichs- 
tag ein  bundesrätlicher  Gesetzentwurf,  welcher  die  Einführung  offener 
Exportprämien  in  Antrag  brachte  und  seitdem  angenommen  worden  ist. 

Als  man  18S7  zur  teilweisen  Fabrikatbesteuerung  überging,  hatte 
man  hoffen  dürfen,  dafs  eine  „internationale  Zuckerkonven- 
tion" zustande  kommen  werde,  welche  dem  internationalen  Zucker- 
exportprämien-Krieg zwischen  den  Rübenzucker- Staaten  ein  Ende 
machen  würde.  Auch  England,  dessen  Raffinerieen  und  Zuckerplantagen 
von  der  Zufuhr  festländischen  Rübenzuckers  bedroht  waren,  drängte 
darauf  hin;  selbst  in  England  war  eine  Reaktion  gegen  die  freie  Ein- 
fuhr des  Rübenzuckers  eingetreten.  Eine  internationale  Konvention 
wurde  nun  wohl  in  London  unter  dem  30.  August  18SS  zwischen 
der  Mehrzahl  der  Hauptproduktionsländer  vereinbart,  gelangte  aber 
nicht  zur  Ratifikation.  Letzteres  ist  auch  gar  nicht  zu  beklagen. 
Ein  Ende  des  unsinnigen  Zuckerkrieges  war  anders  nicht  herzustellen, 
als  dafs  sämtliche  interessierten  Staaten  freiwillig  oder  noch  besser  ver- 
tragsmäfsig  zu  einer  gleich  regulierten  Fabrikatbesteuerung 
mit  einfacher  SteueiTückvergütung,  aber  ohne  jeden  „Ausfuhrzuschuls" 
übergegangen  wären.  Das  aber  wurde  nicht  erreicht,  da  jeder  Staat 
seine  besondere  Gesetzgebung  sich  vorbehielt.  Der  grolse  Gedanke 
einer  internationalen  Zuckersteuerordnung  hätte,  auf  falscher  Basis  aus- 
geführt, nur  für  immer  in  Mifskredit  gebracht  werden  können,  und  die 
vorgeschlagen  gewesene  internationale  Kommission  für  eine  Art  Retor- 
sionspolizei  gegen  die  störenden  Staaten  hätte  wahrscheinlich  mehr  Hader 
als  Frieden  gestiftet.  Dennoch  wird  man  darauf  ausgehen  müssen, 
durch  gleichmäfsigen  Übergang  aller  Staaten  zur  Rübenzucker-Fabrikat- 
steuer wenigstens  dem  finanziell  ruinösen  Exportprämien -Wettlauf  ein 
Ende  zu  machen. 

Inzwischen  liegt  das  aber  noch  nicht  in  naher  Aussicht.  Vielmehr 
droht  von  England  her  auch  noch  die  Rückkehr  zur  Begünstigung  des 
Kolouialzuckers  vor  dem  Rübenzucker,  was  den  Hauptmarkt,  um  wel- 
chen Deutsche,  Oesterreicher,  Russen  und  Franzosen  sich  balgen,  ver- 
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schliefsen  würde.  Letzteres  wäre  zwar  eine  bittere  Fruclit  der  von 
den  festländischen  Staaten  aus  durch  verdeckte  „Ausfuhrzuschtisse" 
gestifteten  Anarchie,  würde  aber  vielleicht  dazu  dienen,  den  Zuschufs- 
eifer  der  vier  gröfsten  kontinentalen  Zuckerstaaten  abzukühlen.  Der 
einfache  sichere  und  gerade  Ausweg,  das  Beste  auch  für  die  Land- 
wirtschaft, ist  die  internationale  Herstellung  reiner  Fabrikatbesteue- 
vung  ohne  jeglichen  „Ausfuhrzuschufs."  Nur  Interims-  und  Retorsions- 
mafsregeln  aufserordentlicher  Art  lassen  sich  leidlich  begründen. 

Über  den  ständigen  internationalen  Aasscbufs,  —  welchen  die  Zuckerkon- 
vention von  1SS8  (Art.  ß)  im  Auge  hatte,  vergl.  v.  Eiecke  bei  Schönberg. 

§  222.  Der  Entwurf  der  Zuckersteuernovelle  vom  Frühjahr  1S96. — 
1.  Zu  der  Verbrauchsabgabe  des  Gesetzes  von  1887  soll  hiernach 
eine  besondere  „Betriebssteuer"  in  Gestalt  eines  „Zuschlages"  zur 
Verbrauchsabgabe  hinzukommen:  mit  0,5  M.  bei  den  Fabriken  bis  zu 
50  000  Metercentner  Rübenverarbeitung  beginnend  und  sofort  um  0,5  M.  für 
jede  weitere  5  Mill.  Kilogr.  ansteigend.  2.  Diese  Beti-iebssteuer  sollte  die 
Deckung  für  „Ausfuhrzuschüsse"  von  4  bezw.  (nach  dem  Zuckerge- 
halt) 4,60,  5,25  M.  für  den  Metercentner  sein,  im  Gesetz  vom  27.  Mai  1896*) 
auf  2,50  bez.  3,55  und  3  M.  herabgesetzt.  3.  Weiter  hat  man  zur  Ge- 
währung der  „Ausfuhrzuschüsse"  die  Verbrauchsabgabe  um  25  Prozent 
erhöht.  Die  gesamte  Exportmenge,  welche  der  „Ausfuhrzuschüsse" 
teilhaftig  werden  soll,  soll  alljährlich  festgestellt  werden  (zunächst  auf 
1400  Mill.  kg,  nach  dem  Gesetz  jetzt  1700  Mill.  kg)  und  diese 
Menge  den  Fabriken  nach  Mafsgabe  ihrer  vorherigen  Erzeugung  zuge- 
teilt, „kontingentiert"  werden. 

Zur  Betriebssteuer  kann  ein  -weiterer  Zuschlag  für  diejenigen  Fabriken 
hinzukommen,  welche  ihr  Kontingent  überschreiten. 

§  223.  ZwecJc  der  Xovelle  vom  k>7.  Mai  IS 96.  —  Als  Zweck  der 
Vorlage  wurde  angegeben:  1.  Erhaltung  der  Konkurrenzfähigkeit  der 
kleineren  und  der  mittleren  Betriebe;  2.  Erhaltung  der  Konkurrenz- 
fähigkeit der  deutschen  Zuckerindustrie  auf  dem  Weltmarkte;  3.  Ver- 
hütung einer  tibermäfsigen  und  sprungweisen  Vermehrung  der  Zucker- 
produktion; 4.  Beschränkung  des  finanziellen  Prämienaufwandes 
aus  der  Reichskasse.  Der  Bundesrat  wird  ermächtigt,  die  Zuschufssätze 
zu  ermäfsigen  und  zu  beseitigen,  je  nachdem  die  Konkurrenzländer 
dasselbe  thun. 

EJritik.  Der  Leitgedanke  ist  offenbar  der  agrarische.  Die  Erhaltung  der 
kleineren  und  der  mittleren  Fabriken  in  ihrer  Konkurrenzfähigkeit  mit  den  grofsen 
ist  nun  zwar  ein  Zweck,  welcher  —  als  Binnensteuerseitenstück  zum  Zollschutze  — 
angesichts  der  heutigen  Lage  der  deutschen  Landwirtschaft  nicht  unbedingt  abzu- 


*)  Nachschr.  Der  Entwurf  ist  mit  dem  27.  Mai  1 S96  inzwischen  G-esetz  g'eworden. 
Nach  diesem  Gesetz  beträgt  die  „Betriebssteuer"  bis  zu  4  Mill.  kg  Zucker- 
erzeugung einer  Fabrik  0,10  M.  für  100  kg.  und  steigt  mit  jeder  weiteren  Million 
Erzeugung  um  0,025  Mark. 


280  Zweites  Buch.    II.  Hauptabschnitt.    Zweite  Abteilung. 

weisen  wäre,  und  die  „Staffelsteuer"  des  Entwurfs  wäre  ein  steuertechnisch 
rationeller  Weg  für  den  Schutz  der  „Schwachen".  Doch  erheben  sich  schon  in 
dieser  Hinsicht  schwere  Bedenken.  Wird  denn  der  zweite  Hauptzweck,  Deutschland 
auf  dem  W^eltmarkte  konkurrenzfähig  zu  erhalten,  wirklich  erreicht,  wenn  gerade  der 
konkurrenzfähigste  Teil  der  Industrie  durch  Extrabelastung  künstlich  in  dieser 
Konkurrenzfähigkeit  herabgesetzt  wird?  Die  Motive  besagen  nun  wohl,  die  Staffelung 
der  Betriebssteuer  sei  sehr  mäfsig,  und  sie  ist  es.  Dann  aber  erhebt  sich  die 
Frage,  ob  die  Betriebssteuer  genannte  binnenlandische  Schutzsteuer  den  bisher 
unaufhaltsamen  Siegeslauf  der  binnenländischen  Grofsindustrie  aufhalten  wird;  wenn 
es  nicht  der  Fall  ist,  wenn  der  Grofsindustrie  Steuereinholung  gelingt,  so  ist  auch 
der  erste  Zweck  vereitelt.  Zum  Schutze  der  Klein-  und  Mittelbetriebe  sind  Ausfuhr- 
prämien nicht  erforderlich.  Zum  Schutze  aller  Betriebe  dienen  die  Ausfuhrzuschüsse 
überhaupt  nicht,  wenn  das  Ausland,  wie  das  von  selten  Oesterreichs  und  Frankreichs 
sofort  eingeleitet  worden  ist,  ihre  Ausfuhrzuschüsse  in  gleichem  Mafse  erhöht. 
Die  Ermunterung  durch  Ausfuhrzuschüsse,  welche  für  den  ganzen  bisher  erreichten 
Höchstbetrag  der  Ausfuhr  weiter  und  in  erhöhtem  Mafse  gewährt  werden,  ist  offen 
ersichtlich  dazu  angethan,  das  Gegenteil  des  3.  Zweckes,  d.  h.  der  Einschränkung 
der  Zuckerproduktion  zu  bewirken.  Endlich:  wenn  die  Nation  für  eine  notleidende 
Industrie  Opfer  bringen  soll,  warum  greift  man  nur  in  die  Tasche  der  Zuckerkonsu- 
menten durch  Erhöhung  der  Verbrauchsabgabe,  statt  in  die  Reichskasse  selbst? 
Der  oben  genannte  vierte  Zweck  bedeutet  eine  Crispinusarbeit.  Das  Ganze  erscheint 
uns  als  ein  nicht  sehr  anmutendes  Beispiel  für  die  in  §§  54  ff.  zurückgewiesene  Störung 
durch  auCsersteuerliche  „Seitenfunktionen"  der  Besteuerung. 

§  224.  Der  heutige  Stand  der  Zuckerhesteuenoig  im  Auslände.  — 
1.  Frankreich.  Die  Störung  des  Zuckerweltmarktes  ist  ur- 
sprünglich von  Deutschland  als  Folge  der  verdeckten  Ausfuhrzuschüsse 
ausgegangen,  welclie  in  seiner  Rübenbesteuerung  lagen.  Dagegen  hat 
Frankreich  eine  Fabrikatsteuer  gehabt.  Dieses  Verhältnis  hat  sich  da- 
durch umgedreht,  dafs  Frankreich  18S2  zur  Rübensteuer  überging, 
während  Deutschland  1887  in  der  Hauptsache  die  Fabrikatbesteuerung 
angenommen  hat.  Dabei  ist  die  französische  Rübensteuer  so  geregelt, 
dafs  sie  verdeckte  Ausfuhrzuschüsse  gewährt,  deren  Betrag  die  unserigen 
erheblich  übersteigen  soll. 

2.  Oes terreich-üngarn. 

Von  den  verschiedenen  Besteuerungsformen  hat  Oesterreich  -  Ungarn  nach 
einander  bis  1865  die  Rübengewichtssteuer,  bis  ISSS  in  der  sogenannten  Pauschal- 
steuer die  Steuer  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Apparate  gehabt,  und  man  ist 
dort  jetzt,  nachdem  die  Erfahrung  über  die  Saftsteuer  zu  einem  verneinenden  Er- 
gebnis geführt  hat,  durch  das  mit  dem  1.  August  ISSS  in  Kraft  getretene  Gesetz 
vom  20.  Juni  1SS8  zu  der  Verbrauchsabgabe  mit  dem  einheitlichen  Satze  von  11  Fl. 
für  Rübenzucker  und  allen  Zucker  von  gleicher  Art  (Rohzucker  in  jedem  Zustande 
der  Reinheit)  übergegangen. 

Die  Oesterreichischen  Erfahrungren  über  die  in  der  Form  der  „Pauscha- 
lierung" auferlegt  gewesene  Apparatbestenerung.  Es  wurde  weit  über  die  ge- 
setzliche Ausbringensannahme  hinaus  produziert,  und  die  Ausfuhrvergütung  für  that- 
sächlich  steuerfrei  erzeugten  Zucker  hat  wie  in  Deutschland  den  Ertrag  der  Zucker- 
Bteuer  zu  verschlingen  gedroht.  Ein  österreichischer  Zuckerindustrieller  fafste  in 
der  Präger  ,, Politik"  vom  4.  März  lS8ü  die  Wirkungen  der  Zuckerpauschalierung 
drastisch  wie  folgt  zusammen;  „Wenn  man  einen  Blick  auf  die  gegenwärtigen  kleinen 
Diffusionsbatterien  wirft,  die  man,  wenn  es  so  fortgeht,  bald  aus  y  Stück  alten,  mit 
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einem  wasserdichten  Anstrich  versehenen  Cylinderhüten  darstellen  wird,  und  den 
Zuckerfabrikdirektor  und  seinen  Adjunkten  im  immerwährenden  Delirium  bei  dieser 
Batterie  sieht,  so  ist  die  Antwort  nahe:  es  liegt  im  Pauschale!!  Das  Pauschale 
hat  die  enormen  Verdampfkörper  und  Maschinen,  die  doppelten  Kamine,  die  doppelte 
Anzahl  der  Dampfkessel  geschaffen;  das  Pauschale  schuf  die  Überproduktion;  das 
Pauschale]ist  schuld,  dafs  wir  bei  dreimal  soviel  Rüben^nicht  die  Hälfte  von  dem 
verdienen,  was  wir  früher  bei  wenig  Rüben  verdienten ;  das  Pauschale  ist  schuld, 
dafs  Einer  mehrere  Fabriken  mit  Rübensaft  versieht,  während  er  nur  von  einer 
zahlt;  das  Pauschale  ist  der  wilde  Jäger  nach  Rüben,  es  ist  der  verkörperte  Darwin, 
wo  der  Stärkere  den  Schwächeren  auffrifst,  bis  er  dann  vom  Stärksten  aufgezehrt  wird. 
Wenn  wir  also  etliche  Millionen  mehr  zahlen  müssen,  so  trachten  wir,  selbe  auf 
Alle  gerecht  verteilt  zu  zahlen  und  schauen,  dafs  wir  die  gute  Hälfte  davon  im 
Kanal,  in  der  Kohle  und  in  dem  Umstände  finden,  dafs  wir  nicht  jede  Campagne 
20  bis  30  Tausend  Gulden  in  die  Umbauten  stecken." 

3.  Belgien  erhob  schon  1843  (s.  das  Gesetz  vom  4.  Juni)  eine  Inlandsteuer 
von  20  Franken  pro  100  kg  Rohzucker.  Die  Zuckerausbeute  wurde  nach  der 
Dichtigkeit  des  ausgeschiedenen  Saftes  berechnet. 

4.  Holland  erhebt  in  derselben  Form  die  Rübensteuer  wie  Belgien  seit  1858 
(31.  August  1858)  und  besteuerte  den  inländischen  Zucker  mit  13,50  Gulden  pro 
100  kg  Rohzucker  bei  1400  Gramm,  seit  1863  bei  1450  Gramm,  1865  bei  1500  Gramm 
angenommener  Ausbeute.  Das  Gesetz  vom  7.  Juli  1867  erlaubt  aber,  eine  Besteuerung 
nach  Fabrikat  zu  wählen. 

5.  Rufsland  hat  nach  dem  Gesetz  vom  12.  Juni  1881  die  Apparatbesteuerung 
verlassen  und  die  Fabrikatsteuer  angenommen.  Es  schützt  die  heimische  Industrie 
durch  hohe  Schutzzölle  und  hat  die  Zuckerindustriellen  zu  einem  Syndikat  vereinigt, 
das  gezwungen  ist,  die  über  den  Verbrauch  erzeugten  Mengen  gemeinsam  zur  Aus- 
fuhr zu  bringen. 

6.  In  Dänemark  besteht  die  Fabrikatsteuer;  in  Italien  neben  einer  solchen 
fakultativ  die  Saftsteuer;  Schweden  hat  die  Rübengewichtssteuer. 

n.  Auf  die  Getränke.    A.  Die  Gretränkebesteuerimg-  iilberhaupt. 

§  225.  Technische  und  ökonomische  Orundlagen.  —  Den  Gegen- 
stand der  Getränkebesteuerung  bilden  die  zum  inländisclien  Konsum 
gelangenden  alkoholhaltigen  Getränke.  Dieselben  sind  von  zwei- 
erlei Art:  Naturgetränke,  in  Frankreich  jetzt  auch  hygieinische  Ge- 
tränke genannt,  und  Kunstgetränke  (Alkoholfabrikate).  Erstere  sind  aus 
von  Natur  zuckerhaltigen  Materialien  bereitet,  welche  die  natürliche  Al- 
koholgährung  durchmachen :  Wein,  Obstmost  u.  s.  w.  Die  anderen  werden 
teils  aus  Stärkemehl  und  (oder)  Naturzucker  enthaltenden  Stoffen  mit 
oder  ohne  Zusatz  von  fabriziertem  Zucker  durch  künstlich  geleitete 
Gährung  und  Scheidung  bereitet;  es  sind  gebraute  und  gebrannte 
Getränke,  Biere  und  Branntweine. 

Ein  steuertechnisch  bedeutender  Unterschied  der  Branntweine  ist 
derjenige  der  aus  Stärkemehlstoffen  und  der  aus  Zucker  bereiteten 
Getränke.  .Erstere  bedingen  einen  zweistufigen  Fabrikationsprozefs,  ein- 
mal Überführung  der  stärkemehlhaltigen  Stoffe  in  Stärkezucker  durch 
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Maiscliung-,  dauu  die  Verwandluug  des  letzteren  in  Alkohol.  Bei  der 
zweiten  Art  ist  blofs  die  Umsetzung  des  naturfertigen  oder  fabrizierten 
Zuckers  in  Alkohol  zu  vollziehen.  Die  keine  Maischung  bedingenden 
Materialien  der  Alkoholbereitung  werden,  wenn  sie  nicht  der  Stoff- 
besteuerung  unterliegen,  im  engeren  branntweinsteuerlichen  Sinne 
^ Materialsteuer- Objekte"  genannt;  die  „Materialsteuern"  können  nie 
durch  eine  Maisch  Steuer  ersetzt  oder  ergänzt,  wohl  aber  durch  Fabri- 
kat- und  Fabrikationsbesteuerung  umgangen  werden. 

Bei  Beurteilung  der  verschiedenen  Belastungshöhe  der  verschiedenen 
Getränke  ist  wohl  zu  beachten,  dafs  der  Alkoholgehalt  der  verschie- 
denen Getränke  sehr  verschieden  ist.  Die  Sätze  auf  Branntwein 
dürfen  daher  viel  höher  sein  als  die  auf  Wein,  auf  starke  Weine 
stärker  als  auf  „geringe"  Weine,  auf  Wein  höher  als  auf  Bier 
und  Cider  (Obstmost). 

Nicht  blofs  die  technischen,  sondern  auch  die  ökonomischen  oder 
Betriebsgrundlagen  sind  steuertechnisch  von  grofser  Bedeutung.  Vor 
allem  der  Unterschied  des  Grofs-  und  Kleinbetriebes,  der  zerstreuten 
und  der  kompakten  Herstellung,  des  Konsums  im  eigenen  Hause  und 
desjenigen  im  Gasthause. 

Der  Obstraost  ist  in  Produktion,  in  Lagerung  und  Konsum  durch 
Kleinbetrieb  und  Zerstreuung  bezeichnet.  Schon  steuertechnisch  läfst 
er  sich  nicht  leicht  anfassen,  und  da  er  jedenfalls  ein  nur  wenig  steuer- 
barer Artikel  ist,  bliebe  er  besser  unbesteuert,  wenn  nicht  der  Zusammen- 
hang mit  den  anderen  Getränkesteuern  dem  etwa  entgegenstände. 
Der  Eigenkonsum  oder  Hausverbrauch  ist  kaum  fafsbar. 

Wein  wird  nur  wenig  im  grofscn  gebaut,  wird  aber  Ware  und  ist 
als  solche  bei  der  Kellereinlage  und  beim  Ausschank  steuertechnisch 
greifbar.  Er  ist  gut  steuerbar,  in  seinen  besten  Qualitäten  sogar  höchst 
steuerbar.  Eine  Qualitätsbesteuerung  nach  dem  Werte  wird  durch- 
führbar; sogar  eine  progressive,  wenn  man  die  Edelweine  vor  dem 
Ausgange  aus  den  Kellern  —  auf  Grund  einer  Buch-  und  einer  Eti- 
kettenkontrolle fassen  wollte. 

Bier  ist  als  ein  mittelsteuerbarer  Artikel  anzusehen,  annähernd  wie 
Zucker.  Es  ist  aber  steuerlich  viel  fafsbarer,  als  der  Wein  upd  daher 
auch  zu  einem  steuersystematisch  vielleicht  ungerechtfertigtem  Grade 
der  Belastung  gelangt.  Die  Brauerei  wird  immer  mehr  Bierfabrik, 
welcher  steuertechnisch  in  verschiedenster  Weise  ziemlich  sicher  vor 
der  Zerstreuung  des  Objektes  in  den  Kleinverkehr  und  Kleinkonsum  bei- 
zukommen ist.  Eine  besondere  Kleinschankbesteuerung  neben  der 
Fabrikationsbesteuerung  in  Ausschankabgabe-  oder  in  Licenzform  ist 
steuerlich  nicht  zu  rechtfertigen. 

Am  stärksten  im  Verhältnis  zu  seinem  Werte  erscheint  überall 
der  Branntwein  besteuert.     Ob   er  wirklich   das  steuerbarste  aller  Ge- 
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tränke  ist,  läfst  sich  steuergTuadsätzlicli  anzweifeln,  da  er  klimatisch, 
gegendweise  und  nacli  dem  verschiedenen  Berufe  der  Konsumenten  ein 
unentbehrliches  Genufsmittel  auch  einer  Masse  schwacher  Steuerkräfte  ist. 
Es  greift  indessen  die  hygienisch-moralische  Xebenrücksicht  so  stark 
herein,  dafs  auch  hohe  Besteuerung  bis  zu  einem  gewissen  Grade  sich 
rechtfertigen  läfst.  Eine  desto  höhere,  je  gröfser  in  einem  Lande  und  einer 
Zeit  die  gesundheitlichen  und  die  sittlichen  G-efahren  des  Alkoholgenusses 
auftreten.  Wenn  es  jedoch  eiiiigermafsen  durchführbar  wäre,  den  not- 
wendigen Konsum  steaertechnisch  als  steuerfrei  auszuscheiden,  so  wäre 
es  zweifellos  begründet,  dies  zu  thun. 

Der  steuerbarste  Teil  der  Objekte,  die  verfeinerten  Schnäpse, 
sind  in  der  Veredelungsfabrikation  heute  kaum  schon  so  konzentriert, 
um  einem  Qualitätssteuerzuschlage  allgemein  unterzogen  werden  zu 
können.  Eine  Lücke  rationeller  Besteuerung  liegt  aber  damit  un- 
zweifelhaft vor. 

Die  Branntweinerzeugung  erfolgt  noch  heute  massenhaft  im  Klein- 
betriebe, jedoch  überwiegend  für  den  Hausverbrauch  und  aus  naturzucker- 
haltigen Materialien.  Die  Bereitung  aus  stärkemehlhaltigen  Stoffen  ist 
immer  mehr  dem  Grofsbetrieb  verfallen,  was  wenigstens  mit  Eücksicht 
auf  die  Vereinfachung  der  Steuerökonomie  und  namentlich  auf  die 
Beseitigung  des  unvollkommen  entfuselten,  besonders  schädlichen 
Branntweins  kaum  zu  bedauern  wäre,  wenn  nicht  eine  andere  Rück- 
sicht entgenstände.  Für  die  Verwertung  der  Arbeitszeit  im  Herbst  und 
Winter  und  für  Gewinnung  von  Schlempe  für  einen  kleinen  Viehstand 
hat  auch  die  Kleinbrennerei  ihren  besonderen  ländwirtschaftlichen  Wert, 
die  Maischbrennerei  sowohl  wie  die  ,,Material"-Brennerei.  Letztere 
ist  ein  Mittel  der  Verwertung  reicher  Obsternten  und  daher  Stütze  des 
Obst-,  namentlich  Steinobstbaues,  als  solche  von  selbst  an  den  Klein- 
betrieb gewiesen.  Steuerschonung  der  Brennerei- Kleinbetriebe  darf 
daher  steuerlich  nicht  von  der  Hand  gewiesen  werden. 

Steuertechnisch  ist  weiter  von  Bedeutung,  dafs  alle  drei  Haupt- 
getränke mehr  und  mehr  auch  aus  „Surrogaten",  d.  h.  aus  einer 
Mehrzahl  von  Rohstoffen  hergestellt  werden,  was  zu  den  Fragen  der 
Behandlung  der  Surrogate,  der  Sonderbesteuerung  des  Kunstweines  und 
dergl.  geführt  hat. 

Weiter  ergiebt  die  Fabrikation  ihrerseits  Nebenprodukte,  über 
deren  Steuerbarkeit  eine  Entscheidung  zu  treffen  ist  (Hefe). 

Alle  drei  Hauptgetränke  sind  endlich  Gegenstände  des  Aus-  und 
Einfuhrhandels.  Als  Steuerobjekt  bringen  sie  also  die  Schwierig- 
keiten der  Harmonisierung  von  Grenz-  und  Inlandbesteuerung,  die  Re- 
gelung der  Rückvergütungen  und  der  Übergangsabgaben,  und  wo 
die  Steuer  als  schutzpolitischer  Hebel  in   Bewegung   gesetzt   werden 
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■will,  die  heikle  Frage  des  Schutzes  der  heimischen  Winzer  und  Bauern 
mit  sich. 

§  226.  Die  JErhebungs formen.  —  Ans  dem  Bisherigen  hat  sich 
schon  ergeben,  daf;«  die  EesteueruDg  der  Eigenerzeuger  sowie  der 
Kleinerzeuger,  falls  sie  überhaupt  steuertechnisch,  steuerökonomisch 
und  landwirtschaftspolitisch  begründet  und  ausführbar  ist,  eine  andere 
sein  mufs,  als  diejenige  der  Erzeugung  für  den  Absatz  und  im  grofsen. 
Es  ist  ferner  klar,  dafs  und  warum  eine  vollständige  Besteuerung  des 
Weines  die  Cirkulations- Versandtbesteuerung  sein  mufs,  mit  oder  ohne 
Zusatz  von  Kleinverkaufsabgabeu. 

Weiter  hat  sich  bereits  ergeben,  dafs  die  Bier-  und  Branntwein- 
steuer in  irgend  welcher  Form  der  Fabrikationsbesteuerung  am  besten 
erfolgt. 

Von  erheblichem  Gewicht  ist  auch  die  Frage,  ob  als  Hauptsteuer- 
form oder  als  Zusatzsteuer  Licenzen  am  Platze  seien.  Und  dabei  ist 
zu  unterscheiden,  ob  und  wie  nichtsteuerliche  Rücksichten  mittelst  der 
Besteuerung  Geltung  erlangen  sollen. 

Als  hauptsächliche  und  einzige  Art  der  Getränkebesteuerung  ist 
die  Licenzbesteuerung  der  Fabrikanten,  Grofshändler,  Kleinhändler 
(Schankwirte,  Debitanten)  steuergrundsätzlich  zu  verwerfen.  Sie  läfst 
sich  aber  für  England,  namentlich  aui^  der  älteren  Verwaltungsorgani- 
sation heraus  erklären.  Die  Grundsätze  der  Allgemeinheit  und  der 
Verhältnismäfsigkeit  werden  dabei  zu  Ungunsten  der  Kleinfabrikatiou 
und  der  auf  das  Wirtshaus  angewiesenen  Volksschichten  gröblich  ver- 
letzt. Auch  Abstufung  nach  dem  Mietwert  verbessert  sie  sehr  wenig. 
Anders  liegt  die  Frage,  ob  die  Getränkelicenzen  als  Zusatzsteuern 
sich  empfehlen.  Als  solche  kommen  sie  namentlich  in  Grofsbritannien 
und  in  Frankreich  noch  sehr  umfassend  vor. 

Als  Kontrolllicenzen,  namentlich  als  Konzentrutionslicenzen  im  Inter- 
esse der  Steuersicherheit  auferlegt,  werden  sie  nach  den  besonderen  Ver- 
hältnissen eines  Landes  —  sich  wohl  rechtfertigen  lassen.  Sie  sind 
jedoch  in  ihrer  Höhe  auf  den  steuerdienstlichen  Zweck  zu  beschränken, 
also  nicht  eigentlich  als  Steuern  einzurichten. 

Ahnlich  können  Getränkelicenzen  als  Polizeilicenzen  zm\  sicheren 
Überwachung  der  Schanklokale  und  zur  Beschränkung  der  Zahl  der 
Schanklokale  begründet  sein,  aus  letzterem  Grunde  namentlich  da, 
wo  man  das  von  Willkürlichkeiten  und  Privilegierung  strotzende 
System  des  Schankkonzessionsw^esens  beseitigt  selien  will. 

Als  Mittel  der  Gesundheits-  und  Sittenpolizei  im  Sinne  der  Tempe- 
renzler und  Alleintheetrinker  zur  Einschränkung  des  Wirtshausbesuches 
gehandhabt,  sind  Getränkelicenzen  kaum  zu  begründen.  Sie  können 
kaum  hoch  genug  angelegt  werden,  um  bezüglich  der  Konsumein- 
schränkung  der  kleinen    Leute    die  Wirkung   von   Schanksteuern   zu 
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haben,  welche  übrigeas  ebenfalls  besser  darch  aussßhliefsende  Cirkula- 
tionsbesteuerung  auch  wirklich  zu  erreichen  sind.  Sie  treffen  auch 
einseitig  den  öffentlichen  Trunk  der  kleinen  Leute,  der  ebenso  fröhlich, 
sittlich  jedoch  mehrfach  nicht  so  schlimm  ist,  wie  der  stille  Trunk  der 
wohlhabenden  Leute  im  Hause.  Der  sittliche  Zweck  kann  doch  nur 
durch  ganz  andere  Mittel  erreicht  werden,  als  durch  Licenzdruck  auf 
die  Schankwirte,  welche  überdies  durch  Getränkeverschlechterung  die 
Steuer  einzuholen  wissen. 

Ob  für  Deutschland  das  sog.  „G-othenburger  System"  zu  dem 
fraglichen  Zwecke  passend  wäre,  wird  stark  anzuzweifeln  sein.  Es 
würde  kaum  einen  geringeren  Sturm  hervorrufen  als  derjenige  war, 
welcher  den  Trunksuchts-Gresetzentwurf  des  Deutschen  Bundesrates  in 
den  parlamentarischen  Papierkorb  hineingefegt  hat.  Übrigens  sind 
alle  diese  Fragen  bei  ausschliefsender  Cirkulations-  und  Fabrikations- 
besteuerung der  drei  Hauptgetränke  keine  Steuerfragen. 

§  227.  Die  steuersystematische  Stellung  und  Oliedenmg  der  Oe- 
trcmJcesteuern.  —  Nicht  in  Deutschland,  wohl  aber  in  Rufsland,  in 
England,  auch  in  Frankreich,  wenn  man  zu  den  Staats-  die  Gemeinde- 
Getränkesteuer  hinzurechnet,  hat  die  Getränkebesteuerung  wohl  einseitige 
Entwickelung  erlangt,  welche  nur  bezüglich  des  Branntweins  durch 
hygienisch-moralische  Rücksichten  entschuldbar  wird.  Man  hat  bei 
dieser  Betrachtung  wohl  im  Auge  zu  behalten,  dafs  diese  Steuern 
hauptsächlich  auf  die  unteren  und  die  mittleren  Klassen  fallen. 

Es  gilt  aber  nicht  blofs  die  Stellung  der  Getränkesteuern  zusammen 
gegenüber  den  übrigen  Gliedern  des  Steuersystems,  sondern  auch  ihre 
Stellung  zu  einander  richtig  zu  bestimmen.  In  letzterer  Hinsicht 
ist  gewifs  ein  grofser  Fortschritt  darin  zu  erblicken,  dafs  der  Brannt- 
wein immer  mehr  zum  Haüptglied  der  Getränkebesteuerung 
geworden  ist.  Dagegen  ist  die  Bierbesteuerung  auch  in  Deutschland 
kaum  höher  zu  treiben,  ohne  die  Ebenmäfsigkeit  innerhalb  der  Ge- 
tränkebesteuerung zu  verletzen.  Die  Weinbesteuerung,  welche  für 
Betriebe  ohne  eigenen  Weinbau  im  Weinzolltarif  mit  Zusatz  der  Ver- 
packungs-  und  Flaschentara  sich  besonders  gut  als  Qualitätsbe- 
steuerung regeln  läfst,  ist  in  Deutschland  bis  jetzt  gegenüber  einer 
kräftigen  Bierbesteuerung  unverhältnisraäfsig  vernachlässigt,  und  wo 
sie  am  stärksten  ist  (Württemberg),  höchst  einseitige  Besteuerung  blofs 
des  geraeinen  Schankkonsums. 

Nach  einer  neueren  Aufstellung  von  Schanz  (Fin.-Arch.  1893)  für  1891  ergab 
die  Getränkebesteuerung  pro  Kopf  der  Bevölkerung: 

1)  Brauntweiu:  Grofsbritannien  11,44,  Holland  9,14,  Vereinigte  Staaten 
5,92,  Frankreich  5,91,  Belgien  5,90,  Rufsland  3,97,  Ungarn  3,84,  Schweden  3,81, 
Norwegen  2,80,  Deutsches  Reich  2,78,  Oesterreich  2,0,  üänemark  1,57,  Italien  0,70  M. 
—  2)  Weiu:  Holland  6,75,  Frankreich  3,51,  Ungarn  1,03,  Rufsland  0,79, 
Belgien  0,66,  Grofsbritannien  0,61,  Vereinigte  Staaten  0,42,  Dänemark  0,35,  Oester- 
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reich  0,:}4,  Schweden  0,.22,  Italien  0,007  M.  —  3)  Bier:  Grofsbritannien  .5,31, 
Belgien  2,10,  Vereinigte  Staaten  1,97,  Oesterreich  1,S9.  Dänemark  1,71,  Deutsches 
Reich  1,56,  Ungarn  0,50,  Frankreich  0,49,  Holland  0,49,  Rufsland  0,09,  Italien  0,07  M. 

§  228.  L\e  FaMoren  der  Geirän'kehesteuerung.  —  Die  Steuer  Zu- 
ständigkeit ist  bereits  in  §§  1S4  ff.  zu  theoretischer  und  positivreeht- 
licher  Darstellunfi-  gelangt. 

Bezüglich  der  subjektiven  Steuerpflicht  ergiebt  sieh  eine  Schwierig- 
keit nur  liinsichtlich  dev  Freilassung  der  vom  Subjekte  selbst  erzeugten 
Getränke.  Dieselbe  wird  auch  grundsätzlich,  nicht  blofs  steuertechnisch 
und  steuerökonomiscli  zu  rechtfertigen  sein.  Die  ..Eigenbrenner" 
(bouilleurs  du  crü)  haben  besonders  in  Frankreich  sich  immer  grofse 
Rücksicht  erzwungen. 

Über  letzteren  Gegenstand  der  französischen  Besteuerung  vergl.  A.  Wagneb 
III  631. 

Die  Belastung  ist  thunlichst  nach  dem  Spritgehalte  abzustufen, 
was  der  Fabrikatbesteuerung  der  Kunstgetränke  mehr  und  mehr  ge- 
lungen ist.  Aufserdem  sollte  der  Wert  unmittelbar  oder  mittelbar  durch 
höhere  Flaschenzölle  u.  s.  w.,  thunlichst  im  Aasatze  nach  dem  Mafse 
der  Steuerbarkeit  der  Objekte  zu  erhöhter  Geltung  kommen. 

Der  Ertrag  der  Getränkebesteuerung  hat  sich  in  Frankreich 
immer  mehr  in  der  Richtung  auf  das  Branntweinobjekt  verschoben .  Neue- 
stens  ist  unter  dem  starken  Einflüsse  der  Winzer  und  der  Gastwirte 
die  volle  Beseitigung  der  Steuern  der  übrigen  Getränke  ins  Auge 
gefafst. 

In  dem  radikalen  Entwürfe  des  Finanzministers  Peytral  war  nichts  ge- 
ringeres geplant,  als  die  völlige  Aufhebung  der  Wein-,  Cider-  und  Bier- 
steuern als  Staatssteuern  und  die  Ersetzung  des  grofsen  Ausfalles  an  Ein- 
nahmen durch  die  Steigerung  der  Alkoholsteuer,  die  Erhöhung  der  Li- 
cenzen  und  die  Einführung  einer  kleinen  Einkommensteuer.  Das  lange 
vorschwebende  Ziel,  die  Getränkebesteuerung  wesentlich  auf  den  Alkohol  zu  kon- 
zentrieren, würde  damit  erreicht  worden  sein. 

Die    völlige    Verschiebung    der    französischen    Getränkesteuerlast    gegen    den 

Nachweisen   hervor,    wonach   der    Ertrag  ge- 

^Alkohol"      Bier  Nebenabg.      Summe 

19,42             12,12  5,64             111,03 

9],Sy             2S,06  9,92             299,97 

246,»52            39,69  18,93            603,74 

Auf  den  Alkohol  fiel  hiernach  in  den  3'ter  Jahren  17,5,  1S80:  40.8  Proz.  des 

Ertrages.  Seitdem,  in  Folge  der  Wirkungen  des  Gesetzes  von  ISSO,  ist  diese  Quote 
noch  gestiegen  (1893  auf  6<t  Proz.  nach  A.  Wagneb). 

§  229.  Die  geltenden  Licemsteuern.  —  Die  französischen  Ge- 
tränkelicenzen  sind  in  anderem  Zusammenhange  früher  bereits  vorge- 
führt. Die  englische  Licenzbesteuerung,  deren  Ertrag  neuesteus 
den  Kommunalkörpern  zugewiesen  ist,  wird  von  A.  Wagxer  wie  folgt 
charakterisiert: 


Branntwein   hin 

geht  aus 

amtlichen 

wesen  ist: 

Durchschnitt 

Wein 

Obstwein 

1830—39 

65,40 

S,46 

1860—69 

155,00 

15,09 

1880 

281,89 

16,61 
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Das  Licenzsystem  teilt  die  zu  kontrollierenden  und  zu  besteuernden  Gewerbe- 
treibenden regelmäfsig  nach  den  Hauptartikeln,  in  denen  sie  Geschäfte  machen 
(Wein,  Bier,  Branntwein,  süfser  Kunstwein  inkl.  Meth,  Obstwein,  Tabak)  und 
dann  wieder  bei  jedem  Artikel  in  dreiKlassen  ein:  eigentliche  Fabri- 
kanten nebst  Hilfsgeschäften  (Bierbrauer,  Branntweinbrenner  und  Kaffineure, 
SiiCsweinmacher,  Essigfabrikanten,  Tabakfabrikanten),  ferner  Händler,  insbeson- 
dere Grofshändler,  endlich  Kleinhändler  (Wirte,  Äusschänker,  Speisehaus- 
•wirte  u.  s.  w.,  Tabakhändler).  Gewisse  Licenzen  umfassen  das  Recht  mit,  andere 
Getränke,  als  das  Hauptgetränk,  auf  das  sie  sich  beziehen,  zugleich  zu  debitieren, 
so  die  neueren  Branntweindetailgeschäftlicenzeh  das  Recht  zum  Bier-  und  Weinver- 
kauf. In  anderen  Fällen  mufs  zur  Hauptlicenz  eine  ZusatzUcenz  genommen  und 
bezahlt  werden,  so  zur  (Grofs-)Ha'ndelslicenz  für  Branntwein  die  Licenz,  auch  im 
kleinen,  in  gewissen  Minimalmengen,  Branntwein  oder  überhaupt  fremde  Liköre  zum 
Konsum  aufser  Haus  zu  verkaufen.  Mancherlei  minutiöse  Detailbestimmungen  gelten. 
hier  noch  gegenwärtig,  auch  mitunter  von  den  englischen  verschiedene  noch  in 
Schottland  und  Irland.  Bei  den  Detailgeschäften  für  Getränkeabsatz,  speciell  von 
Bier  und  Wein,  bestehen  z.  B.  niedrigere  Steuersätze  für  den  Verkauf  zum 
Konsum  auswärts  und  höhere  für  denjenigen  zum  Konsum  an  Ort  und 
Stelle,  d.  h.  im  Wi  rtshaus  u.  s.  w.  selbst. 

Fabrikanten-,  Händler-  undKleinhändler-Licenzen  für  Wein  und  Bier  sind  in  einem 
oder  wenigen  festen  Steuersätzen  zu  bezahlen,  nur  ausnahmsweise  in  etwas 
abgestuften  Sätzen  nach  dem  Mietwert  der  Lokalität  (bei  Hausbrauern, 
Speisehäusern),  bloCs  bei  Tabakfabrikanten  genauer  nach  dem  Geschäftsumf  ang 
der  Verarbeitungsmenge.  Der  Branntweinschank  wird  dagegen  nach  einer 
Steuerskala  besteuert,  welche  sich  genau  nach  dem  Mietwert  der  Geschäfts- 
lokale richtet,  und  gerade  diese  Licenzen  geben  den  bei  weitem  gröCsten  Teil 
des  Gesamtertrages  der  Getränke-  und  verwandten  (Speisehäuser,  Tabakläden)  Li- 
cenzen. Der  ganze  Licenzsteuertarif  hat  so  noch  heute  einen  grofsen  Umfang,  er 
zählt  für  Getränke  (und  Tabak)  74  Sätze,  teils  für  die  verschiedenen  steuerpflichtigen 
Gewerbegattungen,  teils  und  namentlich  für  den  verschiedenen  Betriebsumfang  und 
die  verschiedene  Betriebsweise  desselben  Gewerbes. 

Die  britischen  Bierlicenzen  stehen  geschichtlich  in  Verbindung  mit  der  alten 
Wirtschaftspolizei  und  der  obrigkeitlichen  ( friedensrichterlichen i  Konzession  und 
Oberaufsicht  der  Bierhäuser  (seit  1552),  ein  erst  1S30  aufgegebenes  gewerbepolizei- 
liches System. 

B.  Die  Besteuerung  Ton  Wein,  Knnstweiu  und  Obstmost. 

§  230.  Erhebungsformen.  —  Wir  halten  uns  liier  ausschliefslich 
an  den  Wein  und  Kunst  wein.  Obstmost  ist  thunlichst  freizulassen 
und  sollte  im  Reichsweinsteuerprojekt  von  1S92  von  der  Reicbssteuer 
auch  frei  gelassen  werden.  Ist  jedoch  der  Obstwein  einer  Steuer  als 
Seitensteuer  zur  Biersteuer  dennoch  unterworfen,  so  kann  bei  der  Pro- 
duktions-, Betriebs-,  Vertriebs-  und  Konsumverwandtschaft,  welche  dieses 
Objekt  zum  Wein  besitzt,  steuertechnisch  nur  eine  Zusammenfassung 
mit  der  Weinbesteueung  Platz  greifen,  und  dies  ist  auch  überall  der 
Fall  gewesen. 

Der  Kunstwein  unterscheidet  sich  nach  den  für  die  Steuertechnik 
mafsgebenden  Gesichtspunkten  als   Steuerobjekt  vom  Weine  dadurch, 
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dafs  wenigstens  die  gewerbsmäfsige  Kunstweinerzeugung  Fabrikation 
ist,  also  abgesondert  in  den  Kunst  Weinkellern  ergriffen  werden  könnte. 
Der  Widerstand  hiergegen  ist  freilich  bedeutend.  Bei  der  Agitation 
gegen  die  Reiclisweinsteuer  bat  —  nächst  dem  Festhalten  Württembergs 
an  seinem  protokollarischen  Weinsteuerreservatrecht,  einem  Festhalten, 
welches  sich  aus  der  fiskalischen  Bedeutung  der  Weinsteuer  für  Würt- 
temberg erklärt,  —  die  Furcht  der  Kunstweinfabrikation  vor  der  hygi- 
einisch  wie  steuerpolitisch  durchaus  begründeten  Kontrolle  gewifs  den 
Hauptanteil  gehabt;  der  Reichsschatzsekretär  meinte  sarkastisch,  das 
Auffallendste  sei  ihm  gewesen,  dafs  sich  auf  den  Riesenpetitionen  gegen 
die  Reiclisweinsteuer  kein  einziger  Kunstweinfabrikant  (als  solcher) 
unterzeichnet  habe. 

Übrigens  ist  der  Kunstwein  der  Besteuerung  überhaupt  und  mit 
gutem  Grund  einer  stärkeren  als  der  Xaturwein  mehr  und  mehr  unter- 
worfen worden. 

Die  Schwierigkeiten  der  Weinbesteuerung  liegen  in  der  steuer- 
technischen Natur  des  Objektes  selbst.  Dieselben  lassen  sich  nur 
überwinden,  wenn  unter  Freigebung  des  Hausverbrauches  der  Weinbauer 
nur  der  in  den  Handel  kommende  Wein  einer  Steuer  beim  Ver- 
sandt an  den  Konsumenten  mit  Hülfe  der  Kontrolle  der  Handelskeller 
und  der  Versandtbegleitscheine  für  alle  Weinversendungen  ergriffen 
Avird.  Die  alleinige  Besteuerung  des  Schankweines  mit  Freilassung  der 
Versandte  an  den  Privatkonsum  Taufserhalb  des  Wirtshauses)  ist  eine  grobe 
Verletzung  der  Allgemeinheit  der  Besteuerung  und  die  Schankbesteuerung 
neben  der  allgemeinen  Versandtsteuer  eine  verwerfliche  Doppelbe- 
steuerung. Es  war  ein  Vorschlag  zum  Fortschritte,  dafs  der  deutsche 
Bundesrat  jüngst  die  reine  und  alleinige  Versandtsteuer  vorgeschlagen 
hat,  und  ein  ebensolcher  Vorschlag  war  der  in  den  letzten  Jahren  wieder- 
holt gemachte  Anlauf  der  französischen  Ministerien,  die  für  ihre  Zeit 
bewunderungswürdige,  übrigens  der  alten  französischen  Getränkebe- 
steuerung (aides)  modern  nachgebildete  viergliedrige  Getränkebesteuerung 
von  1816  zu  verlassen  und  zur  alleinigen  Versandtbesteuerung  über- 
zugehen. Die  mehrgliedrige  Getränkebesteueruug  wird  leicht  irrationell 
und  überaus  lästig  für  die  Masse  der  Produzenten  und  Konsumenten, 
während  die  Versandtbcsteuerung  nur  den  Weinhandel  mit  Kontrollen 
heimsucht  und  mit  nicht  strengeren  als  diejenigen  sind,  welche  von 
den  mildesten  Formen  der  übrigen  indirekten  Besteuerung  auch  verhängt 
werden.  Ein  Weinsteuermonopol  ist  auch  als  Handelsmonopol  nach 
der  Natur  des  Objektes  ausgeschlossen. 

§  231.  Die  Weinhesteuening  im  Deutschen  Beiche.  — Der  Versuch 
einer  Reichsweinsteuer,  welcher  1892  gemacht  wurde,  ist  an  dem  staats- 
rechtlich gedeckten,  aber  steuerpolitisch  tief  zu  beklagenden  Wider- 
spruch Württembergs  gescheitert.  Der  Versuch  griff  in  einer  Richtung  aus, 
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durcli  deren  Weiterverfolgung  man  dahin  gelangt  wäre,  das  Objekt  da 
zu  fassen,  wo  es  von  einer  rationellen  Weinbesteuerung  der  Zukunft 
wahrscheinlich  gefafst  werden  wird,  beim  Versandt  an  den  Konsu- 
menten, sei  es  direkt  vom  Produzenten,  sei  es  vom  Handelskeller 
aus.  Die  nötigen  Handhaben  zur  Anfassung  des  Kunstweins  und  zur 
Verhütung  der  Weinfälschung  wären  ebenfalls  vorbereitet  worden. 

Die  Reichsweinsteuer  war  rationell  als  allgemeine  Wert  proportional- 
ste uer  mit  Freilassung  des  eigenen  Hausbrauches  der  Kleinproduktion  geplant 
gewesen.  Ob  es  ein  glücklicher  Gedanke  war,  die  geringwertigen  Weine  den  Ländern 
vorzubehalten,  ist  zu  bezweifeln.  Die  ganze  Weinsteuer  gehört  sachgemäfs  nur  dem 
Reiche,  wenn  diesem  auch  die  Branntweinsteuer  ganz  gehört.  Wollte  man  aber  den 
Ertrag  teilen,  so  wäre  eine  prozentuelle  Ertragsüberweisung  an  die  Landeskassen 
der  Weinländer  als  vorübergehende  Einrichtung  gewifs  richtiger,  da  dies  die 
Länder  interessiert  hätte,  auch  die  edleren  Weine  streng  einzusteuern.  Auf  alle  Fälle 
bleibt  eines  der  steuertheoretisch  schwersten  Gebrechen  des  deutschen  Steuersystems, 
bei  kräftiger  Bier-  und  Schnapsbesteuerung  und  hohen  Zöllen  auf  den  ausländischen 
Wein,  auf  Getreide  und  Vieh,  den  Inlandwein  —  aufser  in  Württemberg  —  nahezu 
steuerfrei  zu  machen. 

(Vergl.  hierzu  meine  eingehende  Kritik  des  Reichsweinsteuerprojektes  in  der 
„Zukunft"  vom  13.  Jan.  1894.) 

Objekt.  Der  Reichsweinsteuer  sollte  unterliegen:  1.  aller  Naturwein  (Wein, 
Weinmost,  Traubenmaische)  im  Wert  von  mehr  als  50  M.  pro  Hektoliter,  und  zwar 
mit  15  Proz.  des  Fakturawertes,  2.  aller  Schaumwein  mit  20  Proz.  vom  Werte, 
3.  aller  Kunstwein  mit  25  Proz.  vom  Werte,  mindestens  aber  mit  15  M.  vom  Hekto- 
liter. Nur  der  Naturwein  im  Wert  bis  zu  50  M.  pro  Hektoüter  sollte  der  Landes- 
besteuerung im  Umfange  des  Verbrauchs  im  Lande  vorbehalten  bleiben,  jedoch  mit 
der  Einschränkung,  daCs  Landes-  und  Gemeindesteuern  vom  Wein  zusammen  18  Proz. 
des  Wertes,  ca.  10  M.  für  das  hl  im  Mittel,  nicht  übersteigen  dürfen.  Die  Gemeinde- 
steuer auf  den  der  Reichsbesteuerung  unterliegenden  Wein  sollte  *,3  der  Reichssteuer 
(also  3  Proz.  des  Wertes  oder  3  M.  für  das  Hektoliter)  nicht  übersteigen.  Der 
Landesbesteuerung  wäre  der  reichssteuerpflichtige  Naturwein  (im  Wert  von  mehr 
als  50  M.  pro  Hektoliter)  ,,in  keiner  Weise'"  unterworfen  worden.  Der  vom  Auslande 
bezogene  Wein  unterlag  der  inländischen  Besteuerung  ebenfalls,  so  zwar,  dafs  bei 
der  Prozentualberechnung  der  Steuer  der  um  den  Betrag  des  Zolles  erhöhte  Kauf- 
preis zu  Grunde  gelegt  war. 

Die  vorgeschlagene  Besteuerung  war  also  gegenständlich  (objektiv)  all- 
gemein, sofern  alle  Weinarten,  der  Kunst-,  der  Schaum-  und  der  Naturwein 
getroffen  werden  sollten. 

Sie  war  es  aber  auch  persönlich  (subjektiv),  indem  der  Privatkonsum 
ebenso  der  Besteuerung  unterliegen  s  ollte  w  ie  der  Wirtshauskonsum; 
der  Schankwein  sollte  weder  allein  noch  höher  als  der  Privatkellerwein  getroffen 
werden.  Steuerfrei  blieben  nur  wenige  Weinkonsume:  Haustrunk  der  Produzenten, 
Messe-  und  Kommunionwein  u.  s.  w. 

Die  nähere  Begründung  obiger  Auffassung  siehe  in  der  „Zukunft"  vom 
13.  Januar  1894. 

.  §  232.  Die  Kunsüveinhesteuerung.  —  Die  Steuerpflichtigkeit  des 
Kunstweines  neben  der  Naturweinbesteuerung  ist  selbstverständlich. 
Man  ist  denn  auch  mehr  und  mehr  zur  Besteuerung  desselben  ge- 
schritten. 
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Baden.  Für  gewerbsraäfsige  Darstellung  von  Kuustwein  ist  durch  Gesetz 
vom  27.  Juni  1892  eine  besondere  Fabrikationssteuer,  neben  der  Weinsteuer  von 
dem  in  Baden  zur  Einlage  kommenden  Kunstwein,  eingeführt.  Dieselbe  beträgt 
6  M.  für  das  Hektoliter  Kunstwein  und  ist  zu  erlegen,  sobald  der  Kunstwein  die 
Erzeugungsstätte  verläfst.j 

Elsa fs -Lothringen.  Durch  Gesetz  vom  14.  November  1892  ist  die  Wein- 
steuer für  den  unter  Verwendung  von  Rosinen  und  Korinthen  hergestellten  Wein 
(Rosinenwein)  auf  6  M.  für  das  Hektoliter  erhöht  worden. 

Frankreich.  Hier  unterliegt  der  Kunstwein  der  allgemeinen  Getränke- 
besteuerung. Ein  Gesetz  vom  14.  August  1889  und  ein  weiteres  vom  11.  Juli  1891 
über  Weinhandel  und  Verhinderung  von  Betrug  haben  die  falsche  Bezeichnung 
der  weinartigen  Produkte  aus  Tröstern  und  aus  trockenen  Trauben  (Rosinen)  als 
„Wein-  verboten  und  unter  Strafe  gestellt.  Solche  andere  Weine  müssen  ausdrück- 
lich als  Kunstwein  bezeichnet  werden. 

§  233.  Die  We'mhesteuerung  in  nichtdeutschen  Staaten  —  ist 
sehr  verschieden,  je  nachdem  sie  "Weinbau  haben  oder  nicht. 

England  erhebt  nur  den  Zoll  und  Licenzen  von  Weinhändlern. 

Oesterreich-Ung-arn.  —  In  den  für  die  Verzehrungssteuern  geschlossenen 
Städten  Tborsteuern  (Liniensteuern)  für  die  Regel  nach  dem  Tarife;  auf  dem  offenen 
Lande  Einlagesteuern  der  Wirte  bezw.  Abfindung  der  Gemeinde. 

Frankreichs  Weinsteuer  von  1816  ist  die  einheitlich  nationalisierte  Wieder- 
herstellung der  aides  des  „ancien  regime".  An  derselben  ist  bis  jetzt  nur  wenig  ge- 
ändert worden.     Sie  ist  als  steuertechnisches  Kunstwerk  oft  gepriesen  worden. 

Dennoch  ist  nicht  blofs  ihre  Ermäfsigung,  sondern  auch  ihre  Vereinfachung 
gerade  in  den  letzten  Jahren  immer  wieder  von  den  wechselnden  Ministerien,  bis 
jetzt  jedoch  ohne  Resultat  vorgeschlagen;  die  Weinbauern  auf  dem  Lande  und  die 
einflufsreichen  Schankwirte  der  Städte  drängen  darauf  hin.  Die  Vorschläge  bewegen 
sich  sämtlich  in  der  Richtung  einer  einzigen  Versandt  Steuer  für  den  Naturwein 
in  dem  mäfsigen  und  fixen  Betrage  von  1,50  Frs    (Poincarö),  2  Frs.  (Ribot). 

Frankreich  hat  jedenfalls  die  ausgebildetste  Weinbesteuerung.  A.  Wagner 
(F.-W.  Bd.  III)  charakterisiert  die  fünfgliedrige  Weinbesteuerung  Frankreichs 
treffend  wie  folgt.- 

.1)  Cirkulationsabgabe.  Sie  ist  im  Prinzip  diejenige  Verbrauchssteuer  von 
Wein  und  Obstwein,  welche  den  Privatkonsuraenten  treffen  soll,  und  zwar  den- 
jenigen, welcher  das  Getränk  nicht  selbst  aus  seinen  eigen  gewonnenen  Produkten 
herstellt  —  dafür  besteht  Steuerfreiheit,  —  sondern  welcher  es  von  dritten  erwirbt, 
und  zwar  dann,  wenn  es  sich  um  den  Bezug  im  grofsen,  d.  li.  von  mehr  als  25 
Litern  auf  einmal  und  um  die  Verzehrung  des  Privaten  bei  sich  zu  Hause  bezw. 
im  Privatlokal,  im  Unterschied  von  der  Wirtshausverzehrung,  handelt.  Dieses 
Prinzip  erleidet  aber  bei  der  praktischen  Durchführung  Modifikationen,  Erweiterungen 
und  Beschränkungen.  Der  Tarif  ist  nach  einem  Qualitätsmoment  dreifach  ab- 
gestuft specifisch.  —  b)  Kleinabgabe  (droit  de  detail).  Sie  ist  im  Prinzip 
diejenige  Verbrauchssteuer  von  Wein  und  Obstwein,  welche  den  Konsum  im 
kleinen,  daher  insbesondere  in  Wirtschaften  aller  Art  oder  bei  sog.  Debi- 
tanten,  aber  auch  bei  Bezügen  von  weniger  als  25  Liter  auf  einmal  ins  Haus, 
also  für  den  Privatkonsum  in  diesem  Sinne,  treffen  soll;  und  zwar  wiederum  mit 
Ausnahme  des  aus  eigenen  Produkten  gewonnenen  Getränkes,  das  der  Wein-  und 
Obstbauer  mit  den  Seinen  selbst  steuerfrei  verzehrt.  Auch  hier  ist  daher  die  Vor 
aussetzung  der  Steuerpflicht  der  Absatz  an  dritte.  Die  Abgabe  ist  eine  Wert- 
abgabc nach  dem  Absatzpreise  der  Weine,  jetzt  von  12,5  Proz.  (ohne  weitere 
Zuschläge).     Die  Hauptpunkte   für  die  Stcuerverwaltung    sind   die  sichere  Konsta- 
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tierung  der  vom  Debitanten  bezogenen  und  abgesetzten  Mengen  und  der  Verkaufs- 
preise dafür=  Darauf  richtet  sich  die  Kontrolle  vor  allem,  und  um  sie  ausüben  zu 
können,  unterstehen  die  Debitanten  der  steueramtlichen  regelmäfsigen  Visitation, 
dem  sog.  Exercice,  soweit  sie  sich  nicht  durch  Abonnements  davon  befreien, 
was  zulässig  ist,  oder  die  Kleinabgabe  zusammen  mit  der  Eingangsabgabe  in  die 
sog.  ..einzige  Steuer"'  verwandelt  wird.  —  c)  Die  Eingang'sabg'albe  —  ist  im 
Prinzip  eine  Verbrauchssteuer  zu  Gunsten  des  Staats  speciell  von  der  städtischen, 
d.  h.  von  der  Bevölkerung  in  Orten  mit  mehr  als  4000  Einwohnern ,  von  Wein, 
Obstwein,  Met,  wie  auch  von  Alkohol.  Sie  tritt  zu  der  Cirkulations-  und  der 
Kleinabgabe,  wie  bei  Alkohol  zu  der  allgemeioen  Verbrauchsabgabe  noch  hinzu, 
so  dafs  durch  diese  vereinigten  Abgaben  die  städtische  Bevölkerung  höher  als  die 
ländliche  besteuert  wird:  was  mit  dem  höheren  Wohlstand  der  Städte  begründet 
wird  (!).  —  d)  Die  „einzige  Steuer"  —  tritt  in  Orten  von  4— 10  000  Einwohnern 
fakultativ,  seit  dem  Gesetze  vom  9.  Juni  1875  in  allen  Orten  über  10  000  Ein- 
wohnern obligatorisch  an  Stelle  der  bestehenden  Klein-  und  Eingangsabgabe  von 
Wein-  und  Obstwein  u.  s.  w.  Ebenso  wird  die  allgemeine  Verbrauchssteuer  von 
Alkohol  in  Orten  mit  Eingangsabgabe  (entree)  beim  Eingange  gemeinsam  erhoben. 
Die  Debitanten  werden  in  diesen  Orten  (sog.  villes  redimees)  dann  vom  Exer- 
cice befreit,  unterliegen  aber,  wie  Private,  der  Cirkulationsabgabe  mit.  Die  Kontrolle 
besteht  in  der  allgemeinen  Versendungs-  und  Bezugskontrolle  und  in  derjenigen  beim 
Eingang  in  die  Orte.  Die  Tarife  werden  periodisch  revidiert,  um  sie  in  Überein- 
stimmung mit  der  Kleinabgabe,  als  einer  Wertquotenabgabe,  zu  erhalten.  — 
e)  Ersatzsteuer  von  Paris  und  Lyon  (taxe  de  remplacement).  Sie  stellt  im 
Prinzip  eine  völlige  Unifikation  der  Getränkebesteuerung  dar,  indem  eine 
einzige  specifische  Abgabe  in  der  Form  der  Eingangsabgabe  als  Ersatz  aller  anderen 
Steuern,  selbst  der  Licenz,  für  jede  Art  Getränk  (aufser  Bier)  erhoben  wird.  Der 
Tarif  wird  notwendig  jedesmal  gleichzeitig  mit  der  Veränderung  der  Tarife  der 
anderen  Abgaben  geregelt,  zuletzt  im  Gesetz  vom  19.  Juli  lS8o.  Er  ist  absichtlich 
höher  als  in  anderen  Orten  gehalten,  müfste  aber  eigentlich,  da  die  Ersatzsteuer 
namentlich  die  Kleinabgabe  mit  zu  ersetzen  hat,  periodisch,  ähnlich  wie  die  einzige 
Steuer,  gemäfs  den  Veränderungen  der  Preise,  revidiert  werden.  Die  Kontrollen  des 
Exercice  der  Debitanten  u.  s.  w.  fallen  bei  der  Ersatzsteuer  fort. 

C.  Die  Bierbesteuerung. 

§  234.  Wesen  und  Bedeutung.  —  Objekt  ist  das  im  Inlande  zum 
persönlichen  Konsum  gelangende  Bier.  Audi  dieses  Objekt  kann  nicht 
erst  nach  seiner  Zersti-euung  in  den  Privat-  und  Schankkeller  gefafst, 
die  Biersteuer  kann  daher  nicht  als  Konsumenten-  oder  als  Kleinver- 
kaufssteuer reguliert  werden. 

Das  Bier  ist  ein  von  den  Massen  gern  genossenes  Getränk,  bei 
mäfsigem  Steuersatze,  vv^ elcher  erfahrungsmäfsig  die  Ent Wickelung  der 
Brauerei  nicht  hemmt,  ein  mittelsteuerbarer  Artikel,  dessen  G-enufs 
trotz  Besteuerung  immerfort  zunimmt.  Die  Entwickelung  der  Brauerei 
in  der  Eichtung  auf  die  Bierfabrikation  kommt  der  Steuertechnik  und 
der  Wohlfeilheit  der  Steuerkontrollen  zu  Hilfe.  —  Die  Brauerei  des 
Hausverbrauches  fan  der  Seeküste  bei  schlechtem  Trinkwasser)  kann 
geschont  und  freigelassen,  der  Kleinbetrieb  durch  geringeren  Steuersatz 
berüeksichtigt  werden.    Die  Bierbesteuerung  —  als  Glied  einer  syste- 
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matischeü  G-eträiikebesteueruag,  wie  die  Geträakebesteueruiig  als  Glied 
eiaer  rationell  geregeltea  Aufwaadbesteuerimg  überhaupt  wird  daher 
bei  mäfsigeii  Sätzen  unanfechtbar  sein. 

Die  Biererzeugung  wird  nach  Litern  pro  Kopf  für  1885  wie  folgt  an- 
gegeben: Belgien  153,  Grofsbritaunien  128,  Deutschland  90  (Bayern!!),  Dänemark 
61,  Amerikanische  Union  43,  Niederlande  39,  Oesterreich-Üngarn  32,  Schweiz  31, 
Norwegen  27,  Frankreich  23,  Schweden  20,  Rufsland  5,  Italien  4.  Deutschland  hat 
42  374  Brauereien.    Neuere  Angaben  von  Schanz  s.  oben  §  227. 

1888  kamen  im  recht3rheinischen  Bayern  vor:  Brauer  mit  bis  200  hl  Malz 
9516;  201  —  1000  :  2097;  1001  —  10000  nur  noch  982,  10001  —  100000  :  49,  über 
100000:  5;  an  Malzvorbrauch  entfielen  in  diesen  5  Klassen  auf  1  Brauerei  bezw. 
43,  456,  2432,  23  133  und  164808  hl. 

Der  Steilerertrag  pro  Kopf  stieg  1872—1888  von  4,29  auf  5,89  in  Bayern, 
2,89  auf  4,34  in  Württemberg,  1,65  auf  3,63  in  Baden,  0,98  auf  1,24  in  Elsafs- 
Lothringen,  0,50  auf  0,69  im  übrigen  Deutschland  (Brausteuergebiet). 

§  235.  Die  technischen  Orundlagen  der  Blerhesteiierung  —  lassen 
sich  mit  Lesigang  (Oesterr.  St.-W.-B.)  dahin  bezeichnen: 

Unter  Bier  versteht  man  —  im  Sinne  der  Verzehrungssteuergesetze  —  ein 
durch  weinige  Gährung  aus  Malz,  Hopfen  und  Wasser  erzeugtes,  in  langsamer 
Gährung  (Nachgährung)  befindliches  Getränk.  Die  geeignetste  Getreideart  zum 
Bierbrauen  ist  die  Gerste.  Durch  künstliches  Hervorrufen  und  rechtzeitiges 
Unterbrechen  des  Keimprozesses  wird  aus  der  Gerste  Malz  erzeugt.  Der  Zweck 
des  Mälzens  ist  die  Bildung  der  Diastase,  d.  i.  jenes  Fermentes,  welches  die 
Verzuckerung  des  Mehlkörpers  beim  Maischprozesse  bewerkstelligen  soll.  Die 
zuckerbildende  Kraft  der  Diastase  kommt  jedoch  erst  beim  Gebräu  zur  vollen 
Geltung,  indem  sie  bei  Gegenwart  von  Wasser  und  Wärme  die  Stärke  in  Zucker 
und  andere  lösliche  Derivate  überführt  und  gleichzeitig  die  Lösung  derselben  — 
den  sog.  Extrakt  —  zu  stände  bringt.  Die  so  erhaltene  zuckerhaltige  Flüssigkeit, 
Bierwürze  genannt,  mufs  zuerst  für  sich  selbst,  dann  mit  dem  Hopfen  gekocht 
•werden,  um  sie  haltbar  zu  machen.  Zur  Erzeugung  des  eigentlichen  Bieres  aus 
der  Bierwürze  ist  ein  weiterer  Prozefs,  die  Gärung,  notwendig,  wobei  sich  unter 
dem  Einflüsse  der  beigegebenen  Hefe  der  Zucker  teilweise  in  Alkohol  verwandelt. 
Das  Bierbrauen  zerfällt  daher  in  zwei  Hauptabschnitte,  und  zwar:  a)  in  die  Berei- 
tung der  Bierwürze  und  b)  in  die  Gärung  der  letzteren. 

Das  zerkleinerte  Malz  wird  im  Vormaischapparat  mit  Wasser  befeuchtet;  von 
da  fliefst  der  Brei  in  den  Maischbottich,  wo  er  unter  Anwendung  von  Rührapparaten 
weiter  mit  Wasser  vermischt  wird.  Hierauf  wird  die  Würze  in  der  Braupfanne 
(Braukessel)  unter  Zusatz  von  Hopfen  gekocht,  alsdann  nach  Abtrennung  des 
Hopfens  möglichst  schnell  abgekühlt  und  endlich  durch  Beigabe  von  Hefe  in  Gärung 
versetzt,  wobei  ein  Teil  des  Zuckers  in  Alkohol  und  Kohlensäure  verwandelt  wird. 
Wird  der  Gärungsprozefs  bei  höherer  Temperatur  beschleunigt,  so  sammelt  sich 
Hefe  als  Oberhefe  auf  der  Oberfläche  der  Würze  an,  während  die  bei  niederer 
Temperatur  gebildete  Hefe  sich  als  Unterhefe  am  Boden  des  Gefäfses  ablagert; 
danach  unterscheidet  man  ober-  und  untergäriges  Bier.  Das  erstere  ist  schneller 
fertig,  aber  nicht  so  haltbar  als  das  letztere. 

§  236.  Erhebungsformen.  —  Die  Besteuerung  ist  nun  teils  Ma- 
terial- (Rohstoff-),  teils  Apparat-,  teils  Halbfabrikat-  (Würze-),  teils  Fa- 
brikatbesteuerung. 

Die  Rohstoffbesteuerung  selbst  ist  teils  Vermahlungs-,  sog.  Malz- 
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Steuer,  teils  Bestenerung  des  geschroteten  Malzes  bei  der  Einmaischung 
(Maisch Steuer,  Braiimalzsteuer). 

Die  Erhebung  der  Malzsteuer  erfolgt  zweckmäfsig  nach  Kaiimmafs 
(Bayern)  oder  Gle wicht  unmittelbar  vor  der  Schrotung.' 

Die  Sicherung  der  M  a  1  zsteuer  erfordert  Bezettelung  und  Überwachung 
der  Malztransporte  nach  und  von  der  Mühle,  Buchung  der  Malzmengen, 
Zwangzur  Schrotung  binnen  der  im  Mahlschein  gestelltenFrist,Kontrolleder 
Haus- und  Futterschrotmühlen.  Je  weniger  zahlreich  die  Schrotmühlen  und 
je  grölser  im  Durchschnitt  die  einzelne  Schrotmühle  ist,  desto  einfacher 
und  wohlfeiler  läfst  sich  die  Kontrolle  durchführen.  Eine  bedeutende 
Vereinfachung  ergiebt  sich,  wenn  wie  in  Bayern  Malzsurrogate  ver- 
boten werden,  was  übrigens  nicht  blofs  im  Interesse  erleichterter  Kon- 
trolle, sondern  auch  besserer  Bierqualität  liegt.  Umständlich  ist  die 
Kontrolle  der  Materialbesteuerung,  wenn  keine  automatischen  Mefsapparate 
in  Anwendung  gebracht  werden  können. 

Die  Maischbesteuerung  ist  kostspieliger  und  nötigt  die  Steuer- 
technik, tiefer  in  den  Fabrikationsprozefs  mit  Verwiegungen,  Visitationen^ 
Gefäfsverschlüssen  einzudringen. 

Als  Apparatbesteuerung  erscheint  teils  die  Maischbottichsteuer  nach 
dem  Eauminhalt  des  Maischbottichs,  teils  die  Kesselsteuer  nach  dem 
Eauminhalt  des  Sudkessels.  Die  Kontrollen  sind  in  beiden  Fällen  noch 
einläfslicher,  ohne  doch  Hinterziehungen  durch  Schutzkränze  gegen 
überwallendes  Bier  und  durch  hohes  Füllen  unter  Aufsetzung  von 
Dunsthauben  —  verhüten  zu  können.  Zur  Sicherung  der  Steuer  wird 
daher  auch  eine  Würzekontrolle  der  Kesselsteuer  beigefügt,  wie 
in  Frankreich. 

Man  kann  das  Objekt  im  späteren  Stadium  erfassen,  nämlich  aus- 
schliefslich  durch  Halbfabrikationsbesteuerung  (Würzesteuer) 
und  durch  Fabrikatbesteuerung  des  fertigen  Bieres. 

Die  reine  Würz e Steuer  (Oesterreich)  erfafst  die  Menge  der  Würze 
nach  dem  Rauminhalt  der  Kühlschiffe  und  daneben  den  Zuckergehalt 
durch  den  leider  nur  nicht  ganz  zuverlässigen  Saccharometer. 

Die  Fabrikatbesteuerung  kann  eine  doppelte  sein:  eine  solche 
des  fertigen  Produktes  in  der  Brauerei  selbst  thunlichst  vor  und  bei 
Einbringung  des  fertigen  Bieres  in  die  Keller  (bis  jetzt  nicht  versucht) 
oder  eine  Versandtsteuer.  Die  Versandtsteuer  kann  in  die  Form  der 
Fafsmarkensteuer,  also  in  Stempelform,  gebracht  werden,  indem  die 
Versandtbrauerei  verpflichtet  wird,  Fafs-  und  Spundlöcher  der  Fässer 
mit  Steuerwertzeichen  so  zu  bekleben,  dafs  die  beim  Abfüllen  durch- 
stofsene  und  hiermit  kassierte  Marke  auf  dem  entleerten  Fasse  zur 
Kontrolle  sichtbar  ist.  Beide  Besteuerungsarten  bedingen  einläfsliche 
und  lästige  Kontrollen.  Die  Fafssteuer  ist  dennoch  sehr  roh,  da  und 
solange  die  Abgabe  nach  dem  Rauminhalte  der  Fässer  bemessen  wird 
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(Amerika) ;  steuertechnisch  naheliegend  ist  sie  für  Länder  mit  noch 
extensiver  Besiedelung. 

Die  relative  Einfachheit  der  Kontrollen  ist  es  wohl  hauptsäclilich, 
was  Bayern  bei  der  Materialbesteuerung  hat  beharren  lassen.  An  und 
für  sich  wird  aber  weder  die  Material-  noch  die  Apparatbesteuerung 
als  die  steuertechnisch  vollkommenere  Lösung  anzusehen  sein.  Ihre 
Schattenseiten  machen  sich  ähnlich  wie  bei  der  Zuckerbesteuerung  in 
den  Schwierigkeiten  richtiger  Bestimmung  der  Rückvergütungen  mehr 
oder  weniger  empfindlich  geltend. 

Ganz  befriedigend  ist  auch  die  Besteuerung  des  Bieres  selbst  nach 
dem  Alkoholgehalt  nicht;  der  Wert  des  Bieres  richtet  sich  eben  nicht 
blols  nach  der  „Stärke".  Das  Ideal  wäre  eine  Versandtsteuer  nach 
dem  Werte.  Erreichbar  würde  dies  aber  nur  mit  Hilfe  einläfslicher 
Buch-,  Ein-  und  Auslagerungskontrolle  und  erst,  nachdem  die  Konzen- 
tration des  Brenuereibetriebes  auf  wenige  Brauereien  noch  bedeutend 
weiter  vorgeschritten  wäre. 

Das  Monopol,  durch  welches  Wertbesteuerrung  möglich  wäre,  könnte 
unter  heutigen  Verliältnissen  ernstlich  wohl  nicht  in  Frage  gebracht 
werden,  weder  als  Ankaufs-  und  Engrosverkaufsmonopol,  noch  als 
kombiniertes  Engros-  und  Detailhandelsmonopol,  noch  als  Kombination 
von  Fabrikations-  und  Handelsmonopol.  Der  Gedanke  eines  Bier- 
monopols ist  wohl  auch  nie  aufgetaucht,  sondern  nur  im  AGLAVEscheo 
Vorschlag  eines  allgemeinen  Kleinverkauf-Getränkemonopols  für  Frank- 
reich mit  enthalten  gewesen. 

Die  verschiedenen  Arten  der  Bierbesteuerung  lassen  sich  auch  miteinander 
Terbinden,  wie  denn  England  eine  Fabrikatsteuer  neben  zwei  Materialsteuern  auf 
Getreide,  Malz  und  Hopfen  hatte.  Erst  1830  fiel  die  Malzsteuer,  1862  die 
Hopfensteuer;  1882  trat  in  England  die  Fabrikatsteuer  (Bierwürzenbesteuerung)  als 
alleinige  Biersteuer  ein. 

Daneben  die  Bierliceuzen  in  Grofsbritannien  und  Frankreich. 

Bezüglich  der  Bierwürzesteuer  (Halbfabrikatbesteuerung)  bemerkt  A.  Wagnee 
aus  Anlafs  der  Darstellung  der  englischen  Bierbesteuerung  (F.-W.  III  §  331)  wohl 
ganz  triftig:  ^Diese  Besteuerungsmethode  hat  das  Gute,  sicherer  als  die  Malzsteuer 
auf  Bier  einen  Qualitätssteuerfufs  anzuwenden,  soweit  die  Qualität  von 
der  Schwere  der  Würze  abhängt  und  das  Saccharometer  zuverlässig  ist.  Einzelne 
Technologen  (so  Rud.  Wagnbr)  erklären  diese  Bierwürzsteuer,  die  auch  in 
Oesterreich  besteht,  für  die  beste.  Von  anderen  Seiten  wird  sie  aber  bemängelt, 
namentlich  auch  wegen  ihrer  doch  unvermeidlich  noch  weitgehenden  Kontrollen  und 
wegen  der  dem  Saccharometer  doch  immer  noch  anhaftenden  Fehler.  Der  Über- 
gang von  der  Rohstof fbesteuerung  (Malzsteuer)  zur  Fabrikatsteuer,  auch  zu 
einer  derartigen,  ist  steuerpolitisch  und  steuertechnisch  auch  in  diesem  Falle  sonst 
wohl  als  ein  richtiger  Fortschritt  zu  bezeichnen." 

Die  engl.  Steuer  auf  Bier  war  von  Anfang  an  (1648)  nach  der  Biersorte 
bezw.  nach  dem  Bierpreise  abgestuft  gewesen,  so  z.  B.  1784  nach  3,  18o2  nach 
2  Sorten  (..starkes"  Bier  über  l(i  sh.  per  Barrel  zahlte  10  sh.,  ..Tafelbier"  16  sh. 
und  darunter  2  sh.  Steuer),  1823  wieder  nach  3  Sorten  (bei  der  zweiten  mit  weiteren 
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Klauseln)  und  etwas  ermäfijigten  Sätzen  (9  sh.  10  d.,  4  sh.  UVa  d. ,  l  sh.  IP/i  d., 
(etwas  andere  Sätze  in  Schottland  und  Irland),  bis  1830  die  Aufhebung  mit  einem 
Verlust  von  3.11  Mill.^Pf.  für  die  Staatskasse  erfolgte,  was  sich  aber  durch  Steigerung 
des  Konsums  bei  der  Malzsteuer  etwas  ausglich  (Do well  IV,  133).  Die  damals 
für  die  Aufhebung  der  Biersteuer  entscheidenden  Gründe  warea:  Beseitigung  einer 
Belastung,  die  blofs  das  Absatzsbier  traf  und  derenwegen  die  Brauerei  für  eigenen 
Bedarf  sehr  ausgedehnt  blieb,  Bruch  des  Monopols  der  grofsen  gewerblichen  Brauerei, 
die  durch  diese  Steuerform  begünstigt  wurde  (werden  wollte?!,  Minderung  der  den 
Betrieb  verteuernden  Kontrollen.     (Dowell  IV,  128—132.) 

§  237.  Die  Bierbesteuerung  in  Deutschland  —  ist  noch  stark 
partikularistisch  gestaltet,  obwohl,  nachdem  die  korrelate  Branntwein- 
abgabe Reicbssteuer  geworden  ist,  auch  die  Biersteuer  eine  solche 
werden  sollte,  oder  dem  mehr  Branntwein  konsumierenden  Nordea  ein 
Branntweinsteuer-Präcipuum  einzuräumen  wäre.  Dafs  die  staatsrecht- 
lichen Eücksichten  und  die  partikularstaatiichen  Finanzustände  es  vorläufig 
weder  rätlich,  noch  wünschenswert  machen,  auch  die  Biersteuereinheit 
herzustellen,  ist  aus  Erwägungen  tiberwiegend  nicht  steuerpolitischen 
Charakters  herzuleiten.  Bis  auf  weiteres  hat  man  daher  die  Besteuerung: 
Bayerns,  Württembergs,  Badens,  Elsafs-Lothringens  und  des  ganzen 
zur  Brausteuergemeinschaft  längst  verbündeten  übrigen  Deutschland  ab- 
gesondert zu  betrachten,  wobei  wir  Lehrs  Angaben  folgen.  Das  Reich 
greift  in.  die  Bierbesteutrung  nur  durch  Begrenzung  der  Abgabe  auf 
3,28  M.  Steuer  per  hl  und  4  M.  Zoll  per  Metercentner  ein.  (§  2  des 
Zollvereinsgesetz  v.  8.  Juli  1867  und  Art.  70  der  Reichsverf.) 

1)  Im  Brausteuergebiet  (Gesetz  vom  31.  Mai  1872)  werden  erhoben  von 
lOÜ  kg.  Nettogewicht  a)  Getreide,  Reis  und  grüne  Stärke  (mit  mindestens  30  Proz. 
Wasser):  4  M.;  b)  Stärke,  Dextrin,  Syrup:  (3  M. ;  c)  Zucker  und  andere  Malz- 
surrogate: 8  M.;  d)  Gemische  zahlen  den  Satz  des  darin  enthaltenen  höchstbe- 
steuerten Stoffes,  d.  i.  für  1  hl  Bier  etwa  1  M.  Die  Steuer  ist  in  der  Regel  eine 
Einmaischungssteuer,  doch  können  Brauer,  welche  das  Vertrauen  der  Behörde  ge- 
niefsen,  eine  eigene  Schrotmühle  besitzen,  jährlich  wenigstens  50  000  kg  Malz  ver- 
brauchen und  sich  anderen  vorgeschriebenen  Bedingungen  unterwerfen ,  in  wider- 
ruflicher Weise  zur  Vermahlungssteuer  zugelassen  werden.  Die  Härte  der  für  kleine 
Brauereien  lästigen  Kontrollmafsregeln  hat  man  durch  Einräumung  von  Fixationen 
zu  mildern  gesucht.  Die  Abfindungssumme  wird  jeweilig  nach  dem  Durchschnitt 
der  letzten  Jahre  unter  Berücksichtigung  etwaiger  künftiger  Betriebserweiterung 
bemessen.  Bei  neuen  Brauereien  findet  eine  Nachversteuerung  statt,  wenn  mehr 
als  der  festgesetzte  Aversalbetrag  gebraut  wurde.  Kommt  keine  Vereinbarung  zu- 
stande, so  findet  die  für  den  Brauer  lästige  Einzelversteuerung  statt.  1885— 8ö 
zahlten  von  9362  gewerblichen  Brauern  5173  eine  Abfindungssumme.  Die  Bereitung 
von  Bier  als  Haustrunk  ohne  besondere  Brauanlagen  ist  von  der  Stouerentrichtung 
frei,  wenn  sie  lediglich  zum  eigenen  Bedarf  in  einem  Haushalt  von  nicht  mehr  als 
10  Personen  über  14  Jahren  geschieht.  1885  —  86  wurde  in  37  022  Haushaltungen 
(meist  in  Schleswig-Holstein  und  Mecklenburg)  solch  steuerfreies  Bier  gebraut. 

§  238.  Fortsetzung,  —  2)  In  Bayern  wird  eine  Malzsteuer  erhoben 
nach  dem  Gesetz  über  den  Malzaufschlag  vom  16.  Mai  1868,  unter  Ver- 
bot der  Surrogate,  nach  dem  Raummafse;  vom  hl  ungebrochenen  trockenen  oder 
eingesprengten  Malz  vor  1879:  4  M.,  darauf  6  M.,  seit  1890  mit  Zuschlag  von  25  Pf. 
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für  die  einen  Jahresverbrauch  von  1 000  hl  übersteigende  Menge  und  von  50  Pf.  für 
die  einen  Verbrauch  von  40  000  hl  übersteigende  Menge.  Von  vorhandenen  Brauereien, 
welche  nicht  über  6000  hl  verarbeiten,  sind  für  die  ersten  2000  hl  nur  5  M.  zu 
zahlen,  eine  Begünstigung,  welche  erlischt,  sobald  der  Verbrauch  7000  hl  über- 
schreitet. Dieselbe  kann  in  Zukunft  jeder  Brauerei  gewährt^werden,  welche  weniger 
als  5000  hl  verwendet.  1SS8  entfielen  auf  l  hl  Bier  2,72  M.  Steuer.  Vor  dem 
Schroten  des  Malzes  ist  ein  Erlaubnisschein  tPolette)  bei  dem  Steuerbeamten  ein- 
zuholen. Das  Schroten  darf  nur  erfolgen:  a)  auf  den  nichttransportablen  Wühlen 
der  gewerbsmäfsigen  Müller,  b)  oder  auf  den  besonders  bewilligten  Privatmalzmühlen. 
Letztere  müssen  mit  einem  von  der  Regierung  genehmigten  selbstthätigen  Zähl- 
apparat versehen  sein.  Die  gewerbsmäfsigen  Müller  dürfen  kein  Malz  ohne  steuer- 
amtlichen IMalzbrechschein  annehmen,  müssen  das  übernommene  Malz  sofort  nach- 
messen und  die  Menge  auf  dem  Schein  bestätigen.  Der  Steuerkontrolle  unterliegen 
auch  alle  anderen  zum  Brechen  von  Malz  verwendbaren  Maschinen  und  Mühlen. 
Niemand  darf  solche  ohne  Genehmigung  der  Steuerbehörde  anschaffen  oder  benützen. 
—  Es  gab  im  Jahre  18SS:  310  öffentliche  und  18.53  Genossenschafts-  und  Parti- 
kularmühlen mit  Mefsapparat  (meist  Riedinger),  1227  öffentliche  und  12  Partikular- 
mühlen ohne  Mefsapparat;  ferner  4844  Futterschrot-  und  Hausmühlen  ohne  Kontroll- 
apparat, 215  mit  einem  solchen  versehen.  —  Neben  dem  staatlichen  Malzaufschlag 
wurde  noch  in  467  Gemeinden  ein  Lokalmalzaufschlag  von  75  Pf.  bis  1,95  M.  vom  hl 
erhoben.    (Ertrag:  rund  5  Mill.  M.) 

3)  In  Württemberg-  wird  nach  dem  Malzsteuergesetz  vom  8.  April  1856  (Ab- 
änderungen V.  12.  Dez.  1S71)  die  Steuer  nach  dem  von  den  Müllern  und  bei  genehmigten 
Privatschrotmühlen  nach  dem  von  besonderen  Organen  der  Steuerverwaltung  er- 
mittelten Gewichte  erhoben,  vor  1881—82:  7,20,  von  da  ab  10  M.  für  10(i  kg,  was 
einer  durchschnittlichen  Belastung  von  2,44  M.  für  1  hl  Bier  entspricht.  Malz- 
surrogate sind  zugelassen,  und  zwar  wird  die  Steuer  bei  Einbringung  derselben  in 
die  Braustätte  nach  den  von  der  Steuerverwaltung  unter  Vernehmung  von  Sach- 
verständigen bestimmten  Sätzen  entrichtet.  Privatmühlen  brauchen  nicht  wie  in 
Bayern  mit  selbstthätigen  Zählapparaten  versehen  zu  sein,  müssen  aber  derart  be- 
schaffen sein,  dafs  sie  in  allen  ihren  Teilen  unter  amtlichen  Verschlufs  genommen 
werden  können,  der  während  des  Schrotens  unter  Anwesenheit  eines  Beamten  ab- 
genommen wird.  Futterschrotmaschinen,  von  deren  Anschaffung  unter  Bezeichnung 
des  Aufstellungsortes  Anzeige  zu  erstatten  ist,  dürfen  nicht  zum  Malzbrechen  ver- 
wandt werden. 

4)  In  Elsafs-Lotliriugen  kommt  die  Biersteuer  als  Kesselsteuer  zur 
Erhebung.  Die  elsässische  Bierstcuer  (2,22  M.  vom  hl.  Bierj  beruht  noch  auf  der 
französischen  Gesetzgebung.  Bei  wenig  veränderter  Produktion  (im  Durchschnitte 
jährlich  800  000  hl)  ist  die  Zahl  der  Brauereien  gesunken  von  318  i.J.  1873  auf  186 
in  1887.     (Lehr  bei  Schönberg.) 

5)  In  Bilden  ist  1896  an  Stelle  der  Kesselsteuer  eine  Braumalz  st  euer 
(für  untergäriges  Bier  nur  Gerstenmalz)  nach  dem  Gewicht  und  zwar  als 
Staffel  Steuer  (nach  der  Gröfse  des  verarbeiteten  Quantums,  wie  zuvor  in  Bayern 
und  Württemberg)  durchgedrungen. 

Infolge  der  verschiedenen  Biersteuersysteme  in  Deutschland  unterliegt  das 
inländische  Biererzeugnis  beim  Übergange  in  ein  fremdes  Steuergebiet  der  Über- 
g'iingssteuer.  Dieselbe  beträgt  für  1  hl  im  Reichssteuergebiet  2  M.,  in  Elsafs- 
Lothringcn  für  starkes  Bier  2,30  M,  für  dünnes  Bier  58  Pf,  in  Württemberg  für 
Braunbier  3  M.,  für  Weifsbier  1,65  M.,  in  Bayern  3,25  M.  und  für  1  hl  Malz 
6,50  M. 

Als  RUckTergrUlungen  bei  der  Ausfuhr  werden  gewährt  für  1  hl  Bier 
in  der  Brausteuergemeinschaft   1  Mark,  in   Bayern  von   Braunbier  2,60  Mark,   für 
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eine  Ausfuhrmenge  über  12  000  hl  2,75  M.  für  den  Mehrbetrag  und  2,85  M.  für  den 
Betrag,  welcher  6000  hl  überschreitet,  bei  den  kleineren  Brauereien  für  die  ersten 
in  einem  Jahre  ausgeführten  2400  hl:  2,10  M.;  von  Weifsbier  1,20  M.,  Baden  2,50  M., 
Elsafs-Lothringen  starkes  Bier  2,30  und  dünnes  Bier  0,58  M.    (Lehr.) 

§  239.  Die  Bierhesteuerung  in  den  nichtdeutschen  Staaten.  — 
1 )  0  e  s  t  e  r  r  e  i  c  h  -  Ungarn  samt  Bosnien  und  Herzogewina  hat  zur  Zeit 
die  in  beiden  Keichshälften  nach  gleichartigen  Grundsätzen  geregelte 
Bierwtirzesteuer  (seit  1852). 

Detail  derselben  vorzüglich  dargestellt  von  Lesigäng  im  österreichischen 
Staatswörterbuch.  Die  Brauereien  erstreben  die  bayrische  Malzbesteuerung.  Dagegen 
reagieren  die  Interessen  der  Landwirtschaft  —  mit  Beziehung  auf  die  Lästigkeit 
der  alsdann  nötigen  Kontrolle  über  die  Futterschrotmühlen,  und  weil  die  Brauer 
bei  Malzbesteuerung  nur  beste  Gerste  zu  kaufen  ein  Interesse  haben.  Die 
Biersteuer  ist  bei  der  Erzeugung  nach  der  vollen,  auf  den  Kühlstock  gebrachten 
Menge  und  nach  dem  vor  der  Beimischung  des  Gärmittels  durch  Anwendung  des 
amtlichen  Saccharometers  bei  einer  Temperatur  von  14"  R.  (Normaltemperatur)  zu 
erhebenden  Extraktgehalte  der  Bierwürze,  und  zwar  von  jedem  hl  und  jedem 
Saccharometergrade  Bierwürze  mit  16,7  kr.  ö.  W.  zu  entrichten,  wozu  in  den  ge- 
schlossenen Städten  als  Äquivalent  für  die  bei  der  Einfuhr  zu  entrichtende  Linien- 
steuer noch  ein  Zuschlagsbetrag,  und  zwar  in  Wien  und  Triest  von  95  kr.  von  jedem 
hl  Bierwürze  und  in  den  anderen  Städten  von  7  kr.  von  jedem  hl  und  Saccharo- 
metergrade der  Bierwürze  kommt.  Ein  steuerfreier  Einlafs  findet  nicht  statt. 
Unter  Bierwürze  wird  jede  zuckerhaltige  Flüssigkeit  verstanden,  aus  welcher 
mittelst  der  geistigen  Gährung  Bier  erzeugt  werden  kann.  In  dem  bei  der  Einfuhr 
aus  dem  Auslande  zu  entrichtenden  Zolle  ist  die  Verbrauchsabgabe  mit  inbegriffen. 
(Lesigang.) 

Die  SteuerrückTergütungeii,  s.  g.  Eestitutionen,  tragen  die  Staatskassen  der 
zollgeeinten  Länder  pro  rata  ihrer  Bruttoertragseinnahmen. 

§  240.  England  —  hat  jetzt  die  BierwOrzesteuer  mit  6'/2  sh. 
=  3,60  M.  per  hl,  auf  36  Gallonen  Bierwürze  1,057 "  spezifischen  Gewichts. 

Die  Steuerlast  ist  dabei  nicht  erhöht,  die  Licenzen  sind  herabgesetzt,  die 
kleineren  Brauereien  aber  begünstigt  worden.  Das  geltende  Gesetz  von  1883  unter- 
scheidet dreierlei  Brauereien:  1.  einmal  für  den  Hausbedarf  in  ganz  kleinem 
Umfange,  d.  h.  in  Häusern  mit  weniger  als  10  Pf.  St.  Jahresmietwert;  hier  besteht 
nur  die  Verpflichtung,  eine  jährliche  Licenz  für  6  sh.  zu  nehmen,  ohne  eine  weitere 
Steuer  für  das  Bier,  dessen  Absatz  bez.  Verkauf  nach  Aufsen  verboten  ist,  ent- 
richten zu  müssen;  2.  sodann  die  Brauerei  für  den  Hausbedarf  in  etwas 
gröCserem  Umfange,  aber  mit  denselben  Verkehrsverboten,  d.  h.  in  Häusern  von 
über  10  Pf.  St.  Mietwert  betrieben:  hier  tritt  zu  der  6  sh.-Licenz  eine  Material- 
steuer, indem  für  je  2  Bushel  Malz,  dem  angenommenen  Stoffbedarf  für  36  Gallonen 
Bierwürze  von  1,057°  Gewicht,  oder  für-  das  gesetzliche  Aequivalent  von  1  Bushel 
Malz  (41  Pfund  Korn  oder  37  Pfund  Zucker)  je  6  sh.  3  d.  Steuersatz  zu  zahlen 
sind;  endlich  3.  die  gewerbsmä  fsige  Brauerei  zum  Verkauf  von  B  ier 
(Absatz),  wo  die  Licenz  l  Pf.  St.  und  die  Steuer  regelmäCsig  nach  dem  Quantum 
und  Quäle  der  Bierwürze  den  Einheitssatz  von  36  Gallonen  im  spezifischen 
Gewicht  von  1,057"  beträgt.  Die  Malzmenge  dient  hier  nur  als  weiteres  Kontrollmittel, 
indem  diese  36  Gallonen  zu  1,057°  als  Minimalergebnis  der  Produktion  gelten. 
Die  Steuer  will  aber  die  Bierwürze  nach  ihrem  Zuckergehalte  selbst  zum  unmittel- 
barrn  Steuerobjekte  machen. 

Vorübergehend   wurde  aus  fiskalischen   Rücksichten  1889  eine   Verminderung 
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jenes  Schwerekoefficienten  auf  1,055  vorgenommen,  wodurch  die  Steuer  um  3,63  Proz. 
oder  3  d.  pro  Barrel  (36  Gallonen)  mit  einem  Mehrertrage  von  ca.  300  000  Pf.  erhöht 
wurde.  Im  Jahre  1890  wurde  dieser  Zuschlag  für  die  Staatskasse  aber 
wieder  fallen  gelassen,  jedoch  für  die  Lokal  Verwaltung  beibehalten,  als  ein  Teil 
der  der  letzteren  überlassenen Staatssteuererträge.  Im  Harkour  tschen  Finanzplane 
für  1894/95  befand  sich  zur  Defizitdeckung  auch  eine  neue  Erhöhung  der  ßiersteuer 
um  6  d.  pro  Barrel,  mit  der  Begründung,  dafs  davon  der  Detailkonsum  kaum  be- 
rührt, sondern  Produzenten  und  Zwischenhändler  nur  damit  belastet  werden  würden 
(Bull.  d.  St.  18941,  S.  475).  Der  Ertrag  der  Steuer  ist  auch  im  Jahre  1894/95  gegen 
das  Vorjahr  etwas  gewachsen,  und  Harkourt  glaubte  in  seiner  Etatsrede  1895 
auch  behaupten  zu  dürfen,  dafs  sich  kein  nachteiliger  Einflufs  der  kleinen  Steuer- 
erhöhung auf  Preis,  Qualität  und  Konsum  gezeigt  habe.  Deshalb  wurde  sie  auch  im 
Jahre  1895/96  beibehalten.  Die  Biersteuer  soll  nur  34  Proz.  vom  ßierpreise  betragen, 
gegen  700  Proz,  der  Branntweinsteuer  vom  Branntweinpreise.     (A.  Wacner.) 

§  241.  FranJcreich  —  hat  die  Kesselsteuer  mit  dem  Zusätze  der 
Würzekontrolle,  mit  höherem  Satze  auf  starkes  mit  3,75  Frs.,  als  auf 
dünnes  Bier  (petite  biere)  mit  1,20  Frs.  pro  hl  gegenüber  einem  Zolle  von 
7,35  Frs.). 

Wiederholt,  besonders  seit  1871  geplante  Reformen  der  Bierbesteuerung,  bei 
denen  es  sich  zum  Teil  um  den  Übergang  zu  einer  anderen  Besteuerungsmethode 
handelte,  sind  nicht  zu  stände  gekommen.  Ein  neuester  radikaler  Gesetzentwurf 
gab  die  Biersteuer  ganz  auf,  wofür  schon  früher  parlamentarische  Stimmen  sich  in 
der  Überzeugung  erhoben  hatten,  man  könne  das  Problem  einer  zweckmäfsigen  und 
vor  ünterschleifen  hinlänglich  zu  sichernden  Biersteuer  durch  keinerlei  (?)  Steuer- 
methode lösen,  so  in  der  Getränkesteuerenqußte  von  1S80. 

§  242.  Die  Bierhesteuerung  der  übrigen  euro])äischen  Staaten  — 
mufs  des  Raumes  wegen  hier  bei  Seite  gelassen  werden. 

Die  Ver.  Staaten  von  Nordamerika  (Gesetz  vom  13.  Juli  1866) 
haben  eine  Fafssteuer  (1  Doli,  vom  Barrel  ==  140,85  1),  aufserdem  Li 
cenzabgaben  der  Bierbrauer  50  Doli,  bei  einer  Produktion  unter 
500  Barrels,  100  Doli,  bei  gröfserer  Produktion.  Der  Ertrag  ist  von 
Jahr  zu  Jahr  gestiegen.  Er  war  1877 — 78:  9,49  und  1888—89: 
23,72  Mill.  Doli.  Die  Licenzen  der  Brauer  (nahezu  200000  Doli.)  und 
der  Verkäufer  (etwa  500000  Doli.)  haben  sich  seit  1877  wenig  geän- 
dert.   (Lehr.) 

Eine  gute  Übersicht  über  die  Bierbesteuerung  der  europäischen  Staaten  nach 
dem  Stande  am  Ende  der  1880er  Jahre  s.  bei  Lehr  a.  a.  0. 

1).    Die  Branntweiiil)esteueruiig. ') 

§  243.  Wesen  und  Bedeutung.  —  Auch  diese  Steuer  ist  Gegen- 
stand einer  umfassenden  Litteratur  (Salviati,  Heine,  Janke,  Hertig,  J.  Wolf, 
Laves,  Menger)  geworden. 

Das  eigentliche  Objekt  ist  der  Trinkbranntwein.     Da  der  Trink- 


1)  Die  bedeutendsten  Specialarbeiten  über  diesen  Gegenstand  sind  diejenigen  von 
Jul.  Wolf. 
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branntwein  40  bis  50  Proz.  Alkoliolgelialt  hat,  also  das  Mehrfache  der 
stärksten  Weine  und  Biere,  wird  er  auch  einem  viel  höheren  Steuersatze 
unterworfen.  Die  Steigerung  wird  auch  als  eines  der  Mittel  zur  Be- 
kämpfung der  Trunksucht  empfohlen  und  darf  als  solches  bis  zu  einem 
gewissen  Grade,  bis  zu  welchem  hin  der  in  kalten  und  feuchten  Gegenden 
nicht  zu  umgehende  Branntweingenufs  der  Feld-,  Wald-  und  sonstigen 
Freiluftarbeiter  nicht  wesentlich  beeinträchtigt  wird,  auch  wirklich  in 
Anwendung-  gebracht  werden. 

Die  Haupteinwendung  gegen  die  Branntweinsteuer,  dafs  dieselbe 
sehr  ungleich  wirke,  indem  sie  die  unteren  Klassen  und  einzelne 
Gegenden  stärker  belaste  als  andere,  ist  nur  relativ  richtig.  Dadurch, 
dafs  alle  Getränke  verhältnismäfsig  besteuert  werden,  dafs  das  flache 
Land  sonst  in  der  Besteuerung  geschont,  andere  namentlich  korrelate 
Genufsmittel,  wie  Kaffee,  Thee  niedrig  belastet,  das  Existenzminimum 
in  der  direkten  Besteuerung  hoch  gegriffen  wird,  läfst  sich  die  Brannt- 
weinsteuer zu  einem  leidlich  rationellen  Gliede  des  Steuergesamtsystems 
gestalten.  Nicht  übermäfsig  hoch  gegriffen,  thut  sie  auch  weder  der 
Landwirtschaft,  welche  ihre  Produkte  durch  Brennerei  zu  verwerten 
angewiesen  ist,  noch  der  Viehzucht,  welche  Schlempe  füttert,  einen 
irgend  erheblichen  Eintrag.  Wenigstens  nicht  in  der  Form  der 
Fabrikatsteuer. 

Über  die  Ergiebigkeit  der  Branntweinsteuer  in  den  verschiedenen  Staaten 
vergl.  die  Angaben  von  Schanz  (oben  §  227,  Anm.). 

§  244.  Die  Erhebungsformen  —  haben  sich  an  die  technischen 
Prozesse  der  Branntweinbereitung  angeschlossen. 

Die  letztere  ist  Gewinnung  von  alkoholischen  Fliissigkeiteu  durch  Überführung 
von  Stärkemehl  in  Kunstzucker,  durch  Ausgärung  auch  der  Naturzucker  (zuckerhaltiges 
Obst,  Beerenfriichte  u.  s.  w.)  zu  Alkohol,  unter  Destillation  des  Alkohols  aus  der 
gewonnenen  Flüssigkeit  mittelst  Erhitzung  in  der  Brennblase.  Hierbei  wird  der 
Rohspiritus  gewonnen,  der  entweder  mit  entsprechendem  Wassergehalte  unmittelbar 
oder  erst  nach  weiterer,  namentlich  die  Fuselöle  ausscheidender  Reinigung  als  Trink- 
branntwein verwendet  wird.  Der  beim  Abbrennen  der  Getreide-  und  Kartoffel- 
maiscbe  verbleibende  Rückstand,  die  Schlempe,  ist  ein  gehaltvolles  Viehfutter.  Die 
Prefshefe  ist  ein  Nebenprodukt  der  Getreidebrennerei;  dieselbe  wird  aus  dem  bei 
der  Gärung  oben  auf  der  Maische  sich  ansammelnden  Schaum  gewonnen. 

An  diese  technischen  Prozesse  knüpfen  die  verschiedenen  Erhebungs- 
formen an. 

Obenan  steht  wiederum  die  Rohstoffbesteuerung;  je  nachdem 
stärkemehlhaltige  oder  zuckerhaltige  Stoffe  (Melasse,  Rüben,  Honig, 
zuckerhaltige  Früchte)  verarbeitet  werden,  ergeben  sich  verschiedene 
Erhebungsarten. , 

Die  Zuckermaterialien  (einschliefslich  Obstträbern,  Weinhefe,  Obst- 
wein) sind  Gegenstand  der  im  engern  Sinne  sogenannten  Material- 
steuern. 
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Die  Branntweinbesteuerung  tritt  weiter  als  Apparatbesteuerung 
auf,  sei  es  dafs  die  Steuer  nach  dem  Eaumgehalte  der  Maisch-  und 
Gärgefäfse,  nach  der  Anzahl  der  Füllungen  bemessen  wird,  was  die 
Maischraum-  oder  Maischbüttensteuer  ergiebt,  sei  es  dals  sie  nach  der 
vorausgesetzten  Leistungsfähigkeit  der  Apparate,  ohne  Rücksicht  auf 
die  Zahl  der  wirklichen  Füllungen  angesetzt  wird,  was  die  „Pau- 
schalierung" 'entweder  Maischraum-  oder  Brennraumpauschalierung) 
ergiebt. 

Eine  dritte  Form  ist  die  Besteuerung  des  fertigen  Fabrikats  nach 
dem  Alkoholgehalt,  d.  h.  die  Fabrikatsteuer.  Eine  vierte  die  Klein- 
verkaufssteuer (Schanksteuer).  Eine  fünfte  das  Alkoholmonopol, 
bisher  nicht  Fabrikat-,  sondern  Handelsmonopol. 

Abfindungen  und  Licenzen  kommen  nebenbei  in  Anwendung. 

Den  Rohstoff-  und  Apparat  (Fabrikations)-Steuern  haften  analog 
dieselben  Nachteile  an,  welche  für  dieselben  Erhebungsformen  der  Zucker- 
steuer nachgewiesen  worden  sind.  Diese  Nachteile  steigern  sich  sogar 
wegen  der  Gehaltsverschiedenheit  der  verschiedenen  Destillations- 
materialien.   Die  rationellste  Erhebungsform  ist  die  Fabrikatsteuer. 

Die  letztere  wird  (im  Gegensatz  zur  Schankbesteucrung)  kurz  aber  treffend 
von  Lehr  wie  folgt  beurteilt:  ..Die  Fabrikatsteuer  wird,  wenn  sie  durch  eine 
die  Brennerei  bis  ins  einzelr.e  verfolgende  Kontrolle  erhoben  wird,  für  den  Betrieb 
sehr  lästig;  sie  führt  dann  leicht  zu  einer  Vernichtung  der  kleineren  Unternehmungen. 
Dagegen  verdient  sie  den  Vorzug  vor  anderen  Erhebungsformen,  wenn  der  heimlichen 
Ableitung  von  Alkoholdämpfen  aus  den  Brennapparaten  vcrgebcugt,  namentlich  wenn 
durch  künstliche  in  die  Eöbrcnleiturg  zwischen  Kühlapparat  und  Vorratsgefäfse 
eingeschaltete,  selbstregistrierende  Mefsapparate  dem  Betriebe  eine  gröfsere  Freiheit 
der  Bewegung  gegeben  und  ein  Teil  der  Aufsichtsmafsregeln  erspart  werden  kann. 
Solche  Apparate  ')  sind  jedoch  noch  nicht  in  allen  Brennereien  mit  Vorteil  anwend- 
bar, insbesondere  gestatten  sie  nicht,  auf  eine  fortgesetzte  Beaufsichtigung  der 
Brennereien  zu  verzichten.  Die  Erhebung  einer  Fab  rikatsteuer  vom  Aus- 
schank stöfst  beim  Branntwein  wegen  der  grofsen  Anzahl  kleiner  Schankstätten 
auf  grofse  Schwierigkeiten.  Eine  zuverlässige  Kontrolle  der  Absendnng,  des  Trans- 
ports und  der  meist  nur  in  kleineren  Mengen  erfolgenden  Einlagen  wäre  nur  mit 
unverhältnismäfsig  hohen  Kosten  und  Belästigungen  zu  bewirken.  Dagegen  kann 
sich  diese  Steuerform  in  manchen  Fällen  als  Kommunalsteuer  eignen.  Kommen 
viele  kleine,  insbesondere  landwirtschaftliche  Brennereien  vor,  welche  Schonung 
verlangen,  und  deren  ununterbrochene  Beaufsichtigung  allzu  kostspielig  werden 
würde,  so  bietet  sich  die  A  b findung  (Fixation)  als  geeignete  Form  der  Besteuerung. 


')  Der  D  0 1  a  i  n  s  k  i  sehe  in  Oesterreich  angewandte  Apparat  giebt  nur  die  Menge 
der  durchlaufenden  Flüssigkeit  an.  Die  Gradhaltigkeit  der  letzteren  wird  au3 
kleineren  abtropfenden  Mengen  bestimmt,  welche  in  einem  Probegefässe  aufgefaniren 
werden.  Hierbei  kommen  Fehler  bis  zu  l  Proz.  und  mehr  vor.  —  Der  Apparat 
von  Siemens  ÄHalske  zeigt  nicht  allein  die  Menge,  sondern  auch  die  Grad- 
haltigkeit an,  letztere  vermittelst  eines  Schwimmkörpers,  welcher  je  nach  dem  spe- 
cifischen  Gewichte  der  Flüssigkeit  steigt  und  sinkt  und  dabei  ein  automatisches 
Zählwerk  im  Gange  erhält.  Derselbe  ist  für  Brennereien  geeignet,  welche  in  einem 
Zuge  arbeiten  (Kartotfel-  nnd  Fruchtbrennereien). 
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Dieselbe  beruht  bei  der  Branntweinsteuer  meist  auf  einer  Verbindung  der  Material- 
ertrags- und  der  Blasensteuer,  indem  die  Steuer  nach  Mafsgabe  der  zu  ver- 
wendenden Materialgattung  und  derjenigen  Menge  dieses  Materials  berechnet  wird, 
welche  während  der  erklärten  Betriebszeit  ohne  Unterbrechung  mit  den  zum  Ge- 
brauch bestimmten  Destilliergeräten  nach  ihrer  Betriebsfähigkeit  günstigsten  Falls 
in  Branntwein  umgewandelt  werden  kann.  Die  Steuerkontrolle  beschränkt  sich  als- 
dann darauf,  die  Geräte  nur  während  der  Betriebszeit  aufser  Verschlufs  zu  lassen 
und  darauf  zu  sehen,  dafs  keine  anderen  Materialgattungen  als  die  angemeldeten 
zur  Verwendung  kommen.  Wo  die  Abfindung  zugelassen  ist,  da  ist  gewöhnlich  eine 
Erweiterung  oder  Verstärkung  des  Betriebes  über  den  normalen  Umfang  nicht  thunlich. 
Sie  ist  besonders  bei  Qaalitätsbrennereien  am  Platze,  bei  welchen  die  Güte  des 
Erzeugnisses  durch  schnelles  Abtreiben  verringert  werden  würde." 

§  245.  Die  deutsche  Besteuerung  bis  zur  Herstellung  der  Brannt- 
weinsteuereinheit im  Jahre  1887.  —  In  Deutschland  ist  die  Besteuerungs- 
einheit erst  im  Jahre  1887  gewonnen  worden.  Neben  der  „Brannt- 
weinsteuergemeinschaft" aller  übrigen  deutschen  Staaten  hatten  zuvor 
eine  besondere  Besteuerung;  Baden  (pauschalierte  Blasensteuer,  Kessel- 
geld), Hohenzollern  (pauschalierte  Fabrikatsteuer),  Bayern  (seit  1880 
bezw.  1885  eine  Kombination  der  Maischbiittenbesteuerung,  der  Mate- 
rialbesteuerung und  der  Fabrikatbesteuerung  mit  obligatorischer  Ab- 
findung für  kleine  und  fakultativer  für  gewisse  gröfsere  Brennereien), 
Württemberg  (seit  1865  nur  noch  eine  Brennmalzsteuer).  Die  Brannt- 
weinsteuergemeinschaft hatte  für  mehlige  Stoffe  die  Maischbütten-,  für 
zuckrige  die  Materialbesteuerung  gehabt. 

§  246.  Das  Brannfweinsteuergesets  von  1887.  —  Der  Vorschlag 
des  Branntweinmonopols  ist  vom  Deutschen  Reichstage  abgelehnt 
worden. 

Im  Februar  1886  brachte  die  Reichsregierung  im  Reichstage  einen  Gesetzentwurf 
ein,  welcher  die  Einführung  des  Branntweinmonopols  für  das  ganze  Reich  be- 
zweckte. Nach  demselben  sollte  die  Herstellung  des  rohen  Branntweins  der  privaten 
Thätigkeit  auch  ferner  verbleiben,  dagegen  sollten  die  weitere  Verarbeitung,  Reinigung 
und  der  Verkauf  durch  das  Reich  erfolgen.  Es  wurde  darauf  gerechnet,  dafs  eine 
Einnahme  von  660  Mill.  M.  und  nach  Abzug  der  Kosten  einschliefslich  der  Zinsen 
und  der  Tilgung  der  zu  gewährenden  Entschädigungen  und  Unterstützungen  ein 
ÜberschuCs  von  303  Mill.  M.  erzielt  werde.  Der  Entwurf  wurde  im  Reichstage 
mit  181  gegen  3  Stimmen  abgelehnt.  Das  gleiche  Schicksal  hatte  ein  im  Mai  1886 
eingebrachter  Gesetzentwurf,  welcher  auf  eine  Einnahme  von  123,  später  von 
235  Mill.  M.  abzielte.  Eine  Reform  der  Branntweinsteuer  stiefs  besonders  des- 
wegen auf  grofse  Schwierigkeiten,  weil  dieselbe  auf  die  Lage  der  Landwirt- 
schaft mit  ihren  vielen  kleinen  Brennereien  einen  grofsen  Einflufs  ausübt  und 
man  aus  ihr  eine  Abnahme  des  Branntweinverbrauchs  und  damit  um  so  mehr 
eine  ungünstige  Wirkung  befürchtete,  als  Rufsland  in  der  neueren  Zeit  mit 
Ausdehnung  seiner  Kartoffelbrennerei  Deutschland  eine  gefährliche  Konkurrenz  be- 
reitete. (Seit  1883  in  Deutschland  Sinken  von  Preisen  und  Ausfuhr.)  Das  Monopol 
fand,  auch  abgesehen  von  der  Schwierigkeit,  die  Entschädigung  richtig  zu  bemessen 
und  die  in  Aussicht  stehenden  Einnahmen  zutreifend  zu  schätzen,  eine  prinzipielle 
Gegnerschaft.  Ein  dritter  Gesetzentwurf,  welcher  neben  einer  Erhöhung  der  Ein- 
nahmen   eine    Schonung    der    kleineren,    insbesondere    der    landwirtschaftlichen 
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Brennereien  bezweckte,  wurde  dem  Reichstage  im  Jahre  18S6  vorgelegt.  Derselbe 
wurde  mit  verschiedenen  Abänderungen  18S7  angenommen.    (Lehb). 

Nach  dem  Gesetz,  betr.  die  Besteuerung  des  Branntweins,  vom 
24.  Juni  18S7  unterliegt  der  im  Gebiete  der  Branntweinsteuerge- 
meinschaft hergestellte  Branntwein  vom  1.  Oktober  1887  ab  einer 
Verbrauchs  abgäbe  und  zu  diesem  Zweck  der  steuerlichen  Kontrolle. 

Die  Yerbrauchsabgabe  beti'ägt  von  einer  Gesamtjahret^menge, 
welche  4,5  Liter  reinen  Alkohols  auf  den  Kopf  der  bei  der  jedesmaligen 
letzten  Volkszählung  ermittelten  Bevölkerung  des  Gebietes  der  Brannt- 
weinsteuergemeinschaft gleichkommt,  0,50  M.  für  das  Liter  reinen 
Alkohols,  von  der  darüber  hinaus  hergestellten  Menge  0,70  M.  Die 
Gesamtjahresmenge,  von  welcher  der  niedrigere  Abgabesatz  (sog. 
., Liebesgabe'*  an  die  Brenner)  zu  entrichten  ist,  sowie  der  Betrag  des 
niedrigeren  Abgabesatzes  selbst  sollen  alle  drei  Jahre  einer  Revision 
unterliegen. 

Der  Reinertrag  der  Verbrauchsabgabe  ward  den  einzelnenBundesstaaten  nach 
Mafsgabe  der  matrikularmäfsigen  Bevölkerung,  mit  welcher  sie  zum  Gebiete  der  Brannt- 
weinsteuergemeinschaft gehören,  überwiesen.  Die  Gesamtjahresmenge,  welche  in 
einem  der  Branntweinsteuergemeinschaft  neu  beitretenden  Staate  zu  dem  niedrigeren 
Abgabesatz  hergestellt  werden  darf,  wurde  auf  3  Liter  reinen  Alkohols  für  den 
Kopf  der  Bevölkerung  bemessen.  Von  der  Verbrauchsabgabe  befreit  und  bei  Fest- 
stellung der  nach  dem  Vorstehenden  mafsgebenden  Jahresmenge  aufser  Acht  bleibt: 
1)  Branntwein,  welcher  ausgeführt  wird,  2)  Branntwein,  welcher  zu  gewerblichen 
Zwecken,  einschliefslich  der  Essigbereitung,  zu  Heil-,  zu  wissenschaftlichen  oder 
zu  Putz-,  Heizungs- ,  Koch-  oder  Beleuchtungszwecken  verwendet  wird;  die 
Brenn ereibesitzer  können  amtliche  Denaturierung  ihres  Branntweins  in  ihren 
Brennereien  verlangen.  Bei  der  Ausfuhr  von  Fabrikaten,  zu  deren  Herstellung  im 
freien  Verkehr  befindlicher  Branntwein  verwendet  ist,  kann  nach  näherer  Be- 
stimmung des  Bundesrats  für  jedes  in  den  Fabrikaten  enthaltene  Liter  reinen 
Alkohols  eine  Vergütung  der  Verbrauchsabgabe  von  o,.50  M.  gewährt  werden. 

Der  sog.  Reinigungszwang,  welchen  das  Gesetz  enthielt  und 
nach  welchem  vom  1.  Oktober  18S9  ab  der  nicht  aus  Roggen,  Weizen 
oder  Gerste  hergestellte  oder  der  Materialsteuer  unterworfene  Brannt- 
wein, sofern  er  der  Verbrauchsabgabe  unterliegt,  nur  in  gereinigtem 
Zustande  in  den  freien  Verkehr  gebracht  werden  sollte,  wurde  durch 
das  Gesetz  vom  7.  April  1889  wieder  beseitigt. 

In  den  gewerblichen  Brennereien,  d.  h.  in  denjenigen 
Brennereien,  welche  mehlige  Stoffe  verarbeiten,  aber  nicht  zu  den 
landwirtschaftlichen  gehören,  oder  welche  Mischungen  aus  mehligen 
und  nicht  mehligen  Stoffen  verarbeiten,  findet  die  Erhebung  der  Maischr 
bottichsteuer  nicht  mehr  statt.  Dagegen  wird  in  denselben  ein  Zu- 
schlag zur  Verbrauchsabgabe  von  0,20  M.  für  das  Liter  reinen 
Alkohols  erhoben.  Derselbe  ermäfsigt  sich  für  den  Umfang  bisher 
bestandener  Betriebe,  welche  nicht  mehr  als  10000  bezw.  20  000  1 
Bottichraum  an  einem  Tage  bemaischen,  um  0,04  bezw.  0,02  Mark. 
„Landwirtschaftliche"     Brennereien,     welche     per     Tag     mehr     als 
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1500  1  Bottichraum  bemaischen,  unterliegen,  sofern  sie  während  der 
Zeit  vom  16.  Juni  bis  30.  September  betrieben  werden,  für  diese  Zeit 
anstatt  der  Maischbottichsteuer  ebenfalls  der  Zuschlagsteuer  zur  Ver- 
brauchsabgabe. Der  Zuschlag  erhöht  sich  um  2  Pf.  für  ein  Liter, 
wenn  10  000—20  000  1,  und  um  4  Pf.,  wenn  über  20  000  1  bemaischt 
werden. 

Der  schon  1879  und  1885  erhöhte  Zollsatz  für  in  Fässern  einge- 
führten Arak,  Cognak  und  Rum  wurde  auf  125  M.,  für  allen  übrigen 
Branntwein  auf  180  M.  für  100  kg  bemessen. 

Noch  im  Jahre  1887  sind  auch  die  süddeutsclien  Staaten  der 
Steuergeraeinschaft  beigetreten,  so  dafs  das  ganze  Deutsche  Reich 
für  Branntwein  nun  ein  einheitliches  Steuergebiet  bildet  und  die 
Uebergangsabgabe,  welche  auf  36  M.  für  1  hl  reinen  Alkohols  festge- 
setzt war,  hinfällig  geworden  ist. 

Durch  Beschlufs  des  Bundesrates  wurden  1887  verkäufliche  „Be- 
rechtigungsscheine" eingeführt,  welche  dem  Brenner,  der  Spiritus 
zu  70  M.  erzeugt,  gestatten,  eine  gleiche  Menge  zu  50  M.  in  den  freien 
Verkehr  zu  bringen,  soweit  diese  Menge  diejenige  des  ihm  zu  dem 
niedrigeren  Steuersatze  zugewiesenen  „Kontingentsspiritus"  nicht  über- 
steigt. 

§  247.  Die  Novelle  von  1895.  —  Das  G-esetz  von  1887  ist  in- 
zwischen durch  Artikel  II  des  Gesetzes  vom  16.  Juni  1895,  was  die 
Steuerfreiheit  gewisser  Alkoholverwendungen,  die  Art  und  die  Fristen 
der  (fünfjährigen)  Neukontingentierung,  die  Kontingents-Zu-  und  Ab- 
gänge, die  Rückvergütung,  die  zusätzliche  Maischbottich-  und  Ma- 
terialbesteuerung betrifft,  im  einzelnen  geändert  worden. 

Danach  hat  die  Erhebung  der  Maischbottichsteuer  nur  noch  in 
den  „landwirtschaftlichen  Brennereien"  (mit  Selbstverfütterung 
aller  Rückstände)  zu  erfolgen  und  ist  mit  1,31  M.  für  jede  Einmaischung 
und  jedes  Hektoliter  Bottichraum  zu  erheben. 

Für  die  Materialbrennerei  (aus  nichtmehligen  Stoffen  mit 
Ausnahme  von  Melasse,  Rüben  und  Rübensaft)  wird  die  Materialsteuer 
in  5  Sätzen  per  hl  festgestellt. 

M.  0,25:  eingestampfte  Weintrebern,  0,35  Kernobst,  0,45  Beerenfrüchte  aller  Art, 
0,56  Brennereiabfälle,  Hefebrühe,  geprefste  Weinhefe  und  Wurzeln  aller  Art,  0,85 
Trauben-  oder  Obstwein,  flüssige  Weinhefe,  und  Steinobst.  Diese  Materialsteuern 
werden  von  Brennern  mit  einer  Jahreserzeugung  von  höchstens  50  1  reinen  Alkohols 
zu  vier,  für  solche  mit  mehr  als  50—100  1  zu  acht  Zehnteln  der  vollen  Steuersätze 
erhoben.  —  Für  die  Maischbrennerei,  Bierabfallbrennerei  und  Materialbrennerei  mit 
höchstens  1500  hl  Bottichraum  können  landesbehördlich  die  strengen  reichsgesetz- 
lichen Kontrollen  aufser  Kraft  gesetzt  werden. 

Für  die  gewerblichen  Brennereien,  d,  h.  solche,  welche  weder 
zu  den  landwirtschaftlichen,  noch  zu  den  Materialbrennereien  gehören, 
sind  Maischbottich-    und    Materialbesteuerung    durch    das    Gesetz    von 
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1895  aiifgehobeu.  An  die  Stelle  tritt  eine  „Zuscblagsteuer"  zur  Ver- 
brauehsabgabe  im  Betrage  von  0,20  M.  für  das  Liter  reinen  Alkobols 
rait  Abschlag  von  0,04  M.  bis  zu  10  000  1  und  von  0,02  M.  von  10000 
bis  20  000  1  Botticliraum. 

Auf  Antrag  können  auch  landwirtschaftliche  Brennereien  und 
Materialbrennereien  von  der  Erhebung  der  Bottich-  und  der  Material- 
steuer gegen  näher  bestimmte  „Zuschläge"  zur  Verbrauchsabgabe 
freigelassen  werden.  —  Die  Zuschläge  sind  abgestuft  nach  der  Gröfse 
der  Erzeugung:  l)  bei  den  Maischbrennereien  bis  100  1  Erzeu- 
gung von  0,12  bis  0,18  und  0,20  M.  per  1  reinen  Alkohols  mit  wei- 
terer Unterscheidung  nach  dem  Betriebe  oder  der  Unterlassung  der 
Hefeerzeugung;  2)  bei  der  Materialbrennerei  0,8  M.  bis  50  1,  0,16  M. 
von  50—100  1,  0,20  M.  über  100  1  Erzeugung  reinen  Alkohols. 

Aufserdem  kann  die  Steuerbehörde  die  Materialbrennerei 
obligatorisch  dem  Zuschlage  zur  Verbrauchsabgabe  unterstellen. 

Die  „Breuuereisteuer*'  uud  die  „Ausfuhrzuscüiisse"  des  Gesetzes  tou  1895. 
—  Die  „Brennereisteuer"  uud  die  „Ausfubrzuschüsse'  sind  durch  das  Gesetz  vom 
16.  Juni  IS95  bereits  zur  Geltung  gekommen  und  im  Reichstage  ziemlich  glatt  durch- 
gesetzt worden.  Beide  gelten  vom  1.  Juli  1895  ab  bis  30.  September  1901.  Die 
Exportprämien  Rufslands  mit  5  M.  (beim  Rubelkurs  von  220)  und  Oesterreichs  mit 
7  M.  hatten  die  Grofsbrennereien  des  Ostens  und  damit  den  Kartoifelbau  schwer 
gefährdet;  der  deutsche  Sprit  war  von  dem  fremden  auf  dem  Weltmarkte  Hamburg 
geschlagen  worden.  Und  diesmal  wenigstens  war  nicht,  wie  bei  der  Zuckerbe- 
steuerung, Deutschland  das  „Karnickel"  gewesen  (v.  Posadowski).  So  entstanden 
die  nachstehend  charakterisierten  neuen  Gebilde  des  Gesetzes  von  1895. 

Das  Gesetz  von  1895  verfolgt  neben  obigen  Verbesserungen  au 
der  Verbrauchsabgabe  drei  grofse  Zwecke:  1.  die  landwirtschaftliche 
Brennerei  und  die  Materialbrennerei  Staffel  weise  nach  der  Gröfsen- 
abstufung  zu  entlasten  (vergl.  §  246);  2.  der  den  Preis  drückenden  Über- 
produktion durch  die  mit  der  Gröfse  des  Betriebes  staffelweise  an- 
steigende Zusatzbelastung  der  gröfseren  Brennerei  (durch  die  „Brennerei- 
steuer"), sowie  der  Begünstigung  der  seit  1887  zu  leicht  besteuerten 
Melassebrennerei  und  Brennerei  rait  Hefebereitung  Einhalt  zu  thun; 
3.  den  Markt  durch  Ausfuhr-„Vergütung''  zu  entlasten,  den  auswärtigen 
Exportprämien  die  Spitze  zu  bieten  und  für  die  „  Ausfuhrzuschüsse "  die 
Deckung  aus  der  Zusatzbelastung  der  Grofsbrennerei  zu  gewinnen. 
Die  „Brennereisteuer"  und  die  ,, Vergütung"  sind  jedoch  auf  die  Zeit 
bis  1901  begrenzt.  Ob  sie  dann  weichen  werden,  dürfte  vom  Gelingen 
internationaler  Verständigung  auf  Grund  gleichmäfsiger  Fabrikatbesteue- 
rung —  ähnlich  wie  bei  der  Zuckersteuer  —  abhängig  werden. 

Quelleu.  Das  Material  zur  Beurteilung  dieser  überaus  verwickelten  Materien 
1 .  in  den  deutschen  Reichstagsakten  vom  Jahre  1895,  namentlich  in  den  schönen  Reden 
des  Schatzsekretärs  Graf  v.  Posadowsky  (Deutbcher  Reichs- Anzeiger  Nr.  10  t  und 
102),  welcher  diese  Mafsregeln  als  agrarisch  bezeichnet ,  aber  auch  sehr  warm  ver- 
teidif^t  hat. 
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Motive.  Bemerkenswert  ist,  dafs  hier  die  M  e  1  a  s  s  e  b  r  e  n  n  e  r  e  i  als  bedeu- 
tender Faktor  ebenso  mit  in  Betracht  kam ,  wie  bei  der  Zuckerbesteuerung  die 
Melasseentzuckerung.  Weitere  Schwierigkeiten  machte  die  abgesonderte  Besteuerung 
der  Hefebrennereien. 

Bei  dem  Niedergange  des  deutschen  Spritabsatzes  stand  die  Arbeitsgelegenheit 
für  21000  landwirtschaftliche  Arbeiter  in  den  sonst  arbeitpausierenden  Jahreszeiten 
in  Frage.  Das  war  von  Bedeutung,  da  der  Rückgang  im  Kartoffelbau  überhaupt 
zwar  nicht  groCs  gewesen  war,  dagegen  der  nur  bestimmte  Gegenden  berührende 
Rückgang  im  Anbau  von  Brennkartoffeln  (vor  1887:  11  auf  7  Proz.  des  Kartoffel- 
gesamtbaues) doch  als  recht  erheblich  anzusehen  ist. 

In  denjenigen  am  Kontingent  beteiligten  gewerblichen  Brennereien,  die  Melasse. 
Rüben  oder  Rübensaft  verarbeiten,  wird,  sofern  sie  in  einem  Betriebsjahr  eine  Al- 
koholmenge herstellen,  die  das  Kontingent  um  mehr  als  ein  Fünftel  übersteigt,  die 
Brennsteuer  um  15  M.  für  jedes  weitere  Hektoliter  reinen  Alkohols  erhöht.  In  den- 
jenigen Brennereien  der  bezeichneten  Art,  welche  nicht  kontingentiert  sind,  tritt  die 
gleiche  Erhöhung  in  so  weit  ein,  als  ihre  Gesamterzeugung  20000  hl  reinen  Alko- 
hols übersteigt;  diese  20000  hl  werden  auf  die  innerhalb  der  letzten  drei  Jahre  im 
Betriebe  gewesenen  Brennereien  der  bezeichneten  Art  nach  dem  umfange  ihrer  Be- 
triebsanlagen verteilt;  gehen  diese  Brennereien  zur  Erzeugung  von  Hefe  über,  so 
wird  von  dem  betreffenden  Betriebsjahre  an  die  Alkoholmenge,  die  der  um  15  M. 
erhöhten  Brennsteuer  nicht  unterliegt,  um  die  Hälfte  gekürzt.  Neu  entstehende 
Brennereien,  die  Melasse,  Rüben  oder  Rübensaft  verarbeiten ,  unterliegea  für  ihre 
gesamte  Erzeugung  der  erhöhten  Brennsteuer  mit  der  Mafsgabe,  dafs  auch  für  die 
Erzeugung  bis  zu  300  hl  je  15  M.  vom  Hektoliter  reinen  Alkohols  erhoben  werden. 

Zur  Entrichtung  der  Brennereisteuer  ist  der  Brennereibesitzer  verpflichtet; 
Stundung  findet  nicht  statt. 

In  den  Fällen,  wo  bei  der  Ausfuhr  die  Verbrauchsabgabe  vergütet  wird, 
finden  Erstattungen  bis  zu  6  INI.  pro  hl.  reinen  Alkohols  statt.  Die  Vergütungen 
werden  jedes  Jahr  normiert  und  sind  zu  kürzen,  wenn  die  Vergütungssumme  des 
abgelaufenen  Jahres  die  gleichzeitige  Einnahme  an  Brennsteuer  überstiegen  hat. 

OMge  „Brennsteuer",  welche  neben  der  Verbrauchsabgabe  von  den  Bren- 
nereien mit  mehr  als  300  hl.  reinen  Alkohols  erhoben  wird,  ist  eine  Staffel- 
steuer auf  die  Grofsbrennerei,  welche  bei  den  landwirtschaftlichen  Bren- 
nereien und  den  Gewerbebrennereien  in  zwölf  Staffeln  aufsteigt:  von  0,5  M.  für  Er- 
zeugung von  300—600  hl.  bis  6  M.  bei  Erzeugung  von  mehr  als  6000  hl.  Für 
dieselben  Brennereien  steigt,  wenn  sie  daneben  Hefe  erzeugen  oder  Melasse  und  Rüben- 
saft verarbeiten,  die  Brennereisteuer  steiler  an,  so  dafs  der  Satz  von  6  M.  schon  bei 
einer  Erzeugung  von  1700  hl.  erreicht  wird;  Genossenschaftsbrennereien  zahlen  nur 
^JA  dieser  Sätze  für  den  Umfang  des  bisherigen  Betriebes. 

Die  während  des  Jahres  vom  1.  Oktober  1900  bis  30.  September  1901  aufkom- 
mende Brennsteuer  darf,  insoweit  als  die  Gesamtsumme  der  seit  dem  Inkrafttreten 
dieses  Gesetzes  gezahlten  Brennsteuervergütungen  die  Gesamtsumme  der  während 
dieses  Zeitraumes  aufgekommenen  Brennsteuer  überstiegen  haben  sollte,  zur  Ge- 
währung von  Vergütungen  nicht  verwendet  werden. 

Endlich  regelt  das  Gesetz  von  1895  den  Kleinhandel  mit  denaturiertem 
Spiritus,  indem  Artikel  III  bestimmt:  „Der  Bundesrat  wird  ermächtigt:  a.  den 
Kleinhandel  mit  denaturiertem  Spiritus  abweichend  von  den  Vor- 
schriften des  §  33  der  Gewerbeordnung  zu  regeln;  b.  dahin  Bestimmung  zu  treffen, 
dafs  beim  Kleinhandel  mit  denaturiertem  oder  undenaturiertem  Spiritus  die  Alkohol- 
stärke des  abzugebenden  Spiritus  durch  Aushang  an  der  Verkaufsstelle  dem  Publikum 
ersichtlich  zu  machen  ist." 

ScHÄFFLE,  Steuern,  Besonderer  Teil.  20 
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§  24S.  Die  Branntweinhesteueriing  der  mchtdeidschen  Staaten  — 
ist  nach  dem  Unterschiede  der  Monopols-  und  der  Freiverkelirsbesteue- 
rung  zu  gliedern.  Wir  fassen  in  diesem  Paragraphen  die  Freiverkehrs- 
besteuerung  zuerst  ins  Auge. 

1)  Oestericicli-Uugaru.  Zur  Vorgeschichte  vergl.  den  Artikel  von  Lesigasg 
im  .Oesterr.  St.-'NV.-B.-  —  Seit  dem  Gesetz  vom  9.  Juli  1S62  fand  Fabrikatbesteue- 
rung nach  Menge  und  Gradhaltigkeit  des  Erzeugnisses  unter  Anwendung  eines  Mefs- 
apparates  statt;  Abfindung  nach  dem  Gärraume  für  kleinere  Brennereien.  —  18fi5 
Übergang  zur  Pauschalierung  (Apparatbcsleuerung)  auf  Grundlage  der  Bren- 
nerei sehr  günstiger  Ausbcuteverbältnisse.  —  18GS  höhere  Normierung  des  Aus- 
beutungsverLältnisses.  —  1878  Verknüpfung  der  Fabrikatsteuer  für  gröfsere 
Maischbrennereien  mit  der  beibehaltenen  Apparatbesteuerung  und  mit  der  Abfin- 
dung. —  1884  obligatorische  Ausdehnung  der  Fabrikatbesteuerung 
(wieder  mit  Mefsapparaten).  Daneben  für  Cisleithanien  eine  nach  der  Seelenzahl 
des  Ortes  von  5  bis  50  Fl.  abgestufte  Schanksteuer;  in  Ungarn  im  selben  Jahre 
ebenfalls  ein  Schanksteuergesetz  nach  Ortsseelenzahl  und  Betriebsumfang  abgestuft. 

Unter  dem  20.  Juni  1888  wurde  in  Kachahmung  der  deutschen  Verbrauchs- 
abgabe das  jetzt  giltige  Gesetz  erlassen.  Danach  unterliegt  der  Branntwein,  welcher 
innerhalb  der  Zülllinie  erzeugt  wird,  einer  Abgabe,  welche  nach  Verschiedenheit  der 
Brennereien,  in  denen  die  Erzeugung  stattfindet,  als  Produktionsabgabe  bei 
der  Erzeugung  o  der  als  Konsumabgabc  bei  dem  Übergange  des  Branntweins  aus 
der  amtlichen  Kontrolle,  aus  den  Brennereien  oder  P>eilagern  in  den  freien  Verkehr 
zu  entrichten  ist.  Die  Produktionsabgabe  beträgt  35  Kr.  für  jeden  Hektoliter  und 
jeden  Alkoholgrad,  die  Konsumabgabe  hat  (ähnlich  wie  jetzt  in  Deutschland)  zweierlei 
Sätze,  nämlich  35  und  Ab  Kr.  für  jeden  Hektolitergrad  (Liter)  Alkohol.  (Näheres 
bei  Lesigang.) 

2)  Frankreich  — ,  wo  ursprünglich  die  allgemeine  fünfgliedrige  Getränkebe- 
gteuerung  auch  den  Branntwein  umfafste,  hat  schon  1824  die  ..Alkoholsteuer - 
in  Form  der  ^allgemeinen  Konsumtionsabgabe"  abgezweigt.  Aufser  der 
Konsumsteuer  besteht  wie  beim  Wein  für  die  gröfseren  Orte  noch  das  Entr^e, 
bezw.  die  lawe  wiigue  bezw.  die  taac  de  remplacemenl.  Das  Octroi  der  Gemeinde 
darf  den  doppelten  Betrag  der  Tborsteuer  (enlree)  nicht  übersteigen.  Zum  Wein- 
machen für  den  Export  (vinage)  besteht  Steuerfreiheit  von  der  Branntwein-  wie 
von  der  Zuckersteuer.  Steuerfrei  ist  ferner  der  Ilausbrauch  der  Eigenbrenner 
houUleurs  de  cru).     Wein  über  21  Grad  wird  wie  Alkohol  besteuert. 

Die  allgemeine  Ttihraachssleuer  von  ilkoLol  (droit  general  de  consomma- 
tion),  seit  1824,  ist  die  haui)tbächliche,  im  ganzen  Staatsgebiete,  bis  auf  Paris, 
gleiche  Branntweinsteuer,  zu  welcher  in  den  Orten  mit  Eingangsabgabe  dann  die 
letztere  noch  hinzutritt.  In  Orten  mit  einziger  Steuer  vereinigt  sich  die  aligemeine 
Verbrauchssteuer  mit  der  Eingangsabgabe  in  der  Erhebung  In  Paris  ist  sie  in  der 
Ersatzsteuer  enthalten.  Seit  dem  grundlegenden  Gesetze  vom  24.  Juni  1824  von 
der  Weinsteuer  abgetrennt  und  verselbständigt,  stellt  sie  seitdem  im  Prinzip  eine 
specifische  Abgabe  in  Form  einer  hohen  Fabrikatsteuer  dar,  welche  nach 
dem  reinen  Alkoholgehalt  aller,  der  eigentlichen  Verzehrung  oder  Ver- 
wendung zu  Verzehrungsgegenständen  dienenden  gebrannten  Flüssigkeiten  mittelst 
des  Gay-Lvssac  sehen  Centesimal- Alkoholometers  bemessen  wird.  Sogenannter 
denaturierter,  für  gewerbliche  Zwecke  dienender  Spiritus  unterliegt  auch  einer 
Steuer,  aber  einer  viel  mäfsigeren.  Die  Kontrolle,  welche  bei  der  starken 
Steigerung  der  Steuersätze  sehr  verschärft  werden  mufste  und  wurde,  erfolgt  zu- 
nächst durch  die  Überwachung  (exercice)  der  sog.  gewerblichen  Brenne- 
reien oder  Destillatiousanstaltcn,  eine  Überwachung,  von  welcher  die  sog.  Eigen- 
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brenner  (bouilleurs  de  crü)  von  Wein-  und  Früchtebranntwein,  welcbe  ausschlierslich 
ihr  eigenes  Ernteprodukt  verarbeiten,  seit  1875  wieder  befreit  sind;  ferner  dient, 
zumal  auch  gegenüber  diesen  Eigenbrennern,  bei  diesen  sogar  allein,  die  all- 
gemeine Versendungs-  und  Bezugskontrolle  zur  hier  bei  Alkohol  be- 
sonders wichtigen  Hilfe.  Endlich  unterstehen  die  Grofsh an dler.  die  Entrepöts, 
Liqueurf abrika  n  ten,  Debitanten,  —  letztere  mit  Ausnahme  derer  in  den 
„abgelösten"  Städten  (mit  einziger  Steuer)  und  in  Paris  — ,  der  Überwachung. 
(A.  Wagnek  III  639.) 

3)  Grofsbrltaiinleii  (Gesetze  vom  28.  August  1860  und  26.  August  1580)  — 
hat  eine  Fabrikatsteuer  mit  strenger  Aufsicht  und  Kontrolle,  Verbot  der  kleineren 
Brennereien  (geringster  zulässiger  Rauminhalt  der  Blase:  400  Gallonen),  sowie  der 
weiter  als  V^  englische  Meilen  von  einer  I\Iarktstadt  entfernt  liegenden  Brennereien, 
wofern  in  letzteren  nicht  Wohnungen  für  die  Steuerbeamten  eingerichtet  werden. 
Kein  Fabrikant  darf  gleichzeitig  für  Inland  und  Ausfuhr  arbeiten.  Der  Steuersatz, 
früher  sehr  hoch  und  häufig  geändert,  1823  wegen  starken  Schmuggels  herabgesetzt, 
wurde  1861  für  das  ganze  Königreich  auf  10  sh.  für  das  Gallon  Proof  Spiritus, 
d.  h.  Spiritus  vom  spec.  Gewicht  ^-jis  bei  51  Grad  F.,  festgesetzt.  Eingangszoll 
1072  sh  ,  ebenso  hoch  die  Ausfuhrvergütung;  beide  Male  verbirgt  sich  in  den  6  d. 
(unter  der  Maske  einer  Vergütung  der  dem  Brauer  durch  die  Kontrollen  verur- 
sachten Kosten)  eine  Bevorzugung,  einmal  als  Schutzzoll,  das  andere  Mal  als 
Ausfuhrprämie.  Aufserdem  Licenzen  für  Brenner,  Rektifikatoren  und  Brannt- 
weinschänken. 

Nach  DowELL  wird  jetzt  von  allen  Seiten  zugegeben,  die  Branntweinsteuer 
sei  auf  dem  höchstmöglichen,  mit  der  Bewältigung  des  Unterschlei fs 
noch  vereinbaren  Satze  zu  halten. 

Erst  allmählich  und  schrittweise  ist  die  Gleichstellung  der  Steuersätze  im 
ganzen  vereinigten  Königreich,  welche  von  der  Einheit  des  Staats-  und  Markt- 
gebiets wie  vom  fiskalischen  Interesse  an  höheren  Steuern  und  an  der  Beseitigung 
des  Schmuggels  nach  England  gefordert  war,  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts,  voll- 
ständig erst  seit  1858  erreicht  worden.  Damit  fiel  die  an  deutsche  Verhältnisse 
erinnernde  Anomalie  von  provinziellen  Zwischenzolllinien  und  siegte  die 
Unifikation  der  Besteuerung  auch  hier. 

Mit  unter  dem  Einflufs  der  kolossalen  Steuerhöhe,  derSteuer- 
f 0 r m  und  besonders  der  durch  diese  gebotenen  Kontrollmafsregeln  und 
der  für  die  Brennerei  aufgestellten  Steuervorschriften  hat 
die  britische,  zumal  die  englische,  mehr  und  mehr  aber  auch  die  schottische 
und  die  irische  Branntweinbrennerei  und  selbst  die  Raffinerie  des  Branntweins,  im 
tiefgreifenden  Unterschied  von  der  kontinentalen,  besonders  der  norddeutschen 
Branntweinproduktion,  den  Charaktereines  landwirtschaftlichen  Neben- 
gewerbes ganz  verloren  und  denjenigen  einer  städtischen  Industrie  und 
eines  auf  se  rordentlich  konzentrierten  kapitalkräftigen  Grofsbe- 
triebes  gewonnen,  in  einem  anderswo  unbekannten  Grade.    (A.  Wagseb.) 

4)  Eusfslaiid.  Nach  vielen  Schwankungen  wurde  durch  Gesetz  vom  18.  Mai  1888 
die  allgemeine  Fabrikatsteuer  eingeführt.  Diese  ist  jedoch  für  Sibirien  (5.  Dez.  1889), 
dann  für  die  vier  östlichen  Gouvernements  des  europäischen  Rufsland  (1894)  durch 
das  Spirituosen  Verkaufsmonopol  ersetzt  (§  249).  Das  letztere  ist  laut 
Zeitungsberichten  (Anfang  Juli  1896)  auf  12  Gouvernements  (westliches  Rufsland) 
ausgedehnt  (Frkf.  Ztg.  4.  Juli  1896). 

5)  Weitere  Staaten  s.  Lehr  b.  Schönberg, 

§  249.    Das  ÄlJcohohnono2)oL  —  Dieses  Monopol  ist  in  der  Schweiz 

seit  1886  eingeflilivt  und  zur  Tollen  Durchbildung  gelangt,  hat  auch  in 

20* 
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Serbien  (1894)  Eingang  gefunden  und  ist  in  Rufsland  (vergl.  §  248, 
Ziff.  4)  im  Vordringen  begriffen. 

Die  schweizerische  Einrichtung,  an  welcher  seit  der  Einführung 
sich  im  Grunde  wenig  geändert  hat,  ist  im  wesentlichen  die  folgende. 
Der  Bund  hat  das  alleinige  Recht  der  inländischen  Branntweinerzeugung 
und  das  alleinige  Recht  der  Branntweineinftihrung.  Das  erstere  Recht 
übt  er  in  der  Form  von  Lieferungsverträgen  mit  inländischen  Brenne- 
reien, welchen  annähernd  '/-i  tler  Gesamtanschaffung  zugewiesen  ist. 
Der  übrige  Sprit  wird  vom  Auslande  bezogen,  über  bestimmte  Zoll- 
stellen eingeführt  und  bis  zum  Absätze  in  Bundesmagazinen  gelagert. 
Der  Bund  ist  verpflichtet,  nur  gut  gereinigte  Sprite  in  Umlauf  zu 
setzen.  Die  Nettoeinnahmen  werden  an  die  Kantone  pro  rata  der 
Bevölkerung  überwiesen,  und  die  Kantone  haben  10  Proz.  der  Ein- 
nahmen zur  Bekämpfung  des  Alkoholismus  zu  verwenden. 

Der  Bund  giebt  den  Branntwein  zu  120 — 150  Frs.  pro  hl  ab,  in  Mengen  von 
mindestens  150  1,  und  der  genaue  Terkaufspreis  wird  vom  Bundesrat  periodisch 
festgesetzt.  Die  Einfuhr  von  Qualitätsspirituosen  wird  gegen  eine  Mo- 
nopolgebühr von  80  Frs.  per  Metercentner  Privatpersonen  freigegeben.  Spiritus, 
welcher  für  technische  oder  Haushaltungszwecke  verwendet  werden  soll,  wird 
denaturiert  zum  Selbstkostenpreise  aus  den  wohlfeilsten  Vorräten  vom  Bunde 
verkauft.  Hausieren  mit  Branntwein,  Ausschank  und  Kleinverkauf  desselben  in 
Brennereien  und  solchen  Geschäften ,  in  denen  Ausschank  und  Kleinhandel 
nicht  im  natürlichen  Zusammenhange  mit  dem  Verkauf  der  übrigen  Handelsartikel 
stehen  würden,  sind  verboten.  Die  Bewilligungen  zum  Kleinhandel  und  Ausschank 
werden  von  den  kantonalen  Behörden  erteilt  und  sind  an  eine  der  Gröfse  und  dem 
Werte  des  Umsatzes  entsprechende  Verkaufssteuer  zu  knüpfen,  welche  bis  zum 
ErlaCs  eines  Bundesgesetzes  von  den  Kantonen  festgesetzt  wird.  Kleinbrenner, 
welche  aus  einem  nicht  bundessteuerptlichtigen  Rohstoffe  nicht  über  4Ü  1  Brannt- 
wein jährlich  herstellen,  dürfen  das  erstellte  Quantum  in  Mengen  von  nicht  unter 
5  Litern  frei  verkaufen.    (Schanz.) 

Die  durch  Einführung  des  Monopols  geschädigten  Brenner  sind  vom  Bunde 
entschädigt  worden. 

Aus  dem  Bericht  der  „Alkoholverwaltung"  für  1894: 

Fakturierte  Menge 
Zahl  der  Fakturen         (Trinksprit  und Denaturierungsware) 
Lagerhäuser  im  ganzen     per  Tag  jm  ganzen         durchschnittlich 

(ausser  Sonntags)  ".i^... 

Aarau 1327  4 

Basel 2052  7 

Buchs 628  2 

Burgdorf       ....  51Ü8  16 

Delsberg       ....  9753  31 

Romansborn     .     .     .  6523  21 

Centralverwaltung     .  —  — 

zusammen  1894  25,49t  81  91.556  3,.vj 

zusammen  1887»)  1,325  13  64,55u  (1887u.  1888)  9,42 

1)  Erstes  Monopoljabr. 


1  ganzen 

pro 

Faktur 

Metercentner. 

4573 

3^45 

7834 

3,32 

1668 

2,6G 

19&51 

3,S9 

39004 

4,00 

18625 

2,.i 

l 

— 

2.  Kapitel.    Die  Branntweinbesteuerung.  309 

Im  Dezember  1S93  hat  die  Bundesversammlung  mit  Bezug  auf  die  in- 
ländische Produktion  gebrannter  Wasser  folgende  Beschlüsse  gefafst:  1.  Es 
seien,  wenn  immer  möglich,  nur  inländische  Produkte  zum  Brennen  zuzulassen. 
—  2.  Es  seien  Bestimmungen  in  das  ßrennereipflichtenheft  aufzunehmen,  wonach 
in  guten  Kartoffeljahren  das  normale  Vertragsquantum  um  höchstens  25  Proz.  ver- 
mehrt und  in  ungünstigen  Jahren  um  höchstens  25  Proz.  vermindert  werden  kann, 
aber  immerhin  so,  dafs  im  Jahresdurchschnitte  der  Vertragsperiode  nicht  mehr 
als  V^  <i6s  Landesbedarfs  im  Inlande  produziert  werde.  —  3.  Der  Bundesrat  habe 
bei  Erneuerung  der  bestehenden  Brennverträge  sein  Augenmerk  darauf  zu  richten, 
die  inländische  Brennerei  nach  und  nach  auf  diejenigen  Landesteile  zu  beschrän- 
ken,  wo  nachweisbar  Kartoffelüberschüsse  sich  einzustellen  pflegen.  —  Es 
sei  bei  der  Berechnung  des  im  Alkoholgesetz  der  inländischen  Produktion  vorbe- 
haltenen Vierteils  des  Bedarfs  an  gebrannten  Wassern  die  Menge  sowohl  des  im 
Inlande  zum  Trinkkonsum  gelangenden  Roh-  und  Feinsprits,  als  des  zu  technischen 
und  Haushaltungszwecken  bestimmten  denaturierten  Alkohols  zur  Basis  zu  nehmen. 

Der    Landesverbrauch    an    Monopolsprit,    von   welchem   nach  Art.  2  des 
Alkoholgesetzes  und  nach  Ziff.  4  des  mitgetheilten  Beschlusses  der  Bundesversamm- 
lung annähernd  ein  Vierteil  im  Inlande  erzeugt  werden  soll,  betrug  von  lS9ü  bis  1893: 
Geschäftsjahre  Trinksprit       Denaturierungsware  Im  ganzen 

Metercentner 
1890 67489  28001  95490 

1891       67851  33080  100931 

1892      68768  35495  104264 

1893       65187  37021  102208 

1890/93         ....  269295  133398  402893 

Im  Jahresdurchschnitt  67324  33399  100723 

Von  der  angemeldeten  Inlandproduktion  im  Gesamtbetrag  von  30  000  hl  ent- 
fielen auf  Bern  allein  19  200,  Wadt  3700,  Solothurn  3300  hl. 

Für  die  Vergebung  hat  das  Finanzdepartement  folgende  allgemeine  -Weg- 
leitung" festgesetzt:  —  1.  Die  Verträge  mit  Inhabern  bestehender  Brennereien  sind, 
soweit  die  persönlichen  und  die  bau-  und  betriebstechnischen  Anforderungen  des 
Pflichtenheftes  erfüllt  sind  oder  werden,  unter  Zugrundelegung  der  frühern  Kontrakt- 
menge und  unter  Ansetzung  folgender  Spirituspreise  auf  4  Jahre  zu  erneuern:  Lose 
von  1000  hl  79  Frs.  per  hl;  für  je  10  Hektol.  Minderproduktion  wird  ein  Zuschlag 
von  10  Cts.  zum  Grundpreis  von  70  Frs.  bewilligt.  —  2.  Neue,  6  Jahre  laufende 
Lose  werden  nur  an  Genossenschaften  ausgegeben;  dieselben  erhalten  einen 
um  3  Frs.  per  Hektoliter  höhern  Spirituspreis  als  die  bestehenden  Betriebe. 

Der  Landesverbrauch  betrug  1890/94:  500  579  Metercentner,  worunter  175  023 
Metercentner  Denaturierungware.  Für  diesen  Verbrauch  produzierte  das  Inland 
32,8  Proz.  des  Trinksprits,  21,3  Proz.  des  Verbrauches  überhaupt. 

Die  Alkoholverwaltung  hat  1894  gekauft  3881  Metercentner  Weinsprit  zu  69,82, 
7-160  Primasprit  zu  65,23,  25630,79  Feinsprit  zu  59,90,  37672  Metercentner  Sprit 
überhaupt  zu  62,03  Frs. 

Vom  Ausland  bezogen  wurden  1894:  59  846  Metercentner  aus  Oesterreich- 
Ungam,  10  891  aus  Deutschland. 

Die  Betriebsrechnung  ergab  12,3  Mill.  Frs.  Einnahmen,  7,4  Mill.  Frs. 
Ausgaben.  Überschafs:  4,9  Mill.  Frs.  Der  Gesamtüberschufs  von  1SS7  bis  94  betrug 
41,2  Mill.  Frs.,  wovon  28  Mill.  als  Entschädigung  an  die  früheren  ..Ohmgeldkantone-* 
und  ..Octroigemeinden",  9,4  Mill.  an  Nichtohmgeldkantone  und  2,9  Mill.  Frs,  an  die 
ximortisation  der  Anleihe  von  5,9  Mill.  Frs.  abgeliefert  worden  sind. 
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Kufsland,  welches  seit  Peter  d.  Gr.  lange  Zeit  das  Fabrikatmonopol 
mit  Verpachtung  hatte,  ist  neuesten^  zuerst  für  vier  östliche  Gou- 
vernements, dann  auch  für  12  westliche  Provinzen  zum  Kleinverkaufs- 
monopol übergegangen.  (Näheres  in  den  letzten  Ges.-G.-Übersichten 
der  „Tüb.  Zeitschr.") 

3.  Kapitel.    Die   Yerbrauclisbestenerniis   auf  lioclisteuerbare 

Objekte. 
I.  Allgemeine  Würdigung. 

§  250.  Umfanri.  —  Auf  den  ersten  Blick  sollten  diese  Objekte 
den  meisten  Yerbrauchssteuerertrag  ergeben.  Dennoch  ist  dem  nicht 
80,  mit  Ausnahme  des  Tabaks,  welcher  aufserhalb  Deutschlands  kräftig 
herangezogen  ist.     Der  erste  Anschein  trügt  jedoch  auch  hier. 

Einmal  ist  der  eigentliche  Luxusv  er  brauch  weit  weniger  ausge- 
dehnt, als  der  Luxus  gebrauch,  welcher  den  eigentlichen  Boden  der 
Luxusbesteueruug  abgeben  sollte. 

Sodann  hat  die  Besteuerungskunst  es  noch  nicht  verstanden,  die 
hochfeinen.  Qualitäten,  welche  bei  den  sonst  schwachsteuerbaren 
und  den  sonst  mittelsteuerbaren  Artikeln  überall  sich  ergeben,  nach  der 
Qualität  entsprechend  höher  zu  treffen;  die  Besteuerung  von  Bier, 
Wein,  Branntwein  nach  der  Gradhaltigkeit  ist  streng  genommen  noch 
keine  „Qualitäts"-Besteuerung,  erst  die  Proportional-  oder  Progressiv- 
besteuerung nach  dem  Werte  wäre  eine  solche.  Für  sie  sind  aber 
die  volkswirtschaftlichen  Voraussetzungen  konzentrierter  Erfassung  zur 
Zeit  erst  in  geringem  Mafse  gegeben.  Die  überall  klaffenden  Lücken 
der  Luxus -Verbrauchsbesteuerung  haben  wir  verschiedentlich  an- 
gedeutet. 

Die  hochsteuerbaren  Verbrauchsgegenstände  sind  endlich  der  Mehr- 
zahl nach  fremdländische  Erzeugnisse.  Sie  sind  also  nicht  durch 
Inlandbesteuerung,  sondern  durch  Grenzbesteuerung  zu  treffen.  Und 
die  Zolltarife  treffen  auch  dieselben,  namentlich  Kolonialwaren. 

§  251.  ^yesen.  BedeutiDig  und  Schicieng'keiten.  —  Unter  den  inneren 
Verbrauchsgegenständen  ist  in  der  Hauptsache  nur  der  Tabak  als 
hochsteuerbarer  Artikel  zu  betrachten.  Wenn  auch  die  „Pfeife  des 
armen  Mannes"  mit  Milde  behandelt  werden  will,  obwohl  auch  sie  einen 
höchst  entbehrlichen  Genufs  vermittelt,  so  handelt  es  sich  nur  darum, 
die  weniger  steuerbare  von  der  hochsteuerbaren  Ware  zu  sondern 
und  einen  progressiven  oder  doch  proportioneilen  Werttarif  zur  Geltung 
zu  bringen,  was  wenigstens  bei  einer  und  zwar  der  ergiebigsten  der 
möglichen  Besteuerungsweisen,  dem  Monopol,  in  befriedigender  Weise 
geschehen  kann. 

Nichtstichhaltig  ist  die  Einwendung,  dafs  die  Tabakbesteuerung  gegen 
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das  Prinzip  der  Allgemeinheit  und  Verhältnismäfsigkeit  verstofse,  weil 
nicht  allg-eraein  und  gleich  stark  geraucht  werde.  Man  vergifst  dabei, 
dafs  auch  die  Tabakbesteuerung  als  G-lied  eines  vielgliedrigen  direkten 
und  indirekten  Steuergesamtsysteras  zu  würdigen  ist.  Als  solches  kann 
sie  zur  Allgemeinheit  und  Verhältnismäfsigkeit  der  G-esamtbelastung 
vielmehr  mächtig  beitragen. 

Die  geringe  Besteuerung  des  Tabaks  in  Deutschland  ist  ein  finanzpolitisches 
Unding.  Der  Ertrag-  pro  Kopf  (1892/93  nach  dem  Bulletin  de  Statistique)  war  in 
Deutschland  (Zoll- und  Rohtabaksteuer)  1,25,  Grofsbritannien  (blofse  ZoUbesteuerung) 
6,65,  in  den  Monopolländern:  Frankreich  8,10,  Italien  4,90,  Oesterreich  4,79,  Ungarn 
3,86  Frs. )  Die  in  Presse  und  Reichstag  geschickt  und  mächtig  vertretenen  Interessen 
des  Rohtabakhandels  und  der  Tabakfabrikation  haben  die  Ausschöpfung  dieses 
obersten  aller  Verbrauchssteuerobjekte  bis  jetzt  zu  verhindern  verstanden. 

Die  wirklich  berechtigten  Interessen  der  Kleinlandwirtschafc  und  der  aelbst- 
stäadigen  Cigarrenarbeiter  müssen,  können  aber  auch  in  schonendem  Übergang  auf 
gerechte  Weise  zufriedengestellt  werden  (u.  S.  317,  319). 

II.    Die  Erliel)iiii§sformen. 

§  252.  Die  Erhehungs formen  der  TabaJcbesteuerung.  —  Die  Er- 
hebung schliefst  sich  einmal  an  den  Tabakbau  an,  sei  es  in  Form 
einer  Arealsteuer,  sei  es  der  Versteuerung  der  im  frischen  Zustande 
zur  Ver wieguDg  gelangenden  Tabakernte  (Kreszenz)  alsRohgewichts- 
Steuer. 

Die  Steuer  kann  sich  weiter  anschliefsen  an  den  Uebergang  des 
durch  Fermentation  und  Trocknen  fabrikationsreif  gemachten 
Tabaks,  beim  Verbringen  aus  dem  Lager  an  den  Rohtabakhändler 
oder  an  die  Fabrik:  Rohtabaksteuer  (seit  1879  in  Deutschland). 

Die  Steuer  kann  bei  der  Einfachheit  der  Tabakfabrikation  als 
Apparatsteuer  nicht  reguliert  werden,  wohl  aber  als  Fabrikat- 
steuer, d.  h.  als  Steuer  auf  das  fertige  Fabrikat,  unmittelbar  vor  dem 
Übergänge  in  den  Kleinverkauf  und  Konsum  (Vereinigte  Staaten). 

Eine  weitere  Gestaltung,  die  ausschliefsliche  Zollbelastung  bei 
der  Einfuhr  von  Rohtabak  oder  Fabrikaten  aus  dem  Auslande,  mit  Verbot 
des  Tabakbaues  im  Inlande  ist  die  Einfuhrbesteuerung,  wie  sie  in 
England  zusammen  mit  Licenzabgaben  besteht. 

Weiter  kommt  aber  neben  Licenzen  und  Abfindungen  in  Betracht 
das  Monopol,  teils  als  An-  und  Verkaufsmonopol,  als  Handels-, 
sei  es  Rohtabak-,  sei  es  Fabrikat-Handelsmonopol,  teils  als  Fabrika- 
tionsmonopol und  kombiniertes  Fabrikations-  und  Kleinver- 
kaufs (Ver  schleif  s) -Monopol,  welches  gewöhnlich  gemeint  ist,  wenn 
vom  Tabakmonopol  schlechthin  die  Rede  ist  (Frankreich,  Oesterreich). 

Als  ergiebige  und  die  Kräfte  der  staatlichen  Steuertechnik  nicht 
übersteigende  Erhebungsform  können  nur  die  englische  reinelmport- 
besteuerung,    die   amerikanische  Fabrikatbesteuerung   und  das 
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Monopol,  das  letztere  in  Regie  geübt  oder  verpachtet  — ,  angesehen 
werden.  Leider  ist  jede  dieser  drei  Erhebungsformen  gegen  die  histo- 
risch erwachsenen  Widerstände  schwer  zur  Einführung  zu  bringen. 
Verfasser  dieses  hält  immer  noch  das  Monopol  für  die  richtigste 
Wahl,  wenn  auch  von  keiner  Seite  geleugnet  werden  darf,  dafs  nach 
allen  Seiten  den  Privatinteressen  der  jetzigen  Tabakerzeugung  volle 
Entschädigung  geleistet  werden  müfste. 

Vor  18GS  war  der  Tabak  steuerfrei  in  Baden,  wo  1812  —  1818  beim  Verkauf 
eine  Accise  von  24  Kr.  nebst  6  Kr.  Wagegeld  erhoben  wurde,  in  Württemberg, 
wo  früher  ein  Regal  für  den  Handel  mit  Fabrikaten  bestand  und  nach  dessen  Be- 
seitigung 1812  bis  1828  eine  kontingentierte  Jahressumme  von  40  000  fl.  auf  Fabri- 
kanten und  Händler  nach  MaCsgabe  ihres  Absatzes  umgelegt  wurde,  in  Bayern, 
welches  ebenfalls  früher  eine  Zeit  lang  das  Handelsregal  gehabt  hatte,  und  in 
Hessen.  In  Preufsen,  wo  vorübergehend  1719  —  1724,  1765—81  und  dann  1797 
für  ganz  kurze  Zeit  das  Monopol  eingeführt  war,  Besteuerung  seit  1819  und  zwar 
bis  1828  Gewichtssteuer,  hierauf  eine  in  4  Klassen  abgestufte  Flächensteuer  von  6, 
5,  4  und  3  Thlr.  für  den  Morgen  und  Steuerfreiheit  für  Pflanzer  mit  weniger  als 
6  Quadratruten,  samt  Nachlässen  bei  Mifswachs;  die  Steuer  war  fällig,  wenn  die 
Hälfte  der  vorjährigen  Ernte  verkauft  war,  spätestens  Ende  Juli.  Seit  der  Bildung 
des  Zollvereins  vereinigten  sich  mit  Preufsen  mehrere  norddeutsche  Staaten  (Thü- 
ringische Staaten,  Sachsen,  Braunschweig,  Oldenburg,  Luxemburg)  zu  einem  beson- 
deren Tabaksteuerverband  mit  der  preufsischen  Besteuerungsweise.  Zwischen  diesen 
Staaten  freier  Verkehr  mit  Tabak,  von  den  übrigen  des  Zollvereins  Übergangsab- 
gabe (20  Sgr.)  Die  preufsische  Besteuerungsweise  wurde  am  1.  Juli  1867  auch  in 
den  von  Preufsen  annektierten  Ländern  eingeführt.     (Lehe). 

§  253.  Formen  der  Besteuerung.  Fortsetzung.  —  1.  Die  Detai- 
listenbesteuerung  würde  die  lästigsten  Kontrollen  verlangen,  kost- 
spielig sein  und  doch  keine  Sicherheit  des  Ertrages  bieten.  Das  Ob- 
jekt ist  im  Detailhandel  schon  unendlich  zerstreut. 

2.  Die  Rohmaterial-fTewiclitssteuer.  Der  Rohtabakhandel  ist 
zwar  weniger  zerstreut  als  der  Verschleifs,  doch  ist  auch  er  viel  zu 
wenig  zu  übersehen.  Man  mufs  peinliche  Kontrollen  rückwärts  auf 
die  Tabakspflanzung,  vorwärts  auf  die  Fabrikation  und  den  Verschleifs 
erstrecken  und  hat  doch  keinen  sicheren  grofsen  Ertrag;  der  Tabak 
kann  direkt  vom  Produzenten  zum  Fabrikanten  und  Konsumenten 
entschlüpfen. 

Mehr  oder  weniger  trifft  dasselbe  für  die  Besteuerung  des  Fabrikatgrofshandels 
zu.  So  hat  denn  auch  niemand  an  eine  ergiebige  Belastung  in  den  Formen  der 
Privathandelsbesteuerung  gedacht. 

3.  Das  Handelsmonopol.  Die  Handelsbesteuerung  ist  auch 
als  Handelsmonopol  denkbar,  wie  die  Fabrikatbesteueruug  als  Fabri- 
kationsmonopol möglich  und  mit  gröfstem  finanziellen  Erfolge  bereits 
verwirklicht  ist.  Das  Tabakhandelsmonopol  ist  in  doppelter  Weise 
denkbar,  als  Material-  und  als  Fabrikataufkaufsmonopol. 

Entweder  übt  der  Staat  ein  Ankaufsvorrecht  auf  allen  oder  doch  den  inlän- 
dischen Rohtabak,  oder  auf  alle  Tabakfabrikate,  um  beim  Wiederverkaufe  an 
die  Fabrikanten  bezw.  Detailhändler  und  Konsumenten  den  der  Qualität  nach  abgc- 
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stuften  Steuerbetrag  dem  Absatzpreise  zuzuschlagen.  Die  eine  oder  andere  Form 
des  Handelsmonopols  verspräche  eine  Qualitätsbesteuerung  nach  dem  Werte  zu 
liefern,  was  bei  den  Privatbandeissteuern  praktisch  unausführbar  ist,  sofern  der 
Staat  dem  Privathandel  gegenüber  nicht  zur  Kenntnis  des  Wertes  gelangt.  Den- 
noch ist  das  Rohtabak-  oder  blofse  Fabrikatverkaufsmonopol  nicht  zu  empfehlen. 
Soll  ein  solches  Monopol  einträglich  werden,  so  müssen  die  genauesten  Kontrollen 
auf  die  Urproduktion,  den  Blätterabsatz,  den  Transport,  die  Fabrikation  und  auf 
den  Verschleifs  gerichtet  werden.  Der  Kontrollapparat  wird  eher  peinlicher  und 
schwerfälliger  als  selbst  beim  Fabrikationsmonopol.  Ein  hoher  Ertrag  ist  aber  nicht 
gesichert,  namentlich  nicht  für  Cigarren,  die  im  kleinen  durch  Handarbeit  erzeugt 
und  vom  Handarbeiter  mit  Umgehung  alles  Handels  abgesetzt  werden  können. 
Der  inländische  Tabakbauer  wäre  dem  Verkaufsmonopol  gegenüber  genau  in  der- 
selben Lage,  welche  ihm  jetzt  das  P'abrikatmonopol  Frankreichs  oder  Oesterreichs 
bereitet;  denn  der  Staat  wäre  alleiniger  Käufer,  als  solcher  nur  weniger  sicher  und 
gefällig,  als  wenn  er  regelmäfsig  den  ganzen  Bedarf  selbst  fabriziert.  Dazu  käme 
aber  weiter  eine  Monopolsstellung  jenen  Fabrikanten  gegenüber,  welche  den  Koh- 
tabak  mit  Steuerzuschlag  dem  Staate  abzukaufen  hätten.  Den  Import  müfste  man 
auf  wenige  Häfen  konzentrieren,  um  dort  staatliche  Verauktionierung  aller  impor- 
tierten Waare  durchführen  zu  können.  Besondere  Kontrollen  wären  nötig,  um  die 
Umgehung  des  Staatsankaufes  zu  verhindern  und  den  direkten  Weg  zwischen  Ma- 
terialbesitzern einerseits,  Fabrikanten  und  Konsumenten  anderseits  zu  verlegen. 
Der  Fabrikations-  und  Handelsgewinn  fiele  noch  neben  dem  Monopolgewinn  auf  die 
Konsumenten.  Dabei  ist  die  Aufkaufs-  und  Verkaufsbefähigung  der  Monopolbe- 
amten sehr  fraglich.  Handelseinbufse  des  Staates  wäre  viel  eher  möglich  als  beim 
Fabrikatmonopol,  bei  welchem  der  Staat  alles,  was  er  einkauft,  auch  wieder  ab- 
setzen kann.  Gewinnen  würden  blofs  die  grofsen  Tabakimportplätze;  der  direkte 
Bezug  des  Materials  aus  dem  Auslande  wäre  den  Fabrikanten  unmöglich  gemacht. 
Alle  Tabakbauer  und  Händler  wären  mit  Kontrollen  geplagt.  Der  Verkauf  fertiger 
Importware  wäre  bei  der  Qualitäts-  und  Wertverschiedenheit  kaum  durchführbar 
und  die  richtige  Berechnung  der  Ausfuhrrückvergütang  unmöglich  gemacht.  Die 
„Freiheit"  des  Baues,  der  Kultur,  der  Fabrikation  und  des  Handels  wäre  trotz  alle- 
dem praktisch  ein  sehr  problematisches  Ding.  Das  Verkaufsmonopol  bringt  also 
gar  keinen  Vorteil,  welchen  nicht  in  höherem  Mafse  und  ohne  Steigerung  der  Kon- 
trollen die  Fabrikatsteuer  oder  das  Monopol  (vergl.  u.  Z,  6,  7)  zu  erreichen  vermöchte. 
4.  Das  englische  System  der  Handelsbesteuenmg,  blofse  Ver- 
zollung mit  Unterdrückung  des  inländischen  Tabakbaues,  ist  für  Deutsch- 
land unannehmbar.  Der  Tabakbau  ist  schon  viel  zu  bedeutend  ge- 
worden. Er  ermöglicht  ausgiebige  Verwertung  der  Familienar- 
beitskraft beim  Anbau  und  beim  Trocknen.  Dazu  kommt  der 
blühende,  schon  ziemlich  konzentrierte  Handel  mit  dem  inländischen 
Kohtabak  in  erster  und  zweiter  Hand;  Mannheim  und  Nürnberg  sind 
Hauptorte  hierfür.  Man  kann  die  inländischen  leichten  Tabake  für  die 
inländische  Fabrikation  auch  kaum  entbehren.  Die  Ausfuhr  von  deut- 
schen Tabaken  fällt  auch  nicht  gering  ins  Gewicht.  Die  Entschädigung 
der  Pflanzer  und  ihrer  Handelsabnehmer  wäre  kostspielig.  Die  Pflan- 
zungen durch  „Kontingentierung"  des  Tabakbaues  langsam  und  ohne 
Entschädigung  zu  erdrücken,  geht  nicht  an.  Das  vereinte  Interesse  der 
Importhäfen  und  die  Rücksicht  auf  die  „Freiheit"  der  Fabrikanten  und 
Händler  kann  es  also  nimmer  rechtfertigen,   den  blühenden  deutschen 
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Tabakbau,  vollends  in  einer  Epoche  landwirtschaftlicher  Bedrängnis, 
zu  erschlagen  oder  langsam  zu  ersticken.  —  So  bleibt  zunächst  noch 
die  Wahl  zwischen  Urproduzenten-  und  Fabrikatbesteuerung. 

5.  Die  Produzentensteuer  ist  möglich  als  mäfsige  Personal- 
steuer in  Gestalt  der  einfachen  oder  abgestuften  Anbaulicenz,  oder  als 
Einheitssatz  vom  Areal  (frühere  Morgensteuer  in  Deutschland),  oder 
als  Kohproduktensteuer.  Für  eine  ergiebige  Rohproduzentenbesteuerung 
kann  nur  die  Produktsteuer  in  Betracht  kommen.  Doch  ist  Ge- 
wichtssteuer auf  den  Tabak  erst  im  fabrikationsreifen  Zustande  im 
Deutschen  Reiche  zur  Einführung  gelangt. 

Die-  Gewichtssteuer  auf  den  fabrikationsreifen  Rohtabak  ist  indessen  als  end- 
giltige  BesteueruDgsform  auch  nicht  zu  empfehlen.  Dieselbe  trifft  den  Tabak- 
bauer ganz  besonders  schwer.  Der  Tabakhandel  und  die  Tabakfabrikation 
haben  in  der  Gewichtssteuer  wieder  auf  die  Bauern  den  Hauptteil  der  Unlust  und 
Plackereien  abgewälzt.  Zwar  ist  auf  den  Tabakbauer  wenigstens  insoweit  Rücksicht 
genommen,  dafs  der  Tabak  nicht  in  grünem  Zustande  nach  der  Ernte,  sondern  erst 
im  März  nach  der  Trocknung  bezw.  Fermentation  auf  die  Steuerwage  zu  bringen 
ist.  Damit  entgehen  die  Abfälle  der  Besteuerung,  und  der  Steueransatz  erfolgt  erst 
in  der  Zeit,  da  der  Tabak  zum  Absatz  kommt.  Der  Bauer  hat  die  Steuer  für  die 
Regel  nicht  vor  erfolgtem  Absätze  vorzulegen.  Dagegen  kann  er  das  Produkt  auch 
nicht  länger  aufbewahren,  ohne  steuerfällig  zu  werden.  Das  liefse  sich  am  Ende 
verschmerzen.  Das  Schlimme  aber  ist,  dafs  der  Tabakbauer  beim  Anbau  allen 
Kontrollen  nahezu  so  strenge  unterworfen  ist,  wie  beim  System  des  Staatsmonopols, 
ohne  doch  auf  sichere  Abnahme  zum  vorausbestimmten  Regiepreis  rechnen  zu 
können.  Die  leidliche  „Freiheit"  des  Handels  und  der  Fabrikation  hat  ihr  Gegen- 
stück an  der  vollen  Unfreiheit  des  Tabakbauers. 

Um  die  Stellung  der  ganzen  Blätterernte  („KFeszenz-')  zur  Steuerwage  sicherzu- 
stellen, sind  verschiedene  Kontrollmafsregeln  angeordnet. 

Einmal  dem  Pflanzer  gegenüber.  Für  diesen  besteht  der  Zwang  der  An- 
meldung der  Kulturflächen  vor  dem  Hochsommer  gegen  Bescheinigung;  die  Behörde 
prüft  die  Richtigkeit  der  Deklaration.  Weiter  ist  der  Pflanzer  für  „die  Gestellung" 
des  ganzen  Erzeugnisses  zur  amtlichen  Verwiegung  haftbar  erklärt.  Zu  dem  Ende 
findet  eine  Erhebung  der  bei  der  Wage  zu  vertretenden  Blätterzahl  bezw.  Ge- 
wichtsmenge statt.  Diese  Erhebung  geht  noch  vor  der  Ernte  entweder  durch 
kommissionelle  Ermittelung  der  Blätterzahl  und  des  Gewichtes  von  statten,  oder 
durch  Deklaration  des  Pflanzers.  Diese  ganze  Kontrolle  bedingt  weitere  wesentliche 
Beschränkungen  des  Pflanzers  in  der  Kultur.  Dahin  gehören  der  Zwang  zur 
Pflanzung  in  Reihen  und  gleichen  Abständen,  das  Verbot  der  Mischung  der  Tabak- 
bestände mit  anderen  Pflanzen,  der  Zwang  zur  Vollendung  des  Köpfens  und  Aus- 
geizens  bis  zum  Erhebungstermin,  das  Verbot  der  Einsammlung  von  Blättern  vor 
diesem  Termin,  der  Zwang  zur  Vernichtung  aller  vor  der  Ernte  stattfindenden  Ab- 
fälle, das  Verbot  des  Geizenziehens  (Erzielung  einer  Nachernte).  Soweit  die  der 
Feldkontrolle  entsprechende  Blätterzahl  oder  Gewichtsmenge  nicht  mindestens  zur 
Verwiegung  gestellt  und  der  Abgang  nicht  vorschriftsmäfsig  nachgewiesen  wird, 
mufs  auch  der  Abgang  versteuert  werden.  Die  Steuerwache  hat  zu  den  Trocken- 
böden Zutritt;  sie  kann  jederzeit  zur  Identifizierung  geeignete  Proben  entnehmen; 
Veräufserungen  dürfen  ohne  Anzeige  nicht  stattfinden.  Man  sieht,  dafs  die  „Frei- 
heit- der  Tabakkultur  auch  bei  jeder  Gewichtssteuer  die  ganze  Härte  des  licen- 
zierten  Baues  unter  dem  Staatsmonopol  zu  tragen  hat.  Dazu  kommt  die  weit- 
gehende Haftung   des   Produzanten  und  des   Produktes  für  die   Steuerentrichtung. 
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Aber  auch  nach  erfolgter  Verwiegung  und  Steuerbemessung  hören  durchaus 
nicht  alle  Kontrollen  auf;  denn  dem  Fabrikanten  mufs  weiter  die  Verwendung  von 
Tabaksurrogaten  entweder  ganz  verboten  oder  doch  unter  specielle  Einschränkungen 
und  Kontrollen  gestellt  werden;  der  Steuerbehörde  ist  zur  Handhabung  dieser 
Kontrollen  die  Entnahme  von  Proben  der  Fabrikate  einzuräumen. 

Die  Steuerbemessung  geschieht  auf  Grund  der  Verwiegung  gegen  den  Pflan- 
zer. Die  Steuerentrichtung  hat  allerdings  bei  der  erstmaligen  Veräufserung  des 
Produktes  durch  den  Käufer  stattzufinden;  dadurch,  dafs  der  Käufer  zur  Zah- 
lung verpflichtet  ist,  hört  der  Pflanzer  auf,  Steuersubjekt  zu  sein;  er  wird  also 
davon  enthoben,  vorschufsweise  die  Steuer  zu  bezahlen.  Jedoch  nur  mit  einer 
Einschränkung.  Spätestens  bis  zum  Frühling  des  der  Ernte  folgenden  Jahres  wird 
die  Steuer  fällig.  Hat  der  Pflanzer  bis  dahin  keinen  Käufer  gefunden,  oder  will  er 
vorher  den  Tabak  in  den  freien  Verkehr  bringen,  so  wird  er  Steuerschuldner; 
allerdings  wird  für  diesen  Fall  Steuerkreditierung  in  Aussicht  gestellt,  auch  kann 
der  Tabak  in  steueramtlich  kontrollierte  Niederlagen  gebracht  werden. 

Die  Rohmaterialsteuer  schwankt  offenbar  zwischen  dem  Wesen  einer  Rohprodukt- 
steuer des  Urproduzenten  und  einer  Handelssteuer  des  Rohtabakkäufers.  Es  giebt, 
wenn  man  die  Rohmaterialsteuer  wählt,  keine  bessere  Form  der  letzteren ;  denn  erst 
der  fabrikationsreife  trockene  Rohtabak  wird  um  die  Zeit  des  ersten  Absatzes 
besteuert.  Die  Gewichtssteuer  drückt  darum  doch  mit  voller  Last  auf  den  Tabak- 
bauer. 

und  damit  ist  es  noch  nicht  einmal  gethan.  Ein  weiterer  Nachteil  der  Roh- 
tabakgewichtssteuer  ist  es,  dafs  nur  nach  dem  Gewichte,  nicht  nach  der  Qualität 
tarifiert  werden  kann,  ein  beim  Tabak  ganz  besonders  empfindlicher  Mangel  der 
Verbrauchsbesteuerung.  Ein  dritter  Nachteil  ist  die  lange  Vorausbezahlung  der 
Steuer  vor  Eintritt  des  Konsums.  Eine  vierte,  noch  erheblichere  Schattenseite  ist 
darin  zu  erblicken,  daCs  die  genaue  Rückvergütung  der  wirklich  bezahlten  Steuer 
gar  nicht  durchgeführt  werden  kann,  was  entweder  den  Staat  oder  den  Fabrikat- 
export beeinträchtigt. 

Die  Materialbesteuerung  des  Fabrikanten  würde  bei  der  Verbringung  auf 
das  Fabrikmateriallager  zu  vollziehen  sein.  Dies  heischt  jedoch  niclit  weniger  Kon- 
trolle als  die  Besteuerung  des  Fabrikates.  Daher  wird  besser  das  letztere  zum 
Steuerobjekt  gemacht,  was  nicht  ausschliefst,  dafs  die  Materialmenge  kontrolliert 
und  als  MinimalmaCs  der  Besteuerung  auf  Basis  von  Normalrendements  verwertet 
wird  (Rufsland). 

6.  Die  Fabrikatsteuer  hat  auch  beim  Tabak  erhebliche  Vor- 
züge. Man  trifft  das  Objekt  im  Stadium  unmittelbar  vor  dem  Über- 
gänge in  den  Konsum.  Man  kann  das  Minimum  von  Kontrollen  für  den 
ßohtabakhandel  und  Urproduzenten  eintreten  lafsen,  wenigstens  solange, 
als  die  Steuersätze  nicht  sehr  hoch  gesteigert  werden.  Man  kann  die 
Steuer  einfach  erheben  und  kontrollieren  durch  den  Zwang  zur  Stem- 
pelung der  Hüllen  und  zur  Stempelbanderollierung  der  Verpackungen 
des  Tabakfabrikates  (Rufsland,  Vereinigte  Staaten).  Die  Einnahmen 
Eufslands  und  der  Union  zeigen  auch,  dafs  die  Privatfabrikatsteuer 
ergiebig  sein  kann,  was  in  den  Vereinigten  Staaten  allerdings  wesent- 
lich dem  Volkswohlstande  zuzuschreiben  ist. 

Nicht  gering  sind  aber  bei  hohen  Steuersätzen  auch  die  Nachteile 
der  Privatfabrikatbesteuerung.  Die  Fabrikkontrolle  ist  lästig  und  kost- 
spielig.   Defraudationen  in  grofsem  Mafsstabe  bleiben  möglich,  nament- 
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lieh  mit  Hilfe  der  Cigarrenliandarbeiter.  Ohne  beträchtliche  Licenz- 
gebühren  ist  die  Fabrikation  nicht  zu  jener  Übersicht  und  Konzen- 
tration zu  bringen,  welche  im  Interesse  der  Sicherheit  des  Steuer- 
gefälles gefordert  werden  mufs.  Vor  allem  bleibt  auch  an  der  Privat- 
fabrikatsteuer der  schwere  Mangel  hängen,  dafs  das  wertvollste  Fabrikat 
nicht  mehr  zahlt  als  das  gemeinste  Kraut.  Eufsland  und  die  Ver- 
einigten Staaten  mufsten  ihre  Qualitätstarife  später  fallen  lassen!  Es 
ist  in  einem  Lande  mit  dichter  Bevölkerung  und  zerstreutem  Tabakbau 
durch  Besteuerung  der  Privatfabrikate  der  hohe  Ertrag  des  •  Staats- 
monopols nicht  zu  erreichen.  Der  Handels-  und  Fabrikationsgewinn 
fällt  nicht,  wie  beim  Monopol,  in  den  Steuerertrag,  und  der  Tabak- 
bauer erhält  nicht  den  sicheren,  vorausbestimmten  Preis  wie  von  der 
Monopolverwaltung. 

Allerdings  besteht  eine  bewährte  Fabrikatsteuer  in  den  Vereinigten  Staaten. 
Diese  Fabrikatsteuer  ist  jedoch  hei  unseren  Verhältnissen  nicht  mafsgebend.  In 
den  Vereinigten  Staaten  mit  ihrer  Gebietsgröfse,  ihrer  dünnen  Bevölkerung,  ihrem 
Mangel  an  Lokalstenerorganen ,  ihrem  bedeutenden  Tabakbau  ist  das  Monopol  zur 
Zeit  ganz  unmöglich.  Übrigens  ist  selbst  dort  bei  der  Fabrikatsteuer,  welche  der 
Fabrikant  durch  Ankauf  des  Stempels  für  seine  Verpackungen  entrichtet,  die  Be- 
schränkung der  Freiheit  bis  zum  Bauern  zurück  nicht  zu  umgehen.  Der  Pflanzer 
darf  nur  an  licenzierte  Rohtabakhändler  und  Exporteure  absetzen,  aber  weder  hau- 
sieren noch  detaillieren.  Freiwillige  Buchung  des  Absatzes  ist  ihm  nahe  gelegt  und 
der  Steuereid  ihm  nicht  geschenkt. 

Dem  Rohtabakdetailhandel  wurdebis  jüngsthinin  den  Ver.  Staaten  eine  prohi- 
bitive  ..Specialsteuer"  von  500  Dollars  auferlegt,  um  den  Umweg  um  die  Fabriken 
herum  zu  verlegen.  Der  Rohtabakgrofshandel  sogar  unterliegt  einer  jährlichen  Ge- 
bühr von  25  Dollars  und  dem  Zwange  zur  Führung  von  Büchern,  aus  welchen  der 
Kollektor  seine  Daten  entnimmt.  Die  Fabrikanten  hatten  10  Dollars  Specialtaxe  und 
hohe  Kautionen  —  für  jeden  Cigarrenarbeiter  der  Hausindustrie  500  Dollars!  —  zu 
leisten,  zum  Zwecke  möglichster  Verminderung  der  Kontrollobjekte  und  im  Interesse 
der  Konzentration  des  Betriebes.  Auch  dem  Zwange  zur  Buchung  der  täglichen 
Stempelauf  klebungen,  der  Arbeiterzahl,  des  Zuganges  an  Material  und  des  Abganges 
an  Fabrikat  ist  der  amerikanische  Fabrikant  unterworfen.  Die  Art  der  Stempelung 
und  der  Verpackung  ist  vorgeschrieben.  Verkauf  im  Fabriklokal  ist  verboten, 
Trennung  der  Fabrik-  und  Verkaufslokole  vorgeschrieben. 

Auch  die  russische  Fabrikatsteuer  und  der  türkische  „Sarfiat"  empfehlen  sich 
für  Deutschland  nicht.  Auch  sie  haben  die  strengen  Kontrollen  über  Handel,  Trans- 
port, Fabrikation  und  Vcrschleifs. 

7.  Das  Fabrikations-  u  nd  Kleinverschleifsmonopol.  Da- 
her würde  mit  weiterem  Aufsteigen  in  den  Sätzen  des  Steuertarifes 
auch  die  Privatfabrikationssteuer  dem  Händler  und  Fabrikanten  ebenso 
entleidet  werden,  wie  jetzt  .schon  dem  Bauer  die  Gewichtssteuer  wider- 
wärtig geworden  ist.  Der  Übergang  zum  Monopol  wird  dann  nicht 
ausbleiben,  aber  auch  von  der  leidigen  Folge  begleitet  sein,  dafs  die 
bisher  freie  Industrie  nicht  genügend  entschädigt  wäre.  Zuvor  wird 
die  Masse  der  kleinen  Tabakbauern,  Händler,  Fabrikanten  und  Cigan-en- 
arbeiter  ohne  jede  Entschädigung  einfach  den  Erwerb  verloren  haben. 
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Deshalb  wäre  unseres  Erachtens  der  sof  ortig eÜber gang  zum  Monop  ol  mit 
voller  Entschädigung  weitaus  vorzuziehen  gewesen.  Wenn  man  sich  entschlossen  hätte, 
auch  beim  Monopol  in  den  Steuersätzen  nur  allmählich  aufzusteigen  und  so  die  jetzige 
Arbeiterzahl  bei  wenig  verändertem  Konsum  nur  allmählich  ein- 
schrumpfen, die  überzähligen  Fabriken  allmählich  eingehen  zu  lassen,  statt  sie 
auf  einmal  veräufsern  zu  müssen,  so  wäre  man  in  ziemlich  schonender  Weise  den 
Privatinteressen  neben  dem  Steuerzwecke  gerecht  geworden.  Jetzt  ist  dies  freilich 
schon  nicht  mehr  ganz  möglich;  denn  die  Steuererhöhung  in  Form  der  Rohtabak- 
gewichtssteuer  hat  einzelne  ältere  Teile  der  Tabakindustrie  ohne  jede  Entschädigung 
eingeschränkt. 

Diejenigen  europäischen  Staaten,  in  welchen  das  Tabakmonopol  eingeführt 
wurde,  ehe  die  Privatindus  trie  entwickelt  war,  denken  nicht  daran,  dasselbe 
aufzugeben.  Immerhin  sollte  auch  dort  der  Landwirtschaft  mehr  Rechnung  ge- 
tragen werden.  Es  ist  doch  gewifs  nicht  nötig,  dafs  iu  Oesterreich  der  Tabakbau 
auf  Südtirol  und  Galizien  beschränkt  wird.  Die  Tabake,  namentlich  die  leichten, 
sollten  schon  im  Interesse  der  Handelsbilanz  möglichst  iminlande  selbst  gezogen  werden. 

Das  hauptsächliche  Hindernis  der  Fiinführung  des  Tabakmonopols  in  Deutsch- 
land ist  seine  Verspätung.  Der  Anbau,  die  Fabrikation  und  der  Handel  haben 
die  schon  bezeichnete  gewaltige  Ausdehnung  erlangt.  Allein  nicht  blofs  das  hohe 
Steuerausbringen  durch  Monopolpreise  thut  diesem  in  Freiheit  grofsgewordenen 
Produktionszweige  Abbruch.  Dasselbe  geschieht  bei  jeder  Steigerung  des  Steuer- 
tarifes  auf  eine  Höhe,  wie  sie  der  Staat  für  den  steuerfähigsten  aller  Verbrauchs- 
gegenstände fordern  mufs.  Der  Unterschied  ist  nur,  daCs  beim  Übergange  zum 
Monopol  Entschädigung,  Ablösung  der  alten  „wohlerworbenen"  Interessen  stattfinden 
kann,  bei  der  Steigerung  der  Material-  oder  Fabrikatsteuersätze  aber  nicht.  Diese 
Entschädigung  verlangen  wir  allerdings  in  vollem  Mafse,  wovon  weiterhin  die 
Rede  sein  wird.  Mehr  als  dies  kann  aber  einem  so  gewaltigen  öffentlichen  Interesse 
gegenüber,  wie  es  die  Einreihung  der  Tabakabgabe  in  ihre  volle  Geltung  innerhalb 
des  Steuersystems  ist,  kein  Einzelner  und  kein  Stand  verlangen.  Abzusehen  davon, 
dafs  bei  allmählichem  Anziehen  der  Monopolsteuerschraube  und  bei  richtiger  Auswahl 
der  Monopolankaufs-  und  Fabrikationsorte  der  jetzige  Bestand  des  Produktions- 
zweiges nur  langsam  sich  verändern  wird. 

Eine  hauptsächliche  Einwendung  gegen  das  Monopol  ist  die  Schlechtigkeit 
des  Fabrikates  und  die  Kostspieligkeit  der  Produktion.  Beide  Thatsachen  sind 
aber  nicht  erwiesen  *) ;  dafs  ein  Privatfabrikat  bei  minimaler  Steuer  besser  sein 
kann,  als  ein  Monopolprodukt  mit  gewaltigstem  Steuerzuschlag,  ist  noch  kein  Beweis 
für  die  bessere  Qualität  und  Wohlfeilheit  der  Privatfabrikation.  Indes  selbst  einige 
Inferiorität  des  Monopols  in  dieser  Hinsicht  zugegeben,  so  wiegt  sie  doch  sehr  leicht 
gegenüber  dem  hervorragenden  finanziellen  Interesse  voller  Ausnutzung  des  geeig- 
netsten und  stärksten  Verbrauchssteuerobjektes. 

Auf  der  anderen  Seite  stehen  aufser  der  finanziellen  Ergiebigkeit  als  Licht- 
seiten des  Monopols:  die  Möglichkeit  der  Wertt  arifie  rung;  die  Erhebung 
der  Abgabe  erst  beim  Übergange  in  den  Konsum;  die  äufserlich  unmerk- 
bare Beweglichkeit  in  der  Veränderung  des  St  e  uerfu  fs  es;  die  Aus- 
schliefsung  aller  Fälschungen  durch  den  Staat;  der  sichere  Absatz  der 
ganzen  Ernte  für  den  Pflanzer  zu  den  vorausbestimmten  Preisen  der  „Ein- 
lösung"; die  Entschädigung  der  von  der  Steuererhöhung  unzertrennlichen  Ein- 
schränkung des  Produktionszweiges  gegen  künftigen  Übergang  des  Unternehmerge- 
winnes der  Tabakindustriellen  in  die  Staatskasse. 

Ein    letzter    Einwurf,    dafs    die  Regie  ihrer  Natur  nach   uniformiere  und 

1)  Vergl.  Tüb.  Ztschr.  1879,  S.  88  ff. 
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nivelliere  und  mit  Vernachlässigung  des  Geschmackes  der  Raucher  nur  wenig  Sorten 
herstelle,  ist  ebenfalls  nur  sehr  eingeschränkt  zuzugeben;  die  österreichische 
Regie  hält  m.W.  längst  mehr  als  20  Sorten  importierter  Cigarren  und  mehr  als  60  Cigarren- 
sorten  eigenen  Fabrikates  auf  Lager.  Die  Gefahr  des  Schmuggels  —  in  der  That 
wurde  dies  konstatiert  —  ist  es,  was  zur  Beschränkung  der  Sortenzahl  und  des 
Sortenwcchsels  führte;  technisch  ist  auch  die  Regie  zur  gröfsten  Mannigfaltigkeit 
befähigt,  und  wenn  Deutschland  niedrigere  Regiepreise  belieben  wollte,  könnte  man 
ohne  Gefahr  auch  mannigfaltigeres  Regieprodukt  liefern.  Nicht  die  „Natur"*  des 
Staatsbetriebes ,  sondern  der  Kampf  des  letzteren  mit  dem  Schmuggelbetriebe  führt 
die  fragliche  Uniformität  herbei. 

Die  Opfer  einer  vollen  Entschädigung  würden  schwer  sein,  aber  sie  sind  nicht 
unerschwinglich.  Der  Referent  der  Enquetekommission  von  18S1  rechnete  29,6Mill.RI. 
für  37  000  deplacierte  Arbeiter,  7,4  Mill.  M.  für  Entschädigung  technisch  gebildeter 
Hülfspersonen,  Agenten  und  Makler,  endlich  6.t0  Mill.  M.  für  das  Fabrikations- 
und Handelskapital,  zusammen  687  Mill.  M.  Man  hat  zwar  diese  Schätzung  für 
zu  niedrig  erklärt,  aber  auch  nicht  beachtet,  daCs,  wenn  man  nur  langsam  zur  vollen 
Höhe  der  Tabaksteuerausbentung  fortschreitet,  auch  die  entsprechende  Schonung 
des  alten  Arbeiterstammes  und  die  Verwendung  vieler  Agenten  und  Händler  im 
Monopoldienste  bis  zu  ihrem  Absterben  möglich  sein  wird.  Man  hat  auch  nicht  be- 
achtet, dafs  der  Staat  keine  verschwenderische  Entschädigung  zu  leisten  braucht; 
für  die  durch  Steuererhöhungon  herbeigeführten  Einschränkungen  der  Produktion 
zahlt  er  sonst  gar  keine  Ablösung.  Ein  Ablösungskapital  von  700  Mill.  M.  wäre  jetzt 
mit  30  bis  35  Mill.  M.  Jahreslast  so  aufzubringen,  dafs  durch  tilgbare  gewöhnliche 
oder  durch  Prämienanleihe  in  30  bis  40  Jahren  die  ganze  Ablösung  vollzogen  wäre. 
So  viel  würde  das  Monopol  durch  seinen  beträchtlich  höheren  reinen  Eingang  in 
kürzester  Zeit  aufbringen. 

Für  das  Monopol  grundsätzlich  auch  unser  erster  Finanzschriftsteller  A.Wagner. 
Noch  bedeutsamer  ist.  dafs  der  weitaus  bedeutendste  Finanzschriftsteller  Frankreichs, 
der  liberale  Ökonomist  Leeot  BEAiLiEr,  sich  ganz  entschieden  für  das  Tabakmonopol 
ausspricht  (vergl.  meinen  vom  Fürsten  Bismarck  1882  im  Reichstage  verlesenen  Artikel 
der  -Augsb.  Allg.  Ztg."). 

III.    Die  bestehende  Tabakbesteneriiiig. 

§  254.  Die  bestehende  Tdbakhesteuerung  Deutschlands.  Der  An- 
Jmif  zur  FahriJcathesteuerung  18So.  —  Der  Übergang  des  Deutschen 
Reiclies  zur  Rolitabakgewiclitssteuer,  unter  Aufliebung  der 
Arealsteuer  erfolgte  durch  Gesetz  vom  16.  Juli  1879,  nachdem  ein 
Monopolprojekt  abgewiesen  war. 

Der  Zoll  wurde  beträchtlich  erhöht.  Er  ist  jetzt  für  100  kg  1)  Tabakblätter 
85  M.  (bisher  24  M.);  2)  fabrizierten  Tabak:  [a.  Cigarren  und  Cigarretten  270  M. 
(bisher  120  M,),  b.  andere  Fabrikate  180  M.  (bisher  66  M.).  Die  inländische 
Flächensteuer  wurde  durch  eine  Gewichtsteuer  (45  M.  für  100  kg  in  fermentiertem 
Zustande),  an  deren  Stelle  für  Grundstücke  von  weniger  als  4  a  Flächeninhalt  eine 
Flächenstsuer  von  4,5  Pf.  für  1  qm  tritt.  Durch  die  Flächensteuer  wurden  188S 
nur  :<  Proz.  des  einheimischen  Tabaks  getroffen.  Die  Steuersätze  wurden,  da  keine 
Nachversteuerung  vorhandener  Vorräte  statthatte,  staffclweise  erhöht  (1880:  20  M. 
und  2  Pf.,  1881:  30  M.  und  3  Pf,  1882  normaler  Satz);  dann  wurde  um  dem  Obel- 
stande  einer  vergröfserten  Einfuhr  zu  steuern,  durch  das  Sperrgesetz  vom  28.  Mai  1879 
eine   provisorische   Erhebung   der   höheren   Zölle  verfügt.     Doch    war  die  Einfuhr 
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kurz  vor  1S79  aufserordentlich    gesteigert  worden  (1&77— 78   und    1878—79:    75000 
und  100  000  t). 

Der  gescheiterte  Anlauf  zur  Fabrikatbestell  eriing  im 
Jahre  1895.  Die  Gewichtssteiier  von  1879  hatte  finanziell  einen  ver- 
hältnismäfsig  geringen  Erfolg.  Daher  brachte  die  Eeichsregierung  im 
Januar  1895  eine  Fabrikat  st  euer  vorläge  ein.  Dieselbe  ist  zwar 
vom  Reichstage  abgewiesen  worden.  Die  Agitation  der  Gegeninteressen 
verstand  es  sehr  gut,  sich  „sozialpolitisch"  hinter  die  Arbeiter  zu  stellen; 
als  noch  im  selben  Jahre  die  Wortführer  der  Verwerfung  die  Brannt- 
weinsteuernovelle ablehnten,  obwohl  im  Kartoffelbau  21000  land- 
wirtschaftliche Arbeiter  bei  dieser  Novelle  im  Spiel  waren,  konnte 
hierüber  der  Eeichsschatzsekretär  seiner  Verwunderung  einen  sehr  ge- 
lungenen Ausdruck  geben.  Die  Vorlage  von  1895,  obwohl  zunächst 
verworfen,  bezeichnet  einen  bedeutsamen  Schritt  auf  dem  Wege  der 
Erlangung  angemessener  Erträgnisse  aus  dem  Tabak.  (Das  höchst 
instruktive  Material  zur  bundesrätlichen  Vorlage  s.  in  Hirths  Annalen.) 
Man  kann  das  Monopol  für  die  bessere  Steuer  ansehen  und  wird 
doch  zugestehen  müssen,  dafs  die  Fabrikatsteuer  nach  dem  Fabrik- 
preise ein  für  längere  Zeit  sehr  annehmbarer  Gedanke  gewesen  ist. 
Der  inländische  Tabakbau  hätte  kräftigen  Schutz  und  bedeutende  Kon- 
trollerleichterungen erhalten. 

Mit  vollem  Grunde  hat  G.  v.  Mayr  in  einigen  ausgezeichneten  Artikeln  die 
Vorwände  der  die  Bedrückung  ider'Tabakarbeiter  vorschützenden  Opposition  der 
Händler  und  Fabrikanten  mit  der  Erfahrung  der  Verein.  Staaten  abgewiesen,  deren 
Fabrikatsteuer  die  Cigarrenarbeiter  keineswegs  beeinträchtigt  habe.  (In  der  Mono- 
graphie ..Reichsfinanzreform".) 

§  255.  Fran'kreich  —  hat  eine  der  „Generaldirektion  der  Staats- 
manufakturen" unterstellte  Monopolbesteuerung.  Colbert  war  es,  der  das 
Monopol  1674  einführte.  Es  bestand  mit  geringen  Unterbrechungen  im 
Pachtbetriebe  fort,  bis  die  Revolution  dasselbe  aufhob.  Aber  schon 
1798  kam  es  wieder  zu  einer  Fabrikatious-,  1806  zu  einer  Verkaufs- 
steuer, bis  Napoleon  I.  das  Monopol  wieder  einführte,  welches  bis  heute 
fortbesteht. 

Der  inländische  Tabakbau  steht  unter  Kontrolle,  findet  aber  zu  guten 
Preisen  sicheren  Absatz. 

Der  bei  weitem  gröfste  Teil  der  von  der  Regie  verkauften  Fabrikate  wird  von 
ihr  in  ihren  —  bis  vor  kurzem  19,  in  18S6:  21,  aufserdem  1  in  Algier  —  Fabriken 
(„Manufakturen")  selbst  hergestellt:  nach  dem  Erlöse  beim  Verkauf  berechnet  fast 
99  Prozent.  Für  die  Gestaltung  uud  Beurteilung  des  französisehen  Tabakmonopols 
als  eines  ,, Fabrikationsmonopols"  ist  es  von  vornherein  beachtenswert, 
dafs,  entsprechend  der  französischen  Konsumtionsrichtung,  überwiegend  Rauch- 
tabak und  in  bedeutendem  Umfang  auch  S^c  h  n  u  p  fta  b  ak  produziert  wird, 
obwohl,  wie  überall,  auch  in  Frankreich  die  Ci  gar  re,  neuerdings  zum  Teil  statt 
ihrer  die  Cigar  rette  in  der  Konsumtion  fortschreitend  Raum  gewinnt  und  dem- 
gemäfs  die  Fabriken  immer  mehr  diese  Sorte  |;Tabakfabriiiate  zu  liefern  haben. 
Der  Kautabak  spielt  daneben  nur  eine  kleine  Rolle. 
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Fortsetzung.  Der  TaMhnonopoldehit  Frankreichs.  —  Der  Y erk auf 
ist  nach  A.  Wagner,  wie  folgt,  organisiert: 

Die  Tabaktabrikate  werden  in  Niederlagen  (Entrepöts)  —  im  Jahre  1SS6:  358, 
aufserdem  5  in  Korsika  und  5  in  Algier  —  überführt  und  von  hier  an  die  De- 
bitanten  verkauft,  deren  Anzahl  im  Jahre  18S6:  43740  war.  Die  Vorsteher  der 
Niederlagen  („Verleger-,  Entreposeurs)  sind  Staatsbeamte  und  stehen  über 
Empfang  und  Abgabe  der  Fabrikate  zu  den  festgesetzten  Preisen  in  Verrechnung 
mit  der  Steuerverwaltung.  Die  Verleger  beziehen  aufser  den  festen  Gehalten 
nur  in  einigen  wenigen  besonderen  Fällen  kleine  Provisionen,  so  in  Algier  in  Form 
eines  kleinen  Zuschlags  zu  dem  Preise,  den  ihnen  der  Debitant  zu  zahlen  hat, 
forner  die  mit  den  direkten  Verkäufen  an  die  Konsumenten  Betrauten.  Die  De- 
bitanten  dagegen  sind  Privatpersonen,  welche  nach  bestimmten  Grundsätzen  aus- 
gewählt und  von  der  Regie  mit  dem  örtlichen  Kleinverkaufe  an  die  Konsumenten 
beauftragt  werden.  Sie  gelten  aber  wie  die  Verleger  in  ihrer  Eigenschaft  als  De- 
bitanten  doch  auch  als  Regiebeamte  und  sind  daher  insoweit  nicht  patentsteuer- 
ptiichtig.  Sie  müssen  die  Fabrikate  aus  der  Niederlage  gegen  bar  zu  dem  für 
sie  festgestellten  Preise  jeder  einzelnen  Sorte  (dem  _  Debitantenp  reise")  über- 
nehmen und  beim  Verkaufe  genau  die  ebenfalls  festgestellten  Preise  (die  -Konsu- 
mentenpreise-) innehalten.  Die  Differenz  zwischen  beiden  Preisen —  etwas  ver- 
schieden nach  den  Sorten,  meist  6—8—10  —  12  Proz.  des  Debitantenpreises  —  bildet 
ihren  „Geschäftsgewinn-  oder  ihre  -Provision".  Erst  zuzüglich  dieser 
Debitantenprovision  ergiebt  sich  daher  der  eigentliche  Rohertrag  des  Tabak- 
monopols, d.  h.  die  Summe,  welche  das  Publikum  für  den  Tabak  schliel'slich  zahlt. 

Fortsetzung  und  Schlufs.  Die  Tabahmonopolpreise  nach  französi- 
schem Vorgänge. 

Die  normalen,  vom  Fiskus  einmal  gewählten  vollen  Preise  gelten  nur  in 
dem  Hauptteile  des  Staatsgebietes,  mehr  im  „Inneren'',  in  gewisser  Entfernung 
von  den  dem  Schmuggel  besonders  ausgesetzten,  daher  namentlich  von  den  Land- 
grenzen. Die  Gefahr  des  Schmuggels  aus  dem  Auslande,  besonders  aus  Gegenden 
starken  einheimischen  Tabakbaues  und  eines  anderen,  auch  mit  niedrigeren  Steuer- 
sätzen arbeitenden  Steuersystems,  wie  an  den  östlichen  Landgrenzen  Frankreichs, 
nötigte  dazu,  inländische  Grenzzonen  zu  bilden,  in  welchen,  um  den 
Schmuggel  weniger  verführerisch  und  rentabel  zu  machen,  die  Verkaufspreise 
wenigstens  der  dem  Schmuggel  besonders  ausgesetzten  ordinären  Tabake  erheblich 
niedriger  als  im  Innern  des  Landes  zu  stellen  sind  (sogenannte  Kantine- 
Tabake).  Je  nach  der  Gefahr  des  Schmuggels  sind  hier  dann  verschiedene  Zonen 
mit  verschiedenen  Preistarifen  für  ordinäre  Rauch-  und  Kautabake  — 
nicht  für  Cigarren,  Cigarretten,  seit  1S72  auch  nicht  mehr  für  Schnupf  tabake  — 
eingerichtet  worden. 

Bei  der  Normierung  der  Vollpreise  im  Monopolgebiete  griif 
man  von  vornherein  zu  hohen  Preisen  im  fiskalischen  Interesse  und  hat  diese 
dann  mit  geringen  Veiänderungen  —  bei  einigen  Sorten  mit  einer  kleinen  Er- 
mäfsigung  im  Jahre  1S32  —  bis  zum  Jahre  1860  beibehalten.  Den  Zuschlägen, 
(10  bezw.  20  Proz.)  der  indirekten  Steuern  unterlagen  diese  Preise  nicht.  Durch 
Dekret  vom  19.  Oktober  ISGO  wurden  dann  die  Preise  des  ordinären  Tabaks  (Rauch-, 
Schnupf-,  Kautabak,  Karotten)  erheblicher  erhöht,  von  7,25  und  8  Frs.  auf  9  und 
10  Frs.  (Debitanten-  bezw.  Konsumentenpreis)  per  kg,  desgleichen  etwas  die 
niedrigeren  Preise  im  Zonengebiete.  Die  Verkaufsmenge  verminderte  sich  zwei  Jahre 
lang  ein  wenig,  im  ersten  Jahre  um  3  —  4  Prozent,  erreichte  aber  schon  im  dritten 
die  frühere  Höhe  und  wuchs  dann  weiter,  so  dafs  das  fiskalische  Interesse  seine 
Befriedigung   fand.     Neue   allgemeine    Tariferhöhungen   erfolgten   dann   nach   dem 
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Kriege,  besonders  durch  das  Gesetz  vom  29.  Februar  1872,  seit  welchem  die  Voll- 
preise für  die  genannten  Arten  ordinären  Tabaks  11,50  bezw.  12,50,  feineren 
Tabaks  15  bezw.  16  Frs.  sind.  Die  Preise  der  Cigarren  und  Cigarretten  wurden 
dem  entsprechend  in  etwas  verschiedenem  Mafse  nach  den  Sorten  gleichfalls  erhöht. 

Die  Tariferhöhungen  nach  dem  Kriege  haben  allerdings  kurze  Zeit  die  Ver- 
kaufsmenge herabgedrückt,  1873  verglichen  mit  1869  (ohne  Elsafs-Lothringen)  um 
etwa  8  Proz.,  aber  bereits  1875 — 76  war  die  ehemalige  Höhe  erreicht,  und  die  Ver- 
kaufsmenge stieg  bis  1884  ununterbrochen.  Der  Fiskus  fand  also  abermals  bei  den 
Tariferhöhungen  gut  seine  Rechnung,  obgleich  ja  freilich  dahin  steht,  ob  bei 
mäfsigeren  Preisen  eine  dann  stärkere  Konsumsteigerung  das  Finanzinteresse  nicht 
ebenfalls  befriedigen  konnte. 

Im  ganzen  kann  man  annehmen,  dafs  anfangs,  d.  h.  nach  1815  das  Ver- 
hältnis zwischen  Auslagen  und  Einnahmen  etwa  wie  37 — 35  :  100,  dann 
(1827—36)  wie  30  :  100,  darauf  allmälich(1837  — 60)  wie  27—26—25  :  100,  1861—64  wie 
24—23  zu  100  war,  oder  mit  a.  W.  dafs  der  Preis-  und  Steuerzuschlag  zu 
den  Herstellungskosten,  als  Ergebnis  des  Zusammenwirkens  der  Kosten- 
bewegung, Tarifnormierung  und  des  Ganges  des  Konsums  nach  Gattungen  von 
etwa  185  allmälich  auf  etwa  325  Proz.  gestiegen  [ist.  Nach  dem  Kriege  hat  sich  in 
Folge  der  genannten  drei  Momente  das  Verhältnis  zwischen  Auslagen  und  Ein- 
nahmen bis  1884  wie  etwas  unter  19  :  100,  der  §Preis-  und  Steuerzuschlag  auf 
etwa  430  Proz.  gestellt.  Nimmt  man  aber  die  Provisionen  der  Debitanten  noch  hinzu, 
so  ergiebt  sich  für  1884  ein  Verhältnis  der  Ausgaben  zu  den  Einnahmen  wie  etwa 
17,5  :  100  und  ein  Gesamtaufschlag  von  etwa  470  Proz. 

Im  französischen  Tabakmonopol  sind  die  Preise  mit  Rücksicht  auf 
höhere  Besteuerung  des  feineren  Tabaks  und  wieder  der  wohlhabenderen  Kon- 
sumenten abgestuft,  freilich  nur  soweit,  als  es  praktisch  und  nach  den  Interessen 
des  Fiskus  selbst  durchzuführen  ist. 

Der  „ Qualitätssteuer fuCs",  welcher  die  Leistungsfähigkeit  der  Kon- 
sumenten berücksichtigt,  ist  daher  auch  in  Frankreich  nur  „im  grofsen  und 
ganzen"'  durchgeführt,  aber  schon  das   ist   ein  Vorteil. 

Der  absolute  Gewinn  per  kg  s'teigt  ,mit  der  Qualität  der 
Sorte,  so  bei  Schnupf-  und  Rauchtabak  von  11 — IIV4  auf  1475 — 14^/3,  bei 
Cigarren  von  etwa  9  auf  etwa  14  —  18  bis  25—46 — 57—72  Frs.  und  weiter,  Zahlen, 
welche  sich  durch  Einrechnung  der  anderen  Kosten  allerdings  gerade  bei  den 
höheren  Qualitäten  mehr  als  bei  den  unteren  vermindern,  aber  doch  in  den  unge- 
fähren Relationen  auch  dann  bestehen  bleiben.  (A.  Wagnke.) 

§  256.  Oesterreich-Üngarn  —  hat  das  Monopol  im  allgemeineii 
nach  dem  Typus  des  französischen. 

Der  Tabakbau  ist  gesetzlich  nicht  kontingentiert  und  bloCs  durch  die  gesetz- 
liche Minimalanbaufläche  für  jede  Markung  und  für  jeden  Pflanzer  eingeschränkt. 
Minimalanbaufläche  für  die  Markung  in  Cisleithanien  5  Joch,  in  Siebenbürgen  10, 
im  übrigen  Transleithanien  20  Joch  (1  Joch  =  0,58  ha),  für  1  Pflanzer  200  bezw. 
400  und  800  Quadratklafter  (100  Quadratklafter  =  3,6  a).  Thatsächlich  wird  nur  in 
Galizien,  der  Bukowina  und  in  Südtirol,  sowie  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone, 
welche  letzteren  nicht  blofs  den  eigenen  Bedarf,  sondern  auch  zum  groCsen  Teil 
denjenigen  der  cisleithanischen  Regie  zu  decken  haben,  betrieben.  Die  Anbau- 
kontrolle ist  nur  auf  Verhütung  und  Entdeckung  von  Unters chleifen  gerichtet,  deren 
Vorhandensein  im  Wege  des  Untersuchungsverfahrens  erwiesen  werden  mufs,  zu 
welchem  Zwecke  allerdings  auch  eine,  jedoch  blofs  schätzungsweise  Feldinventur 
vorgenommen  wird,  ohne  dafs  aber  die  bei  derselben  festgestellte  Erntemenge,  wie 
in  Frankreich,  dem  Pflanzer  als  Ablieferungssoll  vorgeschrieben  würde.  Für  Ungarn 
ScHÄTFLE,  Steuern,  Besonderer  Teil.  21 
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wurde  der  Tabakbau  neuerdings  durch  Gesetz  vom  31.  Dezember  1887  geregelt,  die 
frühere  Begünstigung  des  Baues  zu  steuerfreiem  Hausgebrauche  aufgehoben,  besondere 
Vorschriften  über  die  Behandlung  erlassen  und  Gewinnung  sowie  Ablieferung  unter 
amtliche  Kontrolle  gestellt.  Die  Einlösung  des  Tabaks  wird  in  Cisleithanien  direkt 
von  den  Fabriken,  in  Transleithanien  durch  den  Kultur-  und  Magazinsdienst  besorgt. 
In  Cisleithanien  bestanden  1872:  26  Fabriken  mit  etwa  2600Ü  Arbeitern,  in  Ungarn 
10  Fabriken  mit  etwa  12  300  Arbeitern,  1886:  28  Fabriken  mit  31329  Arbeitern 
(83  Proz.  weiblich).  Den  Vertrieb  der  Fabrikate  besorgen  in  Cisleithanien  35  von 
Beamten  verwaltete  Verschleifsmagazine,  und  gegen  eine  Verschleifsgebühr  von  10 
bis  12  Proz.  der  Verkaufspreise  980  Grofs-  und  51583  Kleinverschleifse  (1  Klein- 
verschleifs  auf  4ü0  Einwohner).  Die  Verschleifsplätze  werden,  und  zwar  die  ein- 
träglicheren im  Wege  der  Verpachtung  an  den  Mindestbietenden  dos  Anteils  am 
Verkaufserträgnis,  die  übrigen  durch  Konzessionierung  (Versorgung  gedienter  Sol- 
daten etc.  etc.)  verliehen.  Keine  Transportkontrolle.  Preisermäfsigungen  für  Mili- 
tär (sog.  Limito)-Tabake.  Die  Organisation  des  Dienstes  ist  ähnlich  wie  in 
Frankreich :  für  die  technische  Seite  sind  die  beiden  Generaldirektionen,  der  Tabak- 
regie, für  den  Verschleifs  und  für  den  Schutz  des  Monopols  im  Innern  und  an  der 
Grenze  und  für  Anbaulicenz,  als  für  Akte  der  Steuererhebung  und  Kontrolle,  je  die 
Steuerbehörden  zuständig.     (Lehr  bei  Scbönberg.) 

§  257.  Die  ausscliliefsende  ZoUbesteuerung  —  haben  England, 
Skandinavien  und  Holland.  England  ist  hierzu  übergegangen 
seit  1790.  Daneben  Licenzen  für  Händler  und  Fabrikanten.  Tabak 
darf  im  Lande  nicht  gebaut  werden.  Die  Einfulir  darf  nur  über  be- 
stimmte Häfen  stattfinden;  im  Grenzbezirke  (von  7  Meilen  für  Tabak) 
darf  keine  Tabakfabrik  bestehen.  Die  Masse  der  Tabakeinfuhr  (=^/4) 
findet  aus  den  Vereinigten  Staaten  statt. 

Der  Zoll  beträgt  vom  Pfd.  Cigarren  5  sh.,  anderem  fabrizierten  Tabak  4— 4V2 
sh.,  Schnupftabak  3^4—472  sh.,  Rohtabak  S'/e— 372  sh.  Die  Einnahme  ist  in  den 
letzten  5  Jahrzehnten  auf  mehr  als  den  3  fachen  früheren  Betrag  gestiegen.  Sie 
war  1830:  2,85,  1860:5,61,  1885:9,30,  18S6— 87:  9,47,  1887-88:  8,85  und  1888-89 : 
9,01  Mill.  Pfd.  Sterl.  —  Die  Einnahmen  aus  Licenzen  stiegen  stetig  von  1870  bis 
1877 — 78  von  81800  bis  auf  88  700  Pfd.  Sterl.,  von  da  ab  sind  sie  von  Jahr  zu 
Jahr  gesunken  bis  auf  84  800  Pfd.  Sterl.  in  1888  —  89. 

Dänemark  hatte  aus  dem  Tabakzoll  (vom  Pfd.  1472— 18  Oere,  Cigarren  8373 
Oere)  eine  Einnahme  im  Durchschnitt  der  Jahre  1880—83  von  1,02,  1884—87: 
1,10,  1887:  1,09  Mill.   Kr. 

Schweden  erzielte  1880:  2,26  und  1887:  3,64  Mill.  Kr.  Der  Zollsatz  ist  für 
1  kg  unbearbeiteten  Tabak  1  Kr.,  Cigarren  4  Kr.,  andere  Fabrikate  1,2  Kr. 

Norwegen  erhöhte  seine  Zölle  1880,  dann  wiederholt  1880  um  40  Proz., 
jetzt  für  1  kg  Rohtabak  1,75,  Cigarren  3,60,  andere  Fabrikate  2,10  Kr.  Einnahmen 
in  1000  Kr.  im  Durchschnitt  der  Jahre  1880—87:  2507  und  1888:  2670,  darunter 
filr  Rohtabak  2466  und  für  Cigarren  174. 

Niederlande.  Zolleinnahmc  im  Durchschnitt  1879-83:  129000  fl.  und  1884— 88: 
137  000  fl.  Zollsatz  für  100  kg  Rohtabak  0,70-1,50  fl.,  Cigarren  40  fl.,  andere 
Fabrikate  12  fl   (nach  Lehr.    Neueres  vergl.  Steuerstatistik  im  3.  Buch,  II.  H.-A.) 

§  258.     Die  Tabakhesteuerung  der  ührigen  Staaten. 

Italien  hat  das  einheitliche  Monopol  seit  dem  Gesetze  vom  13.  Juli  1862. 
Im  Jahre  1869  ging  das  Monopol  an  eine  Pachtgesellschaft  über,  wurde  jedoch  seit 
1.  Januar  18S4  wieder  in  Staatsbetrieb  übernommen,  welcher  in  seiner  Einrichtung 
im  wesentlichen  den  Zuschnitt  des  französischen  Monopols  erhalten  hat. 


4.  Kapitel.    Verschiedene  „kleine  Verbrauchssteuern".  32.3 

Spanien  hat  das  Monopol  seit  1730  mit  Verbot  des  Tabakbaues.  Nach  dem 
Gesetze  vom  22.  April  ISST  Verpachtung  des  Monopols  auf  12  Jahre,  übernommen 
von  der  Banco  de  Espana. 

Belgien  hat  die  Arealsteuer  des  Gesetzes  vom  31.  Juli  18S3  mit  Vj-i  Frs. 
vom  Ar. 

Die  Vereinigten  Staaten  haben,  wie  bemerkt,  Fabrikatbesteuerung  mit 
Verpackungsstempel.  Die  Fabrikatsteuer  beträgt :  1)  Kauch-  und  Schnupf- 
tabak das  Pfund  (=  0,45  kg)  S  Cents ;  2j  Cigarren  und  schwerere  Cigaretten  für 
1000  St.  3  Doli.;  3)  andere  Cigaretten  1000  St.  50  Cents.  Zoll  vom  Pfunde: 
1)  Cigarren  und  Cigarretten  2^J2  Doli,  und  25  Proz.  des  Wertes;  2)  besserer  Blätter- 
tabak mit  Stengeln  75  Cts.,  ohne  Stengel  1  Doli.;  3)  andere  Tabakblätter  mit 
Stengeln  35  Cts.,  4)  Stengel  15  Cts.;  5)  fabrizierter  Tabak,  sonst  nicht  genannt  und 
Tabak  ohne  Stengel  40  Cts.;  6)  Schnupftabak  50  Cts.;  7)  Rohtabak,  sonst  nicht 
genannt,  30  Proz.  des  Wertes.  —  Licenzen  betrugen:  1)  Rohtabakhändler  en  gros 
12  DoU.,  en  detail  250  Doli,  und  Zuschlagsabgabe  von  30  Cts.  für  jeden  den  Jahres- 
erlös von  500  Doli,  übersteigenden  Dollar;  2)  Fabrikanten  6  Doli.;  3)  Fabrikaten- 
händler^O  Doli.     (Lehe.) 

Ru  fsland.  Hier  hatte  Peter  d.  Gr.  das  Tabakmonopol  eingeführt;  dasselbe  wurde 
von  Katharina  11.  aufgehoben  und  durch  vollständige  Steuerfreiheit  des  Tabakbaues 
und  der  Fabrikation  ersetzt.  Seit  1839  besteht  neben  Eingangszöllen  und  Licenzab- 
gaben  von  Fabrikanten  und  Händlern  eine  Fabrikatsteuer,  welche  seitdem  mehrfach 
abgeändert  wurde  (Reglement  vom  6.  Juni  1877.  Tarife  von  1882,  1887,  18.  Juli 
1889.)  Die  Erhebung  erfolgt  wie  in  Amerika  durch  Anwendung  von  Stempeln 
(Banderollen,  vignettesj  und  zwar  mit  Unterscheidung  der  verschiedenen  Qualitäten 
durch  die  Art  der  Umhüllung.  Die  Steuersätze  sind  höher  als  die  amerikanischen 
und  mit  Unterscheidung  in  Klassen  nach  der  Qualität  abgestuft.  Die  Steuerbe- 
messung ist  amtlich. 

Japan  hat  seit  1876  eine  Fabrikatsteuer  im  Betrage  von  20  Proz.  des  Tarifes, 
neben  Licenzen  für  Fabrikanten  und  Verkäufer. 

Über  die  TaMkerträgnisse  nach  neuestem  Stande  vergl.  3.  Buch, II.  Hauptabschn. 

Viertes  Kapitel.    Verschiedene  „kleine  Verl}rauclissteuern.'^ 

§  259.  ..Kleine  Verbrauchsabgaben."  —  Finanzbedrängnis  hat 
Frankreich  und  einige  andere  Staaten  veranlalst,  auf  Gegenstände  ver- 
schiedener Steuerbarkeit,  aber  verhältnismäfsig  geringer  Ergiebigkeit 
Verbrauchsabgaben  zu  legen.  Diese  Abgaben  mögen  mit  A.  "Wagner 
als  „kleine  Verbranchsabgaben'"  bezeichnet  sein.  Dazu  gehören: 
1)  Das  Zündhölzchenmonopol,  neuestens  wieder  in  Eegie  (Wag- 
ner III,  §300).  —  2)  Dynamitmonopol.  —  3)  Cichoriensteuer. 
—  4}  Papiersteuer.  —  5j  Steuern  auf  Seife  jeder  Art.  —  6)  Auf 
Stearin,  Stearinkerzen,  Mineralöle.  —  7}  Auf  Essig  und  Essig- 
säuren (zugleich  gegen  die  Konkurrenz  der  deutschen  Alkoholessige 
gerichtet).  —  8)  Beibehalten  ist  in  Frankreich  das  alte  Pulver- 
monopol. 

Die  Cichoriensteuer  wurde  in  England  IS60  zum  Schutze  des  Kaffeezolles 
eingeführt,  anfangs  3  sh,  jetzt  12  sh  1  d  vom  Ctr.  Ihr  Ertrag  ist  gering  und  von 
151S6  Pfd.  Sterl.  inlSTubisauf  l04TPfd.  Sterl.  in  1888— 89  gesunken.  Der  Zoll  auf  Ci- 
chorie  bringt  nahezu   4mal  so  viel   ein.     Seit   1852   besteht  auch   eine  Steuer  auf 
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Nachahmungen  von  Kaffee  oder  Cichorie  und  für  Mischungen  dieser  Artikel  mit 
Kaffee  oder  Cichorie  (V«  d  für  '/^  Pfd.)  mit  ebenfalls  sinkendem  Ertrag  von  6344 
in  1882—83  auf  2Ü86  Pfd.  Sterl.  in  1888—89.  Zur  Erhebung  dient  Paketierungszwang 
unter  Anwendung  von  Verschlufszettelstempeln.  In  Frankreich  wurde  die  Ci- 
chorie von  1871 — 1878  besteuert.  Sie  warf  im  Durchschnitt  jährlich  5,2  Mill.  Frs. 
ab  und  wurde  aufgehoben,  weil  die  Cichorie  nur  GenuCsmittel  ärmerer  Klassen  in 
einigen  Departements  des  Nordens  sei.  Italien  besteuert  die  Cichorie  seit  1874, 
indem  die  Fabriken  unter  dauernde  Aufsicht  der  öffentlichen  Beamten  gestellt 
wurden.  1879  wurde  den  kleinen  Handwerkern,  welche  der  Cichorie  verwandte 
Produkte  herstellen,  gestattet,  mit  der  Regierung  specielle  Abkommen  zu  treffen. 
Steuersatz  ursprünglich  30,  1885:  60  und  seit  1886:  50  L.  für  100  kg.  Ertrag  im 
Durchschnitt  der  Jahre  1875-84:  166000,  1885-86:648  000,  1887—89:  982000  Lire. 
Petroleum  und  Gas.  Man  kann  der  Petroleum-  und  der  z.  B.  in  Würt- 
temberg für  Gemeinden  bestehenden  Gassteuer  vom  rein  fiskalischen  Stand- 
punkte zwei  Eigenschaften  ^nicht  absprechen.  Sie  sind  einträglich,  und  sie  sind 
leicht  zu  erheben  und  zu  kontrollieren.  Das  Petroleum  ist  in  Deutschland  wesentlich 
nur  Importwaare;  die  Gasuhr  kontrolliert  den  Gasverbrauch,  und  die  Gasanstalt 
erhebt  die  Steuer  ohne  besondere  Kosten  mit  dem  Gaspreise.  Der  Lichtverbrauch 
fällt  der  Steuerbehörde  von  selbst  in  die  Augen.  Diese  Eigenschaften  reichen  aber 
doch  nicht  hin,  die  Petroleum-  und  Gasbesteuerung  zu  empfehlen.  Die  Steuerbar- 
keit dieser  Artikel  ist  sehr  fraglich,  und  deren  wirkliche  Besteuerung  wird  ein  sehr 
grober  steuerpolitischer  Mifsgriff,  wenn  daneben  das  steuerbarere  elektrische  Licht 
steuerfrei  gelassen  werden  würde.  —J  Frankreich  hat  seit  1873  eine  nach  dem 
Dichtigkeitsgrade  bezw.  der  Leuchtkraft  abgestufte,  j^  finanziell  nicht  erhebliche 
Fabrikationssteuer  von  inländischen  Mineralölen  zur  Ergänzung  des  Petroleumzolles. 
Die  Einnahme  (1882  von  19,  jetzt  nur  noch  von  10  Fabriken)  ist  stetig  gesunken. 
1875:^203  000  Frs.,  stellte  sie  sich  1888  auf  nur  noch  13  000  Frs.,  während  der  Zoll 
auf  Petroleum  über  25  Mill.  Frs.  abwarf.  Die  ebenfalls  1873  eingeführte  Steuer 
von  nicht  mineralischen  Ölen  soll  sowohl  das  zu  Beleuchtungszwecken  dienende 
öl  als  auch  das  Speiseöl  .treffen.  »Die  Steuer  wird  nur  als  Eingangsabgabe  in 
Städten  vonj4000  Einwohnern  und  darüber  neben  der  Besteuerung  des  in  diesen 
Orten  selbst  fabrizierten  Öles  ,3  seit  ji  1878]]  jedoch  ^'nur  in"  solchen  Orten  erhoben, 
welchel  diese  Ölejauch"für  Gemeindezwecke  besteuern;  viele  Gemeinden  verzichteten 
darum  auf  die  Steuer.  Zahl  der  überwachten  Fabrikanten  1879:  222  und  1887:  34. 
Ertrag  im  Durchschnitt  der  Jahre  1875—78:  5,7  und  1886-89.-  2,4  Mill.  Frs.  — 
Oesterreich-Ungar n  erhebt  nach  dem  Gesetz  vom  26.  Mai  1882  vom  inländischen, 
durch  Raffinierung  dargestellten  Mineralöl  eine  vom  Unternehmer  der  Raffinierung 
zu  zahlende  Steuer  von  6  fl.  für  100  kg  raffiniertes  Öl  bis  0,870  Dichtigkeit  des 
reinen  Wassers.  Umfassende  Kontrollvorschriften  für  Fabrikation,  Transport  und 
Absatz  (Transportkontrolle,  Verschleifsregistrierung ,  Kontrollgebiet  mit  einem  Ra- 
dius von  5  Kilometer).  Die  an  der  Linie  geschlossener  Städte  bisher  erhobene  Ver- 
zehrungssteuer für  Mineralöl  ist  aufgehoben.  Der  Ertrag  ist  seither  stetig  gestiegen, 
1885—88  in  Oesterreich  von  1,87  auf  3,99,  in  Ungarn  von  3,02  auf  4,49  Mill.  Fl.  — 
Rufsland  behandelte  1821 — 73  die  Gewinnung  von  Petroleum  monopolistisch;  der 
Staat  hatte  alle  Quellen,  welche  teils  durch  Selbstverwaltung,  teils  durch  Verpach- 
tung ausgebeutet  wurden  und  durchschnittlich  90  000  Rubel  abwarfen.  1873  wurde 
eine  nach  dem  Raumgehalt  der  Destillierkolben  bemessene  Accise  eingeführt,  welche 
im  Durchschnitt  250  üOO  Rubel  ergab.  Die  Produktion  ist  in  den  letzten  Jahren 
erheblich  gestiegen;  sie  belief  sich  1868  auf  1,7  und  1886  auf  124,7  Mill.  Pud.  Seit 
1.  Jan.  1888  besteht  eine  Steuer  auf  das  fertige  Produkt  und  zwar  vom  Pud  leichten 
Öles  40  und  vom  Pud  schweren  30  Kopeken.  Dieselbe  bewirkt  eine  gleichmäfsige 
Belastung  und  gestattet  die  Verarbeitung  verschiedener   Rohmaterialien,   während 


1.  Kapitel.    Wesen  und  steuersystematische  Bedeutung.  325 

die  Rohstoffsteuer  die  Verwendung  der  schwereren,  weniger  Leuchtöl  enthaltenden 
Gattungen  erschwerte.  Die  Kontrolle  ist  bei  der  Fabrikatsteuer  in  Rufsland 
einfach,  weil  die  Destillation  sehr  konzentriert  ist  und  die  Aufsicht  sich  vornehm- 
lich nur  auf  die  Verbringung  des  Rohmaterials  zu  den  Destillierstätten  (Baku)  zu 
beschränken  braucht.  Einnahme  1888:  6,6  Mill.  Rubel,  für  1886  auf  9  ]NU11.  ver- 
anschlagt. (Lehr  bei  Schönberg.  Vergl.  Steuerstatistik  3.  Buch,  II.  Hauptabschnitt.) 
Über  die  Öl-  und  Seifensteuer  vgl.  auch  die  betr.  Artikel  von  v.  Heckel 
in  Conrads  Handwörterbuch  der  Staatswissenschafteu. 


Vierte  Abteilung-,     Die  G  e  b  r  a  u  c  h  s  besteuerung 
des  Inlandes. 

1.  Kapitel.    Wesen  nnd  steuersystematisclie  Bedentung. 

§  260.  Wesen.  —  Die  Gebrauchsbesteuerung  bat  den  im  Gebrauche 
sich  äufsernden  Aufwand  individualisierend  und  ergänzend  zu  treffen. 
Voraus  ist  daher  die  Verwechselung  mit  der  Ertrags-  und  der  Ver- 
mögensbesteuerung, mit  der  Wohn  gebäudesteuer,  mit  der  Belastung 
der  aus  „Nutzkapitalien"  gezogenen  Nutzungen,  mit  der  Partiale  der 
allgemeinen  Einkommensteuer  abzulehnen. 

Nur  eine  solche  Wohnsteuer  etwa,  welche  die  in  der  Art  des  Wohnens 
sich  äufsernde  besondere  Steuerkraft  treffen  will,  macht  aus  der  direkten 
Gebäude-  oder  der  allgemeinen  Mietsteuer  eine  indirekte  Gebrauchs- 
steuer (Konsumluxussteuer).  Auch  wenn  —  die  steuertechnische  Mög- 
lichkeit vorausgesetzt  —  sämtliche  Nutzkapitalbestände  jeglicher  Steuer- 
kraft gleichmäfsig  von  der  allgemeinen  Vermögenssteuer  erfafst  wären, 
würde  eben  doch  nur  direkte  General-,  nicht  indirekte  Specialbesteue- 
rung vorliegen. 

Die  eigentliche  Gebrauchsbesteuerung  ist  hienach  als  der  zweite 
Hauptast  indirekter  Kons  um  besteuerung  anzusehen  und  als  solche  teils 
zur  individualisierenden  Erfassung  nach  Mafsgabe  der 
Steuerbarkeit  aller  steuerökonomisch  und  steuertechnisch 
fafsbaren  Objekte  des  mehr  oder  weniger  entbehrlichen 
Gebrauchskonsums,  teils  zur  Füllung  von  Lücken  der  direkten 
Besteuerung  auszugestalten. 

Dafs  dies  in  der  Inlandbesteuerung  noch  nicht  geschehen,  ist 
wegen  der  Widerstände  erklärlich,  aber  darum  mit  nichten  gerecht- 
fertigt. Vielmehr  ist  der  fast  völlige  Mangel  der  indirekten  Gebrauchs- 
besteuerung als  die  gröbste  dem  heutigen  Steuersysteme  anhaftende  Ver- 
letzung aller  obersten  Grundsätze  der  Besteuerung  anzusehen.  Ob  und 
wie  sich  dieselbe  beseitigen  läfst,  ist  eine  Frage  der  Steuerpolitik. 
Die  Schwierigkeiten  aber,  die  ihr  bisher  entgegenstehen,  sind  keines- 
wegs als  überall  und  für  alle  Zeit  unüberwindlich  nachgewiesen. 

In  der  Grenzbesteuerung  ist  die  indirekte  Gebrauchsbesteuerung  be- 
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reits  zu  umfassender  Geltung  gekommen;  denn  eine  Menge  zollpflich- 
tiger Gegenstände  der  Einfuhr,  nicht  blofs  KleidungsstofFe  und  Klei- 
dungsstücke werden  von  Gebrauchszöllen  längst  getroffen.  Die  über 
die  Grenze  eingehenden  Gebrauchsgegenstände  stellen  aber  bei  der  heu- 
tigen Ausdehnung  des  Konsums  inländisclier  Luxusprodukte  aller  Art 
nicht  den  Hauptbestand  des  Gebrauchskonsums  bei  wohlhabenden  und 
gebildeten  Nationen  dar. 

Verglichen  mit  dem  steuerbaren  Verbrauchskonsum  ist  der  steuerbare 
GebrauchskoDSum  nicht  blofs  als  der  absolut  stärkere,  sondern  als  der 
an  mittel-  und  namentlich  hochsteuerbaren  Artikeln  weit  reichere 
Aufwand  anzusehen,  und  derselbe  ist  immer  noch  im  Wachsen,  in  der 
Steigerung  und  Ausbreitung  begriffen.  Der  Gebrauchsluxus  ist  gewifs 
der  Hauptgegenstand  rationeller  Konsumbesteuerung  überhaupt;  seine  Be- 
lastung ist  wohl  weit  mehr  begründet,  ist  es  wohl  sehr  viel  mehr  als  die 
Verzehrungssteuern  auf  Salz,  Bier,  Zucker  und  relativ  gewifs  ergiebiger, 
als  der  Ertrag  des  immerhin  sehr  beschränkt  bleibenden  Luxus  hochsteuer- 
barer Delikatessen. 

§  261.  Die  Objekte  des  sfeuerharen  GebraucJishonsnms.  —  Diese 
Gebrauchssteuerobjekte  habe  ich  in  meinen  „Kern-  und  Zeitfragen", 
I,  435,  wie  folgt,  nachgewiesen: 

Kunstsachen,  Bücher  u.  s.  w.  wären,  wie  vom  Zoll,  auch  von  der  allge- 
meinen Luxussteuer  freizulassen,  obwohl  sie  nach  Form  und  Inhalt  vielfach  luxuriöse 
Gestalt  annehmen  und  bei  der  buch-  und  kunsthandlerischen  Konzentration  ihrer 
Herstellung  und  ihres  Absatzes  sehr  wohl  fafsbar  sein  würden. 

Dagegen  sind  zu  erwähnen  die  luxuriös  hergestellten  Wohnräume  der  Stadt- 
und  der  Landhäuser.  Wo  eine  allgemeine  Vermögensteuer,  die  auch  sie  erfafst, 
noch  nicht  eingeführt  ist,  da  gehen  sie  ganz  steuerfrei  aus.  Auch  wo  eine  solche 
besteht,  zahlt  nur  der  Eigentümer  die  Vermögenssteuer  vom  Wohnungseigentum. 
Die  in  der  Wohnung  Luxus  treibenden  Mieter ,  deren  es  in  den  Städten  Hunderte 
und  Tausende  giebt,  gehen  frei  aus,  soweit  nicht  schon  in  einzelnen  Städten 
besondere  Mietsteuer  besteht,  die  selbst  weit  mehr  als  indirekte  Stadteinkommen- 
steuer denn  als  Luxussteuer  reguliert  ist.  Da  und  dort,  z.  B.  in  Württemberg,  be- 
steht wohl  schon  eine  allgemeine  Wohnsteuer  (4  Mk.  für  die  selbständig  wohnende 
Person),  sie  ist  jedoch  das  Gegenteil  einer  Luxussteuer,  vielmehr  eine  die  unteren 
Klassen  ungerecht  bedrückende  Kopfsteuer,  die  sich  durch  Regulierung  zur  pro- 
gressiven, aber  auch  in  den  höchsten  Sätzen  noch  mäfsigen  Luxussteuer  beseitigen 
lassen  würde. 

In  den  Wohnräumen,  gleich  sehr  in  den  _Wohn"-  und  „Schlaf-'zimmern  wie 
in  den  ..Salons",  dem  ..Möbelmagazin  der  besseren  Ehehälfte",  befindet  sich  überall 
herum  und  beständig  anwachsend  eine  mehr  oder  weniger  luxuriöse  Zimmeraus- 
Btattung,  in  welcher  jährlich  ungezählte  Millionen  daraufgehen:  Tische,  Sophas 
und  Fauteuils,  Schränke  und  Spinden,  Stand-  und  Wanduhren,  Teppiche,  Spiegel 
und  Nippessachen  im  Überflufs ,  Goldrahmen  und  Goldleisten,  Lustres  und  Kron- 
leuchter, Stukkatur,  Plafonds  und  Tapeten,  Luxuseinbände  nicht  gelesener  Schau- 
bücher  und  Schaubibliotheken,  Vorhänge  und  Portieren  in  Tüll,  Wolle,  Seide  und 
Sammet,  den  Flügel,  das  Pianino,  das  Harmonium  nicht  zu  vergessen,  welche  oben- 
drein noch,  namentlich  im  Sommer,  Tausende  arbeitender,  nichtluxuriöser  Menschen 
belästigen. 
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Im  Silberschranke  findet  sich  kostbarster  Tafelschmuck  und  luxuriöses 
Speisegerät  in  Edelmetall  und  Gläsern,  im  Schlafzimmer  und  Boudoir  ein  mehr  oder 
■weniger  verschwenderischer  Betten-,  Bettbezug-,  Bettstellen-  und  Toilettenluxus. 

Nebenan  stehen  in  der  Stallung  und  in  der  Remise  Luxuspferde  und 
Luxuswagen,  von  Vergnügungsfahrrädorn  und  dem  wandelnden  Luxus  der  Be- 
dienten, Kutscher  und  Zofen  gar  nicht  zu  reden.  Man  könnte  auch  in  die  Lust- 
gärten gehen  und  die  Sammlungen  von  Bildern,  Waften,  Antiquitäten  sich  ansehen, 
um  auf  allerlei  Luxus  zu  stossen. 

Dieser  ganze  Gebrauchsluxus  des  Hauses,  der  in  seiner  Ausdehnung  auf  meist 
unbewohnte,  aber  mit  Luxus  überfüllte  Wohnräume  zum  überraffinierten  Nicht- 
gebrauchluxus sich  verkehrt,  und  welcher  am  meisten  von  den  glücklichen 
Besitzern  des  beweglichen  Kapitals  getrieben  wird,  ist  bis  jetzt  vollständig 
steuerfrei;  die  kleinen  Leute  dagegen,  welche  in  ihrer  Stube  den  Hering,  das  Salz 
und  das  Petroleum  verbrauchen,  werden  einer  verfehlten  Verbrauchsbesteuerung 
unterzogen. 

Nicht  gering  zu  schätzen  ist  auch  der  Luxus,  welchen  man  aufserhalb  des 
Hauses  auf  der  Strafse,  auf  dem  Balle,  im  Konzert  und  Theater,  auf 
Korso  und  Badepromenade  überall  und  in  steigendem  Mafse  wahrnimmt. 

Der  Schmuck-  und  Putz-,  der  Kleider-  und  Weif szeugluxus  ist  in 
einem  unermefslicheu  Umfange  anzutreffen.  Keineswegs  blofs  der  raffinierte  der 
Perlen  und  der  Diamanten,  der  echten,  kostspieligen  Spitzen,  der  Pariser  Hüte  und 
der  Pariser  Roben.  Ein  wirklicher  Kleider-,  Schmuck-  und  Putzluxus  geht  bis  in 
die  breiten  Massen  der  sogenannten  unteren  Volksschichten  herunter.  Alles  klagt 
über  Zunahme,  namentlich  des  Kleiderluxus  und  der  gefräfsigen,  immer  rascher 
kreisenden  Modesucht.  Man  sagt,  dafs  selbst  auf  dem  Lande  derjenige  Teil  des 
Einkommens,  welcher  bei  Herren,  Frauen  und  Dienstboten  dem  Kleiderluxus  und 
dem  Modeteufel  geopfert  wird,  immer  gröfser  werde.  Für  die  Städte  wird  die 
gleiche  Behauptung  wohl  richtig  sein.  Dem  Kleiderluxus  wird  viel  von  demjenigen 
hingegeben,  was  besserem  Wohnen  zugewendet  werden  sollte.  Es  kann  ja  nur  das 
Herz  erfreuen,  wenn  auch  die  Arbeiter  [und  Arbeiterinnen  sich  und  ihre  Kinder 
besser  kleiden;  allein  soweit  sie  damit  Luxus  treiben,  bekunden  auch  sie  mehr  als 
im  Konsum  von  Zucker,  Kaffee,  Thee,  Salz,  Gewürzen,  Obst  eine  gewisse  Steuer- 
fäbigkeit,  die  sehr  wohl  zur  Entlastung  in  der  Verbrauchsbesteuerung  herangezogen 
werden  könnte.  Dafs  die  mit  funkelnden  Edelsteinen  und  in  verschwenderischen 
Toiletten  einhergehenden  und  einherfahrenden,  in  Sammet  und  Seide  strotzenden 
Personen  der  mittleren  und  höheren  Stände  mit  ihrem  Luxus  ganz  steuerfrei  aus- 
gehen sollen,  dafs  neben  der  Verbrauchs-  keine  Gebrauchsluxusbesteuerung  statt- 
findet, bleibt  überhaupt,  jedenfalls  aber  insolange  erstaunlich,  als  noch  selbst  unent- 
behrliche   Artikel    der    Massenverzehrung    der  Verbrauchsbesteuerung  unterliegen. 

Man  könnte  noch  manche  Kategorieen  von  mehr  oder  weniger  luxuriösen  Ge- 
brauchsgegenständen aufzählen,  z.  B.  die  Taschenuhren.  Diese  werden  ja  jetzt 
auch  in  Deutschland  in  vorzüglicher  Qualität  hervorgebracht. 

Wirft  man  einea  Rückblick  auf  die  Bestände  obigen  Registers,  so 
findet  man,  dafs  es  wesentlich  der  Luxus  des  weiblichen  Ge- 
schlechtes ist,  welcher  dem  mehr  oder  weniger  entbehrlichen  Ge- 
brauchskonsum absolut  und  vielleicht,  ja  wahrscheinlich  relativ  steigende 
Beträge  zugleich  des  Weiber-  und  des  Männereinkommens  zuführt, 
während  der  männliche  Luxus  im  Rauchen  und  Trinken  mehr  dem 
Verbrauchsluxus  fröhnt.  Zwar  treiben  auch  die  Männer,  namentlich  in  der 
Kleidung  mehr  und  mehr  Gebrauchsluxus.  Doch  ist  der  Kleider-  und  Putz- 
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luxus,  der  Wohnungs-,  Zimmeransstattung's-  und  ähnlicher  Luxus  zweifel- 
los weit  mehv  die  schöne  Sucht  und  das  Werk  der  Frauen.  Man  kann 
weit  entfernt  sein,  ihnen  das  heau  siiperftu.  nach  welchem  sie  nach  dem 
Worte  des  französischen  Nationalökonoraen  haschen  und  jagen,  zu  mifs- 
gönnen  uud  einen  Vorwurf  zu  machen,  den  sie  mit  dem  Rauchen  und 
Trinken  dem  anderen  Geschlechte  so  leicht  heimzuzahlen  vermögen. 
Die  allgemeine  Luxussteuer  soll  keine  Strafbesteuerung  gegen  das 
weibliche  Geschlecht  sein.  Zwar  flechten  und  weben  die  Frauen  mit 
ihrem  Gebrauchsluxus  nicht  durchaus  Rosen  ins  irdische  Leben  der 
Männer,  aber  ihr  Luxus,  welchen  man  immer  nicht  vom  Standpunkte 
des  Sittenrichters  und  des  Ästhetikers,  sondern  von  demjenigen  der 
Sozialwissenschaft  anzusehen  hat,  für  welchen  er  nur  als  die  besondere 
„ewig  weibliche"  Erscheinung  des  Kampfes  ums  Dasein  und  ums  be- 
vorzugte Dasein,  des  Kampfes  um  das  Gelten  im  Geschäft,  im  Hause 
und  in  der  Geselligkeit,  um  das  Gefallen  bei  den  Männern,  um  das 
Hervorragen  in  der  Gesellschaft  anderen  Frauen  gegenüber,  um  das 
Hervorheben  der  eigenen  Eamilie  und  der  eigenen  Nachkommenschaft, 
nm  das  Unterbringen  der  Töchter  sich  darstellt  — ,  dieser  echt  weibliche 
Luxus  ist  an  sich  ebenso  berechtigt  wie  derjenige  der  Männer.  Allein 
er  ist  als  weiblicher  Luxus  auch  nicht  mehr  berechtigt.  Er  hat  als 
solcher  vor  allem  keinen  Anspruch  auf  die  bestehende  fast  vollständige 
Steuerfreiheit,  welche  er  dem  wesentlich  männlichen  Verbrauchsluxus 
gegenüber  gegenwärtig  noch  immer  geniefst. 

Die  Berechtigung  einer  allgemeinen  Luxussteuer  wird  wohl  ebenso 
wenig  bestritten  werden  können,  wie  die  Gröfse  ihres  im  Nutzvermögen 
sich  darstellenden,  noch  uuangegriffenen  Steuerobjektes.  Die  allgemeine 
Inlandgebrauchsbesteuerung  ist  als  der  weitere  zweite  Hauptzweig  der 
die  direkten  Steuern  ergänzenden  und  die  Personalsteuerkraft  indi- 
vidualisierend anfassenden  indirekten  Besteuerung  anzusehen  —  und 
zur  Entwickelung  zu  bringen.  Alle  Hebel  der  Steuerkunst  dürfen,  wie 
dem  steuerfähigen  Verbrauche  gegenüber  im  selben  Mafse  und  mit  dem- 
selben Rechte  auch  einem  so  grofsen  steuerfähigen  Gehrauclie  gegenüber 
in  Bewegung  gesetzt  werden,  um  ein  vollständiges  rationelles  Gesamt- 
steuersystem endlich  zu  stände  zu  bringen.  Das  ist  nötige  um  die 
ganze  Steuerkraft  der  Xation  dem  wachsenden  Bedarfe  bereit  zu  stellen 
und  schlechte  Steuern  abzuschaffen. 

Auf  diese  Vervollständigung  und  Fortentwickelung  des  Gesammt- 
steuersystems  wäre  nur  dann  zu  verzichten,  wenn  drei  Voraussetzungen 
zutreffen  würden:  wenn  entweder  auch  der  Luxusgebrauch  durch  die 
anderen  bestehenden  oder  in  Einführung  begriffenen  Steuern  bereits 
hinlänglich,  vollständig  und  rationell  getroffen  wäre,  oder  wenn  die 
allgemeine  Luxussteuer  trotz  dem  grofsen  Umfange  des  steuerföhigen 
Gebrauchsluxus    dennoch   eine    nur   geringe   Einträglichkeit  erwarten 
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liefse,  oder  wenn  die  Regulierung  dieser  Steuer  mit  den  zulässigen 
Mitteln  und  zu  den  Kosten  der  beiden  anderen  Zweige  indirekter  Be- 
steuerung als  unausführbar  sieb  erweisen  würde.  Es  wird  jedoch 
sehr  leicht  sein,  zu  zeigen,  dafs  keine  dieser  drei  Voraussetzungen 
zutrifft. 

§  262.  Die  steuersystematische  Berechtigimg  einer  Gehrauchshe- 
steuerung  —  bedarf,  wenn  die  Konsumbesteuerung  überhaupt  als  inte- 
grierendes Glied  der  Gesamtbesteuerung  anzuerkennen  ist,  einer  be- 
sonderen Nachweisung  weiter  nicht.  Ihre  steuersystematisch  besondere 
Funktion  der  direkten  Besteuerung  gegenüber  liegt  eben  darin,  dafs 
sie  einen  Konsum  umfassendster  Art,  welcher  nur  im  Gebrauche  be- 
sondere Steuerkraft  offenbart,  zu  belasten  gestattet.  Im  Gebrauchsluxus 
tritt  nicht  blofs  die  individuelle  Leistungsfähigkeit  hauptsächlich  zu 
Tage,  sondern  es  tritt  in  dem  Gebrauche  des  tiberwiegend  beweg- 
lichen Teiles  der  mittel-  und  hochsteuerbaren  Gebrauchsgüter  eine 
weder  durch  die  direkten  General-,  noch  durch  die  Erb- 
schaftssteuern allgemein  und  verhältnismäfsig  fafsbare 
Steuerkraft  in  die  Erscheinung. 

Die  Gebrauchsbesteuerung,  wenn  sie  steuertechnisch  durch- 
führbar ist,  erfüllt  hiernach  nicht  blofs  die  Hauptfunktion 
indirekter  Besteuerung  ausgiebigst,  sondern  auch  die  Ergänzungs- 
funktion gerade  solchen  mittel-  und  hochsteuerbaren  Objekten  gegen- 
über, welche  jeglichem  anderen  Hauptarme  der  Gesamtbe- 
steuerung sich  mehr  oder  weniger  entziehen.  Die  allgemeine 
Vermögenssteuer  erreicht  nirgends  das  bewegliche  Luxusvermögen  auch 
nur  allgemein,  geschweige  im  Verhältnis  der  Steuerbarkeit  der  einzelnen 
Gebrauchsgüterbestände,  erfüllt  also,  obwohl  sie  als  Besteuerung  des 
fundierten  Einkommens  jetzt  so  überschwenglich  gepriesen  ist,  selbst 
die  ergänzende  Steuerfunktion  nur  sehr  unvollkommen.  Die  Erbschafts- 
besteuerung wird  zwar,  wenn  sie  dem  beweglichen  Luxusbeständen 
gegenüber  besonders  einläfslich  auftritt,  einigermafsen  den  ent- 
schlüpfenden Erblasser  und  seinen  Erben  nachholend  erfassen,  aber  auch 
sie  nicht  mit  genügender  Sicherheit;  sie  setzt  vielmehr  eine  Gebrauchs- 
besteuerung voraus,  welche  schon  den  Lebenden  individualisierend  ge- 
ti'offen  hat.  Dafs  die  allgemeine  Vermögens-  und  die  Erbschaftsbe- 
steuerung ihrem  Objekte  nach  der  Gliederung  der  Steuerkraft  seiner 
einzelnen  Bestände  beikämen,  wird  wohl  Niemand  behaupten  wollen. 
Die  Gebrauchskonsumbesteuerung  dagegen  würde,  wenn  sie  steuertech- 
nisch durchführbar,  auch  diese  vom  Gesamtsteuersysteme  zu  lösende 
Aufgabe  nicht  blofs  besser  als  jeder  andere  Zweig  der  Besteuerung 
erfüllen,  sondern  sie  würde  einer  bestimmten  grofsen  Konsumtions- 
richtung gegenüber,  in  welcher  die  individuelle  Steuerkraft  sich  äufsert, 
sie  überhaupt  allein  vollziehen. 
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Der  Luxusgebraucb  ist  also  durch  die  anderen  Hauptsteuern  noch 
nicht  getroffen,  aufser  in  den  Gebrauchs-Einfuhrzölleu. 

Der  Mangel  indirekter  Besteuerung  des  Gebrauchsluxus 
führt  mittelbar  dazu,  einseitig  das  Immobiliarvermögen,  also 
den  Grund-  und  Häuserbesitz  zu  belasten  und  die  Aufrecht- 
erhaltung von  Steuern  auf  schwach  steuerbare  Yerbrauchsgtiter,  sowie 
die  Übertreibung  derartiger  Steuern  auf  nur  mäfsig  steuerbare  Ver- 
brauchsgüter der  schwächeren  Steuerkräfte  nötig  zu  machen. 
Die  völlige  Vernachlässigung  der  indirekten  Gebrauchsbesteuerung  ist 
steuerpolitisch  der  Hauptausdruck  des  thatsächlichen  Über- 
gewichtes des  beweglichen  Grofsbesitzes  gegen- 
über dem  ganzen  Immobiliarbesitze,  gegenüber  dem  be- 
weglichen Klein-  und  Mittelbesitze  und  gegenüber  den  Lohnarbeitern. 
An  diese  Grundthatsache  anknüpfend  wird  die  praktische  „Steuerpolitik" 
ilu-e  Hebel  anzusetzen  haben.  Dafs  der  grofse  Grundbesitz  bisher  nach 
dieser  Seite  gegen  das  Mobiliarvermögen  noch  nicht  reagiert  hat,  erklärt 
sich  wohl  nur  daraus,  dafs  auch  er  einigen  Mobiliargebrauchsluxus  treibt. 

Die  Masse  der  beweglichen  Gebrauchsgüter  ist  für  die  Ermitte- 
lungen zur  „allgemeinen  Vermögenssteuer"  unzugänglich;  die  allgemeine 
Vermögenssteuer  Preufsens  z.  B.  sahen  wir  hierauf  einfach  Verzicht 
leisten.  Eine  noch  so  streng  eingesteuerte,  wenn  auch  den  Leibeserben 
gegenüber  zugi-eifende  „allgemeine  Erbschaftssteuer"  wird  den  grofseu 
Teil  von  Gebrauchsgütern,  welche  der  Erblasser  aufwandsteuerfrei  kon- 
sumiert hat,  namentlich  nicht  mehr  treffen.  Ebenso  nicht  viele  andere 
in  abgebrauchtem,  entwertetem  Zustande  befindliche  Luxusgüterbestände. 

Die  beweglichen  Gebrauchsgüter  entgehen  der  allgemeinen  Vermögenssteuer 
fast  vollständig,  und  mit  vollem  Rechte  wird  dieser  Besteuerung  vorgeworfen,  daCs 
sie  nur  das  für  den  Fiskus  sichtbare  und  durch  die  Ausfüllungen  im  Schema  der 
Einkommensteuerselbstbekenntnisse  kontrollierbare  unbewegliche  Vermögen,  also  nur 
den  Gebrauchsluxus  an  Schlössern,  Villen,  Gärten,  Parks  u.  s.  w.,  nicht  aber  auch 
die  grofsen  Bestände  an  beweglichem  Gebrauchsvermögen,  als  Kleider,  Zimmer- 
ausstattungen, Möbel,  Instrumente,  Sammlungen,  Petriosen  u-  s.  w.  erfasse.  Die 
grofsen  beweglichen  Vermögen  der  Städter,  welche  eine  verhästnismäfsig  viel 
stärkere  Quote  ihres  Vermögens  in  beweglichem  Gebrauchsvermögen  stecken  haben, 
seien  hierdurch  bevorzugt.  Wir  bestreiten  nicht,  dafs  hier  eine  Ungerechtigkeit  vor- 
liegt, und  begreifen  es  vollkommen,  dafs  die  Grofsgrundbesitzer,  wenn  sie  ihre  Parks 
und  dergleichen  versteuern  sollen,  auch  die  grofsen  und  kleinen  Rothschilde  mit 
ihren  Sammlungen,  ihren  Luxusgeräten,  ihrem  Mobiliarluxus,  ihren  Pretiosen  als  zur 
Ergänzungssteuer  fähig  behandelt  sehen  wollen.  Wir  glauben  auch  nicht,  dafs  dies 
nicht  ausführbar  wäre.  Zwar  direkt  und  im  einzelnen  läfst  sich  der  tausendfältige 
Bestand  beweglicher  Luxusgegenstände  nicht  ermitteln;  das  wäre  nicht  blofs  weit 
kostspieliger,  weit  lästiger,  weit  umständlicher,  als  jede  andere  Besteuerungsweise, 
das  wäre  auch  unausführbar.  Denn  wie  soll  es  je  gelingen,  den  Jahresnutzungs- 
wert aller  einzelnen  Arten  von  Gebrauchsgegenständen  direkt  zu  ermitteln  und  dann 
nach  klassifiziertem  Steuerfufse  einer  allgemeinen  Vermögenssteuer  zu  unterwerfen!  ? 
Diesen  Wert  kann  der  Staat  auch  nicht  durch  Selbstbekenntnis  der  Besitzer  sich 
angeben  lassen,   da  die  Selbs  tinventar  isati  on   und  Selbstschätzung  des 
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Wertes  dieser  in  allen  Graden  der  Abnutzung  begriffenen  mannig- 
faltigsten Güterbestände  über  dasjenige  weit  hinausgeht,  was  der  Staat  an 
Zwang  zur  deklarierenden  Besteuerungsmitbilfe  dem  Bürger  auferlegen  kann.  Dennoch 
wäre  die  Herbeiziehung  auch  des  beweglichen  wie  des  unbeweglichen  Nutzungsver- 
mögens zur  ergänzenden  allgemeinen  Vermögenssteuer  nicht  unmöglich;  sie  könnte 
etwa  so  geschehen,  dafs  die  Steuerkommissionen  dem  ermittelten  Gesamtvermögen, 
weil  darin  die  beweglichen  Gebrauchsbestände  gar  nicht  oder  doch  nicht  vollständig 
inbegriffen  sind,  innerhalb  einer  gewissen,  auf  Grund  von  Probeerhebungen  gesetzlich 
festgesetzten  Ober-  und  Untergrenze  Zuschlagprozente  hinzufügen;  kein  Steuer- 
träger wäre  dadurch  behelligt  und  die  Durchführung  eben  so  wohlfeil  wie  einfach. 
Eine  vollständige  Regulierung  der  allgemeinen  Vermögenssteuer  erscheint  also  an 
sich  nicht  ausgeschlossen!  Allein  das  wäre  eben  doch  nur  eine  Vervollständigung 
der  ergänzenden  allgemeinen  Vermögenssteuer,  aber  durchaus  nicht  das,  was  die 
allgemeine  Gebrauch{Luxus)  -  Steuer  als  Seitenstück  der  schon  ausgebildeten  Ver- 
brauchsbesteuerung herbeizuführen  hätte.  Die  allgemeine  Luxussteuer  soll  indivi- 
dualisierend an  denjenigen  Vermögens-  und  Einkommensteilen,  deren  Verwendungsart 
besondere  Steuerkraft  des  Gebrauchers  offenbart,  diese  besondere  Steuerkraft  er- 
fassen, während  auch  die  vollständigste  und  allgemeinste  Vermögenssteuer  immer  nur 

—  ob  sie  in  einem  Posten  oder  ob  sie   nach  Beständen  gegliedert  eingehoben  wird 

—  den  Vermögensgesamtwert,  das  Mafs  der  durchschnittlichen  Steuerkraft  jedes 
überhaupt  steuerfähigen  Staatsbürgers  ermittelt.  Unter  keinen  Umständen  kann 
also  die  allgemeine  Luxussteuer  durch  Vervollständigung  der  Vermögensbesteuerung 
mittelbar  ersetzt,  sie  mufs  vielmehr  als  selbständiges  Abgabesystem  ausgestaltet 
werden.    („Kern-  u.  Zeitfragen"  II  442  ff.) 

§  263.  Die  Reguliermig  der  indireJcten  Gehrauchsbesteuerung.  — 
Die  hervorragende  Bedeutung  der  indirekten  Gebrauchsbesteuerung  für 
das  Steuersystem  dürfte  im  §  262  hinreichend  dargelegt  sein.  Sie  läfst 
sieh  auch  durch  eine  einzige  Gebrauchsspecialsteuer,  die  Wohnungs- 
steuer nämlich,  nicht  überflüssig  machen,  wie  im  weiteren  besonders 
nachgewiesen  werden  wird. 

Dals  die  Gebrauchsluxusbesteuerung  ergiebig  ausfallen  würde, 
wenn  sie  allmälich  zu  vollkommener  Entfaltung  käme ,  ist  (vgl.  „Kern- 
und  Zeitfr."  II,  440  ff.)  nicht  zweifelhaft,  wenn  auch  das  wieviel 
sich  vorläufig  jeder  auf  dem  Boden  der  Erfahrung  sich  bewegenden 
Berechnung  deshalb  entzieht,  weil  aus  dem  Ertrage  der  Gebrauchs- 
zölle auf  die  Ertragsfähigkeit  einer  Inlandgebrauchsbesteuerung  über- 
haupt ein  Schlufs  nicht  gezogen  werden  kann.  Man  darf  hiernach  die 
Frage  der  Einträglichkeit  weiter  unberührt  lassen. 

Um  so  schwerer  wiegt  die  Frage  der  praktischen  Regulier- 
barkeit. Daran  verzweifeln  bis  jetzt  Steuertheoretiker  und  Steuer- 
praktiker. 

Nun  ist  freilich  die  Frage  nur  hypothetisch  zu  beantworten,  da  die 
Erfahrung  Anhaltspunkte  insofern  nicht  giebt,  als  eben  die  Gebrauchs- 
zölle die  besonders  günstige  Voraussetzung  der  steuerlichen  Konzen- 
tration des  Objektes  beim  Grenzübergange  für  sich  ha,ben.  Die  Lösung 
mufs   daher  in    der  Weise    versucht   werden,  dafs   man   ein  praktisch 
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denkbares  System  der  Besteuerung  des  Gebrauchskonsums  konstruiert, 
was  in  der  2.  Abteilung  versucht  werden  wird. 

Voraus  können  aber  doch  einige  für  die  Bejahung  sprechende  Ge- 
sichtspunkte aufgestellt  werden: 

1)  Die  steuerbaren  Gebrauchsgüter  sind  dauerhafter  und  machen 
den  Verkehrsprozefs  für  die  Regel  langsamer  durch,  als  die  Verbrauchs- 
güter; sie  können  also  steuertechnisch  für  die  inländische  Fabrikat- 
besteuerung nicht  unzugänglicher  sein,  als  die  Verbrauchsgüter  es  sind. 

2)  Die  Auswahl  und  Tarifabstufung  nach  Mafsgabe  der  Steuer- 
barkeit ist  für  die  Inlandbesteuerung  offenbar  nicht  schwieriger,  als 
für  die  Zollbesteuerung,  welche  durch  die  Erfahrung  als  ausführbar  er- 
wiesen ist. 

3)  Die  Artikel  des  unsteuerbaren  Konsums  sind  grundsätzlich  frei- 
zulassen, die  indirekte  Gebrauchsbesteuerung  braucht  nicht  ebenso, 
wie  es  die  Verbrauchsbesteuerung  des  vorigen  Jahrhunderts  gethan  hat, 
Flegeljahre  der  Brutalität  zu   durchlaufen. 

4)  Die  Tarifabstufung  nach  Mafsgabe  der  Steuerbarkeit  wird  man, 
da  die  Steuerbarkeitsgrade  bei  dem  Gebrauchsluxus  viel  ausgeprägter 
in  die  Erscheinung  treten,  eher  leichter,  denn  schwieriger  als  dieselbe 
Aufgabe  bei  der  Verbrauchsbesteuerung  sich  vorstellen  dürfen. 

5)  Die  Arbeitsteilung  in  der  Erzeugung  und  Cirkulation  der  Ge- 
brauchsgüter mit  Unterscheidung  der  mittel-  und  hochsteuerbareu 
Artikel  ist  teilweise  vollzogen,  in  weiterem  Fortschreiten  begi-iffen  und 
läfst  sich  von  der  Gebrauchssteuertechnik,  ähnlich  wie  es  seitens  der 
Verbrauchssteuertechnik  geschehen  ist,  mächtig  beeinflussen. 

6)  Es  sind  überhaupt  nur  wenige  Objekte  lierauszugreifen,  die 
steuerbarsten,  ergiebigsten,  steuertechnisch  leicht  und  jetzt  schon  faXs- 
baren  zuerst,  gerade  so  wie  bei  der  Zollbesteuerung  der  Gebrauchsgüter. 

7)  Ein  langsames,  allmäliges  Vorgehen  ist  weiter  für  die  Verein- 
fachung der  Aufgabe  anwendbar  und  empfehlenswert. 

8)  Die  grofsen  Geschäfte,  in  welchen  die  mittel-  und  hochsteuer- 
baren Objekte  sich  bei  der  Halbfabrikat-  und  Ganzfabrikaterzeugung, 
sowie  im  Grofs-  und  Kleinhandel  konzentrieren,  sind  zur  Einsteuerungs- 
beihilfe mindestens  ebenso  befähigt  und  bürgerlich  zu  dieser ,  Beihilfe 
nicht  minder  verpflichtet,  als  die  zur  Verbrauchsbesteuerung  so  entschie- 
den herbeigezogenen  Geschäfte  der  „landwirtschaftlichen  Nebengewerbe". 

9)  Die  Gebrauchssteuern  dürfen  in  der  Form,  in  welcher  sie  bis- 
her geregelt  werden  wollten,  aber  erfolgreich  niemals  geregelt  werden 
konnten,  d.  h.  als  Tragsteuern  (Konsumentensteuern)  überhaupt  nur  sehr 
beschränkt  ausgestaltet  werden;  hiernach  ist  insbesondere  die  Ein- 
wendung, dafs  der  Ertrag  der  „direkten  Gebrauchssteuern"  minimal 
gewesen  sei,  voraus  al)zuweisen. 

10)  Die  Fertigstellung  im  Hause  zu  eigenem  Gebrauche,  wäre  auch 
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da,  wo  es  sich  um  hohe  Veredelung  zum  eigenen  Gebrauche  handelt,  aller 
Fabrikationsbesteuerung  zu  entziehen. 

11)  Zur  Aussonderung  der  für  mittel- und  hochsteuerbare  Objekte 
vorschufssteuerpflichtigen  Geschäfte  können  objektive  Kriterien:  Arbeiter- 
zahl, Gröfse  des  Betriebskapitals,  Wohnort  u.  s.  w.  sehr  wohl  in  Frage 
kommen,  und  Licenzen  könnten  als  Abfindungs-,  wie  als  Kontrollmittel 
gehandhabt  werden. 

12)  Die  indirekte  Gebrauchsbesteuerung  ist  auch  durchsetzbar, 
wenn  sie,  wie  es  im  Bisherigen  wiederholt  betont  worden  ist,  zur  Ab- 
schaffung und  Ermäfsigung  unvollkommener  anderer  Steuern  und  als 
Mittel  der  Durchführung  aufsersteuerlicher  Nationalinteressen 
ersten  Ranges  vollzogen  werden  will  (vergl.  3.  Buch). 

2.  Kapitel.     Die  Arten  der  Grebrauclisl)estenerung, 

§  264.  Übersicht.  —  Die  Gebrauchsbesteuerung  kann,  da  sie 
ebenfalls  nur  Sachgüter  des  persönlichen  Konsums  zu  Objekten  hat, 
nur  in  denselben  allgemeinen  Formen  gedacht  werden,  welche 
uns  bei  der  Verbrauchsbesteuerung  entgegengetreten  sind.  Und  wenn 
sich  in  letzterer  die  Erhebungsweisen  als  überaus  vielgestaltig,  als 
jedem  eigenartigen  Steuerobjekte  sich  anschmiegend  erwiesen  haben,  so 
wird  niemand,  der  die  Verbrauchsbesteuerung  zugiebt,  der  Gebrauchs- 
besteuerung entgegenhalten  dürfen,  dafs  bei  letzterer  nicht  dasselbe 
stattfinden  würde. 

Die  zwei  Grundformen  der  Erhebung  sind  nun  Trag-  und  Vorschufs- 
besteuerung. 

Die  Tragbesteuerung  des  Objektes  erst  beim  Konsumenten  (Kon- 
sumentenbesteuerung) ist  zwar  etwas  ausgedehnter  möglich,  als  in  der 
Verbrauchsbesteuerung,  weil  die  Gebrauchsgüter  auch  dauernde,  beim 
Konsumenten  sichtbare  Gegenstände  mehrfacher  Art  umfassen.  Genau 
sind  aber  auch  die  bis  jetzt  ausgebildeten  Gebrauchskonsumenten- 
steuern auf  Bedienten-,  Hunde-,  Pferdehaltung,  Theaterbesuch,  Jagd  u.  s.w. 
nicht  blofs  Belastungen  einzelner  Sachgüter,  sondern  solcher  Dienste 
und  Genüsse,  welche  auf  aufserwirtschaftliches,  indessen  Steuerkraft 
offenbarendes  Thun  und  Treiben  hinweisen;  die  Belastung  der  Ge- 
brauchssachgüter beim  Konsumenten  selbst  geht  selten  an ;  und  erschien  es 
oben  schon  schwer,  die  allgemeine  Vermögenssteuer  auf  die  beweglichen 
Gebrauchsgüter  anzuwenden,  so  blieb  dort  immer  noch  ein  Abfindungs- 
zuschlag zum  fassionspflichtigen  Teile  des  Vermögens  denkbar;  auch 
dieser  Weg  ist  fär  indirekte  Gebrauchsbesteuerung  in  der  Hauptsache 
ungangbar,  da  es  ihre  Aufgabe  ist,  nicht  Durchschnittswerte,  ange- 
nommene oder  wirkliche,  zu  erfassen,  sondern  Objekte,  welche  zur 
Durchführung  individualisierender  Belastung  brauchbar  sind.  Der  Trag- 
besteuerung können  nur  die  verhältnismälsig  wenigen  Gebrauehsgegen- 


334  Zweites  Buch.    II.  Hauptabschnitt.    Vierte  Abteilung. 

stände  unterworfen  werden,  welche  unbeweglicli  oder,  wenn  beweglich, 
dennoch  ständig  und  erkennbar  beim  Konsumenten  anzutreffen  sind. 
Und  hierauf  hat  sich  auch  die  sog,  „direkte**,  d.  h.  Tragbesteuerung 
des  Gebrauchskonsums  beschränkt. 

Indessen  liegt  der  eigentliche  Boden  auch  der  Gebrauchsbesteuerung 
offenbar  auf  Seite  der  Vorschufsbesteuerung.  Diese  aber  kann  nur 
in  denselben  Formen  durchführbar  gedacht  werden,  welche  in  der 
Verbrauchsbesteuerung  uns  entgegengetreten  sind:  1)  entweder  als 
Materialsteuern  und  zwar  als  Roh-  oder  Feinmaterialsteuern,  oder 
2)  als  Apparat-  und  Fabrik at steuern,  oder  3)  als  Transport-  oder 
4)  als  Grofshandels-  und  Kleinverkaufs(Gewölbe)-Steuern. 

Immerhin  müfsten  eigentümliche  Ausgestaltungen  auftreten,  welche 
im  gegensätzlichen  "Wesen  der  Herstelluugs-  und  Bewegungsweise  von 
Gebrauchs-  und  von  Verbrauchsgüteru  wurzeln. 

Vier  Eigentümlichkeiten  in  der  Erhebungsweise  der  indirekten 
Steuern  werden  sich  nach  der  Natur  des  Objektes  ohne  weiteres  vor- 
aussetzen lassen: 

1)  Ein  verschärfter  Drang  zur  Besteuerung  unmittelbar  nach  der 
letzten  Fertigstellung  vor  dem  Übergange  in  den  Konsum,  da  es  sich 
ganz  überwiegend  um  die  in  der  Form,  nicht  um  die  im  Material  sich 
verratende  Steuerbarkeit  handelt  (^Konfektions-,  Ladenbesteuerung). 

2)  Da  die  Objekte  nicht  blofs  als  Verkaufs-,  sondern  als  Leihwaren 
auftreten,  wird  auch  die  Pacht-  und  Mietbesteuerung  (Leihbesteuerung) 
in  Frage  kommen,  und  diese  wird  sowohl  Vermieter-  und  Eigentümer- 
ais Mietersteuer  sein  können. 

3)  Da  viele  und  oft  wertvolle  Gegenstände  von  der  Hand  des  einen 
in  die  eines  zweiten,  dritten  und  vierten  Konsumenten,  mit  oder  ohne 
Vermittelung  der  Konkursverwaltung,  der  Erbteilung,  des  Trödels  und 
des  Antiquitätenhändlers  tibergehen,  so  wird  auch  dieser  Intermediär- 
umsatz einer  wiederholuugsweisen  Belastung  zu  unterziehen  sein. 

4)  Gebrauchsgegenstände  können  reihenweise  oder  gleiclizeitig  von 
mehreren,  ja  von  ganzen  Konsumentenmassen  (grofsem  Publikum)  ge- 
nossen werden,  was  eigentümliche  Formen  von  Vorschufssteuern  auf 
den  Nutzungenverkehr  im  kleinen  bedingen  kann. 

Die  auf  die  Veräußerung  einzelner  Sachgüternutzungen  gele^e 
Steuer  kommt  steuertechnisch  der  Besteuerung  auf  die  Darbietung  von 
Personalgentissen  der  Kunst,  der  Geselligkeit,  der  Spiele  sehr  nahe. 
Die  Xutznngsbesteuerung  berührt  sich  hier  offenbar  mit  der  „Personal- 
genufsbesteuerung.  '^ 

Die  Gebrauchsbesteuerung  kann  die  Doppelform  entweder  der 
Nutzungs-  oder  der  Vorratbesteuerung  annehmen. 

>'ut2an?s-  und  Torratbesteueruug.  Die  Gebrauchsbesteuerung  könnte  die 
einzelnen  Nutzungen  oder  den  ganzen  Nutzungsgegenstand,  den  ganzen  in  diesem 
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aufgehäuften  Vorrat  von  Nutzungen,  den  Gebrauchsgegenstand  als  Nutzungs- 
quelle durch  eine  dritte  steuerzahlende  Person  anfassen.  Das  Eine  ist  der  Fall, 
wenn  der  Theaterunternehmer  die  Theatersteuer,  der  Gastwirt  die  Billardsteuer, 
der  Vermieter  die  Wobnungssteuer  zu  entrichten  hat.  Das  Andere  tritt  ein,  wenn 
schon  der  Eohstofferzeuger,  der  Produzent  des  Halbfabrikates  und  des  Ganzfabri- 
kates, der  Magazininhaber,  das  Konfektiongeschäft  die  Steuern  ein  für  alle  Mal 
vorschufsweise  entrichten.  Beide  Methoden  setzen  die  tjberwälzbarkeit  auf  den 
Konsumenten  der  Nutzungen  voraus,  eine  Voraussetzung,  deren  Richtigkeit  freilich 
immer  erst  zu  prüfen  sein  wird.  Die  erste  dieser  beiden  Methoden  ist  der  Gebrauchs- 
besteuerung eigen,  die  andere  ist  analog  in  der  Verbrauchsbesteuerung  längst  und 
sogar  ausschliefsend  angewendet. 

Die  Erhebung  der  Abgaben  bei  Denjenigen ,  welche  nicht  die  Nutzungsquello, 
sondern  die  einzelnen  Nutzungen  daraus  veräufsern,  wäre  teilweise  unumgänglich. 
Nämlich  in  allen  jenen  Fällen,  wo  entweder  die  Nutzung  gleichzeitig  von  Vielen 
genossen  wird,  wie  im  Theater,  im  Ball-,  Spiel-  und  Konzertsaal  (sofern  Kunst- 
leistungen nicht  besser  freigelassen  werden) ,  in  anderen  öffentlichen  Aufführungen, 
in  Schaubuden,  Panoramen  u.  dergl.,  oder  da,  wo  die  auf  Steuerfähigkeit  hinweisen- 
den Nutzungen  aus  demselben  Nutzungsgegenstande  von  verschiedenen  Personen  nach 
einander  gezogen  werden,  wie  bei  Billards,  Lohnkutschen,  Maskenartikeln,  Gast- 
hauszimmern. Teilweise  ist  diese  Art  der  stellvertretenden  Steuerzahlung  zweck- 
mäfsig,  wie  z.  B.  die  Erhebung  einer  Luxnssteuer  auf  Mietwohnungen,  welche  am 
einfachsten  und  unempfindlichsten  beim  Vermieter  eingezogen  wird. 

Diese  teils  unumgängliche,  teils  zweckmäCsige  Art  der  Steuererhebung  kann 
allein  in  der  Gebrauchsbesteuerung  eine  bedeutende  Rolle  spielen.  Mau 
kann  sie  neben  der  unmittelbaren  Konsumentenluxussteuer  als  den  zweiten,  im 
ganzen  wohl  schon  ergiebigeren  Zweig  der  allgemeinen  Luxusbesteuerung  ansehen. 
Ihre  Regulierung  ist  zweifellos  auf  leichte  und  einfache  Weise  möglich ,  und  zwar 
in  verschiedenen  Gestalten:  als  Lustbarkeitenaccise  von  den  wirklich  gemachten 
Einnahmen  der  Unternehmer  und  Eigentümer,  als  Wohnungmietsteuer  und  Saal- 
miettaxe, als  Taxe  auf  die  Lokale,  abgestuft  nach  dem  Räume  und  der  Art  der 
Ausstattung  u.  s.  w.  Man  kann  diesen  gröfseren  oder  kleineren  Komplex  von  Be- 
standteilen der  Luxusbesteuerung  auch  die  Nutzluxussteuern  heifsen.  Dafs  auch 
sie,  einschliefslich  der  Wohnmietluxussteuer,  die  als  das  bedeutendste  unter  diesen 
Steuerobjekten  anzusehen  sein  wird,  innerhalb  allgemeiner  gesetzlicher  Normen  den 
Gemeinden,  namentlich  den  Grofsstadtgemeinden,  zu  überlassen  wären,  liegt  nahe. 
Nur  ein  Grundsatz  der  Steuergerechtigkeit  wäre  besonders  zu  betonen:  dafs,  inso- 
fern bei  diesen  Luxussteuern  der  Luxuskonsum  der  kleineren  Leute  getroffen  wird, 
z.  B.  die  Schau-,  Tanz-,  Geselligkeit-  und  Musiklust  der  Volksmassen,  dieselben 
Neigungen  auch  der  mittleren  und  höheren  Klassen,  vom  Rennsport  bis  zu  den  Salon- 
aufführungen ebenfalls,  und  mit  eher  höheren  Belastungsprozenten,  angefafst  werden 
müssen ,  selbst  wenn  das  nur  durch  die  unmittelbare  Konsumentenbesteuerung  der 
Privatbälle,  der  Privathaltung  von  musikalischen  Instrumenten,  Billards  u.  s.  w 
sollte  geschehen  können.     („Kern-  und  Zeitfragen"  I  449). 

Monopolbesteuerung  wäre  bei  dem  ganz  entschiedenen  Über- 
gewicht, welches  der  Formwert  auf  die  Steuerbarkeit  der  Gebrauchs- 
güter ausübt,  wohl  kaum  in  irgend  welcher  Art  anwendbar,  so  weit 
es  heute  schon  absehbar  ist. 

Die  Gegenstände  des  Gebrauchsluxus  fordern,  um  dem  ästhetischen  Bedürfnis 
des  Volkes  entgegenzukommen,  eine  grofse  Mannigfaltigkeit  und  einen  —  nach  dem 
psychologischen  Gesetze  des  Kontrastes  —  häufigeren  Wechsel  in  der  Formgebung. 
Sie  verlangen  bei   der  letzten  Konfektion,  z.  B.  durch  Putz-  und  Kleidermacherin, 
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60gar  die  Anpassung  an  den  individuellen  Geschmack  und  Formbedarf.  Dieser 
Voraussetzung  könnten  Luxussteuermonopole  nicht  gerecht  werden,  während  bei  der 
verhältnismäfsigen  Bedeutungslosigkeit  des  Formwertes,  welchen  die  Verbrauchs- 
gegenstände vor  dem  Detailabsatz,  vor  dem  Ausschank,  vor  der  Verwendung  in  der 
Feinbäckerei  u.  s.  w.  besitzen,  für  die  Verbrauchsbesteuerung  die  Monopole  sehr 
wohl  sich  eignen  können.  Das  Monopol  würde  sich  am  meisten  für  ordinäre  Klei- 
der, Schuhe  u.  s.  w.  eignen;  diese  müfsten  jedoch  als  Gegenstände  des  nicht  ent- 
behrlichen Konsums  steuerfrei  bleiben.  Aus  Gründen  der  Steuerpraxis  kann 
hiernach  eine  Luxusmonopolsteuer  kaum  in  Frage  kommen.  Als  Mittel  der  Be- 
kämpfung des  Luxus,  oder  als  Mittel  der  Vorbereitung  kollektivistischer  Zukunfts- 
produktion, oder  als  Mittel  der  Verwohlfeilerung  des  Ordinärverbrauches  kommt 
eine  solche  aber  hier  nicht  in  Betracht. 

§  265.  Die  wahrscheinliche  Tendenz  zur  Konfe'ktions-  und  Laden- 
betriebssteuer. —  Der  viel  stärkere  Hauptast  der  Vorschufserhebung 
eines  Systems  allgemeiner  Liixusbesteuerung  wäre  nicht  Yorschufsbe- 
steuerung  abgetretener  Nutzungen  (Leihbesteuerungj,  sondern  die  Vor- 
schufsbesteuerung  der  —  ganzen  Nutzungsvorräte,  als  welche  Kleider, 
Möbel,  Pretiosen,  Schmuck,  Putzsachen,  Geräte,  Zimmerluxus  u.  s.  w 
sich  erweisen.  Erst  durch  das  grofse  Gebrauchssteuer-Seitenstück  zur 
Verbrauchsbesteuerung  in  Gestalt  der  Fabrikat-  und  der  Absatzbe- 
steuerung könnte  der  Gedanke  durchgeführt  werden.  Wenn  die  ein- 
malige Vorschursbesteuerung  des  Gesamtwertes  der  in  einem  Ge- 
brauchsgegenstande voiTätigen  Nutzungen  nicht  möglich  sein  würde, 
so  liefse  sich  eine  allgemeine  Luxnsbesteuerung  praktisch  und  gerecht 
nicht  durchführen.  Diese  Vorscliufsbesteuerung  ist  jedoch  möglich  und, 
wie  ich  glaube,  sogar  leichter  durchzuführen,  als  die  Vorschufsbesteue- 
rung  des  Verbrauches. 

Bei  aller  Ähnlichkeit,  die  zwischen  Gebrauchs-  und  Verbrauclis- 
besteuerung  bezüglich  der  Notwendigkeit  vorwiegender  Vorschufsbe- 
steuerung  obwaltet,  ergiebt  sich  nun  in  der  Art  der  Durchführung 
zwischen  den  beiden  Steuerzweigen  doch  sogleich  ein  grofser  Unter- 
schied. Die  vorschui'sweise  mittelbare  Erhebung  der  Luxussteuern  ist 
nach  der  Natur  der  Sache  mehr  als  die  ähnliche  Regulierung  der  Ver- 
brauchssteuern genötigt,  als  Endfabrikations  (Konfektions)-  und  als 
De tailh and elsiMagazin)- Besteuerung  aufzutreten.  Die  RohstoflF- 
und  die  Halbfabrikatbesteuerung  können  im  System  der  allgemeinen 
Gebrauchs-  oder  Luxusbesteuerung  vollends  nur  eine  untergeordnete 
Rolle  spielen.  An  sich  ist  jedoch  das  nach  allgemeinen  Grundsätzen  der 
Steuerpolitik  ein  überaus  günstiges  Moment  (§  208). 

Worauf  beruht  die  Nötigung  zu  vorwiegender  Konfektions-  und 
Detailhandelsbestcuerung?  Die  Antwort  ist  einfach.  Wieder  auf  dem 
Gebrauchscharakter  dieser  Gattung  von  Steuerobjekten! 

Bei  den  mehr  oder  weniger  entbehrlichen  Gebrauchsgegenständen  fallt  der 
Stoff  wert  gegenüber  dem  Formwerte  weit  weniger  entscheidend  ins  Gewicht  als 
bei  den  Gegenständen  des  Verbrauches.     Bei  der  Verbrauchsbesteuerung  des  Tabak- 
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Zucker-,  Bier-,  Branntweinkonsums  weiCs  man  ganz  gewifs,  dafs  Rohstoffe  —  Roh- 
tabak, Rüben,  Braumalz,  Obst,  Getreide-  und  Kartoffelmaische  —  in  der  Hauptsache 
wirklich  nur  Cigarren  und  Rauchtabak,  Rübenzucker,  Bier,  Branntwein  ergeben 
werden.  Die  Materialbesteuerung  ist  zwar  auch  hier  nicht  von  vornherein  das 
bessere,  aber  sie  ist  ein  mögliches  Besteuerungs verfahren.  Bei  denjenigen  Materialien 
dagegen,  welche  in  mittel-  und  hochsteuerbare  Gebrauchsgegenstände  übergehen,  ist 
nicht  das  Gleiche  der  Fall,  aufser  etwa  bei  Seide,  die  übrigens  durch  den  Zoll  zu 
treffen  wäre,  oder  bei  den  Edelmetallen,  sofern  diese  nicht  in  die  Münz-,  sondern 
in  die  Luxusverarbeitung  übergehen.  Die  Eigenschaft  als  Luxusgegenstände  er- 
halten sie  doch  erst  durch  ihre  weitere  Verarbeitung,  namentlich  durch  ihre  letzte 
Ausrüstung  (Konfektion)  zum  absatzfertigen  Ganzfabrikate,  zur  Ware  des  Luxus- 
Detail  Verkaufes,  in  welchem  letzten  Stadium  sie  auch  noch  die  Kosten  luxuriöser 
Schaustellung  und  Annoncierung  in  sich  aufnehmen.  Die  unedlen  Metalle, 
Metalldrähte  u.  s.  w.,  die  weichen  und  harten  Hölzer,  die  WoU-  und  Linnengespinste 
und  -Gewebe,  Stahl  und  Eisen,  Leder,  Guttapercha  und  andere  Halbfabrikate  gehen 
zum  gröfsten  Teil  in  solche  Ganzfabrikate  und  Waren  über,  welche  rationeller 
Weise  der  Gebrauchsbesteuerung  nicht  zu  unterziehen  sind.  Erst  das  Ganzfabrikat, 
die  konfektionierte  Ware,  läfst  eine  sichere  Bestimmung  darüber  zu,  dafs  und  in 
welchem  Grade  die  Luxusbesteuerung  angezeigt  sei.  Hiernach  wird  in  der  allge- 
gemeinen  Luxusbesteuerung  nicht  blofs  die  Rohmaterialbesteuerung  nahezu 
ganz  ausgeschlossen,  sondern  auch  die  Halbfabrikatbesteuerung  nur 
sehr  beschränkt  zulässig  sein. 

Die  Halbfabrikatbesteuerung  wäre  im  Gebiete  der  allgemeineii  Luxus- 
besteuerung offenbar  nur  unter  zwei  Voraussetzungen  berechtigt,  dann 
aber  auch  gefordert.  Nämlich  einmal  dann,  wenn  schon  das  Halb- 
fabrikat sicher  auf  steuerfälligen  Endkonsum  hinweist,  und  weiter  dann, 
wenn  es,  wie  Seidengarn,  Seidenstoffe,  feine  Gewebe  und  andere  Ma- 
terialien des  Kleider-  und  Putzluxus,  direkt  in  die  Hände  der  Konsu- 
menten oder  besser  der  Konsumentinnen  übergeht,  ohne  vorher  die 
Steuerthore  der  Konfektion  und  der  Magazine  fertiger  Absatz  wäre 
zu  passieren. 

Die  Halbfabrikatsteuern  wären  hier  das  Mittel,  allen  luxusartigen  Konsum  zu 
treffen,  aber  die  Selbstkonfektion  der  Konsumenten  frei  zu  lassen,  was  sich 
sozialpolitisch  durchaus  nur  als  wünschenswert  herausstellt.  Wo  dagegen  das 
Halbfabrikat  sicher  in  Ganzfabrikationsgeschäfte  übergeht,  wird  die  Ganzfabri- 
kation, und  wo  die  Ganzfabrikate  sicher  in  den  Luxus-Detailhandel  übergehen, 
dieser  als  Träger  zur  Vorschiefsung  der  Abgaben  eines  vollständigen  und  rationellen 
Luxussteuersystems  zu  erwählen  und  zu  verpflichten  sein.  Der  Handelsluxus  selbst 
für  Schaustellung  und  Reklame  gelangt  dann  ebenfalls  zur  Belastung,  wenn  das 
nicht  schon  durch  Wohn-Luxusbesteuerung  geschieht. 

Es  ist  selbstverständlich  an  diesem  Orte  nicht  möglich,  die  Anwendung  ent- 
weder der  Halbfabrikat-  oder  der  Ganzfabrikat-  oder  der  Detailabsatzbesteuerung 
oder  aller  möglichen  Kombinationen  dieser  drei  Besteuerungsformen  ins  Gebiet  der 
einzelnen  Hauptzweige  des  Luxusgebrauches  im  einzelnen  zu  verfolgen;  blofse 
Andeutungen  aber  wären  der  Gefahr  des  Mifsverstandenwerdens  allzu  sehr  aus- 
gesetzt. 

§  266.  Die  Kombination  mehrerer  Erhebungsformen.  —  Zur  kom- 
binierten Fabrik-  und  Ladenbesteuerung  würden  sich  hauptsächlich 
Web-  und  Wirkwaren,    Kleider,    Putzsachen,    sowie  die  fabrizierten 

Schaffte,  Steuern,  Besonderer  Teil.  22 
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Materialien  für  solche  Waren,  Edelmetall-  und  Edelsteinwarcn,  Leder- 
waren, Waren  ans  Gespinsten  in  Verbindung  mit  anderen  INfaterialien, 
Plüsche,  Shawls,  Spitzen,  Stickereien,  Wirk-  und  Strumpfwaren,  Wäsche, 
Möbel,  Uhren  eignen.  Doch  wird  auf  diesem  umfassenden  Gebiete  des 
Gebrauchsluxus  auch  mehrfach  nur  entweder  die  Endfabrikations-  oder 
die  Ladenbesteuerung:  angezeigt  erscheinen,  so  bei  Kurzwaren,  Glas- 
waren, Thonwaren,  Steinwaren,  Holzwaren,  Papierwaren,  Tapeten, 
Messerwaren,  Solinger  Artikeln,  Uhren  aller  Art.  Dagegen  würde  sich 
z.  B.  für  musikalische  Instrumente  und  Photographieen  die  Fabrikat- 
besteuerung hauptsächlich  eignen.  Einfache  Bijouterieen  ohne  Edel- 
steine könnten  vielleicht  eher  der  Fabrik-  als  der  Ladenbesteuerung, 
aber  sehr  wohl  auch  beiden  unterzogen  werden. 

Die  möglichste  Konzentration  der  Steuererhebuug  auf  das  letzte  Stadium  des 
Warenlaufes  der  Gebrauchsgegenstände,  auf  den  Punkt,  hinter  welchem  die  Waren- 
massen durch  Absatz  sich  unter  die  Gebraucher  zerstreuen,  scheint  auf  den  ersten 
Blick  dem  Steuerergebnis  zwei  grofse  Gefahren  bereiten  zu  müssen.  Einmal 
das  Entschlüpfen  derjenigen  Halbfabrikate,  welche  als  Materialien  weiterer  Verar- 
beitung mit  Umgehung  des  Magazin-  und  Detailhändlers  vom  Fabrikanten  direkt 
an  den  Konsumenten  gehen,  sodann  der  Vertrieb  durch  Kolporteure  und  Detail- 
reisende. 

Allein  der  ersten  Gefahr  könnte  einmal  durch  eine  zur  Ganzfabrikat-  oder 
Absatzsteuer  hinzukommende  oder  vielmehr  ihr  vorausgehende  Materialsteuer  be- 
gegnet werden,  wie  namentlich  für  luxuriösere  Gewebe,  Gespinste,  feine  Leder  u.  s.  w. 
Wenn  die  von  dieser  Materialiensteuer  betroffenen  StoÖe  bei  Selbstkonfektion 
durch  den  Konsumenten  oder  die  Konsumentin  nicht  auch  noch  die  Ganzfabrikat- 
oder Magazinsteuer  zahlen,  so  ist  dies  sozialpolitisch  wünschenswert  —  und  auch 
steuerpolitisch,  da  immerhin  die  Selbstkonfektion  luxuriöserer  Materialien,  z.  B. 
durch  häusliche  Arbeiten  für  Kleidung,  Putz  u.  s.  w.,  als  weniger  steuerfähig  an- 
zusehen ist. 

Die  andere  Gefahr  scheint  dem  Luxussteuergefälle  von  Seiten  des  Betriebes 
durch  Detailreisende  und  Kolporteure  zu  drohen.  Allein  in  Wirklichkeit 
besteht  eine  solche  Gefahr  bei  keinem  jener  Luxusartikel,  die  blofs  der  Halb-  und 
Ganzfabrikatbesteucrung  unterliegen.  Der  Kleinabsatz  fertiger  Ware  durch  Detail- 
reisende, Kolporteure  und  Hausierer  wäre  beim  Verschleifs-Grofsunternehmer  auf 
Grund  des  Buchungszwanges  und  Buchwertes,  oder  auch  des  Stempel-  und  Ver- 
packungszwanges zu  treffen. 

3.  Kapitel.  Die  Faktoren  einer  indirekten  Gebrauchsbesteuerung. 

§  267.  1.  Die  Sfeuerzuständigkeit  —  wird  annähernd,  wie  bei  der 
Verbrauchsbesteuerung  zu  beurteilen  sein.  Doch  würde  die  Entwicklung 
auch  wieder  Unterschiede  hervortreiben. 

Den  Gemeinden  und  den  Kreiskörperschaften  fiele  grösserer  Anteil  zu. 

Einmal  bei  der  Erbschafts-  und  Immobiliar-Verkehrsbestcuerung, 
dann  bei  den  Immobiliar-,  Luxus-,  Wohn-,  Park-,  Garten-,  Jagdgrund-, 
Fischwassersteuern,  beim  Ertrage  der  Hunde-,  Wagenbesteuerung  u.  s.  w. 

Die  Halbfabrikat-  und  Fabrikat(Konfektions)-Be8teuerung  von  Steuer- 
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baren Gebrauclisgütern  beweglicher  Art  wäre  als  Abgabe  auf  Gegen- 
stände des  grossen  Verkehrs  durchaus  dem  Reiche  zuzuweisen. 

Den  Ertrag  der  Detailverkaufssteuern,  einschliesslich  der  Steuer  vom 
Buchwerte  gewisser  Auktions-,  Wanderlager-  und  dergleichen  Objekte 
denke  ich  mir  am  gerechtesten  zwischen  dem  Lande  und  der  Orts- 
gemeinde aufgeteilt. 

2.  Die  suhjehtive  Steuerpflicht.  Diese  Steuerpflicht  wäre  für  jeden 
steuerbaren  Gegenstand  allgemein,  jedoch,  wie  schon  begründet  ist, 
vorwiegend  aus  der  Hand  des  Fabrikanten  und  Händlers,  als  Vorschufs-, 
nicht  Tragsteuerpflicht  zu  erfüllen.  Eine  wesentliche  andere  Regelung 
der  subjektiven  Steuerpflicht,  als  sie  bei  der  Vrebrauchsbesteuerung 
stattfindet,  wird  wohl  kaum  in  Frage  kommen, 

3.  Die  objeMive  Steuerpflicht.  Gegenstand  der  Gebrauchsbesteuerung 
wären  sämtliche  steuerbaren  Gebrauchsgüter,  klassenweise  nach  den 
Grundsätzen  des  §  261  abgegrenzt.  Es  entfielen  streng  alle  unsteuer- 
baren, alle  steuertechnisch  und  steuerökonomisch  unverhältnismäfsig 
schwierigen  und  kostspieligen  Objekte,  alle  nur  in  kleinen  Mengen 
in  den  Verkehr  gelangenden  Gebrauchsgüter. 

Die  Objekte  wären  zu  klassifizieren  einmal  nach  der  Gleichartig- 
keit der  steuertechnischen  Anforderungen,  die  sie  stellen,  innerhalb  der 
hiernach  zu  bildenden  Gruppen  nach  dem  Grade  der  Steuerbarkeit  und 
nach  dem  Unterschiede  der  angewendeten  Erhebungsformen. 

Es  ist  hier  nicht  der  Platz,  jede  Gattung,  Art  und  Unterart  von 
Gebrauchsgütern  auf  das  Mals  ihrer  Steuerbarkeit  zu  prüfen.  Die  Ge- 
brauchsgutpositionen der  Zolltarife  geben  eine  Vorstellung  aus  der  Er- 
fahrung. Nur  die  allgemeine  Eigentümlichkeit,  dafs  der  Form  wert  der 
Objekte  als  Erkennungszeichen  der  Steuerbarkeit  in  den 
Vordergrund  treten  dürfte,  wird  hier  nachdrücklich  zu  betonen  sein. 

§  268.  Schluss.  4.  Die  Steuerlast. —  a.  Die  Art  der  Belastung 
könnte  eine  doppelte  sein.  Man  bemifst  entweder  nach  der  Steuerbarkeit, 
welche  in  der  Form  sich  ausspricht  oder  nach  dem  Verkehrswerte.  Man 
könnte  hiernach  Feinheits-  (Qualitäts-,  Form-)  und  Verkehrswert- 
Gebrauchsbesteuerung  unterscheiden. 

Die  erstere  wird  wohl  mehr  oder  weniger  innerhalb  der  Fabrikat- 
besteuerung Anwendung  finden  können,  doch  auch  hier  nicht  notwendig 
ausschliessend  oder  selbst  nur  überwiegend,  da  auch  die  Fabrikatbe- 
steuerung nach  dem  fakturierten  Geldwerte  verwendbar  wäre  und 
sich  vielleicht  als  praktischer  bewähren  wird. 

Bei  der  Gestaltung  zur  Ladensteuer  wird  wohl  die  gegliederte 
Feinheits-  oder  die' Wertbesteuerung  auf  Grundlage  des  Buohungs- 
zwanges  das  Übergewicht  erlangen.  Die  Wertversteuerung,  welche  im 
Zollwesen  mangels  der  steuertechnisch  unerreichbaren  Buchung  der 
Erzeugungen  im  Auslande  sehr  oft  an  der  Wertdeklaration  Schiffbruch 
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gelitten  hat,  hätte  bei  der  inländischen  Gebrauchsbesteuerung  die  feste 
Unterlage  der  Buchkontrolle,  wie  solche  in  der  Verbrauchsbesteuerung 
zu  einer  breiten  G-rundlage  des  steuertechnischen  Aufbaues  geworden 
ist.  Die  Formsteuer  liefse  sich  mit  der  Geldwcrtbesteuerung  recht 
wohl  auch  kombinieren,  wie  ich  in  meinen  „Kern-  und  Zeitfragen"  (II 
460)  etwas  genauer  angedeutet  habe. 

Der  Tarif  im  ganzen,  ob  überwiegend  Form-  und  Material- 
oder Geldwerttarif,  müfste,  wenn  für  die  Objektwahl  nach  der  Steuer- 
barkeit die  dargestellten  Grundsätze  eingehalten  werden  würden,  keines- 
wegs komplizierter  ausfallen,  als  der  Gebrauchszollteil  des  Zolltarifes 
oder  als  die  Tarife  der  Gebühren-  und  der  Verkehrsbesteuerung.  Im 
ganzen  wird  man  sagen  dürfen,  dafs,  weil  bei  den  Gebrauchs-,  im 
Gegensatz  zu  den  Verbrauchsgegenständeu  die  Entbehrlichkeitgrade  im 
Form-  und  Form  wertunterschiede  fast  durchgehends  zur  Er- 
scheinung kommen,  und  weil  die  Erhebungweise  überwiegend  Fabrika- 
tions-, Konfektions-  und  Detailabsatzbesteuerung  zu  sein  hat,  die  grund- 
sätzlich geforderte  Tarifabstufung  nach  dem  Entbehrlichkeitgrade 
weitaus  sicherer  sieh  durchführen  lässt,  als  dies  —  das  Tabakmonopol 
ausgenommen  —  in  der  Verbrauchs-  und  analog  in  der  Verkehrsbe- 
steuerung der  Fall  ist. 

Der  Ersatz  der  Tarifbesteuerung  (Quotitätsbesteuerung)  durch  Kon- 
tingentierung einer  Steuerhauptsumme,  welche  die  Steuersubjekte  als 
Steuergesellschaften  selbst  unter  sich  repartieren  würden,  dürfte  bei 
etwaigem  Ausbau  einer  indirekten  Gebrauchsbesteuerung  vermutlich  als 
völlig  unzulässig  sich  erweisen. 

Zur  eventuellen  Tarifg-liederung:.  Der  inländischen  W  e  r  t  besteuerung  könnte 
weit  grössere  Ausdehnung  gegeben  werden  als  der  Wertverzollung,  denn  eine  vollständig 
zuverlässige  Wertdeklaration  wäre  durch  die  Buchungkontrolle  von  selbst  gegeben, 
die  Wertsteuer-Erhebung  also  verhältnismäfsig  |einfacher  als  im  Zollwesen.  Die 
tarifarische  Abhebung  der  steuerfreien  ordinären  Ware  und  wieder  der  in  ver- 
schiedenem Grade  steuerfahigen  halbfeinen,  feinen  und  hochfeinen  Artikel  von 
einander  wäre  auch  bei  Stückbesteuerung  oft  mit  denselben  Mitteln  durchführbar, 
die  zu  gleichem  Zwecke  im  Zollwesen  angewendet  werden.  Es  kann  nämlich  unter- 
schieden werden  nach  der  Beschaffenheit  des  verwendeten  Materials  (Weichholz  — 
Hartholz  —  Fremdholz,  Linnen  —  Wolle  —  Seide,  Glattgewebe  —  Sammetgewebe, 
Edelmetalle  —  Nichtedelmetalle,  Gold  —  Silber  —  Perlen  —  Edelsteine,  echte  — 
unechte  Spitzen  u.  s.  w.).  Weiter  nach  der  Anzahl  der  Fäden  per  Flächeneinheit, 
nach  der  Dichtheit  der  Gewebe,  nach  dem  Gewichte  der  Gespinste  und  Gewebe, 
nach  der  Verschiedenheit  von  Form  und  Grösse  (Taschenuhren  —  Wand-  und  Stutz- 
uhren, Flügel  —  Tafelklaviere  —  Pianinos).  Vielleicht  liefse  sich,  z.  ß.  für  Konfek- 
tionsgeschäfte, Bijouterieen ,  Juweliere  die  Wertbesteuerung  mit  der  Stückbesteue- 
rung verknüpfen. 

b.  Die  St  euer  Schonung  ist  möglich.  Es  wird  analog  wie  bei  der 
Verbrauchsbesteuerung  in  der  Fabrikatbesteuerung  die  Kleinerzeugung 
zu  schonen  oder  freizulassen  sein.    Desgleichen  alle  Konfektion  in  der 
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Familie  für  den  eig-enen  Bedarf  und  den  Bedarf  der  Familienangehörigen 
(Spinnen,  Weben,  Putzmachen,  Kleidermachen  zu  Hause).  Im  anderen 
Falle  wäre  eine  steuertechniseh  schlechterdings  unausführbare  Gebrauchs- 
tragbesteuerung erforderlich,  die  überdies  auch  sozialpolitisch,  sozial- 
ethisch und  allgemein  politisch  vermieden  werden  müfste.  Frei  bliebe 
auch  der  von  Handwerkern  im  Hause  der  Kunden  (auf  den  „Stören") 
gearbeitete  Hausbrauch.  Fabrikat,  welches  aus  der  Hausarbeit  an  Bazars 
und  „Verleger"  käme,  wird  dagegen  bei  den  letzteren  mit  Laden-  oder 
Konfektionsbesteuerung  zu  treffen  sein.  Eine  Steuereinholung  durch 
Schwitzsystemwucher  wäre  kaum  zu  befürchten,  da  eine  Steigerung* 
dieses  Druckes  überhaupt  nicht  mehr  möglich  sein  dürfte. 

c.  Steuerrückvergütung  und  Vermeidung  der  Doppel- 
besteuerung —  wären  selbstverständlich  und  nach  denselben  Grund- 
sätzen zu  erzielen,  wie  in  der  Verbrauchsbesteuerung.  Da  die  Ge- 
brauchsbesteuerung noch  weit  mehr  als  die  Verbrauchsbesteuerung  zur 
Fabrikat-,  Magazin-  und  Kleinverkaufs  -  Erhebungsform  drängt,  so 
ist  nicht  abzusehen,  weshalb  die  Steuerrückvergütung  nicht  mindestens 
ebenso  leicht  zu  bewältigen  sein  sollte  und  der  Exportindustrie  durch 
Fabrikatfreilager  nicht  ebenfalls  jede  schuldige  Kücksicht  erwiesen 
werden  könnte. 

d.  Die  Steuerabschüttelung  — ,  sei  es  durch  Steuereinholung, 
sei  es  durch  Steuerfort-  oder  Steuerrückwälzung,  wäre  zwar  nicht  aus- 
geschlossen. Es  ist  aber  nicht  abzusehen,  weshalb  das  eine  oder  das 
andere  in  höherem  Grade  als  bei  irgend  einer  der  übrigen  Steuer- 
gattungen der  Fall  werden  müfste. 

Was  namentlich  die  Abschüttelung  der  Steuerlast  in  der  Form  der  Überwälzung 
betrifft,  so  kann  mit  Grund  nicht  wohl  behauptet  werden,  dafs  Gebrauchsteuern  dem 
Konsumenten  (Gebraucher)  schwerer  zuzuwälzen  seien,  als  die  Verbrauchssteuern 
dem  Verbraucher.  Eher  wird  nach  der  Natur  der  beiderlei  Gegenstände  das 
Gegenteil  anzunehmen  sein.  Sollte  aber  auch  die  Steuer  da,  wo  die  höheren  Steuer- 
sätze verminderten  Absatz  zur  Folge  haben,  also  im  Absatz  der  hochfeinen  Artikel, 
einige  Einbufse  am  Geschäftsgewinne  zur  Folge  haben,  so  werden  die  betroffenen 
Geschäfte  in  der  Regel  hierfür  tragfähig  sein  und  von  ihrem  hohen  Nutzen  lediglich 
etwas  abzugeben  haben,  was  längst  dem  Reiche  als  Luxussteuer  gehört  hätte.  Der 
Kleinbetrieb  aber,  namentlich  derjenige  des  Handwerks  zum  Stückabsatz  an  Kunden, 
kann  überhaupt  geschont  und  weithin  freigelassen  werden. 

4.  Kapitel.    Organisation  und  Yerfaliren. 

§  269.  ühersicht.  —  Im  Mafse  ihrer  fortschreitenden  Entwicklung 
würde  die  Gebrauchsbesteuerung  wohl  auch  besondere  Abteilungen  des 
Steuerdienstes  bedingen.  Dafs  solche  sich  abzweigen  liefsen,  kann 
durchaus  keinem  Zweifel  unterliegen.  Die  Art  der  Organisation  wäre 
im  grofsen  Ganzen  ähnlich,  wie  bei  der  Verbrauchsbesteuerung. 
Das   Besondere  läge    darin,    dafs   hier    auf   die   Wertermittelung   das 
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Schyrergewicbt  fallen  würde,  wie  dort  auf  die  Ermittelung  der  Grad- 
baltigkeit.  Mit  technischen  KontroU-  und  Mefsapparaten  würde  daher 
die  Gebrauchsbesteuerung  —  im  Gegensatze  zur  Verbrauchsbesteuerung  — 
wohl  sehr  sparsam  sein  können.  Die  technische  Grundschwierigkeit 
würde  wohl  in  der  Wertermittelung  und  in  den  für  Schonung  der 
schwachen  Steaerkräfte  erforderlichen  Abschätzungen  und  Gröfsenbe- 
stimmungen  liegen.  Dies  würde  eigentümliche,  darum  aber  nicht 
schwierigere  Aufgaben  ergeben,  als  sie  bei  der  Verbrauchsbesteuerung 
bereits  gelöst  sind.  Die  Gruudkontrolle  durch  Steuerbuchung  der  be- 
steuerten Geschäfte  ist  schon  in  der  indirekten  Verbrauchsbesteuerung 
zur  Entfaltung  gekommen. 

Zur  BuchkoutroUe.  Aus  den  Geschäftsbüchern  liefsen  sich  bei  Verhängung 
des  Zwanges  zu  einer  Buchung,  die  bei  den  in  Betracht  kommenden  Fabrik-  und 
Detailgeschäften  ohnehin  üblich  ist,  der  Bezugs-  und  der  Absatzwert,  insgesamt 
oder  gegliedert  nach  den  verschiedenen  Positionen  des  Lusussteuertarifes,  periodisch 
ermitteln  und  die  Vorschreibung  der  Steuer  nach  Stück  oder  Wert  vollziehen;  das 
würde  einfacher  und  wohlfeiler  sein  und  könnte  ohne  so  viel  Kontrollen  wie  bei  den 
grofsen  Verbrauchssteuern  von  statten  geben.  Die  Belästigung,  welche  die  aufge- 
tragene Selbstermittelung  der  Luxussteuern  durch  die  besteuerten  Geschäfte  bringt, 
wäre  nicht  gröCser  als  jene  in  der  Verbrauchsbesteuerung.  Industrie  und  Handel 
sind  diese  Selbstermittelung  dem  Gemeinwesen  doch  nicht  weniger  schuldig  als  die 
Tabakbauer,  Brenner.  Brauer  und  Zuckerfabrikanten.  Es  würde  keineswegs  jedes 
Geschäft,  welches  Gebrauchsgegenstände  erzeugt  und  absetzt,  vom  Zwange  der  Steuer- 
bucbung  betroffen  werden;  denn  nach  dem,  was  noch  zu  sagen  ist,  würden  nicht 
nur  die  kleinen  Geschäfte  in  gröfster  Zahl  steuerfrei  bleiben,  sondern  auch  mittlere 
und  grofse  würden  dem  Buchungzwange  entgehen,  sofern  sie  die  grofse  Masse  steuer- 
freier ordinärer  Gebrauchsgegenstände  fertigen  und  feil  halten.  Sodann  wäre  die 
Eontrolle  keine  fortlaufende;  denn  es  würde,  wie  noch  hervorgehoben  werden  wird, 
die  Steuerpauschalierung  für  längere  Zeitabschnitte  auf  das  umfassendste  angewendet 
werden  können.  Die  wirklich  unerläfsliche  Büchereinsicht  könnte  durch  völlig  ver- 
trauenswürdige, nicht  ortsansässige,  auf  Geheimhaltung  eidlich  verpflichtete  Beamte 
geschehen.  Die  der  Steuerbemessung  und  der  Steuerpauschalierung  zu  Grunde  zu 
legenden  Geschäftsaufzeichnungen  über  den  Bezug  und  Absatz  steuerpflichtiger 
Waren  könnten  auf  Verlangen  abgesondert  von  der  sonstigen  Buchführung  ge- 
schehen, und  nur  ausnahmeweise  fände  eine  Kontrolleinsicht  in  diese  statt.  Es 
wäre  hienach  keine  Rede  davon,  dafs  das  Eindringen  in  die  Geschäfts-,  Vermögens- 
und Einkommensverhältnisse  auch  nur  in  jenem  MaCse  und  Grade  stattfände,  wie 
dies  bei  der  allgemeinen  Einkommen-  und  der  allgemeinen  Vermögensbesteuerung 
jetzt  schon  geschieht.  Die  allgemeine  Luxusbesteuerung  legt  an  neuen  Kontroll- 
lasten nichts  auf,  was  in  der  direkten  Besteuerung  sowie  in  der  Verbrauchs-  und 
Verkebrsbesteuerung  nicht  eben  so  stark  und  stärker  den  Steuerzahlern  und  Steuer- 
vorschufsleistern  bereits  zugemutet  wird. 

Treuonn?  der  Geschäfte  nach  den  Tarifen.  Eine  Folge  der  allgemeinen 
Luxusbesteuerung  würde  jedenfalls  die  sein,  dafs  die  Fabrikation  und  der  Detail- 
verkauf der  luxussteuerfreien  Artikel  von  der  Fabrikation  und  dem  Detailverkaufe 
der  luxusbesteuerten  Artikel  sich  trennen  würden,  dafs  bei  gemischtem  Fabrizieren 
und  Detailverkaufen  die  Geschäfte  völlig  oder  annähernd  gleicher  Tarifhöhe  sich 
von  denjenigen  in  den  Artikeln  der  anderen  höheren  oder  niedrigeren  Tariflagen 
absondern  würden,  sofern  diese  nicht  gewillt   sind,  eine  nach   Tarifpositionen  ge- 
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gliederte  Stück  (Gewichts)-  oder  Wertbuchung  zu  Diensten  der  Steuerbehörde  zu 
führen.  Aller  indirekten  Besteuerung  haftet  ja  der  grofse  Vorzug  an,  dafs  nicht 
nur  der  Konsument,  der  die  übergewälzte  Steuer  zahlt,  sondern  auch  der  Ge- 
schäftsma,nn,  der  die  Steuer  dem  Staate  vorschiefst,  seine  Steuerleistung  selbständig 
zu  regeln  mehr  oder  weniger  in  der  Lage  ist.  Die  Geschäftsleute  werden  sich  unter 
dem  Drucke  des  im  Zollwesen  längst  geübten  Grundsatzes,  dafs  bei  gemischter 
Ware  der  Zollsatz  nach  den  wertvolleren  Bestandteilen  sich  richtet,  nicht  lange  be- 
sinnen, in  die  ausschliefsliche  Führung  teils  steuerfreier,  teils  steuergleicher  Artikel 
sich  zu  fügen.  Geschäfte  steuerfreier  Ordinärwaren,  Geschäfte  mäfsig  besteuerter 
Mittelqualitäten,  endlich  solche  hochgradig  luxuriöser  Artikel  müfsten  sich  noch 
weiter  sondern,  und  wenn  diese  Sonderung  einmal  vollzogen  wäre,  würde  die 
Steuererhebung  wenig  belästigen. 

Nun  mag  es  wohl  sein,  daCs  zahlreiche  kleinere  Geschäfte,  selbst  in 
der  Stadt,  geschweige  auf  dem  Lande,  gemischte  Vorräte  steuerfreier  und  steuer- 
pflichtiger Ware  führen  müssen.  Allein  man  kann  entweder  den  Absatz  der  steuer- 
pflichtigen Ware  buchmäfsig  absondern  oder  den  Absatz  pauschalieren,  oder,  wenn 
er  sehr  gering  ist,  auf  besonderen  Antrag  bezirksweise  aufgestellter  Steuer- 
kommissionen auch  frei  ausgehen  lassen;  wie  man  die  Kleinbrauer  und  Klein- 
brenner schont,  könnten  auch  die  Kleinhandwerker  und  Flickhandwerker  gegen  die 
Verpflichtung,  nur  ihre  Handarbeit  den  Kunden  zu  liefern,  von  allen  Fabrikat-  und 
Absatzluxussteuern  freigelassen  werden. 

Abänduugr.  Aufserdem  könnte  man  auch  gegen  mittlere  und  gröfsere  Ge- 
schäfte die  ..Pauschalierung"  für  längere  Epochen  und  für  den  Gesamtumsatz 
höchst  umfassend  zur  Anwendung  bringen  und  so  die  Steuererhebung  von  Plackereien 
frei  halten.  Ähnliche  Pauschalierung  der  Steuer  für  längere  Zeit  kommt  auCser- 
halb  Deutschlands,  selbst  in  der  „Verkehrsbesteuerung",  z.  B.  für  die  Gebühren- 
entrichtung der  Bankgeschäfte,  bereits  vor.  Desgleichen  in  der  Verbrauchsbesteu- 
erung, z.  B.  in  der  sog.  Accordbesteuerung  des  Weines,  in  der  Brennerei-  und 
Brauereibesteuerung. 

Stempelzeicheu.  Ob  und  wie  namentlich  bei  den  Fabrikationssätzen  des 
Luxussteuertarifs  Prägestempelzeichen  auf  Hartwaren  und  Verpackungsstempel 
auf  weiche  Waren,  Saalbandfäden  u.  s.  w.  als  Kontrollmittel  anzuwenden  wären, 
kann  hier  nicht  erörtert  morden.  Das  würde  den  Leser  ermüden  und  den  Raum 
überschreiten.  Doch  ist  es  offen  ersichtlich,  dafs  die  Gebrauchsgegenstände  wegen 
ihrer  Dauerhaftigkeit  die  Defraudation  mehr  erschweren,  und  das  glaube  ich  auf 
Grund  sorgfältiger  Erwägung  annehmen  zu  dürfen,  dafs  es  an  verhältnismäfsig  ein- 
fachen und  wohlfeilen  INlitteln  der  Steuerkontrolle  über  die  Verkehrsbewegung  der 
besteuerten  Gegenstände  durchaus  nicht  fehlen  würde. 

5.  Kapitel.    Bestellende   Gebrauchs-  iind  Personalgennsssteuern. 

§  270.  Charalferistik.  —  Scliliefslich  sind  die  dürftigen  Ansätze 
VOR  Gebrauchsbesteuerung,  welche  bis  jetzt  Platz  gegriffen  haben, 
einer  kurzen  Betrachtung  zu  unterziehen. 

Man  nennt  sie  auch  die  „direkten  Konsumsteuern",  in  unserem 
Sinne  als  Tragsteuern  geregelte  Abgaben,  und  handelt  sie  gewöhnlich 
mit  den  erörterten  „kleinen  Verbrauchssteuern"  zusammen  ab.  Sie  sind 
jedoch  von  letzteren  getrennt  zu  halten.  Diese  Steuern  brauchen 
keineswegs  immer  als  Tragsteuern  geregelt  zu  werden  (Spielkarten- 
steuer, vom  Vermieter  vorgeschossene  Mietsteuern  u.  s.  w.) 
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An  sich  ist  es  fraglich,  ob  diese  Steuern  in  der  Mehrzahl  über- 
haupt noch  zu  den  Aufwandsteuern  im  Sinne  der  Konsumbesteucrung 
gezählt  werden  dürfen.  Es  sind  nicht  die  Dienste  der  Lakaien,  in 
der  einstigen  Prostitution  des  Altertums  nicht  die  Dienste  der  Dirnen, 
nicht  die  Dienste  (Geberden,  Töne)  des  Schauspielers  und  der  Sängerin, 
welche  von  den  Dienstherren,  Zuschauern,  Zuhörern  „konsumiert"  werden, 
sondern  Genüsse,  welche  durch  den  Konsum  der  Leibeskraft  seitens 
der  Dienstleistenden  bedingt  sind,  und  zum  Unterlialte  eine  Dienstbe- 
zahlung bedingen.  Es  ist  nicht  der  Konsum,  sondern  das  Vergnügen, 
der  Geselligkeits-  und  Kunstgenufs,  welcher  auf  Steuerfähigkeit  schliefsen 
läfst,  die  Bezahlung  und  Unterhaltung,  nicht  der  Selbstgenufs  des 
Objektes,  das  Reisen-,  Spielen-,  Radfahren- „Können"  ist  es,  was 
Stcuerkraft  offenbart  und  daher  belastet  wird.  Und  im  ganzen  trifft 
das  auch  bei  den  anderen  Luxuspersonalsteuern  zu.  Das  „Halten- 
können",  nicht  die  Nutzung  der  Pferde,  Hunde,  Singvögel,  Karossen 
u.  s.  w.,  das  Sichvergnügenkönnen  an  Festen,  im  Theater,  am  Billard 
ist  es,  was  die  Steuerkraft  verrät  und  daher  mittelbares  Steuerobjekt 
wird.  Zwar  der  weitere  Begriff  „Aufwand"  gestattet  es,  diese  Steuern 
noch  zur  Aufwandbesteuerung  zuzählen;  Konsumsteuern  sind  sie  aber 
nach  ihrer  Mehrzahl  nicht. 

Nach  einem  bereits  ausgesprochenen  Grundsatze  blieben  Steuern 
dieser  Art  als  Steuern  besser  ganz  aus  dem  Spiele.  Es  sind  ganz 
tiberwiegend  nichtsteuerliche  Rücksichten,  welche  zu  diesen  auch  nur 
wenig  ergiebigen  Steuern  geführt  haben.  So  die  Sicherheits-  und 
Ordnungspolizei  (Hundesteuer),  die  sozialethische  Bekämpfung  des 
Luxus,  der  Unsittlichkeit  (Prostitutionsbesteuerung  des  Altertums;,  die 
Fernhaltung  politischer  Einflüsse  des  Auslandes  u.  s.  w. 

Eine  eigentümliche  Stellung  nehmen  die  Steuern  auf  Personen- 
und  Warentransporte  ein.  Je  nach  ihrer  Absicht  und  Wirkung 
kann  die  Transportbesteuerung  verfrachteter  Sachgtiter  als  eine  Be- 
reicherungsbesteuerung der  Handels-  und  Transportgeschäfte,  hiernach 
als  „Verkehrssteuer"  oder  als  Luxuspersonalsteuer,  als  Besteuerung  des 
Reisenkönnens  (in  L  Kl.!)  ersclieinen.  Und  der  Steuertarif  kann 
hierbei  ganz  unsichtbar  im  Frachttarif  versteckt  sein. 

Zuständigkeit:  Die  Tragsteuern  der  hier  fraglichen  Art,  ein- 
schliefslich  der  Steuer  auf  das  Miet-  und  das  Eigentumwohnen,  auf 
öffentliche  Lustbarkeiten,  auf  Spielveranstaltungen  u.  s.  w.,  sind  den 
Gemeinden,  namentlich  den  Stadtgemeinden,  innerhalb  landesgesetz- 
licher Abgrenzungen  zu  überlassen,  und  in  verschiedenen  Ländern  ist 
dies  auch  geschehen.  Die  Gründe  dieser  Überlassung  der  Konsumenten- 
steuern an  die  Kommunalsteuergewalt  liegen  sehr  nahe.  Einmal  sind 
gewisse  staatspolizeiliche  Zwecke,  welche  bei  solchen  Steuern  neben  der 
Steuerpolitik  mit  unterlaufen,  nicht  überall,  jedenfalls  nicht  tiberall  in 
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demselben  Mafse  gewiesen.  Sodann  sind  die  Konsumenten  für  lokale 
Steuergewalten  leichter  zu  ermitteln.  Weiter  deutet  der  Luxusbesitz 
an  verschiedenen  Orten  nicht  auf  gleichen  G-rad  besonderer  Steuerkraft; 
auf  dem  Lande  z.  B.  läuft  der  Luxus-  und  der  Wirtschaftgebrauch  von 
Pferden  und  Arbeitskräften  durcheinander.  Das  alles  weist  die  Kon- 
sumentenluxussteuern  ebenso  entschieden  auf  die  Regulierung  durch 
die  Gemeinden,  wie  die  anderen  und  bedeutenderen  Glieder  allge- 
meiner Luxusbesteuerung  als  gegebene  Objekte  der  Reichsbesteuerung 
sich  darstellen  werden.  Als  Staatssteuern  sind  die  alten  Luxus- 
steuern, wie  anderseits  innerhalb  der  direkten  Besteuerung  die  Er- 
tragsteuern,  teils  schon  beseitigt,  teils  zu  abfallreifen  Rückbildungs- 
resten der  Steuerentwickelung  geworden,  in  Grofsbritannien  jüngst  den 
Gemeinden  überwiesen. 

§  271.  Einzelne  „Personalgenufssteuern".  —  Als  solche  treten 
auf  L  die  Transportsteuern,  namentlich  Steuern  auf  das  Reisen, 
sei  es  in  der  Form  der  Pafsgebühr,  sei  es  in  der  Yorschulssteuerform 
des  Zuschlages  zum  Fahrbilletpreis. 

Als  Gebrauchsabgabe  entbehrt  die  Eisenbahntransportsteuer  der  Voraussetzung, 
dafs  die  Eisenbahnbenutzung  gleichmäfsig  auf  besonders  steuerfäbiges  Einkommen, 
auf  besonderen  GenuTs,  Erwerb  oder  Vermögenszuwachs  hinweise.  Am  ehesten 
könnten  I.  und  II.  Passagierklasse  und  aller  Scbnellzugstransport  mit  einem  Ge- 
brauch sabgabenzuschlage  tarifiert  werden,  vorausgesetzt,  dafs  hierdurch  die  Frequenz 
nicht  notleidet  und  die  I.  und  II.  Klasse  nicht  noch  leerer  und  unrentabler  gemacht 
"Würden  wie  bisher.  Keineswegs  dürfte  der  Lokalverkehr  III.  Klasse,  etwa  auf  die 
Entfernung  täglicher  Marktreisen,  zu  einer  Verbrauchsabgabe  sich  eignen;  denn 
die  Masse  der  Lokalverkehrsnutzungen  der  untersten  Klassen  deutet  nicht  auf  be- 
sondere Steuerkraft.  Allerdings  läfst  sich  die  Abgabe  sicher  und  kostenlos  erheben. 
Das  allein  rechtfertigt  sie  jedoch  nicht. 

Eine  besondere  Frage  ist  es,  ob  die  Eisenbahntransportsteuer  bezw.  der 
Stempel  von  Frachtbriefen,  Postscheinen  u.  dgl. ,  als  Gebühr  von  einem  „Ver- 
kehr" sich  rechtfertigen  läfst,  aus  welchem  aufserordentliche  Gewinne  und  solche 
Kapitalansammlungen  erwachsen,  die  von  der  direkten  Besteuerung  überhaupt  nicht 
oder  nicht  genügend  getroffen  werden.  Mir  scheint  aber  die  Eisenbahntransport- 
abgabe auch  als  Bereicherungsbesteuerung  der  Transportanstalten  oder  der  Reisenden 
nicht  gerechtfertigt  zu  sein.  Nicht  aus  jeder  Reise  und  Warenfracht  entspringt  ein 
aufserordentlicher  Gewinn,  der  nur  durch  eine  Transportgebühr  steuerlich  erreich- 
bar wäre.  Auch  auf  unversteuert  stattgehabte  Kapitalansammlungen  deutet  in  der 
Regel  dieser  Verkehr  nicht  hin.  Als  Gebraucbsabgabe  der  höheren  Wagenklassen 
und  Kajüten  für  längere  Strecken  der  Vergnügungsreise  läfst  sich  äufsersten  Falles 
ein  Fahrbilletstempel  rechtfertigen,  aber  nicht  ganz  leicht  durchführen;  für  die 
Geschäftsreisenden  längerer  Strecken  ist  nicht  allgemein  ein  besonders  gewinn- 
bringender Geschäftsbetrieb  anzunehmen.  Und  wie  sollen  beide  abgegrenzt  werden? 
Kann  daher  ein  Staat  die  Eisenbahnabgabe  irgend  entbehren,  so  wird  es  besser  sein, 
sie  abzuschaffen. 

a.  Die  Oesterreichische  Transportsteuer  ist  eine  „unmittelbar  zu  ent- 
richtende" Gebühr,  auf  die  Übernahme  von  Personen  und  Waren  zum  Transport 
seitens  der  Eisenbahn-  und  Dampf  Schiffunternehmungen  gelegt:  Fahrkarten-  und 
Frachtkartenstempel.     Der  letztere  beträgt  5  kr.  per  Stück,  der  erstere  ist  nach  dem 
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Fahrpreise  abgestuft,  mit  einem  Maximum  von  25  kr.  per  Stück.  Aufserdem  sind 
noch  stempelpflichtig,  jedoch  ohne  Verpflichtung  zur  „unmittelbaren  Entrichtung" 
nach  niedrigen  festen  Sätzen  und  mit  gewissen  Erleichterungen  und  Befreiungen  die 
„Frachtkarten"  anderer  als  der  genannten  Unternehmungen  (die  Staatspost  aus- 
genommen), Frachtbriefe,  Konnossemente,  Ladescheine,  Warrants,  Lagerscheine  u  s.  f. 
(Oesterr.  St.  W.  B.) 

b.  Die  uugarische  Tra&sportsteuer.  Reisende  oder  Absender  bezw.  Em- 
pfänger von  Gütern  haben  nach  dem  Transport  auf  Eisenbahnen  innerhalb  der  Länder 
der  Stephanskrone  als  Steuer  zu  entrichten:  1.  für  den  Personen-,  Gepäckstransport, 
für  die  Beförderung  in  Separatpersonenzügen  und  Schlafwagen  18  Proz.;  2.  für  Eilgut- 
sendungen 7  Proz  ;  3.  bei  Frachtgütern  5  Proz.  vom  Fahr-  bezw.  Frachtpreise. 
Die  Steuer  mufs  in  den  tarifmäfsigen  Frachtsätzen  inbegriffen  sein  und  wird  daher 
mit  dem  Fracht-  bezw.  Fahrpreise  eingehoben.     (Oesterr.  St.  W.  B.) 

c.  Die  frauz(}sische  Transportsteuer  ist  alt  (seit  1797),  ergiebig  jedoch  erst 
seit  Entwickelung  des  Eisenbahnverkehrs.  Sie  ist  nach  1871  bedeutend  erhöht, 
neuestens  auch  wieder  erleichtert  worden.  Objekt  derselben  ist  der  Personen- 
und  Eilgutverkehr.  Die  Steuer  ist  Vorschufssteuer  und  darf  auf  den  Bahn- 
tarifsatz geschlagen  werden.  Die  Eilfrachtbelastung  ist  seit  1891  so  gut  wie  besei- 
tigt, der  Ertrag,  welcher  100  Mill.  Prs.  erreicht  hatte,  auf  weniger  als  80  Mill.  Frs. 
gesunken.  Ob  die  fortbestehende  Besteuerung  mehr  als  Gebrauchs-Aufwandbesteue- 
rung  oder  als  „Verkehrsbesteuerung"  zu  charakterisieren  wäre,  läfst  sich  hier  nicht 
entscheiden. 

d.  Die  engrlischeu  Trausportsteuern.  Auch  in  England  waren  allgemeine 
Transportverkehrssteuern  von  jeher  vertreten.  Es  sind  dies  die  bisweilen  zu  den 
Gewerbesteuern  gerechneten  Steuern  der  Londoner  Fiaker,  der  Landkutschen  (Om- 
nibusse, Diligencen),  der  Mietpferde  und  Mietkutschen,  sowie  die  Eisenbahnabgabe 
Die  Abgabe  von  Fiakern,  Landkutschen,  Mietkutschen  und  Mietpferdeu  wurde  auf- 
gehoben seit  1870.  Die  Eisenbahnabgabe  ist  eine  Ertragssteuer  von  5  Proz.  der  Ge- 
sarateinnahme aus  der  Personenbeförderung  (pro  1882— 83:  S10646  Pfd.  Sterl.).  Vom 
Warentransport  wird  in  England  wie  ähnlich  in  Frankreich  eine  Trausportverkehrs- 
steuer  in  der  Form  einer  Stempelabgabe  von  Frachtbriefen,  Scbiffs-,  Miet-  oder 
Befrachtungskontrakten  erhoben.     (Lehr.) 

2.  Weitere  kleine  Gebraiichssteueiii.  In  Frankreich  bat 
die  Finanznot  nach  dem  Kriege  die  Personalgenufssteuern  auf  Wagen 
und  Pferde,  Billards,  Cercles  (geschlossene  Gesellschaften),  Ve- 
locipedes  entstehen  lassen  mit  zusammen  (1894)  17,3  Mill.  Frs. 
Ertrag.     (Nälieres  bei  A.  Wagner,  Ergänz.- Heft  S.  122  f.) 

Daneben  ist  seit  lange  eine  Steuer  auf  die  Dienstboten haltung 
geplant,  aber  m.  W.  bis  jetzt  nicht  zur  Ausführung  gelangt. 

Zur  Hundebesteuerung  siehe  Lehr  (bei  Schönberg).  Derselbe 
ebendaselbst  über  die  übrigen  „kleinen"  Gebrauehssteuern. 

§  272.  Die  Wohnsteuer  als  General- Gebrauchssteuer.  —  Als  „all- 
gemeine" oder  „einzige"  Gebrauchssteuer  indirekter  Art  ist  die 
„Wohusteuer"  abzulehnen.  Auch  als  Ersatz  der  direkten  Steuer  gegen 
Steuerkräfte,  welche  zu  den  direkten  Abgaben  schwer  einzusteuern  sind 
(Fremde  in  der  Gemeinde),  sonach  als  Ergänzung  der  allgemeinen  Ein- 
kommensteuer unter  besonderen  Umständen  —  als  letzter Lücken- 
büsser  —  wird  sie  steuersystematisch  selten  am  Platze  sein;  denn  der 
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•Woiinungsaufwand  giebt  nicht  allgemein  das  Mafs  des  Einkommens. 
Wir  haben  dieselbe  hier  nur  in  der  Funktion  der  individualisie- 
renden indirekten  Belastung  ins  Auge  zu  fassen. 

Als  solche  dürfte  sie  voraus  nicht  alle  Wohnungen  treffen,  da  sie 
sonst  nur  eine  zweite  Auflage  der  Gebäudesteuer  wäre.  Sie  bleibt  als 
allgemeine  Mietsteuer  selbst  dann  bedenklich,  wenn  das  Progressions- 
prinzip in  sie  hineingelegt  werden  wollte;  denn  immer  wäre  nur  ein 
Teil  der  Nutzkapitale  nach  den  abgegebenen  Nutzungen  ergriffen,  und 
andere  Nutzkapitale  wären  steuerfrei. 

Die  Miete  ist  keineswegs  ein  Generalmafs  des  steuerbaren  Ein- 
kommens, geschweige  der  individuellen  Steuerkraft  des  Mieters  oder 
des  Vermieters.  Die  „allgemeine  Mietsteuer"  kann  daher  auch  nicht 
die  Generalgebrauchssteuer,  die  einzige  Gebrauchssteuer 
werden.  Nur  ein  System  von  Gebrauchssteuern,  welches  allen  Arten 
der  Offenbarung  individueller  Steuerkraft  durch  Gebrauchsluxus,  jeder 
nach  dem  Mafsstabe  der  Steuerbarkeit  ihres  Objektes  nachgeht,  ver- 
mag die  grolse  Aufgabe  der  indirekten  Gebrauchsbesteuerung  zu  er- 
füllen. Dagegen  als  Gebrauchssteuer  auf  den  steuerbaren  Wohnauf- 
wand geregelt  und  neben  anderen  indirekten  Gebrauchssteuern  ins 
Gebrauchssteuersystem  eingegliedert,  würde  sie  doch  eine  bedeutende 
Verbesserung,  einen  Ersatz  der  Wohngebäude-Ertragssteuer  gestatten. 
Die  direkte  Wohngebäude-,  wie  anderseits  Geschäftsgebäudebesteue- 
rung bliebe  dann  nur  noch  Erwerbs-  und  Gebäudesteuerpartiale  der 
allgemeinen  Einkommensteuer  und  wäre  vom  Eigentümer  der  Gebäude 
zu  entrichten.  Nach  erfolgter  Hinüberbildung  der  direkten  Gebäude- 
steuer zur  allgemeinen  Einkommensteuer  wäre  aber  allerdings  die  Er- 
greifung auch  des  steuerbaren  Wohnungsluxus  zusammen  mit  dem 
gesamten  Immobiliarluxus,  welcher  mit  Gärten,  Parks,  An- 
lagen, Seen,  Jagdgründen  u.  s.  w.  getrieben  wird,  in  Betracht  zu  ziehen. 
Bei  dieser  Regelung  wären  alle  Leute,  welche  nur  eine  bescheidene 
mittelständische  Wohnung  inne  haben,  also  die  grofse  Masse  der  ganzen 
Bevölkerung,  wohngebrauchssteuerfrei  zu  lassen;  die  Grenze  müfste 
weit  hinaufgerückt  werdeu.  Erst  dann  begänne  eine  Proportional-  oder 
Progressivbesteuerung  des  Wohnungsluxus  nach  dem  Werte,  welche 
bei  Miethäusern  sehr  wohl  auch  als  Vorschufssteuer  des  Vermieters  ge- 
regelt werden  könnte. 

Mietsteuer  uud  Wohuuugsluxusbesteueruug-.  Bei  letzterer  hätte  die  „allgemeine 
Vermögenssteuer"  auch  für  den  Immobiliarluxus  zu  entfallen,  wie  davon  die  Mo- 
biliarluxusbestände freigelassen  sind  (werden).  Mit  anderen  Worten :  Die  fundierte 
Besteuerung  des  Wohngebäudeluxusvermögens  würde  durch  die  indirekte  Immobi- 
liarluxussteuer  ersetzt  werden.  Die  allgemeine  Vermögenssteuer  hätte  überhaupt 
alle  ,. Nutzkapitale",  welche  der  allgemeinen  Gebrauchsauf\yandssteuer  unterliegen, 
fallen  zu  lassen.  Dies  wäre  ein  grofser  Fortschritt;  denn  nicht  eigentlich  die  That- 
sache  des  Besitzeinkommens  weist  auf  höhere   Steuerkraft  hin,   wie  früher  bereits 


348  Zweites  Buch.    IL  Hauptabschnitt.    Vierte  Abteilung. 

bemerkt  ist,  sondern  die  Art  der  Ver-wendung  bezw.  Ansammlung  des  Einkommens. 
Der  Gedanke  der  Besteuerung  des  fundierten  Einkommens  kann  nur  sehr  roh  durch 
die  zusätzliche  Belastung  der  ,.ergänzenden-  allgeaaeinen  Vermögenssteuer,  aber  sehr 
rationell  durch  eine  gegliederte  indirekte  Besteuerung  aller  Gebrauchs-,  wie  Ver- 
brauchsobjekte nach  dem  Grade  ihrer  Steuerbarkeit  vollzogen  werden.  Die  Ein- 
wendung, dafs  der  Immobiliarluxus  der  allgemeinen  Vermögenssteuer  überhaupt 
unterliegt,  während  das  Mobiliarluxusvermögen  frei  ausgeht,  wäre  für  Wohnge- 
bäude, Parks  u.  s.  w.  beseitigt,  die  Besteuerung  aber  wirklich  individualisierend 
geworden. 

Ergebnis  A.  Wagnkrs.  Dieser  kommt  zu  [dem  Ergebnis:  Die  Wohnungs- 
stener  kann  als  rationelle,  den  Grundsätzen  der  Besteuerung  entsprechende 
Aufw  andsstcuer  nicht  empfohlen  werden,  ebenso  nicht  als  Einkommensteuer 
oder  als  Grundlage  einer  solchen,  noch  in  den  betreffenden  Fällen  als  Gewerbe- 
steuer; auch  nicht  als  Gemeindesteuer,  weniger  freilich  noch  als  Staatssteuer. 

Rnfsland  hat  sich  durch  Gesetz  vom  14./16.  Mai  1893  eine  allgemeine  Miet- 
steuer gegeben,  welche  als  Surrog^at  der  allgemeineu  Einkommensteuer  für  alle 
Städtebewohner  Tom  Gesetzgeber  selbst  gedacht  ist.  Dieselbe  trifft  alle  Stadt- 
bewohner ohne  Unterschied  des  Standes.  Die  Steuerlast  richtet  sich  nach  Städte- 
klassen und  erhebt  sich  progressiv  bis  zu  10  Prozent  des  Mietwertes. 

Zur  Mieisteuer  vergl.  v.  Heckel  in  Conrads  Handwörterbuch. 

Für  eine  einzige  „aligemeine  Terbrauchssteuer",  d.  h.  für  Besteuerung 
„nach  der  Gesamtsumme  der  Ausgaben  eines  Jeden,  nicht  nach  seinen  Einnahmen" 
ist  eingetreten  Pfeiffer,  Staatsf.  IL  53S  ff.  Es  ist  auf  den  ersten  Blick  klar, 
daTs  weder  durchschnittlich,  noch  individuell  die  Steuerbelastung  der  Steuerbarkeit 
angepafst  werden  könnte.  Von  den  steueitecbnischen  Schwierigkeiten  ganz  zu 
schweigen. 

Bilinski  und  die  allgemeine  Luxussteuer.  Bilinski  ist  in  seiner  Schrift 
(„Die  Luxusstfuer")  für  cie  Luxussteuer  eingetreten,  aber  mit  anderer  steuer- 
systematischer Begründung  als  „Korrektiv  der  Einkommensteuern",  weil  letztere  den 
Reichen  nicht  voll  träfen.  Lehr  befürchtet  nur  .unüberwindlichen  "Widerstand" 
gegen  allgemeine  Luxusbesteuerung.  Die  Scheingründe  gegen  dieselbe  läfst  auch  er 
nicht  gelten.  Diese  sind:  1(  der  Luxus  sei  kein  Mafs  der  Leistungsfähigkeit,  oft 
werde  nur  für  ein  ganz  bestimmtes  Bedürfnis  Aufwand  getrieben  (Hbld),  es  sei  zu 
bezweifeln,  dafs  immer  dem  Genufs  ein  reines  Einkommen  zu  Grunde  liege  (v.  Stein), 
oft  werde  das  Kapital,  ja  eigentlich  ein  an  sich  steriler  Teil  des  Vermögens  von 
der  Luxussteuer  getroffen  (Mal onus),  der  Sparsame  und  der  Geizige  blieben  frei, 
während  andere  (Beamte,  Adel),  welche  einen  gewiss-en  Luxus  zu  treiben  genötigt 
seien,  belastet  würden;(HoFFM.4NK,  Mal  chus);  2)  L. -St.  erzeugten  Widerwillen  und 
Unmut  (Hoffmann);  3)  )?ie  führten  zur  Beschrärkung  der  Produktion,  zur  Ver- 
ringerung der  Güterqualitäten  und  des  Arbeitsverdienstes  (Thiebs)  u.  s.,w.;  4)  sie 
hätten  leicht  die  Folge,  dafs  der  Konsum  sich  von  den  besteuerten  abwende,  oft 
schlimmeren  Gegenständen  zuwende  (Hoffmann,  Ravi.  Diese  Gründe  werden 
sofort  hinfällig,  wenn  man  die  allgemeine  Luxussteuer  nur  als  eines  der  Glieder 
des  Steuergesamtsystems  funktionierend  denkt  und  daran  geht,  die  allgemeine 
Luxussteuer  nicht  einfach  den  andern  Steuern  anzureihen,  sie  vielmehr  zu  Steuer- 
verbesserungen zu  verwenden.  Zu  meiner  völlig  abweichenden  steuersystematischen 
und  steuertechnischen  Begründung  bin  ich  ganz  unabhängig  von  Bilinski  gelangt. 
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Fünfte  Abteilung-.    Die  Grenzbesteuerung  oder  das 
Zollwesen. 

1.  Kapitel.    Das  Zollwesen  ül)erliaupt. 

§  273.  Zoll  und  Zolhvesen.  —  Zoll  im  weitesten  Sinne  ist 
jede  von  Waren  aus  Anlafs  der  Überschreitung  der  Staats(Reich8)- 
Grenze  erhobene  Abgabe. 

Zoll  wird  abgeleitet  teils  vom  mittellateinischea  telonium,  griechisch  relcovsZov, 
teils  aus  der  germanischen  Wurzel  tal  (Zahl,  zählen,  zahlen). 

Im  engeren,  hier  allein  in  Betracht  kommenden  Sinne  ist  der 
Zoll  eine  Abart  der  beim  Transport  erhobenen  Aufwandsteuern,  Grenz- 
tiberschreitungs- Konsumsteuer,  indirekte  Besteuerung  der  die  Grenze 
übersehreitenden  Objekte  der  Aufwandsbesteuerung. 

Je  nachdem  die  Zölle  beim  Eingange  oder  beim  Ausgange  oder 
beim  Durchgange  über  die  Aufseogrenze  erhoben  werden,  giebt  es 
Eingangs-,  Ausgangs-,  DurehgangszöUe. 

Die  Aufwandsteuern  von  den  im  Inlande  erzeugten  Gegenständen 
des  Binnenkonsums  oder  die  Binnensteuern  sind  entweder  Ver- 
brauchs- oder  Gebrauchssteuern.  Die  Zölle  sind  Verbrauchs-  und 
Gebrauchssteuern  nebeneinander,  da  die  über  die  Grenze  gehenden 
Objekte  ohne  Unterschied,  ob  Ge-  oder  Verbrauchsgegenstände,  eben 
an  der  Grenze  ergriffen  werden  sollen,  über  welche  Gebrauchs-  wie 
Verbrauchsgegenstände  transportiert  werden.  Eben  deshalb  sieht  sieh 
die  Zollbesteuerung  genötigt,  mit  den  [steuertechnischen  Hilfsmitteln 
sowohl  der  Gebrauchsbesteuerung  (Form Wertzölle),  als  der  Verbrauchs- 
besteuerung zu  arbeiten. 

Der  Zoll  oder  die  Grenzsteuer  kann  verschiedene  Zwecke  haben, 
solche  steuerlicher  und  solche  nicht  steuerlicher  Art. 

Nichtsteuerlicher  Art  ist  diese  Abgabe,  wenn  sie  blofs  als  Gebühr 
für  die  statistische  Aufschreibung  der  Ware  erhoben  wird;  die  sog. 
„statistische  Gebühr"  gilt  nicht  mehr  als  Zoll.  Nichtsteuerlicher  Art  ist 
weiter  der  Zoll,  soweit  er  für  den  Zweck  der  mittelbaren  Abhaltung 
fremdländischer  Erzeugnisse  oder  (und)  zum  Schutze  der  Inlandproduktion 
erhoben  wird;  der  sog.  Prohibitivzoll  (Abhaltungszoll)  und  der  ge- 
mälsigte  Erschwerungszoll  zum  Schutze  der  heimischen  Erzeugung 
vor  überlegener  Konkurrenz  sind,  wenn  sie  und  soweit  sie  nur  Mittel 
einer  schützenden  Handelspolitik  sind,  keine  Steuererscheinungen,  und 
da  sie  dennoch  eine  Abgabe  sind,  eher  eine  solche  für  die  Veranlassung 
einer  handelspolitischen  Staatsthätigkeit  oder  eine  Gebühr.  Der  Ab- 
haltungs-  und  Schutzzoll  vermengen  sich  aber  meist  mit  dem  Zoll  als 
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Steuer,    sie   sind  Steuer   und    Sehutzmittelabgabe  zugleich,    also  eine 
Gemengesteuer. 

Man  kann  daher  den  Schutzzoll  von  der  Besteuerung  nicht  ganz 
abscheiden,  ob-^ohl  der  Zoll  der  Steuerlehre  nur  als  Steuerzoll  angehört. 
Man  nennt  den  Zoll  als  reine  Steuer  auch  Fiuanzzoll  im  Gegensatze 
zum  Schutzzoll.  Genau  genommen  ist  diese  Bezeichnung  nicht  er- 
schöpfend; denn  der  Zoll  kann  auch  als  Gebühr  niehtfinanzieller  Art 
auftreten,  und,  wo  er  nicht  reiner  Schutzzoll  ist,  kann  er  auch  anderen 
allgemeinen  staatlichen  Abhaltungszwecken,  als  denjenigen  des  Schutzes 
der  nationalen  Arbeit  dienen.  Erschöpfend  wäre  die  Bezeichnung 
Steucrzoll  und  Nichtsteuerzoll.  Das  -Zollwesen"  hat  hiernach  eine 
tiber  das  Steuerwesen  vielfach  hinausgreifende  Bedeutung. 

Der  Zoll  ist  eine  Art  der  Aufwand-Transportsteuer.  Als  solche  steht 
er  anderen  Transportsteuern,  der  Wasser-  und  Eisenbahntransportsteuer  gegenüber. 
Der  Zoll  ist  Grenz  Überschreitungssteuer,  aber  nicht  jede  Grenzüberschreitungs- 
steuer  von  Objekten  der  indirekten  Besteuerung  ist  auch  Zoll.  Zoll  ist  im  heutigen 
Sinne  nur  jene  Aufwandssteuer,  welche  bei  Überschreitung  der  Grenze  souver- 
äner Gemeinwesen  erhoben  wird,  Reichs-  oder  Einheitsstaatsgrenzsteuer.  Es 
giebt  neben  der  Aufsensteuergrenze  auch  Binnensteuergrenzen  der  Aufwandbe- 
steuerung, welche  zwar  steuergeschichtlich  zum  Teil  als  Rückbildungsreste  von 
Grenzsteuem  iteuersouverän  gewesener  Gemeinwesen  sich  darstellen,  aber  heute 
nicht  mehr  zu  den  Zöllen  gestellt  werden  können,  oder  Ausgleichungsabgaben  wie 
die  Übergangssteuern  beim  Grenzübergang  von  einem  Gliedstaat  zum  andern,  oder 
die  ThoriLinien)-Steuern.  Beiderlei  Abgaben  gehören  der  Binnenbesteuerung  an. 
Die  Zölle  des  Zollvereins  waren  schon  wirkliche  Zölle;  denn  obwohl  der  Zollverein 
ein  auf  zwölQährige  Dauer  geschlossener  Staatenverein  war,  so  war  er  für  die  Be- 
steuerung ein  gegen  aufsen  geschlossenes  Steuergemeinwesen;  die  _ Verein sabgahen-' 
waren  also  wesentlich  Zölle. 

Abivelir.  Eine  gesuchte  Rüge  von  Rieckes  bei  Schönberg  III  ist  gegen  mich 
dahin  gerichtet,  dafs  ich  in  der  .Steuerpolitik-  den  Zoll  zwar  Steuer  nenne,  aber 
-im  ganzen  Buche  mit  keinem  Wort  sage,  wie  dies  zu  verstehen  sei".  Die  Er- 
klärung hierfür  ist  einfach:  die  -Steuerpolitik'"  ist  nicht  für  ABC -Schützen  ge- 
schrieben. 

§  274.  Das  Zollwesen  und  der  Staat.  —  Das  Zollwesen  wird  für 
den  Staat  ein  Mittel,  alle  seine  Zwecke,  welche  bei  der  Grenzüber- 
schreitung von  Sachgütern  wahrgenommen  werden  können,  zu  ver- 
folgen. Mit  seiner  Organisation  dient  das  Zollwesen  sogar  als  das 
Mittel,  den  internationalen  Personenverkehr  für  jeglichen  Staats- 
zweck abwehrend  oder  anziehend  zu  beeinflussen;  das  Pafs-  und 
Quarantänewesen  steht  von  je  in  enger  Berührung  mit  dem  Zollwesen. 

Der  Zolltarif  wird  u.  A.  gebraucht,  um  aus  allgemein  politischen 
Gründen  einer  irgendwie  ansteckenden  Litteratur  den  Eingang  zu  ver- 
wehren, um  dem  Luxus  Schranken  aufzuerlegen,  um  feindseligen  und 
gefährlichen  Nachbarn  Einräumungen  abzuzwingen  (Kampfzölle  im 
weitesten  Sinne  dieses  Wortes;,  ihnen  die  ganze  Sachgüterzufuhr  abzu- 
schneiden (Napoleons  I.  Kontinentalsperre),  um   hygienisch    Veterinär- 
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polizeilich  abzuwehren  und  zu  überwachen,  Pflanzenschädlinge  auszu- 
schliefsen  u.  s.  w.  Die  bedeutendste  „Seitenfunktion"  war  und  ist 
neuestens  wieder  der  sog.  „Schutz  der  nationalen  Arbeit." 

Eine  der  gewaltigsten  Wirkungen  des  Zollwesens  ist  Staaten-  und 
Machtbildung,  wie  hinwiederum  das  Zollwesen  in  seiner  Entwicke- 
lung  Produkt  des  Staatenwachstums  und  der  Machtbildung  ist.  Das 
Zollwesen  ist  Träger  und  Ergebnis  fortschreitender  staatlicher  Indivi- 
dualisierung grofser  Völker.  Um  einen  mächtigen  Staat  zu  bilden, 
bedarf  es  der  finanziellen  und  volkswirtschaftlichen  Einheit  des  Volkes. 
Dieser  intensiv  und  extensiv  wachsende  Zusammenschlufs  wird  durch 
die  gemeinsame  Aufsengrenze  im  Steuerwesen,  durch  die  Zolleinheit 
wesentlich  vollzogen,  und  dies  hat  zwei  Seiten:  nationale  Abgrenzung 
des  Sachgüterverkehrs  gegen  aufsen,  volle  Aufschliefsung  zur  Verkehrs- 
freiheit nach  innen.  Die  Zolleinheit  wird  aber  auch  vom  übrigen 
Staatsleben  und  von  der  Volkswirtschaft  aus  erzeugt.  Der  Staat  hat 
einen  stets  wachsenden  Bedarf,  wozu  er  der  durch  Zollabschlufs  gedeckten 
grolsen  Binnenaufwandssteuern  sowie  des  Zollertrages  selbst  benötigt. 
Die  Volkswirtschaft  aber  umgekehrt  erträgt,  je  weiter  und  rascher  der 
Saohgüterverkehr  ausholt,  desto  weniger  viele  und  enge  Zollgebiete. 
So  erhebt  sich  allmählich  zwar,  aber  mit  unaufhaltsamer  Notwendigkeit 
im  Entwickelungsgange  durch  die  fünf  Stufen  und  fünf  "Weiten  der 
Gemeinwesensbildung  die  nationale  Zolleinheit,  die  nach  aufsen  ge- 
wendet die  eine  Hauptseite  der  nationalen  Steuereinheit  darstellt. 

Andere  Verwaltungszweige  beeinflussen  von  innen  her  nicht  min- 
der gewaltig  die  Staatsentwickelung,  wie  namentlich  die  Rechts-, 
Justiz-  und  Polizeieinheit,  die  einheitliche  und  intensive  Pflege  der 
Religion,  der  Wissenschaft,  der  Kunst,  der  Volksbildung,  der  Verkehrs- 
anstalten. Allein  keine  derselben  wirkt  so  gewaltig  staatenbildend 
von  aufsen  her  negativ  abwehrend  und  positiv  zu-  und  aufnehmend, 
wie  der  Zollzusammenschlufs. 

Das  Zollwesen  als  Einwirkung  auf  den  internationalen  Waren- 
verkehr hat  zum  ebenso  wichtigen  Seitenstück  die  internationale  Ordnung 
des  internationalen  Personenverkehrs,  der  Aus-  und  Einwanderung, 
des  Reise-  und  Nachrichtenverkehrs. 

Das  Zollwesen  ist  nach  innen  betrachtet  eine  hervorragend  national- 
einheitliche, nach  aufsen  gewendet  eine  hervorragend  internationale 
Erscheinung,  gleichsehr  nach  dem  Bewirken  und  dem  Bewirktsein  der 
national  staatsrechtlichen  und  der  international  völkerrechtlichen  Pole 
des  Staatslebens.  Die  verschiedenen  Völker  bewirken  in  Anziehung  und 
Abstofsung  ganz  eigentümliche  Zollerscheinungen;  sämtliche  Faktoren 
des  Steuerwesens  werden  wir  davon  beherrscht  finden. 

Neben  dem  Zollwesen  steht  gleichzeitig  die  staatliche  Beeinflussung 
des  internationalen  Personenverkehrs,   über  beiden,  jedoch    durch  sie 
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operierend  das  internationale  Zusammen\yirken  der  Staaten  mit  ihrer 
ganzen  Macht  für  gemeinsame  Zwecke. 

§  275.  Die  Zoll-  und  die  Binnenbesteuerung  zusammen.  Die 
Zollgrenze.  —  Beide,  Zoll-  und  Binnensteuer,  stehen  nicht  gleichgiltig 
nebeneinander.  Sie  setzen  einander  voraus  und  sind  gegeneinander 
ins  Gleichgewicht  zu  bringen. 

Damit  die  grofsen  Binnenaufwandsteuern  gesichert  seien,  bedarf 
es  der  mindestens  ebenso  hohen  Verzollung  der  gleichartigen  Ausland- 
ware. Damit  die  Zölle  nicht  ab.sperrend  wirken  und  der  volle  zu- 
lässige Steuergesamtertrag  erreicht  werde,  müssen  umgekehrt  die  im 
Konsum  äquivalenten  Binnenerzeugnisse  mit  Binnensteuern  belastet 
werden.  Zur  Vermeidung  der  Doppelbesteuerung  heischt  die  Binnen- 
besteuerung den  Exportrückvergtitungsdienst  der  Zollbehörden,  und 
umgekehrt  ist  die  Freigebung  der  verzollten  Waren  von  der  gleich- 
artigen Binnenbesteuerung  erforderlieh.  Im  Tarife,  in  der  Organisation 
und  im  Verfahren  greifen  die  zwei  grofsen  Zweige  der  indirekten  Auf- 
wandbesteuerung ineinander.  Von  keiner  der  indirekten  Aufwand- 
steuern erhält  man  das  volle  Bild,  wenn  man  nicht,  wie  es  bereits  ge- 
schehen ist,  zusieht,  wie  dieselbe  Objektgattung  einerseits  von  der  Zoll-, 
anderseits  von  der  Binnenbesteuerung  angefafst  ist. 

Die  Zollgrenze.  —  Die  funktionelle  Bedeutung  der  Zölle  ist  im  wesentlichen 
bereits  klargelegt;  denn  sie  ist  in  der  steuersystematischen  Würdigung  der  Binnenauf- 
wandsteuern mit  enthalten.  Dagegen  ist  eine  Eigentümlichkeit  der  Organisation 
kurz  als  charakteristisch  hervorzuheben,  die  Zollgrenze. 

Eine  Aufsensteuergrenze  bietet  die  Grundlage  der  Zollverwaltung.  Man  ver- 
steht unter  der  Zollgrenze  den  für  den  freien  Verkehr  geschlossenen,  d.  h.  unter 
Steuerüberwachung  (Grenzwache )  gestellten  Grenzsaum  jedes  Zollgebietes.  Mittel 
und  Kontrollen  der  verschiedensten  Art  werden  im  -Grenzbezirke"  in  Anwendung 
gebracht,  um  keinen  zollpflichtigen  Gegenstand  unbemerkt  „in  den  freien  Verkehr-' 
gelangen  zu  lassen;  wo  die  Zollgrenze  Küstenzollgrenze  ist,  versehen  besondere 
Zollschiffe,  Zolldampfer  die  Zollwache  auf  Seen  und  Meeren.  Die  Funktion  des 
Grenzbezirks  hängt  natürlich  von  der  Beschaffenheit  der  Grenzgegenden,  der  Weg- 
samkeit,  den  Strafsenzügen  ab,  und  je  nachdem  ist  dem  Grenzbezirke  und  dem  Orte 
der  Überwachung  eine  verschiedene  Gestaltung  und  Breite  zu  geben. 

Die  Zollausschliisse  verfügt  man,  wenn  einzelne  Landesteile  ganz  abgetrennt, 
als  Enklaven  in  anderen  Ländern  liegen,  oder  wenn  einzelne  Spitzen  ausspringen: 
für  nach  aufsen  offene,  von  dem  eigenen  Staate  aus  wenig  zugängliche  Thäler, 
wie  z.  B.  die  deshalb  dem  deutschen  Zollgebiete  angeschlossene  Gemeinde  Jungholz 
in  Tirol,  für  die  grofsen  Handels-  und  Seeplätze  in  Frei  hafenstellung.  Nachdem 
Hamburg  und  Bremen  im  Jahre  1888  dem  Zollgebiete  angeschlossen  worden  sind, 
verblieben  in  Freihafenstellung  nur  noch  kleinere  Flächen,  dort  10  qkm,  in  Bremen 
nur  ein  Freihafenbecken  von  1,5  bis  2  km  Länge  und  0,3  km  Breite  mit  beiderseits 
anstofsenden  Schuppen  und  Lagerhäusern. 

Zollstrarsen.  Zollpflichtige  Gegenstände  dürfen  in  das  Zollgebiet  nur  auf  be- 
stimmten ZoUstrafsen  eingeführt  werden.  An  denselben  sind  Zolls tätten  errichtet, 
je  mit  den  durch  den  Umfang  und  die  Art  des  Verkehrs  bedingten  Abfertigungsbe- 
fugnissen, HauptzoUämtern,  Nebenämtern  verschiedener  Stufen.     ..Der  ganze  Grenz- 
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bezirk,  d.  i.  der  zunächst  innerhalb  der  Zoülinie  belegene  Raum  von  verschiedener 
durch  di'3  Örtlichkeit  bedingter  Breite,  unterliegt  besonderen  Verkehrskontrollen, 
um  dem  Schmuggel  auf  die  Spur  zu  kommen,  und  steht  mit  der  Grenze  selbst  unter 
Aufsicht  der  Grenzv?ac.he,  Bei  der  Zollstätte  ist  die  zollpflichtige  Ware  vorzu- 
zeigen und  über  dieselbe  eine  Deklaration  abzugeben,  welche  deren  tarifmäfsige  Be- 
schaffenheit sowie  ihr  Gewicht,  Mafs  oder  Stückzahl,  bei  Wertzöllen  den  Wert 
enthalten  soll.  An  die  Deklaration  reiht  sich  an  die  amtliche  Revision,  an  letztere 
die  Berechnung  und  Erhebung  des  Zolles.  Gegen  Versuche,  diesen  ganz  oder 
teilweise  zu  umgehen,  schützt  das  Zollstrafgesetz,  zu  dessen  vollständiger  und 
erschöpfender  Handhabung  Zollkartelle  mit  den  Nachbarstaaten  helfen  können, 
wodurch  sich  die  vertragenden  Staaten  gegenseitig  die  Verfolgung  und  Bestrafung- 
etwaiger    Zollvergehen    ihrer    Angehörigen    gegen    den    Nachbarstaat    zusichern." 

(V.    RiECKE). 

Bediug-theit  der  Zollgrenze  durch  die  jetzige  Transportteclmik.  Versetzt 
man  sich  in  eine  denkbare  Zukunft,  wo  —  etwa  mit  Hülfe  von  Aluminium  und 
Accumulatoren  —  die  ballonlose  Luftschifffahrt  eingerichtet  wäre,  dann  möchte  es 
mit  der  Zollgrenze  und  dem  Fortbestand  des  Zollwesens  nicht  gut  stehen.  Die  Nö- 
tigung zu  noch  gröfseren  Zoll-  und  Reichsgebieten  würde  wohl  sehr  stark  sein, 
doch  braucht  man  sich  den  Kopf  dieser  Zukunft  heute  wenigstens  nicht  zu  zer- 
brechen. 

Die  ZoHfreilager,  Eatrepots.  Ein  Gegenstück  zum  Grenzbezirke  ist  die 
Schaffung  kiiustUcher  Zollfreig-ebiete.  Das  sind  die  Zollfreilager  oder  Entrepots. 
(Öffentliche  Freilager  —  unter  amtlichem  Mietverschluss  stehende  Freilager,  sog. 
entrepots  fictivs,  ., Privatlager"). 

Die  Zollfreilager  sind  „Traiisitlager",  sofern  sie  die  Bestimmung  haben, 
solange  freien  Durchgang  für  die  eingelagerte  Ware  vorzubehalten,  bis  entschieden 
ist,  ob  sie  wirklich  in  ein  drittes  Land  wieder  aus-  oder  gegen  Zoll  in  den  inneren 
Konsum  übergeht.  —  Die  Zollfreilager  sind  nur  die  hauptsächlichste  Art  der  Steuer- 
freilager; andere  Steuerfreilager  nehmen  steuerpflichtige  Inlandprodukte  steuerfrei 
bis  zur  Ausfuhr  oder  bis  zum  versteuerten  Übergange  in  den  inneren  Konsum  auf 

Das  gehört  nicht  weseatlich  zur  Verzollung,  clafs  der  Zoll  vom 
Grenz  amt  selbst  bemessen  und  eingehoben  werde.  Das  Zollobjekt 
muls  nur  an  der  Grenze  angefafst,  kann  aber  auch  unter  den  erforder- 
lichen Begleitkontrollen  und  Zollverschlüssen  zur  Verzollung  an  Binnen- 
zollämter,  zur  sog.  Binnenabfertigung,  weiter  geleitet  werden. 

§  276.  Die  .,Arten"  der  Zölle.  —  Von  Zollarten  kann  hier  nicht 
im  Sinne  der  Erhebung  in  verschiedenen  Stadien  der  Objektbewegung 
die  Rede  sein.    Der  Zoll  ist  stets  Grenz-Transportbesteuerung. 

Man  zählt  aber  in  anderem  Sinne  verschiedene  Arten  der  Zölle  auf. 
Einmal  unterscheidet  man  nach  Finanz-  und  Seitenfunktion  1.  Finanz- 
zölle (Steuerzölle)  —  Schutzzölle.  Weiter  nach  der  Richtung  der 
Bewegung  des  Objektes  über  die  Grenze  2.  Einfuhr-,  Ausfuhr-, 
D  urchfuhrzölle. 

Weitere  Unterscheidungen  ergeben  sich  durch  Bezugnahme  auf  die 
vier  Hauptfaktoren  aller  Besteuerung,  nämlich 

was  die  Art  der  Normierimg  seitens  der  Steuergewalt  betrifft: 
3.  staatsrechtliche  oder  autonoFne  und  völkerrechtlich  geregelte  oder 
vertragsmäfsige  Zölle; 
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4.  was  die  subjektive  Steuerpflicht  betrifft:  Zölle  des  Ge- 
neraltarifs und  des  Specialtarifs,  oder  Allgemein-  und  Differentialzölle; 

5.  was  die  objektive  Steuerpflicht  betrifft:  Gebrauchs-,  — 
Verbrauchszölle,  gemeine  und  Luxuszölle,  Rohstoff-,  —  Halbfabrikat-, 
Fabrikatzölle ; 

endlieh  v^as  die  Art  der  Bemessung  der  Steuerlast  betrifft: 
6.  Wertzölle  und  Gewichtszölle. 

Schutzzölle.  Die  bedeutendste  aller  „Seitenbeziehungen''  (§  55  ff.)  des  Zoll- 
wesens ist  Anwendung  des  Zolles  als  Mittels  zum  Schutze  und  zur  Entwicklung  der 
nationalen  Produktion.  Dieselbe  wird  hier  übergangen,  da  sie  von  mir  mit  Beziehung 
auf  die  Handelsverträge  von  1891  eingehend  in  den  „Kern-  und  Zeitfragen"  be- 
handelt worden  ist.  (Daselbst  Ablehnung  der  GrCtreidezöUe).  Über  die  deutsche, 
die  österreichische  und  die  englische  Zoll-  und  Handelspolitik  der  neueren  Zeit 
vergl.  die  vorzüglichen  Werke  von  Zimmermann,  Beer  und  Fuchs,  auch  die 
Berichte  und  Gutachten  im  49.  Bd.  der  „Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik". 
—  Das  Detail  der  Handelsverträge  und  aller  Tarife  fortlaufend  in  dem  nie  ver- 
sagenden ..Deutschen  (früher  preufsischen)  Handelsarchiv."  —  Reichstes  zollges^hicht- 
liches  und  zollstatistisches  Detail  wieder  bei  A.  Wagner  (F.-W.  III). 

Einfuhr-,  Ausfuhr-  und  Durchfuhrzölle.  Erstere  wiegen  in  dem  modernen 
Staate  vor,  die  anderen  sind  sehr  zurückgetreten.  Besondere  Zuschläge  für  Waren, 
welche  nicht  direkt,  sondern  im  Zwischenhandel  über  andere  Länder  eingeführt 
werden,  spielten  namentlich  in  Frankreich  als  surtaxes  d'entrep 6t  eine  beträcht- 
liche Rolle. 

Rückzölle  (drawbacks)  sind  Rückvergütungen  vorher  wirklich  oder  angeblich 
entrichteter  Eingangszölle.  Dieselben  nehmen  den  Charakter  einer  verdeckten  Prä- 
mie an,  wenn  der  Nachweis,  dafs  die  ausgeführte  Ware  dieselbe  (identisch)  sei  mit 
einem  in  der  Einfuhr  belasteten  Objekte,  d.  h.  der  sog.  „Identitätsnachweis"  nicht 
gefordert  wird.  Die  zur  Rückvergütung  berechtigenden  Einfuhrscheine  (acquits 
ä  caution)  werden  Gegenstand  des  Handels,  verkauft  von  angeblichen  Rückexpor- 
teuren und  benutzt,  um  damit  für  wirkliche  Einfuhren  zollfrei  zu  werden.  Am 
frühesten  und  umfassendsten  in  Frankreich!  Neuestens  Aufhebung  des  Identitäts- 
nachweises für  Getreide  in  Deutschland. 

Über  die  verschiedenen  Arten  der  Zölle  s.  namentlich  die  Arbeiten  von  Lexis 
(u.  A.  die  Artikel  in  Conrads  Handwörterbuch). 

2.  Kapitel.    Die  Faktoren  der  Grenzbesteuerung. 

§  277.  /.  Die  Ausübung  der  Steuergewalt.  Autonome  und  Ver~ 
tragszülle.  Die  Steuergewalt  ist  im  Zollwesen  einfach  geregelt.  Zu- 
ständig ist  nur  die  Reichs-  oder  Einheitsstaatsgewalt.  Das  ist  wenig- 
stens so,  wo  ein  Reich  zur  handelspolitischen  Einheit  gelangt  ist.  Das 
Territorienreich  wies  selbst  in  Frankreich  noch  bis  zur  ersten  Revolu- 
tion hin  selbständige  Provinzialverzollung  auf;  in  Deutschland  ist  die 
Einheit  des  Zollgebietes  und  der  Zollgewalt  vollständig  erst  mit  dem  Jahre 
1871  erreicht  worden.  Die  Einheit  der  Zollgcwalt  schliefet  nur  nicht  aus, 
dafs  neben  dem  Zolle  noch  innere  Kommunalaufwandsteuern  erhoben 
werden,   oder  wenn  diese  ausgeschlossen   werden    sollen,    dafs  Über- 
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Weisungen  aus  den  Zöllen  an  die  Bundesg-liedstaaten  und  Kommunen 
stattfinden. 

So  einfach  die  Zuständigkeit  der  Steuergewalt  sich  regelt,  so  völlig 
eigenartig  ist  das  Wesen  der  Zollgewalt  in  Völker-  und  in  staatsrecht- 
licher Hinsicht.  An  der  Grenze  gehen  eben  die  nationalen  Wirtschafts- 
körper zu  internationalem  Sachgüterverkehr  in  einander  über.  Die 
den  Inhalt  dieses  Völkerverkehrs  ausmachenden  Warentransporte  bilden 
aber  den  eigentlichen  und  besonderen  Gegenstand  der  Grenzbesteue- 
rung.  Es  kann  daher  beim  Zollwesen  ohne  völkerrechtliche  Regelung 
und  völkerrechtliche  Kampfformen  nicht  abgehen. 

Hierfür  giebt  es  nun  zwei  äufserste  Gestaltungen:  die  völlig  auto- 
nome staatsrechtliche  und  die  lediglich  völkerrechtliche  Ordnung  des 
Zollwesens.  Bis  jetzt  schwanken  hierin  die  Staaten,  welche  dem  Finanz- 
den  Schutzzoll  mehr  oder  weniger  zugesetzt  haben,  hin  und  her. 

Auf  der  einen  Seite  finden  sich  festere,  das  ganze  Zollwesen  um- 
fassende Vertragszusammenschlüsse  auf  längere  Dauer  mit  periodischer 
Erneuerung.  Dies  ist  heute  noch  das  Verhältnis  der  zehnjährigen 
Zoll-  und  Handelsverträge  zwischen  Oesterreich  und  Ungarn  und  war 
das  Verhältnis  der  zum  Zollvereine  geeinten  deutschen  Staaten  bis  zur 
Gründung  des  Deutschen  Reiches.  Eine  Erscheinung  dieser  Art  war 
auch  das  zoll-  und  handelspolitische  Verhältnis,  welches  auf  Grund  des 
Vertrages  vom  19.  Februar  1853  von  1854  bis  1865  zwischen  Oesterreich 
und  dem  Zollvereine  bestanden  hatte. 

In  England  ist  eine  grofse  Partei  für  engere  Zollzusammenschlüsse 
mit  den  jetzt  zollautonomen  britischen  Kolonien  (näheres  „Kern-  und 
Zeitfragen"  II),   für  ein  zoll-  und  handelspolitisches  „Greater  Britain." 

Wie  weit  in  der  Zukunft  die  mitteleuropäischen  Staaten,  um  sich 
der  handelspolitischen  Übermacht  des  riesigen  östlichen  und  transatlan- 
tischen Zollgebietes  zu  erwehren,  völkerrechtlich  zu  einem  beständigen 
Zollvereine  vereinigen  werden,  ist  noch  nicht  abzusehen.  Geschehen 
könnte  es  mit  Hülfe  von  Zwischenzolllinien,  welche  innerhalb  der  ge- 
meinsamen Aufsengrenze  ebenso  fortbestünden,  wie  bis  heute  im  Deut- 
schen Reiche  für  Bier  und  Malz  die  Übergangssteuerlinien  fortbestehen, 
ohne  jegliche  Gefährdung  der  National-  und  Finanzunabhängigkeit. 
Über  die  Zweckmäfsigkeit  läfst  sich  nicht  allgemein  urteilen;  das  heifst 
die  entwickelungsgeschichtlichen  Nötigungen  zur  Verwachsung  sind 
örtlich  und  zeitlich  wechselnd. 

Auf  der  anderen  Seite  besteht  die  rein  staatsrechtliche  Gestaltung, 
welche  jede  völkerrechtliche  Bindung  des  Tarifes  und  der  Zollordnung 
ausschliefst,  aber  auch  einem  unruhigen  und  unaufhörlichen  Zollkriege 
aller  Staaten  und  innerhalb  der  Staaten  der  verschiedenartigen  natio- 
nalen Produktions-  und  Konsumentenkreise  gegeneinander  Thür  und 
Thor  offen  hält.     In  Zeiten  nationaler  Erregung  und  Avilder  Agitation 
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der  Sonderiiiteresseü  wird  die  volle  Autonomie  lebhafte  imd  erfolgreiche 
VerteidiguDg  finden. 

Es  giebt  aber  ein  Drittes:  [Die  Bindung  einzelner  Tarifposten 
in  Verträgen  auf  längere  Dauer  (meist  12  Jahre),  so  dafs  für  einige  Zeit 
Sicherheit  und  Berechenbarkeit  dem  internationalen  Verkehr  zu  teil 
wird.  Dieses  System  liegt  dem  deutschen  Tarife  von  1891  zu  Grunde, 
welcher  sich  als  autonomer  Tarif  mit  Zusatz  von  Tarifbindung  zwischen 
Deutschland  und  seinen  Kontrahenten  (Oesterreich ,  Italien,  Schweiz, 
Rufsland)  bis  1903  darstellt. 

Ich  habe  dieses  System  in  den  „Kern-  undJZeitfragen"  I  zustimmend  gewürdigt. 

Eine  eigentümliche  vierte  Gestaltung  ist  diejenige  der  Autonomie 
mit  Meistbegünstigungsverträgen.  Hierbei  erleidet  die  staats- 
rechtliche Zollautomie  eine  Beschränkung  allgemeinen  Inhalts.  Der 
Meistbegünstigungskontrahent  erlangt  durch  die  Meistbegünstigungs- 
klausel jeglichen  Vorteil,  welcher  den  Angehörigen  irgend  einer  dritten 
Macht  eingeräumt  ist  oder  künftig  eingeräumt  wird ;  zum  Entgelt  hierfür 
unterwerfen  sich  die  Steuergewalten  des  anderen  Kontrahenten  derselben 
Beschränkung. 

Der  Freihandelsschule  ist  letzteres  System  ans  Herz  gewachsen.  Von 
der  Voraussetzung  aus,  dafs  sämtliche  Staaten  immer  mehr  dem  Frei- 
handel zuneigen  würden,  mit  Recht;  [denn  dann  würde  unter  Ver- 
meidung aller  komplizierten  Formen  völkerrechtlicher  Zollgemeinschaft 
der  sogenannte  Freihandel,  die  internationale  Verkehrsfreiheit  in  der 
einfachsten  Weise  die  Welt  erobern.  Es  ist  nur  bedauerlich,  dafs  die 
erwähnte  Voraussetzung  nicht  zutrifft.  Wenn  nämlich  von  den  zwei 
Partnern  der  Meistbegünstigungserträge  der  eine  nur  Generalzölle 
und  zwar  hohe,  schwankende  Generalzölle  festhält  oder  wieder  ein- 
führt, der  andere  aber  dem  „Freihandelsziel"  (?)  zusteuert,  so  wandelt 
sich  die  Meistbegünstigung  thatsächlich  in  Alleinbegünsti- 
gung des  minder  liberalen,  prohibitiveren  Kontrahenten 
um.  Absoluter  Freihandel,  mit  Abschaffung  auch  der  Fi- 
nanzzölle, ist  ohne  Unionen  staatsrechtlicher  Art  über- 
liaupt  nicht  denkbar.  Allein  selbst  der  relative  Freihandel,  d.  h. 
Freihandel  ohne  Finanzzollgemeinschaft,  ist  für  die  ganze  Welt  und 
für  alle  Zeit  —  das  zeigt  die  jetzige  Schutzzollhochflut  auf  dem  euro- 
päischen Kontinent  und  in  Nordamerika  —  doch  keinesfalls  in  sichere 
Aussicht  zu  nehmen. 

Unter  solchen  Umständen  ist  die  unkündbare  Meistbegünsti- 
gung sklausel,  wozu  Deutschland  gegenüber  Frankreich,  in  anfechtbarer 
Weise  auch  gegen  die  Verein.  Staaten  gebunden  ist,  als  Fessel  einer 
Handelspolitik  anzusehen,  welche};Mitteleuropa  hindert,  zu  dem  möglichen 
relativen  Freiliandel  sich  zusammenzuschliefsen ,  um  der  handelspoliti- 
schen Verzwergung  zu  entgehen  und  Russland,   den  Verein.  Staaten  und 
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eventuell  dem  „Greater  Britaiii"  ebenbürtig*  gegentiberlreten  zu  können. 
Diese  sehr  lästige  Fessel  "wäre  ehestens  abzustreifen. 

Ein  wichtiges  Mittel,  die  Meistbegünstigung;  zu  erzwingen,  sind  die 
„Kampfzoll" -Paragraphen  der  neuesten  Tarifgesetze  fast  aller 
Länder,  d.  h.  Vorbehalte  von  Retorsionszuschlägen  gegen  fremde  Zoll- 
unbill, geworden. 

Der  Artikel  12  des  Franhfiirter  Friedens  ist  von  dem  französischen  Unter- 
händlern als  „leerer  Becher"  bewufst  gereicht  worden  (vergl.  in  „Kern-  und  Zeit- 
fragen" I).  Nach  diesem  Vertrage  räumen  sich  Deutschland  und  Frankreich 
wechselseitig  die  Meistberechtigung  bezüglich  ^der  Begünstigungen  ein,  welche  in 
Handelsverträgen  mit  England,  Belgien,  den  Niederlanden,  der  Schweiz,  Oesterreich 
und  Rufsland  gewährt  werden. 

Die  mitteleuropäische  Zolleiuig'uiig'  halte  ich  heute  noch  für  eine  unumgäng- 
liche Bedingung  unserer  handelspolitischen  Zukunft.  Das  Stück  Weges  hierzu,  wel- 
ches durch  den  Februarverfrag  von  1853  zwischen  Deutschland  und  Oesterreich  bereits 
gewonnen  war,  ist  freilich  auch  durch  den  extrem  schutzzöllerischen  Wider- 
stand der  deutschen  Agitatoren  (M.  Mohl,  Keestoef  u.  s.  w.)  gegen  den  französi- 
schen Handelsvertrag  von  1862  verdorben  worden.  Ohne  jede  Gefährdung  der  poli- 
tischen Unabhängigkeit  der  Bundesgenossen  war  periodisch  erneuerte  Vertragszoll- 
gemeinschaft möglich.  Wenn  doch  in  den  Prager  Frieden  die  eben  erwähnte 
Meistbegünstigungsklausel  des  ..Frankfurter  Friedensvertrages"  gekommen,  aus  diesem- 
aber  weggeblieben  wäre! 

Die  Erlangung  von  beschränkter  Vertragsgemeinschaft  für  einzelne  Staaten- 
gruppen mit  periodischer  Erneuerung  scheint  mir  ungleich  weniger  utopisch 
zu  sein  und  dem  Gesetze  des  staatlichen  Wachstums  (Bau  und  Leben,  14.  Buch, 
9.  Abteilung)  weit  mehr  zu  entsprechen,  als  die  Hoffnung  auf  sofortigen  und  dauern- 
den Weltfreihandel  im  Wege  der  Meistbegünstigungsklausel.  Dann  wäre  zugleich 
die  dauernde  Abschaffung  des  Ausfuhrprämien-Unfuges  der  Branntwein-  und  Zucker- 
besteuerung zu  erwarten. 

§  278.  IL  Die  subjeTcüve  Zollyfiicht.  General-  und  Differential- 
zölle. —  Die  subjektive  Steuerpflieht  zeigt  im  Zollwesen  eine  Eigen- 
tümlichkeit, welche  ebenfalls  mit  der  internationalen  Bedeutung  der 
Zölle  im  engsten  Zusammenhange  steht.  Zwar  individuell  gilt  für  den 
Einzelnen  Allgemeinheit  und  Gleichmäfsigkeit  der  Steuerpflicht,  allein 
länder-  und  nationenweise,  für  ganze  Herkunftsmassen  der  Waren, 
„Provenienzen"  genannt,  besteht  sie,  so  weit  Meistbegünstigung  fehlt, 
nicht.  In.  den  Artikeln  des  sog.  „General-  oder  Normaltarifes"  ist  sie 
eingeräumt,  in  den  „Specialtarifen"  aber  ausgeschlossen.  Besonders 
ausgebildet  besteht  heute  noch  die  Verschiedenheit  der  Zollpflicht  unter 
allerlei  Benennungen  und  aus  verschiedenen  schütz-  wie  kolonial- 
politischen Gründen  in  Frankreich. 

§  279.  III.  Die  odjeJctive  ZoUpflicht  —  ist  ebenso  zu  beurteilen 
wie  die  Steuerpflicht  für  [Gegenstände  der  binnenländischen  Hervor- 
bringung. Es  handelt  sich  steuertheoretisch  in  erster  Linie  um  den 
Grad  der  Steuerbarkeit  der  Artikel,  während  die  Manipulation  der 
Zollverwaltung  für  das  Zolltarifverzeichnis  eine  technisch-merkantile 
Gliederung  nach   der  Beschaffenheit  der  Waren  verlangen,  wird.    Die 
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unsteuerbareii,  wenig-  steuerbaren,  unergiebigen  Objekte  sind  thunlichst 
auszuscheiden.  Dagegen  ist  die  Einfachheit  des  englischen  Elfartikel- 
tarifes  steuertheoretisch  keinesweg  als  ein  idealer  Zustand  anzusehen, 
sofern  er  steuerbare  und  ergiebige,  daher  steuersystematisch  pflichtige 
Artikel  dennoch  entschlüpfen  läfst. 

Als  unsteuerbar  sind  für  die  Verzollung,  wie  für  die  Binnenbe- 
steuerung Brot,  Brot  Stoffe,  gemeine  Nahrungsmittel  überhaupt  anzu- 
sehen; die  1879  eingeführten,  1885  und  1S87  gesteigerten  Getreidezölle  be- 
deuten einen  Rückschritt,  welcher  (vergl.  3.  B.  3.  H.-A.)  zwar  nicht  plötz- 
lich, aber  sicher  zurückgethan  werden  kann.  Unsteuerbar  erscheinen  die 
Rohstoffe,  die  Litteratur-  und  Kunstgegenstände,  viele  gemeine  Chemi- 
kalien. Grut  mittelzollbare  Artikel  sind  die  Kolonialwaren  und  Süd- 
früchte, Kaviar  und  Edelseefische,  Getränke,  Fleischwaren.  Hochsteuer- 
bare Artikel  sind  die  zahlreichen  Gegenstände  des  feinen  Gebrauchs-  und 
Verbrauchsluxus,  wie  Web-  und  "Wollwaren,  Putzwaren,  Kurzwaren, 
Delikatessen. 

Jeder  festländische  Zolltarif  gestattet  dem  Leser  die  eigene  Klassi- 
fikation. Zu  einem  festen  Abschlufs  der  objektiven  Steuerpflicht  ist  es 
noch  in  keinem  Staate  gekommen.  Ob  die  objektive  Einfachheit  des 
englischen  Tarifes  von  Bestand  sein  wird,  ist  nicht  mit  Sicherheit  ab- 
zusehen. Die  besonders  lehrreiche  Geschichte  der  Einschränkung  der 
objektiven  Zollpflieht  in.  England  ist  in  vorzüglicher  Weise  dar- 
gestellt bei  A.  Waöner  (III,  §§  141—150). 

Die  technisch  •  kommerzielle  Tarifgliederung:  Oesterreich  -  Ungarns.  Der 
österreichisch-ungarische  Tarif  ist  einer  der  technologisch  und  administrativ  rationellst 
gegliederten  Zolltarife.  Derselbe  hat  neunzehn  Tarifklassen  (vergl.  v.  Riecke  bei 
Schön berg  III). 

.  §  280.  IV.  Die  ZoUhelasfung,  Geickhtsz'ölle  {Mafszölle)  und  Wert- 
zölle. —  Die  Zollbelastung  ist  in  beharrlichem  Scliwanken  begriffen, 
weniger  was  die  Steuer-,  als  was  die  Seitenfuuktionen  des  Zolles  betrifft; 
es  ist  hier  ausgeschlossen,  diesem  Schwanken  zu  folgen.  Thatsache  ist, 
dafs  abgesehen  von  England  gerade  Deutschland  seine  Finanzzölle 
bis  jetzt  niedriger  gehalten  hat,  als  alle  übrigen  festländischen  Staaten. 
Vergl.  hierzu  die  Nachweisungen  in  meinen  „Kern  und  Zeitfragen-  I,  239  —  247. 

Die  Aufgabe  ist,  nur  die  steuerbaren,  dabei  steuertechnisch  fafs- 
baren  und  steuerökonomisch  lohnenden  Objekte,  diese  aber  nach  dem 
Mafse  ihrer  Steuerbarkeit  zu  fassen.  Wo  die  Steuerbarkeit  mit  der 
Warenqualität  (Feinheit)  als  progressiv  steigend  angenommen  werden 
darf,  ist  der  Zollsatz  entsprechend  zu  steigern,  das  sog.  Gradationszoll- 
system anzuwenden. 

An  und  für  sich  scheint  der  Wert  der  Ware  den  durchgreifend 
richtigen  Mafsstab  für  die  Zollbemessung  abzugeben,  die  sog.  Wert- 
verzollung  in  Prozenten  des  Objektwertes,  mit  Abstufung  der  Prozent- 
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Sätze  nach  Mafsgabe  der  Objektgattungeu.  und  der  Qualitäten  sich  zu 
empfehlen.  Indessen  begegnet  die  Wertverzollung  in  der  Praxis  auch 
grofsen  Schwierigkeiten,  und  die  gröfste  der  letzteren  ist,  dafs  die 
richtige  Deklaration  von  Auslanderzeugnissen,  Vielehe  bei  der  Grenz- 
besteuerung obenan  in  Frage  stehen,  durch  Buchungs-  und  andere  Kon- 
trolle sich  nicht  sichern  läfst.  Daher  haben  die  „Malszölle",  gewöhnlich 
Gewichts-  oder  specifische  Zölle  genannt,  d.  h.  die  nach  der 
Gattung  und  Beschaffenheit  der  Waren  per  Mafs-  und  Gewichts- 
einheit oder  per  Stück  (sog.  „Stückzölle")  erhobenen  Grenzabgaben 
immerfort  die  umfassendere  Anwendung  in  den  meisten  Staaten  behauptet. 
Ob  die  Verzollung  Wert-  oder  Gewichtsverzollung  ist,  so  mufs  sie 
praktisch  starke  Nebenrücksichten  auf  den  Grad  der  steuertechni- 
schen Fafsbarkeit  des  Objektes  nehmen,  da  bei  hohem  Werte  in 
kleinem  Volumen  (Uhren,  Spitzen,  Edelmetalle  u.  dergl.)  mit  der 
Höhe  des  Zollsatzes  der  Anreiz  zu  erfolgreichem  Schmuggel  wächst. 

Immerhin  ist  zu  bemerken,  dafs  ein  so  hervorragender  Praktiker  wie  der  ein- 
stige Sektionschef  des  österreichischen  Zollwesens,  v.  Hock,  den  Wertzöllen 
theoretisch  den  Vorzug  giebt.  Derselbe  vergifst  freilich  in  seiner  glänzenden  Dar- 
stellung dieser  Materie  („Abgaben  und  Schulden")  nicht,  auch  die  Schwierigkeiten 
hervorzuheben:  Unsicherheit  der  Wertcertifikate,  ungenügende  Warenkunde  der 
Zollbeamten,  mifsbräuchliche  Ausübung  des  Vorkaufsrechtes  der  Beamten,  auf  der 
andern  Seite  die  Versuche,  dieses  Vorkaufsrecht  wertlos  zu  machen,  indem 
z.  B.  bei  einer  Verzollung  nur  vereinzelte,  an  sich  wenig  wertvolle  Bestandteile 
vorgeführt  werden  (nur  Untertassen,  linke  Handschuhe),  namentlich  aber  die 
Schwankungen  und  Ungleichheiten  in  der  Wertbestimmung,  welche  den  Handel  aus 
seinen  natürlichen  Bahnen  an  jene  Orte  ableiten,  wo  sie  niedrigst  taxiert  sind.  Gleich- 
wohl empfiehlt  v.  Hock  die  Wertzölle  für  solche  Staaten,  bei  welchen  der  zollpflichtige 
Verkehr  in  wenigen  sehr  grofsen  Ämtern  sich  zusammendrängt.  Aber  bei  Staaten, 
wie  Oesterreich  und  der  Zollverein,  wo  der  Verkehr  sich  in  eine  grofse  Zahl 
kleiner  Ämter  teilt,  wären  Wertzölle  praktischer  Weise  die  unzweckmäfsigste  Art 
der  Zollbelegung.  Hier  bleibe  nichts  übrig,  als  specifische  Zölle  festzusetzen, 
solche,  welche  nicht  nach  dem  Werte  der  Ware,  sondern  in  gewissen  mit  dem  Werte 
im  Zusammenhange  stehenden,  durch  äussere  Merkmale  bestimmten  Abstufungen 
nach  dem  Gewichte  oder  überhaupt  nach  der  Menge  der  Ware  sich  richten.  Man 
unterscheide  z.  B.  bei  Baumwollgeweben,  ob  sie  roh,  appretiert,  bedruckt,  dicht  oder 
undicht  sind,  und  bestimme  für  jede  dieser  Arten  einen  eigenen  Gewichtszoll.  „Ob 
aber  die  Zölle  specifische  oder  Wertzölle  sind,  sie  müssen  in  dem  Mafse,  als  die 
Waren  denselben  Wert  in  einem  kleineren  Gewichte  und  Volumen  zusammendrängen, 
niedriger  werden,  und  es  giebt  in  jedem  Staate  eine  gewisse  Grenze,  welche  ihr  Aus- 
maCs  nicht  ungestraft  überschreiten  darf.  Waren  von  hohem  Werte  bei  ge- 
ringem Volumen  werden  so  leicht  verborgen  u  nd  verführt,  dafs  schon 
ein  sehr  geringerZoll  die  Verlockung  zumSchmuggel  hindern  kann." 
Die  Praxis  der  Verein.  Staaten,  die  Wertdeklaration  eidlich  bekräftigen  zu  lassen, 
führt  zu  massenhaftem  Steuermeineide,  wie  die  dortige  ähnliche  Praxis  in  der 
direkten  Besteuerung. 

Der  Zollertrag  ist  relativ,  d.  ih.  anderen  Steuern  gegenüber,  grots  in 
jungen  Staaten.  Er  wuchs  jüngst  in  Frankreich  und  in  Deutschland,  wesent- 
lich durch  die  Einführung  hoher  Lebensmittelzölle.     Dagegen  sind  nach  A.  Wag- 
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NEE  die  Zolleinkünfte  Grofsbritanniens  und  Irlands  im  Gesamterträge 
seit  den  französischen  Kriegen  von  22  bis  23,5  auf  etwa  20  Mill.  Pfd.  Sterl. 
gesunken.  Sie  bilden  demgemäfs  eine  kleinere  Quote  der  gesamten  Staatsein- 
künfte und  speciell  der  Steuererträge  als  ehedem  (jetzt  von  letzteren  etwa  '/<> 
früher  über  Vs)-  Dies  ist  die  "Wirkung  der  freihändl  erischen,  die  Schutzzölle 
beseitigenden  und  die  Finanzzölle  ermäfsigenden  und  auf  wenige  Hauptartikel 
beschränkenden  Handels-  und  Zollpolitik,  aber,  bei  den  eingetretenen  grofsen  ZoU- 
rednktionen,  auch  ein  Zeichen  enorm  gesteigerter  Einfuhr  und  Konsums  der  wenigen 
noch  bezollten  Artikel. 


Sechste  Abteilung-.    Zur  ..Kritik  der  Aufwandbesteuerung." 

§  281.  Zusammenfassung.  —  Die  Kompendien  pflegen  gerade  den 
Aufwandsteuern,  die  dann  auch  als  „die"  indirekten  Steuern  bezeichnet 
werden,  einseitig  Kritik  zu  widmen.  Wir  haben  die  Kritik  im  ganzen 
Verlaufe  der  bisherigen  Darstellung  bereits  gegeben  und  daher  hier  nur 
die  Aufgabe,  das  Zerstreute  nochmals  kurz  zusammenzufassen  und  ein- 
heitlich dem  leitenden  Gedanken  gegenüberzustellen. 

Wir  sind  beztiglich  der  Aufwandbesteuerung,  wie  sie  jetzt  be- 
steht, wahrlich  so  wenig  -optimistisch",  wie  bezüglich  der  direkten 
Besteuerung,  deren  Ertragssteuern  uns  als  fernerhin  unhaltbar  und 
deren  Generalsteuern  als  der  Vervollkommnung  im  ganzen  und  im  ein- 
zelnen noch  sehr  bedürftig  erschienen  sind.  Der  jetzigen  Aufwand- 
besteuerung haftet  eine  grofse  Unvollständigkeit  an,  indem  das  steuer- 
barste Objekt,  der  Gebrauchskonsum  wenigstens  in  der  Binnenbesteue- 
rung, so  gut  wie  A-ollkommen  frei  ausgeht,  und  indem  in  der  Grenz-, 
wie  in  der  Binnen- Verbrauchsbesteuerung  die  Verhältnismäfsigkeit  der 
Belastung  der  verschiedenen  Objekte  nach  dem  Mafse  der  Steuerbar- 
keit sehr  viel  zu  wünschen  übrig -läfst.  Dazu  kommt,  dafs  gerade 
in  neuerer  Zeit  das  Zoll-  und  Steuerwesen  durch  Mifsbrauch  für  — 
überdies  ihren  Zweck  notwendig  verfehlende  —  „Seitenfunktionen", 
so  namentlich  bei  der  Zucker-  und  Branntweinbesteuerung,  arge  Ver- 
bildungen  erfahren  hat.  Wir  haben  letztere  allerdings  nicht  lediglich 
auf  das  Kerbholz  der  erneuten  Hochschutzpolitik  und  nicht  der 
Steuerpolitik  zu  nehmen  gehabt;  die  Politik  steht  dem  Exportprämien- 
unfuge dritter  Staaten  in  Notwehr  gegenüber  und  arbeitet  unter  wid- 
rigen parlamentarischen  Verhältnissen.  Von  einer  sanguinischen  Auf- 
fassung der  bestehenden  Aufwandbesteuerung  haben  wir  uns  jedoch  fern 
gehalten,  und  den  berüchtigten  Mafslosigkeiten  der  älteren  Accisen 
haben  wir  schon  in  der  „A.  St.  L."  schonendere  Beurteilung  so  wenig 
angedeihen  lassen  können,  als  dies  von  irgend  einer  anderen  Seite 
geschehen  ist. 

Das  aber  können  wir  nicht  aufgeben,  dafs  es  uns  als  eine  von  Hause 
aus  verfehlte  Auffassung  erscheint,  die  Aufwandsteuern,  die  in  unserem 
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Sinne  indirekten  Steuern  überhaupt,  als  ihrem  Wesen  nach  grnnd- 
verdächtig-  anzusehen,  und  anrüchig  zu  finden.  Zwar  hat  Lassalle  in 
seinem  „Arheiterprogramme"  vollständig  Recht  gehabt,  in  der  bisherigen 
Aufwandsbesteuerung  einseitige  Belastung  der  arbeitenden  Klassen  durch 
die  Reichen,  namentlich  durch  „das  Kapital''  zu  erblicken,  allein  nicht 
einmal  den  Beweis  hat  er  erbracht  oder  auch  nur  angetreten,  dafs  sich 
durch  bessere  Regulierung  der  Aufwandbesteuerung,  namentlich  der 
Gebrauchsluxus  besteuerung  der  Mifsbrauch  nicht  heben,  nicht  vielmehr 
in  eine  Schonung  der  unteren  Klassen  umbiegen  lasse;  wir  haben  an- 
deuten können,  daXs  gerade  die  Aufwandbesteuerung  durch  festes  An- 
fassen des  Gebrauchsluxus  in  beweglichen  "Werten  der  Steuerpolitik 
eine  gute  und  hervorragend  „demokratische"  Wendung  verschaffen  würde. 

In  keiner  Weise  vermöchten  wir  den  direkten  Steuern  „an  sich" 
einen  Vorzug  vor  den  indirekten  Steuern  einzuräumen.  Beide  sind 
eigenartige  und  eigenwertige  Glieder  des  ganzen  Steuer^ 
Systems,  haben  einander  nötig  und  setzen  einander  voraus. 
Jede  der  beiden  Steuergattungen  ist  in  ihrer  deckungs^ 
und  steuersystematischen  Hauptfunktion  durch  die  andere 
nicht  zu  ersetzen,  wogegen  in  der  Nebenfunktion  jede  die 
andere  mehr  oder  weniger  ergänzt.  Das  aber  ist  das  Ent- 
scheidende. 

So  kleine  Gesichtspunkte,  wie  den  Vorteil  der  „bequemen"  Zah- 
lung der  Verbrauchssteuern  in  kleinstem  Betrage  mit  jedem  Schlucke 
Bier,  jedem  Bissen  Nahrung,  jeder  Tasse  Thee  braucht  man  für  die  in- 
direkte Besteuerung  gar  nicht  anzuführen.' 

Ebensowenig  gegen  sie  dies,  dafs  man  damit  das  Volk  über  die 
aufgebürdete  Last  hinwegtäusche,  was  doch  heute  gar  nicht  mehr  mög- 
lich und  bei  kräftiger  direkter  Besteuerung  daneben  auch  nicht  richtig 
ist.  Oder  dies,  dafs  der  Konsument  sie  ablehnen  könne,  welchem  Übel- 
stande  die  volle  gute  Objektauswahl  und  der  Zusatz  der  Bereicherungs- 
besteuerung gründlich  vorbeugen  können.  Oder  dies,  dafs  die  Über- 
wälzung der  Vorschufsbesteuerung  weit  weniger  gesichert  sei,  als  die 
wirkliche  Tragung  der  „direkten"  Steuern;  dieses  Übel  wird  bei  Frei- 
lassung der  unsteuerbaren  Konsume  für  die  Regel  nicht  zutreffen,  wie 
umgekehrt  das  Hängenbleiben  der  direkten  Steuern  für  die  Regel  nur 
dann  gesichert  sein  wird,  wenn  die  Steuersätze  der  letzteren  ziemlich 
mälsig  bleiben  und  die  Einkommensquellen,  namentlich  die  Löhne, 
nicht  eben  im  Aufsteigen  sich  befinden.  Mit  den  diesbezüglichen  Grün- 
den ist  gegen  die  indirekte  Besteuerung  nichts,  wenigstens  nicht  mehr, 
als  gegen  die  direkte  Besteuerung  auszurichten.  Und  so  ist  es  auch 
mit  den  Gründen  der  Steuertechnik  und  der  Steuerökonomie,  mit  dem 
Einwand  der  Härte,  dem  „lästigeren  Eindringen"  u.  s.  w. 

Solche  Gesichtspunkte  sind  unzureichend,  für  oder  wider  eine  Ent- 


362  Zweites  Buch.    III.  Hauptabschnitt.    Erste  Abteilung. 

Scheidung  zu  geben.  Die  sämtlichen  obersten  Steuergrundsätze  unseres 
§  58  spreclien  nicht  mehr  und  nicht  weniger  gegen  indirekte,  als  gegen 
direkte  Besteuerung,  nur  durch  Kombination  beider  Steuergattungen 
lassen  sie  sich  mit  der  menschenmöglichen  Vollkommenheit  verwirk- 
lichen; das  dürfte  unsere  ganze  Darstellung  ergeben  haben. 

Man  darf  sich  nur  einfach  vorstellen,  wie  heillos  die  direkte  Be- 
steuerung durch  völlige  Beseitigung  der  indirekten  Steuern  verdorben 
werden  würde,  wie  völlig  erfolglos  die  Anläufe  der  Franzosen  zur  Be- 
seitigung der  indirekten  Steuern  ausgefallen  sind,  wie  wenig  bei  als- 
dann notwendigen  mafslosen  Sätzen  der  direkten  Besteuerung  die  all- 
gemeine und  gleichmäfsige  Belastung  erreicht  werden  könnte,  wie  un- 
widerstehlich unter  derselben  Voraussetzung  der  Defraudationsreiz  wer- 
den, also  unmittelbar  das  unbewegliche  Vermögen  durch  erfolgreiche 
Hinterziehungen  seitens  des  Mobilkapitals  überbürdet  werden  würde,  — 
man  braucht  nur  diese  Gesichtspunkte  sich  nochmals  zu  vergegenwär- 
tigen, um  von  einer  grundsätzlichen  Abschätzung  der  indirekten,  nament- 
lich der  Aufwandsbesteuerung  gegenüber  der  direkten  Besteuerung  zu- 
rückzukommen. Der  „Optimismus"  liegt  ganz  auf  der  Seite  der  ein- 
seitigen Lobredner  der  direkten  Steuern. 

Den  bestehenden  schlechten  Aufwandsteuern  kann  man  aber, 
wie  den  schlechten  direkten  Steuern  nicht  genug  Pessimismus  entgegen- 
setzen, bis  sie  gefallen,  und  die  Lücken  nicht  offen  genug  aufdecken, 
bis  sie  gefüllt  sein  werden. 


III.  Hauptabschnitt.  Die  Bereicherungs-  oder  sog.  „Verkehrs- 

stenern". 

Erste  Abteilung.    Die  Bereicherungssteuern  überhaupt. 

1.  Kapitel.    Wesen  und  Arten. 

§  282.  Übersicht.  —  In  diesem  dritten  Hauptschuitte  des  zweiten 
Buches  kommen  drei  weitere  Gattungen  von  Abgaben  in  Betracht,  welche 
weder  direkte  Steuern  noch  Konsumsteuern  sind,  unter  sich  selbst  zwar 
verwandt,  aber  wieder  in  wesentlichen  Zügen  verschieden  steuersyste- 
matisch und  steucrteclinisch  ineinander  überlaufen,  daher  zusammen  zu 
behandeln  sind.  Man  hat  sie  den  unentwirrbaren  „Steuer-Rattenkönig'^ 
genannt,  und  wirklich  ist  es  schwer,  die  Verbindungsfäden  und  die 
Scheidelinien  dieses  ganzen  ineinander  verschlungenen  Abgabengewirres 
richtig  herzustellen. 
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Bezeichuuiig-eu.  Der  üblich  gewesene  und  bei  den  Steuorpraktikern  heute 
noch  übliche  Name  „Stempel  und  Gebühren"  hat  die  steuertheoretische  Analyse 
erschwert ;  denn  damit  ist  nicht  nur  die  Grenze  zwischen  der  reinen  Gebühr  und  der 
Gebühr  als  Bereicherungssteuer  (Bereicherungssteuerzusatz  zur  reinen  Gebühr)  ver- 
wischt, sondern  auch  ein  falscher  Gegensatz  zwischen  Gebühr  und  Stempel  geschaffen, 
sofern  der  Stempel  vielmehr  jede  durch  Steuerwertzeichen  bezahlte  Abgabe  ist  und 
auch  jede  Art  von  Gebühr  Stempelgestalt  annehmen  kann.  In  meiner  „Steuerpolitik" 
habe  ich  den  durch  den  Sprachgebrauch  des  „Gebühren-Fiskalismus"  arg  verwirrten 
Gegenstand  zwar  genau  so  aufgefafst,  wie  es  im  Folgenden  geschieht,  bin  ^ber  da- 
durch, dafs  ich  der  Gebühr  auch  als  Steuer  ihi-en  hergebrachten  Namen  lieCs  und 
von  „Gebühren"  im  Sinne  von  Steuergebühren  handelte  —  die  reinen  Gebühren  fielen 
nicht  in  den  Bereich  einer  „Steuerpolitik"  —  schwerem  MiCsverständnisse  begegnet. 
Um  dem  zu  entgehen,  verstehe  ich  im  Folgenden  unter  Gebühr  nur  die  reine, 
Steuerartiges  nicht  enthaltende  Gebühr,  nenne  dagegen  die  in  die  Gebührenform 
gekleideten  Steuern,  welche  entweder  (an  die  reine  Gebühr  angehängte)  Gemenge- 
steuern oder  in  Gebührenform  erhobene  reine  Steuern  sind,  Gebühren- 
steuern. Die  letzteren  zusammen  mit  den  Erbschaftssteuern,  den  Rechtsgeschäfts- 
steuern und  den  Anfallssteuern  nenne  ich  Bereicherungssteuern.  Die  Ge- 
Gebührensteuern  scheiden  sich  nach  §  13  ff.  in  gemischte  (mit  reinen  Gebühren 
gemengte)  und  in  reine  Gebührensteuern. 

Zu  den  nicht  in  Gebührenform,  d.  h.  nicht  in  Anknüpfung  an  eine  Amts- 
handlung erhobenen  Bereicherungssteuern  zählen  einmal  die  in  Stempelform  er- 
hobenen Steuern  von  Rechtsgeschäften  unter  Lebenden  und  die  Steuern  von  Be- 
reicherungen oder  Anfällen  in-  und  aufserhalb  Erbganges,  für  welche  ich  den  von 
A.  Wagner  geschaffenen  Ausdruck  „Anfallssteuern"  annehme. 

um  die  Gebührensteuer  ins  Licht  zu  setzen,  ist  von  der  reinen  Gebühr, 
mit  welcher  die  Gebührensteuern  sachlich  und  der  Form  nach  in  Berührung  ge- 
raten sind,  auszugeben  und  nach  einander  zu  behandeln  die  Gebühr,  die  gemischte 
Gebührensteuer  (gebührenhafte  Steuer)  und  die  reine  Gebührensteuer  (oder  gebühren- 
förmige  Steuer),  —  wie  Erbschaftsabgaben  und  Eintragungssteuern  auf  Rechtsge- 
schäfte. Weiter  sollen  die  Rechtsgeschäfts  Stempelsteuern  oder  die  im  engsten 
Sinne  sog.  „Verkehrssteuern",  endlich  die  Steuern  vom  Anfall  aufserhalb  Erbganges 
an  die  Reihe  kommen. 

„Verkebrssteuern".  Einige  nennen  nach  L.  v.  Stein  die  sämmtlichen  Be- 
reicherungssteuern „Verkehrssteuern".  Diese  Benennung  ist  abzulehnen,  weil  selbst 
dann,  wenn  man  die  Schenkung  und  den  Besitzwechsel  von  Todeswegen  als  Verkehr 
betrachten  wollte,  doch  die  den  eigentlichen  Gebühren  zugesetzten  Steuern,  unsere 
„gemischten  Gebührensteuern",  dabei  unterstandslos  werden  würden.  Aus  demselben 
Grunde  reicht  die  Bezeichnung  Besitzwechselsteuer  nicht  aus.  Fafst  man  z.B.  die 
Militärtaxe  ah  eine  nach  dem  Einkommen  bemessene  „gemischte  Gebührensteuer" 
auf,  so  hat  ihr  Objekt  mit  einem  steuerbaren  Verkehrsakte  schlechterdings  nichts  zu 
thun.  —  „Stempel  und  Grebiihreu"  geht  theoretisch  nicht  an,  weil  jede  der  ver- 
schiedenen Arten  dieser  Steuergattungen  sowohl  gebührenhaft  als  stempelmäfsig  aus- 
gestaltet werden  kann.  A.  Wagner  stellt  die  Verkehrssteuern  mit  feinem  Gefühl 
dafür,  dafs  aufserordentlicher  Erwerb  das  Objekt  bildet,  zu  seiner  „Erwerbsbe- 
steuerung". Allein  das  ergiebt  nur  eine  Vermengung  mit  der  direkten  Besteuerung, 
aber  keine  Abgrenzung  gegen  die  letztere.  Der  Name  Erwerbsbesteuerung  ist  für 
die  direkte  Besteuerung  verbraucht,  „indirekte  Erwerbsbesteuerung"  (indirekt 
in  unserem  Sinne)  würde  sicherem  Mifsverstehen  verfallen.  —  Deshalb  entschliefsen 
wir  uns  zu  der  alle  Mifsverständnisse  ausschliefsenden,  aber  steuersystematisch 
ausdrucksvollen  Bezeichnung  Bereicher ungs-   oder  Vorteilsbesteuerung.     Wo   nicht 
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die  Gcsammtheit  der  Bcrcicherungssteuern  in  Frage  kommt,  werden  wir  auch  die 
Bezeichnung  „Verkehrssteuern"  anwenden. 

Das  DHicheinander  der  reinen  Gebühr  und  der  Gebührensteuer  im  posi- 
tiven Rechte  —  ist  immer  noch  stark.  Namentlich  in  Deutschland  in  Folge  des 
Mangels  einer  Reichsvorwaltungseinheit.  Doch  hat  sich  das  Durcheinander  seit 
Gründung  des  Deutschen  Eeiches  in  erfreulicher  Weise  zu  entwirren  begonnen,  in- 
dem das  Keich  innerhalb  seiner  Kompetenz  die  Gebührensteuern  und  die  reinen 
Gebühren  je  in  besonderen  Gesetzen  von  einander  geschieden  hat  (vergl.  S^chall 
a    a.  0.). 

§  283.  Das  ältere  fisl-alisch-juristische  ..  Gelnihren-  und  Sfempel- 
ivesen".  —  Die  Gebtibrenstenern  und  „die  Stempel"  baben  sieb  seit  dem 
17.  Jalirbuudert  entfaltet. 

Dieselben  können  wesentlich  als  fiskalisches  Kind  aus  der  Ehe  des  Staats- 
absolutismus mit  der  beginnenden  und  sich  entwickelnden  Geldwirtschaft  angesehen 
werden.  Die  Erstgeborenen  dieser  Ehe  gehören  der  Merkantilzeit  in  Holland,  Eng- 
land und  Frankreich  an.  Die  moderne  Geldwirtschaft  war  dem  weiteren  raschen 
Wachstum  des  Steuergebührenertrages  günstig.  Erst  mit  der  Steigerung  und  Cen- 
tralisation  des  Handels-  und  Vermögensverkehrs  unter  Lebenden,  mit  der  Anhäufung 
grofser  Reichtümer,  die  in  Erbgang  kamen,  mit  der  Centralisation  der  Justiz  und 
Rechtspolizei,  mit  dem  volkswirtschaftspolizeilichen  Eingreifen  einer  erwachsenden 
Bureaukratie  gab  es  ergiebige  und  fafsbare  Gebührenobjekte. 

Der  Gebührenfiskalismus  seit  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  bezeichnet 
auf  der  einen  Seite  einen  grofsen  Fortschritt.  Gebühren  hatte  es  schon  lange  vor- 
her gegeben,  viele  und  lästige  Gebühren.  Sie  flössen  aber  nur  zum  geringen  Teil 
in  die  Kammerkasse  der  Regierungsgewalten;  der  Beamte  bezog  dieselben.  Als 
mäfsige  Funktionsvergütungen  wären  sie  nun  wohl  begründet  gewesen;  allein  die 
Gebühren  waren  nicht  billige  Vergütungen  geblieben.  Sie  wurden  zu  Abgaben, 
welche  der  Beamte  habgierig  für  sich  erhob  bezw.  erprefste.  Die  Umbildung  der 
alten  Gebühren  zu  Fiskalgebühren  für  Zwecke  der  Deckung  des  Staatsbedarfes  war 
daher  immerhin  ein  Fortschritt.  Sie  war  der  finanzielle  Ausdruck  der  beginnenden 
Übermacht  des  Staatsgedankens  über  die  privatwirtschaftliche  Auffassung  der 
Leistungen  des  Staates  und  an  den  Staat. 

Das  Gebührensteuerwesen  der  neueren  Zeit  ist  aber  sofort  in  das  andere  Extrem, 
in  einen  nicht  zu  rechtfertigenden,  noch  stärkeren  Abgabendruck  des  Staates 
selbst  ausgeartet.  Der  Staat  erhob  nun  für  den  Fiskus  die  Gebühr  wowöglich  mit 
noch  gröfserer  Habgier  und  war  noch  unersättlicher  in  der  Aufspürung  und  Bei- 
ziehung von  Gebührenobjekten.  Die  Gebühr  wurde  zwar  eigentliche  Steuer,  Abgabe 
für  öffentliche  Zwecke,  aber  eine  mafslose  Steuer,  welche  ohne  alle  Rücksicht  auf 
steuerliche  Gründe  nahm,  wo  zu  holen  war.  Und  dabei  ist  es  in  den  Staaten 
des  Gebührenfiskalismus  im  wesentlichen  bis  heute  geblieben.  Die  Auswahl, 
Tarifierung  und  systematische  Zusammenstellung  der  Gebühren  zu 
einem  steuerpolitisch  rationellen  Gebührensystem  und  die  Aus- 
gestaltung des  letzteren  als  steuerpolitisch  rationellen  Gliedes  des 
Gesamtsteuersystems  ist  bis  jetzt  in  allen  Staaten  mit  entfaltetem  Gebühren- 
wesen eine  noch  ungelöste  Aufgabe. 

In  Deutschland  hat  der  Gebührenfiskalismus  bei  der  staatsrechtlichen  Zer- 
splitterung allerdings  weniger  sich  entfaltet.  Jetzt  aber  klopft  er  auch  hier  an  die 
Thüre.  Für  das  deutsche  Staatswesen  kommt  daher  alles  darauf  an,  nicht  zuerst 
mitten  in  den  Gebührenfiskalismus  anderer  Grofsstaaten  hineinzugeraten,  sondern 
die  „Reform",  d.  h.  Erweiterung  des  Gebührensteuerwesens,  sogleich  auf  die  steuer- 
politisch richtige  Grundlage  zu  stellen     Diesem  so  hohen,  wie  dringenden  Interesse 


1.  Kapitel.    Wesen  und  Arten.  365 

zu  dienen,  ist  der  Zweck,  welcher  zum  Erscheinen  meiner  ..Steuerpolitik''  den  ersten 
Anstofs  gegeben  hat. 

Man  konnte  zwar  nicht  jeden  willkürlichen  Akt,  noch  jeden  unwillkürlichen 
Zufall  jedes  Steuersubjektes  besteuern,  so  wenig  man  durch  den  andern  Hauptast 
der  indirekten  Besteuerung  jede  Handlung  der  Konsumtion  erfassen  kann.  Aber 
man  ergriff  alle  jene  besonderen  Arten  von  Handlungen  und  aufserordentlichen  Er- 
lebnissen, welche  einerseits  Ertrag  versprachen,  anderseits  für  den  Staat  faCsbar 
und  findbar  wurden:  die  Erb  fälle,  die  der  Klagbarkeit  bedürfenden  Rechts- 
geschäfte, die  in  die  öffentliche  Cirkulation  kommenden  Urkunden,  wie  Wechsel, 
Anweisungen,  Frachtbriefe,  Zeugnisse  u.  s.  w.,  ferner  die  an  die  Behörden  heran- 
tretenden Gesuche  und  Eingaben  und  wieder  die  von  den  Behörden  erteilten  Aus- 
fertigungen, Bestätigungen,  Zeugnisse,  Beurkundungen,"  Protokollaufnahmen,  Urteile, 
Erkenntnisse,  Licenzen,  Konzessionen. 

Dabei  kam  allmählich  Methode  in  das  Gebühren wesen.  Nur  nicht  eine 
steuerwissenschaftliche,  sondern  eine  juris  tiseh-log-isclie  Methode!  Diese 
allerdings  mit  solcher  Eleganz  und  Feinheit  rechtswissenschaftlicher  Kasuistik,  dafs 
noch  ein  Troplong  in  Frankreich,  dem  klassischen  Lande  des  Gebührenwesens 
aus  dem  juristischen  Hochmute  gegen  alles  übrige  Finanzrecht  heraus  in  Bewunderung 
ausbrechen  und  die  französische  Gebührengesetzgebung  ..das  einzig  noble,  des 
Juristen  würdige  Finanzgesetz'  nennen  konnte. 

Diese  erste  juristisch-logische  Ausbildung  des  Gebührensystems  dient 
noch  ganz  und  gar  dem  Fiskalismus.  Sie  stellt  den  systematisierten,  den  verallge- 
meinerten und  juristisch  gepanzerten  Abgabenraub  dar.  Die  einmal  vorhandenen 
Arten  von  Gebühren  wurden  generalisiert.  Als  viele  „Rechtsgeschäfte"  stempel- 
pflichtig waren,  mufsten  es  alle  werden,  sobald  sie  in  einer  Rechtsurkunde  fixiert 
wurden,  und  selbst  einen  allgemeinen  Schriftlichkeitszwang  hat  man  versucht.  Bald 
zwang  man  jedes  Rechtsgeschäft,  wenn  es  nicht  vor  anderen  amtlichen  Registrie- 
rungsbehörden zu  erscheinen  hatte,  durch  Registrierungszwang  vor  die  Steuer- 
behörde (Gerichtsbehörde),  auch  ohne  dafs  das  Geschäft  aus  rechtspolitischen  Gründen 
in  einer  Urkunde  vor  Gericht  oder  Polizei  anhängig  gemacht  oder  in  einem  öffent- 
lichen Buche  eingetragen  werden  wollte.  Nachdem  einzelne  amtliche  Ausfertigungen, 
Schriftenaunahmen  und  Schriftenaufnahmen  gebührenpflichtig  waren,  mufsten  es, 
soweit  das  praktisch  ausführbar  war,  alle  werden.  Nachdem  amtliche  Bezeugungen 
einmal  Stempel  zahlten,  machte  man  ohne  jeglichen  Skrupel  auch  Zeugnisse  von 
Privaten  für  Private  stempelpflichtig!  —  Diese  Generalisierung  war  eine  steuer- 
wissenschaftlich haltbares  Vorgehen  allerdings  nicht.  Aber  was  man  wollte,  das 
erreichte  man,  die  möglichste  logische  Ausweitung  des  Gattungsbegriffes  der  Steuer- 
objekte. Die  fiskalische  Tendenz  war  es  eben,  welche  dem  Gebührenwesen  die  weite 
Ausdehnung  und  feine  Schematisierung  verschaffte.  Fiskalisch,  wie  der  Grund  dieser 
Tendenz  war,  ergriff  man  hauptsächlich  die  in  der  Amtsbehandlung,  im  Rechts- 
verkehr und  im  Erbgange  befindlichen  Vermögensbestände,  und  so  waren  bald  die 
wichtigsten  von  den  Steuergebühren,  die  Erbschafts-,  Rechtsgeschäfts-  und  Sportel- 
steuern  zu  Specialsteuern  auf  einzelne  in  öffentlich  sichtbarer  Bewegung 
befindliche  Teile  der  Vermögenssubstanz,  Terniög-eusspecialsteuern, 
geworden.  Das  war  freilich  kein  Ausflufs  des  steuerwissenschaftlichen  Prinzips 
individualisierender  Besteuerung  aller  besonderen  Leistungsfähigkeit  etwa  im  Gegen- 
satze zu  den  direkten  Steuern  und  Konsumtionsabgaben,  es  war  Wirkung  des  diese 
Abgaben  beherrschenden  Fiskalismus. 

§  284.  Die  Arten  der  B  er  eicher  wngshesteuerung.  —  Unsere 
Haupteinteilung  ist  diejenige  in  obrigkeitliche  oder  amtshand- 
lungsmäfsige    und    in    nicht    amtshandlimgsmäfsige    Bereieherungs- 
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steuern.  Letztere  können  durcli  Registrierungszwaug  (enregistreraent) 
künstlich  zu  amtshandlungsmäfsigen  oder  zu  Gebübrenstcuern  ge- 
staltet werden.  Grundsätzlich  werden  als  amtshandlungsmäfsige  Steuern 
hlofs  jene  angesehen  werden  dürfen,  welche  der  Gebülir  für  eine  nicht 
der  Besteuerung  dienende  Amtshandlung  zugesetzt  werden,  und  welche 
wir  deshalb  weiterhin  als  gemischte  Gebtihrensteuern  bezeichnen. 
Den  letzteren  gegenüber  stehen  die  reinen  Gebührensteuern,  bei 
welchen  die  Amtshandlung  der  Behörden,  wenigstens  nach  dem  Haupt- 
zweck nur  Mittel  der  Besteuerung  und  Einkleidungsform  einer  Steuer 
ist,  wie  die  Hauptzweige  des  französischen  Enregistrement. 

Den  beiderlei  Gebührensteuern  gegenüber  stehen  die  Steuern  von 
den  nicht  einer  Amtshandlung  unterworfenen  Steuerobjekten, 
die  weder  gebührenhaften,  noch  gebührenförmigen  Bereicherungssteuern. 
Letztere  scheiden  sich  in  zwei  Klassen:  solche  von  Beclitsgeschäften 
(Rechtsgeschäftssteuern)  und  solche  von  Ziif allster eicheruii gen  (Zu- 
fallssteuern), aufserordentlichen  Vermögenszugängen  (Anfällen).  Die 
Anfallssteuern  sind  teils  Erbfall-,  teils  Glückfall  steuern. 

Eine  den  Kern  der  Sache  treffende  Klassifikation  nach  der  Einhebungs- 
•weise,  nach  Official-  und  Steinpelabgaben,  läfst  sich  nicht  durchführen,  da  die 
beiden  Haupt-  und  die  vier  Unterarten  der  Bereicherungsbesteuerung  sowohl  der 
Official-  oder  sog.  ..unmittelbaren"  als  der  Stempeleinhebung  fähig  sind. 

Von  der  eigentlichen  oder  „reinen"  Gebühr  unterscheidet  sich  die  g:e- 
misclite  Gebühreusteuer  dadurch,  dafs  erstere  keiner  Steuer  beigemengt,  von  der 
reinen  Gebührensteuer  dadurch,  daTs  letztere  keine  aufsersteuerlich  gedachte  Amts- 
handlungsgebühr zugesetzt  enthält. 

2.  Kapitel.    Funktion  der  Bercicherungsstenern. 

§  285.  Grundstellung.  —  Der  indirekten  Besteuerung  liegt  die 
Aufgabe  ob,  die  direkte  Durchschnittsbesteuerung  teils  vervollständigend, 
teils  individualisierend  zu  einer  allgemeinen  und  verhältnismäfsigen 
Besteuerung  nach  der  vollen  wirklichen  Steuerkraft  zu  erheben.  Der 
Aufwandsbesteuerung  fällt  diese  Aufgabe  zwar  hauptsächlich  zu ,  denn 
im  Sachgüteraufwande  und  im  Personalgenusse  geht  die  Masse  alles 
Einkommens  und  Vermögens  auf  eine  die  individuelle  Steuerkraft 
offenbarende  Weise  auf,  und  selbst  jene  Steuerquellenbestände^  welche 
der  direkten  Besteuerung  entschlüpfen  oder  enthoben  werden,  kommen 
fast  ganz  in  den  Konsum,  so  dafs  auch  die  ausnahmsweise  steuerbaren 
Teile  des  Einkommens  schwächerer  Steuerkräfte  der  Besteuerung  gegen- 
über zum  Stehen  gelangen. 

Allein  ausreichend  zur  Erfüllung  der  steuersystematischen  Funktion 
der  indirekten  Besteuerung  ist  die  Aufwandsbesteuerung  darum  doch 
niclit. 

Einmal  entgehen  auch  ihr  Einkommens-  und  Vermögensteile,  welche 
schon   der  direkten  Besteuerung  sich   entzogen  haben;    es    sind  jene 
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aurserordentlichen  nnd  iinregelmäfsigen  Vermögenszugänge  durch 
Anfall,  Zufall,  Spielgewinn,  Konjunkturengewinn,  Erwerb  aus  verein- 
zelten Spekulationen.,  Vorteilszuwendungen  des  Staates  u.  s.  w.  Die 
indirekte  Besteuerung  mufs  sie  also  in  ihrer  Funktion  der  Ergänzung  der 
direkten  Besteuerung  anderswie  zu  erfassen  suchen.  Und  dies  kann 
nur  geschehen,  wenn  man  am  fafsharsten  Punkte  ihrer  Entstehung 
aufserhalb  des  Konsums  zuzugreifen  sucht. 

Sodann  geht  ein  grolser  Teil  des  ordentlichen  wie  des  aufser- 
ordentlichen  Einkommens  gar  nicht  im  Sachgtitereinzelaufwande,  noch 
im  persönlichen  Sachgtitergesamtaufwande  auf,  sondern  wird  gespart,  an- 
gesammelt und  dient  zur  Bereicherung.  Diese  Bereicherung  ist  nicht  blofs 
eine  positive,  sondern  auch  eine  negative,  indem  man  durch  Befreiung 
von  Lasten  in  bessere,  steuerbarere  Lage  gelangt,  also  Bereicherung 
im  Sinne  der  Bevorteilung  tiberhaupt.  Es  gilt  nur,  dieses  Objekt  eben- 
falls individualisierend,  d.  h.  in  jenen  Erscheinungsformen  anzu- 
fassen, in  welchen  individuelle  Steuerkraft  sich  wirklich  offenbart. 

Beide  Funktionen,  die  ergänzende  und  die  individualisierende  in- 
direkte Besteuerung  aufserhalb  der  Aufwandsoffenbarungen  der  Steuer- 
kraft hat  nun  eben  jene  Steuer  zu  erfüllen,  welche  wir  Bereicherungs- 
oder auch  Vorteilssteuer  deshalb  nennen,  weil  die  seit  L.  v.  Stein 
sonst  üblich  gewordene  Bezeichnung  „Verkehrssteuern"  das  eigenste 
steuersystematische  Wesen  gar  nicht  ausdrückt,  sondern  nur  zur  Ver- 
mengung der  in  unserem  Sinne  indirekten  mit  der  in  unserem  Sinne 
direkten  Besteuerung  beitragen  kann. 

Man  darf  sich  jedoch  von  der  Bedeutung  der  Bereicherungssteuern, 
abgesehen  von  dem  Besitzwechsel  durch  Tod,  aus  zwei  Gründen  keine 
zu  grofsen  Vorstellungen  machen. 

Es  sind  überhaupt  nur  wenige  und  unbedeutende  aufser- 
ordentliche  Vermögenszugänge  und  die  Ansparungen,  welche 
der  Konsumsteuer  entgangen  —  aufser  beim  Erbfalle  —  für  die  indivi- 
dualisierende indirekte  Besteuerung  zum  Vorschein  gelangen.  Dazu 
kommt  ein  Zweites.  Die  allermeisten  Objekte,  durch  welche  Vorteile 
vermittelt  werden,  sagen  über  höhere  Steuerkraft  ihrer  zuge- 
hörigen Subjekte  gar  nichts  aus,  was  von  der  erdrückenden 
Mehrzahl  der  Immobiliar-  und  Mobiliarverkehre  gilt.  Nur  die  Schen- 
kungen sind  bezüglich  der  Erhöhung  der  Steuerkraft  nicht  stumm,  aber 
sie  treten  nicht  von  selbst  an  das  Tageslicht. 

Eine  beredtere  Sprache  führen  allerdings  die  positiven  und  negativen 
Vorteilszuwendungen,  welche  der  Staat  in  den  Amtshandlungen  selbst 
erweist;  auf  sie  kann  er  im  Gemenge  mit  der  Gebührenerhebung  in 
den  unten  sog.  gemischten  Gebührensteuern  losgehen. 

Gewisse  Objekte,  darunter  gerade  das  bedeutendste,  der  Erbanfall, 
kommen  wenigstens  bei  den   deutschen  Einrichtungen   der  freiwilligen 


368  Zweites  Buch.    III.  Hauptabschnitt.    Erste  Abteilung. 

Gerichtsbarkeit  dem  Staate  bei  der  Verlasscnsehaftsabliandlung  eut- 
gegea,  und  letztere  kaaa  direkt  imd  mittelbar  durcli  Androhung  schwerer 
Eechtsaachteile  so  geordnet  werden,  dafs  die  Erbschaften  der  nach- 
holenden Ansaramlungs-  und  der  vorausholenden  indirekten  Anfalls- 
besteuerung nicht  entgehen  können. 

Andere  Objekte  kann  der  Staat  wohl  für  die  Besteuerung  zum 
Stehen  bringen:  durch  den  Registeranmeldezwang,  welcher  in 
Frankreich  z.  T.  die  Objekte  an  den  Haaren  herbeizieht,  und  durch  den 
Zwang  gegen  die  Steuersubjekte  zur  Selbsteinsteuerung  mittels  des 
Stempels,  d.  h.  des  Zwanges  zur  Beklebung  der  unmittelbar  oder 
mittelbar  erzwungenen  Rechtsgeschäftsurkunden  mittels  käuflicher  Steuer- 
wertzeichen (Stempel).  Fafsbar  wären  manche  Objekte  der  Vorteils- 
ereignung durch  indirekte  Besteuerung.  Allein  es  sind  nur  sehr 
wenige  Objekte  des  Besitzwechsels  unter  Lebenden,  welche  sicher  die 
Steuerkraft  erkennen  lassen.  Das  Letztere  erklärt  die  —  von  der  Erb- 
schaftsbesteuerung abgesehen  —  vergleichsweise  grofse  Sterilität  der 
Vorteilsbesteuerung,  über  welche  sich  nur  ein  brutaler  Fiskalismus  hat 

hinwegheben  können. 

Riickverweismig-,  Dem  Verfasser  liegt  daran,  hier  festzustellen,  dafs  er  schon 
in  der  „Steuerpolitik",'.iwo  er  die  Gebühr  nur  als  Gebührensteu«rn  („Steuergebühren") 
abzuhandeln  hatte,  die  Funktion  der  Bereicherungsbesteuerung  scharf  und  bestimmt 
hervorgehoben  hat  (S.  48.5  ff.).  Dort  (S.  487  ff.)  ist  auch  schon  der  Grundsatz  für 
die  objektive  Begrenzung  (Beschränkung)  der  Gebührenstouerpfiicht  bestimmt  ausge- 
sprochen. 

Eimveiidiiug:.  Gegen  die  Bereicherungssteuern  (Verkehrssfceuern)  überhaupt 
scheint  auf  den  ersten  Blick  der  Einwand  sich  zu  erheben,  dafs  die  Bereicherungen 
eben  auch  Vermögenszugänge,  also  Einkommensteile  darstellen,  dafs  sie  deshalb 
von  dem  im  Früheren  festgehaltenen  Einkommensbegriffe  aus  der  allgemeinen  Ein- 
kommenssteuer zu  unterwerfen  seien.  Besondere  „Verkehrssteuern"  er- 
schienen hiernach  als  überflüssig.  Bei  genauerer  Erwägung  verliert  diese 
Einwendung  dennoch  ihre  ganze  Bedeutung.  Wir  halten  zwar  daran  fest,  dafs 
auch  Vermögenszugänge,  wie  Erbschaften,  Vermächtnisse,  Geschenke,  Versicherungs- 
auszahlungen, Lotteriegewinne  Vermögenszugänge  und  als  solche  Einkünfte  sind,  und 
dafs  sie  genau  wie  alle  anderen  Einkünfte  nur  dann  Stammwertzugänge  sind,  wenn 
sie  zur  Ansammlung  wirklich  benutzt  werden.  Sie  dürfen  daher  grundsätzlich  zur 
allgemeinen  Einkommensbesteuerung  gezogen  werden.  Ob  sie  aber  nicht  wenigstens 
teilweise,  wie  die  Erbschaft  und  Verwandtes  und  wie  die  Versicherungsauszahlung 
durch  Sondersteuern  im  Geiste  direkter  und  indirekter  Besteuerung  zu  ergreifen 
seien,  ist  durch  dieses  Anerkenntnis  noch  nicht  entschieden.  Zwar  dieselben  über- 
haupt steuerfrei  zu  lassen,  wie  in  verschiedenen  deutschen  Landes-  und  schwei- 
zerischen Kommunalgesetzen,  oder  auch  nur  zu  begünstigen,  wie  z.  B.  die  Personal- 
versicherungsempfänge oder  die  Lebensversicherungsprämic  durch  Abzug  der  letzteren 
am  EinUommensteuerkapital  ((iüO  M.  in  Preufsen)  würde  gewifs  als  völlig  ungerecht- 
fertigt abzuweisen  sein.  Allein  die  andere  Frage  ist,  ob  die  Belastung  dieser  Ein- 
kommensteile allgemein  und  ausschliefsend  in  der  Form  der  allgemeinen  Einkommen- 
steuer zu  geschehen  habe.  Es  handelt  sich  eben  nicht  um  ordentliche,  d.  h.  regcl- 
mäfsig  wiederkehrende  Gattungen  von  Einkomraensobjekten,  sondern  um  solche, 
welche  in  zweifacher   Hinsicht   von   aufserordentlichor    Art   sind:   aufserordentlich, 
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da  sie  nicht  immer  sich  wiederholen  und  steuertechnisch  der  ordentlichen  Be- 
steuerung wenigstens  nac  heutigem  Stande  der  Steuermoral  sich  entziehen,  aufser- 
ordentlich  aber  auch  in  der  anderen  Hinsicht,  dafs  die  fraglichen  Vermögenszugänge, 
wie  namentlich  diejenigen  aus  Erb-  und  Glückszufällen,  eine  einmalige  besondere 
Verstärkung  der  Steuei'kraft  ergeben.  In  beiderlei  Hinsicht  treffen  also  die  Voraus- 
setzungen für  die  bekannte  Doppelfunktion  einer  die  direkte  Besteuerung  ergän- 
zenden und  verstärkenden  indirekten  Besteuerung  zu.  Bei  dem  weitaus  wichtig- 
sten Zweige  der  Bereicherungsbesteuerung,  den  Erbschaftsabgaben,  kommt  überdies 
in  Betracht,  dafs  sie  nach  der  hier  vertretenen  Auffassung  nicht  blofs  vorgreifend 
ein  aufserordentliches  Einkommen  des  Erben,  sondern  auch  nachholend  die  Ansamm- 
lung des  Erblassers  treffen  sollen. 

§  286.  Die  ..  VerheJirssteuern".  —  Ein  iingiücklicherer  Name  für 
das,  was  er  bezeichnen  soll,  konnte  nicht  gefunden  werden,  als  die 
Bezeichnung  Verkehrssteuer  für  die  oben  sog.  Bereicherungssteuern. 
Man  hat  mit  der  angeblichen  Verkehrsbesteuerung  Steuerobjekte  ge- 
fafst,  welche  gar  keine  Verkehrserscheinungen  sind,  darunter  kein  ge- 
ringeres, als  die  Gesamtheit  alles  Erbanfalles.  An  dem  wissenschaft- 
lichen Urheber  dieses  Namens  (L.  v.  Stein)  hat  sich  die  Benennung 
dadurch  gerächt,  dafs  v.  Stein  in  den  späteren  Auflagen  alles  zurück- 
nahm, was  er  zuerst  zur  Begründung  der  „Verkehrssteuern"  gesagt 
hatte. 

In  der  vierten  Auflage  ruft  der  Autor  verzweifelt  aus:  ,,Es  ist  geradezu  un- 
möglich, die  Verkehrssteuer  rationell  zu  begründen,  möge  sie  nun  erscheinen  wie 
sie  will!''  ..Die  Verkehrssteuer  kann  nie  durch  die  Wissenschaft,  sondern  nur  durch 
das  Bedürfnis  des  Staates  erklärt  werden  !•*  ,.  Alle  Behandlung  der  Verkehrssteuern 
mufä  daher  mit  dem  Satze  beginnen,  dafs  dieselben  an  und  für  sich  falsch  sind!" 
Wahrhaftig  die  reine  wissenschaftliche  Verzweiflung  an  der  Möglichkeit  der  Recht- 
fertigung der  Gebührensteuer,  oder  eine  ßankerotterklärung  der  Steuerwissenschaft, 
oder  ein  Freibrief  für  einen  uneingeschränkten  Stempelfiskalismus  nach  Erfordernis 
des  Staatsbedarfes! 

Erst  hatte  v.  Stein  behauptet,  jeder  Verkehrsvorgang  ergebe  einen 
Vorteil.  Diese  handgreiflich  falsche  Begründung  beseitigte  er  bald 
selbst.  Nicht  haltbarer  ist  jedoch  die  andere  Begründung,  wonach  man, 
da  mit  den  Besitzsteuern  der  ruhende  Besitz  getroffen  werde,  das 
Vermögen  auch  im  Flusse  des  Vermögensverkehrs  durch  „Verkehrs- 
steuern" zu  erfassen  habe.  Nun  ist  wohl  richtig,  dafs  man  auch  in 
den  Besitzsteuern,  namentlich  der  allgemeinen  Vermögenssteuer,  formell 
eigentlich  den  ruhenden  Besitz,  nicht  aber  das  Einkommen  —  das  fundierte 
und  freie  in  Mehrbelastung  —  trifft.  Allein  die  direkte  Einkommen- 
steuer fafst  bereits  das  Sachgütervermögen,  wie  das  Arbeitsvermögen 
auch  „im  Flusse"  des  Werdens.  Eine  allgemeine  Verkehrsbesteuerung 
neben  den  direkten  Steuern,  insbesondere  G-eneralsteuern,  ist  also 
gegenstandslos  und  wäre,  wirklich  allgemein  durchgeführt,  eine  un- 
geheure Verschlechterung  des  Gesamtsteuersjstems,  da  man 
doch  nicht  alle  Verkehre  ergreifen  und  fast  aus  keinem  einzigen 
Verkehrsobjekte  auf  Gewinn  und  Steuerkraft  schliefsen  kann, 
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ganz  zu  schweigen  davon,  dafs  man  zur  Ergänzung  der  direkten  Be- 
steuerung konsequenter  Weise  die  Besteuerung  nach  zahllosen  anderen 
Thatsachen,  z.  B.  nach  Fabrikationsprozessen,  hinzufügen  mül'ste.  Die 
ganze  Vorsehwebung,  dafs  die  „Verkehrsbesteuerung"  die 
direkte  Besteuerung  als  „direkten"  Hauptsteuerzweig  er- 
gänzen könne  und  solle,  ist  von  Grund  aus  irrig,  oder  mit 
V.  Stein  zu  reden,  an  und  für  sich  falsch.  Es  bedarf  neben  den  zwei 
direkten  General-  und  den  Ertragssteuern  gar  keiner  nachmaligen  di- 
rekten Auflage  auf  den  Verkehr  mit  Vermögensgegenständen, 

Eichtig  ist  dagegen  dies,  dafs  man  daran  zu  denken  hat,  einzelne 
Objekte,  ^y eiche  von  der  direkten  Besteuerung  nicht  gefafst  werden 
können,  jedoch  auf  Steuerkraft  überhaupt  und  besondere  Steuerkraft 
Einzelner  hinweisen,  von  der  ergänzenden  und  individualisierenden, 
also  indirekten  Besteuerung  auch  im  Bereiche  des  Yerkehrslebens  an- 
fassen zu  lassen,  und  soweit  sie  Steuerkraft  wirklich  anzeigen,  aus 
dem  gleichen  Grunde  zu  treffen,  wie  die  so  beschaffenen  Vorgänge  des 
Konsums.  Derartige  berechtigte,  aber  sehr  unpassend  „ Verkehrs- 
steuern"  genannte  Auflagen  sind  eine  besondere  Art  indirekter 
Steuern  in  der  hier  bisher  von  mir  festgehaltenen  Bedeutung  des  letz- 
teren "Wortes. 

Sie  sind  freilich,  da  die  Objekte  aufserhalb  des  Sachgüterauf- 
wandes  über  die  Steuerbarkeit  selten  etwas  aussagen,  nur  einer  be- 
schränkten Anwendung  fähig.  Soweit  sie  es  sind,  sind  sie  aber  nie- 
mals Konsumtionssteuern;  sie  haben  ein  ganz  anderes,  weder  von  der 
direkten  Besteuerung,  noch  von  der  Aufwandbesteuerung  ergriffenes 
Objekt,  als  die  beim  Händler  erhobenen  Konsumsteuern,  die  man  — 
aus  Konfusion  kann  nur  immer  wieder  Konfusion  kommen  —  mit  den 
Verkehrssteuern  als  Bereicherungssteuern  verwechselt  hat. 

Würde  man  die  „Verkehrssteuer"  benannte  Bereicherungsbesteue- 
rnng  als  steuersystematisches  Surrogat  der  arg  vernachlässigten  Ge- 
brauchssteuern rechtfertigen  wollen,  so  ist  auch  das  nicht  haltbar. 
Da  die  Steuerbarkeit  der  einzelnen  Objekte  für  die  Regel  ganz  uner- 
kennbar ist,  so  liefse  sich  durch  einen  derartigen  Ersatz  der  vernach- 
lässigten Gebrauchsbesteuerung  aus   „übel"  nur  ein  „ärger"  .machen. 

Das  einzig  Richtige,  was  zu  Gunsten  der  Verkehrssteuern  gesagt 
worden  ist  (Schall),  kommt  offenbar  auf  die  hier  festgehaltene  Be- 
gründung der  Bereicherungsbesteuerung  hinaus. 

Schall  bemerkt,  dafs  die  direkte  Besteuerung  den  »aufserordentlichen,  aufser- 
beruflichen,  unregelmäfsigen  Erwerb",  den  Konjunkturen-  und  Spekulationsgewinn, 
die  plötzliche  Bereicherung  durch  Schenkung  und  Flrbschaft,  den  Glücksgewinn 
überhaupt  nicht  und  auch  den  regelmäfsigen  beruflichen  Erwerb  in  der  Hauptsache 
nur  nach  seinem  durchschnittlichen  mittleren  Betrage  erfasse,  aber  auf  die  Ab- 
weichungen des  wirklichen  Ertrags,  welcher  nach  den  Betriebssystemen,  der  Per- 
sönlichkeit des  Unternehmers,  den  Verkehrs-  und  Absatzverhältnissen,  dem  Wechsel 
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der  Konjunktur,  nach  Ort  und  Zeit  sehr  veränderlich  ist,  keine  Rücksicht  nehmen 
könne.    „Die  Folge  davon  ist,  daCs  ein  System  bloCser  direkter  Ertrags-  oder  Ein- 
kommensteuern das  Problem  vollständiger  und  gleichmäfsiger  Besteuerung  des  that- 
sächlichen  Einkommens  auch  bei  vollkommenster  Ausbildung  doch  nicht  vollkommen 
lösen  kann".     (Schall,  bei    Schönberg).     Und  dasselbe  geht  aus  den  zugegebenen 
„Schattenseiten"  der  ,, Verkehrssteuern"  hervor:     „Da  es  doch  sehr  schwer  möglich 
ist,  den  gesamten  Vermögens  verkehr  gleichmäfsig  mit  Verkehrssteueru  zu  erfassen, 
so  bewirken  sie  gern  eine  einseitige  Belastung  einzelner  Richtungen  des  Vermögens- 
verkehrs, insbesondere  eine  einseitige  Belastung  des  leichter  erfafsbaren  Immobiliar- 
verkehrs.    Sie  begünstigen,  wofern  nicht  durch  entsprechende  Gestaltung  namentlich 
der  Erbschaftssteuer  Vorkehr  getroffen  wird,  die  steuerfähigsten  Besitzer,  jene  öko- 
nomisch gesättigten  Existenzen,  welche  nichts  kaufen,  weil  sie  genug  besitzen,  und 
nichts  verkaufen,   weil  sie   stark  genug  sind,   ihren  Besitz  Generationen  hindurch 
festzuhalten.    Sie  lasten  ferner  schwerer  auf  der  städtischen  Bevölkerung  mit  ihrem 
entwickelteren  Verkehr  und  mobilisierteren  Besitze  als  auf  dem  flachen  Lande  mit 
der  bäuerlichen  in  den  arbeitsteiligeu  Tauschverkehr  weniger  einbezogenen  Eigen- 
wirtschaft.    Sie   ergreifen  nicht  blofs  Verkehrsakte,  bei  welchen  auL'serordentliche 
Gewinne  eingeheimst  werden,  sondern  auch  solche,  durch  welche  Verluste  realisiert 
werden  müssen,  sie  sind  nicht  nur  von   den  Kapitalansammlungen   des  Geizhalses, 
sondern   auch   von    den   Vermögenstrünimern    des   Verschwenders   zu    entrichten". 
(Schall  a.  a.  0.).    Dieselbe  Auffassung  habe  ich  schon  in  der  „Steuerpolitik"  vertreten. 
Die  relativ  beste  Rechtfertigung  der  „Verkehrssteuern"  hat  A.  Wagnee  geliefert 
(Fin.-W.  II  §  229  ff.).    Sieht  man  jedoch  näher  zu,  so  ist  auch  diese  Rechtfertigung 
von  nur  zu  begründeten  Einwendungen  und  einschränkenden  Voraussetzungen  durch- 
setzt.   Auch  Wagner   anerkennt,    dafs  die  bezüglichen  Rechtsgeschäfte  möglichst 
nach  Mafsgabe  der  realisierten  Gewinne  zu  belasten  seien,  dafs  aber  die  Verkehrs- 
besteuerung dennoch  nur  ,,roh  und  ungefähr"  ihren  Zweck   erfülle;  sie  wirke  aber 
wenigstens  ,, nicht  schlechter  als  die  Ertragssteuern".    Dafs  alle  Gewinne  getroffen 
werden    sollen,   ist  ja   gewifs   richtig;    aber  zweifelhaft  bleibt,  ob   dies  durch  die 
Verkehrssteuern  und  nicht  vielmehr  durch  Fortbildung  der  meisten  direkten  General- 
steuern unter  Rückbildung  aller  Ertragssteuern,  durch  Erbschaftsabgaben  und  durch 
Mobiliarluxussteuern  (§  260)  zu  geschehen  habe.    Verfasser  dieses  vermag  nicht  ab- 
zusehen, wie  es  der  Steuertechnik  je  gelingen  soll,   die   steuerbaren  von  den  nicht 
steuerbaren  Verkehrsakten  zu  scheiden  und  die  steuerbaren  nach  dem  Mafse  ihrer 
Steuerbarkeit  richtig  zu  tarifieren.    Es  ist  ja  wohl  richtig,  dafs  die  Mobiliarumsätze 
von  der  Erwerbssteuer  weniger  getroffen  werden ,   als  der  Erwerb  aus  Immobilien. 
Daraus    geht    aber    doch    nur    hervor,    dafs    der    Mobiliarverkehr    mit    wirksamen 
Zangen   anderer  Art  wirklich   da,    wo  er,   obwohl   steuerbar,  dennoch   entschlüpft, 
schärfer  zu  packen   ist,   die  alten  hohen  Immobiliarverkehrssteuern  aber,  wie  auch 
Wagner  will,  beseitigt  oder  doch  gemildert  werden.    Will  man  aber  so  irrationelle 
Verkehrssteuern,  wie  den  Quittungsstempel  und  Verwandtes  beibehalten,  so  wäre  jeden- 
falls der  neuere  Rückgang  vom  Proportional-  zum  Feststempel  (England,  zum  Teil 
auch  Frankreich)  zu  vermeiden.    Die  kleinsten  Umsätze  werden   hierbei  unverhält- 
nismäfsig  getroffen.     Es  gilt  also  doch,   was  wir  schon  in  der  „Steuerpolitik"  ver- 
treten haben,  und  was  Vocke  billigt:  „Nicht  alle  Rechtsgeschäfte  weisen  auf  quali- 
fizierten Erwerb  und  besondere  Steuerkratt,  noch  viel  weniger  auf  Kapitalansamm- 
lung hin.    Daher  ist  groCse  Umsicht   in    der  Auswahl,  Begrenzung   und 
Abstufung   der   Rechtsgeschäftsgebühren    oder   sog.  Verkehrssteuern 
nötig.     Ein  allgemeiner  Umsatz-,  Quittungs-   und  Rechnungsstempel  z.  B.  ist  weder 
als  Vermögens-  noch  als  Einkommensteuer,  weder  als  individualisierende,  noch  als 
ergänzende  Besteuerung,  weder  als  Spezialerwerbs-,  noch  als  Ansammlungssteuer  zu 

rechtfertigen." 
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3.  Kapitel.    Crel)ühr  und  (T';lr;iljrL':i>leaer. 

§  2ST.  Das  Wesen  der  G^ükr  (eigentliehe  oder  reine  Gebühr.)  — 
Die  Gebühr  ist  in  §  13  als  Abgabe  des  einzelnen  Veranlassers  der 
srleiehwohl  im  öffentliehen  (gemeinen)  Interesse  vollzogenen  staatlichen 
Enreisnngen  (i.  w.  S.  ^sAmtshandlnngen"*)  aafgefafst  worden.  Diese 
Auffassung  schliefet  sieh  im  ganzen  derjenigen  von  Scball  an. 

Eine  veito«  Ao£fias&aiig  des  B^rifli»,  gröndliclist  Tcrtreten  Ton  A.  Wagxer 
a.  a.  O^  findet  in  der  Gebidir  den  „spendlen  Entgelt  des  Einxdnoi  för  einen 
Ton  einem  öffentlichen  Körper,  dem  Staate,  der  Gemeinde  oder  einem  sonstigen 
Selbstver« altongskörper  —  geleisteten  Dienst,  oder  —  erentnell:  und  —  einer 
durch  sie'  verarsachten  Ausgabe  (KostenproTokation)  bä  der  Aqs- 
übnng  einer  im  öffentlichen  Interesse  erfoIg«ideo  („öffentlichen")  Tbätig- 
keit,  in  einer  von  der  öffentlich^i,  insbesondone  der  Staatsgewalt  einseitig  be- 
stimmten Weise  und  normierten  Höhe  erhoben'". 

Beide  Definitionen  stehen  einander  nicht  so  fem,  als  es  scheint.  Fragt  man 
nämHrh,  was  ist  der  ^«eigentliche^  odo-  „wesentliche"*  Staatsiweck,  so  wird 
man  daranf  geführt,  dafs  dieser  keinesw^s  bloCs  der  „Rechts-  und  Machtzweck* 
(ScBUUJU)  ist.  Der  Staat  ist  das  Organ  machtvoll  dnhätlichen  Wollens  räies  Yolks- 
geneinwesens  für  öfioitliche  Zwecke  jeder  Art,  wddie  wdt  über  den  Rechtscweck 
ond  den  Machtbildnngszweck  hinaus  im  IntMCSse  der  Gesamtfadt  nicht  nur,  sondo'n 
aoeh  der  J^nxdnen  als  integrierender  Mitglieder  der  Y-olksgemdnschaft  zu  verfolgen 
sind  ($  IT).  Nun  w^den  eine  Menge  Kultur-  und  WohHahrtszwecke  Im  öffent- 
lichen Interesse  als  wesentliche  Staatsau%abem  verfolgt,  und  es  wird  daher  erlaubt 
sein,  gegenständlich  dem  Gebnhrenbegriff  nngefihr  die  reichere  Füllung  zu  geben, 
welche  er  in  A.  Wagxbbs  vorzngjUeher  Gebnhrenlehre  findet  Acch  Schulgelder, 
Strafen,  s<^ar  Tarifsätze  der  öffentlichen  Yerkehrsanstalten  worden  zu  den  Ge- 
bähren gezogen  werden  dürfen. 

Etwas  weiter  als  Schall  dürfen  wir  den  Begriff  dahin  fassen. 
dais  nicht  blofö  Amtshandlungen,  sondern  aneh  andere  im  gemeinen 
Interesse  vollzogene  Vorteilsgewähmngen  eine  Gebfihr  begründen  können. 
Das  Merkmal  des  Entgeltes,  speziell  des  Kostenentgeltes,  welche  in 
der  „Steoerpolitik"  scharf  von  mir  betont  wnrde,  wird  hier  in  Über- 
einstimmung mit  Schall  fallen  gelassen.  Bei  der  reinen  Gebühr  kommt 
das  finanzielle  Moment  überhaupt  erst  in  zweiter  Linie  in  Betraeht.  der 
Hauptzweck  ist  die  Erreichung  des  öffentlichen  Zweckes  der  Amtshand- 
lung und  Staatsgewährung.  Dieser  Zweck  kann  z.  B.  in  hohen  Strafen, 
Konfiskationen,  der  neuesten  Börsenregistergebfihr  von  jährlich  1 50  M.. 
gegen  den  Veranlasser  gerichtet  und  der  Ansatz  weit  über  dem  Ma/se 
der  ,Eo6tenprovokation'^  gehalten  sein  müssen. 

Wir  beschränken  jedoch  Aea  Begriff  der  Gebühr  auf  die  Abgaben,  welche  vom 
Yeraalasser  für  Tor  teil  gewährende  L  w.  S.  bereichemde  Amtshandlm^oi, 
und  Amt^ewährungoi  erhoben  werden.  Nur  Vorgänge  letzterer  Art  können  als 
Ursachen  gesteigerter  Leistungsfähig keit  angenommen  werdoi. 

Die  Rechtfertigung  der  Gebühr  ist  ohne  jede  apriorische 
Bezugnahme   auf  das   ..Prinzip   der   Gerechtigkeit"   gegeben;   einmal 
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durch  den  bei  den  meisten  GebüLien  anfserfinanziellen  öffentlichen 
Zweck,  welchen  die  Abgabe  verfolgt,  zweitens  durch  die  wirtschaftliche 
Forderung,  die  Kosten  möglichst  zu  decken  und  über  die  Kosten  hinaus 
den  Gebrauchswert  der  Leistung  durch  die  Gegenleistung  sich  vergüten 
zu  lassen.  Das  Prinzip  der  Leistung  und  Gegenleistung  ist  zwar  kein 
Steuerprinzip  („A.  St.  L."  §  189),  aber  es  hat  als  allgemeine  wirt- 
schaftliche Forderung  gleichwohl  auch  in  der  Finanz  zur  Geltung  zu 
kommen. 

..Allerdings  stimmt  das  wirtschaftliche  Prinzip  zu  demjenigen  der  Gerechtigkeit, 
indem  jeder  Steuerzahler  mit  Eecbt  "verlangt,  dafs  die  Steuern  zum  allgemeinen  Besten, 
nicht  aber  zur  Deckung  von  Kosten  verbraucht  werden,  welche  das  specielle  Interesse 
Einzelner  veranlafst  hat."    (Schall,  a.  a.  0,  S.  99). 

Der  Gebührenansatz  nach  dem  Werte  bildet  allerdings  den  Übergang 
zur  Gebührensteuer.  Über  den  wirtschaftlich  begründeten  Höchstsatz 
des  Gebrauchswertes  hinaus  gesteigert  wird  die  Gebühr  zur  gemischten 
oder  reinen  Gebührensteuer. 

Mit  dem  Inte ressentenbeit rage  hat  die  Gebühr  dies  gemein, 
dafs  auch  letztere  eine  Leistung  um  Gegenleistung  sein  kann,  beide  also 
der  Steuer  gegenüberstehen.  Vom  Interessentenbeitrage  verschieden  ist 
die  Gebühr  dadurch,  dafs  sie  durch  Staatsbethätigung  im  öffentlichen 
Interesse,  nicht  durch  den  Genufs  öffentlich  organisierter  Gemeinschaft 
der  Privatinteressen  begründet  ist,  eine  Privatgegenleistung  nicht  sein 
mufs.  In  Steuern  umschlagen  können  beide,  der  Interessentenbeitrag 
wie  die  Gebühr,  durch  Steuerzusätze  über  den  Individualwert  der  Sozietäts- 
nutzung  bez.  Amtshandlung  hinaus. 

§  288.  Oebührensteuern.  —  Obwohl  Steuer  und  Gebühr  zwei 
ganz  verschiedenartige  Einnahmen  darstellen,  kann  doch  die  Gebühr 
den  Charakter  der  Steuer  annehmen,  d.  h.  Gebührensteuer  werden. 
Das  ist  auf  zweierlei  Art  möglich:  entweder  wird  in  der  Gebühr  der 
Betrag  überschritten,  welcher  durch  die  Kosten  und  über  diese  hinaus 
durch  den  öffentlichen  Zweck  der  gebührenpflichtigen  Erweisung 
begründet  ist,  um  dem  Staate  eine  Einnahme  zur  Bestreitung  des  ge- 
meinnützigen Aufwandes  zu  verschaffen,  oder  es  wird  eine  Thatsache 
lediglich  aus  dem  Grunde  durch  Nötigung  zur  Eintragung  bei  der  Be- 
hörde gebührenpflichtig  gemacht,  um  dem  Staate  eine  solche  Ein- 
nahme zu  verschaffen.  Im  ersten  Falle  hat  man  die  gemischte, 
im  zweiten  Falle  die  reine  Gebührensteuer  (Enregistrement,  Liegen- 
schaftsumsatzgebühren u.  s.  w.). 

Die  gemischte  Gebührensteuer  läfst  sich  auch  in  ihre  zwei  Teile  auflösen,  z.  B. 
in  reine  Amtshandlungsgebühren  (Sportelvorschreibung  u.  s.  w.)  und  an  die  an  diese 
Gebühr  angeknüpften  Steuern.  Wo  dies  nicht  der  Fall,  wird  im  einzelnen  Gebühren- 
falle immer  erst  zu  bestimmen  sein,  wie  viel  von  der  Mischungsabgabe  Gebühr  und 
wie  viel  Steuer  ist.  Meist  wird  dieses  nicht  genau  zu  bestimmen  sein.  Die  Stempel- 
form der  Erhebung  entscheidet  nicht;  Gebühren  können  unmittelbar  und  hohe 
Steuern  stempeiförmig  erhoben  werden. 
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Ob  die  iu  eine  Gebülir  verkleidete  Steuer  als  Steuer  berechtigt 
sei,  das  mufs  bezüglich  jeder  gemischten  und  reinen  Gebührensteuer 
nach  den  allgemeinen  Besteuerungsprinzipien  entschieden  werden. 

Stets  werden  die  Gebührensteuern  zu  den  indirekten  Steuern  zu 
rechnen  sein,  da  sie  die  Steuerquellen  nicht  unmittelbar  ergreifen. 

4.  Kapitel.    Organisation  und  Terfaliren  der  Bereicherungs- 
besteuerung. 

§  2S9.  Lbersichf.  —  Über  die  Faktoren  der  Bereicherungsbe- 
steuerung läfst  sich  hier  noch  nichts  allgemeines  sagen. 

In  der  Organisation  und  dem  Verfahren  haben  die  hier  fraglichen 
Steuern  sehr  vieles  mit  der  Gebühr  gemein,  was  zur  Yermengung 
der  Gebühr  mit  den  Bereicherungssteuern  gewifs  nicht  wenig  beige- 
tragen hat. 

In  der  Organisation  ist  das  Eigentümliche  beider  Abgabearten 
einmal  dies,  dafs  der  ganze  Staatsapparat  für  den  Finanzzweck  in 
Bewegung  gesetzt  wird,  Organe  der  Besteuerung,  abgesehen  von  dea 
Finanzgebühren,  also  nicht  die  ordentlichen  Finanz-  und 
Steuerbehörden  sind.  Das  Andere  ist,  dafs  die  Steuersubjekte 
nicht  blofs  zu  eingehender  Melde- und  Bekenntnispflicht,  also  zur  Ver- 
anlagung umfassend  herangezogen  werden,  sondern  auch  zur  Be- 
messung und  Entrichtung  der  eigenen  Steuerschuldigkeit;  es  findet 
ein  so  umfassender  Selbsteinsteuerungszwang  sonst  nirgends 
statt. 

Bezüglich  der  Gebühren  und  gemischten  Gebührensteuern  liegt  die 
erstere  Eigentümlichkeit  in  der  Natur  der  Abgabe  begründet,  da  eben 
auch  die  nicht  steuerlichen  Amtshandlungen  den  Anknüpfungspunkt 
abgeben. 

Bezüglich  der  reinen  Gebührensteuer  triift  diese  Voraussetzung  nicht  zu. 
Es  sind  bestimmte  Behörden  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  oder  Eintragungsämter, 
welche  neben  ihren  Gerichtsgebühren  oder  gemischt  mit  diesen  die  Gebührensteuer 
erheben. 

Die  zweite  organisatorische  Eigentümlichkeit  wurzelt  darin,  dafs 
die  Masse  der  Steuerobjekte  sich  nicht  konzentriert  erfassen 
läfst,  daher  ist  es  steuertechnisch  und  steuerökonomisch  unumgänglich, 
den  Besteuerten  entweder  durch  Eintragungszwang  auch  für  die  zur 
reinen  Gebührensteuer  nicht  angelegten  Steuerobjekte  selbst  zur  Ver- 
anlagung herbeizunötigen,  oder  denselben  sogar  zum  Organ  der  Bemes- 
sung, Einhebung  und  Kontrolle  zu  machen. 

Dieses  ergiebt  auch  das  den  Gebühren  und  den  Bereicherungs- 
steuern eigentümliche  Verfahren,  d.  h.  in  einem  Falle  das  Eintra- 
gungs-  oder  Registrierungsverfahren  vor  der  Obrigkeit  und  im 
zweiten  Falle  den  Gebrauch   von  Steuerwertzeichen  oder  Stem- 
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peln,  welche  zur  Selbstbemessung  und  Selbstentriclitung  seitens  des 
Steuersubjektes  dienen. 

Die  Eintragung  kann  bei  besonderen  Registerbehörden  konzentriert 
sein,  was  das  französische  Enregistrement  ergiebt,  oder  sie  kann  meh- 
reren besonderen  Behörden  (Notariat,  Hypothekenämtern  u.  s.  w.)  im 
Anschlüsse  an  ihr  Amtshaudeln  überlassen  werden.  Bei  der  Stempel- 
form der  Erhebung  hat  das  Steuer-  bezw.  gebührenpflichtige  Subjekt 
die  Steuerwertzeichen  zu  kaufen,  den  tarifmäfsigen  Steuerbetrag  in  diesen 
Wertzeichen  aufzukleben  und  letztere  zu  wiederholtem  Gebrauche  un- 
tauglich zu  machen  („entwerten",  „kassieren").  Wo  eine  Urkunde  nicht 
schon  durch  den  steuerpflichtigen  Vorgang  selbst  geschaffen  ist,  wird 
eine  solche  als  Stempelträgerin  auch  vorgeschrieben. 

Die  Stempelform  der  Abgabeerhebung  kommt  nicht  ausschliefs- 
lich,  sondern  neben  der  unmittelbaren  oder  offiziellen  Einhebung 
vor,  zu  letzterer  zählt  auch  das  Enregistrement.  Die  Stempelentrich- 
tung findet  hauptsächlich  bei  den  Individualgebühren  (§  298)  und  bei 
den  Bereicherungs-,  namentlich  den  nicht  gebührenförmigen  Bereiche- 
rungssteuern vor.  Die  jSTatur  des  Objektes  bedingt  dies  (vergl.  die  ein- 
gehendere Xachweisung  in  meiner  „Steuerpolitik"  S.  4&1  ff.). 

5.  Kapitel.    Die  Funktion  der  Grebührensteiiern. 

§  290.  FiinMioneller  Unterschied  der  Oehührensteuer  gegenüber 
der  Gebühr.  —  Für  die  Gebühr  und  für  den  Gebührenteil  der  Gebühren- 
steuer sind  zwei  Gesichtspunkte  mafsgebend,  der  allgemein  staatliehe 
und  der  finanzielle. 

Der  allgemein  staatliche  Gebührengedanke  verlangt,  dafs 
eine  Abgabe  überhaupt  erhoben  werde,  wenn  der  in  der  Einzeler- 
weisung  verfolgte  Zweck  —  wäre  dieser  nur  die  Verhütung  des  Queru- 
lierens  —  es  verlangt,  und  dafs  die  Gebühr  in  der  Höhe  bemessen  werde, 
die  dem  öffentlichen  Zwecke  am  meisten  Genüge  thut.  Es  darf  unter 
diesem  Gesichtspunkte  hinter  dem  Kostenwerte  zurückgeblieben  und  über 
den  Gebrauchswert  hinausgegangen  werden.  Das  gilt  namentlich  von 
den  „Gebühren"  der  Strafjustiz,  den  Patentgebühren,  den  Börsenpolizei- 
gebühren  (Börsenregistergebühr  von  1896!)  u.  s.  w. 

Der  finanzielle  Gesichtspunkt  heischt  die  Erhebung  einer  Ge- 
bühr für  jede  Erweisung,  die  dem  Einzelnen  Vorteil  bringt.  Die  Er- 
weisung ist  eben  insoweit  kein  gemeinnütziger  Aufwand,  so  dafs  sich 
die  Gebühr  als  Gegenleistung  rechtfertigt. 

Auch  über  den  finanziell  begründeten  Mindest-  und  Höchstsatz 
ist  das  Richtige  grundsätzlich  ebenso  leicht,  als  in  der  Praxis  schwer 
und  nur  näherungsweise  zu  tretfen.  Die  Gebühr  sollte,  soweit  die 
Ei nzelerw eisung  des  Staates   nicht  mehr  oder  weniger  im   gemeinen 
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Interesse  liegt,  weniger  oder  mehr  als  die  Kosten  im  Mindestbetrage  auf- 
legen. Ist  aber  der  Gebrauchswert  höher  als  der  Kostensatz,  — 
und  dies  ist  namentlich  bei  den  Verleihungs-  und  Dispensationsgebtihren 
der  Fall  — ,  so  darf  der  Gebührensatz  im  Mafse  des  Überschusses  des  Ge- 
brauchswertes für  den  Pflichtigen  über  den  Kostenwert  für  den  Staat 
nach  richtigen  finanz-  und  volkswirtschaftlichen  Grundsätzen  hinaus- 
gehen. Der  Betrag  darf  über  den  Gebrauchswert  (Gebührenhöchstsatz) 
—  falls  nicht  der  staatliche  Zweck  dieses  Hinausgehen 
begründet  —  nicht  hinausgehen;  ein  wirklicl)er  Mehrbetrag  wird  nach 
den  Grundsätzen  der  Besteuerung  zu  beurteilen  sein. 

§  291..  FunMion.  Fortsetzung  und  Schlufs.  —  Anders  als  die  Ge- 
bühr sind  die  Gebührensteuern  deckungs-  und  steuersystematisch  zu 
beurteilen.  Die  Gebtihrensteuer  hat  zusammen  mit  anderen  Bereiche- 
rungssteuern die  Aufgabe,  in  Ergänzung  der  Lücken  direkter  Besteue- 
rung die  auch  der  individualisierenden  Konsumbesteuerung  entschlü- 
pfende besondere  Steuerkraft  (über  die  Durchschnittssteuerkraft  hinaus) 
zu  fassen  und  so  das  Steuersystem  zu  vervollständigen. 

Diese  Vervollständigung  erheischt  gegenständlich  zwei  Erweite- 
rungen des  indirekten  Steuersystems:  1.  die  Erfassung  der  besonderen 
Steuerkraft,  welche  aus  Begehungen  und  Erlebnissen  nicht  wirtschaft- 
licher Art  hervorleuchtet,  2.  die  Erfassung  der  besonderen  Steuerkraft 
aus  solchen  Einkünften  und  Vermögensbereicherungen,  welche  sich  der 
direkten  Besteuerung  entziehen  und  aufserdem  im  Falle  der  an 
Stelle  des  Konsums  tretenden  Ansammlung  sowohl  der  ergänzenden 
als  der  individualisierenden  Aufwandsbesteuerung  entgehen. 

In  der  ersten  Richtung  gilt  es  die|Besteuerung  besonderer  Vor- 
teile, welche  Einzelnen  aufserwirtschafilich  zu  teil  werden,  wo- 
bei schon  praktisch  diejenigen  Vorteile,  welche  der  Staat  selbst  zu- 
wendet, als  Gebührenobjekte  in  Betracht  kommen.  Die  Vorteile  können 
positive  Vorteile  sein  bei  Erweisungen,  aus  welchen  Ehre  u.  s.  w., 
mittelbar  Einkommen  und  ^'ermögen  hervorgehen,  wie  Privilegienver- 
leihungen, Titelerteilungen,  Auszeichnungen,  Eangerhöhungen,  teils 
können  sie  als  Vorteile  negativer  Art  sich  darstellen,  indem  von 
Verboten  entbunden  (Disp  ensgebtihren)  oder  indem  Befreiung  von  Last 
und  Unlust  eingeräumt  wird  (Befreiungsgebühren). 

In  der  zweiten  Richtung  kommen  teils  Steuern  in  Betracht  für 
solche  aufserordentliche  Einkünfte,  welche  weder  durch  direkte  Be- 
steuerung noch  durch  indirekte  Konsum-  und  Genulsabgaben  getroffen 
werden,  obwohl  sie  besondere  Steuerkraft  verraten.  Das  sind  teils 
Steuern  auf  aufserordentliche  Vermögenszugänge,  welche  durch  An- 
sammlung oder  durch  Besitzwechsel  unter  Lebenden  und  von  Todes- 
wegen sich   ergeben,  teils  gehören  hierzu  die  Glücks-,  Spiel-,   Fund-, 
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KonjimkturengewiiinabgabeD,  die  i.  e.  S.  sog.  „Verkehrs"-  und  die  Erb- 
schaftssteuern. 

Selbstverständlich  ist  der  Grundsatz  festzuhalten,  dafs  nur  steuer- 
bare Objekte  ergriffen,  die  ergi-iffenen  aber  nach  dem  Mafse  der 
Steuerbarkeit,  auf  welches  sie  hinweisen,  und  in  der  Richtung,  in 
welcher  sie  steuersystematische  Verwendung  gestatten,  angefafst 
werden.  Nun  lassen  sich  verhältnismäfsig  sehr  wenig  Objekte  als 
unbedingt  steuerbar  erweisen,  und  noch  schwieriger  ist  der  Grad  der 
Steuerbarkeit  auch  nur  theoretisch  mit  Sicherheit  feststellen,  geschweige 
steuertechnisch  zu  treffen.  Eine  Masse  von  Gebühren  sind  steuer- 
politisch irrationell,  bei  allen  ist  grofse  Umsicht  erforderlich,  der  Er- 
trag im  ganzen  daher,  wenn  man  von  den  Erbschaftsgebühren  absieht, 
untergeordnet. 

Schliefslich  kommt  doch  auch  Schall  für  die  Gebühren  auf  den  hier  ver- 
tretenen Gedanken  durch  die  sehr  richtigen    Bemerkungen  (a.  a.  0.  S.  101)  hinaus. 


Zw^eite  Abteilung'.     Die  reinen  Gebühren  und  die  ge- 
mischten Gebührensteuern. 

Arten  derselben. 

§  292.  ühersichf.  —  Die  Unterscheidung  der  Gebühren  kann  so- 
wohl objektiv  als  auch  obrigkeitlich  subjektiv  (nach  der  Gliederung 
der  Erhebungsbehörden)  geschehen.  Am  besten  wird  man  Beides  kom- 
binieren und  dabei  die  objektive  der  subjektiven  Gliederung  unter- 
ordnen, da  den  verschiedenen  Gebührenobjekten  für  die  Regel  be- 
sondere Behörden  bei  dem  hohen  Grade  heutiger  staatlicher  Arbeits- 
teilung gegenüber  steheu. 

Doch  ist  dies  nicht  durchaus  der  Fall,  da  gewisse  Gebührenobjekte 
in  allen  Zweigen  des  öffentlichen  Dienstes  gleichartig  vorkommen. 
Hieraus  ergiebt  sich  der  Unterschied  der  General-  und  Special-, 
der  allgemeinen  und  besonderen  Gebühren. 

Die  letzteren  zerfallen  in  so  viele  Unterarten,  als  in  den  besonderen. 
Zweigen  der  Staatsthätigkeit  Einzelerweisungen  vorkommen.  Die  Ge- 
neralgebühren aber  lassen  sich  in  zwei  Hauptunterarten  scheiden,  einmal 
Gebühren  für  den  allen  Staatsdienst  durchziehenden  Dienst  symbolisieren- 
den Handelns,  namentlich  für  Beurkundung,  Schreiberei  überhaupt: 
Beurkundungs-  und  Schreibgebühren  —  und  in  Gebühren, 
welche  in  dem  Sinne  das  Allgemeinheitsmerkmal  an  sich  tragen,  dafs  die 
damit  belegten  Erweisungen  verschiedene  oder  alle  Hauptorgane  des 
Staates  in  Anspruch  nehmen.  Diese  zweite  Art  von  Generalgebühren 
sind  hauptsächlich  „Gebühren  für  die  Mitwirkung  einer  Behörde  in  An- 
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gelegenheiten  des  persönlichen  Lebens  des  Einzelnen'"  (A.Wagner). 
Doch  giebt  es  auch  noch   andere  Arten    die^;er  allgemeinen  Gebühren. 

Eine  weiterer  Unterschied  ist  derjenige  der  Regie  rungs-,  Gesetz - 
gebungs-  und  Verwaltungsgebühren. 

Wo  Konzessionen  durch  Gesetz  erteilt  werden  (englische  private  bills!),  können 
die  Gesetzgebungsgebühren  von  einiger  Bedeutung  werden. 

§  293.  Die  VerivaltungsgeJ) Uhren  —  sind  weiter  einzuteilen  in 
Gebühren  der  auswärtigen  und  in  solche  der  inneren  Verwaltung, 
letztere  in  Civilgebühren  und  in  Militärgebühren. 

Die  Gebühren  der  Civilverwaltung  sind  weiter: 

A.  teils  Gerichtsgebühren,  und  zwar  wieder: 

1)  Civilprozefsgebühren, 

2)  Strafprozefsgebühren  und 

3)  Gebühren  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit, 

B.  teils  Gebühren  der  aufsergerichtlichen  Verwaltung,  mit 
weiterer  Verzweigung:  Sicherheitspolizeigebtihren,  Po- 
lizeigebühreu,  weiter  Gebühren  der  pfleglichen  Staats- 
thätigkeitaufserhalb  der  Gerichts-  und  Polizeibetätigung, 
Gebühren  der  Kultur-  und  Wohlfahrtspolizei, 
kürzer  Kultur-  und  Wohlfahrtsgebühren. 

Die  „Wohlfahrtsgebühren"  sind  wieder  teils  volks- 
wirtschaftliche Gebühren  für  Erweisungen  in  Beziehung 
auf  Produktion,  Handel  und  Konsum,  teils  aufserwirt- 
schäftliche  Gebühren  für  Erweisungen  im  Kreise  des 
übrigen  aufsenweltlichen,  „äufseren",  „materiellen"  Volks- 
lebens, wobei  aufser  gewissen  technischen  Erweisungs-  und 
bau  rechtlichen  Gebühren  die  Wege-  und  Transport- 
gebühren weitaus  in  den  Vordergrund  treten. 

Die  „Kulturgebühren"  zerfallen  weiter  in  die  Kirchen-, 
Schul-  und  andere  Gebühren. 
Das  positive  Gebühreurecht  und  die  Gebühreu?escliichte.  —  Über  beide 
Materien  findet  sich  aller  erreichbare  Stoff  reichhaltig  zusammengetragen  bei 
A.  Wagner  (Fin.-W.  I  67  fi'.,  51  ff.).  Ergänzend  ist  hinzuzufügen,  dafs  Preufsen 
sein  Verwaltungsgebührenwesen  soeben  im  neuen  Gebührengesetze  von  lb94  kodi- 
ficiert  hat  (78  Nummern  mit  vielen  Unterrubriken). 

A.  Wagner  unterscheidet  Gerichtsgebühren  und  Verwaltungsgebühren. 
Die  Verwaltungsgebiihreu  zerlegt  er  gegenständlich  in  6  Gruppen,  welche 
in  jedem  Verwaltungszweige  vorkommen  können:  1.  Allgemeine  (für Eingaben,  Be- 
scheide u.  s.  w.),  2.  für  Mitwirkung  der  Behörde  in  Angelegenheiten  des  persönlichen 
Lebens,  .3.  Beglaubigungsgebühren,  4.  Privilegien-  und  Exemtionsgebühren,  5.  Ge- 
bühren für  Erteilung  von  Ehren  und  Würden,  6.  Sträflingsgebühren.  —  Schall 
(a.  a.  0.)  hat  3  Klassen  von  Verwaltungsgebühren:  1.  „Allgemeine",  für  die  Mit- 
wirkung von  Behörden  in  Angelegenheiten  des  individuellen  Lebens  Einzelner,  2.  Ge- 
bühren für  die  Erteilung,  Einräumung,  Verwilligung  besonderer  Rechte,  3.  Gebühren 
für  die  Befreiung  von  allgemeinen  Verpflichtungen. 
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Die  Grerichtsg'ebühren  —  scheidet  A.  Wagxek  in  vier  Klassen,  nämlich 
solche  1.  der  streitigen  Civilgerichtsbarkeit,  2.  der  Strafgerichtsbarkeit,  3.  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit,  4.  die  Registergebühren,  welche  doch  wohl  besser  als  eine  zur 
Einkleidung  von  Steuern  benutzte  Art  von  Gebühren  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
zu  bezeichnen  sein  werden. 

Schall  teilt  die  Gebühren  der  Rechtspflege  in  die  zwei  Hauptklassen  der 
streitigen  und  nicht  streitigen,  erstere  dann  weiter  in  die  der  Civil-  und  der  Kriminal- 
gerichtsbarkeit, diejenigen  der  nicht  streitigen  in  die  vier  Unterarten:  Gebühren  in 
Vormundschaftssachen,  in  Nachlafsregulierungen,  Registergebühren 
und  Gebühren  von  Rechtsgeschäften  ein. 

Die  Strafen  werden  von  Wagner  und  Schall  nicht  zu  den  Gebühren  ge- 
rechnet. Unser  Begriff  der  Gebühr  würde  dieselben  noch  annähernd  decken. 
Strafen  dürfen  aber  nie  steuerartige  Gebühren  werden. 


Dritte  Abteilung-.    Die  reinen  Gebühren. 

1.  Kapitel.    Die  Faktoren,  die  Organisation  und  das  Terfaliren 

der  Yergel)ührung. 

§  294.  Die  Gebührenzuständiglceit  und  die  Gehührenpflicht  — 
Zur  Erhebung  der  Gebühr  ist  für  die  Regel  die  Steuergewalt  jenes 
Gemeinwesens,  welches  die  gebührenpflichtige  öffentliche  Erweisung 
(Amtshandlung)  vollzieht,  zuständig  zu  erachten.  Der  Ertrag  aber  kann 
auch  bestimmten  aufserkommunalen  oder  aurserstaatlichen  Zwecken  zu- 
gewiesen sein;  das  Prinzip  dieser  Zuweisung  ist  keine  Steuer-,  zu- 
meist nicht  einmal  eine  Finanzfrage.  Das  Natürliche  ist,  dafs  un- 
mittelbare Gebühren  je  von  dem  die  Amtshandlung  vollziehenden  be- 
sonderen Staats-  oder  Gemeindeorgan  eingehoben  werden.  Die  Frage, 
ob  der  Ertrag  iu  die  Staatskasse  abzuführen,  oder  dem  Beamten  des 
Staates  mit  als  Besoldungsbestandteil  zuzuweisen  sei,  ist  allgemein  ver- 
waltungspolitischer Natur. 

Fiskus-  und  Dieuergehülireu.  Auch  jetzt  noch  ist  es  für  den  Staat  vor- 
teilhaft, nicht  alle  Funktionen,  die  er  veranlafst,  durch  besoldete  Staatsdiener  voll- 
ziehen zu  lassen.  Eine  Masse  niedriger  Diener,  technische,  exekutive  und  admini- 
strative Funktionäre  sind  auf  Vergütungen  der  amtlich  behandelten  Parteien 
verwiesen.  Die  Beamten  des  Schreibtisches ,  die  Gerichtsvollstrecker  u.  s.  w.  be- 
ziehen Gebühren  von  der  Partei  für  ihre  Rechnung.  Das  ist  auch  in  gewissen 
Fällen  das  Richtige.  Die  Dienergebühr  ist  der  letzte,  aber  noch  zulässige  Rest 
der  einst  viel  allgemeineren,  quasi  privatwirtschaftlichen  Entlohnung  des  Funktionärs 
durch  das  Publikum.  Es  können  aber  mit  den  Dienergebühren  auch  grofse  Mifs- 
griffe  begangen  wurden. 

Steuerpflichtig  ist  das  die  gebührenpflichtige  Amtserweisung 
veranlassende  Subjekt.  Gebührbefreiungen  können  aus  Gründen  ein- 
geräumt sein,  welche  mit  der  Besteuerung  nichts  zu  thun  haben. 

Gegenstand  der  objektiven  Gebührenpflicbt  sind  die  dem  Ge- 
meinwesen zum   Amtshandeln  gegebenen  Veranlassungen,    wenn  und 
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soweit  das  veranlafste  Amtsliandelu  nicht  gemeinnütziger  Art  und  zur 
gleichzeitigen  Verfolgung  eines  Staatszweckes  die  Gebühr  als  Mittel 
gefordert  ist;  das  ist  durch  finanztechnische  und  finanzökonomische 
Kücksichten  bestimmt.  Mit  Recht  verlangt  Schall,  damit  die  Gebühren 
nicht  zersplittert  werden,  das  Bausch-,  nicht  das  Individualgebühren- 
sjstem. 

§  295.  Fortsetzung.  — [Die  Gebühren  last.  Hierfür  werden 
analog  die  allgemeinen  Grundsätze  der  Steuerbelastung:  Gebühren- 
schonung, Vermeidung  der  Doppelgebühr  und  der  Gebührenabwälzung, 
wenn  letztere  den  aufserfinanziellen  Gebührenzweck  beeinträchtigt,  zur 
Anwendung  zu  bringen  sein. 

Die  Organisation  und  das  Verfahren  ist  durch  das  Wesen 
der  Gebühr  gegeben.  Organe  der  Veranlagung  sind  die  amts- 
handelnden Behörden;  Subjekte  und  Objekte  der  Veranlagung  sind 
ihnen  unmittelbar  gegeben.  Über  die  Bemessungs-  und  Ein- 
hebungsweise  (unmittelbare  oder  stempeiförmige  Einhebung)  ist  be- 
reits gehandelt. 

Bezüglich  der  T  arifierungsweise  teilen  sich  die  Gebühren  in  Fest- 
stempel (Fixstempel)  und  in  V  erhältnisgebühren; 

die  Verhältnisgebühren  in  Dimensions-  und  in  Wert  gebühren; 

die  Wertgebühren  weiter  in  Wertprozentgebühren  und  in  Wertklassen- 
(Skalen)- Gebühren. 

Die  fixe  Gebühr  ist  unvermeidlich ,  wo  ein  Objekt  nicht  auf  Geld  geschätzt 
oder  steuerlich  nicht  nach  dem  Werte  beurteilt  werden  kann.  Ferner  da,  wo  die 
Voraussetzung  des  Dimensionsstempels,  umfassendere  und  verwickeitere  Verwaltungs- 
leistung, nicht  zutrifft.  Endlich  tritt  sie  ein  als  fixer  Klassensatz,  wo  die  Wertbe- 
messung geringfügiger  Objekte  nicht  lohnt.  So  viel  als  möglich  ist  der  Fixstempel  zu 
vermeiden  und  die  Verhältnisgebühr  im  Sinne  verhältnismäfsiger  Wertvergütung  zur 
Geltung  zu  bringen. 

Die  Gebührentarifierung  ist  teils  Quotierung,  teils  Pauschalierung  (Abfin- 
dung ganzer  Massen  von  Gebührenobjekten  in  einer  einzigen  Hauptsumme). 

Der  sogenannte  Dimensionsstempel  läfst  den  Gebühren-  oder  —  der  häufigere 
Fall  —  den  Steuerstempel  bemessen  nach  der  Ausdehnung  oder  dem  Umfang 
der  stempelptiichtigen  Schriftstücke  (Urkunden,  Register,  Prozefs-,  Gerichts-, 
Notariatsakten  u.  s.  w.,  kaufmännischen  Bücher,  auch  Nummernzahl,  eventuell  Blatt- 
zahl und  Blattgröfse  der  Zeitungen  im  ,, Zeitungsstempel").  Es  ist  eine  Stempelform, 
welche  wegen  der  grofsen  Zufälligkeit  dieses  Umfanges  (des  iPapiers  u.  s.  w.) 
gebühren-  wie  steuerpolitisch  erheblichen  Bedenken  unterliegt,  wenn  sie  auch  in 
einigen  Fällen,  z.  B.  bei  Gerichtsakten  u.  dergl.  m.,  dem  Umfange  der  Mühewaltung 
etwas  mit  entsprechen  mag. 

Je  nachdem  der  Wertstenipel  einigermafsen  gleich  mit  dem  Werte  des  Objektes 
oder  stärker  oder  schwächer  steigt,  kann  er  als  Proportional- (im  engeren 
Sinne),  oder  als  Progressiv-  bezw.  D  e  grfe  s  s  i  v  -  Werfstempel  '^bezeichnet 
werden.  Der  S  t  e  u  e  r  Stempel  ist  bisher,  gemäfs  dem  leitenden  Gesichtspunkte 
unserer  modernen  Besteuerung,  ein  Proportional-,  wenn  nicht  gar  ein  D  e  - 
g  r  e  s  s  i  V  Stempel.  Der  Gebührenstempel  (bezw.  der  direkt  eingezogene  Gebühren- 
betrag) ist  meistens  degressiv,  dem  Umstände  entsprechend,  dafs   die  Kosten  der 
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Staatsthätigkeit  nicht  mit  dem  Werte  des  Objektes  proportional,  sondern  schwächer, 
wenn  überhaupt,  wachsen. 

§  296.  Mafs  der  Gebühr enhelastung.  —  Die  reine  Gebühr  wird  hier 
der  Steuer  gegenübergestellt,  also  nicht  als  Steuer  zweiter  Kategorie 
neben  der  „eigentlichen"  Steuer  zu  den  „Steuern  im  weiteren  Sinne" 
(A.  Wagner)  gerechnet.  Die  Gebühr  ist  was  dem  Staate  aus  Anlafs 
seines  staatlichen  Waltens  für  Einzelne,  denen  er  sich  thätig  bezeugt, 
nicht  von  Allen  für  Bestreitung  des  gemeinnützigen  Aufwandes  kraft 
Mitgliedschaftspflicht  und  abgesehen  von  jeder  besonderen  Erweisung, 
entrichtet  wird. 

Die  Gebühr  ist  auch  begründet  durch  die  Kosten,  die  der  Ge- 
bührenpflichtige veranlafst,  aber  sie  ist  nicht  blofs  hierdurch  begrün- 
det. Sie  soll  in  erster  Linie  andere  Zwecke,  welche  der  Staat  durch 
die  vergebührte  Erweisung  verfolgt,  erfüllen,  und  diese  können  es  begrün- 
den, dafs  der  Staat  weit  hinaus  über  den  Kostensatzbetrag  seines  Waltens 
für  Einzelne  hinausgreift  oder  auch  weit  hinter  diesem  Betrage  zurück- 
bleibt. Man  denke  nur  an  Strafgebühren,  Verleihungsgebühren,  Ein- 
schränkungsgebühren. 

Man  wird  daher  wohl  den  Satz  anerkennen  dürfen,  dafs  der  Staat 
möglichst  die  Kosten  hereinbringe,  welche  der  Einzelne  ver- 
anlafst,  und  zwar  bis  zur  Grenze  des  Gebrauchswertes, 
welche  die  Erweisung  für  den  Gebühren  zahler  hat. 

Man  wird  weiter  zuzugeben  haben,  dafs  die  Gebühr  hinter 
diesem  Betrage  zurückbleibe,  wenn  die  staatliche  Erwei- 
sung an  und  gegen  Einzelne  mehr  ,oder  weniger  im  ge- 
meinen Interesse  liegt. 

Man  wird  aber  von  der  vertretenen  Auffassung  aus  nicht  sagen  dürfen,  dafs 
die  Gebühr  überhaupt  „specielles  Äquivalent"  sei,  das  ist  sie  so  wenig  wie 
die  Steuer.  Man  wird  ebensowenig  sagen  dürfen,  dafs  jede  den  Kostenaufwand 
übersteigende  Gebühr  im  Überschusse  über  die  Kosten  Steuer  (i.  e.  S.)  sei;  denn 
der  Überschufs  kann  durch  den  öifentlichen  Zweck  der  vergebührten  öffentlichen 
Erweisung  veranlaCst  und  begründet  sein,  ist  also  nicht  Steuer,  sondern  eine 
besondere  Verwaltungseinnahme,  was  in  der  That  bei  verschiedenen  Ge- 
bühren zutrifft. 

Richtig  ist  dagegen,  dafs  im  Mafse  der  Zunahme  des  gemeinnützig  öffentlichen 
Waltens  die  Gebühr  der  Steuer  weichen  mufs.  Das  öffentliche  Walten  auch  bei 
Erweisungen  für  und  gegen  Einzelne  ist  mehr  und  mehr  dnrch  Steuern  statt  durch 
Gebühren  zu  decken. 

A.  Wagneb  hebt  (I  §  27)  in  ganz  richtiger  Weise  selbst  hervor,  daCs  die  finan- 
zielle Rücksicht  nicht  immer  und  allein  für  die  Gebührenforderung  und  Gebühren- 
feststellung mafsgebend  sein  darf. 

Da,  wo  die  finanzielle  Rücksicht  entscheidet,  verfliefst  die  Gebühr  als  Abgabe 
für  ein  hoheitsrechtlich  ausschlieTsendes  Walten  mit  den  Regaleinkünften, 
und  bei  Erweisungen  an  Einzelne  durch  die  öffentlichen  Unternehmungen,  Verkehrs- 
anstalten u.  s.  w.  nimmt  selbst  die  Gebühr  den  Charakter  von  Erwerbseinkünften  mehr 
oder  weniger  an. 
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Die  Verteilung  der  Vorteile  der  Staats-  und  Gemeindethätigkeiten  wird 
immer  gleichmäfsiger  für  Alle  und  in  Beziehung  auf  den  Einzelnen  unmefsbarer, 
„weshalb  das  Gebübrenwcsen  teils  mehr  auf  bestimmte  Kategorieen  vonThä- 
tigkeiten  beschränkt  und  in  seinen  Sätzen  ermäfsigt  wird,  teils  ganz  fort- 
fällt. Das  Gebührenprinzip  mufs  also  dem  Prinzip  der  reinen  Ausgabe  weichen 
und  die  Finanzwirtschaft  insofern  eben  deshalb  immer  mehr  reine  Steuer- 
wirtschaft werden:  eine  finanzwirtschaftliche  Entwicklung,  welche  die  be- 
gleitende Folge  der  mehr  gemeinwirtschaftlichen  statt  der  rein  privatwirt- 
schaftlichen Organisation  der  Volkswirtschaft  ist  und  sich  durch  das  Zurück- 
treten des  Grundsatzes  von  specieller  Leistung  und  Gegenleistung  im  Steuerwesen 
ofifenbart".   lA.  Wagner  I  §   19). 

§  297.  Konzentration  der  Erhebung  mittelst  Verdrängung  der  Ein- 
zelgehühr  durch  die  Bauschgeh  Uhr.  —  Dieser  Punkt  ist  durch  Schall 
(a.  a.  0.)  sehr  gut  ins  Lieht  gesetzt  worden. 

ScH.\LL  bemerkt:  Die  Gebühren  von  amtlichen  Urkunden  sind  zunächst  Einzel- 
gebühren, Gebühren  von  den  im  Tarife  näher  bezeichneten  einzelnen  Schriften  und 
Urkunden.  Bei  gröfseren  Verhandlungen  wird  eine  ganze  Reihe  solcher  Gebühren: 
für  Eingaben  und  die  einzelnen  Beilagen  zu  solchen,  für  Vorladungen,  für  Protokolle, 
für  Vergleiche,  für  Entscheidungsgründe,  für  Urteile,  für  Bescheide,  Dekrete  oder 
sonstige  derartige  amtliche  Ausfertigungen  aufwachsen,  zu  welchen  unter  Umständen 
noch  etwa  specielle  Gebühren  für  Dispensationen,  für  Verwilligungen  oder  für  be- 
sondere Arten  von  Urkunden  hinzutreten.  Das  System  solcher  Einzelgebühren  ge- 
stattet die  genauere  Anpassung  des  zu  erhebenden  Gebührenbetrages  an  die  für 
Erledigung  eines  Geschäftes  wirklich  erforderlichen  Amtshandlungen  und  ermöglicht 
gleichsam  die  Aufstellung  einer  specifizierten ,  in  ihre  einzelnen  Elemente  verfolg- 
bareu  Kostenberechnung.  Aber  dieses  System  kompliziert  auf  der  anderen  Seite 
den  Ansatz  und  die  Berechnung  der  Gebühr  für  die  ansetzenden  Behörden  und  ge- 
stattet überdies  der  gröfseren  oder  geringeren  Geschäftsgewandtheit  der  jeweiligen 
Beamten  einen  unerwünschten  Einflufs  auf  die  Gebührenbemessung. 

An  die  Stelle  solcher  Einzelgebühren  treten  daher  nicht  selten  Bauschge- 
bühren, welche  die  Gebühr  mit  Berücksichtigung  aller  in  Betracht  kommenden 
Momente  in  einem  Satze  feststellen,  und  welche  die  Anwendung  anderer  Gebühren- 
sätze des  Tarifes  auf  den  gegebenen  Fall  ausschliefsen.  Diese  Bauschgebühren  fassen 
die  Gebühren  für  die  einzelnen  Akte,  aus  welchen  sich  die  Thätigkeit  der  Behörden 
von  ihrer  Anrufung  bis  zur  endlichen  Erledigung  des  Gegenstandes  zusammensetzt, 
in  einer  Summe  zusammen.  Je  mehr  es  den  Bauschgebühren  gelingt,  jene  Einzel- 
gebühren zu  verdrängen,  desto  einfacher  und  verständlicher  wird  der  Gebührentarif, 
und  desto  leichter  wird  seine  Handhabung.  Aber  noch  ein  weiterer  Gesichtspunkt 
ist  dabei  hervorzuheben.  Bei  dem  System  der  Einzelgebühren,  sofern  sie  als  Ge- 
bühren von  amtlichen  Urkunden  überhaupt  erscheinen,  ist. im  Prinzip  für  jeden  ur- 
kundlichen Akt  der  Behörde  eine  Gebühr  zu  entrichten,  sofern  nicht  das  Gegenteil 
als  Ausnahme  von  der  Regel  bestimmt  wird.  Bei  dem  System  der  Bauschgebühren 
bildet  umgekehrt  die  Gebührenfreiheit  von  Amtsverrichtungen  die  Regel,  sofern 
nicht  der  Gebührentarif  ausdrücklich  die  Entrichtung  von  Gebühren  hierfür  fordert. 
Das  System  der  Bauschgebühren  beschränkt  daher  von  Hause  aus  die  Gebührenpflicht 
auf  die  wirklich  gebührenfäbigen  Akte,  mit  Ausschlufs  derjenigen,  welche  rein  und 
ausschliefslich  der  Realisierung  des  gemeinen  Besten  dienen  oder  lediglich  dem 
internen  Verkehr  der  Behörden  unter  sich  angehören,  indem  es  nur  diejenigen  Akte 
mit  Gebühren  beschwert,  welche  durch  das  Privatinteresse  Einzelner  hervorgerufen 
wurden,  sei  es  nun  zum  Zwecke  der  direkten  Förderung  desselben  oder  zur  Wahrung 
des  allgemeinen  Interesses  gegenüber  von  Einzelinteressen.   Das  System  der  Bausch- 
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gebühren  ist  daher  zugleich  der  adäquate  Ausdruck  des  Gebührenprinzips  überhaupt, 
und  es  kann  wohl  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  dafs  der  naturgemäfse  Fortschritt 
im  Gebührenwesen  in  der  fortschreitenden  Entwicklung  des  Einzelgebührenwesens 
zum  Bauschgebübrensystem  besteht'). 

Dafs  die  Einzelgebühr  der  Bauschgebühr  unter  bestimmten  "Voraussetzungen 
(schriftlicher  Prozefs,  viele  Protokollierung  beim  mündlichen  Verfahren)  Yorzuziehen 
sei,  wird  von  anderer  Seite  mehrfach  behauptet. 

§  298.  Die  Wahl  der  Erhebungsweise  —  ist  durch  die  Natur  der 
Gebtibrenobjekte  mitbestimmt.  Der  Stempel  ist  bei  Gebühren  wesent- 
lich nur  anwendbar  auf  beurkundete  Steuerobjekte,  und  auch  auf 
diese  nur,  wenn  die  Gebühren  einfach  anwendbar,  mäfsig  und  daher 
nicht  zur  Defraudation  reizend  gegriffen  sind.  Diese  Voraussetzungen 
treffen  durchaus  nicbt  für  alle  gebührenpflichtigen  Handlungen  zu,  und 
die  grofsen  Steuer-  und  verwaltungsökonomischen  Vorzüge  der  Stempel- 
bemessung, die  Vereinfachung  des  Verwaltungs-,  Eechnungs-,  Verwal- 
tungskassen- und  Verwaltungskontrollewesens  treffen  nicht  allgemein 
zu.  Auch  ist  diese  Vereinfachung,  welche  durch  die  Stempelform  er- 
reicht wird,  von  oft  tiberwiegenden  Nachteilen  begleitet,  welche  durch 
Schall  a.  a.  0.  gut  hervorgehoben  sind. 

Das  österreichische  Gebührengesetz  vom  9.  Febr.  1850  beschränkt  in  §  4 
prinzipiell  ganz  richtig  die  Entrichtung  mittels  des  Stempels  auf  Urkundengebühren 
mit  festem  Betrage  und  auf  nach  dem  Werte  bemessene  Gebühren  von  Urkunden 
über  Rechtsgeschäfte  etc.,  sofern  die  Gebühr  den  Betrag  von  20  Fl.  nicht  über- 
schreitet. 

Direkte  Erhebung  der  Gerichtskosten  nach  dem  deutschen  Gerichtskostengesetze 
vom  IS.  Juni  1878  für  die  kontradiktorische  mündliche  Verhandlung,  für  die  An- 
ordnung einer  Beweisaufnahme,  für  eine  andere  Entscheidung  etc. 

Wo  die  in  der  Gebühr  zu  bezahlende  öffentliche  Leistung  wirklich  oder  der 
Annahme  nach  ein  mehr  individuelles,  von  Fall  zu  Fall  verschiedenes  Gepräge 
hat  und  der  Gebührentarif  sich  demgemäfs  abstuft,  ist  die  direkte  Erhebung  vorzu- 
ziehen. Von  den  Gebühren  der  Kultur-  und  Wohlfahrtspflege,  besonders  der  (ma- 
teriell-) volkswirtschaftlichen  Verwaltung,  haben  manche  und  hatten  früher  noch 
mehrere  den  Charakter  einer  Abgabe  für  eine  mehr  individuell  gestaltete  Lei- 
stung  oder  Kostenprovokation.     Daher   insoweit   auch  hier  die  direkte  Erhebung: 


1)  Beispiele  aus  der  Finanzgeschichte  Württembergs,  wo  die  dem  System 
der  Einzelgebühren  angehörige  Tax-  und  Stempelordnung  vom  14.  November  1808 
verlassen  wurde  und  schon  durch  das  allgemeine  Sportelgesetz  vom  23.  Juni  1828 
der  Übergang  zu  den  Bauschgebühren  erfolgte.  Auch  bei  der  Revision  des  letztge- 
nannten Gesetzes  durch  das  neue  Sportelgesetz  vom  28.  März  1881  konnte  man  sich 
trotz  der  finanziellen  Verlockungen  nicht  entschliefsen,  zu  Einzelgebühren  von  Ein- 
gaben, von  Protokollen,  Endentschliefsungen  etc.  zurückzukehren.  Auch  das  baye- 
rische Gebührengesetz  vom  18.  August  1879  ist  keineswegs  blofs  einheitliche 
Kodifikation  einer  zersplitterten  Gebührengesetzgebung,  sondern  wesentlich  auch  ein 
Fortschritt  in  der  Ersetzung  der  Einzelgebühren  durch  Bauschgebühren,  obwohl  man 
sich  zur  Preisgebung  aller  Einzelgebühren  dort  noch  nicht  entschliefsen  konnte.  Hierzu 
vergl.  auch  RoscHEE  B.  IV.  1.  Abt.  §  24:  „Für  alle  verwickeiteren,  mehr  individua- 
lisierten Fälle  von  Gebühren  kann  das  System  der  unmittelbaren  Berechnung  und 
Erhebung  sehr  verbessert  werden  durch  Pauschalierung". 
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60  im  Versicherungswesen,  bei  den  Wegegeldern,  bei  Lokalanstalten  für  materielle 
Bedürfnisse,  bei  den  Gebühren  der  sogenannten  Volkswirtschaftspflege  und  nament- 
lich bei  der  Post  und  der  Telegraphie  (§  64)  unter  der  Herrschaft  des  Stufentarifes. 
(A.  Wagner). 

§  299.  Der  Tarif  der  7'einen  Oebühren.  —  Es  ist  hier  unmög- 
lich, in  die  Gebiihrentarife  der  einzelnen  Länder  positivrechtlich  und 
gebührcngeschichtlich  einzugehen.  Es  genügt,  die  Konstruktion  der 
Gebührentarife  an  einem  lehrreichen  Beispiele  anschaulich  zu  machen. 
Als  solches  kann  der  österreichische  Gebührentarif  von  1849  angesehen 
werden. 

Die  eigentlichen  Gebühren  Oesterreichs  bei  Wiesee  (Oesterr.  Staatswörterbuch, 
Artikel  „Gebührengesetz").  Grundlage  ist  das  Gebührengesetz  vom  9.  Februar  1850, 
letzte  Novelle  Stempelpatent  vom  30.  Januar  ISSS.  Der  Normaltarif  enthält  ver- 
hältnismäfsig  wenige  feste  Sätze  mit  Erleichterungen  für  Sachen  minderen  Belanges 
und  mit  einzelnen  Erhöhungen  für  qualifizierte  Objekte.  Etwas  höher  sind  die  Er- 
teilungs-  und  Kommissionsgebühren.  Maximum  in  Fl.  für  den  1.  Bogen,  für  jeden 
folgenden  5u  Kr.  Mehrfach  Übergänge  aus  der  Gebühr  in  die  Gebührensteuer.  Die  Er- 
hebungsform ist  der  Stempel.  Wies  er  bemerkt:  ,.  Grundsätzlich  ist  als  abgabepflichtig 
die  Parteischrift  gedacht  (Eingabe,  Beilage,  Rubrik,  das  mit  der  Partei  aufgenom- 
mene Protokoll),  dagegen  ist  abgabefrei  nicht  bloCs  die  interne  Aktion  des  in  Frage 
stehenden  Amtes,  sondern  auch  die  ganze  Korrespondenz  desselben,  sogar  die  hinaus- 
gehenden amtlichen  Ausfertigungen ,  abgesehen  vom  Civilprozesse ;  nur  solche  amt- 
liche Ausfertigungen  sind  stempelpflichtig,  welche  der  Partei  eine  Beurkundung,  ein 
Zeugnis,  „eine  Bestätigung  thatsächlicher  Umstände  oder  persönlicher  Eigenschaften' 
geben  sollen,  als  Vidimierungen,  Legalisierungen,  Proteste,  Grundbuchau.«züge,  De- 
positenamtsauszüge, Reiseurkunden,  Matrikelauszüge,  Diplome,  Licenzen,  Patente, 
Meister- und  Bürgerrechtsurkunden,  „ Befähigungsdekrete ■*,  auch  Duplikate  amtlicher 
Ausfertigungen,  sowie  überhaupt  Abschriften.  Dagegen  ist  die  kraft  der  Amtsgewalt 
gefällte  eigentliche  Verfügung  oder  Entscheidung  immer  stempelfrei.  Nur  im  Civil- 
prozesse ist,  mit  wenigen  Ausnahmen,  jedes  Erkenntnis,  nicht  blois  das  Enderkennt- 
nis, sondern  auch  ein  solches  über  Incidenzstreitigkeiten  u.  s.  f.,  gleichgiltig  ob  es 
als  Urteil  oder  in  anderer  Form  ausgefertigt  wird,  stempelpflichtig.  Das  Stempel- 
gesetz von  1840,  welches  das  grofse  Verdienst  hat,  die  Gerichts-  und  allgemeinen 
Verwaltungsgebühren  in  der  eben  dargestellten  Weise  auf  wenige  und  für  die  Partei 
bemefsbare  Objekte  eingeschränkt  zu  haben,  hatte  auch  noch  die  Finalerledigungen 
im  gerichtlichen  Verfahren  aufser  Streitsachen  der  Abgabe  unterworfen,  davon  ist 
es  jedoch  im  Gesetz  1S5U  abgekommen.  Die  strengere  Behandlung  des  Civilprozesses, 
welche  schon  historisch  überkommen  ist,  erklärt  sich  daraus,  daCs  hier,  wo  Partei 
gegen  Partei  auftritt,  das  Amt  weitaus  am  stärksten  den  einzelnen  Privatinteressen 
dienstbar  wird,  während  in  Vormundschafts-  und  Verlassenschaftssachen,  in  Kon- 
kursen der  staatliche  Charakter  der  Amtshandlung  mehr  hervortritt,  wie  z.  B.  schon 
die  Josefinische  Taxordnung  ^in  den  Geschäften  des  adeligen  richterlichen  Amtes" 
hier  den  Gesichtspunkt  der  Amtspflicht  zur  Geltung  bringt." 

2.  Kapitel.    Die  reinen  Gebühren  der  Civilyerwaltung. 

§  300.  I,  Die  allgemeinen  Gebühren  der  verschiedenen  C'ivil- 
diensfzweige  (Schreihgebühren).  —  Über  diese  Gebühren  handelt  in 
treffender  Weise  Schall  (a.  a.  0.  S.  104).    Derselbe  bemerkt: 

Die   Gebühren   von   amtlichen  Schriftstücken,    sofern   sie    sich   an    den 
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äufseren  Gang  amtlicher  Verhandlungea  anknüpfea,  sind  Gebühren  von  Eingaben 
und  deren  Beilagen,  Gebühren  für  Requisitionen,  Mitteilungen  und  Rückantworten 
au  andere  Behörden,  für  Berichte  etc.  Diesen  Gebühren  schliefsen  sich  als  Ver- 
handlungsgebühren an:  Gebühren  von  Vorladungen  und  Protokollen.  In  letzter 
Linie  kommen  Gebühren  für  Endentschliefsungen  und  amtliche  Ausfertigungen  aller 
Art.  —  Derartige  Gebühren  haben  der  Natur  der  Sache  nach  einen  ganz  generellen 
Charakter.  Sie  müssen  sich  in  der  Hauptsache  teils  mehr,  teils  weniger  vollständig 
in  allen  Fällen  wiederholen,  wo  die  amtliche  Thätigkeit  von  Behörden  in  Anspruch 
genommen  wird.  Sie  charakterisieren  sich  als  Gebühren  für  die  Inanspruchnahme 
der  Behörden  und  ihrer  Thätigkeit  überhaupt  ohne  Rücksicht  auf  die  in  Frage 
kommenden  speciellen  Zwecke,  gleichviel,  ob  es  hierbei  um  Gewährung  besonderer 
Rechte  an  einzelne  oder  um  Erfüllung  allgemeiner  Staatsaufgaben  sich  handle,  und 
gleichviel,  ob  die  Thätigkeit  öffentlicher  Organe  auf  dem  Gebiete  der  Rechts,  der 
Rechtspolizei  oder  der  Verwaltung  angerufen  wird.  —  Die  generellen  Gebühren 
leiden  an  zwei  Grundfehlern:  Gerade  weil  sie  den  gesamten  schriftlichen  Verkehr 
mit  Behörden  erfassen,  sind  sie  für  Publikum  und  Behörden  sehr  belästigend 
und  nötigen,  um  Ungerechtigkeiten  zu  vermeiden,  zu  oft  schwer  definierbaren  und 
daher  kontroversenreichen  Ausnahmen,  vor  allem  für  den  Verkehr  von  Behörde  zu 
Behörde,  für  rein  privatrechtliche  Akte  der  Behörden  und  den  privatrechtlichen 
Verkehr  zwischen  Behörden  und  Publikum,  Ausnahmen  mit  Rücksicht  auf  Arme 
und  Dürftige,  zur  Verhütung  der  Kumulierung  von  Gebühren  oder  von  Gebühren 
und  Steuern,  endlich  mit  Rücksicht  darauf,  die  Inanspruchnahme  gewisser  Arten 
von  öffentlichen  Akten  nicht  durch  die  Erhebung  von  Gebühren  hierfür  zu  er- 
schweren. Aufserdem  aber  sind  Abstufungen  der  Abgaben  für  schriftliche  Urkunden 
derselben  Art  nur  in  geringem  Grade  möglich,  z.  B.  nach  der  Bogenzahl,  bei  Pro- 
tokollen nach  der  für  ihre  Abfassung  erforderlichen  Zeit,  nach  der  Höhe  und  Stel- 
lung der  Behörde,  von  der  die  Urkunde  angefertigt  ist. 

§  301.  IL  Besondere  Gebuhren.  —  l.  Die  Gebühren  der  strei- 
tigen Civil-  und  der  Strafrechtspflege  sollen  grundsätzlich  nicht 
in  Gebührensteuern  ausarten.  Sie  sind  für  die  Regel  reine  Gebühren  und 
als  solche  wohl  begründet.  Das  Nähere  über  ihre  Regelung  gehört  aber 
nicht  der  Steuerlehre,  sondern  tiberwiegend  der  Justizpolitik  aa. 

Die  Steuerwissenschaft  wird  dabei  anzuerkennen  haben,  dafs  die 
Rechtspflege  hervorragend  im  allgemeinen  Interesse  liegt,  daher  dem 
Finanzminister  das  Prinzip  der  vollen  Hereinbringung  der  Gerichts- 
kosten nicht  zugeben  dürfen. 

In  Deutschland  dürfen  nach  dem  Reichsgerichtskosteugesetze  vom  18.  Juni 
1878  seit  1.  Oktober  1879  in  den  vor  die  bürgerlichen  Gerichte  gehörigen  Rechts- 
sachen, auf  welche  die  CivilprozeCsordnung  oder  die  Konkursordnung  An- 
wendung finden,  Gebühren  nur  nach  Mafsgabe  dieses  Gesetzes  erhoben  werden. 
Die  Gerichtskosten  fliefsen  in  die  Kasse  der  Gliederstaaten.  Die  Erträgnisse  sind 
in  deren  Etats  in  der  Regel  nicht  ausgeschieden.  Die  Gebühr  in  bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten  wird  nach  dem  Werte  des  Streitgegenstandes  erhoben  in  Klassen- 
abstufungen mit  sinkender  Skala  wie  folgt:  bis  2U  M.  Wert:  1  M.  Gebühr,  von 
20—60  M,:  2,40  M. ,  von  60-120  M.:  4,60  M.  ,  von  120-200  M.:  7,50  M.,  von 
200—300  M.:  11  M.,  von  300—450  M.:  15  M.,  von  450—650  M.:  20  M.,  von  650  -DOO 
M.:  26  M.,  von  900-1200  M.:  32  M.,  von  1200-1600  M.:  38  M.,  von  1600—2100 
M.:  44  M.,  von  2100—2700  M.:  50  M.,  von  2700—3400  M.:  56  M,  3400  —  4300  M.: 
62  M.,  von  4300-5400  M. :  68  M.,  von  5400-6700  M. :  74  M.,  von  6700— 8200  M.: 
ScHÄFFLE,  Steuern,  Besonderer  Teil.  25 
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81  M.,  von  S200— lOOüO  M.:  90  M.,  dann  für  je  2000  M.  10  M.  mehr  {=  '/i  Proz.i, 
In  der  Berufungsinstanz  erhöhen  sich  die  Gebührensätze  um  V«,  in  der  Revisions- 
instanz um  V--  Die  Gebühr  nmfafst  nur  die  einzelnen  Hauptmomente  und  Teile 
des  Verfahrens  und  wird  je  1.  .für  die  kontradiktorische  mündliche  Verhandlung, 
2.  für  die  Anordnung  einer  Beweisaufnahme  und  3.  für  eine  andere  Entscheidung 
kumulativ  erhoben;  sie  ist  also  keine  das  ganze  Verfahren  umfassende  volle  Bausch- 
gebühr, sondern  gehört  noch  dem  Einzelgebührenwesen  an;  daneben  eventuell 
besondere  Gebühren  für  untergeordnete  prozessuale  Angelegenheiten,  insbesondere 
im  Mahnvfrfahren  für  den  Zahlungsbefehl,'  für  'den  Vollstreckungsbefehl,  ferner 
Scbreibgebühren,  Portoauslagen  und  eine  Reihe  von  Einzelgebühren  für  die  einzelnen 
Akte  des  GericbtsvollzicLcrs:  Zustellungsgebühren,  Beglaubigungsgebühren,  Pfän- 
dungsgebübien,  Versteigerungsgebühren,  Verhaftungsgebühren  etc.,  welche  zugleich 
Dienergebühren  sind.  Vergl.  das  Reichsgesetz  vom  29.  Juni  ISSl  mit  Ermäfsigung 
der  Schreibgebühren,  der  Gerichtsvollziehergebübren  sowie  der  Gerichtskosten  für 
einfachere  prozessuale  Vorgänge.  Erheblich  einfacher  und  den  im  Bisherigen  ge- 
stellten Anforderungen  entsprechender,  vielleicht  zu  niedrig  gegriffen,  die  frühere 
württembergische  Bauschgebühr  mit  Degressivsätzen  für  das  gesamte  Verfahren 
fürjUiteile  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten:  I.  Instanz  bis  zum  Werte  von  2oO 
FL:  3  Proz.,  von  200— 1500  Fl.:  2  Proz.,  von  dem  Mehrbetrage :  l  Proz.;  II.  Instanz 
bis  auf  200  Fl.:  3  Proz.,  von  200— 30o0  Fl.:  2  Proz.,  von  dem  Mehrbetrage:  1  Proz.; 
III.  Instanz  bis  auf  200  Fl.:  3  Proz.,  von  2o0— 6o00  Fl.:  2  Proz.,  von  dem  Mehr- 
betrage: 1  Proz.;  mit  Teilsätzen  (V»,  V^)  statt  der  vollen  Gebühr  für  besondere  Fälle 
mit  kürzerem  Verfahren.    (Schall  a.  a.  0.) 

Das  deutsche  Gerichtskostengesetz  vom  18.  Juni  18TS  findet  Anwendung  auf 
diejenigen  Strafsachen,  auf  welche  die  Deutsche  Strafprozefsordnung  Anwendung 
findet;  dasselbe  bemifst  hier  die  Gebühr  nach  der  Höhe  der  Strafe  in  13  Stufen 
von  5—300  M,  wiederum  eventuell  neben  anderen  Einzelgebühren  für  einzelne  ab- 
weisende Entscheidungen  und  für  Zurückweisungen  von  Beschwerden,  für  das  Ver- 
fahren wegen  Einziehung  u.  s.  w.  von  Gegenständen;  besondere  Sätze  für  das  Ver- 
fahren auf  erhobene  Privatklage  bezw.  Nebenklage.  Gebühren  in  Forstrügesachen 
werden  erhoben  von  Preufsen  (Gesetz  vom  10.  März  IST9,  §  2),  von  Bayern  (Ge- 
bührengesetz vom  18.  August  1879,  Artikel  36—40,  etwa  70  000  M.),  von  Baden 
(Gesetz  vom  25.  Februar  1879),  dagegen  nicht  von  Württemberg  (Forststrafgesetz 
vom  2.  September  1879,  Artikel  35,  und  Forstpolizeigesetz  vom  8.  September  1S79, 
Artikel  75);  bei  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Zoll-  und  Steuergesetze 
von  Preufsen  (Strafresolute  der  Finanzbehörden:  50  Pf.-Stempel),  von  Bayern  (Ge- 
bührengesetz vom  18.  August  1879,  Artikel  41  —  47),  von  Württemberg  (Strafbescheide: 
Sporteltarif  vom  24.  März  1881,  Tarif  Nr.  73),  dagegen  nicht  von  Sachsen  (Gesetz 
vom  8.  März  1879,  §  4);  in  Polizeistrafsachen  werden  Gebühren  erhoben  von 
Preufsen  (Urkundenstempel  von  50  Pf.  für  Strafresolute  der  Polizeibehörden),  nicht 
von  Württemberg  (Gesetz  vom  12.  August  1879);  für  Sachsen  vergl.  Gesetz  vom 
8.  März  1879,  §  4.     (Schall.) 

2.  Im  Gegensatze  zur  streitigen  Civilrechtspflege  und  zur  Strafreclits- 
pflege  bildet  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  breiten  Boden  ftir 
die  gemischte  und  die  reine  Gebtihrenbesteuerung  (vergl.  unten  4.  Ab- 
teilung). Bei  ihren  „Sportein"  tritt  die  Gebühr  noch  häufig  im  Gemenge 
mit  der  Gebührensteuer  auf. 

So  aus  Anlafs  von  Verlassenschaftsabhandlungen,  Rechtsgeschäften,  Eintragung 
in  die  öti'entlichen  Bücher. 

§  302.    III.  Die  reinen  Verioaltungsgehühren  in  unserem  Sinne. 
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A.  Die  allgemeinen  Verivaltungsgehüliren.  —  Voraus  ist  zu  bemerken, 
dafs  das  Gebühreuwesen  in  seinen  Erscheinungen,  in  der  Gesetz- 
gebung und  in  der  Art  der  Ausgestaltung,  in  jeder  anderen  Hinsicht 
überaus  Wechsel  voll  ist,  eine  Detaildarstellung  daher  nicht  blofs 
äufserst  schwierig,  sondern  auch  der  beharrlichen  Wandlungen  wegen 
nicht  dankenswert  wird.  Es  kann  sich  daher  wenigstens  an  dieser  Stelle 
nur  darum  handeln,  das  Bleibende  in  der  Flucht  der  Erscheinungen 
knapp  zu  erfassen  und  das  Allgemeine  an  Beispielen  zu  veran- 
schaulichen. 

Im  ganzen  ist  festzuhalten,  dafs  die  nichtgerichtlichen  Amts- 
handlungen nach  den  heutigen  Aufgaben  der  Staatsthätigkeit  ganz 
überwiegend  ein  Walten  im  gemeinen  Interesse  darstellen  und  daher 
nur  beschränkt  als  Gebtihrenobjekt  auftreten.  Daher  sind  die  wirklichen 
reinen  Verwaltungsgebühren,  wenn  man  sie  von  den  Interessenten- 
beiträgen und  öffentlichen  Erwerbseinnahmen  scheidet,  heute  nur  von 
geringem  Umfange.  Auf  dem  Gebiete  der  Wohlfahrtspflege  sind  sie 
jedoch  relativ  zahlreicher  vorhanden,  als  auf  demjenigen  der  Bildungs- 
pflege. 

1.  Die  Beglaubigungsgebühren  (Zeugnis-,  Legitima- 
tionsgebühren). Amtshandlungen,  welche  hier  in  Frage  stehen, 
durchziehen  ebenfalls  den  ganzen  öffentlichen  Dienst,  diese  Gebühren 
gehören  also  zu  den  objektiv  allgemeinen  Gebühren. 

Die  hienach  zu  entrichtenden  Gebühren  machen  einen  Hauptteil  der 
Konsulargebühren  aus.  Den  Honorarkonsuln  gegenüber  sind  sie  für 
die  Regel  Dienergebtihren,  welche  nicht  in  die  Staatskasse  fliefsen. 
Auch  die  Militärverwaltung  ist  im  Militärpafswesen  neuestens  stark 
davon  ergriffen.  In  vielgestaltigster  Weise  treten  gerade  diese  Ge- 
bühren im  ganzen  übrigen  inneren  Civildienste  auf.  Es  hat  jedoch 
kaum  ein  wissenschaftliches  Interesse  und  ist  jedenfalls  an  dieser  Stelle 
ausgeschlossen,  dieselben  ins  einzelne  zu  verfolgen. 

Dagegen  ist  mit  einigem  Nachdrucke  hervorzuheben,  dafs  diese  Ge- 
bühren teils  in  Beziehung  auf  einzelne  Personen,  teils  in  Beziehung 
auf  einzelne  Sachen  aufgelegt  werden.  Zu  den  Personengebühren 
gehören  u.  A.  die  Pafsgebühren ,  die  Gebühren  auf  Wanderbücher, 
Namensänderungsgebühren,  auf  Tauf-  und  Heimatscheine,  die  Naturali- 
sierungsscheine, Befähigungszeugnisse  u.  s.  w.  Zu  den  Sachgüte r- 
gebühren  erwähnen  wir  die  Ursprungszeugnisse,  die  gesundheitspolizei- 
lichen Warenatteste  (Gesundheitspässe),  die  Steuerbezettelungen,  die 
Beschaugebühren,  die  Zollbegleitscheine,  die  Warengarantiestempel,  ins- 
besondere Punzierungsgebühren,  die  Aich gebühren,  die  Wagegebühren, 
die  Echtheitsgebtthren  für  Urkunden. 

Umfassend  treten  die  Beglaubigungen  des  Civil-  und  Familien- 
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Standes:  Tauf-,  Trauungs-,  Totensclieine,  in  den  standesamtlichen  Ge- 
bühren auf. 

Es  giebt  noch  weitere  Beglaubigungsgebühren.  Den  einfachen  Per- 
ßonal-  und  Sachbeglaubigungsgebühren  gegenüber  stehen  Gebühren  auf 
alle  Atteste,  d.  h.  Beurkundungen  von  Thatsachen  und  Vorgängen, 
\\-elche  nicht  blofs  Einzelpersonen  als  Individuen  und  als  Familien- 
mitglieder und  nicht  blofs  einzelne  Sachen  betreffen. 

Den  Beglaubigungsgebühren  stehen  nahe  die  Gebühren  auf  aus- 
gestellte Befähigungszeugnisse,  Examinationsgebühren  und  Ver- 
wandtes. 

2.  Die  Verleihungs-  und  Bestätigungs-,  Gestattungs-, 
Konzessions-,  Erlaubnis-  und  Dispensationsgebtihren  tragen 
ebenfalls  ein  allgemeines  Gepräge  an  sich. 

Jagdkarten.  —  Nach  Schall  in  Sachsen  bei  Ijähriger  Dauer  12  M.,  bei 
Itägiger  3  M.,  Bayern  Jagdkarten  und  Waffenscheine  15  M.,  Württemberg  20  M., 
Baden  Taxe  12  M.,  Stempel  1  M. ;  von  der  österreichischen  Gewehr-  und  Jagd- 
steuer fällt  die  Steuer  für  die  Jagdifarte  mit  12  Fl.  unter  die  Gebühren,  die  Ge- 
wehrsteuer (1  Fl.  für  das  einläufige;  2  Fl.  für  das  zweiläufige)  unter  die  direkten 
Aufwandsteuern. 

3.  Die  Gebühren  für  Erteilung  besonderer  Rechte,  als 
Patentgebühren,  Privilegiengebühren  aller  Art,  Musterschutzgebühren,  Ge- 
bühren flir  die  Erteilung  der  juristischen  Persönlichkeit,  Adels-  und 
Standeserhebungen,  Promovierungen  u.  s.  "w. 

4.  Die  Dienstanstellungsgebühren. 

Das  Detail  gehört  nicht  in  die  Steuerlehre.  Ausführliches  bei  A.  Wagneb, 
Fin.-W.  I.). 

§  303.  B.  Einige  Verwaltungsspecialgehühren.  —  Solche  finden 
sich  eigenartig  für  Erweisungen  auf  allen  Gebieten  des  aulsen-  und 
des  innenweltlichen  Volkslebens,  namentlich  des  ersteren. 

Dem  Gebiete  des  Niederlassungs-  und  Transportwesens  ge- 
hören u.  a.  die  Gebühren  in  Bau  Sachen,  die  Wege-  und  Brückengelder, 
Wasserzölle  an. 

Auf  dem  Gebiete  des  Sicherheits-  und  Schutz wesens  trifft 
man  mancherlei  Polizeiaufsichtsgebühren,  Revisionsgebühren,  Sehau- 
gebühren  u.  s.w.  an;  auch  Heilanstaltsgebühren, Veterinärgebühren u.s.w. 
wären  hier  einzureihen. 

Am  reichsten  an  Specialgebühieu  sind  alle  Zweige  der  Volks- 
wirtschaft, namentlich  was  die  Beglaubigung,  die  Konzession,  die 
Aufsicht,  die  Dispensation  und  die  Privilegierung  beti-ifft.  Es  sind  dies 
die  Gebühren,  welche  für  die  Erlaubniserteilung  zu  gewerblichen  An- 
lagen, Fischereianlagen,  Stauanlagen  und  "Wasserwerken,  öffentlichen 
Flüssen,  in  Bausachen,  für  Darapfkesselanlagen,  für  Kollekten,  Lotterien, 
für  Ausstocken  von  Waldungen  und  für  Dismerabrationen,  zum  Gewerbe- 
betrieb  im    Umherziehen    und    durch  Handelsreisende   (Legitimations- 
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karten  und  -scheine),  für  Beschälpatente,  für  die  Ausühung  der  Jagd 
und  der  Fischerei,  ferner  für  Yeräurserung  und  Verteilung  von  Körper- 
schaftsverraögen  erhoben  werden. 

Technische  Begiaubigungs-  und  Prüfungsgebühren  findet  man 
für  die  Aichung  von  Mals  und  Gewicht,  für  die  Garantie  des  Gold- 
und  Silberwarengehaltes. 

Auf  dem  Gebiete  des  Ideellen  Volkslebens  trifft  man  ebenfalls 
verschiedene  Gebühren:  Schulgelder,  Examinationstaxen,  Gebühren  für 
die  Gestattung  von  Vergnügungen  u.  s.  w. 

Patentgebühren.  Hier  sind  genau  genommen  zweierlei  Arten  von  Abgaben 
zu  unterscheiden:  einmal  eigentliche,  meistens  fixe  Gebühren,  als  Beitrag 
zur  Kostendeckung  des  öffentlichen  Patentwesens  oder  als  Ersatz  für  die  Mühe- 
waltung der  Behörde  bei  der  Erledigung  der  Patentgesuche;  sodann  Abgaben  in 
meist  mit  der  Dauer  des  Patentes  steigenden  Sätzen,  welche  wesentlich  eine 
Vergütung  für  die  Verleihung  des  Patentrechtes  als  solchen  bilden  sollen  und  nicht 
den  Charakter  der  reinen  Gebühr,  sondern  den  einer  Steuer  haben.  Die  erste  Art 
der  Abgabe  ist  als  Gebühr  durchaus  gerechtfertigt,  die  zweite  empfiehlt  sich 
grundsätzlich.  (Die  dabei  üblichen  progressiven  Sätze  sollen  weiter  darauf  hin- 
wirken, dafs  ein  Patent  nicht  unnötig  lange  aufrecht  erhalten  wird,  nach  Zweck  und 
"Wesen  des  ganzen  Patentrechtes.)  Die  Frage  der  Patentgebühren  hängt  eng  mit  der 
ganzen  Einrichtung  des  Patentwesens  und  mit  gewissen  prinzipiellen  wirtschaftlichen 
und  rechtlichen  Punkten  desselben  zusammen  (A.  Wagneb). 

Gebühren  der  amtlichen  Statistik.  So  die  kleine  Deklarationsg  ebühr  im^ 
auswärtigen  Handel,  nach  Gesetz  vom  22.  Januar  1878,  Art.  3  in  Frankreich: 
„droit  de  statistique",  um  die  Kosten  der  Handelsstatistik  zu  decken,  10  Centimes 
per  Kollo,  oder  per  1000  kg  oder  per  Stück  Vieh  u.  s.  w.,  bei  Ein-  und  Ausgang. 
Ertrag  jetzt  6—7  Mill.  Frs.  Wagner,  Fin.-W.  HI,  S25.  —  Jetzt  auch  im  Deutschen, 
Reiche  die  in  Stempelform  erhobene  „statistische  Gebühr"  nach  Gesetz  vom 
20.  Juli  1879  betr.  die  Statistik  des  Warenverkehrs  §  11  ff.:  Sätze  von  5  Pfennig 
für  je  500  kg  verpackte,  für  je  1000  kg  unverpackte  Waren,  10  Pf.  für  je 
10  000  kg  gewisser  Rohstoffe,  5  Pf.  für  je  5  Stück  Vieh.  Ertrag  5—600000  M. 
jährlich.    Der  „Gebührencharakter"  der  Abgabe  ist  anfechtbar. 


Vierte  Abteiluug.     Die  gemischten  Gebührensteuern. 

1.  Kapitel.    TTesen  und  Umfang. 

§  304.  Wesen  derselben.  —  Die  gemischte  Gebührensteuer  ist 
Gebühr  und  Steuer  zugleich,  steuerhafte,  nicht  blofs  steuerförmige 
Gebühr.  Wie  weit  sie  das  eine  oder  das  andere  ist,  ist  ziffernmäfsig 
wohl  nie  genau  zu  sagen,  im  Kopfe  der  Finanzminister  wird  sie  leicht 
stärker  eine  Steuer  als  eine  Gebühr  sein,  denn  im  Herzen  der  Wohl- 
fahrtminister, in  deren  Amtsbereiche  sie  erhoben  wird.  Grundsätzlich 
haben  wir  jedoch  den  Punkt,  von  wo  die  Gebühr  in  die  gemischte 
Gebührensteuer  übergeht,  bereits  bezeichnen  können  (§  290). 

Zuständigkeit,  subjektive  und  objektive  Steuerpflicht  können  für  die 
Gebührensteuer  kaum  andere  Gestaltung  haben,  als  bei  den  reinen  Ge- 
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bühren.  Dagegen  ist  die  Gebührenbelastung  nicht  mehr  blofs  durch  die 
Kostenprovokation,  den  Gebrauchswert  und  den  aufsersteuerlichen  Ge- 
bührenzweck (§  290)  bestimmt,  sondern  soweit  der  Steuerzusatz  reicht, 
durch  die  prinzipale  und  die  ergänzende  Funktion  indirekter  Be- 
steuerung. Nach  ihrer  indirekten  Steuerbarkeit  sind  unter  den  Gebüh- 
renobjekten diejenigen  auszulesen,  welche  nachweisbar  steuerbar  sind. 

Die  eigentliche  Funktion  der  gemischten  Gebührensteuer  besteht 
darin,  den  aus  amtlichen  Erweisungen  dem  Veranlasser  zu- 
gehenden Vorteil  indirekt  zu  belasten,  soweit  und  in  der  Art, 
als  solcher  steuerbar  erscheint. 

Von  diesem  mafsgebenden  Gesichtspunkte  aus  werden  nur  wenige 
Gebührenarten  Steuer  sich  zusetzen  und  so  zu  gemischten  Gebühren- 
steuern sich  gestalten  lassen.  Es  ist  aber  im  allgemeinen  doch  leiclit 
zu  bestimmen,  welche  Arten  von  Gebühren  für  den  Besteuerungszusatz  in 
Frage  kommen  werden.  Nicht  die  Schreibereigebühren,  nicht  die 
Personalprüfungsgebühren  werden  es  sein,  sondern  die  Privilegien-, 
die  Dispensations-  und  die  Versicherungsgebühren.  Von  den  Gerichts- 
gebtihren  werden  am  ehesten  die  Gebühren  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit den  Steuerzusatz  ertragen,  bis  endlich  die  Gebührenfunktion 
hinter  der  Steuerfunktion  so  sehr  in  den  Hintergrund  tritt,  dafs  sie 
relativ  verschwindet  und  aus  der  Gebühr  praktisch  eine  reine  Regi- 
strierungssteuer geworden  ist. 

§  305.  Umfang.  —  Überall  ist  es  in  der  Praxis  schwer  zu  be- 
stimmen, wo  die  Gebühr  aufhört,  und  wo  die  Steuer  anfängt.  Ein 
sicherer  Mafsstab  für  diesen  Zusatz  wird  sich  vielleicht  überhaupt  nie 
gewinnen  lassen.  Offenbar  aber  kann  die  gemischte  Gebührenbesteue- 
rung bei  der  Geringfügigkeit  der  Bereicherungen  aus  Amtshandlungen  und 
beim  Mangel  der  Mefsbarkeit  solcher  Bereicherung  da,  wo  sie 
überhaupt  zulässig  ist,  nur  zu  einer  höchst  dürftigen  Entwickelung  ge- 
bracht werden. 

Die  Adelsverleihungsgebtihr  ist  überaus  anfechtbar,  weil  der  Adels- 
ankauf überhaupt  eine  mehr  als  bedenkliche  Sache  ist.  Die  Licenzen 
sind  in  Deutschland  nicht  von  Belang.  Die  „Militärbefreiungstaxe"  ist 
m.  E.  unbedingt  zu  verwerfen  (§§  306  ff.).  Als  unzweifelhafter  Fall 
gemischter  Gebührenbesteuerung  von  einigem  finanziellen  Belange  ist 
dann  nur  noch  der  Garantie(Punzierung)-Stempel  für  die  Prü- 
fung der  Gold-  und  Silberwaren  übrig.  Dieser  aber  wird  wohl  rcgel- 
mäfsig  auf  den  Warenkäufer  abgewälzt  und  verwandelt  sich  hierdurch 
in  eine  Gebrauchsaufwandsteuer. 

Die  Gold-  und  Silbenvaren-Garautie-  oder  Punzierungsgebiihr  als  Steuer  — 
80  in  Oestcrreich,  Italien,  Frankreich  —  ist  alt.  In  Frankreich  kommt  sie  vom 
16.  Jahrhundert  an  nicht  blofs  zur  Sicherstellung  der  Käufer  gegen  Übervorteilung, 
sondern  auch  als  Schutz  der  Fabrikanten  gegen  unredlichen  Wettbewerb  vor. 
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Fremde  eingeführte  Waren  unterliegen  in  Frankreich  de.^selben  Qualitäts- 
kontrolle wie  die  einheimischen  und  den  Garantiegebühren  dafür  neben  den  Zöllen. 
Über  die  Höhe  der  französischen  Garantiegebühren  vergl.  A.' Wagner,  Fin.-W.  I,  §283. 
Es  werden  nur  Goldwaren  von  drei  „gesetzlichen  Feinheitsgraden"  zugelassen,  von 
920,  840  und  TlO'^'/on,  seit  1884  specieli  auch  noch  goldene  Uhrgehäuse  blofs  zum 
Export  von  einem  vierten  Grade  zu  SSS^^/oo?  l^ßi  Silberwaren  sind  die  gesetzlichen 
Feinheiten  950  und  800°°/oo-  D'^  erlaubte  Fehlergrenze  (tolörance)  ist  bei  Gold- 
waren 3,  bei  Silberwaren  ö^^q.  Die  erfolgte  Kontrolle  wird  dann  durch  Marken 
oder  Stempel  ausgedrückt,  deren  mehrere  unterschieden  werden. 

Anuäherungr  der  Kottzessiousg-ebülireu  au  die  geinisclite  Gebühreubesteue- 
rung*.  Konzessionsgebühren  sind  aufserhalb  Deutschlands  umfassend  als  jährlich 
wiederkehrende  Liccuzen  ausgestaltet  und  nehmen  daselbst  gebührensteuerlichen 
Charakter  an.  Für  Deutschland  führt  Schall  folgende  Gebühren  als  steuerartig 
an:  Konzessionen  für  Auswanderungsunternehmer  und  Agenten:  Bayern  50  M., 
Württemberg  Unternehmer  und  Hauptagent  100  M.,  Unteragent  5—50  M.,  Baden 
100  M.;  zum  Eisenbahnbau  und  -Betrieb:  Bayern  50—200  M.,  Württemberg 
50—1000  M.,  für  Feuerversicherungsanstalten:  Bayern  50  M.,  Württemberg 
500 — 1000;  für  die  Zulassung  von  Statutenänderungen  5—50  M.,  Baden  60  M.  (Taxe); 
für  Privatkrankenanstalten:  Württemberg  10— 100  M.,  Baden  10-100  M  (Taxe); 
zum  Gewerbebetriebe  als  Schauspielunternehmer:  Württemberg  25—100  M., 
Baden  10—100  M.;  für  Versicherungs Unternehmungen,  aufserhalb  Feuer- 
versicherungsanstalten: Bayern  50  M.,  Württemberg  25  —  500  M.;  zum  Betriebe  von 
Gast-  und  Schankgewer ben,  in  verschiedenen  Abstufungen:  Württemberg 
2 — 500  M,  Baden  20—300  M.  Weitere  Konzessionsgebühren  für  den  Geschäfts- 
betrieb, als  Pfandleiher,  zum  Verkaufe  von  Arzneimischungen,  Geheimmitteln  u.  s.  w. 

Der  Fideikommiserrichtuugsstempel  —  im  Betrage  von  3  Proz.  ist  bei  Be- 
ratung des  preufsischen  Stempelsteuergesetzes  jüngst  schwer  angefochten  worden. 
Mit  Unrecht,  wenn  die  Fideikommiserteilung  das  Grundstück  der  Gebühr  auf  den 
Besitzwechsel  mit  1  Proz.  für  jeden  Fall  entzieht;  alsdann  ist  genannte  Gebühr 
vielmehr  ein  sehr  mäfsiges  ..Gebührenäquivalent"  der  Besitzwechselabgabe. 

2.  Kapitel.    Die  Welirsteuer  als  gemischte  GreMhrensteuer. 

§  306.  Begriff  der  Wehrsteuer.  —  Die  Webi-steuer,  auch  Militär- 
ersatztaxe  und  Militävtaxe  schlechtweg  genannt,  ist  die  Abgabe,  welche 
aus  Anlafs  der  Freilassung  vom  Militärdienste  von  den  Befreiten  oder 
von  den  Nächstverwandten  für  die  Befreiten  zu  entrichten  ist.  Sie 
ist  teils  eine  einmalige  Taxe,  teils  eine  längere  Zeit  fortlaufende  Jahres- 
gebühr, nach  fixem  Tarife  oder  nach  dem  Einkommen  und  Vermögen 
der  Pflichtigen  bemessen.  Funktionell  ist  sie  eine  steuerartige  Be- 
freiungsgebtihr,  also  eine  „gemischte  Gebührensteuer"  in  unserem 
Sinne.  Als  solche  ist  sie  schon  in  den  „Grundsätzen  der  Steuerpolitik" 
mit  der  dortigen   Bezeichnung  der  „Steuergebühr"   aufgefafst  worden. 

Wir  halten  an  dieser  Auffassung  noch  immer  fest.  Auch  daran, 
dafs  diese  Gebtihrensteuer  sich  steuerpolitisch  nicht  empfiehlt. 

Die  Thatsache ,  dafs  die  Wehrsteuer  die  politische  Seitenfunktion  der  Befrie- 
digung des  Rechts-  und  Gleichheitsgefühles  vollziehen  soll,  und  dafs  das  Einkommen  zu 
ihrer  Bemessung  beigezogen  wird,  ändert  u.  E.  am  Charakter  der  Militärtaxe  als 
Gebührensteuer  nichts;    der  beiläufige  Schutzzweck  eines  Grenzzolles  entzieht  dem 
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Zolle  den  Steuercharakter  auch  nicht,  und  die  gelegentliche  Entrichtung  der  Inter- 
essentei; beitrage  nach  Ertragssteuerkatastern  verwandelt  f.A.  St.  L.-  §  lS9j  die  letz- 
teren Abgaben  nicht  in  Ertragssteuem. 

§  307.  Bestand  und  Aussichten  der  Wehrsteuer.  —  Die  Wehr- 
steuei-  besteht  bis  jetzt  in  der  Schweiz,  in  Oesterreich-üngarn,  in  Frank- 
reich, nach  neueren  Angaben  anch  in  Portugal  und  Serbien.  In  Würt- 
temberg und  Bayern,  wo  sie  1S68  eingeführt  gewesen  war,  ist  sie  mit 
dem  Eintritte  beider  Staaten  in  die  Militärverfassung  des  norddeutschen 
Bundes  wieder  aufgegeben  werden.  Die  deutsche  Reiclisregierung  hat 
den  vergeblichen  Versuch  gemacht,  im  Eeichstage  eine  Wehrsteuer  durch- 
zusetzen. Ob  diese  sog.  Steuer  sich  allgemeiner  ausbreiten  wird,  steht 
dahin.  Umstände  der  Politik,  deren  Betrachtung  nicht  der  Steuer- 
wissenschaft angehört,  werden  den  Anschlag  geben. 

Wie  sehr  von  dem  in  diesem  Werke  eingenommenen  wissenschaft- 
lichen Standpunkte  aus  die  Wehrsteuer  als  ein  Irrstern  von  schwächstem 
Lichtkern  anzusehen  ist,  so  läfst  sich  doch  nicht  leugnen,  dafs  der 
Schweif,  welchen  derselbe  in  der  Finanzlitteratur  nach  sich  gezogen 
hat,  nicht  blofs  grofs,  sondern  stellenweise  auch  glänzend  ist  und  jeden- 
falls noch  nicht  als  unter  den  Horizont  der  Steuerpolitik  der  Gegen- 
wart hinuntergesunken  angesehen  werden  darf.  Je  mehr  der  demo- 
kratische Gleichheitsdrang  der  Zeit  sich  weiter  steigern,  je  weniger 
ihm  an  ordentlichen  Steuern  für  volle  Verpflegung  und  Versorgung  der 
Wehrleute  wird  abgerungen  werden  können,  desto  leichter  kann  es 
geschehen,  dafs  die  Wehrsteuer  auch  in  der  deutschen  Steuerpolitik 
durchgedrückt  wird. 

Litteratur.  Aufzählung  derselben  bei  A.  Wag>er  (Schönb.  3.  A.  Uli  und  bei 
Eheeeeg  (Artikel:  Wehrsteuer  in  Co>-b.\ds  Handwörterbuch  VI,  652).  Geistvollste 
Verteidigung  durch  G.  Cohn.  Beste  neuere  Abweisung  durch  Ehebeer  a.  a.  0. 
Trotz  oder  'gerade  wegen  der  ungewöhnlich  umfassenden  Speciallitteratur.  welche 
dem  Gegenstande  zugewendet  worden  ist,  ist  der  letztere  irumer  noch  als  eine  der 
umstrittensten  politisch-ökonomischen  Fragen  anzusehen.  Knies,  Jolly,  Theitscbke, 
Mabcikowski,  Ffebabis,  Schott,  Fobstoeff,  Säur  haben  sich  anf«er  den  Genannten 
über  den  Gegenstand  ausgesprochen.  Neuestens  ist  noch  besonders  Vockes  Abschnitt 
über  das  Wehrpeldinden  , Grundzügen-  zu  nennen.  Die  grofse  Litteratur  hat  mich  nur 
zu  einer  grundsätzlich  urbedingten  Abweisung  zu  bestimmen  vermocht.  Ganz  un- 
begründet ist  die  abweisende  Ansicht  von  Kibchenheim  (Stengels  "Wörterbuch  der 
deutschen  Verwaltungsrechtes  II,  91 S),  welcher  meint,  nur  aus  „idealen,  d.  h.  doktri- 
nären" Gründen  könne  die  Abweisung  der  Wehrsteuer  erfolgen. 

§  308.  Zur  Geschichte  der  Wehrsteuer  —  ist  wenig  zu  bemerken. 
Das  Leben  derselben  ist  sehr  jung.  Zwischen  dem  Grundsteucrzu- 
schlage  der  altrömischen  Königszeit  und  dem  Wehrpflichtabkaufsgclde 
am  Beginne  der  territorialistischen  Steuerentwickelung  einerseits  und 
der  Wehrsteuer  von  heute  anderseits  besteht  kein  cntwickelungsge- 
schichtlicher  Zusammenhang.  Bei  der  tiefen  Verschiedenheit  der  Militär- 
iind  Stenerverfassung  der  verschiedenen  Zeitalter  kann  selbst  theoretisch 
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Tind  politisch  den  fragliclien  Parallelisierung-en   ein  Ertrag  nicht  wohl 
abgewonnen  werden. 

Die  Wehrsteuer  ist  ein  Kind  dieses  Jahrhunderts  und  kann  ihre  Erklärung  nur 
vom  Bestände  der  allgemeinen  Wehrpflicht  aus  finden.  Mutter  dieses  Kindes  ist  die 
Gleichheitsleidenschaft  eines  steigend  demokratischen  Zeitalters,  welche  alle  Bürger 
für  den  Staat  gleich  stark  belastet  wissen  will  und  eine  Ausgleichung  der  persön- 
lichen Wehrlast  durch  ein  Geldäquivalent  der  militärfrei  bleibenden  Leute  verwirk- 
lichen zu  können  glaubt;  Vater  desselben  ist  der  „Militarismus",  welcher  jene  Aus- 
gaben für  notwendige  Ausstattung  und  Versorgung  der  Soldaten,  die  man  direkt  der 
staatsbürgerlichen  Steuerwilligkeit  nicht  abringen  kann,  durch  Rührung  der  Saiten 
des  individualistischen  Gleichheitsdranges,  entgegen  dem  sonstigen  hohen,  hier  aber 
hohlen  Pathos  abzuschmeicheln  gewufst  hat.  Die  erste  Wehrsteuer  kam  nach  Ein- 
führung der  allgemeinen  Wehrpflicht  in  PVankreich  zu  stände;  nach  dem  Sturze 
Napoleons  I.  wurde  sie  wieder  abgeschafft,  um  erst  neuestens  wieder  unter  den  „assi- 
milierten" direkten  Abgaben  aufzutauchen.  Bis  gegen  die  Mitte  des  19.  Jahrhun- 
derts war  eine  solche  Militärersatzbesteuerung  in  der  Mehrzahl  der  schweizerischen 
Kantone  zur  Geltung  gekommen,  wo  die  Belastung  der  Militärpflichtigen  mit  einem 
Teile  der  Ausrüstungskosten  die  Ausgleichungsabgabe  sehr  stark  nahegelegt  hatte. 
Es  folgte  weiter  unter  Beseitigung  der  kantonalen  Militärersatztaxen  die  Einführung 
einer  Bundeswehrsteuer,  welche  dann  unter  dem  Drange  gleicher  Umstände,  auch  für 
Oesterreich-Ungarn  und  für  Frankreich  vorbildlich  wirkte,  und  (nach  Ehebeeg  a.  a.  0.) 
auch  in  Portugal  und  in  Serbien  nachgeahnt  wurde. 

§  309.  Zur  Kritih  der  Wehrsteuer.  —  Bei  der  Kritik  der  littera- 
risch zur  europäischen  Doktorfrage  gewordenen  Wehrsteuer  sind  zu- 
vörderst einige  Einwendungen  bei  Seite  zu  lassen,  welche  nicht  das 
Wesen,  sondern  die  Regulierungsweise  dieser  Abgabe  betreffen.  Obwohl 
vollkommen  begründet,  lassen  sich  dieselben  beseitigen,  ohne  dafs  der 
Gedanke  die  Wehrsteuer  selbst  zu  fallen  brauchte.  Dahin  gehört 
1.  die  Mitheranziehung  auch  der  Eltern  und  Grofseltern  zur  Steuer- 
pflicht, obwohl  sonst  im  Rechte  mit  21  Jahren  die  volle  Selbständig- 
keit beginnt,  2.  die  Zuwendung  des  Steuerertrags  an  bestimmte  Zwecke, 
d.  h.  die  Gestaltung  der  Militärtaxe  zur  Zwecksteuer,  eine  Gestaltung, 
welche  schon  jetzt  nicht  allgemein  getroffen  ist,  3.  die  Nichtheranziehung 
solcher  Familien,  welche  keine  Söhne  besitzen,  eine  Lücke,  welche 
sich  am  Ende  füllen  liefse. 

Der  eigentlich  leitende  praktische  Gedanke  der  Wehrsteuer  war 
der,  für  ungedeckte  Militärzwecke  aufserordentliche  Zuschüsse  zu  er- 
langen. Angenommen  nun,  dafs  die  Ausgabezwecke,  wofür  weiteres 
Geld  bezogen  werden  will,  gerechtfertigt  sind,  so  kann  hierfür  auf 
wirklich  gerechte  Weise  doch  nur  durch  die  ordentliche  Steuer- 
d eckung  aufgekommen  werdeu.  Eine  Separatbesteuerung  blofs  der 
„Krüppel"  und  ihrer  Angehörigen  für  diesen  vollbegründeten  allgemeinen 
Staatszweck  widerspricht  den  Grundsätzen  der  Finanz-  und  Steuerpo- 
litik vollständig.  Der  Staat  ist  aus  den  ordentlichen  Mitteln  den  wirk- 
lich dienenden  Männern  ausreichende  Verpflegung  und  Familienversor- 
gung, wie  dem  übrigen  öffentlichen  Dienstpersonal  schuldig.    Eine  vom 
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„Militarismus"  dem  Gleicliheitsfanatismus  abgeschmeichelte  „"Neidsteuer" 
■v\'äre  selbst  dann  nicht  am  Platze,  wenn  sie  auch  in  keiner  Weise  wie 
eine  „Krüppelsteuer"  von  den  Belasteten  aufgefafst  werden  würde. 

Eine  zweite  Begründung  gehört  bereits  dem  Gebiete  theoretischer 
Bemäntelung  des  ersten  und  eigentlichen  praktischen  Zweckes  an:  es  soll 
denjenigen,  welche  durch  den  aktiven  Welirdienst  belastet  sind,  aus  „Ge- 
rechtigkeit" ein  Entgelt  für  die  Mehrbelastung  zu  teil  werden.  Dafs  eine 
Ausgleichung  verschafft  werden  müsse,  ist  augenscheinlich  hinfällig. 
Es  sei  hierbei  davon  abgesehen,  dafs  dann  der  Welirsteuerertrag  unter 
die  Dienenden  und  deren  Familien  ausgeteilt  werden  müfste,  was  aber 
thatsächlich  nirgends  stattfindet.  Es  bleiben  dann  noch  immer 
die  zwei  Einwendungen  übrig,  1.  dafs  die  Ausgleichung  seitens  des 
Gemeinwesens  aus  der  Hand  sämtlicher  Steuerträger  einschliefslich  der 
söhnelosen  Eltern  und  vermöglichen  Frauen  zu  bezahlen  wäre,  2.  dafs 
theoretisch  und  praktisch  kein  Mafs  für  die  auszugleichende  Mehrbe- 
lastung der  Dienenden  und  für  die  ausgleichungspflichtige  Minder- 
belastuug  aller  geschonten  Individuen  sich  finden  läfst  (vergl.  Aumerk.). 
Man  gebe  den  Dienenden  und  ihren  Familien  den  erforder- 
lichen Unterhalt  samt  Familienversorgung,  wie  allen  üb- 
rigen öffentlichen  Dienern,  so  bedarf  es  gar  keiner  aufserordent- 
lichen  Ausgleichung  durch  die  Wehrsteuer  und  keines  gequälten  Ver- 
suches, Unmefsbares  hierbei  messen  zu  wollen. 

Die  Unausg^leichbarkeit.  Handelt  es  sich  um  eine  Ausgleichnngsabgabe ,  so 
kann  man  nur  dann  ein  sicheres  Urteil  fällen,  wenn  man  volle  Klarheit  darüber 
besitzt,  was,  wie  viel  und  wie  ausgeglichen  werden  kann  und  soll. 

Was  ist  gegen  den  aktiven  Wehrdienst  durch  Geld  auszugleichen,  mit  anderen 
Worten,  worin  besteht  die  Mehrbelastung  durch  diesen  Dienst?  Bei  Beantwor- 
tung dieser  ersten  Vorfrage  ist  von  der  Gegenleistung  auszugehen,  welche  der  Staat 
dem  dienenden  Soldaten  an  Ausrüstung,  Naturalunterhalt,  Sold,  Reichungen  für  die 
Familien  der  eingezogenen  Wehrmänner,  Militärwitwen  und  Militär waisen  sachge- 
mäfs  schuldig  ist,  und  von  dem  Umfange,  in  welchem  diese  Gegenleistung  in  Wirk- 
lichkeit gereicht  wird. 

Der  Staat  hat  dem  aktiven  Soldaten  und  denjenigen,  welche  letzterer  zu 
versorgen  hat,  an  Natural-  und  Geldreichungen  so  viel  zu  leisten,  damit  der  Soldat 
mit  den  Seinigen  ohne  Zuschüsse  aus  eigener  und  der  Seinen  Tasche  voll  bestehen 
kann.  Und  zwar  so,  dafs  er  als  Soldat  nach  seiner  Charge  voll  bestehen 
kann.  Was  derselbe  darüber  hinaus  verbraucht,  ist  keine  der  Ausgleichung  be- 
dürftige Mehrbelastung,  mufs  daher  als  über  den  Soldatenbedarf  hinausreichender 
bürgerlicher  Bedarf  dem  Soldaten  und  den  Seinigen  zur  Bestreitung  überlassen 
werden;  wer  diesen  Bedarf  bestreiten  kann,  ist  eben  mehr  leistungsfähig  und  seine 
Zubufse  zum  Soldatenleben  wird  als  eine  der  gröfseren  Leistungsfähigkeit  entspre- 
chende, aus  letzterer  sich  selbst  vergütende  Mehrbelastung  zn  beurteilen  sein. 

Worin  bestehen  die  persönlichen  Opfer?  Man  könnte  sagen,  im  geringeren 
Wagnis  von  Leben  und  Gesundheit,  in  der  Unterwerfung  unter  den  Zwang  des 
militärischen  Gehorsams,  im  Verzicht  auf  die  Freiheit  des  Lebens  des  Civilisten, 
in  der  Nötigung,  einem  anderen  als  dem  gewünschten  Berufenachzugehen.  Anderes 
von  Belang  wird  man  kaum  anzuführen  vermögen.     Dagegen  ist  zu  bemerken:  die 
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Wagnis  von  Leben  und  Gesundheit  ist  bei  ausreichender  Verpflegung  beim  Friedens- 
militärdienste nicht  stärker  vorhanden,  als  im  Durchschnitte  bei  nicht  militärischen 
Berufen;  einige  der  letzteren  und  nicht  die  bestbezahlten  sind  sogar  weit  gefährlicher. 
Der  wirkliche  Kriegsdienst  ist  persönlich  gefährlich,  aber J andere  Berufe  (Bergbau, 
Schiffahrt,  Chemikalienerzeugung  u.  s.  w.)  sind  es  auch  .und  lohnen  dem  Ver- 
unglückten und  dessen  Angehörigen  nicht  besser,  als  es  die  ordentliche  Militärver- 
sorgung ohne  aufserordentliche  Abgaben  thun  kann  und  soll.  Die  Unannehmlichkeit 
der  Unterwerfung  unter  den  Zwang  des  militärischen  Gehorsams  ist  dem  Civildienste 
analog  nicht  fremd  und  mancher  Gehorsam  im  Privatdienst  widerwärtiger.  Weiter 
ist  das  Leben  des  Soldaten  verglichen  mit  dem  des  Civilisten  so  gar  gebunden  nicht; 
die  Mufse,  die  für  die  Annehmlichkeit  des  Lebens  begehrt  ist,  ist  der  Militärzeit 
nicht  überhaupt  genommen.  Unterbrechungen  einer  erwünschten  Laufbahn  ist  auch 
die  Masse  junger  Civilisten  ausgesetzt.  Somit  kann  die  Notwendigkeit  der  Geldaus- 
gleichung der  persönlichen  Opfer  eines  wohlverpflegten  und  wohlversorgten  Soldaten 
nicht  als  nachgewiesen  angenommen  werden.  Dasselbe  gilt  von  seinen  wirtschaft- 
lichen Opfern.  Viele  finden  in  nichtmilitärischen  Berufen  mehr  und  besseres 
Kealeinkommen  nicht.  Die  Angehörigen,  deren  Ernährer  der  Soldat  ist,  haben  durch 
den  Staat  aus  allgemeinen  Mitteln  Kriegs-,  Witwen-  und  Waisenversorgung  gefunden, 
noch  bevor  es  eine  allgemeine  Arbeiterversicherung  gab,  und  mit  den  Leistungen  der 
letzteren  vermag  die  Militärversorgung  ohne  Sonderbesteuerung  bloCs  der  Militär- 
freien Schritt  zu  halten.  Viele  Soldaten  erlangen  eine  Schulung,  welche  ihre  Er- 
werbsfähigkeit erhöht,  und  die  Anrechte  des  Civilversorgungsscheines  verschaffen 
Aussicht  auf  dauernde  Versorgung  in  Civilämtern.  Bei  ausreichendem  Unterhalte  des 
Soldaten  seitens  des  Staates  ist  nach  alledem  auch  zur  Ausgleichung  der  wirt- 
schaftlichen Opfer  ein  AnlaCs  nicht  gegeben. 

So  ist  es  denn  überhaupt  nicht  notwendig,  die  Überflüssigkeit  der  VVehrsteuer 
damit  zu  begründen,  daCs  in  der  Ehre  und  in  der  erzieherischen  Wirkung, 
welche  der  aktive  Militärdienst  birgt,  die  Ausgleichung  bereits  gegeben  sei.  Diese 
Abäpeisung  des  Ausgleichungsverlangens  reicht  nicht  aus.  Ehre  und  Ausbildung.. 
bringt  jede  tüchtige  Arbeit,  und  die  Angehörigen,  welche  im  Soldaten  ihren  Ernährer 
irgendwie  verlieren,  werden  ein  unbestreitbares  Recht  haben,  mit  Falstafp  von  der 
Ehre  zu  denken:  ,,Kann  man  davon  essen?  kann  man  davon  trinken?"  Viele  Eltern 
erhalten  ihre  Söhne  aus  der  Garnison  auch  verdorben,  aus  dem  Kriege  auch  verwildert 
zurück.  Man  lasse  in  der  Wehrsteuerfrage  den  Ehr-  und  Ausbildungsvorteil  lieber 
voraus  ruhig  am  Nagel  hängen. 

Weitere  und  nicht  minder  schwere  Bedenken  erheben  sich,  wenn  man  —  das 
Bedürfnis  einer  Ausgleichung  angenommen,  aber  nicht  zugegeben,  fragt:  wie,  wie  viel, 
nach  welchem  MaCsprinzip  würde  die  Ausgleichung  zu  leisten  sein?  In  Beantwor- 
tung dieser  Frage  ergiebt  sich  nächst  der  Überflüssigkeit  der  Wehrsteuer  weiter  die 
Unmöglichkeit  ihrer  Durchführung  überhaupt,  wenigstens  die  auch  nur  an- 
nähernd befriedigende  Durchführung  fraglicher  Ausgleichungsabgabe. 

Der  Grund  dieser  Unmöglichkeit  ist  ein  dreifacher. 

Einmal  wäre  die  Summe  der  persönlichen  und  wirtschaftlichen  Mehrbelastung 
für  jeden  dienenden  Soldaten  eine  andere;  bei  vielen,  deren  Lage  und  Zukunft  im 
Dienste  sich  verbessert,  wird  ja  diese  Belastung  eine  negative  Gröfse,  d.  h.  mehr 
oder  weniger  zum  Vorteile.  Die  Ausgleichung  müCste  in  tausendfältiger  Individua- 
lisierung stattfinden,  welche  offen  ersichtlich  entweder  unausführbar  ist  oder 
dennoch  versucht  leicht  starke  Ungleichheit  anderer  Art  erzeugt.  Sodann  lassen 
sich  die  persönlichen  Opfer  als  solche  überhaupt  nicht  messen;  persönliche  und 
wirtschaftliche  Opfer  des  Wehrdienstes  sind  unvergleichbare  Gröfsen.  Drittens  ist 
mit  der  Unmöglichkeit   der  Individualisierung  und  Messung  der  Mehrbelastung  des 
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Einzelnen  auch  die  Summe  der  erforderlichen  Gesamtausgleichung,  also  die  Fest- 
stellung des  Betrages,  auf  welchen  die  Mehrbesteuerung  das  Absehen  zu  richten 
hätte,  zur  Unmöglichkeit  gemacht.  Keine  Wehrsteuertheorie  hat  einen 
Mafsstab  für  die  Gröfsenbestimmung  der  Ausgleichsabgabe  anzu- 
geben vermocht;  man  hat  ins  Ungefähre  hineingegriffen. 

Dagegen  kann  jene  Einwendung  gegen  die  Wehrsteuer,  wo- 
nacli  die  Ausgleichung  einer  nachweisbaren  Mehrbelastung  mit  dem  Prin- 
zip der  unbedingtenWehrpflieht  unvereinbar  sei,  für  uns  keinerlei 
Beweiskraft  haben.  Dieselbe  erscheint  nicht  als  stichhaltig.  Die  Wehr- 
pflicht würde  nicht  aufhören,  wenn  die  etwa  darin  liegende  Mehrbe- 
lastung ausgeglichen  würde,  die  Wehrpflicht  Willigkeit  aber  würde 
sogar  gesteigert  werden. 

Treitschkes  Behauptung,  dafs  man,  wenn  einmal  gesagt  wird:  wer  nicht 
Militärdienst  leistet,  hat  dafür  Steuer  zu  zahlen,  an  der  allgemeinen  Wehrpflicht 
rüttele,  —  ist  gewifs  übertrieben  und  würde  auch  nur  eine  solche  Art  der  Regelung 
der  Wehrsteuer  begründen,  bei  welcher  alle  Steuerfähigen,  nicht  blofs  die  militär- 
freien Männer,  für  die  Ausgleichungslast  aufzukommen  hätten. 

Sohin  ist  auf  die  Frage,  was  auszugleichen  ist,  in  Abrede  zu  stellen,  dafs 
überhaupt  etwas  auszugleichen  ist. 

Eine  letzte  liechtfertigung  —  stellt  sich  auf  einen  viel  höheren 
Standpunkt,  den  Standpunkt  umfassender  Staatsbtirgerpflicht. 

Diese  Pflicht  ist  teils  eine  Pflicht  persönlicher  Leistungen,  teils  eine  solche 
von  Geldleistungen  für  alle  wirklichen  Staatszwecke.  Die  Notwendigkeit  staatlicher 
Arbeitsteilung  —  sagt  man  —  bringe  es  mit  sich,  dafs  nur  ein  Teil  der  für  den 
Staat  notwendigen  persönlichen  Leistungen  von  jedem  Bürger  mitgeleistet  werde, 
so  dafs  dafür  Beamte  unterhalten  werden  müssen.  Selbst  von  der  Wehrleistung 
gelte  dieses.  Darum  und  weil  nie  sämtliche  Männer  zum  Wehrdienste  herangezogen 
werden  können,  haben  die  nicht  zum  Dienste  gezogenen  Männer  der  Altersklasse  durch 
Geldleistungen  für  den  ]\lilitäraufwand  aufzukommen,  sowie  alle  Steuerträger  zu- 
sammen für  den  Aufwand  des  Civildienstes  durch  Abgaben  aufzukommen  haben. 
Eheberg  formuliert  (a.  a.  0.)  diesen  Standpunkt  wie  folgt:  Die  Notwendigkeit 
der  Arbeitsteilung  im  modernen  Staate  bedinge  eine  Ergänzung  der  staatsbürger- 
lichen Leistungen  durch  Steuern.  Neben  der  Steuerpflicht  obliege  nun  den  Staats- 
bürgern eine  andere  schwere  persönliche  Pflicht,  die  Militärpflicht.  Indessen, 
wie  der  Staatsbürger  Steuern  zahle,  damit  der  arbeitsteilig  geordnete  Staatsorganis- 
raus  dasjenige  leiste,  was  der  Staatsbürger  persönlich  zu  leisten  nicht  im  stände  sei, 
so  solle  jener  Teil  der  Staatsbürger,  welcher  heute  aus  körperlicher  Unfähigkeit  die 
Wehrpflicht  nicht  erfülle,  mit  seiner  Steuerkraft  für  den  Ausfall  eintreten.  Wie 
der  Staatsbürger  im  aligemeinen  den  besoldeten  Richtern  und  Berufssoldaten  gegen- 
überstehe, deren  Leistungen  er  empfange  und  sachlich  durch  Steuern  vergelte,  so 
solle  der  waifenunfähige  Staatsbürger  im  besonderen  die  Leistungen  der  waffen- 
fähigen und  dienstthuenden  Männer  vergelten,  er  solle  zahlen  nach  seiner  Fähigkeit 
für  das,  was  er  empfängt,  da,  wo  er  persönlich  seine  Pflicht  zu  erfüllen  un- 
fähig sei.  —  Auch  diese  Begründung  hält  nicht  Stand.  Wohl  sind  die  aktiven  Mili- 
tärs Staatsdiener,  und  zwar  Diener  für  einen  hervorragend  gemeinnützigen  Staats- 
zweck. Eben  darum  aber  sind  sie,  wie  die  Civilstandsbeamten  aus  den 
ordentlichen  Staatsmitteln,  nicht  aus  Separatsteuern  der  häufig  sehr  unglück- 
lichen Wehrdienstfreien  zu  unterhalten. 


2.  Kapitel.   Die  Welirsteuer  als  gemischte  Gebührensteuer.  397 

Die  Mannsc li aftsverpflegung,  die  Invalidenver sorgung-, 
der  Unterlialt  der  Familien  der  Dienstpfliclitigen,  im 
Dienste  Verunglückten  und  Gefallenen  bilden  den  Boden,  wo 
der  Zweck,  welchen  die  Welirsteuer  verfolgt,  aber  nicht  erreichen  kann, 
überhaupt  zur  Erfüllung  zu  bringen  ist.  Wären  die  in  dieser  Eich- 
tung  zu  lösenden  Aufgaben  der  Militärverwaltung  vollauf  gelöst  und 
die  Mittel  hierzu  durch  ein  möglichst  vollkommen  entwickeltes  Steuer- 
system bereits  zur  Verfügung  gestellt,  so  wäre  es  gewifs  nicht  dazu 
gekommen,  dem  staatsbürgerlichen  Neide  die  falsche  Wehrsteuer,  d.  h. 
eine  besondere  Abgabe  der  bei  der  Aushebung  frei  ausgehenden  Män- 
ner und  ihrer  Familien  abzuschmeicheln.  Auch  die  Überweisung  der 
Erträge  dieser  Wehrsteuer  an  Specialfonds  wäre  dann  völlig  gegen- 
standslos. Je  mehr  man  aber  den  Ltickenbüfser  einer  irgendwie  regu- 
lierten Wehrsteuer  bei  Seite  läfst,  desto  dringender  ist  der  Staat  ver- 
anlafst,  die  Einrichtungen,  welche  die  materielle  Ausgleichung  der 
Wehrmehrbelastung  überflüssig  machen,  ein-  und  mit  Hülfe  eines  guten 
Steuersystems  durchzuführen.  Grundsätzlich  ist  daher  der  Weg  einer 
Wehrbesteuerung  zu  meiden. 

Die  Wehrsteuer  ist  eine  weitere  lehrreiche  Illustra- 
tion dafür,  dafs  man  der  Besteuerung  alle  überflüssigen 
Seitenfunktionen  (§  54)  zu  ersparen  hat.  Damit  kommt  auch 
die  Steuerlehre  über  diese  modernste  Crux  des  steuertheoretischen  Tal- 
mudismus hinweg. 

Theoretiscli  ist  die  Wehrtaxe  ein  Prachtbeispiel  für  zwei  Grundfehler  indi- 
rekter Besteuerung.  Einmal  für  die  Besteuerung  einer  Objektgattung,  deren 
Exemplare  sehr  ungleich  steuerkräftig  sind,  ohne  dafs  Ausscheidung  der  steuer- 
fähigen und  der  nicht  steuerfähigen  Objekte  möglich  ist.  Sodann  für  den  unheilbar 
fehlerhaften  Versuch,  eine  individualisierende  Steuer  durch  direkte  Durchschnitts- 
besteuerung des  Einkommens  durchführen  zu  wollen. 

Miquel  gegen  die  Welirsteuer.  In  einer  Reichsta|srede  vom  28.  November 
1893  hat  Miquel  hervorgehoben,  dafs  die  Wehrsteuer  nur  auf  den  ersten  Augenblick 
ein  „sehr  sympathisches  Gesicht"  zeige.  Bei  weiterem  Zusehen  verziehe  sich  dieses 
Antlitz  gar  sehr.  Eine  Skala  der  geminderten  Arbeitsfähigkeit  der  Militärfreien 
lasse  sich  nicht  feststellen  und  anwenden.  ,.Man  denkt  sich:  der  Mann  ist  wegen 
kleiner  Fehler  freigekommen,  er  pafst  nicht  für  die  Armee,  im  übrigen  ist  er  aber 
völlig  arbeitsfähig.  Jetzt  denken  Sie  sich  einmal  die  Skala  der  vollen  Arbeitsfähigkeit 
und  all  der  verschiedenen  Grade  der  verminderten  Arbeitsfähigkeit  durch:  einen 
Hinkenden,  wer  nicht  reden  kann,  wer  ein  mangelhaftes  Gesicht  hat,  den  können 
Sie  doch  keineswegs  mit  einem  vergleichen,  der  blofs  Plattfüfse  hat.  Wenn  Sie 
also  in  allen  Fällen  gleiche  Steuern  erheben,  so  begehen  Sie  die  gröfste  Ungerech- 
keit.  Das  fühlt  man  in  einem  Einheitsstaate,  wo  die  Hindernisse,  die  wir  in  einem 
Föderativstaate  haben,  nicht  in  dem  Mafse  empfunden  werden,  sehr  wohl.  Alle 
unsere  Erkundigungen  haben  dahin  geführt,  dafs  man  auch  dort  die  Wehrsteuer 
als  ein  mangelhaftes  Institut  betrachtet,  was  namentlich  in  diesen  Ländern  einge- 
führt worden  ist,  um  den  Widerstand  gegen  die  allgemeine  Wehrpflicht,  wie  er  sich 
in  der  ersten  Zeit  bei  der  Einführung  aussprach,  möglichst  zu  vermindern." 
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Fünfte  Abteilung.  Die  ,,Verkelirssteuern'"  im  engeren 
Sinne  oder  die  RecMsgeschäftssteuem  in  Form  teils  der 
reinen  Gebührensteuer  (Eintragungsgebühr ensteu er , 
,.Enregistrement').  teils  in  Form  des  Stempels  auf  den 
freien   Vermögensverkehr. 

1.  Kapitel.    Die  üiisteuerbarkeit  fast  aller  Rechtssreseliäfte. 

§  310.  CharaJcterlsülc  der  reinen  Gelnlhrensteiiern  und  der  Stempel 
auf  JRechtsgeschäfte.  —  Reine  Gebührensteueni  sind  solche  an  Amts- 
handlungen angeknöpfte  Bereicherungssteuern,  welche  vom  Besitz- 
wechsel unter  Lebenden  erhoben  werden.  Die  Schenkungen  sind 
steuerlich  den  Erbmassen  zur  Seite  zu  stellen  und  bei  der  Besteuerung 
auf  den  Besitzwechsel  von  Todeswegen  zu  erledigen. 

Zwei  Dinge  dürfen  im  Folgenden  nicht  aus  dem  Auge  gelassen 
werden:  1.  ist  die  Reclitsgeschäftsbesteuerung  umfassend  auch  Be- 
steuerung des  nicht  zur  Eintragung  gezwungenen  Rechtsgeschäftes  in 
Stempelform,  2.  läfst  sich  auch  die  Erbfallbesteuerung  in  der  Form 
der  Eintragungsgebühr  regulieren,  wie  in  Frankreich. 

Die  Funktion  der  reinen  Gebührensteuern  ist  gegeben.  Dieselbe 
ist  indirekte  Belastung  aufserordentlicher,  aus  dem  Rechtsgeschäftsverkehr 
gezogener  steuerbarer  Vorteile,  zur  Ergänzung  ihrer  direkten  Besteue- 
rung, sofern  sie  von  letzterer  noch  nicht  erfafst  sind,  und  zur  indivi- 
dualisierenden Zusatzbesteuerung  der  Bereicherung  durch  Geschäfte  über 
geldwerte  Objekte. 

Die  Steuer  Zuständigkeit  zu  dieser  Art  Besteuerung  erledigt 
sich  einfach.  Die  centrale  Steuergewalt  wird  bei  der  Einheit  des 
Verkehrs  über  das  Gesamtsteuergebiet  hin  sacbgeraäfs  die  Steuern  zu 
erheben  und  zu  beziehen  haben.  Davon  macht  nur  eine  einzige  Gattung 
dieser  „Verkehrssteueru"  eine  Ausnahme,  diejenige  von  der  Veräufserung, 
sowie  von  der  Miete  und  Verpachtung  von  Immobilien.  Die  «Ver- 
kehrssteuer"  von  Häusern  und  von  unÜberbauten  Grundstücken  ist  in 
einem  rationellen  Steuersystem  gewifs  den  Gemeinden  zuzuweisen. 

Auch  die  subjektive  Steuerpflicht  erfordert  keine  besondere 
Erörterung.  Bei  zweiseitigen  Rechtsgeschäften  kann  sie  der  einen  oder 
der  anderen  Partei  oder  beiden  zusammen  nach  Gutfinden  der  Gesetz- 
gebung auferlegt  werden,  wie  es  steuertechnisch  und  steuerökonomiseh 
nach  den  besonderen  Verhältnissen  jedes  Objektes  sich  empfiehlt.  Da 
die  Überwälzung  überhaupt  bei  dieser  Steuergattung  so  unberechenbar 
ist,  wie  kaum  bei  einer  anderen,  so  ist  diese  freie  Bestimmung  über 
die  subjektive  Steuerpfliclit  kaum  bedenklich,  wenn  die  Steuer  über- 
haupt nicht  bedenklich  ist. 
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Die  ganze  besondere  Schwierigkeit  dieser  Besteuerung  liegt  am 
Steuerobjekte.  Nicht  etwa  deshalb,  weil  es  an  Mitteln  gebrechen 
würde,  die  Eechtsgeschäfte  überhaupt  aufzuspüren;  viele  derselben, 
z.  B.  alle  Iramobiliarbesitzwechsel  werden  öffentlich,  und  die  anderen 
kann  man  durch  Einti-agungs-  und  Stempelzwang  mit  zureichendem 
Erfolg  für  die  Besteuerung  zum  Stehen  bringen.  Die  Schwierigkeit 
liegt  einmal  darin,  dafs  eine  generelle  Steuerbarkeit  der  Eechts- 
geschäfte aus  der  falschen  Hypothese  der  bereichernden  Wirkung 
sämtlicher  Verkehrsakte  sich  nicht  ableiten  läfst;  in  §  286  ist  dies 
dargethan.  Eine  zweite  Schwierigkeit  liegt  darin,  dafs  die  einzelnen 
Objekte  nach  dem  Dasein  und  dem  Grade  ihrer  Steuerbarkeit  nicht 
von  einander  gesondert,  die  steuerbaren  also  nicht  allein  der  indi- 
rekten Besteuerung  unterzogen  werden  können.  Als  Gegenstände  des 
Verkehrs,  als  Markt-  und  Börsenwaren,  als  Objekte  des  Börsenumsatzes, 
als  Leihgegenstände  u.  s.  w.  entbehren  sie  für  die  besondere  Steuer- 
kraft, welche  sie  dem  Interessenten  geben,  und  auf  die  Frage,  welchem 
unter  mehreren  Interessenten  sie  besondere  Steuerkraft  geben,  fast  alle- 
samt jeglicher  Schlüssigkeit.  Anzunehmen  ist  nur,  dafs  die  allermeisten 
für  die  Regel  keinen  besonderen  Erwerb  geben,  welcher  nicht  schon 
der  direkten  Besteuerung  unterläge;  ist  aber  diese  Voraussetzung  richtig, 
so  taugt  die  Besteuerung  der  Rechtsgeschäfte  überhaupt  nichts.  Daher 
spitzt  sich  fiir  die  Steuerlehre  die  Grundfi-age  der  „Verkehrsbesteuerung" 
in  die  gehörnte  Alternative  zu:  entweder  will  der  ganze  Erwerb  in 
„den",  nämlich  in  allen  „einzelnen"  Erwerbsakten  nochmals  erfafst 
werden,  nachdem  er  im  ganzen  durch  die  direkte  Besteuerung  schon 
belastet  ist,  oder  er  will  nur,  wo  er  aufserordentlich  bereichernd  in 
einigen  einzelnen  Fällen  auftritt,  d.  h.  in  der  Funktion  der  indirekten 
Besteuerung  angefafst  werden,  was  aber  nur  möglich  ist,  wenn  die 
steuerbaren  von  den  unsteuerbaren  Einzelobjekten  sich  scheiden  und 
erstere  nach  dem  Grade  ihrer  Steuerbarkeit  sich  klassieren  lassen. 
Nun  geben  aber  nicht  alle  Verkehrsakte  Erwerb,  viele  Verlust  oft  für 
beide  Teile,  die  allermeisten  sind  auch  mit  der  gTausamsten  Stempel- 
quälerei  für  den  Steuerfiskus  nicht  zum  Stehen  zu  bringen,  insgesamt 
aber  sind  sie  in  der  direkten  Besteuerung  schon  erfafst.  Als  zweite 
direkte  Besteuerung  „der"  einzelnen  Rechtsgeschäfte  oder  des  ,, Ver- 
mögens im  Flufs"  sind  hiernach  die  „Verkehrssteuern"  umfassend  Be- 
steuerungen steuerlich  negativer  Objekte,  unausführbar,  zudem  über- 
flüssig, überhaupt  Willkürgriffe  und  grobe  Verletzungen  der  Allgemeinheit 
und  der  Verhältnismäfsigkeit  der  Besteuerung.  Als  Gegenstände  indi- 
rekter Besteuerung  aber  einzeln,  d.  h.  unter  der  Voraussetzung  indi- 
rekter Steuerbarkeit  ausgreifend,  sind  die  Verkehrssteuern  nur  sehr 
beschränkt  anwendbar.     Das  Letztere  soll  näher  dargelegt  werden. 

§  311.  Die  UntaiigiicMeit  der  ObjeJcfe  zur  indireMen  Besteuerung. 
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—  Die  Grruadeigenschaften,  welche  die  Aufwandsteuer  zum  Träger  der 
beiderlei  Besteuerungsfuuktioaen  geeignet  macht,  die  Scheidbarkeit 
der  steuerbaren  von  den  unsteuerbaren  Objekten  und  die  Beraefsbarkeit 
der  Grade  der  Steuerbarkeit,  gehen  den  Objekten  der  „indirekten  Er- 
werbsbesteuerung", was  die  Verkehrssteuern  eigentlich  wären,  fast  voll- 
ständig ab.  Nur  wenn  die  Verkehrsgegenstände  durch  die  Natur  der 
Kechtsgeschäfte,  welchen  sie  unterliegen,  bezüglich  ihrer  besonderen 
Steuerbarkeit  ebenso  erkennbar  wären,  wie  einzelne  derselben  nach 
ihrer  Konsumbestimmung  es  flir  die  Aufwandbesteuerung  sind,  könnte 
eine  allgemeine  Verkehrsbesteuerung  oder  doch  die  Verkehrsbesteuerung 
bestimmter  Arten  von  Waren  und  Frachten  unter  Freilassung  aller 
übrigen  wohl  begründet  erscheinen.  Allein  eben  hier  hinkt  die  Verglei- 
chung  der  Verkehrsbesteuerung  mit  der  Konsumbesteuerung  ganz  ge- 
waltig. Nicht  aus  dem  bösen  Herzen  der  Finanzminister  und  ihrer 
Räte,  sondern  daraus,  dafs  die  Grtiter  nicht  eben  so  als  gegenwär- 
tige Verkehrsgegenstände  die  Steuerfähigkeit  bestimmter  Personen 
erkennen  lassen,  wie  sie  es  mit  Ausnahme  der  Kreditwerte  als  künftige 
Konsumgegenstände  thun,  geht  die  Schwierigkeit  und  die  fast  durch- 
gängige Verwerflichkeit  der  Verkehrsbesteuerung  hervor. 

Das  Objekt  der  Verkehrsbesteucrung  sind  die  Güter  als  Waren  und  Frachten, 
oder  besser  gesagt,  das  Objekt  bilden  die  Handlungen  des  Handels-  und  des  Trans- 
portumsatzes. Waren  und  Frachtgüter,  Umsatz-  und  Transporthandlungen  ge- 
statten aber  meistens  gar  keinen  und  niemals  einen  sicheren  Schlufs  auf  das  Vor- 
handensein besonderer  Steiierkraft  oder  gar  auf  ein  bestimmtes  Mafs  besonderer, 
zur  indirekten  Besteuerung  berechtigender  Steuerfähigkeit  der  am  Güterumsatze  be- 
teiligten Interessenten.  Im  Verkehr  nehmen  die  Güterbestände  vielmehr  einen 
steuerlich  fast  völlig  indifferenten  Charakter  an.  Ein  Gut,  das  auch 
z.  B.  bei  Krisen  in  den  Verkehr  nicht  eingeht,  wird  leicht  auf  viel  gröfsere 
Steuerfähigkeit  hinweisen  als  ein  anderes,  bei  dem  dies  der  Fall  ist.  Bei  einem 
Zwangsverkaufsgute  leuchtet  aus  dem  Verkehr  vielmehr  Not  und  Bedrängnis  her?or; 
da  ist  also  die  Verkehrsthatsache  ein  Steuerkennzeichen  wie  lucus  a  non  lucendo. 
Und  welche  der  beiden  mit  einander  in  Verkehr  tretenden  Personen  die  steuer- 
kräftigere sei  und  mehr  Vorteil  beim  besteuerten  Geschäfte  habe,  ist  schlechterdings 
nicht  zu  erkennen;  man  wird  sogar  leicht  zeigen  können,  dafs  es  in  der  Regel  ge- 
rade diejenige  Person  nicht  sein  wird,  der  die  Verkehrssteuer  endgiltig  zur  Last 
fällt.  Durch  diesen  Mangel  wird  die  Verkehrsbesteuerung  als  indirekte  Besteuerung 
in  der  Hauptsache  zu  einem  Versuche  mit  untauglichen  Mitteln,  und  am  aller- 
wenigsten gestattet  sie,  den  Grofskapitalumsatz  nach  Mafsgabe 
seiner  besonderen  Steuerfähigkeit  indirekt  zu  treffen. 

Um  vollkommen  klar  zu  sehen,  mufs  man  den  Handel  und  Transport  oder  die 
rechtsiirkundliche  Waren-  und  Frachtbewegung  auf  den  allgemeinen  Begriff  der 
unaufhörlichen  Verwandlung  von  Anlage-  und  Betriebskapital,  auf  den  Kapital- 
umsatz  im  weitesten  Sinne  des  Wortes,  d.  h.  auf  jenen  Begriff  zurück- 
führen, in  welchem  der  Verkehr  auch  mit  aller  Urproduktion  und  aller  Fabrikation 
zusammentrifft.  Die  Verkehrsbesteuerung  als  solche  will  den  Handelsumsatz,  den 
Übergang  des  Kapitals  in  immer  neue  Lagen  und  Besitzhände  treffen.  Sie  kann 
es  aber  nie  erreichen,  dafs  nur  jene  Verkehrsums&tze,  welche  besondere  Steuerkraft 
erzeugen   bezw.  andeuten,   und  dafs  diese    auch    im  Verhältnis  der  von  ihnen  ge- 
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wiesenen  Steuerfähigkeit  getroffen  werden.  Die  Verkehrsbesteuerung  ist  als  solche 
hiernach  viel  zu  allgemein,  da  nicht  alle  Verkehrsumsätze  des  Kapitals  be- 
sondere Steuerkraft  an  sich  tragen,  geschweige  auch  äufserlich  verraten.  Und  doch 
ist  sie  wieder  nicht  allgemein  genug;  denn  nur  die  Besitz- und  Ortsverwandlung 
im  Verkehr,  nicht  auch  die  technische  Formverwandlung  des  Kapitals  in 
Produktion,  Handwerk,  Fabrikation  und  Konfektion  wird  von  dieser  Steuer  getroffen, 
obwohl  doch  die  technische  Umsetzung  von  Kapital  aus  einer  Produktform  in  die 
andere  auch  Zeichen  nnd  Ursache  besonderer  Steuerfähigkeit,  z.  B.  für  das  Fabrik - 
grofskapital,  sein  könnte.  Wie  die  kommerzielle  Technik  den  Verkehr 
und  Transport  als  solche,  müfste  man  folgerichtig  dieganzevon  der 
landwirtscliaftlich  -  industriellen  Technik  bewirkte  Kapitalver- 
wandlung je  mit  besonderen  Verwandlungs-  oder  Kapitalumsatz- 
steueru  verfolgen.  Und  diese  Steuern  müfsten  im  Gegensatze  zu  den  Konsum- 
steuern so  reguliert  sein,  dafs  sie  weder  durch  Fortwälzung  auf  den  Konsumenten 
Konsumsteuern  ins  Blaue  hinein,  noch  durch  Rückwälzung  zu  den  Vormännern  in 
der  stufenreichen  Produktion  irrationellste  Ertragssteuern  werden  können.  Nun  ist 
freilich  eine  allgemeine  Besteuerung  jeglicher  geschäftlichen  Kapitalmetamorphose 
60  wenig  empfehlenswert,  als  steuertechnisch  möglich;  denn  viele  Arten  solchen 
Umsatzes  ermangeln  der  Schlüssigkeit  für  besondere  Steuerfäbigkeit.  Und  desto  mehr 
ist  dann  aber  auch  die  blofse  Verkehrsbesteuerung  des  Handels-  und  Transport- 
umsatzes, besondere  Verkehrsarten  ausgenommen,  mit  Entschiedenheit  abzulehnen, 
da  auch  sie  bezüglich  der  besonderen  Steuerfähigkeit  der  Verkehr  treibenden  Per- 
sonen ins  Blaue  tastet.  Nur  darf  man  bei  dieser  Abweisung  die  Verkehrssteuer  als 
solche  nicht  mit  der  schon  im  Verkehr  durch  die  Transportsteuerform  vorerhobenen 
Konsumsteuer  verwechseln;  eine  Steuer,  die  von  der  Ware  nicht  erhoben  wird,  weil 
der  Gegenstand  Ware  ist,  sondern  weil  die  Ware  als  künftiger  Konsumge- 
genstand auf  eine  besondere  —  beim  Händler  vorschufsweise  zu  treffende  — 
Steuerfähigkeit  des  Konsumenten  hinweist,  ist  eben  keine  Verkehrs-,  sondern  eine 
vorerhobene  Konsumsteuer,  und  die  im,  nicht  vom  Verkehr  bezogene  Steuer  ist 
keine  Verkehrssteuer. 

§  312.  Üheriüälzung  und  Tarifiermig.  —  Die  Verkehrssteuevn  werden 
in  ihrer  Wirkung  erst  dadurch  vollends  verständlich,  dafs  man  erkennt, 
wie  sie  sich  bezüglich  der  Überwälzung  verhalten.  Bleiben  sie  am 
Verkehr  hängen  oder  nicht?  Lassen  sie  sich,  auch  wenn  nicht  über- 
wälzbar,  im  Verhältnis  der  Steuerbarkeit  jedes  Objektes  tarifieren? 

Das  Hängenbleiben  an  den  Geschäftspartnern  ist  unter  einer 
doppelten  Voraussetzung  möglich,  dann  nämlich,  wenn  einerseits  nach 
der  Ware  so  grofse  Nachfrage  stattgefunden  hatte,  dafs  der  absetzende 
Produzent  sich  die  Eückwälzung  der  erhöhten  Handelsunkosten  zum 
Nachteile  seines  Absatzpreises  nicht  gefallen  zu  lassen  brauchte,  ande- 
rerseits aber  das  Publikum  dem  Handelskapital  unerwarteter  Weise  in 
der  Nachfrage  entgegenzukommen  sich  weigert.  Dieser  Fall  ist  denk- 
bar, aber  häufig  wird  er  für  das  Grofskapital  und  den 
Grof  SV  erkehr  nicht  eintreten.  Viel  eher  wird  bei  steigendem  Ab- 
satzdrange des  Urproduzenten  und  des  Fabrikanten  die  Rückwälzung 
auf  diese  oder  eine  Fortwälzung  zum  Detailverkäufer  und  Konsu- 
menten hin  stattfinden.  Allein  auch  für  die  wahrscheinlich  sehr  selte- 
nen Fälle,   in  denen  der  Stempel  am  Ein-  und  Verkaufshandel  hängen 
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bleibt,  tritt  eine  vom  Standpunkte  einer  verständigen  indirekten  Be- 
steuerung höchst  bedenkliehe  Thatsache  hervor:  der  zum  Geschäft s- 
abschlufs  schwächere  Händler  wird  es  regelmäfsig  sein, 
welcher  den  Verkehrsstempel  trägt;  bei  Krisen  aller  Art 
wird  dies  ganz  besonders  zutreffen. 

Der  Yerkehrsstempel  trifft  selbst  im  Verkehr  der  grofsen  Händler  untereinander 
den  schwächeren,  häufig  sogar  den  stark  verlierenden  Teil.  Es  tritt  das  Gegen- 
teil von  dem  ein,  was  bei  guter  indirekter  Besteuerung  stattfinden 
Bellte.  Dieselbe  steuerpolitische  Abnormität  wird  im  Verkehr  zwischen  dem  Klein- 
händler und  Grofshändler  vorkommen;  der  Kleinhändler  wird  in  der  Regel  der 
schwächere  Teil  sein  und  den  Stempel  auf  sich  nehmen.  Auch  im  dritten  Falle 
des  Umsatzes  der  Kleinhändler  unter  einander  wird  der  schwächere  Teil  den 
Stempel  tragen. 

Man  hat  nun  weiter  auch  die  beiden  Enden  der  grofsen  Yerkehrs- 
ketten  ins  Auge  zu  fassen:  das  vordere  Ende,  wo  der  Handel  vom 
Landesproduktenerzeuger.  Fabrikanten,  Anlagekapitalisten  einkauft  und 
auf  diese  zurückzuwälzen  strebt,  und  das  andere,  wo  der  Handel  an  den 
Konsumenten  und  an  den  Einkäufer  von  "Wertpapieren  absetzt  und  den 
Stempel  zum  Konsumenten  und  Effektenkäufer  fortzuwälzen  stets  be- 
müht sein  wird.  Die  Rückwälzung  seitens  des  Handels  auf  den  Bauern 
und  Kleingewerbetreibenden  wird  der  häufigere  Fall  sein;  denn  das 
Handelskapital  ist  im  Durclischnitt  der  stärkere  Teil,  und  bei  starker 
Konkurrenz,  gar  bei  Zwangsverkäufen  ist  der  Produzent  der  weit 
schwächere  Kontrahent. 

Auch  da  tritt  das  Gegenteil  von  dem  ein,  was  eine  gute  Verkehrsbesteuerung 
al  s  indirekte  Besteuerung  erreichen  sollte.  Schaut  man  nämlich  auf  das  hintere  Ende 
der  grofsen  Verkehrsketten,  dorthin,  wo  der  Detailhandel  an  den  Konsum  abgiebt, 
80  wird  zwar  die  Fortwälzung  dem  Kleinhändler  erheblich  weniger  leicht  sein,  als 
es  die  Rückwälzung  dem  Grofshändler  ist.  Dennoch  wird  die  Fortwälzung  des 
Stempels  in  grofsem  Umfange,  sogar  mit  Zuschlägen  über  die  Stempel- 
beträge hinaus,  stattfinden,  und  zwar  um  so  mehr,  je  kleiner  der  Einkaufsbetrag 
und  je  abhängiger  der  kleine  Käufer  ist. 

Den  Grofskapitalisten  und  den  Grofshändler  trifft  also  die  Verkehrsbesteuerung 
am  wenigsten.  Vielmehr  ist  das  Grofshandelskapital  in  der  Lage,  mehr  als  den 
Stempelbetrag  fort-  und  rückzuwälzen,  den  Kleinbürgerstand  und  alle  Kleinkon- 
sumenten auch  noch  seinerseits  in  Form  übertriebener  Einkaufspreisabschläge  und 
Verkaufspreiszuschläge  zu  besteuern,  also  Steuervorschufserhebungs-Profit 
zu  machen.  Der  Stempel  bleibt  ganz  überwiegend  durch  Überwälzung  an  den  Klein- 
produzenten, Kleinhändlern  und  Kleinkonsumenten  hängen,  und  zwar  in  dem  Mafse 
mehr,  als  diese  die  schwächsten  Vertragspartner  sind;  die  Verkehrssteuern 
im  allgemeinen  sind  also  ein  Pasquill  auf  alles,  was  indirekte  Be- 
steuerung leisten  soll.  Die  Rück-  und  Fortwälzung,  die  ausgeschlossen  sein 
raüfste,  wenn  die  Verkehrsbesteuerung  wirklich  die  vermeintlich  im  Kapitalumsatze 
hervortretende  besondere  Steuerfähigkeit  des  Kapitals  treffen  soll,  wird  vielmehr  eher 
die  Regel, und  der  Stempel  daher  in  seiner  Endwirkung  entweder  zu  einer  Konsum- 
steuer, die  ins  Blaue  hinein  auferlegt  ist,  oder  zur  Ertragssteuer  werden,  die  auf  den 
Produzenten  bezw.  Kreditnehmer  (Schuldner)  ohne  jedes  Mafs  für  den  wirklichen 
Ertrag  und  Nutzen  der  in  Verkehr  gesetzten  Gegenstände  zurückgewälzt  wird.     In 
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den  viel  selteneren  Fällen  aber,  wo  der  Stempel  an  den  Verkehr  treibenden  Per- 
sonen hängen  bleibt,  trifft  er  in  der  Regel  die  wirtschaftlich  schwächeren,  also 
weniger  steuerfähigen  Parteien.  Unter  allen  Umständen  belastet  er  wesentlich 
die  kleinen  Leute,  nicht  das  grofse  Kapital.  Der  Kapitalumsatz  als  solcher 
ist  eben  ein  ungeeignetes  Objekt  indirekter  Besteuerung :  für  die  Ermessung  der 
im  Verkehrsakte  steckende  besondere  Steuerfähigkeit  fehlen  alle  Mittel,  und  die 
Überwälzung,  die  bei  Konsumsteuern  stattfinden  soll,  bei  den  Verkehrssteuern  aber 
nicht  stattfinden  darf,  ohne  dafs  sie  aufhören,  Verkehrssteuern  zu  sein,  ist  kaum 
zu  verhüten. 

Dazukommt,  dafs  letztere  jedes  festen  MaCses  steuerlich  begrün- 
deter Belastung  gänzlich  entbehren.  Der  Wert  des  Objektes  läCst  gar  nicht 
auf  den  Grad  der  Steuerbarkeit  schliessen,  da  man  an  der  Million  noch  mehr  ver- 
lieren kann  als  am  Postgepäckstücke.  In  ^yirklichkeit  kommt  es  aber  immer  auf 
eine  umgekehrte  Progressivbesteuerung  hinaus.  Zwar  läfst  selbst  die  Ver- 
kehrsbesteuerung die  kleineren  Umsätze  —  etwa  unter  600  M.  bei  der  Börsensteuer, 
unter  20  M.  beim  Quittungsstempel,  unter  1  M.  Porto  beim  Postpaket  —  frei. 
Diese  Freilassung  ist  praktisch  notwendig,  aber  sie  ist  an  sich  nicht  begründet; 
denn  im  Kleinverkehr  kann  sich  ebenso  besonderes  Erwerbsglück  und  Erwerbs- 
geschick, also  besondere  Steuerfähigkeit,  vollziehen  wie  im  Grofsverkehr.  Die  Ver- 
kehrsstempel, namentlich  jene  in  festen  Sätzen,  oder  die  Fixstempel,  zu  denen  Quit- 
tungs-  und  Frachtbriefsteuer  gehören,  widersprechen  auch  sonst  dem  Grundsatze  der 
Allgemeinheit  und  der  Verhä  Itnismäfsigkeit.  Einmal  deshalb,  weil  nur  der 
verkehrsmäfsige  Kapitalumsatz,  und  dieser  nur  mit  seinen  gröfseren  Beträgen  ange- 
fafst  wird.  Sodann  deshalb,  weil  die  besondere  Steuerfähigkeit  der  Verkehrshand- 
luDgen  gar  nicht  erkennbar,  also  auch  nicht  verhältnismäfsig  bemefsbar  sind.  End- 
lich deshalb,  weil,  von  den  Börsensteuern  abgesehen,  der  Steuersatz  ohne  Rücksicht 
auf  den  Wert  derselbe  oder  doch  nur  verschwindend  abgestuft  ist.  Die  groCsen 
Schlüsse  eines  Rothschild,  die  Schiffsladungen  eines  Woermann  zahlen  von  Quit- 
tungen und  Konossementen  über  Millionen  Umsatz-  und  Frachtwert  denselben  oder 
nahezu  denselben  Verkehrsstempel  wie  der  Schneider  und  Schuhmacher,  oder  wie 
der  Aufgeber  kleinen  Stückgutes.  Entweder  offenbart  sich  aber  im  Verkehrswert 
als  solchem  wirklich  eine  besondere  Steuerfähigkeit,  dann  muCs  jeder  Verkehrs- 
stempel prozentual  reguliert  werden;  oder  das  ist  nicht  der  Fall,  dann  fort  wenig- 
stens mit  jedem  Fixstempel 

Die  Stempel  widersprechen  auch  den  steuerpolitischen  Anforderungen  der  Be- 
stimmtheit, der  Bequemlichkeit,  der  Wohlfeilheit  und  der  Ergiebigkeit. 
Die  Steuerpflicht  ist  keine  bestimmte,  da  z.  B.  Quittungen  auch  unterlassen  werden 
können;  das  Unterlassen  ist  freilich  den  kleineren  Geschäften  am  schwersten,  da 
man  von  ihnen  am  meisten  Sicherheit  gegen  zweimaliges  Zahlen  haben  will,  der 
Handwerker  und  Kleinkaufmann  erscheinen  auch  da  als  die  hauptsächlichsten  Last- 
träger. Die  Erhebung  ist  nicht  leicht;  sie  bedingt  eine  Steuerkleberei ,  die  fast 
unerträglich  ist,  beharrlich  unter  der  Strafe  des  200fachen  Betrages  steht,  Zeit  und 
Ärger  in  Fülle  kostet  und  das  unerfahrene,  ungeschäftsmännische  Publikum  beson- 
ders belästigt  und  mit  Strafe  bedroht.  Die  Verkehrssteuern  sind  aber  auch,  wieder 
infolge  ihres  Grundfehlers,  also  mit  innerer  Notwendigkeit,  von  verhältnismäfsig  sehr 
geringer  Ergiebigkeit.  Aus  dem  Umstände,  dafs  der  Verkehr  in  Vermögenswerten 
jeder  Schlüssigkeit  für  besondere  Steuerfähigkeit  der  Verkehr  treibenden  Personen 
vollständig  entbehrt,  geht  die  finanzielle  Grundschwäche  der  meisten  Verkehrs- 
steuern hervor:  die  Notwendigkeit  eines  äufserst  niedrigen  Tarifsatzes,  da 
die  meisten  aller  getroffenen  Umsätze  mehr  nicht  ertragen.  Man  trifft  etwa  in  der 
Quittungssteuer  die  Umsätze  über  20  M.  Wert,   diese  aber  gleich  niedrig,    ob    ein 

26* 


404  Zweites  Buch.    III.  Hauptabschnitt.    Fünfte  Abteilung. 

Schneider  für  Bezahlung  eines  Rockes  und  ein  Schuhmacher  für  ein  Paar  Stiefel 
zu  21  M.  den  Empfang  bescheinigt,  oder  ob  ein  Börsengrofshaus  für  200000  M. 
quittiert,  gleichviel,  ob  ich  ein  Frachtstück  mit  l  M.  Frachtpreis  aufliefere,  oder 
ob  die  .Überseer-  Hamburgs  ganze  Schiffsladungen  expedieren.  "Wollte  man  die 
GroCsumsätze  für  je  20  M.  Waren  und  Frachtwert  so  vielemal  lu  Pfg.  zahlen  lassen, 
als  ihre  Grofsnmsätze  und  GroCsfrachten  durch  20  M.  teilbar  sind,  so  würde  man 
eine  auch  für  sie  unleidliche  Verkehrssteuerlast  bezw.  Warenverteuerung  für  daa 
Volk  schaffen.  Ist  aber  die  änfserste  Niedrigkeit  der  Tarifsätze,  namentlich  bei 
den  Fixstempeln,  auch  unumgänglich,  so  liefert  sie  für  die  Steuerergiebigkeit  ein 
geradezu  klägliches  Ergebnis.  Der  Ertrag  des  schlimmsten  aller  für  Deutschland 
vorgeschlagen  gewesenen  Stempel,  des  Quittungsstempels,  ist  in  der  ,  Begründung- 
auf nur  6  bis  7  Mill.  M.  geschätzt.  Und  um  welche  Plackerei  um  wie  viel  Kle- 
berei, um  wie  viel  nimmer  aufhörende  Verwünschungen  gegen  Staat  und  Reich,  um 
wieviel  Strafgefahr  —  das  200  fache  für  einen  vergessenen  Quittungsstempel  von 
10  Pfg.  1  —  ist  dieser  zusammengeschabte  Steuerertrag  erkauft!  Es  ist,  als  ob  man 
mit  einer  Kanone  —  oder  da  das  ganze  Publikum  als  Zehnpfennige  klebend  mit- 
schiefsen  mufs,  als  ob  man  mit  einer  millionenläufigen  Mitrailleuse  auf  —  Spatzen 
schiefsen  wollte!     (,Kern-  und  Zeitfragen-  II,  4S9  ff.) 

2.  Kapitel.    Die   „Verkehrssteuem'*   als   reiue   Grebührensteuern 
(Eintra^ungsbesteuerung,  Enregistrement). 

§  313.  Wesen.  —  Die  reine,  nicht  gebührenhafte,  sondern  nur  ge- 
bühren form  ige  Bereicherungssteuer  wird  immer  mit  irgend  welcher 
Eintragung  verbunden  sein.  Auch  der  Notar,  das  Hvpothekenamt, 
welche  neben  der  Einhebung  der  reinen  Gebühr  eine  Gebührensteuer 
zu  bemessen  und  cinzuheben  beauftragt  sind,  werden  das  Steuerobjekt 
aufzeichnen  und  zwar  schon  aus  anderen  als  steuerlichen,  nämlich  aus 
rechtspolizeiliehen  Gründen.  Aber  die  steuerliche  Eintragung  ist  bei 
den  genannten  Organen  nur  ein  steueradministrativer  Zusatz  zu  einer 
Amtshandlung  von  prinzipiell  rechtspolizeilichem  Werte.  Nicht  diese 
Eintragung  meinen  wir.  wenn  vom  -Enregistrement'^  die  Rede  ist. 
Bei  der  eigentlichen  und  im  engeren  Sinne  sog.  indirekten  Eintragungs- 
Gebührenbesteuerung  ist  allein  oder  doch  ganz  überwiegend  der  Steuer- 
zweek  das  veranlassende  Moment,  das  Enregistrement  eine  steuerliche 
Amtshandlung.  Typisch  hierfür  ist  das  französische  Enregistrement, 
welches  heute  noch  auf  dem  Hauptgesetze  vom  12.  Dez.  1798,  einer 
verbesserten  nationaleinheitlichen  Wiederherstellung  ähnlicher  Abgaben 
des  -ancien  regime"  beruht.  Das  Enregistrement  ist  ganz  tiberwiegend 
Steuer,  der  reiue  Gebührencharakter  tritt  trotz  der  Gebühren  form  im 
ganzen  zurück. 

-Die  Einregistrierung  ist  eine  Förmlichkeit,  welche  darin  besteht,  dafs  in  ein 
öffentliches  Register  bürgerliche,  gerichtliche  und  aussergericht- 
liche  D  rkunden  und  Erklärungen  über  Eigentumswechsel  wörtlich 
oder  auszugsweise  eingetragen  und  dabei  zu  Gunsten  des  Schatzes  Abgaben  er- 
hoben werden."  So  definieren  CcexoT  und  Vebpt  in  ihrem  Artikel  über  die 
Einregistrierung  (Enregistrement)  im  Block  sehen  Wörterbuch  die  Einrichtung,  fügen 
aber  in   der  auch  bei  anderen  französischen  Autoren  üblichen  Weise   hinzu,  diese 
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Einregistrierung  habe  einen  doppelten  Charakter,  den  einer  öffentlichen  Dienst- 
leistung im  Interesse  der  Bürger  (?)  und  den  einer  Besteuerung  im  Interesse  des 
Staates. 

„Auch  in  denjenigen  Fällen,  wo  die  französ.  Registerabgabe  gattungsweise  nach 
der  Art  der  betroffenen  Rechtsgeschäfte,  Vorgänge  und  Urkunden  eine  „Gebühr"  in 
sich  schliefst,  bleibt  die  Abgabe  aber  nach  ihrer  Höhe  regelmäfsig  doch  zum 
gröfsten  Teile  eigentliche  Steuer,  die  nur  als  solche  beurteilt  und  eventuell 
gerechtfertigt  werden  kann.  Auch  die  Immobiliargeschäfte,  Eigentumswechsel  u.  s.  w. 
sind  dieser  Höhe  der  Abgabesätze  nach  in  Frankreich  weit  mehr  wirklichen  Steuern, 
als  Gebühren  unterworfen."     (A.  Wagneb). 

§  314.  Die'  Eintragungsohje'kte.  —  Das  französische  Enregistre- 
ment  greift  über  den  nach  §  311  nur  sehr  engen  Kreis  steuerbarer 
Objekte  weit  hinaus  und  würde  eine  geradezu  verwerfliche  Besteuerung 
darstellen,  wenn  dasselbe  nicht  als  ein  Surrogat  der  in  Frankreich 
immer  noch  mangelnden  Besteuerung  aller  Eeuteu  und  der  Abwesen- 
heit jeder  Zusatzbesteuerung  auf  fundiertes  Vermögen  wirken  würde. 
Dasselbe  ist  freilich  ein  schlechtes  Surrogat,  da  es  die  Vorteile  einer 
direkten  allgemeinen  Vermögenssteuer  unter  jedem  der  mafsgebenden 
Besteuerungsgesichtspunkte  entbehrt. 

Registrierungspflichtig  und  abgabepflichtig  sind  in  Frankreich  in  der  Regel 
alle  gerichtlichen  und  aufsergerichtlichen  notariellen  Urkunden,  ferner  auch  solche 
private  (unter  Privatunterschrift),  welche  unter  Lebenden  wie  im  Sterbefalle  Eigen- 
tum und  Nutzniefsung  an  unbeweglichen  Gütern  übertragen,  Miete  und  Pacht, 
Unterpacht,  Cession  von  Pacht  u.  dergl.  m.  bei  diesen  Gütern  betreffen;  endlich 
auch  solche  andere  Privaturkunden,  von  welchen  vor  Gericht  oder  Behör- 
den Gebrauch  gemacht  wird.  Hier  wird  also  nicht  das  Rechtsgeschäft  schon 
als  solches,  sondern  nur  das  schriftlich  beurkundete  zur  Eintragung  und  Ab- 
gabeentrichtung verpflichtet,  aber  nicht  die  Schriftlichkeit  unbedingt  verlangt  und 
etwa  zur  Voraussetzung  der  Rechtsgiltigkeit  gemacht. 

Dazu  treten  jedoch  Fälle,  wo  ein  Rechtsgeschäft  als  solches  bezw,  eine  Hand- 
änderung (mutation)  als  solche  der  G e b  ü h r e n  -  Verpflichtung  unterliegt  und 
daher,  bei  fehlenden  Urkunden  (also  u.  A.  regelmäfsig  bei  Intestaterbfolge,  bei  vielen 
Schenkungen)  innerhalb  bestimmter  Fristen,  unter  Strafandrohung  abzugebende  Er- 
klärungen zur  Erfüllung  dieser  Verpflichtungen  vorgeschrieben  sind.  Dahin  gehört 
jede  Übertragung  des  Eigentums  oder  der  Nutzniefsung  unbeweglichen  Gutes 
unter  Lebenden,  beweglichen  und  unbeweglichen  Gutes  im  Sterbefalle 
(beides  schon  nach  Gesetz  von  1801),  ferner  jetzt  auch  jede  Übertragung  der  Nutzung 
unbeweglichen  Gutes  (also  alle  Pachten  und  Mieten,  mit  Ausnahme  mündlicher  Ver- 
mietungen auf  höchstens  3  Jahre  und  für  höchstens  100  Frs.  jährlich)  und  jede 
Übertragung  zu  Eigentum  und  lästigem  Titel  von  Handelsfonds  (fonds  de  commerce 
ou  de  clienteles). 

Zu  der  allgemeinen  Eintragungsabgabe  kommt  in  Frankreich  die  besondere 
Steuer  auf  die  Überschrelbuug  (droit  de  transcription)  der  Hypotheken  in  die 
Hypothekenregister;  diese  Steuer  wird  neben  der  Einschreibungsgebühr 
(droit  d'inscription),  welche  letztere  eigentliche  Gebühr  für  die  Beamten  ist,  erhoben . 
Die  Üerschreibungssteuer  beträgt  l'/a  Proz.  Diese  Abgabe  wird  denn  auch  nach 
dem  Gesetz  von  1816  regelmäfsig  gleich  bei  der  Einregistrierung  der  betreffenden 
Urkunden  mit  erhoben,  wodurch  der  ursprüngliche  Abgabesatz  bei  Immobilienver- 
käufen von  4  Proz,  auf  S'/a  Proz.  im  Prinzipal  gestiegen  ist.     (A.  Wagnee). 
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Zu  bemerken  ist,  dafs  das  Gesetz  von  1798  nicht  auch  die  Um- 
sätze in  Wertpapieren  für  registrierungspflichtige  Handänderung 
erklärt  hat,  was  ja  bei  Inhaberpapieren  auch  kaum  durchführbar  ge- 
wesen wäre.  Daher  giebt  es  thatsächlich  keine  eigentliche 
Börsen-  und  Effektenbesteuerung,  sondern  nur  (seit  1850)  den 
einmaligen  Emissionsstempel  und  erst  seit  1857  eine  mäfsige 
Börsenumsatzsteuer  (vergl.  §  319).  Darin  liegt  eine  gewaltige 
Begünstigung  des  mobilen  Besitzes. 

Neben  der  Registerbesteuerung  hat  Frankreich  eine  umfassende 
Stempelljesteuernng,  welche  in  der  Hauptsache  ebenfalls  als  gemischte 
und  reine.  Gebührenbesteuerung,  nicht  als  einfache  Vergebührung  zu 
charakterisieren  sein  wird. 

Die  Bemessungsform  der  französischen  Reg-isterabgabcn.  Die  Art  der 
Abgaben  war  von  Anfang  an  (179S)  eine  zweifache,  neuerdings  (seit  1S71)  ist  sie 
eine  dreifache:  1)  Feste  Abgaben  nach  einem  systematischen  Klassentarif  im  all- 
gemeinen für  Urkunden  bloCs  darlegenden,  erklärenden  Inhalts,  nach  der  ungefähren 
Bedeutung  der  behandelten  Sache,  daher  ähnlich  wie  bei  Stempelabgaben;  2)  ab- 
gestufte Abgaben  (seit  1S72),  nach  dem  Wertbetrage,  auf  den  sich  die  Urkunden, 
ohne  dadurch  unter  die  folgende  dritte  Katagorie  zu  fallen,  beziehen;  diese  Abgaben 
sind  aber  jüngst  (1863)  zum  Teil  in  die  folgende  Form  mit  übergeführt  worden; 
und  3)  wirkliche  Proportionalabgaben  für  Urkunden  und  thatsächliche  Vorgänge, 
durch  welche  Rechte  (Nutzniefsung,  Genufsi,  Eigentum  an  beweglichen  und  unbe- 
weglichen Gütern  zuerteiit  werden,  Abgaben  in. verschiedener  Prozenthöhe  nach  dem 
Werte  des  betreuenden  Objektes.  Diesen  Proportionalabgaben  sind  auch  die  Schen- 
kungen und  Erbschaften  unterworfen,  nach  Sätzen,  welche  sich  aber  zugleich 
nach  dem  Verwandtschaftsverhältnisse  von  Schenker  und  Erblasser  zum  Beschenkten. 
Erben  und  Legatar  abstufen.  Die  gewöhnlichen  Proportionalabgaben  (aufser  bei 
Schenkungen  und  Erbschaften)  bewegen  sich  zwischen  '/i  und  ö'/aProz.  im  Prinzi- 
palsatze vom  Werte,  wozu  aber  von  Anfang  an  (179S)  ein  Zuschlag  von  10  Proz.  für 
den  Staat,  seit  1871  und  1874  ein  weiterer  von  10  —  15  Proz.,  im  ganzen  also  ein 
Zuschlag  von  20  —  (meist)  25  Proz.  des  Prinzipalsatzes  treten.  Besonders  der  ge- 
wöhnliche Immobilienverkehr  unter  Lebenden  (Kauf  und  Verkauf  u.  s.  w.)  ist  mit 
den  höchsten  Sätzen  (5,5  Proz.,  mit  Zuschlag  6,875  Proz.!)  belegt.  An  90  Proz.  des 
riesigen  Ertrages  des  Enregistrement  (allerdings  einschliefslich  Erbschafts-  und 
Schenkungssteuern I  fallen  auf  die  Proportionalabgaben.  Da  letztere  immer- 
hin prinzipiell  als  Steuern,  wie  auch  einigermafsen  als  Gebühren,  richtiger  als  die 
festen  Abgaben  sind,  besteht  in  der  Gesetzgebung  auch  eine  Tendenz,  sie  auszu- 
dehnen bezw.  feste  Abgaben  in  sie  zu  verwandeln.   (A.  Wagnbb,  Ergänzungsheft). 

§  315.  Die  Hohe  der  steuerförmigen  Registerahgahen.  Organisa- 
tion des  Dienstes.  —  Auch  hierfür  ist  die  französische  Steuergesetz- 
gebung abschreckend  lehrreich.  Nicht  nur  ist  die  Masse  der  register- 
pflichtigen Objektgattungen  von  zweifelhafter  Steuerbarkeit,  auch  die 
Belastungshöhe  ist  so  stark  wie  willkürlich,  der  finanzielle  Erfolg 
dabei  allerdings  grofs.  Der  Umsatz  von  Immobilien  beträgt,  wie  in 
§  314  angegeben,  5V2  bezw.  6V0  Proz.,  beim  Tausche  3 ''2  Proz.,  Pacht 
und  Miete  von  Immobilien  auf  Lebenszeit  4  Proz.,  Billets  ä  ordre,  War- 
rants, protestierte  Wechsel  '/s  Proz.,  Feuerversicherungserträge  8  Proz. 
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Den  Hauptertrag-  lieferten  nach  amtlichen  steuerstatistischen  Daten  (1886)  die 
Verkäufe  von  unbeweglichem  Gut  157,6,  die  Schenkungen  aller  Art  ca.  80,  sodann 
die  Erbschaften:  a)  in  direkter  Linie  44,7,  b)  unter  Gatten  19,5,  c)  in  der  Seiten- 
linie 88.6,  d)  unter  Nichtverwandten  74,7,  die  Erbschaften  zusammen  200  Mill.  Frs. 
Der  Gesamtertrag  der  Proportionalabgaben  jenes  Jahres  war  413,55  Mill.  Frs. 

Das  Hauptgesetz  des  französischen  Enregistrements  —  ist  noch  immer  das- 
enige  vom  12.  Dezember  1798.  Die  bedeutendsten  Novellen  sind  die  Gesetze  über 
Registerabgaben  und  Stempel  vom  23.  August  1871;  16.  September  1871  (auch 
andere  Steuern  betr.);  Gesetz  vom  28.  Februar  1872  (Einführung  abgestufter  „fester 
Sätze"  für  das  „droit  fixe"  bei  gewissen  Urkunden);  30.  März  1872;  30.  Dezember 
1873;  Gesetz  vom  19.  Februar  1874  (Tariferhöhung);  21.  Juni  1875;  30.  Dezember 
1876;  26.  März  1878;  18.  Dezember  1878  (gewisse  Urkunden  bei  milit.  Requisitionen 
gratis  zu  registrieren);  23.  Oktober  1884  (speciell  über  gerichtliche  Verkäufe  von 
Immobilien)  und  3.  November  1884  (einige  TarifermäCsigungen).  Welche  Geschäftigkeit! 

Organisation.  B'ür  das  Enregistrement  besteht  eine  der  grofsen  Generaldirek- 
tionen, dieselbe,  welche  auch  die  Stempel-  sowie  die  Domänenverwaltung  unter  sich 
hat  (enregistrement,  domaines  et  timbres).  Ihre  Gesamteinnahme  betrug  1886:  722 
Mill.  an  Steuern,  darunter  465  Mill.  an  eigentlichen  Registergebühren,  156  Mill.  an 
Stempeln,  36,9  Mill.  aus  der  Effektentransmissionssteuer.  Die  Dienstorganisation 
verzweigt  sich  zu  einem  gleichmäfsig  ausgebreiteten  Dep artemental-  und  Lokaldienste. 
Die  Behörden  besitzen  weitreichende  Hilfsmittel :  die  Verpflichtungen  anderer  Be- 
hörden und  Beamten  zu  erforderlichen  Anzeigen  (z.  B.  der  Standesämter  in  betreff 
der  Todesfälle)  und  zur  Erteilung  erbetener  Aufschlüsse,  die  Berechtigungen  der 
Registerbeamten  zu  Nachforschungen  in  den  Akten  anderer  Behörden,  die  Verpflich- 
tungen anderer  Behörden  zur  Kontrolle  (z.  B.  der  Gerichte  in  betreff  der  vor  sie 
kommenden  Urkunden,  Rechtsgeschäfte,  Vorgänge  bezüglich  der  erfolgten  richtigen 
Registrierung  und  Stempelung),  endlich  und  namentlich  die  Verpflichtungen  des 
Rechtsgeschäfte  abschliefsenden,  Erbschaften  antretenden  u.  s.  w.  steuerpflichtigen 
Publikums  selbst  zur  Anmeldung,  Registrierung,  Stempelung  und  die  Androhung 
von  Rechtsnachteilen  und  Strafen  bei  Unterlassungen  der  Registrierung  und  Stempe- 
lung und  bei  Verkürzungen  des  Fiskus.  Trotz  dieser  starken  Rüstung  erreicht,  wie 
angenommen  wird,  die  Verwaltung  die  bezüglichen  Werte  nur  sehr  unvollkommen, 
sie  ist  also  ein  sehr  unvollkommenes  „Surrogat"  der  allgemeinen  Vermögensbe- 
steuerung. 

§  316.  Die  ImmohiliarverJcehrsgehühren  —  sind  der  Form  nach 
reine  Gebülirensteuern,  welche  an  die  Amtshandlung  des  „Erkenntnisses" 
über  Immobilienveräufserungen  angeschlossen  sind. 

Dieselben  haben  auch  in  Deutschland  Boden  gefafst  oder  vielmehr 
als  vom  Staate  an  sich  gezogene  Feudal-  und  Patrimonialabgaben  der 
älteren  Zeit  Boden  behalten.  Dafs  sie  an  sich  berechtigt  und  besser 
wären,  als  die  Masse  der  „Verkehrssteuern",  wird  sich  jedoch  nicht  be- 
haupten lassen,  am  ehesten  noch  als  Gemeindesteuern  und  für  Zeiten 
der  aufsteigenden  Entwickelung,  d.  h.  als  fakultative  grofs städ- 
tische Gebilh rensteuern.  Beim  Sinken  des  Immobilienwertes 
wirken  sie  notwendig  drückend.  Immer  aber  bleibt  das  Mifsliche,  dafs 
die  beweglichen  Verkehrswerte  daneben  ihrer  Masse  nach  nicht  zur 
Besteuerung  gebracht  werden  können.  Die  Abwälzung  wird  stark 
schwanken,  mit  Sicherheit  und   auf  die  Dauer  nicht  abzusehen  sein. 
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Schall  (a.  a.  0.)  widerlegt  meines  Erachtens  die  gegen  die  Liegenschaftsabgabe 
sprechenden  Gründe  in  Wirklichkeit  nicht,  hat  aber  mit  dem  Verlangen  der  Aus- 
dehnung auch  auf  andere  Besitzveränderungen  (als  Kauf  und  Tausch)  von  seinem 
Standpunkte  aus  vollkommen  Recht.  Die  Beseitigung  dieser  alten  Gebührensteuer 
denke  auch  ich  mir  als  Glied  allgemeiner  Steuerreform. 

Gebührennachlafs  mit  Kücksicht  auf  deu  „Vorbesitz".  Diese  eigentümliche 
Einrichtung  des  österreichischen  Gebührengesetzes  erleichtert  die  späteren  unter 
mehreren  rasch  auf  einander  folgenden  Besitzwechseln  desselben  Objektes.  Die 
Vj-i  prozentige  Gebühr  wird  hierdurch,  wenn  der  ..Vorbesitz"  auf  weniger  als  2  Jahre 
zurückgeht,  bis  auf  1  Proz.,  die  l'/s  prozent.  Gebühr,  wenn  er  auf  weniger  als  4  Jahre 
zurückgeht,  bis  auf  '/2  Proz.  herabgedrückt;  die  erstere  wird  erst  dann  voll  be- 
messen, wenn  der  Vorbesitz  auf  mehr  als  10,  die  letztere,  wenn  er  auf  mehr  als 
8  Jahre  zurückgeht.  Von  dem  hier  eingenommenen  Standpunkte  wird,  wenn  ..Ver- 
kehrssteuern" einmal  sein  sollen ,  für  den  Gebührennachlafs  mit  Rücksicht  auf  den 
..Vorbesitz'  Stichhaltiges  kaum  beizubringen  sein. 

Positives  Recht.  Bayern:  Gebührengesetz  vom  IS.  August  1879  und  29.  Mai 
ISS6.  —  Württemberg:  Accisegesetz  vom  IS.  Juli  1S24  und  Gesetz  vom  18.  Sep- 
tember 1852.  (Für  Gemeinden  seit  1S93:  80  Pfg.  auf  100  M.  Umsatzwert;  eine  weitere 
Erhöhung  auf  1  M.  ist  beabsichtigt.)  —  Baden:  Acciseordnung  vom  4.  Januar  1812, 
V.-O.  vom  18.  JJai  1855.  —  In  Bayern  beträgt  die  Liegenschafts- Gebühr  2  Proz., 
in  Württemberg  l'/^  Proz.  (daneben  Zuschlag  für  die  Gemeinde),  in  Baden  272  Proz. 

3.  Kapitel.    Die  ßechtsgeseliäftssteuern  in  Stempelform. 

§  317.  Die  Stempelform.  —  Die  indirekte  Bereicherimgsbesteue- 
rung  bedarf  einer  weiteren  Beurteilung,  als  diejenige,  welche  in  §  285 
bereits  gegeben  ist,  nicht.  Es  wurde  gezeigt,  dafs  in  gewissen  Fällen 
eine  ausgreifende  „Verkehrsbesteuerung"  in  Stempelerbebungsform  nicht 
eintreten  kann.  Dennoch  wird  von  ihr  in  verschiedenen  Ländern  in 
verschiedenem  Mafse  Gebrauch  gemacht.  Während  in  Frankreich  die 
reine  Gebührenbesteueruug  überwiegt,  ist  in  England  die  Stempeler- 
hebung zu  fast  ausschliefsender  Anwendung  gelangt.  Bei  der  ebenfalls 
weit  ausgreifenden  Rechtsgeschäftsbesteuerung  Oesterreichs  liegen  beide 
Erhebungsformen  nebeneinander. 

1.  Oesterreieh  (nach  Wieser),  Kicht  in  allen,  aber  in  den  meisten  Fällen  sind  die 
Gebührenstempel  von  der  Partei  sofort  und  unter  eigener  Verantwortung,  in  anderen 
dagegen  erst  später  über  ..amtliche  Bemessung"  zu  entrichten.  Insofern  entspricht  die 
Scheidung  des  österreichischen  Gebührengesetzes  in  Stempelgebühren  und  „u  n  - 
mittelbare"  Gebühren  der  des  französischen  Rechtes  in  Stempelgebühren  und 
Einregistrierungsgebühren.  Indes  hat  die  österreichische  Gesetzgebung  das  Anwen- 
dungsgebiet beider  Formen  wesentlich  anders  bestimmt  als  das  französische  Recht. 
In  Frankreich  hat  man,  um  der  Partei  die  Verantwortung  zu  erleichtern,  den  Stempel, 
abgesehen  vom  Wechselstempel  u.  dergl.,  niemals  nach  dem  Werte,  sondern  nur  nach 
der  Dimension  des  ürkundenpapieres  abgestuft,  weshalb  sich  in  Frankreich  statt  der 
Marke  der  Stempel  bogen  noch  so  stark  behauptet.  Der  übrigens  ziemlich  hohe 
Dimensionalstempel  in  Frankreich  ist  eine  Art  Grundgebühr,  die  allgemein  und  so- 
fort zu  entrichten  ist;  dazu  tritt  dann  die  nach  dem  Werte  sich  richtende  und 
amtlich  zu  bemessende  Einregistrierungsgebühr,  welche  bestimmt  ist,  die  steuerkräf- 
tigeren Fälle  besonders   auszunützen.     Auch   im   österreichischen   Gebührengesetze 
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konkurriert  in  diesem  Sinne  manchmal  wie  bei  Schenkungen  oder  Eealübertragungen 
der  Stempel  als  eine  per  Bogen  entfallende  niedrige  Urkundengebühr  mit  der  un- 
mittelbaren Gebühr,  welche  den  "Wert  mit  einem  hohen  Steuerperzente  trifft.  In  der 
Regel  aber  zahlt  die  Partei  nicht  beide  Gebühren  nebeneinander,  sondern  nur  die 
eine  derselben  allein.  Der  Stempel  soll  nicht  in  allen  Fällen  eine  ,, Grundgebühr" 
hereinbringen,  sondern  er  ist  die  Entrichtungsform  für  die  niedrigeren 
Gebühren  überhaupt,  und  zwar  zunächst  für  die  Hauptmasse  der  festen  Gebühren, 
dann  aber  auch  für  Skala-  und  selbst  für  Perzentualgebühren.  Damit  ist 
die  Verantwortung  der  Partei  zwar  gesteigert,  aber  man  ist  auch  entsprechend  von 
der  viele  Weitwendigkeiten  und  Ausgaben  mit  sich  bringenden  Pflicht  entlastet,  den 
Akt  zur  amtlichen  Bemessung  anzuzeigen.  Um  dieses  Verhältnis  des  österreichischen 
zum  französischen  Gebührenrechte  richtig  zu  würdigen,  hat  man  zu  bedenken,  dal's 
der  österreichische  Gebührentarif  eben  nicht  so  hoch  und  so  kompliziert  als  der 
französische  ist,  so  dafs  man  nicht  vor  die  unbedingte  Notwendigkeit  gestellt  war, 
der  amtlichen  Bemessung  die  gleiche  grofse  Ausdehnung  zu  geben. 

Im  einzelnen  sind  der  Stempelentrichtung,  abgesehen  von  der  Hauptmasse  der 
festen  Gebühren,  noch  obligatorisch,  d.  b.  so,  dafs  die  Partei  ohne  Strafe  das  Amt 
gar  nicht  bemühen  darf,  zugewiesen:  Skalagebühren  bis  zu  25  Fl.  (aufser  wenn  die 
Gebührenbemessung  noch  besondere  Erhebungen  erfordert),  ferner  auch  Perzentual- 
gebühren für  bücherliche  Eintragungen,  Schenkungen,  Yerlassenschaften  bis  zu  einer 
bestimmten  Höhe  bezw.  in  Fällen  einfacherer  Art.  Für  die  Stempelgebühr  von 
Verlassenschaften  gilt  das  Eigentümliche,  dafs  sie  nicht  von  der  Partei  auf  ihre  Ver- 
antwortung bestimmt,  sondern  vom  Abhandlungsgerichte  bemessen  wird.  In  einer 
Reihe  weiterer  Fälle,  vor  allem  für  alle  Skalagebühren  über  25  Fl ,  hat  die  Partei  die 
Wahl  zwischen  Stempelung  und  unmittelbarer  Entrichtung.  Für  die  grofse  Masse 
der  Fälle  der  Perzentualgebühren  ist  die  unmittelbare  Entrichtung  obligatorisch. 
Eine  eigentümliche  Gruppe  der  der  unmittelbaren  Entrichtung  vorbehaltenen  Fälle 
wird  durch  eine  Reihe  von  Skalagebühren  nebst  einigen  festen  und  Perzentualge- 
bühren gebildet,  zu  denen  u.  a.  der  Stempel  auf  Personenbiilette  und  Frachtkarten 
der  Eisenbahnen  und  Dampfschiffe,  der  Emissionssterapel,  der  Couponstempel,  die 
Verkehrssteuern  der  Versicherungsgesellschaften  und  die  Gewinnsteuer  gehören, 
und  für  welche  die  grofse  Zahl  gleichartiger,  infolge  eines  bestimmten  Geschäftsbe- 
triebes bei  demselben  Steuersubjekte  zusammentreffender  Fälle  steuerpolitisch 
entscheidend  wird.  Da  diese  Form  der  unmittelbaren  Entrichtung  hauptsächlich 
gesellschaftliche  Unternehmungen  trifft,  kann  man  sie  kurz  die  unmittelbare  Gebühren- 
entrichtung ..der  Gesellschaften  und  Anstalten"  nennen. 

Die  festen  Gebühren  Oesterreichs  nach  Bogen  oder  Stück  haben  wenige  Wert- 
stufen. Skalagebühren  und  Perzentualgebühren  sind  beide  nach  dem  Werte  des  Gegen- 
standes verhältnismäfsig  angesetzt,  die  ersteren  jedoch  mit  niedrigerem  Steuerfufse  und 
zugleich  mit  stärkeren  W^ertsprüngen  als  die  letzteren.  Die  Regel  ist,  dafs  Skala  I  je 
1500  Fl.  mit  l  Fl. ,  Skala  II  und  Skala  III  je  40u  Fl.  bezw,  200  Fl.  mit  1  Fl.  25  Kr.  be- 
steuern. Skala  II  gilt  für  die  meisten  Fälle  der  allgemeinen  Urkundensteuer,  inso- 
weit die  Begründung,  Befestigung,  Aufhebung  schätzbarer  Rechte  beurkundet  wird, 
Skala  III  trifft  die  als  steuerkräftiger  erachteten  Fälle  der  allgemeinen  Urkunden- 
steuer und  der  Specialurkundensteuern-,  Skala  I  kommt  zu  gute  den  begünstigten 
Specialurkunden  vorzüglich  des  geschäftlichen  Verkehrs.  Die  Perzentualgebühren 
wachsen  in  der  Regel  nach  W^ertsprüngen  von  je  20  Fl.,  ihr  Hauptanwendungsgebiet 
sind  die  Gewinnsteuer,  Erbsteuer,  Steuern  auf  Real-  und  Tabularverkehr  und  das 
„Gebührenäquivalent"  auf  den  Besitz  der  toten  Hand,  mit  im  Maximum  bis  auf 
20  Proz.  steigenden  Sätzen.  Die  Skalagebühren  sind  im  ganzen  die  mittleren,  die  Per- 
zentualgebühren die  hohen  Gebühren  des  österreichischen  Tarifes. 

2.  England.     Die  jetzige  britische   Gesetzgebung  besteuert  namentlich  Ver- 
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trags-  und  andere  Urkunden,  Wechsel,  Anweisungen,  Banknoten,  Lebens-  und 
Seeversicherungspolicen  (bis  1869  auch  Feuerversicherungspolicenl,  und  zwar  diese 
alle  in  der  Regel  nach  einem  Proportional-  oder  Gr adations(Stufen)-  Wert- 
stempel (sog.  duty  ad  valoremj,  mitunter  aber  auch  nach  einem  Fixstempel;  ferner 
mit  dem  Pennystempel  Quittungen  und  verschiedene  andere  Urkunden  des  Geschäfts- 
verkehrs und  persönlicher  Verhältnisse.  Ausserdem  unterliegen  den  Stempelabgaben 
Arzneimittel,  Spielkarten,  Gold-  und  Silberwaren  —  also  Abgaben  gemischten  Cha- 
rakters mit  Verbrauchssteuer-  und  mit  reinen  Gebührenelementen;  weiter  ressor- 
tierten  Erfindungspatente  und  gewisse  Amtsgebühren  bis  vor  kurzem  ebenfalls  zum 
Stempelamte,  sie  werden  eventuell  statt  bar  in  Stempelform  entrichtet.  Endlich  unter- 
stehen dem  Stempelamte  die  Anwalts-  und  ähnlichen  Berufstaxeu,  die  Certifikate 
für  Notenbanken,  auch  Adelsdiplome,  Würdentaxen,  jedoch  nicht  mehr  die  im  Gesetze 
von  1570  noch  enthaltenen,  jetzt  stempelfreien  Urkunden  über  Amtsernennungen  und 
über  Verleihung  kirchlicher  Pfründen.  Der  wichtigste  Posten  der  ganzen  Stempel- 
verwaltung ist  aber  die  Erbschaftssteuer.  Unterschiede  gegenüber  der  kontinen- 
talen, besonders  der  französischen,  aber  auch  der  deutschen  Gesetzgebung  liegen 
namentlich  darin,  dafs  die  Abgaben  im  Immobilienverkehr  unter  Lebenden,  be- 
sonders bei  Kauf  und  Verkauf,  niedriger,  weniger  drückend  und  störend, 
aber  auch  demgemäCs  fiskalisch  weniger  ergiebig  sind;  ferner  darin,  dafs  der 
niedrige  Pennyfixstempel  eine  so  umfassende,  aber  auch  fiskalisch  durch  seine 
relativ  hohen  und  fast  stetig  steigenden  Erträge  verlockende  Anwendung  findet; 
endlich  darin,  dafs  durch  Stempelmarken  und  Postmarkenbenutzung  und  durch  rela- 
tive Einfachheit  des  Tarifes  den  Interessen  des  Geschäftsverkehrs  möglichst  Rech- 
nung getragen  ist.  —  Wichtige  Rechtsgrundsätze  sind,  dafs  bei  dem  Vertragsstempel 
nicht  das  Rechtsgeschäft  als  solches,  sondern  die  Urkunde  darüber  bezw.  das  Papier, 
auf  welchem  die  letztere  enthalten  ist,  stempelpflichtig  ist;  ferner,  dafs  bei  nicht 
gestempelten  Urkunden  aufser  den  angedrohten  Defraudationsstrafen  rechtliche  ün- 
giltigkeit  bezw.  Unklagbarkeit  eintritt.  Doch  können  die  Kommissäre  des 
inländischen  Einkommens  von  der  Person,  die  es  angeht,  nach  dem  Gesetze  um  ihre 
Meinung  gefragt  werden,  ob  und  in  welcher  Höhe  eine  Urkunde  stempelpflichtig  sei. 
Gegen  ihre  Entscheidung  ist  Appellation  an  oberste  Gerichtshöfe  (in  England  court 
of  exchequer)  zulässig.    (A.  Wagneb). 

Der  Pennystempel  von  1S55  trat  für  Quittungen  an  die  Stelle  eines  Grada- 
tionsstempels. Er  trifft  jetzt  Quittungen  von  2  Pfd.  Sterl.  an  mittels  Marke.  Tarif 
sub  receipt,  mit  den  Ausnahmen  daselbst;  auch  sect.  120,  Begriff  des  ..receipt"  bis 
123.  Derselbe  Stempel  gilt  für  Sichtwechsel,  Sichtanweisungen  auf  den  Inhaber,  seit 
1S58  auch  für  die  bis  dahin  stempelfreien  Checks  auf  Banken,  für  Subskriptions- 
certifikate,  für  Börsenschlufszettel,  Dockauslieferungsscheine,  Versicherungspolicen 
(aufser  See-  und  Lebensversicherung),  Vollmachten  für  Abstimmung  in  Versamm- 
lungen, Kopieen  und  Auszüge  aus  Standesamtsregistern  u.  a.  m.  Verwandte,  aber 
etwas  höhere  Fixstempel  für  Frachtbriefe,  für  Warrants  for  goods  (6  d.),  für 
Pässe  (6  d.i,  für  Notariatsakte,  Wechselproteste  (1  sh.)  u.  a.  m.  Nur  für  Quittungen, 
Anweisungen,  Wechsel  ist  die  Briefmarke  statt  der  Stempelmarke  zugelassen.  Vocke  , 
S.  245—247;  Dowell  III,  33S.     (A.  Wagxer.) 

3.  Frankreich.  Das  Hauptgesetz  ebenfalls  noch  aus  der  ersten  Revolution 
(3.  November  1798).  Der  allgemeine  Grundsatz,  welcher  die  Regel  aufstellt, 
steht  gleich  an  der  Spitze  des  Gesetzes  vom  Brumaire  Vll.  und  lautet  im  1.  Artikel: 
„Die  Stempelabgabe  wird  auf  alle  zu  bürgerlichen  und  gerichtlichen  Ur- 
kunden und  zu  Schriftstücken,  welche  vor  Gericht  vorgelegt  und  hier  zur  Beweis- 
führung gebraucht  werden  können,  bestimmten  Papiere  gelegt.  Es  giebt  hiervon 
keine  anderen  Ausnahmen,  als  die,  welche  im  gegenwärtigen  Gesetz  ausdrücklich 
genannt  sind."     Grundsätzlich  ist  der  französische  Stempel  ein  Urkundenstempel. 
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§  318.  Die  Gehührensfeuern  als  Vorschufssteuern.  —  Zwei 
Interessen  hauptsächlich  empfehlen  den  Gebtihrenvorschurs  und  die 
Gebührennachnahme  durch  Dritte:  die  Einfachheit  und  die  Sicherheit 
der  Erhebung  der  Gebührensteuern. 

Es  ist  einfacher  und  wohlfeiler,  durch  gewisse  Geschäfte  und  Amter,  bei  welchen 
sich  die  Gebührenobjekte  konzentrieren,  die  Gebühr  einheben  zu  lassen.  Diese 
Subjekte  kennen  besser  das  Gebührengesetz,  sie  erheben  die  Gebühr  zusammen  mit 
der  veranlassenden  Amtshandlung  oder  im  Zusammenhange  mit  dem  Abschlüsse  und 
Vollzuge  des  gebührenpflichtigen  Eechtsgeschäftes.  Die  Gebühr  geht  aber  auch 
sicherer  ein.  Eine  zweite  Person,  meist  eine  solche,  welche  mehr  an  Namen  und 
Straffolgen  riskiert,  ist  mitverantwortlich  gemacht.  Diese  zweite  Partei  hat,  wenn 
sie  die  Gebühr  sicher  nachnehmen  kann,  kein  Interesse  am  Erfolge  der  Hinterziehung. 
Sie  ist  zudem  leichter  zu  kontrollieren,  weil  sie  eine  regelmäfsige  und  gegliederte 
Aufschreibung  der  Geschäfte  vornimmt.  So  erklärt  sich  das  Streben  der  modernen 
Gebührengesetzgebung,  nicht  blofs  alle  Staats-  und  Gemeindeämter,  sondern  auch 
die  grofsen  Geschäfte  und  Verkehrsanstalten  zu  Gebühreneinhebern  zu  machen,  ein 
Streben,  welches  z.  B.  in  Oesterreich  schon  die  Kodifikation  von  1850,  seitdem  alle 
Gebührennovellen  (1862,  1864,  1876)  geleitet  hat.  Die  grofsen  Kreditinstitute  können 
für  die  Einhebung  der  Lombardgebühr,  die  Eisenbahnverwaltungen  für  die  Ein- 
hebung des  Fahrkarten-  und  Frachtbriefstempels,  die  Versicherungsgesellschaften 
für  Einhebung  der  Versicherungsgebühr,  die  Zinskassen  für  Einhebung  der  Koupon- 
gebühr  verwendet  werden.  Der  Staat  hat  ihnen  für  Steuerzwecke  eine  öffentlich- 
rechtliche  Funktion  zwangsweise  übertragen,  zu  diesem  Zweck  ihnen  den  Buchungs- 
zwang und  auswärtigen  Versicherungsgesellschaften  sogar  einen  Agenturhaltungszwang 
auferlegt. 

4.  Kapitel.    Die  Keclitsgescliäftsspecial steuern. 

§  319.  Die  Börsen  (E-ffektenumsatz) -Steuer  —  läfst  sich  damit, 
dafs  nur  bemittelte  Leute  am  Effektenumsatze  sich  beteiligen,  leidlich 
rechtfertigen,  aber  auch  nur  leidlich.  Eine  Masse  von  Effektenumsätzen 
wird  eben  nicht  gebtihrenfähig  sein.  Nicht  für  jede  Effektengattung 
läfst  sich  beim  raschen  Wechsel  der  Gebührenfähigkeit  der  besondere 
zutreffende  Satz  ermitteln.  Als  Steuer  auf  den  Spekulationsverkehr 
hat  die  Abgabe  die  ungünstigsten  Abwälzungsverhältnisse,  indem  sie  an 
dem  hängen  bleiben  wird,  welcher  verkaufen  mufs  oder  unglücklich 
eingekauft  hat. 

Mäfsige  Sätze.  Zwei  Thatsachen  hat  man  weiter  mit  allem  Nachdrucke 
hervorzuheben:  Leidlich  ist  die  Börsensteuer  nur  bei  mäfsigem  und  wenig  er- 
giebigem Gebühren  satze;  sie  ist  ohne  genügenden  Erfolg  gegenüber  dem 
gebührenfähigsten  Teile  alles  Rentenbesitzes.  Einen  mäfsigen  Satz 
muCs  sie  erhalten,  weil  es  sich  um  häufig  umgeschlagene  Kapitale  handelt;  wenigstens 
der  spekulative  Umsatz  wiederholt  sich  häufig,  und  auch  die  solidesten  Kapitalisten 
müssen,  wenn  sie  ihr  Vermögen  gut  verwalten,  häufiger  umsetzen.  Ein  mäfsiger 
Satz  ist  ferner  deshalb  nötig,  weil  ein  grofser  Teil  der  Käufer  und  Verkäufer  nicht 
blofs  nicht  Gewinn,  sondern  Verlust  hat,  weil  es  durchaus  nicht  blofs  Ansammlungen 
sind,  welche  vom  Käufer  angelegt  werden,  und  weil  oft  sogar  verkauft  werden  mufs, 
um  Kapital  einzubrocken.  Die  Effektensteuer  mufs  also,  wenn  sie  nicht  unerträglich 
und  sehr  ungerecht  für  viele  werden,  den  Leihverkahr  nicht   sehr  stören  soll,  sich 
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innerhalb  sehr  müfsiger  Sätze  halten,  welche  jedes  Steuersubjekt  eben  als  Kapitalist 
ertragen  kann. 

\Veiter  ist  ein  hoher  Steuersatz  unmöglich,  wenn  er  nicht  in  allen  Ländern 
gleichmäfsig  und  gleich  streng  eingeführt  wird.  Sonst  wird  die  Gebühr  durch 
Umsatz  auf  der  nächstgelegenen  ausländischen  Börse  umgangen,  und  das  Ausland 
profitiert,  was  der  inländische  Börsenverkehr  verliert. 

Mäfsige  Sätze  geben  natürlich  auch  nur  bescheidenen  Ertrag,  wobei  noch  hin- 
zukommt, dafs  die  Börsengebühr  nicht  so  reguliert  werden  kann,  um  die  in  „festen 
Händen"  bleibenden  Efi'ekten  entsprechend  höher  zu  treffen;  die  flottierenden 
und  die  festbegebenen  Teile  des  Steuerobjektes  lassen  sich  nicht  abgrenzen.  Man 
darf  also  bei  sehr  niedrigen  Sätzen  der  Börsensteuer  auf  einen  sehr  grofsen  finanziellen 
Erfolg  nicht  hoffen.  Die  Leute,  welche  glauben,  der  Staat  werde  bald  in  den 
Millionen  der  Börse  schwimmen,  täuschen  sich  gewaltig.  Sie  beachten  nicht,  dafs 
die  Masse  des  die  Papiere  aufnehmenden  Mittelstandes  die  Last  zugewälzt  erhält, 
und  dafs  man  die  kleinen  Kapitalisten  dann  erst  recht  zum  Erwerbe  von  Spiel- 
papieren ermuntert,  an  welchen  man  im  Kurse  einen  hohen  Börsensteuersatz  eher 
hereinzubringen  hofft.  Jede  hohe  Effektenumsatzsteuer  drängt  zu  den  Spielpapieren, 
in  Deutschland  also  zur  Zeit  zu  den  Anlagen  in  ausländischen  Werten. 

Endlich  ist  weder  zu  ermitteln,  wie  viel  Gewinn  an  spekulativem  Umsätze  ge- 
macht wird,  noch  wie  weit  die  Anlagen  in  Effekten  aus  Kapitalansammlungen  er- 
folgen. Es  ist  daher  auch  nicht  annähernd  eine  völlig  rationelle  Regelung  der 
ßörsensteuer  möglich. 

Man  täuscht  sich  leicht  über  die  Bedeutung  der  Börsensteuer  für 
das  ganze  Steuersystem.  Die  Börsensteuer  läfst  sich  nicht  all- 
gemein und  gleichmäfsig  nach  der  besonderen  Gebühren- 
fähigkeit des  Effektenbesitzes  .regeln.  Wir  heben  dies  mit 
allem  Nachdrucke  hervor,  nur  um  darauf  hinzuweisen,  dafs  das  ge- 
bührenfähige Mobilkapital  in  Form  der  Börsensteuer  weder 
stark,  noch  vollständig, noch  gleich  mälsiggenuggetro  f  f  e  n 
werden  kann.  In  diesen  Hinsichten  verschwindet  die  Bedeutung 
der  „Börseusteuer'*  neben  derjenigen  einer  streng  gere- 
gelten Erbscliafts-  und  namentlich  Gebrauchsbesteuerung; 
denn  die  letzteren  treffen  alle  Arten  von  Mobiliarbesitz,  nicht  blofs  Börsen- 
effekten, jede  Art  ganz,  periodisch,  verhältnismäfsig,  und  überdiefs  ge- 
statten sie,  die  Effekten,  Pretiosen  u.  s.  w.  zu  einem  Vielfachen  an- 
zuschlagen. Man  sollte  daher  über  der  Börsensteuer  die  Erbschaftssteuer 
nicht  vergessen. 

Man  würde,  indem  man  die  letztere  gleichzeitig  einführt,  zwei  grolse  Zwecke 
erreichen:  man  könnte  einen  mäfsigen,  den  Verkehr  erhaltenden  Satzder  Börsen- 
Steuer  ohne  Gefahr  einer  allgemeinen  Begünstigung  des  Mobilkapitals  einräumen, 
und  man  würde  zugleich  beweisen,  dafs  man  bereit  ist,  für  alles  gebührenfähige 
Mobilkapital  gleichmäfsig  Lasten  zu  übernehmen,  dafs  man  also  nicht  blofs  St.  Flo- 
rian gegen  die  Börse  anruft.  Wenige  Worte  genügen,  diese  Auffassung  zu  begründen. 
Eine  Menge  von  Ansammlungen  wird  nicht  in  Rentenpapieren,  sondern 
in  Mobiliar,  Pretiosen,  Häusern  und  Grundstücken  angelegt  oder  im  Speku- 
lationshandel mit  Waren  und  Immobilien  verwertet.  Nur  die  Erbscbafts-  und  Ge- 
brauchsluxus-,  nicht  die  Börsensteuer  bringen  diese  anderen  Formen  zur  Belastung. 

Die  Werteffekten  selbst  kommen   äufserst  ungleich  zum   Umsatz.     Die 
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Nichtspieler  und  ., festen  Hände",  welche  Jahrzehnte  lang  und  länger  ganze 
Kassetten  von  Effekten  an  sich  halten,  sind  zum  Teil  die  gebührenfähigsten  Steuer- 
subjekte, entziehen  sich  aber  der  Effektenumsatzsteuer,  nicht  so  einer  wirklich  mit 
Ernst  gehandhabten  und  auf  alle  Verlassenschaften  ausgedehnten  Erbmassengebühr. 

Die  Erbmassengebühr  überragt  also,  was  die  dem  Publikum  vorschwebenden 
Zwecke  betrifft,  an  Bedeutung  die  ,, Börsensteuer"  ganz  auCserordentlich. 

SteuerTcrschärfung-en.  Auf  die  Steuerquellen  der  Börsengebühr  müssen  wir  noch 
besonders  zu  sprechen  kommen.  Inländische  Einkommen  und  Vermögen  zahlen 
die  Gebühr,  ausländische  nur,  sofern  sie  in  den  inländischen  Effektenverkehr  ohne 
Möglichkeit  der  Überwälzung  eingreifen.  Auf  einer  wirklich  groben  Verkennung 
dieser  Thatsache  beruht  es  daher,  wenn  man,  wie  die  Motive  des  früheren  deutschen 
Entwurfes  sagten,  die  ausländischen  Effekten  deshalb  dem  doppelten  Steuer- 
betrage unterwirft,  „weil  die  sie  ausgebenden  Anstalten  des  Auslandes  nicht  gleich 
den  inländischen  an  den  staatlichen  und  kommunalen  Lasten  Teil  nehmen"  und 
„doch  alle  Vorteile  der  inländischen  Staatseinrichtungen  während  ihres  Umlaufes  im 
Bundesgebiete  geniefsen".  Dieser  Grund  ist  die  Faust  aufs  Auge.  Wenn  der  in- 
ländische Erwerber  ausländischer  Papiere  den  zehnfachen  Preis  bezahlte,  so  wäre 
die  emittierende  ausländische  Anstalt  noch  mit  keinem  Kreuzer  getroffen.  Der 
inländische  Kapitalist  ist  es,  welcher  die  Steuer  trägt,  und  er  genieCst  für  seinen 
Besitz  —  ohne  Unterschied  des  Ursprungs  der  Papiere  —  Staatsschutz  und  „ver- 
gilt" dem  Staate  durch  die  Gesamtheit  seiner  Abgaben.  Es  müfste  eine  durch- 
schnittlich gröfsere  Steuerkraft  des  in  auswärtige  Werte  gesteckten  Geldes  nach- 
weisbar sein,  um  einen  Differentialsteuertarif  der  Börsengebühr  zu  recht- 
fertigen. Das  aber  ist  in  keiner  Weise  nachweisbar.  Die  stärksten  Steuerkräfte 
gehen  oft  mit  Vorliebe  in  inländische  Papiere.  Man  sage  doch  lieber:  die  höhere 
Gebühr  soll  den  Kapitalisten  zur  Anlage  im  Inlande  drängen.  Dann  wird  man  aber 
bald  finden,  dafs  man  ein  untaugliches  Mittel  für  den  eigentlichen  Zweck  ge- 
wählt hat;  denn  25  Pfennige  mehr  auf  1000  Mark  wiegen  den  Reiz  auswärtiger  Pa- 
piere nicht  auf.  Der  Doppelbetrag  fordert  aber  zur  Retorsion  des  Auslandes  heraus, 
und  dann  hat  man  sich  den  für  Notfälle  überaus  wertvollen  auswärtigen  Kapital- 
markt voraus  erschwert. 

Ich  füge  bei,  dafs  auch  bei  der  Effekten emissions Steuer  aus  denselben 
Gründen  der  Doppelbetrag  des  Stempels  für  ausländische  Papiere  sich  nicht  recht- 
fertigen läfst.  Die  Folge  wird  hier  wie  dort  die  sein,  dafs  der  Kapitalist  für  die 
höhere  Steuer  durch  Wahl  „chancenreicherer"  Effekten  aufzukommen  sucht.  Der 
Doppelbetrag  des  Steuersatzes  schreckt  ihn  nicht  ab,  macht  ihn  aber  noch  mehr 
zum  Spieler.  Und  wie  man  die  Doppelbelastung  des  gutgläubigen  älteren  Erwerbes 
an  fremden  Werten  rechtfertigen  will,  ist  gar  nicht  abzusehen. 

Eine  nochmalige  Belastung  der  Rechnungen  über  Lieferungs-  (Termin-) 
Geschäfte  und  Werteffekten,  wenn  letztere  schon  von  der  SchluCssteuer  getroffen,  ist 
ebenfalls  nicht  begründet.  Das  Lieferungsgeschäft  weist  nicht  auf  höhere  Gebühren- 
fähigkeit hin,  als  das  Kontantgeschäft;  vielleicht  wird  im  Jahresdurchschnitte  an 
jenem  weniger  verdient  als  an  diesem.  Die  Spekulation  ist  genügend  getroffen,  in- 
dem sie  für  jeden  ihrer  viel  häufigeren  Umschläge  immer  neu  zahlen  mufs.  Auch 
Lieferungs  vertrage  über  Waren  und  Herstellungen  scheinen  mir  —  um  es  beiläufig 
zu  sagen  —  nicht  allgemein  genug  auf  besondere,  sonst  nicht  getroffene  Einkünfte 
hinzuweisen.  Die  Lieferungsgeschäftsgebühr  wird  auch  offen  oder  verhüllt  (und 
häufig  mit  ganzem  Erfolge)  abgewälzt  werden. 

An  Mitteln  zur  Regulierung-  der  Börsen-  und  Bankumsatzsteuer 
feUt  es  allerdings  nicht.  Für  die  Umsätze  an  der  Hauptbörse  sind  die 
Makler  und  der  Börsenabreclmungssaal  die  Einhebungsorgane.  Der  Handel 
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an  den  Effektensocietäten  kann  jenem  an  den  Börsen  gleichgesetzt, 
d.  h.  beiden  kann  die  Schlufsnote  und  deren  Bestempclung  auferlegt 
werden.  Der  Makler  hat  auf  Grund  des  Journals  der  Börsensteuer- 
behörde seine  Schlüsse  in  vorgedruckten  Formularen  kundzugeben; 
diese  kann  die  Journale  mit  den  Ausweisen  vergleichen.  Direkte 
Schlüsse  ohne  Vermittelung  eines  Maklers  können  einem  höheren  Satze 
unterworfen  werden  und  sind  zwischen  den  Kontrahenten  —  oder 
Bankiers  oder  Privaten  —  durch  gestempelte  Note  zu  vollziehen. 

Es  wäre  den  von  Maklern  vermittelten  Schlüssen  eher  eine  niedrigere 
Gebühr  anzusetzen,  um  den  kontrollierbaren  Verkehr  zu  vermehren,  die  Privat-  und 
Winkelumsätze  aber  zu  vermindern.  Allerdings  ist  dann  auch  allgemeiner  Schlufs- 
schein zwang  notwendig  unter  Kontrolle  der  „Notizbücher"  aller  Spekulanten! 

Der  EmissiODSstempel  —  wird  einmal  bei  der  Ausgabe  der  Papiere  erhoben. 
Wer  zahlt  denselben?  Bei  ScliuldTcrschreibung-en  entweder  der  Schuldner  durch 
Rückwälzung  oder  der  Anlehenszeichner  oder  beide  zusammen.  Wahrscheinlich 
wird  bald  mehr  der  eine,  bald  mehr  der  andere,  je  nach  den  Umständen  der  Emis- 
sionszeit, den  Stempel  tragen,  immer  aber  eher  der  Schuldner  als  der  Gläubiger. 
Nach  der  den  Emmissionsstempel  begründenden  Absicht  der  Steuerpolitik  sollte  aber 
der  Stempel  den  zeichnenden  Kapitalisten  treffen,  sei  es  als  Ansammlungssteuer,  sei 
es  als  ergänzende  Renten-  oder  Vermögenssteuer.  —  Anders  liegt  die  Sache  bei 
Aktien.  Die  Überwälzungsverhältnisse  sind  allerdings  auch  hier  unsicher,  schwan- 
kend und  unberechenbar.  Nur  Emmissionen,  deren  rascher  Umsatz  gesichert  ist, 
sichern  die  Gründer  dagegen,  dafs  an  ihnen  mit  den  Aktienbogen  auch  der  Emmissions- 
stempel hängen  bleibt. 

§  320.  Bestellende  Börsensteuern  (EffeJctenumsatzsteuern).  — 
1.  Deutsches  Reich  (Reichsstempelgesetz  vom  27.  April  1894).  Die 
Abgabe  beträgt:  1.  von  ausländischen  Banknoten,  ausländischem  Papier- 
gelde, ausländischen  Geldsorten,  von  Aktien  und  Aktienanteilsclieinen, 
Renten-  und  Schuldverschreibugen  2/,o  pro  Mille;  2.  von  börsenmälsig 
gehandelten  Waaren  Vio  pro  Mille. 

2.  Die  österreichische  Börsensteuer  (Efifektenumsatzsteuer 
vom  18.  September  1S92,  vergl.  Oesterreichisches  Staatswörterbuch 
Art.  Börsensteuer  und  Gebührengesetz)  ist  eine  Fortbildung  und  Ver- 
vollständigung der  Gebührenbesteuerung  des  Gesetzes  von  1850.  Nach 
ihrer  Veranlagungsweise  ist  sie  keineswegs  dazu  angethan,  besonders 
den  Börsenspielgewinn  zu  treffen. 

Zur  Effektenumsatzsteuer  vom  18.  September  1892  liegt  zur  Zeit  dem  österrei- 
chischen Reichsrate  eine  Novelle  vor,  welche  darauf  ausgeht,  die  bisher  thatsächlich 
begünstigten  Dividendenpapiere  stärker  heranzuziehen  und  die  „Registerpflicht" 
(Steuerselbstbuchnng  der  Steuerpflichtigen)  auszudehnen,  für  Prämiengeschäfte  diese 
Pflicht  sogar  zu  verallgemeinern.  Aus  dem  interessanten  Motivenberichte  geht  her- 
vor, dafs  46  Proz.  der  Umsatzsteuer  allein  durch  das  „Arrangementsbureau"  der  Wiener 
Börse  an  den  Staat  abgetragen  werden. 

§  321.  Die  Coiqwnausgahegehilhr.  —  Die  Stempelgebüiiren  von 
Coupons  —  nicht  zu  verwechseln  mit  den  Kapitalrenten  -  Steuerab- 
zügen am  Coupon  —  sind  bei  mäfsigem  Ansätze  wohl  zu  rechtfertigen. 
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Sie  können  sog-ar  von  den  späteren  Erwerbern  des  Papiers  nicht  amor- 
tisiert, noch  zurückgewälzt  werden.  Sie  belasten  das  Kapital  fort- 
laufend. Endlich  gestatten  sie,  ausländische  wie  inländische  Mobilka- 
pitale fortlaufend  zur  Tragung  der  Staatslasten  heranzuziehen.  Soweit 
positive  Befreiungszusagen  nicht  auch  bezüglich  der  eigentlichen  Cou- 
pongebühr gemacht  sind,  oder  wenn  die  Coupongebühr  für  kurssteigernde 
Finanzreformen  auferlegt  wird,  darf  sie  von  einem  stark  belasteten 
Staatswesen  unbedenklich  augewendet  werden,  wofern  die  Durchführung 
alle  Couponeffekten  allgemein  und  gleiehmäfsig  trifft.  Nur  in  letzterem 
Falle  ist  sie  nicht  abwälzbar  und  nicht  araortisierbar,  worauf  ihre  Vor- 
züge beruhen. 

§  322.  Die  Lombard (/ehühr  —  wird  im  Falle  der  Bescliränkung  auf 
Spekulationsdarlehen  ebenfalls  eine  steuerwissenschaftliche  Rechtfer- 
tigung zulassen,  wogegen  eine  ganz  allgemeine  Leihgebühr  für  alle 
Darlehen,  für  Pachte,  Mieten  u.  s.  w.  grundsätzlich  verwerflich  ist. 
Um  Geld  für  Spekulationen  zu  erhalten,  werden  allerlei  Effekten  und 
Waren  auf  kurze  Zeit  an  Spekulationsdarlehensgeber  als  Faustpfand 
abgegeben.  Der  Schuldner  spielt,  der  Geldgeber  macht  an  Spekulanten 
grofse,  oft  wucherische  Profite.  Beide  sind  daher  für  Darlehen  gebühren- 
fähig, ob  nun  die  Gebühr  am  „Kostgelde"  abgezogen  oder  vom  Schuldner 
getragen  wird. 

§  323.     Der  Frachtbrief-  und  Quittungsstemi^el  (vergl.  §  312,  Anm.). 

V/enn  man  den  Emissionsstempel  und  die  Börsensteuer  nicht  unbedingt  ablehnt, 
so  spricht  doch  alles  gegen  die  Frachtbrief-  und  Quittungsstempel  im  allgemeinen.  Da- 
gegen spricht  der  Mangel  jeder  Schlüssigkeit  des  Steuerobjektes  für  besondere  Steuer- 
kraft, der  Mangel  an  Allgemeinheit  und  die  wilde  Willkürlichkeit  in  der  Auswahl  des  Ob- 
jektes, die  ungeheure  Unverhältnismäfsigkeit  der  Mehrbelastung  der  Kleinumsätze) 
wie  sie  allen  Fixstempeln  anklebt  (10  Pf.  für  die  Milb'on  wie  für  21  M.  Quittungs- 
betrag, 10  Pf.  für  das  kleine  Frachtstück  und  nur  30  Pf.  für  die  Schiffsladung!), 
die  unerträgliche  Klebeplackerei  des  Publikums  und  daneben  die  Miserabilität  des 
Erträgnisses,  die  Bedrohung  zahlloser  geschäftlich  unerfahrener  Hände  mit  der  dra- 
konischen Strafe  des  200fachen  Betrages  für  jeden  vernachlässigten  Zehnpfennig- 
stempel, die  mittelbar  sehr  grofse  Kostspieligkeit  der  Steuer,  die  in  der  Steigerung 
der  Handelsunkosten  über  den  Stempeibetrag  hinaus  sich  äufsert  und  die  "Waaren- 
preise  allgemein  verteuert,  endlich  und  namentlich  das  einseitige  Zurückfallen  der 
Last  auf  die  kleinen  Geschäftsleute  und  auf  alle  kleinen  Konsumenten.  Schlechter 
kann  eine  Steuer  kaum  gedacht  werden,  als  der  Frachtbrief-  und  der  Quittnngsstempel 
sich  darstellen. 

Dagegen  beweist  es  gar  nichts,  dafs  im  Auslande  beide  Stempel  mehrfach  an- 
zutreffen sind.  Sie  bestehen  daselbst  aus  der  Zeit  des  Gebührenfiskalismus  her,  und 
gerade,  weil  dieser  nach  Ausweis  der  fremden  Gebührentarife  noch  einen  ganzen 
Köcher  ebenso  harter  und  verwerflicher  Stempel  im  Vorrat  hat,  sollte  man  sich 
vielmehr  doppelt  und  dreifach  hüten,  ihn  mit  Quittungs-  und  Frachtbriefstempel  den 
ersten  Einzug  halten  zu  lassen.  Das  deutsche  Volk  ist  mit  einer  grofsen  Kriegs- 
schuld, aus  welcher  anderswo  derartige  Schabsteuern  hervorgegangen  sind,  nicht 
überzogen,  und  die  Verschonung  mit  weiterem  Klebefiskalismus  ist  daher  das  Geringste? 
was  es  verlangen  kann.     Man  komme  auch  nicht  mit  der  Behauptung,   dafs  unsere 
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ordentliche,  rationell  ausnützbare  Steuerkraft  bereits  so  erschöpft  sei,  dafs  man  über 
alle  Bedenken  guter  Steuerpolitik  hinwegsehen  müsse.  Das  ist  einfach  nicht  richtig. 
Ganz  abgesehen  davon,  dafs  jede  Art  der  Deckung  des  Mehrbedarfes  durch  rationelle 
direkte  und  indirekte  Steuern  erträglicher  und  weniger  gemeinschädlich  ist,  als  die 
Aufbringung  durch  den  genannten  Stempel  von  relativ  sehr  geringer  Ertragsfähig- 
keit: selbst  für  den  äufsersten  Notfall  würde  es  aufserordentliche  Hülfsmittel  geben, 
die  immerhin  weit  unbedenklicher  wären,  als  diese  beiden  Steuern.  Miquel 
hat  jüngst  die  Wehrsteuer  abgewiesen.  Auch  ich  habe  die  Wehrsteuer  Fachge- 
nossen gegenüber  stets  abgelehnt.  Allein  darüber  ist  doch  kaum  ein  Zweifel,  dafs 
die  Wehrsteuer  als  Werk  der  Steuerkunst  dem  Quittungsstempel  noch  um  Pferde- 
längen voraus  sein  würde. 

Gegen  den  Quittungsstempel  auch  Vocke  und  Schall  (bei  Schönberg). 

§  324.  Deutsche  und  auswärtige  Specialsteuertarife.  —  Bei  der 
Knappheit,  mit  welcher  der  Deutsche  Reichstag  dem  Reiche  bessere 
Steuern  verweigert,  ist  an  eine  alsbaldige  Beseitigung  der  Emissions- 
und Umsatzsterapel  nicht  zu  denken.  Erst  bei  einer  G-rundreform  der 
deutschen  Besteuerung  könnte  davon  die  Rede  werden.  Ein  weiteres 
Fortschreiten  auf  dem  Wege  der  G-ebührengesetzgebung  sollte  aber  bei 
dem  genugsam  gekennzeichneten  Cliarakter  der  bisher  erörterten  Ge- 
bühren- und  Stempel- „Verkehrssteuern'"  ängstlich  vermieden  werden. 
England,  Frankreich,  Oesterreich  sind  keineswegs  als  Vorbilder  anzu- 
sehen. 

Übersicht  über  die  englische,  franzlJsische  und  österreichische  GebUhreu- 
gesetzgrebung'  siehe  in  den  Motiven  zur  deutschen  Quittungs&teuervorlage  von  1894 
(S.  24flf.).  Die  deutsche  Reichsstempelgesetzgebung  nach  ihrem  neuesten  Stande  ist 
zusammengefafst  im  „Reiciisstenipelgesetze"  vom  27.  April  1894. 

5.  Kapitel.    Eine  ßückwii'kuug  der  Oebülireusteuerii. 

§  325.  Die  politische  Seitenvnrkung  der  Gebuhrensteuern.  — 
Der  Fiskalismus  im  Gebührenwesen  erzeugt  den  Nachteil,  dafs  der 
staatliche  Behördenapparat  oft  auf  Kosten  der  ganzen  Stellung  und 
Aufgabe  staatlicher  Ämter  einem  selbst  steuerpolitisch  nicht 
immer  berechtigten  Finauzzwecke  untergeordnet  wird. 

Es  ist  nun  zwar  richtig,  vor  allem  die  Waffen,  über  welche  der  Staat  selbst 
verfügt,  die  Augen,  die  für  seine  Zwecke  wachen,  auch  für  die  Besteuerung  von 
solchen  Elementen  der  Steuerkraft  in  Anspruch  zu  nehmen,  welche  weder  ihre  be- 
sondere Leistungsfähigkeit  selbst  einsteuern,  wie  es  im  Verbrauche  geschieht,  noch 
sonst  findbar  sind.  Solche  Elemente  der  Steuerkraft  können  nur  erfafst  werden, 
wenn  der  Staat  seine  Leistungen,  namentlich  seinen  den  Wohlhabenden  unentbehr- 
lichen Rechtsschutz  durch  die  Gerichte,  Advokaten,  Notare  von  der  vorherigen  Er- 
füllung der  Gebührenpflicht  abhängig  macht,  wenn  er  den  Nachteil  der  strengsten 
Defraudationsstrafen  verhängt,  und  wenn  er  alle  seine  Organe,  selbst  die  zugelassenen 
Advokaten  und  Gemeindebeamten,  zur  Prüfung  aller  Akten  auf  die  Entrichtung  der 
Gebühren  nach  dem  formalen  Ausweise  des  Stempelzeichens  oder  amtlicher  Gebühren- 
vermerke strengstens  verpflichtet.  Wir  begreifen  den  Stempel  als  dauerhaften  An- 
haltspunkt einer  behördlichen  Generalkontrolle.  Wir  begreifen,  dafs  die  Beamten 
für  die  Lässigkeit  in  der  Stempelrevision  der  Urkunden  mit  Ordnungsstrafen  getroflen 
und,   wie  es  in  mehreren  Staaten  der  Fall,   für  die  Stempelhinterziehung  mit  ver- 
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autwortlich  gemacht  werden.  Wir  sprechen  dem  Staate  offen  das  Recht  zu,  seine 
Rcchtspolizeibehördeu,  Gerichte  und  Notariate  zu  Sicherheitsorganen  auch  der  Rechte 
des  Steuergefälles  zu  machen,  die  Verlassenschaftsabhandlung  ausnahmslos  vor  die 
Rechtspolizeistellen  zu  ziehen,  bei  dieser  Gelegenheit  die  genaueste  Aufnahme  der 
Verlassenschaft  zu  pflegen,  Abschriften  für  die  Gebührenbemessungsämter  zu  nehmen, 
alle  Erben  ohne  Ausnahme  auf  die  richtige  Verlassenschaftsangabe  an  Eidesstatt  zu 
verpflichten  und  sie  für  die  Erfüllung  der  einfachen  Gebührenpflicht  auf  eine  Reihe 
von  Jahren  solidarisch  haften  zu  lassen. 

Diese  und  ähnliche  Wafi'en  darf  der  Staat  aber  nur  gebrauchen,  soweit  die 
fraglichen  Steuern  ein  berechtigtes  oder  unentbehrliches  Glied  des  Steuersystems  sind! 
Anders  ist  es,  wenn  der  Richter,  Verwaltungsbeamte  und  Advokat  dem  Publikum 
keine  Dienste  mehr  leisten  kann  und  die  amtliche  Hülfe  unzugänglich  wird,  weil 
die  Gebühren  nicht  zu  erschwingen  sind.  Anders  verhält  es  sich,  wenn  alle  Rechts- 
geschäfte schlechtweg  zu  vergebühren  sind,  selbst  wenn  sie  auf  das  Gegenteil  be- 
sonderer Steuerkraft  hinweisen,  wenn  der  Schuldner,  der  seinen  Besitz  mit  Hypo- 
theken belasten  mijfs,  mehr  als  die  staatlichen  Selbstkosten  des  Eintragungsaktes  an 
Eintragungsgebühr  entrichten  mufs  (direkt  oder  durch  Überwälzung),  wenn  mit  einem 
Worte  der  Zweck  des  Amtes,  die  Rechtssicherheit  und  Rechtshülfe,  einem  schranken- 
losen Fiskalismiis  untergeordnet  wird.  Das  macht  den  Beamten  gehässig,  erschüttert 
das  Ansehen  der  Behörde,  erregt  Unzufriedenheit,  läfst  den  Richter  in  die  Fufs- 
angeln  der  Finanz  treten  und  giebt  ihm  die  unansehnliche  Stellung  des  Steuerhüters. 
Nur  soweit  die  Gebühren  richtige  Steuern  und  als  solche  mit  der  Gerechtigkeit  und 
Umsicht  rationeller  Steuerpolitik  ausgemessen  sind,  werden  sich  diese  Folgen  ver- 
meiden lassen ,  welche  vom  deutschen  Richter  und  Verwaltungsbeamten  doch  sehr 
wohl  zu  überlegen  sind,  bevor  er  sich  zum  Generalsteuerfiskal  machen  läfst.  Man 
verwende  also  die  ganze  Formen-  und  Bekenntnisstrenge  der  Rechtspolizeiorgane 
auf  den  Schutz  der  steuerpolitisch  gerechtfertigten  Gebühren,  namentlich  der  Schen- 
kungs-  und  Verlassenschaftsgebühren ,  aber  man  drücke  nicht  das  ganze  Beamten- 
tum auf  Schritt  und  Tritt  zum  Steueraufseher,  Steuerdenunzianten  oder  gar  De- 
nunziationsgebührennehmer  herab. 

Ein  fiskalisches  Gebührenwesen  demoralisiert  und  belästigt  aber  nicht  blofs  das 
Beamtentum,  sondern  auch  das  Publikum.  Beim  besten  Willen,  alle  Gebühren  zu 
zahlen,  kommt  man  zum  Defraudieren,  wenn  jedes  Rechtsgeschäft  irgend  eine  Ge- 
bühr zahlen  mufs.  Das  ganze  kleine  Publikum  müfste  juristische  Fachbildung  be- 
sitzen, um  einen  Gebührentarif,  wie  den  in  Oesterreich  oder  Frankreich,  ganz  zu 
verstehen  oder  geläufig  zu  handhaben.  Die  Folge  ist,  dafs  man  gleichgiltig  wird. 
Wo  es  nur  immer  wahrscheinlich  ist,  dafs  kein  Beamtenauge  dahinter  kommt,  wird 
die  Gebühr  nicht  entrichtet. 

Der  Fiskus  aber  reagiert  nur  desto  stärker  und  sucht  der  Justizpolitik  den 
Advokaten-  und  Notariatszwang  unter  Entmündigung  und  unter  schweren 
Kosten  der  Parteien  in  weitem  Umfange  aufzudrängen.  Man  beobachtet  es  gegen- 
wärtig in  Deutschland  doch  wohl  nicht  genug,  dafs  die  Neigung  der  französischen 
und  österreichischen  Justizgesetzgebung,  überall  Gerichtsschreiber,  Avoues,  Gerichts- 
vollstrecker, Advokaten  und  Notare  in  den  Verkehr  zwischen  Gericht  und  Publikum 
einzuschieben,  dem  Schalke  des  Fiskalismus  dienstbar  gewesen  ist.  Der  groCse  Ap- 
parat von  Schreiberei,  Formenwesen  und  obligatorischen  Mittelspersonen  im  Gerichts- 
verfahren ist  die  Voraussetzung  der  Durchführung  eines  fiskalischen  Gebührenwesens ; 
der  juristische  ist  dem  fiskalischen  Formalismus  zum  Schemel  geworden.  Die  neuer- 
liche Empfehlung  dieses  Apparates  auch  in  Deutschland  ist  andrerseits  eine  der 
Erscheinungen,  welche  die  Finanzmänner  immer  wieder  in  Versuchung  führen  wird, 
bis  zur  Höhe  des  französischen  Gebührenfiskalismus  sich  zu  versteigen. 
ScHÄTPLE,  steuern,  Besonderer  Teil.  27 
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Der  Staat  ist  aber  auch  genötigt,  gewisse  Privatwirtschaften  unfreiwillig  zum 
Gebühreneinnehmer  zu  machen.  Das  erlaubt  er  sich  gegen  das  ganze  Publikum, 
bofern  er  dieses  in  die  Lage  bringt,  Steuerstempelmarken  zu  kaufen,  aufzukleben, 
ordnungsmäfsig  zu  überschreiben  und  ebenso  eigenhändig  zu  kassieren.  In  höherem 
Grade  zwingt  der  Staat  einzelne  Geschäftsuntern ehraungen,  den  Steuereinnehmer  zu 
machen.  Hat  man  die  Beleihung  der  Wertpapiere  und  Waaren  gebührenpflichtig 
^'emacht,  so  mufs  jede  Lombardbank  ein  ..steueramtliches  Journal"  über  alle 
Lombardierungen  führen,  wie  in  mehreren  Ländern  und  monatlich  das  Gesamtgefäll 
an  die  Staatskasse  nachweisen  und  abführen.  Gleiches  wird  den  Eisenbahn-  und 
Dampfschififahrtsunternehmungen  auferlegt,  wenn  die  Fahr-  und  Frachtkarten,  den 
Versicherungsgeschäften,  wenn  die  Prämieneinlagen  und  Schadenersätze  als  _Rechts- 
ifeschäfte"  gebührenpflichtig  sind.  Dieser  unfreiwillige  und  unbezahlte  Steuerer- 
hebungsdienst der  Privaten  kommt  allerdings  auch  bei  "den  Verbrauchsabgaben  vor, 
derselbe  ist  aber  doch  nur  dann  erträglich,  wenn  ein  berechtigtes  und  bedeutendes 
Finanzinteresse  in  Frage  steht.  Mau  mag  immerhin,  da  die  Spielgewinn-  und  Spiel- 
oinsatzsteuer  begründet  ist,  den  Lotterieunternehraer,  man  mag,  wenn  der  Emissions- 
und Kapitaleinlagenstempel  und  die  Coupongebühr  gebilligt  werden,  die  Gründer 
und  zinspflichtigen  Obligations-  und  Dividendenschuldner  zum  Gebührenerheben 
zwingen.  Aber  man  hüte  sich,  durch  mafslose  Ausdehnung  der  Gebührenpflicht  — 
auf  Grund  des  vielumfassenden  juristischen  Begriffes  der  „Rechtsgeschäfte"  —  alle 
Geschäfte  und  das  ganze  Publikum  zum  Steuereinnehmer  zu  pressen. 

Weiter  kann  der  Erfolg  der  Gebühr  nie  annähernd  vollkommen  sein. 
Je  kleiner  die  Beträge  werden,  um  welche  das  gebührenpflichtige  Geschäft  sich  dreht, 
je  ,.coulanter"  die  kaufmännische  Moral  den  ordentlichen  Rechtsweg  vermeidet,  je 
mehr  die  alltäglichen  Verkehrsakte  des  kleinen  Mannes  gebührenpflichtig  gemacht 
sind,  z.  B.  durch  Rechnungs-  und  Quittungsstempel,  desto  stärker  und  unbefangener 
wird  defraudiert,  desto  gröfser  wird  der  Schaden  der  Demoralisation  sein,  welchen 
der  Gebührentiskalismus  anrichtet. 

Glücklicherweise  begegnet  man  beim  Suchen  nach  Schranken  gegen  die  soeben 
hervorgehobenen  Ausschreitungen  und  Gefahren  des  Gebührenfiskalismus  in  ganz 
und  gar  praktischer  Weise  den  reinen  Grundsätzen  der  indirekten  Besteuerung. 
Man  braucht  nur  die  Masse  der  Rechtsgeschäftsarten  und  die  Masse  der  kleinen 
Erbschaftsobjekte,  sofern  sie  auf  besondere  Steuerkraft  nicht  hinweisen,  als  grund- 
sätzlich gebührenunfähig  auch  gesetzlich  gebührenfrei  zu  machen.  Man  ermittele 
ilagegen  alle  besonders  steuerfähigeu  Gebührenobjekte;  nur  sie,  aber  sie  auch  mit 
aller  Strenge  und  mit  der  ganzen  Stärke  der  weitgreifenden  Macht  des  ganzen  Be- 
hördenorganismus,  —  so  wird  man  die  Masse  der  Leute  von  den  Plackereien  des 
Gebührenfiskalismus  befreien,  das  Geschäft  vereinfachen,  die  Beamtenschaft  vor 
Gehässigkeiten  schützen,  einigen  Ertrag  sichern,  die  besonders  steuerkräftigen,  be- 
reichernden und  aufserordentlichen  Einkünfte  und  Vermögen  aber  treffen  und  die 
Wohlhabenden  moralisch-politisch  zur  Erfüllung  des  noblesse  oblige  erziehen. 

Sechste  Abteilung.    Die  Erbfallsteuern. 

1.  Kapitel.    Wesen  und  Funktion. 

§  .326.  Wesen  und  Berechtigung.  —  Die  Erbfallbesteuerung  ist 
ein  Zweig  derjenigen  Besteuerung,  welcher  von  A.  Wagner  der  Name 
der  „Anfallbesteuerung"  gegeben  worden  ist.  Den  anderen  Zweig  der 
letzteren  bildet  die  Glückfallbesteuerung  (7.  Abteilung),  d.  h.  die  Be- 
steuerung aller  weder  erbgängigen  noch  schenkungsmäfsigen  Gllicksbe- 
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reieherung.  Erb  fall-  und  Glückfallbestenerung  evfafst  Vermögens - 
Zugänge,  welche  nicht  aus  der  Thätigkeit  der  Anfallerwerber  hervor- 
gehen. Es  sind  aufserordentliche,  d.  h.  nicht  fortlaufende  Einkünfte, 
welche  zum  Objekte  der  Anfallbesteuerung  gemacht  werden. 

Die  Anfallbesteuerung  gehört  zur  indirekten  Besteuerung;  wenn 
auch  das  Gesamtvermögen  Grundlage  der  Bemessung  der  Erbschafts- 
steuer ist,  so  ist  es  doch  die  Thatsache  der  Vererbung,  was  die  Be- 
lastung, und  zwar  nur  eine  einmalige  Belastung  veranlafst. 

Im  Wesen  der  Anfallsteuern  liegt  auch  ihre  Berechtignng.  Das 
aufserordentliche  Einkommen  ist  steuerfähig,  nach  Mafs  und  Umständen 
sogar  besonders  steuerfähig,  und  darf  nicht  blofs ,  sondern  soll  der  Be- 
steuerung unterzogen  werden.  Aus  dem  obersten  Grundsatze  der  Be- 
steuerung, nicht  aus  modern  sozialpolitisch  oder  alt  regal  gedachtem 
„Miteigentumsrechte"  des  Staates  ist  die  Berechtigung  der  Anfallbe- 
steuerung abzuleiten.  Ein  solches  Recht  im  Sinne  des  Erbrechtes  giebt 
es  nicht,  aufser  soweit  der  Staat  vom  Anfallserwerbe  letztwillig  oder 
schenkungsweise  einen  Anteil  zugewiesen  erhält.  Fafst  mau  aber  die 
Besteuerung  als  ein  Recht  des  Staates  auf  allgemeinen  und  verhältnis- 
mäfsigen  Anteil  desselben  an  allem  Einkommen  und  Vermögen  auf, 
so  ist  das  zwar  eine  zulässige  Anschauung,  durch  welche  jede  Art  von 
Steuern  Begründung  findet,  aber  ein  Miteigentumsrecht  in  erbrechtlich- 
privatrechtlichem  Sinne  ergiebt  sich  daraus  nicht.  Das  ist  ein  Anteils- 
recht öffentlicher  Art,  aber  ebendeshalb  in  keiner  Weise  eine  „Ver- 
letzung des  Privateigentums".  In  der  Anfallbesteuerung  erfafst  der 
Staat  und  darf  nur  erfassen,  was  steuergTundsätzlich  schon  früher 
hätte  ergTiflfen  werden  dürfen,  und  zu  scharf  soll  man  eben  in  keiner 
Besteuerung  zugreifen,  um  dem  einzelnen  die  Versorgung  seiner  Fa- 
milie zu  gestatten. 

Von  dem  hier  eingenommenen  Standpunkte  ergiebt  sich  aber  auch 
unmittelbar  die  Ablehnung  einer  konfiskatorischen  Gestaltung  dieser 
Steuern.  Keine  Steuer  darf  über  die  verhältnismäfsige  Steuerfähigkeit 
des  Subjektes  und  Steuerbarkeit  des  Objektes  hinausgehen.  „Der  Ab- 
schlufs  des  Intestaterbrechtes  bei  demjenigen  Grade,  bei  dem  der 
Regel  nach  kein  Bewufstsein  und  kein  Gefühl  der  Familiengemeinschaffc 
mehr  vorhanden  ist"  (v.  Miaskowski),  führt  daher  viel  zu  weit  und  ist 
vom  Standpunkte  der  Ablehnung  „staatlichen  Erbrechtes"  überdies 
nicht  folgerichtig.  Bei  steigender  Gradentfernung  kann  man  etwa  eine 
Gradation  der  „Zufälligkeit"  und  daher  auch  der  Steuerbarkeit  an- 
nehmen, aber  der  Anfall  des  ganzen  Objektes  an  den  Staat  geht  hier- 
aus nicht  hervor. 

Benthaji  wird  vielfach  als  erster  Begründer  des  staatlichen  ^ Miterbrechtes" 
angesehen.  Das  war  er  nicht;  er  begründete  die  Einziehung  der  Erbschaft  mangels 
naher  Verwandten  als  Heimfallsrecht. 
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Auch  J.  St.  Mills  Beschränkung  des  Erbrechtes  für  die  sonst  der  Armenpflege 
anheimfallenden  Verwandten  und  auf  das  Ausmafs  der  Zuweisung  des  zum  not- 
wendigen Lebensunterhalte  erforderlichen  Wertes  hat  mit  der  Annahme  eines  staat- 
lichen Miterbenrechtes  nichts  zu  thun.  Das  wäre  die  Beseitigung  der  Möglichkeit 
von  Anfällen  überhaupt,  was  dann  auch  über  den  Erbanfali  hinaus  auszudehnen 
wäre,  aber  nicht  ausführbar  ist. 

Auch  die  „sozialpolitische-  Begründung  einer  Korrektur  der  privat- 
wirtschaftlichen  Vermögens-  und  Einkommensverteilung  ist  besser  aus  dem  Spiele  zu 
lassen.    Es  giebt  auch  für  diese  „Seitenfunktion"   kein  Mafs. 

Privates  Erbrecht  und  das  sogenannte  staatliche  Erbrecht  sind  sich  gegenseitig 
ausscbliefsende  Gegensätze:  entweder  besteht  kein  durch  die  allgemeine  Rechts- 
überzeugung anerkanntes  privates  Erbrecht,  wie  bei  Nichtverwandten  oder  bei  sehr 
entfernten  Verwandten,  im  Mittelalter  auch  bei  auswärtigen  Erben  (jus  albinsigii), 
dann  fällt  die  Hinterlassenschaft  in  ihrem  ganzen  Betrage,  aber  nicht  als  Erbschaft 
sondern  als  herrenloses  Gut  dem  Staate  anheim,  oder  aber  es  besteht  ein  solches 
privates  Erbrecht  und  wird  von  der  allgemeinen  Rechtsüberzeugung  als  AusfluCs  des 
Willens  des  Erblassers  und  seiner  im  Begriffe  des  Eigentums  begründeten  Disposi- 
tionsbefugnisse oder  als  Ausflufs  der  Familiengemeinschaft  anerkannt,  dann  ist  die 
Hinterlassenschaft  kein  herrenloses  Gut,  dann  besteht  keine  Erbfolge  des  Staates, 
sondern  nur  eine  private  Erbfolge.  Der  Staat  kann  in  diesem  Falle  für  Erfüllung 
der  Staatszwecke  Zwangsbeiträge  aus  dem  Privatvermögen  der  Erben  erheben,  er 
kann  dasselbe  besteuern,  aber  er  ist  nicht  Miterbe  (Schall). 

§  327.  Die  FunMion  der  Erb fallhesf euer loig  —  ist  eine  drei- 
fache. Dieselbe  bestellt  1.  darin,  alles  erst  beim  Erblasser  zugewachsene 
Vermögen,  wenn  es  und  soweit  es  nicht  von  der  direkten  Besteuerung  erfafst 
worden  ist,  in  der  Ergänzungsfunktion  der  indirekten  Besteuerung 
nachholend  zutreffen,  2.  darin,  den  Erblasser  dafür,  dafs  er  der  Auf- 
wandbesteuerung durch  Vermögensansammlung  sich  entzogen  und  in 
der  Fähigkeit  der  Ansammlung  hervorragende  Steuerkraft  erwiesen 
hat,  nachträglich  individualisierend  zu  treffen,  3.  darin,  die  Erben, 
welche  eines  aufserordentlichen  Vermögenszuganges  sich  erfreuen, 
voran 8 greifend  teils  in  der  Ergänzungs-,  teils  in  der  Hauptfunktion 
der  indirekten  Besteuerung  verhältnismäfsig  zu  belasten. 

Diese  dreifache  Aufgabe  wird  allerdings  in  befriedigender  Weise 
nur  dann  gelöst  w^erden  können,  wenn  die  nachholende  Besteuerung 
der  Erbmasse  und  die  vorausgreifende  Besteuerung  der  Erben  von  ein- 
ander getrennt,  jene  durch  eine  Erbmassensteuer,  diese  aber  durch 
eine  Erben  Steuer  vollzogen  wird. 

Die  volle  Lösung  wird  weiter  zweierlei  voraussetzen,  einmal,  dais 
an  der  Erbmasse  der  durch  frtihere  Erbschaft  überkommen  gewesene 
und  damals  versteuerte  Teil  jeglicher  Verlassenschaft,  bei  der  Ein- 
steuerung  der  Massengebühr  als  unsteuerbar  auf  Grund  vorgelegter 
Beweise  in  Abrechnung  gebracht  werden  dürfe,  was  den  Erben 
ruhig  zum  Beweis  aufgegeben  werden  kann,  und  zweitens,  dafs  die 
eigenen  Ansammlungen  nicht  schon  als  solche  etwa  als  Sparkassen- 
einlagen,  Versicherungsprämien  u.  s.   w.    getroffen  seien,    da   sie    in 
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diesem  Falle  objektiver  Doppelbesteuerung  unterlägen,  also  von  der 
nachholenden  Erbmassengebühr  milder  behandelt  werden,  müfsten.  Ganz 
darf  die  Abgabe  selbst  in  letzterem  Falle  nicht  verlassen  werden,  da  sie 
ja  nicht  blofs  ergänzend  für  die  direkte  Belastung,  sondern  auch  prinzipal 
bezüglich  der  in  der  stattgehabten  Ansammlung  gelegen  gewesenen  be- 
sonderen individuellen  Steuerkraft  in  Nachholung  zu  wirken  hat. 

Selbstverständlich  wird  die  Erbfallbesteuerung  dann  noch  weiter 
ausgreifen  dürfen,  wenn  die  direkte  Geueralbesteuerung  Lücken  hat, 
wie  vor  allem  in  Frankreich  und  bis  jetzt  in  Oesterreich,  oder  wie  in 
England,  wo  in  der  Staats-,  namentlich  aber  in  der  Kommunalbe- 
steuerung nur  das  „sichtbare  Vermögen"  stark  zu  entsprechender 
direkter  Besteuerung  gelangt.  Doch  lassen  wir  diese  aufser- 
ordentliche  Ergänzungswirkung  der  Erbfallbesteuerung  weiterhin  ganz 
aufser  acht,  nachdem  darauf  in  anderem  Zusammenhange  bereits  Rücksicht 
genommen  ist. 

Es  kann  fraglich  'sein,  ob  und  wie  die^ Gliederung  in  die  Massen-  und  die 
Erben- Gebührensteuer  durchgeführt  werden  soll.  Grundsätzlich  aber  ist  sie  von 
der  hier  vertretenen  Grundauffassung  aus  gefordert,  und  steuertechnisch  ist  sie  an 
sich  nicht  undurchführbar.  Vockes  Bemerkung  ta.  a.  0.,  S.  124)  trifft  mich  nicht, 
da  der  Beweis  der  früheren  Erwerbung  zur  Erlangung  milderer  Behandlung  in  der 
Massengebühr  von  den  Erben  mit  Hülfe  älterer  Teilungsurkunden  praktisch  geführt 
werden  kann,  ihnen  daher  auch  auferlegt  werden  darf.  Die  in  der  Fähigkeit  der 
Ansammlung  gelegen  gewesene,  aber  erst  beim  Erbfalle  sich  offenbarende  (der  Auf- 
wandbesteuerung) entschlüpfte  besondere  Steuerkraft  ist  als  solche,  d.  h.  indirekt 
(in  unserem  Sinne),  noch  nicht  besteuert  gewesen,  kann  also  durch  die  früher  statt- 
gehabte direkte  Besteuerung  nicht'  unstatthaft  gemacht  sein,  wie  Vocke 
S.  125  meint. 

Schon  in  der  ,, Steuerpolitik"  (S.  .511)  sind  wir  zu  dem  hier  festgehaltenen  Er- 
gebnis gelangt:  Besteuerung  der  Portion;  Freilassung  der  kleinen  Erbportionen 
(sowie  kleiner  Geschenke);  'mäfsig  ansteigende  Belastung  der  Descendenten  für 
gröfsere  Erbportionen  und  Geschenksummen,  was  unter  unserem  Gesichtspunkte 
keine  Progressivbesteuerung  des  Einkommens  und  Vermögens,  sondern  Ausdruck  der 
verhältnismäfsigen  Belastung  ungleicher  Stärke  der  individuellen  Steuerkraft  ist; 
Gradation  des  Tarifes  der  Erben-  und  Geschenknehmergebühr  nach  dem  Werte,  und 
zwar^mit  der  Unterscheidung  der  Descendenzerbschaft,  der  Ascendenzerbschaft,  der 
weiteren  Erben  bis  zum  4.  Grade,  der  Erben  über  den  4.  Grad  hinaus,  bezw.  der 
nicht  verwandten  Legatare  und  Geschenknehmer;  mit  jeder  entfernteren  Blasse 
hätte  eine  steiler  ansteigende  Gradation  nach  der  Wertgröfse  stattzufinden. 

Die  Erbschaftssteuer  und  die  allgemeine  TermSg'enssteiier.  Beide  sind 
funktionell  verwandt  und  können  einander  vertreten.  Zur  Erfassung  des  beweglichen 
Vermögens  verdient  die  Erbschafts-  vor  der  Vermögenssteuer  vielleicht  den  Vorzug. 
Es  haben  aber  im  Steuersysteme  auch  beide  nebeneinander  Platz. 

Dafs  die  grofse  Schwierigkeit,  das  bewegliche  Vermögen  mit  derselben  Sicherheit 
zu  erfassen  wie  das  unbewegliche,  der  Erbschaftsbesteuerung  in  höherem  Grade  an- 
klebe, als  einer  ergänzenden  allgemeinen  Vermögenssteuer,  läfst  sich  nicht  erweisen. 
Man  mag  die  allgemeine  Vermögenssteuer  so  streng  und  scharf  regulieren,  wie  man 
nur  immer  kann,  so  werden  die  beweglichen  Fische  dem  Steuernetze  zahlreicher 
und  leichter  durch  die  Maschen  schlüpfen  als  die  unbeweglichen,  namentlich  wenn 
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die  Vermögenssteuerpflichtigen  die  Nachtragskontrolle  der  Erbschaftbesteuerung  nicht 
zu  befürchten  haben.  Bei  der  Erbschaftbesteuerung  hat  der  Staat  unmittelbar  die 
Ermittelung  des  Steuerobjektes  durch  die  Verlassenschaftsgerichte,  und  wenn  er  nach 
schweizerischem  Beispiele  verschärft  verfahren  will,  durch  steuerliche  Obsignation 
oder  „Inventarisation  •  vollständig  in  der  Hand,  und  jedes  Menschenalter  einmal 
läfst  jede  Familie  sich  die  strenge  Ermittelung  viel  eher  gefallen,  als  die  alljährliche 
Prüfung  von  Herzen  und  Nieren  bei  Ermittelung  des  Vermögenswertes  nach  den 
Einkommensquellen. 

Die  allgemeine  Erbschaftssteuer  ist,  was  die  wirtschaftliche  und  die  formale 
Belastung  der  Steuerträger  betrifft,  einer  allgemeinen  Vermögenssteuer  wohl  eher 
überlegen.  Erstere  erhebt  einen  immer  noch  sehr  geringen  Betrag  in  einem  be- 
stimmten Augenblicke,  unmittelbar  bevor  das  Vermögen  ganz  oder  wie  meist  durch 
Teilung  in  neue  Hände  übergeht.  Die  Ermittelung  für  den  Fiskus  erfolgt  mit  vor- 
ausgehender Hülfe  des  „gröfsten  Offenbarers",  des  Todes,  unmittelbar  durch  die  Ge- 
richte und  würde  auch  ohne  Erbschaftssteuer,  nur  vielleicht  nicht  ganz  so  ein- 
dringlich erfolgen.  Die  Prozedur  wiederholt  sich  in  langen  Zwischenräumen,  niemals 
für  das  ganze  Volk  der  Steuerzahler  gleichzeitig,  was  die  Unzufriedenheit  unter  den 
letzteren  gewifs  mindert. 

Für  einen  grofsen  Staat  bietet  die  Gleichmäfsigkeit  der  Einschätzung  der  all- 
gemeinen Vermögenssteuer  in  allen  Gebietsteilen  üljerhaupt  groCse  Schwierigkeiten. 
Zwar  die  unbeweglichen  Werte  und  die  beweglichen  Betriebsmittel  und  Betriebs- 
vorräte lassen  sich  durch  die  Kontrolle  der  Selbsteinschätzung  mit  ziemlicher 
Sicherheit  fassen.  Sobald  es  aber  an  die  Herbeiziehung  der  beweglichen  sog.  Nutz- 
kapitale geht,  welche  dem  Gebrauche,  nicht  dem  Erwerbe  dienen  und  dem  Gebrauche 
60,  dafs  sie  in  fortgesetzter  „Nutzung",  nicht  in  einmaliger  Verzehrung  ihren  Zweck 
erfüllen,  wie  Möbel,  Kleider,  Pretiosen,  Instrumente,  Geräte,  Wagen  und  Pferde, 
Waffen,  Gemälde,  Sammlungen  und  andere  ständige  Luxussachen  aller  Art,  so  be- 
ginnen die  gröfsten  Schwierigkeiten.  Ich  gestehe,  dafs  ich  solange,  als  man  diese 
Gegenstände  nicht  sicher  zu  fassen  vermag,  auf  die  Besteuerung  auch  des  unbeweg- 
lichen Nutzkapitals  lieber  verzichten  würde;  denn  anders  gelangt  man  thätsächlich 
zu  einer  nochmaligen  Begünstigung  des  beweglichen  Vermögens  und  zu  einseitiger 
Belastung  des  in  Grund  und  Boden  und  in  Gebäuden  bestehenden  unbeweglichen 
Nutzkapitals.  Wenn  man  denn  aber  in  einem  Stadium  der  Steuerentwickelung, 
wo  man  trotz  Fortbestandes  der  an  die  Gemeinden  überwiesenen  alten  Ertrags- 
steuern das  Leihkapital  von  einer  besonderen  Kapitalrentenbesteuerung  freiläfst,  die 
Nutzkapitalbesteuerung  dennoch  schon  haben  will,  dann  würde  ich  hierfür  die  Erb- 
schaftsbesteuerung vorziehen;  denn  diese  sichert  unmittelbar  die  vollständige  und 
genaue  Ermittelung,  welche  für  diesen  Vermögensbestand  im  Wege  der  Selbstein- 
schätzung zur  ergänzenden  Vermögensbesteuerung  der  Natur  der  Sache  nach  gar 
nicht  möglich  ist. 

Es  bedarf  jedoch  überhaupt  nicht  der  ausschlie  fsenden  Wahl  dereinen 
der  beiden  Steuern.  Die  Erbschaftssteuer  ist  vielmehr  mit  einer  ergänzenden  all- 
gemeinen Vermögenssteuer  vollständig  verträglich  und  weiteren  Steigerungen  der 
Verzehrungssteuer  auf  notwendigen  Lebensbedarf  sicherlich  vorzuziehen.  Durch 
beide  Steuern  zusammen  kann  man  einmal  mehr  und  auf  erträglichere  Weise  ge- 
wisse Bedarfe  aufbringen,  als  durch  eine  einzige  dieser  Steuern  allein.  Sodann  wirkt 
jede  der  beiden  für  die  andere  als  Stützpunkt  der  Ermittelung.  Das  Ka- 
taster einer  gut  regulierten  allgemeinen  Einkommen-  und  Vermögenssteuer  erleichtert 
für  die  Steuerverwaltung  die  Ermittelung  der  Erbsteuerschuldigkeit;  umgekehrt  ist 
die  Eniiittcliing  der  Erbschatissteuer  nach  dem  Tode  des  Defraudanten  und  gegen- 
über seinen  meist   weder  einzigen,   noch   unter  sich    einigen    Erben    eine  scharfe 
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Waffe  teils  zur  Abschreckung  von  der  Hinterziehung  der  Einkommen-  und  Ver- 
mögenssteuer, teils  zur  Bestrafung  und  Nachholung  wirklich  stattgehabter  Steuer- 
hinterziehungen dieser  Art.  Nach  alledem  bin  ich  des  festen  Glaubens,  dafs  auch 
die  Erbschaftssteuer  kommen  wird,  bei  steigendem  öffentlichen  Bedarfe  sogar 
kommen  mufs. 

2.  Kapitel.    Die  Faktoren  der  Erbscliaftsbesteiierung. 

§  328.  Die  Zuständigheit  —  darf  sehr  wohl  geteilt  werden.  Ins- 
besondere wäre  die  auf  den  Immobiliarerbwert  entfallende  Quantität 
der  Erbmasse  für  die  Massengebühr,  w^enn  nicht  ganz,  doch  teilweise 
der  Gemeinde,  zum  anderen  Teile  dem  Lande  zuzuweisen.  Dagegen 
könnte  die  Erbengebühr  sachgemäfs  entweder  ganz  an  das  Reich  oder 
zu  je  Va  an  das  Reich,  das  Land  und  die  Gemeinde  fallen,  wie  die 
übrige  Glückfallbesteuerung.  Der  dem  Reiche  zugeschiedene  Anteil 
wäre  etwa  zur  Bestreitung  des  wachsenden  Reichszuschusses  zur  Ar- 
beiterversicherung  zu  verwenden. 

Besondere  Schwierigkeiten  liegen  in  der  internationalen  Re- 
gelung der  Steuerzuständigkeit.  Eine  feststehende  völkerrechtliche 
Gepflogenheit  besteht  hierüber  noch  nicht.  Bei  unbeweglichem  Ver- 
mögen entscheidet  für  die  Regel  die  Lage  des  Grundstückes  über  die 
Steuerzuständigkeit,  oder  das  „Prinzip  der  Territorialität",  für  beweg- 
liches Vermögen  der  Ort  der  letzten  wirtschaftlichen  Zugehörigkeit, 
d.  h.  des  letzten  Wohnsitzes,  oder  das  „Prinzip  der  Personalität"  (vgl. 
hierzu  Schall  a.  a.  0.,  §  15).  Würde  die  Erbschaftssteuer  in  eine 
Massen-  und  eine  Erbengebühr  zerlegt  werden,  so  würde  die  Erben- 
gebühr ganz  nur  einer  und  derselben  (Heimats-  oder  Wohnorts-)  Steuer- 
gewalt zuzusprechen  sein;  es  wäre  eine  Erbschaftsanmeldungspflicht 
(wie  in  Hessen)  aufzustellen. 

Die  „Steuerpolitik"  über  die  Erbsteuerzuständigkeit  der  verschiedeneu 
inlüudischeu  Stenerg-ewalten.  Obige  Auffassung  habe  ich  a.  a.  0.,  S.  553  ff.  wie 
folgt  entwickelt:  „Die  Erbschaf ts gebühr  betreffend,  so  würde  die  Unterscheidung 
in  Massen-  und  Erbengebühr  auch  für  die  Zuständigkeit  zur  Erbschaftsbesteuerung 
praktisch  werden.  Der  Ertrag  der  Massen-  wie  der  Erbengebühr  würde,  was  den 
beweglichen  Teil  der  Verlassenschaften  und  Schenkungen  betrifft,  zwischen  dem 
Reiche,  den  Ländern  und  den  Gemeinden  —  etwa  in  Dritteln  —  aufzuteilen  sein. 
Das  bewegliche  Vermögen  entspringt  nicht  lediglich  aus  dem  lokalen  und  provin- 
zialen  Erwerbsleben,  so  dafs  schon  deshalb  dem  Reiche  ein  Anteil  gebührt.  Wenn 
vollends  das  Reich  durch  Zuschüsse  für  ein  obligatorisches  Versicherungswesen  die 
Länder  und  Gemeinden  mittelbar  entlasten  und  damit  das  Familienleben  allgemein 
sichern  würde,  so  würde  ihm  gerade  an  der  Gebühr  aus  der  Mobiliarverlassenschaft 
irgend  ein  Anteil  gebühren.  Ea  hätte  in  sozialpolitischer  Hinsicht  etwas  sehr  Ver- 
söhnendes, wenn  von  den  dem  Reiche  zufallenden  Erbgebührenanteilen  ein  fester 
Betrag  den  eventuellen  Reservefonds  des  Reichsversicherungswesens 
zugeschieden  werden  würde ;  die  sozusagen  organische  Eignung  der  Gebühr  für  diesen 
Zweck  ist  einleuchtend.  (Ein  zweiter  Zuschufs  in  denselben  Fonds  liefse  sich  aus  dem 
Ertrage  der  Verbrauchssteuereinnahmen   ausscheiden,  denn   die  Masse  des  Volkes 
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trägt  zu  letzteren  Steuern  stark  bei.)  —  Andrerseits  gebührt  ein  Anteil  den 
Ländern,  weil  sie  für  die  den  Farailienzweck  mit  erfüllende  Erziehung  und  per- 
sönlicbe  Pflege  einen  weitreichenden  Aufwand  machen.  —  Pen  Gemeinden  ge- 
bührt ein  Anteil,  einmal  weil  sie  für  Armen-,  Schul-  und  Krankenwesen  immerhin 
noch  mit  bedeutenden  Beträgen  aufzukommen  haben,  dann  weil  sie  Mitinteressenten 
einer  sorgfältigen  Ermittelung  der  Objekte  sein^müssen,  damit  die  volle  und  genaue 
Ermittelung  der  Verlassenschaftswerte  gelinge  und  die  Erbsteuer  allmählich  vom 
Pflichtgefühle  der  Bevölkerung  [.unterstützt  werde.  Auch  die  Rückwirkung  dieses 
Anteils  der  Gemeinden  auf  den  Erfolg  der  Renten-  und  Gewerbesteuer  wäre  nicht 
gering  anzuschlagen ;  der  Erbsteuer-  und  der  Rentensteuercrfolg  bedingen  einander. 
—  Den  gröfseren  Gemeinden  fiele  allerdings  am  meisten  zu,  weil  sie  der  "Wohnsitz 
des  Mobilvermögens  sind.  Allein  sie  liefern  ja  eben  das  Objekt,  ihr  Mehranteil  ist 
begründet.  Sie  haben  auch  für  persönliche  Zwecke  der  Bevölkerung,  für  Schul- 
und  Armenwesen  und  Verkehrseinrichtungen,  am  meisten  aufzuwenden.  Sodann  — 
und  hierauf  wäre  Wert  zu  legen  —  schliefst  sich  der  gröfsere  Ertrag  der 
Mobiliarerbsteuer  elastisch  den  entsprechenden  gröfseren  Ausgaben  an;  das  grofs- 
städtische  Finanzsystem  gewänne  an  Beweglichkeit  und  an  Sicherheit  gegenüber  den 
rein  städtischen  Ursachen  der  Gleichgewichtsstörung.  —  An  der  Massen-  und  Erben- 
gebühr vom  unbeweglichen  Teile  der  Verlassenscbaften  und  Schenkungen  wäre 
dem  Reiche  kein  Anteil  zu  gewähren.  Der  Immobiliarbesitz  ist  wesentlich  durch 
Landes-,  Bezirks-  und  Kommunalausgaben  gefördert,  trägt  provinzial- lokalen 
Charakter  in  seiner  Bewegung  und  Entwickelung.  An  dieser  Gebühr  wäre  etwa  die 
Hälfte  der  Ortsgemeinde,  ein  Viertel  der  Bezirks-  und  das  letzte  Viertel 
der  Landeskasse  zuzuweisen.  Die  gröfseren  Gemeinden,  in  welchen  auch  ein  be- 
sonders wertvolles  Immobiliarvermögen  liegt,  würden  eine  besonders  ergiebige  Finanz- 
quelle zugewiesen  erhalten,  aber  in  ganz  gerechter  Weise  und  mit  derselben  günstigen 
Folge  einer  dem  Kommunalbedarfe  folgenden  Beweglichkeit  des  Ertrages,  wie  solche 
soeben  bezüglich  des  Mobiliarverlasseuschaftsanteils  bemerkt  worden  ist.  Die 
Wirkung  dieser  Zuweisung  würde  das  dauernde  Gleichgewicht  der  dreierlei  Haus- 
halte mächtig  sichern  helfen." 

§  329.  Die  siibjeliire  und  die  ohjeMive  Steuerpfiiclü.  —  Mit  beiden 
GebüLren  ■v^'ä^e  formell  zwar  die  Erbmasse  zu  belasten.  Thatsächlich 
wäre  sowohl  der  in  der  ungeteilten  Erbmasse  als  Vermögenssubjekt 
fortlebende  Erblasser  für  stattgehabte  Kapitalansammliing,  dagegen 
jeder  Erbe  für  die  Bereicherung,  die  ihm  zufällt,  zu  erfassen;  das  ist 
nach  der  hier  vertretenen  Grundauffassung  gefordert  und  kann  durch 
Kombination  einer  Masse-  mit  der  Erbengebühr  auch  folgerichtig  durch- 
geführt werden. 

Objekt  wäre  der  ganze  reine  Verlassenschaftswert.  Die  Nicht- 
gestattung  des  Abzuges  der  Schulden  bei  der  Steuerbemessung  (Oester- 
reicli,  Frankreich)  läfst  sich  in  keiner  Weise  rechtfertigen;  sie  ist  Be- 
steuerung negativer  Werte. 

Es  ist  koiii  Grund  vorhanden,  das  bewegliche  Vermögen  weniger 
stark  zu  belasten  als  das  unbewegliche.  Eher  ist  das  Umgekehrte 
nötig,  da  das  bewegliche  Vermögen  zuvor  der  direkten  und  der 
Aufwandbestcucrung  sich  eher  stark  entzogen  haben  wird,  als  das  un- 
bewegliclic.  England  hat  in  seiner  neuesten  Erbfallbesteuerung  das  be- 
wegliche Vermögen  ganz  rationell  gleich  belastet,  und  zwar  zu  Gunsten 
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der  Selbstver^valtungsköi'per,  deren  Eigenbestenerung  in  England  zu  ein- 
seitig nur  auf  das  sichtbare  Vermögen  ausgeht. 

Steuerfreies  Minimum.  Als  objektiv  steuerbar  sind^kleine 
Erbmassen  und  kleine  Erbteile  nicht  anzusehen.  Sie  offenbaren 
nur  in  sehr  geringem  Grade  nachträglich  anzufassende  Steuerobjekte 
und  geben  zur  Verlugung  in  unmittelbarem  Eigentum  oft  nicht  mehr,  als 
was  der  Erbe  von  dem  Familienvermögen  mittelbar,  d.  h.  durch  den 
Erblasser  zu  nutzen  bekam;  wenigstens  der  Leibeserbe  und  Ehegatte 
sollten  eines  erbsteuerfreien  Minimums  teilhaftig  werden.  Das  steuer- 
freie Erbmassen-  und  Erbteilminimum  schont  auch  das  jetzige  empfindliche 
Familiengefühl  der  Mehrzahl  des  Volkes.  Die  genaue  Durchführung 
rationeller  Erbbesteuerung  wird  desto  leichter  und  annähernd  zu- 
ti-effender,  je  höher  das  freie  ^Erbminimum  gegriffen  wird.  Analog 
treffen  für  letzteres  alle  Gründe  zu,  welclie  bei  den  direkten  General- 
steuern für  das  Existenzminimum  sprechen.  Ein  absolutes  giltiges  Mals 
giebt  es  dafür  nicht.  Für  die  Massengebühr  wird  der  Kapitalwert  des 
Einkommens  einer  Arbeiterfamilie,  für  die  Erbenbesteuerung  dieses  Ein- 
kommen selbst  den  ungefähr  richtigen  Betrag  ergeben,  welcher  jedoch 
aus  politischen  und  steueradministrativen  Gründen  auch  wird  über- 
schritten werden  dürfen. 

Das  einzige  Bedenken  der  Gleichmäfsigkeit,  betreffend  die  häufigere  Belastung 
der  Klassen  geringerer  mittlerer  Lebensdauer  (von  v.  Inama-Ster>-egg  an 
der  österreichischen  Statistik  nachgewiesen),  wird  durch  ein  freies  Erbminimum  von 
höherem  Betrage  und  durch  den  Progressivsteuerfufs  (§  330)  beseitigt. 

Schenkungen.  Wie  der  Erbfall,  ist  auch  die  Schenkung  zu 
behandeln.  Liefse  man  letztere  frei,  so  würde  eine  Masse  von  Ver- 
mögen der  Erbfallbesteuerung  entzogen  werden,  indem  die  Erblasser 
den  Ihrigen  einen  Teil  des  Vermögens  schenkungsweise  voraus  zu- 
wenden würden.  Für  Schenkungen  unter  Verwandten  wenigstens  ist 
die  Schenkungssteuer  das  unentbehrliche  Seitenstück  zur  Erbschafts- 
steuer, während  man  andere  Schenkungen  bei  der  Zartheit  der  dabei 
in  Betracht  kommenden  persönlichen  Beziehungen  wird  freilassen  müssen. 
Steuereidliche  Deklaration  der  sämtlichen  Personen,  welche  ab  intestato 
zur  Erbschaft  berufen  sind  oder  sein  würden,  dahin  gehend,  dals  sie 
Schenkungen  im  Gesamtwerte  über  das  Erbminimum  hinaus  zu  Leb- 
zeiten des  Erblassers  nicht  empfangen  haben,  Anmeldung  gröfserer 
Geld-  und  Xapitalwertgeschenke  unter  Verwandten  im  Enregistrement, 
Ungültigkeit  uneingetragener  Geschenke  dieser  Art,  Anfall  solcher 
Geschenke  an  die  Miterben  u.  dgl.  lassen  sich  als  Mafsregeln  der 
Sicherung  der  Schenkungsteuern  anwenden;  Hoffnung  auf  vollen  Ein- 
gang geben  freilich  auch  sie  bei  dem  heutigem  Stande  der  Steuer- 
moral nicht. 

Die  Scheuknngssteuer  in  Deutschland  (nach  Schanz).  —  Die  eine  Staaten- 
gruppe, welche  aus  Sachsen-Weimar.  Schwarzburg-Eudolstadt,  Waldeck.  Mecklen- 
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burg-Strelitz,  Hamburg,  Reufs  ä.  L.  und  Sacbsen-Meiningen  sich  zusammensetzt, 
besteuert  Schenkungen  unter  Lebenden  überhaupt  nicht;  die  zweite  Gruppe,  zu 
welcher  die  Staaten  Preufsen,  Sachsen,  Bayern,  Elsafs-Lothringen.  Lübeck,  Sachsen- 
Coburg-Gotha,  Keufs  j.  L.,  Anhalt,  Braunschweig,  Lippe- Schaumburg.  Mecklenburg- 
Schwerin,  Lauenburg  gehören,  knüpft  die  Besteuerung  der  Schenkungen  unter  Le- 
benden an  deren  Beurkundung  und  kleidet  dieselbe  in  die  Form  einer  Stempelabgabe 
bezw.  einer  Gebühr;  die  dritte,  aus  ^N'ürttemberg,  Schwarzburg-Sondershausen  und 
Bremen  gebildete  Gruppe  besteuert  den  Rechtsakt  der  Schenkung  unabhängig  von 
deren  Beurkundung,  und  die  vierte  Gruppe,  zu  welcher  Baden,  Hessen,  Sachsen- 
Altenburg,  Oldenburg  und  Lippe-Detmold  zählen,  hat  ein  gemischtes  System  aus- 
gebildet. Daneben  besteben  die  gröfsten  Verschiedenheiten  über  die  Höhe  der  Steuer; 
namentlich  ist  hier  wichtig,  ob  die  Schenkungssteuer  auch  nach  Verwandtschafts- 
ffraden sich  abstuft,  ähnlich  der  Erbschaftssteuer,  wie  es  in  Preufsen,  Württemberg. 
Hessen,  Oldenburg,  Bremen,  Sachsen- Altenburg,  Reufs  j.  L.,  Lippe-Detmold,  An- 
halt-Dessau, Schwarzburg-Sondershausen  und  Lippe-Schaumburg  geschieht.  Je  nach 
der  Aasbildung  der  Schenkungssteuer  wird  sich  für  das  einzelne  Land  entscheiden, 
ob  es  bei  seiner  Einkommensteuer  sagen  kann  und  will:  Schenkungen  bleiben  frei, 
weil  ich  die,  welche  ich  besteuert  wissen  will,  schon  genügend  getroffen  habe,  oder 
ob  es  davon  wieder  Ausnahmen  zu  machen  für  nötig  findet. 

Erbfiillbesteueruu?  nur  der  grijfsereu  Beträfe  nach  der  Portion  ist  als 
Forderung'  der  „Gerechtigkeit"  neuerdings  auch  mit  Rücksicht  darauf  gefordert, 
dafs  die  ärmeren  Klassen  kinderreicher  sind  und  kurze  Generationsdauer  besitzen. 
Vergl.  z.  B.  die  Nachweisungen  von  Inama-Sternegg  in:  -Kern-  und  Zeitfragen- 
II  465  ff. 

Ausschliefsende  Besteuernng  der  Erbportion.  -  In  Elsafs-Lothringen  ist 
durch  Gesetz  vom  12.  Juni  1SS9  die  französische  Erbschaftsbesteuerung  beseitigt. 
Steuerobjekt  ist  der  Betrag,  um  welchen  der  Erbe  reicher  wird.  Die  De- 
scendenten  sind  steuerpflichtig  geblieben.  Die  Steuerzuständigkeit  richtet  sich  für 
das  unbewegliche  Vermögen  nach  der  Lage  (-Territorialitätsprinzip"),  für  das  be- 
wegliche Vermögen  nach  dem  letzten  Wohnsitze  des  Erblassers  („Personalitäts"- Be- 
steuerung). 

Eine  der  Erbschaftsbesteuerung  eigentümliehe  Erscheinung  objektiver 
Steuerpflicbtist  das„Gebübrenäquivalenf '.  Xicbtphysische  Personen 
von  dauerndem  Bestände  bringen  ihr  Vermögen  nicht  in  den  Evbgang. 
Die  Besteuerungsgrundsätze  heischen,  dafs  solche  Personen  hierfür  eine 
Ansgleichungsabgabe  zahlen,  welche  ..Gebührenäquivalent'',  Taxe 
von  der  toten  Hand  genannt  -wird.  Diese  Ausgleichungsabgabe  wird 
für  die  Regel  nur  vom  unbeweglichen  Eigenturae  erhoben,  wenn  die  be- 
treffenden Gesetze  nicht  den  Entgang  der  Erb-,  sondern  der  Immobi- 
liarumsatzsteuer  hereinbringen  wollen;  vom  Standpunkte  des  Erbsteuer- 
äquivalents ist  die  Freilassung  des  beweglichen  Vermögens  vom  Gebühren- 
äquivalent nicht  begründet. 

Bayern  alle  2o  Jahre  mit  1  Proz.  vom  Immobiliai-vermögen  ohne  Abzug  der 
Schulden.  —  Oesterreich  alle  10  Jahr  mit  3  Proz.  vom  unbeweglichen  Vermögen, 
1  V*  von  Aktien,  V*  vom  Werte  beweglicher  Sachen.  —  Frankreich  hat  eine  Be- 
freiungstaxe vom  Reinertrage  in  Form  einer  Grundsteuerquote.  —  Italien  1'/ö 
und  4*/5  von  den  Einkünften. 

Das  (isterreichische  GebQhrenii«iuiTaleut.  Alle  10  Jahre  2  Proz.  vom  Werte  des 
rentetragenden  Realvermögens  der  Gemeinden,  Kirchen,  Stiftungen   und  geistlichen 
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Beneficien.  Durch  das  Gesetz  vom  13.  Dezember  1862  ausgedehnt  und  nunmehr  im 
Aequivalent  der  Prozentualgebühr  aasgedehnt  auf  alles  Vermögen,  nicht  blofs  das 
rententragende,  und  auf  alle  Korporationen  und  Gesellschaften  mit  3  Proz.  vom  Brutto- 
werte  des  unbeweglichen  und  1  Y^  Proz.  vom  Reinwerte  des  beweglichen  Vermögens ; 
Aktiengesellschaften  (weil  deren  Aktien  der  Erbgebiihr  verfallen)  1  ^2  Proz.  vom  Werte 
des  unbeweglichen  Vermögens. 

Britische  Körperschaftssteuer.  Wiederholt  ist  in  England  die  Besteuerung 
körperschaftlichen  u.  dergl.  Vermögens  und  Einkommens  erwogen  worden,  oder  eine 
Besteuerung  des  Vermögens  „der  toten  Hand",  zugleich  als  Ersatz  der  hier  ent- 
gehenden Erbschafts-  und  Besitzwechselsteuern.  Ein  Anfang  mit  dieser  Steuer  wurde 
Jüngst  gemacht.  Man  unterwirft  das  (reine)  Einkommen  der  Körperschaften  u.  s.  w. 
einer  fünfproz.  Jahressteuer.  Da  aber  der  weitaus  gröfsere  Teil  des  Vermögens  und 
Einkommens  solcher  Körperschaften  gesetzlich  steuerfrei  blieb,  weil  und  soweit  er 
öffentlichen  und  religiösen,  Wohlthätigkeits-,  Erziehungszwecken  dient  oder  für  be- 
stimmte gesetzlich  vorgeschriebene  Korporations-Zwecke  verwendet  wird,  fällt  nur 
ein  kleiner  Teil  der  Korporationen  u.  s.  w.  und  ihres  Einkommens  unter  die  neue 
Steuer.  Das  Einkommen  der  Erwerbsgesellschaften  aller  Art  fällt  unter  die 
Einkommensteuer  mit.  Aber  eine  Ersatzsteuer  für  die  entstehenden  Erbschafts- 
steuern und  Besitzwechselabgaben  dieser  Gesellschaften  fehlt  noch.    (A.  Wagner.) 

Das  französische  Erbschaftssteueräquivalent  für  Güter  zur  toten  Hand 
<taxe  sur  les  biens  de  mainmorte)  —  ist  zwar  als  Erzeugnis  der  Politik  (2o.  Februar 
1849)  ins  Leben  getreten,  aber  als  Ausgleichungsabgabe  der  Registerabgaben  für  den 
Mobiliarbesitzwechsel  wohl  begründet,  daher  auch  beibehalten  und  seit  dem  Kriege 
bis  1884  von  62,5  Proz.  des  Grundsteuerhauptsatzes  (Prinzipal)  auf  87,5  Proz.  des- 
selben gesteigert  worden. 

Die  Steuer  trifft  nur  den  Immobiliarbesitz,  ist  also  ähnlich  dem  Enregistrement 
eine  unvollständige  und  ungleichmäfsige  Besteuerung.  Ihre  Ausgestaltung  zum  Er- 
tragssteuerzuschlage  hat  alles  gegen  sich,  was  an  der  französischen  Grundsteuer 
tadelnswert  ist.  Sie  trifft  auch  die  weltlichen  Korporationen  (Departements,  Gemeinden, 
Hospitäler),  diese  sogar  bei  ihrem  gröfseren  Grundbesitze  stärker  als  die  ..autorisierten 
Kongregationen!  (Die  Gemeinden  91  Proz.  aller  derartigen  Grundstücke.)  1895: 
Zuschläge  zu  dieser  Mainmorte -Abgabe. 

§  330.  Die  Erhfallsteuerlast  —  Die  Erbfallbesteuerung  ist  dem 
Erblasser  gegenüber  eine  nachgeholte  ergänzende  und  individualisierende, 
in  die  Form  der  Vermögensbesteuerung  gekleidete  Belastung,  den  Erben 
gegenüber  eine  Belastung  aufserordentlicher  Einkünfte. 

Doppelte  Progressivbesteuerung.  Bei  der  Belastung  raufs 
man  nun  unterscheiden  zwischen  der  Progression  nach  der  Gröfse  der 
Erbmassen  und  der  Erbteile  einer-  und  zwischen  der  Progression  nach  dem 
Verwandtschaftsgrade  andererseits.  Beide  Momente  fallen  nicht  zusammen. 

Was  die  blofse  Rücksicht  auf  die  Gröfse  der  Masse  und  der 
Erbteile  betrifft,  so  ist  es  begründet,  dafs  mindestens  dieselben  Steuer- 
sätze angewendet  werden,  wie  bei  den  beiden  grofsen  direkten  General- 
steuern. Wenn  daher  letztere  progressiv  angelegt  sind,  müssen  auch 
die  Erbfallsteuern  so  angelegt  werden.  Sie  müssen  es  selbst  dann, 
wenn  die  direkten  Steuern  nicht  progressiv  geregelt  sind,  denn  die 
Erbfallbesteuerung,  namentlich  die  Erbengebühr  hat  nicht  blofs  in  der 
Funktion  der  nachträglichen  und    vorgreifenden  Belastung  der  aufser- 
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ordentlichen  Einkünfte  zu  wirken,  welche  sich  der  direkten  Besteuerung 
mehr  oder  weniger  entzogen  haben,  beziehungsweise  der  ordentlichen 
direkten  Besteuerung  der  Erben  schon  im  Jahre  nach  dem  Erbanfalle  ent- 
ziehen werden,  sondern  auch  in  der  Grundfunktion  der  indirekten  Be- 
steuerung, die  in  der  stattgehabten  Ansammlung  sich  offenbarende  be- 
sondere Steuerkraft  des  Erblassers  nachträglich  und  die  durch  die  Berei- 
cherung geschaffene  Steuerkraft  des  Erben  einmalig  vorgreifend  zu 
belasten.  Hiernach  ist  es  wohl  begründet,  wenn  in  solchen  Ländern, 
welclie  für  die  direkte  Besteuerung  keine  Progression  haben  (England), 
die  Erbsteuersätze  über  die  Steuersätze  der  ordentlichen  direkten  Steuern 
—  vom  Verwandtschaftsgrade  abgesehen  —  hinausgreifen. 

Die.  andere  Bemessung,  diejenige  nach  dem  Verwandtschaftsgrade, 
wird,  wie  folgt,  zu  beurteilen  sein.  Für  die  nachträgliche  Belastung 
der  Masse  durch  eine  Massengebühr  kommt  der  Verwandtschaftsgrad 
überliaupt  nicht  in  Betracht,  wohl  aber  für  die  Bereicherungsbelastung 
der  Erben,  für  die  Gestaltung  der  Erbengebühr.  Ein  zweites  Moment 
progressiver  Belastung  hat  hier  zur  Geltung  zu  kommen. 

Zwar  ist  die  Ansicht  vertreten,  dafs  dem  Gradunterschiede  der  Ver- 
wandtschaft —  der  Testamentserbe  wäre  wie  der  entfernteste  Verwandte 
zu  behandeln  —  gar  keine  Rücksicht  geschenkt  werden  solle,  der  nächste 
Leibeserbe  daher  in  der  Erhengebühr  so  scharf  anzulegen  sei,  wie  der 
entfernteste  Seitenverwandte;  Einkommen  sei  Einkommen,  Vermögen 
sei  Vermögen  für  den  Steuerfiskus,  wie  es  auch  mit  der  Verwandt- 
schaftsbeziehung zum  Erblasser  sich  verhalten  möge.  An  dieser  An- 
sicht ist  etwas  Richtiges,  sofern  sie  die  Freilassung  der  Leibeserben 
von  jeder  Steuer  bekämpft  und  die  Steuer  des  erbgängigen  Vermögens- 
zuwachses auch  für  Leibeserben  nicht  minimal  bemessen  sehen  will; 
das  Erbteil  ist  für  jeden  einmaliges  aufserordentliches  Einkommen,  be- 
sonders reiche  Erbteile  geben  aufserordentliche  Steuerkraft  auch  den 
Leibeserben.  Die  Miniraalbelastung  von  2  bis  3  Proz.  unter  Freistellung 
eines  steuerbaren  allgemeinen  Erbminimums,  wie  es  bereits  vertreten 
ist,  und  das  alsbaldige  starke  Ansteigen  des  Steuersatzes 
sclion  für  die  ersten  Grade  der  Seitenverwandtschaft  lassen 
sich  m.  E.  mit  zureichenden  Gründen  nicht  ablehnen. 

Die  Beseitigung  aller  Steuerprogressiou  aus  dem  Titel  der  wach- 
senden Verwandtschaftsentfernung  ist  m.  E.  demnach  nicht  begründet. 
Was  den  Desceudenten  zukommt,  i.st  Familienvermögen,  auf  welches 
hin  sie  erzogen  und  der  standesmäfsigen  Lebenshaltung  nach  ange- 
wiesen sind,  für  welches  sie  an  Stelle  des  Erblassers  treten,  auf 
dessen  Zufallen  sie  in  gewissem  Mafse  müssen  rechnen  können,  wäh- 
rend für  die  Seitenverwandten  der  Erbanfall  aufserordentlicher  Glückszu- 
fall ist,  auf  welchen  sie  auch  als  Familienglieder  zu  rechnen  kein  be- 
gründetes Anrecht  haben,  und   auf  welchen   hin  sie   auch   gar  nicht 
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erzogen  und  zum  Aufwand  veranlafst  werden  sollen.  Daher  ist  eine 
mäfsigere  Belastung-  der  Leibeserben,  desgleichen  des  verwittweten  Teiles 
gewifs  gerechtfertigt.  In  der  Degression  des  allgemeinen  Erbsteuer- 
satzes zu  Gunsten  der  Descendenteu  und  des  überlebenden  Ehegatten, 
nicht  im  Heimfalle  an  den  Staat  läfst  sich  das  „Anstöfsige"  einer  hohen 
Belastung  des  Erbanfalles  an  die  Nächsten  vollauf  berücksichtigen. 
Aber  schon  der  erste  Grad  der  Seitenverwandtschaft  (Geschwister) 
wäre  kräftig  anzufassen  und  darüber  hinaus  der  höchste  Satz  zur  An- 
w^endung  zu  bringen.  Den  Leibeserben  gegenüber  darf  man  nach 
dieser  Auffassung  äufsersten  Falles  nur  soweit  gehen,  dafs  ein  nach 
der  Gröfse  der  Verlassenscliaft  gestaffeltes  Erbteilmini- 
mum, welches  seinem  Erziehungs-  und  Familienstandard  entspricht, 
dem  allgemeinen  Erbsteuersatze  nicht  unterworfen  wird. 

So  steuerkräftig  alle  gröfseren  Erbmassen  und  Erbteile  sind,  so 
sehr  mufs  man  aus  denselben  Rücksichten,  wie  bei  der  direkten  Be- 
steuerung im  Progressivsteuerfufse  mafshalten.  Einmal,  weil  keine 
Steuer  das  Objekt  ins  Ungemessene  hinein  verschlingen  darf,  dann  aber 
und  aus  praktischen  Gründen,  um  dieser  Steuer  dieselbe  Beweglich- 
keit zu  bewahren,  wieder  allgemeinen  Einkommensteuer,  mit  welcher 
zusammen  sie  die  Grundfunktion  der  Bewahrung  des  Finanz- 
gleichgewichts durch  jährliche  Fehlbetragsdeckung  und 
länger  befristete  Schuldentilgung  zu  vollziehen  hat  und  zu 
vollziehen  vorzüglich  geeignet  ist. 

Ein  dritter  Grund  für  umsichtiges  Mafshalten  ist  der,  zu  verhüten, 
dafs  die  bewegliclie  Habe  der  Besteuerung  sich  entziehe  und  das  un- 
bewegliche Vermögen  nicht  mittelbar  einseitig  belastet  werde.  Ein 
Steuersatz  von  8  bis  10  Proz.  im  ganzen  dürfte  nach  heutigen  Verhält- 
nissen als  grundsätzlich  und  praktisch  zulässiges  Höchstmafs  unter  De- 
gression auf  4  bis  5  Proz.  für  erbende  Geschwister  und  von  1  ','2  bis  3  Proz. 
für  die  Kinder  und  den  Ehegatten  sich  darstellen.  Und  auch  zu  diesem 
Höchssatze  wird  eine  kluge  Steuerpolitik  sich  nur  langsam  erheben;  es 
gilt,  die  wohlhabenden  Klassen  zur  Erfüllung  der  Steuerpflicht  zu  erziehen. 
Hohe  Strafen,  welche  ja  bis  zur  Konfiskation  so  wohl  begründet  sind,  wie 
im  Zollwesen,  und  ausnahmsloses  Eingreifen  des  Staates  durch  die  Tei- 
lungsbehörden unter  amtlichem  Verschwiegenheitseide  thun  es  allein  nicht. 

Nach  der  obigen  Begründung  ergiebt  sich  lediglich  aus  der  Anwen- 
dung der  Grundsätze  der  Besteuerung  eine  ergiebige  Gestaltung  der 
Erbfallbesteuerung.  Anderer  BegTündungen  bedarf  es  hierzu  nicht.  Die- 
selben ergeben  auch  nirgends  ein  sicheres  Mafs.     (§  392.) 

3.  Kapitel.    Die  bestehende  Erbfallbesteuerung. 

§  331.  In  Deutschland  und  in  Oesterreich.  —  l.  Deutschland. 
Die  gröfseren  deutsehen  Staaten  haben  in  den  letzten  Jahrzehnten  die 
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Erbfallbesteuerung'  neu  geordnet;  doch  hat  bis  jetzt  keiner  derselben 
die  Descendeutenhesteuerung  eingeführt;  mit  Ausnahme  von  Elsafs- 
Lotliringen,  welches  im  Gesetze  vom  12.  Juli  18S9  seine  alte  französische 
Erbschaftsbesteuerung  beseitigt  hat,  besteht  zur  Zeit  noch  überall  blofse 
^Kollateralbesteuerung". 

Preufsen:  Gesetz  vom  30.  Mai  1873.  Sachsen:  Gesetze  vom  13.  November 
1ST6  und  9.  März  ISSO.  Bayern:  Gesetz  vom  18.  August  1S79.  Württemberg: 
Gesetze  vom  24.  März  1S81  und  :^.  April  1SS5.  Hessen:  Gesetz  vom  3ü.  August  1884. 
Baden:  Finanzgesetz  vom  18.  März  ISSo.  Braunschweig:  Gesetz  vom  lu.  Juni  1892. 

In  Deutschland  ist  die  Erbschaftssteuer  mit  obiger  einziger  Ausnahme  von  Elsafs- 
Lothringen  überall  KoUateralsteuer  mit  Steuerbefreiung  für  Descendenten,  meist 
auch  für  Ascendenten.  Doch  sind  Eltern,  Grofseltern  und  weitere  Ascendenten 
steuerpflichtig  in  Bayern  (4—6  Proz.).  Hessen  (4  —  5  Proz  ),  Württemberg  (2  bezw.  3 
Proz.i,  Hamburg  |2V'2  Proz.);  wenigstens  die  Grofseltern  und  weitere  Ascendenten 
werden  ebenfalls  herangezogen  in  Baden  und  in  Sachsen- Altenburg  |4 — 6  Proz.);  auch 
die  Ehegatten  sind  in  Deutschland  meist  ebenfalls  von  der  Erbschaftssteuer  befreit, 
hier  jedoch  mit  Ausnahme  von  Lauenburg  (1  Proz.),  Baden  (l'^s  Proz.),  Sachsen- 
Coburg-Gotha  ( I  Proz.  von  Wittwern),  Schwarzburg-Sondershausen  (3  Proz.) 

Keine  Progression  nach  Verwandtschaftsgraden  findet  statt  in  Schwarzburg- 
Sondershausen  mit  seinem  einfachen  Steuersatze  von  3  Proz.,  ferner  im  Herzogtum 
Lauenburg,  welches  aufser  dem  Steuersatze  von  1  Proz.  für  Ehegatten  nur  noch  den 
Steuersatz  von  b  Proz.  für  die  übrigen  steuerpflichtigen  Erbfälle  kennt.  Abgesehen 
von  diesen  Ausnahmen  sind  die  deutschen  Erbschaftssteuern  Progressivsteuern  mit 
Progression  nach  Verwandtschaftsgraden,  mit  dem  Höchstbetrage  für  entfernte  Ver- 
wandte (Seiten verwandte  vom  7.  Grade  at)  und  Nichtverwandte  bis  zu  10  Proz. 
Die  höchsten  Sätze  von  10  Proz.  erheben  in  Deutschland  Baden,  Hamburg  und 
Lübeck. 

Eine  Progression  nach  Höhe  der  Erbschaft,  wie  jetzt  in  Grofsbritannien  (§  333), 
kennt  die  deutsche  Steuergesetzgebung  nicht. 

An  Steuerbefreiungen  besitzt  dieselbe  die  Befreiung  von  Dienstboten 
bis  zum  Höchstbetrage  von  1000  M.  (Württemberg,  Sachsen,  Hessen,  Sachsen-Mei- 
ningen, Preufsen  OuO  M.,  Bayern  600  M.i;  diejenige  ganz  kleiner  Erbschaften  von 
50  —  1500  M.;  Württemberg  läfst  nur  bewegliches  Vermögen  bis  100  M.  frei.  Zu- 
wendungen zu  kirchlichen,  wohlthätigen,  Unterrichts-  oder  sonstigen  gemeinnützigen 
Zwecken  etc.    (Schall  bei  Schönberg.) 

2.  0 esterreich  hat  eine  durchgreifende  Erbschaftsbesteuerung 
durch  sein  Gebührengesetz  von  1850  sieh  gegeben. 

Eltern,  Kinder,  Wahlkinder,  Ehegatten  zahlen  l  Proz.,  andere  Verwandte  ^bis 
einschliefslich  Geschwisterkinder"  4  Proz.,  alle  übrigen  Personen  8  Proz.  vom  reinen 
Werte  des  angefallenen  Vermögens,  dazu  IV^  Proz.  vom  vollen  (Brutto)  Werte  eines 
-Reales"  bezw  eines  Fruchtgenusses  oder  Gebrauchsrechtes  an  einem  solchen.  Stif- 
tungen fallen  unter  den  S  Proz.  Satz,  Fideikommisse  und  Lehen  werden  wie  anderes 
Vermögen  behandelt;  Verlassenschaften ,  deren  Aktiven  50  Fl.  nicht  überschreiten, 
und  die  an  die  erstgenannten  Personen  übergehen,  sind  frei;  Schenkungen  beweg- 
licher Sachen  sind  nur  dann  pflichtig,  wenn  sie  beurkundet  werden,  oder  wenn  die 
Übergabe  erst  nach  dem  Tode  des  Geschenkgebers  erfolgen  soll.  Letztwillige  Zuwen- 
dungen an  Personen,  die  im  Dienste  des  Erblassers  standen,  bis  zu  50  FI.  Rente 
oder  öfio  Fl.  Kapital  sind  gleichfalls  dem  niedrigsten  Satze  von  1  Proz.  zuge- 
wiesen. 
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§  332.  Frankreich.  —  Die  Erbfallbesteuerung  ist  hier  durchaus 
als  reine  Gebührenbesteuerung  ausgestaltet,  indem  sie  durch  Enregist- 
rement  vollzogen  wird. 

Beim  Übergange  in  gerader  Linie  1  Proz.,  an  Ehegatten  3  Proz.,  an  die  Seiten- 
linie 672  — S  Proz.,  an  Nichtverwandte  9  Proz.  nebst  dem  25prozentigen  Zuschlage 
zu  den  Registergebühren;  keine  Steuerbefreiung  für  kleine  Vermögen,  kein  Abzug 
der  Lasten  und  Schulden.     Ertrag  pro  1SS6:   176,73  Mill.  Frs. 

Etwa  91  Proz.  der  Fälle  und  etwa  94  Proz.  der  Wertbeträge  kommen  bei  den 
Schenkungen,  nur  etwa  55 — 57  Proz.  der  Fälle  und  etwa  66  — ö7  Proz.  der  Wert- 
beträge kommen  bei  den  Erbschaften  auf  die  direkte  Linie.  Die  Übertragungen 
von  Wertpapieren  (incl.  Staatsfonds)  machen  bei  den  Schenkungen  nur  3,2,  bei  den  Erb- 
schaften 18  Proz.  des  Gesamtertrages  aus.  Das  genaue  Detail  der  Statistik  der  franzö- 
sischen Schenkungssteuer  ergiebt,  dafs  in  der  direkten  Linie  über  die  Hälfte  der 
Wertbeträge  auf  „Übertragungen  im  Ehekontrakte"  kommen,  davon  wieder  *l-o  auf 
bewegliches  Gut  (zum  Steuersatze  von  1,25  Proz.  im  Prinzipal,  wie  ebenso  für  Wert- 
papiere), nicht  '/ä  auf  Immobilien  (2,75  Proz.  Steuer),  etwa  3  Proz.  auf  Wertpapiere. 
Von  der  anderen  etwas  kleineren  Hälfte  kommen  an  90  Proz.  auf  Übertragungen 
aufserhalb  ..Ehekontraktes  mit  Teilung-'  (Code  civ.  Art.  1075  und  1076)  und  davon 
hier  •'/s  auf  Immobilien  (Steuersatz  1,50,  bei  Mobilien  und  Wertpapieren  nur 
l  Proz.). 

Die  übertragenen  Wertbeträge  im  Durchschnitte  der  Jahre  1SS5  und  ISS6  waren 
bei  der  Erbschaftssteuer  in  Prozenten: 

Direkte  Linie 66,9] 


Seitenlinie  A 14,81  ^^'' 

"  E 2,4l    4,3 

C 1,9] 

Ehegatten 9,8 

Nichtverwandte 4,2. 

Abrechnung  der  Schulden  und  nach  der  Wertsumme  steigende  Be- 
lastung sind  1894  und  1895  von  den  Finanzmini stern  Poincare  und  Ribot  geplant 
gewesen.     {A.  Wagner). 

§  333.  Grofsbritannien  und  andere  Länder.  (Vergl.  Inhülsen  bei 
Schanz,  Fin.-Areh.  1896).  —  Die  Gesetzgebung  bis  1894  hatte  ein  fünf- 
gliedriges  Erbsteuersystem  zur  Entfaltung  gebracht.  Die  fünf  Glieder  zer- 
fielen in  zwei  Gruppen,  je  nachdem  der  »Steuerfufs  nach  dem  Verwandt- 
schaftsgrade des  Erblassers  zum  Erben  und  Legatar  sich  richtet 
oder  nicht.  Zur  ersten  Gruppe  gehörten  die  legacv  und  sucoession 
duty,  zur  zweiten  die  probate,  die  account  und  die  1S89  hin- 
zugekommene estate  duty.  Die  drei  letzteren  Abgaben  hatten  fol- 
gende Steuerfüfse: 

Erste  Gruppe :  Steuerfrei  waren  bei  der  ersten  Gruppe  für  Erbschaften  etc. 
unter  sich  Ehegatten.  Bei  der  legacy  und  der  succession  duty  waren  die  Steuerfüfhe 
früher  für  andere  Erben  die  nämlichen,  seit  1S89  waren  sie  bei  der  succession  duty 
höher,  nämlich  seitdem  bei  der  legacy  für  die  direkte  Linie  1,  bei  der  succession  1'/-', 
unter  Geschwistern  und  deren  Nachkommen  bezw.  3  und  4^2,  unter  Onkel,  Tanten 
und  deren  Nachkommen  5  und  6V2,  unter  Grofsonkeln,  Grofstanten  und  deren  Nach- 
kommen 6  und  772,  unter  allen  anderen  Personen  10  und  U'/2  Proz.  vom  Wertbe- 
trage des  reinen  Erbes  oder  Legates,  nach  Abzug  der  Schulden,    Doch  waren  neuer- 
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din^s  Erbteile  bis  300  Pfd.  (früher  bis  1 00  Pfd.)  Sterl.  steuerfrei  und  die  direkte  Linie  war 
seit  18SI  alsdann  von  der  legacy  duty  ganz  frei,  wenn  in  den  betreffenden  Fällen 
die  probate  und  die  account  duty  zu  entrichten  waren. 

Zweite  Gruppe:  Steuerfreiheit  bei  Nachlässen  bis  zum  Werte  von  100  Pfd.  Sterl. 
bei  der  probate  und  der  account  duty,  dann  degressiver  Steuerfufs  von  2  Proz.  bei 
Nachlässen  von  loo— 500,  von  2',-  Proz.  bei  solchen  von  500  —  1000  Pfd.  Sterl,  voller 
Fufs  von  3  Proz.  fest  für  Nachlässe  in  höherem  Werte,  wiederum  vom  reinen  Be- 
trage nach  A.bzug  der  Schulden. 

Die  für  7  Jahre  bewilligte  estate  duty  (Erbschafts massen Steuer j  von  18S9 
hat  dann  das  Prinzip  eingeführt,  höhere  Erbschaften  an  sich  noch  höher  (.progressiv) 
zu  besteuern.  Sie  belegte  nämlich  alle  Nachlässe  im  Werte  von  über  10  000  Pfd. 
Sterl.  mit  einem  besonderen  Zuschlage  von  1  Proz.  Auch  Ehegatten  und  die  von 
der  legacy  duty  bei  Zahlung  der  probate  frei  werdende  direkte  Linie  wurden  daher 
seitdem  wenigstens  durch  diese  Steuer  getroffen. 

Die  probate,  die  account  und  die  legacy  duty  bildeten  die  Gruppe 
der  Besteuerung  des  „beweglichen'*  Vermögens  in  dem  weiten  und 
eigentümlichen  Sinne  dieses  Ausdrucks  im  englischen  Rechte,  wo- 
nach auch  nichtlebenslängliche  Nutzungen  von  Grundstücken  zum  „be- 
weglichen" Vermögen  gehören.  Die  erst  spät,  im  Jahre  1853,  hinzu- 
gekommene succession  duty  traf  nur  das  unbewegliche  Vermögen 
im  Sinne  des  englischen  Rechte?  und  zwar  auch  dieses  nicht  in  seinem 
vollen  Kapitalwerte,  sondern  nach  dem  als  Leibrente  berechneten 
Nutzung? werte  für  den  Erben.  Die  estate  duty  von  1889  umfafste  da- 
gegen im  Prinzip  beiderlei  Vermögen,  bewegliches  und  unbeweg- 
liches. Die  probate  duty  war  die  alte  Hauptsteuer  für  b  e  w  e  g  1  i  c  h  e  n 
Nachlafs.  Zu  ihrer  Ergänzung  wurde  1881  die  account  duty  für  gewisse 
verwandte,  von  jener  nicht  getroffene  Fälle  von  Schenkungen  u.  s.  w. 
hinzugefügt,  sie  hatte  sonst  im  wesentlichen  die  gleiche  Einrichtung 
wie  die  probate  duty,  war  aber  von  ganz  unbedeutendem  Ertrage: 
25—30  000  Pfd.  Sterl.  jährlich.     (A.  Wagner). 

Ein  wichtiger  Schritt  weiter  war  die  Überlassung  einer  Quote,  im 
ersten  Jahre  (1S88/89)  Vs,  im  folgenden  ','2  des  Ertrages  der  probate 
duty  an  die  Lokal  Verwaltung  der  drei  Königreiche,  wovon  80  Proz. 
au  England,  11  an  Schottland,  9  an  Irland  kamen,  zu  Händen  der 
neuen  Grafschaftsräte  in  England  und  zur  Mitdeckung  der  Gemeinde- 
Armenlasteu. 

Eine  bedeutendere  weitere  Reform  bezeichnet  das  HARCOCRXsche 
Erbsteuerreformgesetz  von  1S94  (Wortlaut  bei  Schanz  XII).  Die  Zwecke, 
welche  in  diesem  Gesetze  verfolgt  worden  sind,  waren  (nach  A.  Wagner)  : 
Vereinfachung  des  ganzen  Systems,  wenn  auch  unter  Beibehaltung  eines 
erheblichen  Teiles  des  alten,  der  legacy  und  succession  duty,  d.  h.  der- 
jenigen zwei  Steuern,  deren  Fufs  sich  nacli  dem  Verwandtschaftsver- 
hältnisse zwischen  Verstorbenem  und  Erben  abstuft;  Gleichmäfsigkeit 
der  Besteuerung  verschiedenartigen  Vermögens  (persönlichen,  beweg- 
lichen und  realen,    unbeweglichen);    stärkere  Mitbenutzung  der  Erb- 
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Schaftsbesteuerung  zur  richtigeren  Verteilung  der  Steuerlast  nach  der 
Leistungsfähigkeit  und  zur  höheren  Belastung  der  wohlhabenden  und 
zumal  der  reichen  Klassen,  daher  auch  zur  angemessenen  Ergänzung 
der  Einkommensteuer;  daneben  Ertragssteigerung  im  fiskalischen  In- 
teresse bei  der  beständigen  Steigerung  des  staatlichen  und  lokalen 
Finanzbedarfes.  Die  ueu  in  das  System  eingefügte,  ebenfalls  den  Namen 
„es täte  duty"  tragende  Steuer  hatte  in  der  Hauptsache  die  drei  die 
Verwandtschaft  nicht  berücksichtigenden  Steuern  des  bisherigen  Systems, 
die  probate,  account  und  die  bisherige  (Göschen  sehe)  estate  duty  von 
1889  zu  ersetzen.  Sie  sollte  jederlei  von  Todeswegen  den  Besitz 
wechselndes  Vermögen,  unbewegliches  wie  bewegliches,  nach  dessen 
ganzem  reinen  Werte  (unter  Abzug  der  Schulden  u.  s.  w.)  treffen,  welcher 
zu  diesem  Zwecke  der  Besteuerung  als  einheitliche  Masse  zu  betrachten 
war.  Die  bisherige  Befreiung  bis  100  Pfd.  Vermögenswert  blieb. 
Auch  unbewegliches  Vermögen  war  aber  von  nun  an  nicht  mehr  nach 
dem  Leibrentenwerte  für  den  Erben,  sondern  nach  seinem  vollen  Ka- 
pitalwerte wie  bewegliches  zu  versteuern,  ein  auch  auf  die  verbleibende 
succession  duty  jetzt  angewandter  Grundsatz.  Zum  Ersatz  hierfür  wurde 
die  Überlastung  des  Grundbesitzes  in  der  Einkommenssteuer  beseitigt 
oder  doch  ermäfsigt.  Dazu  kam  die  Abstufung  des  Steuerfufses  nach 
der  Höhe  des  Wertes  der  Erbschaftsmasse,  die  allgemeine  Einführung 
eines  mit  1  Proz.  bei  100—500  Pfd.  Sterl.  Wert  beginnenden,  bis  auf 
8  Proz.  (bei  einem  Werte  von  über  1  Mill.  Pfd.  Sterl.)  steigenden,  bis 
dahin  also  „progressiven"  Steuerfufses.  Diese  progressive,  richtiger 
degressive  Erbschaftssteuer  trifft  also  alles  Vermögen,  auch  in  der 
direkten  Linie,  überhaupt  jederlei  Erbgang,  auch  unter  Ehegatten,  die 
bisher  allgemein  steuerfrei  waren.  Nur  ist  die  direkte  Linie,  wenn  sie 
estate  duty  zahlt,  von  der  Steuerpflicht  wie  in  der  legacy  (das  schon 
bisher  seit  1881),  so  auch  in  der  succession  duty  freigemacht  worden. 
Der  Lokalverwaltung  wurde  an  Stelle  des  bisherigen  Anteils  an  der 
probate  duty  ein  fester  Anteil  (1  V2  Proz.  vom  steuerpflichtigen  Vermögen) 
an  der  neuen  estate  duty,  doch  nur  von  dem  beweglichen  Vermögen, 
welches  sie  belegte,  gewährt.  Man  rechnete  auf  eine  Steigerung  der 
gesamten  „Todessteuern"  durch  diese  Reform  um  3,5—4  Mill.  Pfd.  Sterl. 
auf  ca.  14  Mill.  Pfd.,  einschliefslich  des  der  Lokalverwaltung  zuge- 
dachten Betrages  von  ca.  2,5  Mill.  Pfd. 

Nach  wie  vor  1894  (1.  August)  ist  also  die  britische  Erbschaftsbesteuerung 
nicht  einheitlich,  sondern  besteht  aus  zwei  Gliedern,  der  allgemeinen  neuen 
estate  duty  von  1894,  welche  für  alle  Nachlässe  der  vom  2.  August  1894  an  sterben- 
den Personen  an  Stelle  der  bisherigen  probate  duty,  der  account  duty,  der  1888er 
Steuerzuschläge  zur  succession  duty  und  der  GöscHENSchen  estate  duty  von  1889 
getreten  ist,  mit  einheitlichem,  nach  der  Werthöhe  der  Hinterlassenschaft  abgestuftem 
(progressivem  bezw.  degressivem)  Steuerfufse;  sodann  der  im  übrigen  gröfstenteila 
verbleibenden,  den  Steuerfufs  nach  dem  Verwandtschaftsverhältnisse  zwischen  Ver- 
SCHÄFFLB,  Steuern,  Besonderer  Teil.  28 
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storbencm  und  Erben  abstufenden  Doppelsteuer,  der  bisherigen  legacy  für  persön- 
liche^,  bewegliches  und  der  succession  duty  für  reales,  unbewegliches  Ver- 
mögen. 

Unter  den  Befreiungen  von  der  estate  duty  (§  15)  seien  genannt:  einzelne 
Jahresrenten  bis  2b  Pfd.  Betrag,  Kunstwerke,  Gemälde,  Bücher  u.  dergl.  von  allge- 
meinerem wissenschaftlichen  und  historischen  nationalen  Interesse,  Witwen-  und 
Waisenpensionen  der  britisch-indischen  Regierung.  Besonders  wichtig  ist  die  Be- 
freiung der  direkten  Linie  von  den  anderen  Erbschaftssteuern,  wenn  estate  duty 
gezahlt  ist. 

Die  -settlement  estate  duty"  ist  für  die  üblichen  „Settlements-,  —  Ver- 
mögensstiftungen ,  bei  denen  nur  der  Niefsbrauch ,  nicht  das  volle  Eigentumsrecht, 
daher  auch  im  allgemeinen  nicht  das  Veräufserungsrecht  auf  bestimmte  Personen 
beim  Tode  einer  anderen  (des  bisherigen  Nutzniefsers  bezw.  des  ersten  Stifters)  über- 
geht —  besonders  eingeführt  und  dem  Wesen  dieses  englischen  Institutes  gemäfs  ein- 
gerichtet worden.  Sie  wird  vom  Kapitalwerte  der  festgelegten  Vermögensstücke  mit 
1  Proz.  erhoben  (aufser  beim  ausschliefslichen  Übergange  des  Niefsbrauches  an  den 
überlebenden  Ehegatten)  und  nicht  mehr  als  einmal  während  der  Dauer  der  Fest- 
legung (mit  weiteren  Specialbestimmungen  in  §  5,  Nr.  2-5). 

Bei  der  legacy  und  der  succession  duty  bleibt  die  bisherige  Steuerfreiheit 
von  Hinterlassenschaften  bis  100  Pfd.  Sterl.  Wert.  Die  Akte  von  1S94  hat  hier, 
aufser  der  Befreiung  der  direkten  Linie  von  dieser  Steuer  bei  Zahlung  der  estate 
duty,  sonst  nur  die  wichtige  Bestimmung  getroffen,  dafs  das  der  succession  duty 
unterworfene  Real  vermögen  (real  property)  nunmehr  seinem  vollen  Kapital  werte  nach 
beim  Erbgange  besteuert  wird,  wenn  es  mit  voller  Verfügungsfreiheit  auf  den  Erben 
übergeht.  Vom  steuerpflichtigen  Werte  wird  nur  der  Betrag  der  gezahlten  estate 
duty  abgezogen. 

Der  Steuerfufs  der  estate  duty  von  1S94  steigt  an  von  1  Proz.  für  tOO— 500 
Pfd.  Sterl.  Nettowert,  weiter  auf  2  Proz.  für  500—1000  Pfd.,  3  Proz.  für  1000-10  000 
Pfd.,  4  Proz.  für  10-25  000  Pfd.,  4'J2  Proz.  für  25—50  000  Pfd.,  5  Proz.  für 
50—75  000  Pfd.,  57-2  Proz.  für  75—100000  Pfd.,  6  Proz.  für  100—150000  Pfd., 
6'/2  Proz.  für  150-250000  Pfd.,  7  Proz.  für  250—500  000  Pfd.,  7V2  Proz.  für 
500-1000  000  Pfd.,  8  Proz.  für  über  1  Mill.  Pfd.  —  1  Proz.  Settlement  duty. 

Die  neue  Gesetzgebung,  schon  die  frühere  von  1SS9,  namentlich  aber  die  neueste 
von  1894  verschiebt  diese  Belastungen  der  verschiedenen  Erbenklassen  nicht  un- 
wesentlich, da  nunmehr  obige  relativ  hohen  Sätze  dieser  Steuer  zu  denen  der  legacy 
und  succession  noch  hinzutreten,  was  sich  zumal  bei  Erbschaften  höheren  Betrages 
in  der  Seitenlinie  und  in  der  entfernteren  Verwandtschaft  und  an  Nichtverwandte, 
welche  mit  den  Progressivsätzen  belegt  werden,  besonders  fühlbar  machen  mufs. 
Auch  die  direkte  Linie  wird  hierdurch  öfter  nicht  unbeträchtlich  belastet  und  die 
bisher  steuerfreien  Ehegatten  unter  Umständen  auch,  wenn  letztere  auch  von  den 
anderen  Steuern  (legacy  und  succession)  befreit  bleiben,  wie  bisher,  und  die  direkte 
Linie  nach  dem  neuen  Gesetze  davon  freigeworden  ist,  wenn  sie  der  neuen  estate 
duty  unterliegt.  Gesammtsteuersätze  von  mittleren  Vermögen  von  10  000—100000  Pfd 
in  der  ersten  Seitenlinie  (Geschwister)  von  7— 8' '2  Proz.,  in  der  ferneren  von  8  — Kt'/j, 
in  der  noch  weiteren  von  9— iP/a,  in  der  ganz  enfernten  Verwandtschaft  und  unter 
Nichtverwandten  von  13  — löVa  treten  nunmehr  ein.  Bei  noch  höheren  Vermögen 
steigen  diese  Sätze  noch  um  1  —  1 V2  Proz.,  also  eventuell  bis  auf  18  Proz.  (Vererbung 
von  mehr  als    1   Mill.  Pfd.   an  ganz  entfernte  Verwandte'.    (Ä.  Wagner.) 

Holland,  Dänemark,  Italien,  Rufsland,  Sclweiz.  —  Die  Erbfall- 
besteuerung stellt  sich  in  diesen  Staaten,  wie  hier  kurz  folgt. 
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Holland:  Erbschaftssteuer  von  unbeweglichem  und  beweglichem  Vermögen  jedor 
Art  1  Proz.  von  Descendenten  und  Ehegatten,  wenn  Kinder  vorhanden  sind,  3  Proz. 
von  Ascendenten,  4  Proz.  von  kinderlosen  Ehegatten,  4—10  Proz.  von  Seitenver- 
wandten und  Nichtverwandten-,  daneben  Übergangssteuer  1)  von  den  unter  dem 
Erbgute  begriffenen  Effekten  und  rentengebenden  Schuldforderungen  74  Proz.  von 
der  direkten  Linie  und  von  Ehegatten  mit  Kindern,  2  Proz.  in  allen  anderen  Fällen; 
2)  vom  unbeweglichen  Vermögen  1  Proz.  von  der  direkten  Linie  und  von  Ehegatten 
mit  Kindern,  5  Proz.  in  allen  anderen  Fällen.  Die  Erbschaftssteuer  wird  erhoben 
vom  Wertbetrage  nach  Abzug  von  Schulden  und  Lasten;  kein  Schuldenabzug  bei 
der  Übergangssteuer.  Befreit  sind  Erbschaften  von  Descendenten  und  Ehegatten  mit 
Kindern  bis  zum  Nettobetrage  von  1000  FL,  sonst  bis  zum  Betrage  von  300  Fl.  — 
Dänemark:  Erbschaften  an  Gatten,  Kinder  oder  Eltern  1  Proz.,  an  Geschwister 
oder  deren  Kinder  4  Proz.,  alle  übrigen  7  Proz.  Ertrag  pro  1884—85:  1390  024 
Kronen.  —  Italien:  Erbschaftssteuer  1,44  Proz.  direkte  Linie,  3,6  Proz.  Ehegatten, 
6  Proz.  Geschwister  und  milde  Stiftungen,  7,2  Proz.  Onkel  und  Neffen,  9,6  Proz. 
Geschwisterkinder,  10  Proz.  Seitenverwandte  bis  zum  10.  Grade,  12  Proz.  entferntere 
Verwandte  und  Nichtverwandte.  Die  Schulden  werden  bei  der  Wertfeststellung  be- 
rücksichtigt: keine  Steuerbefreiungen.  Ertrag  18S7:  33  Mill.  Lire.  —  Genf:  2  Proz. 
direkte  Linie  und  Ehegatten,  wenn  Kinder  vorhanden  sind,  5  Proz.  kinderlose  Ehe- 
gatten, Geschwister,  Onkel,  Neffen  und  Grofsneffen,  10  Proz.  Vettern,  15  Proz.  in 
allen  anderen  Fällen.  Befreit  sind:  Erbschaften  in  direkter  Linie  bis  3000  Frs.,  in 
anderen  Fällen  bis  öO^Frs.,  Alimentationen,  die  jährlich  nicht  über  300  Frs.  be- 
tragen, Legate,  welche  öffentlichen  und  milden  Anstalten  vermacht  sind.  —  Basel: 
l  Proz,  Kinder,  Grofskinder  und  Ehegatten,  2  Proz.  weitere  Nachkommen  und  Eltern, 
4  Proz.  Grofseltern,  weitere  Ascendenten  und  Geschwister,  6  Proz.  Oheime  und 
Neffen,  9  Proz.  Geschwisterkinder,  Grofsoheime  und  Grofsneffen,  12  Proz.  weitere 
Verwandte  und  Nichtverwandte.  Befreit  sind :  Erbschaften  der  Descendenten  bis 
2000  Frs.,  Vermächtnisse  an  Angestellte  und  Bedienstete  bis  2000  Frs.,  Vermächtnisse 
zu  Gunsten  öffentlicher,  gemeinnütziger  oder  wohlthätiger  Zwecke.  —  Enfsland: 
Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  seit  1882  für  Erbbezüge  von  Ehegatten,  Ascen- 
denten, Adoptivkinder  1  Proz.,  für  Erbbezüge  der  Schwiegersöhne  und  Schwieger- 
töchter, der  Geschwisterkinder,  der  Kinder  vorverstorbener  Brüder  und  Schwestern 
4  Proz.,  für  die  Seitenverwandten  im  3.  und  4.  Grade  6  Proz.,  für  alle  anderen  Fälle 
8  Proz.  Befreit  sind  Erbteile  bis  zu  3000  Rubel,  Vermächtnisse  an  den  Staat, 
Grundstücke  und  Häuser  im  Erbgange  von  Bauern  zu  Bauern ,  ertragloses  Hausge- 
gerät.   (Lehr  bei  Schönberg). 

Schweiz  überhaupt:  Auch  in  den  nicht  schon  genannten  Kantonen  ist  es  weit 
weniger  ausnahmslose  Regel  wie  in  Deutschland,  dafs  Ehegatten  und  Descendenten 
befreit  sind.  In  der  Belastung  der  Nichtverwandten  gehen  die  meisten  Schweizer 
Kantone  weiter;  während  in  Deutschland  nur  Baden,  Lübeck  und  Hamburg  bis  zu 
10  Proz.  gehen,  sehen  wir  in  der  Schweiz  Kantone  mit  einem  Ansätze  von  10, 
Baselstadt  und  Luzern  mit  12,  Genf  mit  15  und  Aargau  sogar  mit  20  Proz. 
(Schanz.) 


Siebente  Abteilung,    Die  Glücksfallbesteuerung. 

§  334.  Das  Problem.  —  Diese  Zufallbesteuerung  ist  eine  Ergän- 
zung der  Erbfallbesteuerung.  Sie  hat  diejenigen  aufserordent- 
licben  Vevmögenszugänge,  welche  ohne  eigenes  Zuthun  des  Empfängers 
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^anfallen",  zu  ergreifen,  sofern  sie  durch  die  übrigen  Steuern 
nicht  getroffen  werden.  Derartige  Objekte  werden  es  jedoch  nur 
wenige  sein. 

In  jedem  Geschäftsgewinne  wirkt  der  Zufall  mit  verdienstlicher 
Arbeit  zusammen  (vergl.  „Bau  und  Leben"  I.,  S.  435),  und  die  Besteuerung 
greift  deshalb  im  vorhinein  viel  zu  weit  aus,  wenn  sie  allen  „Konjunk- 
turen"-Gewinn  einer  Extrazufallsbesteuerung  unterwerfen  will.  Man 
wird  doch  nur  solche  aufserordentliche  Yermögenszugänge  der  Zufall- 
besteuerung unterwerfen  dürfen,  welche  ganz  oder  nahezu  ganz  Er- 
gebnis der  Gunst  äufserer,  vom  Empfänger  nicht  beeinflufsbarer  Fak- 
toren sind,  als  „unverdient"  sich  darstellen.  Und  aucli  sie  nur  dann, 
wenn  sie  in  der  übrigen  Besteuerung  nicht  hinreichend  getroffen  werden 
können. 

Wenn,  wie  es  neuerdings  der  Fall  ist,  die  allgemeine  Einkommens- 
steuer auch  die  Spekulationsgewinne  herbeizieht,  so  ist  die  indi- 
rekte Ergänzung  der  direkten  Besteuerung  dieser  Objekte  weiter  nicht 
erforderlich.  Dazu  kommt,  dafs  es  immer  noch  leichter  und  einfacher 
angeht,  den  jährlichen  Spekulationsgesamtgewinn  konzentriert  durch  die 
direkte  Generalbesteuerung  zu  erfassen,  als  indirekt  den  einzelnen 
Glücksanfall. 

Weiter  ist  zu  bemerken,  dafs  alle  aufserordentlichen  Vermögens- 
zugänge, wenn  sie  zu  dauernder  Ansammlung  führen,  endlich  der  Erb- 
schaftsbesteuerung, und  wenn  sie  erhöhtes  Konsumieren  bewirken,  wie 
gewöhnlich,  weiter  einer  wohlgeordneten  Besteuerung  des  Ge-  und  Ver- 
brauchsluxus, wie  solche  oben  verlangt  ist,  verfallen.  Die  Erbschafts- 
wie  die  Aufwandbesteuerung  nehmen  ebenfalls,  und  zwar  allgemeiner 
und  durchgreifender,  als  es  durch  abgesonderte  Glücksbesteuerung  ge- 
schehen kann,  derartige  Objekte  unter  das  Schermesser  der  Be- 
steuerung. 

Für  besondere  und  zusätzliclie  Besteuerung  dieser  Objekte  kann 
höchstens  dies  sprechen,  dafs  der  Spielgewinn  sowie  der  Gewinn  aus 
der  Bauplatz-  und  Grundrentenspekulation  eine  unvergleichliche  Steuer- 
barkeit besitzt,  welche  besondere  Zusatzbesteuerung  neben  der  übrigen 
direkten  und  indirekten  Besteuerung  heischt.  Solche  Zusatzbesteuerung 
kann  auch  unter  den  Gesichtspunkt  gerückt  werden,  dafs,  wenigstens 
für  den  Konjunkturengewinn  der  Bauplatzspekulation  die  Gemeinde 
naturgemäfs  bezugsberechtigt  wäre,  und  dafs  zur  Wahrung  ihrer  Steuer- 
zuständigkeit eine  Sonderbesteuerung  der  anwachsenden  Prioritätsgrund- 
rente angezeigt  ist.  Allein  auch  dann  bleibt  der  sehr  erhebliche  Ein- 
wurf aufrecht,  dafs  die  ganze  Masse  sonstiger  Glticksgewinne  —  und 
die  ganze  Verkehrswirtschaft  von  heute  macht  oft  in  ihrem  Börsen- 
spiele den  Eindruck  einer  allgemeinen  Spielbank  —  frei  von  der  Extra- 
steuer bleibt,  weil  er  nicht  fafsbar  ist;  durch  die  sog.  „ Verkehrssteuern " 
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ist  ihm  ja  nach  §  286  auch  nicht  beizukommen.  Als  Objekte  beson- 
derer „Konjunkturengewinn"-  und  Gliicksbesteuerung  bleiben  dann  nur 
die  städtische  und  ländliche  Grundrentenbildung,  sowie  die  Beteiligung 
an  Lotterieen  und  Verlosungen  übrig. 

Die  Besteuerung  der  Grund-  und  Bauplatzrentengewinne  hat  bis 
jetzt  nicht  gelingen  wollen,  theoretisch  nicht  und  noch  weniger  prak- 
tisch. Ob  der  Versuch  nicht  zu  gekünstelt  war?  Nächstliegend  ist 
doch  die  direkte  Besteuerung,  indem  man  die  städtischen  Grundwerte 
periodisch  einer  Wertkatastrierung  unterwirft  (nach  dem  Vorschlage 
BucHENBERGER s).  Hierbei  lieTse  sich  der  periodische  Vermö- 
genszuwachs selbst  neben  der  steigenden  ordentlichen 
Steuer  mit  einer  Extra-Wertzuwachssteuer  treffen. 

Falsche  Einwendung,  Die  gewöhnliche  Einwendung,  dafs  man  den  Konjunk- 
turen- und  Spielgewinn  nicht  belasten  dürfe,  weil  es  dann  gerecht  wäre,  bei  Kon- 
junkturen- und  Spielverlusten  Eückersatz  zu  geben,  ist  die  schwächste,  welche  gegen 
ZufallsbesteueruDg  vorgebracht  worden  ist.  Der  Gewinn  ist  einmal  aufserordent- 
liches  Einkommen;  wer  ihn  auf  das  Spiel  setzt  und  wieder  verliert,  erlangt  der  Be- 
steuerung gegenüber  keinerlei  besondere  Rücksicht. 

Die  Banplatzbesteuerung:  ist  im  ersten  Jahre  des  preufsischen  Kommunal- 
abgabengesetzes auf  grofse  Schwierigkeiten  gestofsen.  Die  meisten  Gemeinden,  welche 
auf^  die  steigende  Bauplatzrente  die  Steuerhand  der  Gemeinde  decken  wollten ,  sind 
den  Schwierigkeiten  in  der  Richtung  ausgewichen,  dafs  sie  um  eine  Immobiliar- 
ankaufs-Gemeindesteuer  einkamen,'  gegen  welche  jedoch  nicht  blofs  die  §  286  dar- 
gelegten steuergrundsätzlichen  Erwägungen  über  die  Verkehrsbesteuerung,  sondern 
die  zufällige  Wirkung  (gegen  Erben,  zum  Verkaufe  genötigte  schwächere  Hände!) 
sprechen.  Die  preufsische  Regierung  hat  sich  nicht  bewegen^lassen ,  den  Gemeinden 
auf  diesem  Auswege  entgegenzukommen  (vergl.  Miquels  Rede  im  preufsischen  Ab- 
geordnetenhause vom  19.  Mai  1896).  Dafs  der  direkten  Bauplatzbesteuerung  grofse 
Schwierigkeiten  sich  entgegenstellten,  hat  Miqubl  zugegeben,  indem  er  gleichzeitig 
bemerkte:  „Ich  gebe  zu,  dafs  die  Bauplatzsteuer  ohne  die  nötige  Rücksicht  auf 
Billigkeit  und  den  einzelnen  Fall  zu  ganz  erheblichen  Härten  einzelnen  Besitzern 
gegenüber  führen  könnte,  wenn  man  beispielsweise  jeden  Garten,  den  man  möglicher- 
weise bebauen  könnte,  den  der  betrefi'ende  Eigentümer  aber  gar  nicht  bebauen  will, 
wenn  man  jedes,  ich  möchte  sagen,  fast  noch  ländliche  Grundstück  zu  einem  Bau- 
platze macht  blofs  weil  Baulinien  darüber  gelegt  sind,  und  hohe  Steuern  von  diesem 
Eigentümer  erhebt,  ohne  dafs  er  in  der  Lage  ist,  den  Steuerbetrag  herauszubringen, 
dann  führt  das  zu  grofsen  Härten.  Aber  ich  glaube  nicht,  dafs  bei  richtiger  Be- 
handlung der  Bauplatzsteuer  solche  [Bedenken  unvermeidlich  sind.  Ich  gebe  aber 
zu:  im  grofsen  und  ganzen  —  die  Erfahrung  hat  das  anscheinend  schon  in  der 
kurzen  Zeit  dargethan  —  scheuen  sich  die  Kommunen,  solche  ßauplatzsteuern  ein- 
zuführen, sie  stofsen  auf  grofse  Schwierigkeiten  bei  ihrer  Durchführung,  und  da 
greifen  sie  naturgemäfs  zu  einer  leichteren  Methode,  den  steigenden  Bauwert  zu 
fassen,  nämlich  zur  Hebung  bestimmter  Prozente  für  den  FaU  des  Verkaufes."  Ob 
die  kommunalen  Selbstverwaltungskörper  je  der  entgegenstehenden  Sonderbestre- 
bungen Herr  werden  werden?  Das  schwere  Problem  wird  doch  nur  eine  Lösung 
unter  mafsgebender  Mitwirkung  des  Staates  finden  können;  für  die  Gemeinden  mit 
bestimmtem  Bevölkerungsminimalzuwachse  wäre  periodisch  eine  die  steigende  Grund- 
rente berücksichtigende  Arealwertkatastrierung  durchzuführen,  wenn  man  den  ,,un- 


438  Zweites  Buch.  III.  Hauptabschnitt.    Siebente  Abteilung. 

verdientesten"  aller  aufserordentlichen  Vermögenszugänge  wirklich  nach  dem  vollen 
Mafse  seiner  Steuerbarkeit  erreichen  will. 

§  335.  Los-  und  Lotteriesteuern.  —  Der  Spieleinsatz  ist  ein 
augenscheinlich  entbehrlicher  und  daher  steuerbarer  Teil  des  Einkom- 
mens; der  Aufwandbesteuerung  entzieht  er  sich.  Noch  steuerfahiger 
ist  der  wirkliche  Glücksgewinn;  dieser  entzieht  sich  als  aufserordent- 
liches  Einkommen  der  direkten  Besteuerung  und  entschlüpft  leicht, 
weil  er  sehr  häufig  und  grofsenteils  wieder  zerrinnt.  Wer  also  durch 
Zufall,  Spiel  oder  dem  Glückszufalle  nahe  kommenden  Erbfall  zu  beson- 
derem Vermögen  gelangt  oder  aufserordentliche  Einkünfte  wirklich 
bezieht,  ist  auch  a  u  f s  e  r  o  r  d  e  n  1 1  i  c  h  steuerkräftig.  Wenigstens  für  den 
Augenblick  und  nicht  blofs  dann,  wenn  er  vorher  reich  war,  sondern 
gerade,  wenn  er  bisher  ganz  arm  gewesen  ist.  Im  Verhältnis  zu  seiner 
bisherigen  Lebensweise  ist  der  glückliche  Arme  plötzlich  und  für  eine 
kurze  Zeit  besonders  steuerkräftig.  Der  Fundanteil  des  Staates,  die 
liöhere  Rate  der  Erbschaftsgebühr  für  Vermächtniserben  und  entfernte 
Grade  läfst  sich  auch  unter  dem  Gesichtspunkte  individualisierender 
Belastung  des  Glücksfalles  weiter  begründen. 

Ist  aber  auch  das  bloCse  Spielen  zu  besonderer  Besteuerung  zu  empfehlen? 
Mit  anderen  Worten:  läfst  sich  die  Besteuerung  schon  der  Spieleinsätze,  nicht 
blofs  der  wirklichen  Spielgewinne,  schon  die  Belastung  des  Handels  in  aleatorischen 
Werten,  z  B.  des  Börsenspieles,  ohne  Rücksicht  auf  wirklichen  Gewinn  oder 
Verlust,  oder  gar  die  in  Zahlen-  und  Klassenlotterie  stattfindende  Besteuerung 
der  Glücksjagd  und  des  Spielgeistes  steuerwissenschaftlich  irgendwie  begründen? 
Es  ist  schwer,  hierauf  verneinend  zu  antworten.  In  der  ganzen  modernen  Volks- 
wirtschaft ist  —  da  die  einheitliche  Bewegung  des  Ganzen  fehlt  —  dem  Zufalle  und 
der  Konjunktur,  hiemit  dem  Spielgeiste  ein  gewaltiger  Reiz  gegeben.  Die  Konkur- 
renz, der  Bedarfswechsel  und  die  Mode,  der  ganze  Verkehr,  die  Unübersehbarkeit 
der  Produktions-  und  der  Bedarfsarten  und  -Mengen  und  viele  andere  Umstände 
geben  dem  Spekulieren,  dem  Spielen,  der  Glücksjagd  weiten  Raum.  Man  sprenge 
alle  Spielhöllen  in  die  Luft,  schliefse  alle  Lotterieen,  verbiete  alle  Geldspiele,  so 
verstellt  man  damit  nur  einen  kleinen  Teil  des  Spielraumes,  welcher  dem  Glücks- 
gewinne und  Spielgeiste  durch  die  Volkswirtschaft  selbst  bis  ins  kleinste  Geschäft 
hinein  geboten  ist.  Dieser  überwiegende  Rest  kann  nicht  beseitigt,  der  Spielgeist, 
der  dadurch  grofs  gezogen  ist,  überhaupt  nicht  beseitigt  uad  ausgerottet  werden. 
Dieser  Geist  ist  das  eigenste  Kind  einer  von  Zufall  strotzenden  Gestaltung  der  Volks- 
wirtschaft (vergl.  „Bau  und  Leben"  I,  443). 

Ist  dies  richtig,  so  wird  man  zwar  mit  aller  Strenge  darauf  zu  halten  haben, 
dafs  der  Spielgeist  und  die  entsittlichende  Glücksjägerei  nicht  künstlich  genährt 
werden;  dies  wird  immer  gegen  Staatslotto  und  Staatslotterie  einzuwenden  sein. 
Man  wird  ebensowenig  bestreiten  können,  dafs  die  Eindämmung  des  Spielgeistes 
durch  starke  Besteuerung  aller  Spieler,  der  unglücklichen  wie  der  glücklichen,  sich 
rechtfertigen  läfst.  Gegen  die  Besteuerung  schon  der  Lotterie-  und  Lottoeinlagen  neben 
den  Abgaben  vom  Spielgewinne,  gegen  die  täglich  neue  Belegung  der  stets  cirkulierenden 
Spekulationswerte  mit  dem  allgemeinen  Satze  einer  ßörsenumsatzgebühr  läfst  sich 
daher  wenig  einwenden.  Es  kommt  nicht  einmal  in  Betracht,  dafs  die  Spieler  in 
der  Mehrzahl  verlieren  und  selbst  ihren  Vermögensstamm  angreifen.  Durch  die 
Art  des  Gebrauches,  welchen   sie  selbst  von  ihrem  Einkommen   und   Vermögen 
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machen,  beweisen  sie  eine  gröfsere  subjektive  Entbehrlichkeit  und  höhere  Steuer- 
fähigkeit für  den  Betrag  der  Spiel-  und  Spekulationseinsätze;  insofern  ist  die 
Spielsteuer  einer  Gebrauchssteuer  ähnlich.  Der  Staat  hat  zu  bedauern,  dafs  es 
viele  Spieler  giebt.  Dafs  er  aber  die  wirklich  vorhandenen  Spieler  gemäfs  der  in- 
dividuellen Bedarfsgestaltung,  die  sie  selbst  ihrer  Wirtschaft  geben,  aufserordentlich 
belaste,  das  ist  weder  steuerwissenschaftlich,  noch  sittlich  verfehlt.  Man  vollzieht 
damit  nur  die  letzten  Konsequenzen  der  indirekten  Besteuerung  Liefse  der  Staat 
den  Spielgeist,  wie  er  nun  einmal  bei  gegebener  Organisation  der  Volkswirtschaft 
nicht  erstickt  werden  kann  —  und  des  Fortschrittes  wegen  nur  veredelt,  nicht  er- 
stickt werden  soll  —  auch  noch  steuerfrei,  so  würde  er  den  Spielgeist  fördern 
und  steuerlich  privilegieren.  Wollte  der  Staat  alles  Spielen  und  Spekulieren  ver- 
bieten, so  würde  er  den  Spielgeist  doch  nicht  ersticken;  denn  in  einer  Gesellschafts- 
ordnung, in  welcher  der  Zufall  und  die  Glücksjagd  so  grofsen  Spielraum  haben,  welcher 
das  Spielen  für  die  Belebung  des  alles  treibenden  privatwirtschaftlichen  Spekulations- 
geistes unentbehrlich  ist,  in  einer  solchen  Gesellschaftsordnung  ist  das  Glücksspiel 
unaustilgbar,  ein  weitverbreitetes  Bedürfnis,  dabei  ein  naturgemäfses  Steuerobjekt! 
Man  würde  durch  Verbote  die  Leute,  die  im  kleinen  spielen,  lediglich  dahin  treiben, 
wo  mehr  im  grofsen,  aber  unverboten  und  unverbietbar  gespielt  wird,  zum  spiel- 
mäfsigen  Betriebe  der  täglichen  Geschäfte.  Man  würde  aber  durch  Steuerfreiheit  den 
Spielgeist  prämiieren  und  ein  sehr  steuerfähiges  Objekt  von  der  individualisierenden 
Mehrbelastung  frei  lassen.  —  Die  Gebühren  auf  Spieleinsätze,  wie  auf  Glücks- 
gewinne und  Funde,  treffen  für  die  Regel  auch  wirklich  denjenigen,  welchen  sie 
treffen  wollen.  Sie  können  ganz  sicher  an  dem  Herde  der  Spekulation  selbst,  bei 
der  Spielunternehmung,  eingehoben  werden. 

Die  Abgaben  vom  Spieleinsatze  werden  verschieden  erhoben. 
Bald  macht  der  Staat  selbst  den  ausschliefsenden  Spielunternehmer 
durch  das  Lotto-  und  Lotterie r egal,  unter  Verbot  fremder  Spiel- 
werte und  nur  ausnahms weiser  Gestattung  von  Privatlotterieen. 
Das  ist  ein  wahres  Spielmonopol  des  Staates.  Der  Spieleinsatz  bei 
den  „LottokoUekteuren"  wird  um  den  Betrag  der  Steuer  höher  ange- 
setzt als  das,  was  nach  der  Wahrscheinlichkeitsrechnung  der  Staat 
riskiert,  und  von  den  erlaubten  Privatlotterieen  wird  ein  hoher  Los- 
stempel erhoben.  Dieses  Spielregal  ist  sehr  einträglich.  Es  besteuert 
Einkommensteile,  welche  als  Einsätze  ihre  relative  Entbehrlichkeit  be- 
kunden, jedenfalls  entbehrlicher  sind,  als  die  für  den  notwendigen  Ver- 
brauch auszugebenden  Mittel.  Steuerpolitisch  ist  das  Spielregal  noch 
eher  zu  rechtfertigen  und  später  abzuschaffen  als  z.  B.  eine  Mahl- 
steuer. Seine  Schattenseiten  liegen  aarin,  dafs  es  den  ohnehin  zu 
starken  Spielgeist  auch  bei  den  kleinsten  Leuten  erweckt,  Ersparungen 
hintanhält,  die  Faulenzerei  wie  den  Aberglauben  befördert  und  den 
strengen  Arbeitssinn  schwächt. 

Das  Spielregal  ist  auch  kaum  schlechter  als  die  Besteuerung  des  Privatspieles 
bei  unbeschränkter  Spielfreiheit.  Der  Los-  und  Gewinnstempel  trägt  auch  weniger 
ein;  sein  Objekt  ist  zerstreut  und  weniger  kontrolliert.  Übrigens  schlieCsen  sich 
Regal-  und  Stempelbesteuerung  des  Spieles  wechselseitig  nicht  aus.  Der  Staat  mit 
Lotto  und  Staatslotterie  kann  auswärtige  Lose  nicht  immer  verbieten,  wird 
sie  nur  durch  höhere  Umsatzstempel  treflPen.  Er  wird  zwar  im  Inlande  weniger 
Privatlotterieen  dulden;  manche  Privatlotterieen  wird  er  aber  gestatten  und  blofs 
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unter  seine  Aufsicht  stellen.  Auch  Kreditlotterieen  gestattet  er  sich  selbst  und  ge- 
wissen Korporationen  und  Anstalten.  Daher  hat  auch  für  Staatslotteriestaaten  der 
Privatlotteriestempel  erhebliche  Bedeutung. 

Der  deutsche  Lotteriereichsstempel  —  ist  eine  Spieleinsatzsteuer.  Diese 
Spielsteuer  läfst  sich  zwar  rechtfertigen,  läfst  aber  die  Lücke  offen,  dafs  die  Glücks- 
gewinne, welche  Extraeinkünfte  nicht  blofs  vermuten  lassen,  sondern  selbst  anzeigen, 
frei  ausgehen.  Neben  der  Spiel-  mufs  daher  eine  Gewinnsteuer  von  Glücksgewinnen, 
sei  es,  dafs  sie  im  Inlande,  sei  es,  dafs  sie  im  Auslande  gemacht  werden,  als  Reichs- 
oder als  Landessteuer  allgemein  einhergehen  (Schanz  im  Fin. -Archiv  1S96,  S.  75). 

Lotto  in  Oesterreich.  Das  Lotto  hatte  1S91  auf  17,4  Mill.  Fl.  Einlage  eine 
Reineinnahme  von  6,1  Mill.  Fl. 

Gewinnbesteuernng' iu  Oesterreich  (nach  dem  Oesterr.  St.-W.-B.).  1862:  4  Proz. 
vom  Gewinn,  soweit  nicht  Skala  II  und  III  des  Gebührengesetzes  Platz  griffen.  Das 
Gesetz  vom  Juni  ISöS,  das  im  Zusammenhange  mit  der  Einführung  der  16  Proz. 
Steuer  auf  den  Coupon  der  Staatsrente  stand,  erhöhte  diese  4  Proz.  Steuer  auf 
20  Proz.  bei  Staatslotterien  und  15  Proz.  bei  Privatlotterien.  Hierauf  folgte  ein 
ausführlicheres  Gesetz  vom  31.  März  1S9Ü,  welches  das  System  der  Gewinnsteuer 
ausgestaltete.  Die  Gebühr  von  Wetten  ist  auf  Skala  III  erhöbt,  ,,von  den  bei 
"Wettrennen,  Regatten  u.  dergl.  durch  besondere  Unternehmungen  (Totalisator)  ver- 
mittelten Wetten"  wird  eine  Abgabe  von  5  Proz.  vom  Gesamtbetrage  der  Wetteinsätze 
erhoben.  Die  Abgabe  von  Losgewinnen,  mit  Ausnahme  der  begünstigten  Effekten- 
lotterien,  wird  durchaus  auf  2u  Proz.  und  von  Gewinnen  im  Zahlenlotto  auf  1 5  Proz. 
erhöht.  Die  den  Totalisator  haltenden  Unternehmungen  sind  verpflichtet,  ein  mit 
den  für  ihre  eigenen  Zwecke  bewirkten  Aufschreibungen  genau  übereinstimmendes 
Journal,  das  der  Finanzbehörde  zu  übergeben  ist,  zu  führen  und  die  5  Proz.  Ge- 
bühr binnen  8  Tagen  einzuzahlen.  Die  Steuer  von  Gewinnen  in  btaatslotterien  wird 
von  den  Staatskassen  bei  Auszahlung  der  Gewinne  zurückbehalten,  bei  Privatlotterien 
sind  die  Unternehmer  verpflichtet,  die  Steuer  zur  Zeit  der  Fälligkeit  der  Gewinne 
einzuzahlen. 

Vergl.  den  Aufsatz  von  v.  Heckel  in  Conrads  Handwörterbuch,  welcher  die 
Lotterie  und  Lotteriebesteuerung  eingehend  behandelt.  —  Die  Heimat  der  Geld- 
lotterie ist  Italien.  Die  ältere  Form,  die  Klassenlotterie,  entstand  in  Holland 
wohl  schon  im  16.  Jahrhundert.  Das  Zahlenlotto  entstand  schon  1620  als  Staats- 
monopol. Beide  breiteten  sich  im  17.  und  IS.  Jahrhundert  aus.  Das  Zahlenlotto 
ist  in  Deutschland  1860  (zuletzt  in  Bayern)  verschwunden;  die  Klassenlotterie  da- 
gegen besteht  in  PreuCsen,  Sachsen,  Mecklenburg-Schwerin,  Braunschweig  und  in 
Hamburg;  auch  in  Spanien.  England  hat  t826,  Frankreich  1832  die  Staatslotterie 
aufgehoben. 

Das  Zahlenlotto  (Oesterreich,  Italien)  besteht  technisch  darin,  dafs  auf  eine 
Anzahl  von  möglichen  Auszügen  (1  bis  SiO),  wovon  nur  einige  wenige  (5)  heraus- 
kommen, gesetzt  werden  kann;  der  Gewinn  steigert  sich,  wenn  mehrere  von  Spielern 
besetzte  Nummern  zusammen  herauskommen  (Ambe,  Terne,  Quaterne,  Quinterne).  — 
Bei  der  Klassenlotterie  erfolgt  die  Auszahlung  der  im  Geschäftsplane  ausge- 
wiesenen Geldgewinne  nach  der  Zusammengehörigkeit  in  einzelnen  Abteilungen 
oder  Klassen;  der  Staat  nimmt  von  den  auszuspielenden  Summen  vorausbestimmte 
Prozente. 

Von  der  Steuerlotterie  ist  1)  die  Aufbringung  von  Geld  für  dritte  Zwecke  durch 
Ausspielung  eines  Teiles  des  Loseinnahmewertes,  d.  h.  die  sog.  Zwecklotterie, 
2)  die  Kreditlotterie  (Lotterieanleihe)  zu  unterscheiden. 

Näheres  zur  Geschichte  und  LitterHtiir  hr\  v    Heckel,  a.  a.  0. 


Drittes  Buch. 
Die  Steuerentwickelung, 


I.  Hauptabsclmitt.    Das  Steuerwesen  der  Volks-,  der  Leliens- 

und  der  Stadtzeit. 

Erste  Abteilung-.    Das  Steuerwesen  der  Volkszeit. 

1.  Kapitel.    Einleitung. 

§  336.  Aufgabe.  —  Die  Steuerentwickelung  umfafst  drei  Haupt- 
bereiche  von  Thatsaehen:  Das  Steuerwesen  der  Yergang-enheit  oder 
die  Steuergeschichte,  das  Steuerwesen  der  Gegenwart  als  Er- 
zeugnis der  Steuergeschiehte,  das  Gestalten  der  Besteuerung  aus  der  Ge- 
genwart in  die  Zukunft  hinein  oder  die  Steuerpolitik.  Zwei  von  diesen 
drei  Gegenständen  haben  wir  jedoch  schon  erledigt.  Die  Steuertheorie 
der  zwei  ersten  Bücher  hatte  sich  auf  dem  Boden  des  Steuerwesens 
der  Gegenwart  zu  bewegen  und  mufste  für  alle  Zweige  des  Steuer- 
wesens die  Richtung  der  Entwickelung  in  die  Zukunft  hinein,  d.  h. 
die  steuerpolitischen  Aufgaben  bezeichnen.  Es  erübrigt  nur  die  Steuer- 
statistik der  Gegenwart  im  Anhange  mitzuteilen  und  die  einzelnen  Er- 
gebnisse steuerpolitischer  Art  am  Schlüsse  der  Steuergeschichte  der 
Neuzeit  zusammenzufassen.  Dieses  dritte  Buch  will  daher  in  der  Haupt- 
sache Steuer ge schichte  und  zwar  nach  dem  vorgezeichneten  Raum 
Steuergeschichte  im  Abrils  geben. 

Die  Einteilung  des  Stoffes  ist  durch  die  Entwickelung  bestimmt, 
welche  das  durch  Besteuerung  ernährte  Staatswesen  der  Völker  bis 
heute  durchlaufen  hat.  Wir  haben  dafür  fünf  Epochen  angenommen: 
die  Volkszeit,  die  Feudalzeit,  die  Stadtzeit,  die  Territorialzeit,  die 
Neuzeit,  und  schon  in  der  „A.  St.  L."  gefunden,  dafs  die  steuerge- 
geschichtlichen  Erscheinungen  insgesamt  in  diesen  Rahmen  sich  ein- 
fügen lassen.  Da  es  die  Aufgabe  ist,  das  Augenmerk  hauptsächlich  auf 
die  zwei  letzten  Entwickelungsepochen  zu  richten,  so  fassen  wir  das 
Steuerwesen  der  drei  ersten  Epochen   der  Steuerentwickelung  in  dem 
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gegenwärtigen  Hauptabschnitte  zusammen  und  widmen  den  zweiten 
Hauptabschnitt  dem  Steuerwesen  der  Territorialzeit,  den  dritten  dem- 
jenigen der  Neuzeit. 

Die  Staats-  und  damit  die  Steuerentwickelung  bis  zum  Abschlüsse 
der  Neuzeit  hat  jedoch  zwei  Seiten,  eine  weltgeschichtliche  und  eine 
volksgeschichtliche.  "Weltgeschichtlich  hat  der  Stadtstaat  im  klassischen 
Altertume  mit  der  griechischen  Polis  und  der  römischen  Civitas  den 
Höhepunkt  erreicht;  für  die  Geschichte  der  alten  Völker  von  heute 
hat  er  im  Städtewesen  des  sog.  Spätmittelalters  kulminiert.  Für  die 
jungen  Völker  der  modernen  Kolonialwelt,  welche  (vrgl.  „Bau  und  Leben", 
das  „Kolonialwesen"  1,535)  abgekürzt  die  bisherige  Entwickelung  wieder- 
holen, sind  die  ersten  Epochen  auch  im  Steuerwesen  noch  nicht  voll- 
ständig abgeschlossen.  Hiernach  haben  wir  in  diesem  ersten  Haupt- 
abschnitte das  Steuerwesen  des  klassischen  Altertums  und  der 
nachchristlichen  Zeit  nebeneinander  zu  behandeln  und  die  abgekürzte 
Wiederholung  der  älteren  Steuergeschichte  an  der  kolonialen  Steuer- 
entwickelung der  Neuzeit  gelegentlich  anzudeuten. 

Vergl.  hierzu  die  „A.  St.  L.",  §§  58  ff.,  namentlich  aber  die  Darstellung 
der  fünf  Stufen  der  Staatsentwickelung  in  meinem  ,,Bau  und  Leben",  2.  Aufl., 
14.  Buch,  9.  Abteilung. 

§  337.  Schiüieriglceiten.  —  Eine  völlig  befriedigende  Geschichte 
des  Steuerwesens  zu  geben,  ist  beim  heutigen  Stande  der  Wissenschaft 
noch  nicht  möglich.  Zu  Vieles  vom  Steuerwesen  ist  noch  dunkel,  und 
so  viele  Lichtschläge  neuestens  in  das  unaufgehellt  gebliebene  Dickicht 
geführt  worden  sind,  so  bleibt  doch  noch  vieles  aufzuklären.  Das 
vorhanden  gewesene  steuergeschichtliche  Material,  welchem  durch 
A.  Meitzens  ,,Besiedelung",  2.  Band,  eine  vorzügliche  Bereicherung 
für  unser  Frühmittelalter  soeben  zugewachsen  ist,  hat  A.  Wagner  im 
dritten  Bande  seiner  Finanzwissenschaft  mit  der  ihm  eigenen  Gründ- 
lichkeit und  Zuverlässigkeit  verarbeitet;  ohne  diese  hervorragende 
Leistung  wäre  der  Verfasser  nicht  im  stände  gewesen,  auch  nur  das 
zu  bieten,  was  dieses  dritte  Buch  zu  geben  versucht.  Die  Schwierig- 
keiten der  Steuergeschichte  liegen  darin,  dafs  es  bis  jetzt  weder  eine 
anerkannte  Entwickelungslehre  des  Staates,  noch  eine  solche  der  Volks- 
wirtschaft giebt. 

A.  Wagner  selbst  sagt:  ..Für  die  alte  Welt  fehlt  wohl  definitiv,  wenn  es 
auch  durch  Inschriften  u,  s.  w.  für  einzelnes  seine  Ergänzung  findet,  das  Material, 
um  selbst  nur  für  Hauptländer  (Rom,  Athen)  eine  wirklich  zusammenhängende,  die 
Entwickelung  wenigstens  etwas  genauer  im  einzelnen  darlegende  Steuer geschichte 
schreiben  zu  können.  Man  mufs  zufrieden  sein,  wenn  es  gelingt,  gewisse  Haupt- 
punkte leidlich  sicher  festzustellen  und  so  ein  Bild  des  Zustandes  in  gewissen 
gröCseren  Perioden  zu  entwerfen.  Jeder  Blick  in  die  Werlce  über  römische  und 
griechische  Staatsaltertümer,  in  die  Litteratur  über  das  römische  Steuerwesen  zeigt, 
wie  lückenhaft  das  Material,  wie  viel  selbst  in  Betreff  solcher  Hauptpunkte  streitig.*, 
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Dasselbe  gilt  auch  noch  für  zahlreiche  Partien  der  nachchristlichen  Steuer- 
entwickelung. 

§  338.    Die  Behandlungsweise.  —  Dem    schon   vorhandenen   Ma- 
terial der  Steuergeschiehte  suchen  wir  für   den  Zweck  tibersichtlicher 
Orientierung  im  Abrisse  möglichst  viel  Wert  dadurch  abzugewinnen,  dafs 
wir  für  jede  Epoche  nebeneinander  nachweisen: 
erstens  das  Wachsen  des  Staatsbedarfes, 
zweitens    die    eigenartige  Differenzierung  der   Steuergewalten 
(§  16  ff.)  innerhalb  der  verschiedenen,  weiteren  und  engeren 
Gebietskreise  des  Gemeinwesens  (§  19); 
drittens    die    eigene    volkswirtschaftliche   Differenzierung    der 

Steuersubjekte  und  der  Steuerobjekte; 
viertens  die  Bedingungen  der  Organisation  und  der  Verfassung,  von 
welchem  das  Steuerwesen  jeder  Epoche  abhängig  ist,  endlich 
fünftens  die  steuerlich  einflufsreichen  Beziehungen,  in  welche 
Staats-  und  Volkswirtschaft  auf  jeder  der  fünf  Entwicklungs- 
stufen zu  den  übrigen  acht  Sphären  der  Volksgemeinschaft 
sich  befinden  (§  15). 
Die.  fünf  Stufen  der  Steuerentwicklung   können   von  den  Völkern 
nicht  sprungweise  erstiegen  werden.     Jede  folgende  Epoche  liegt  mit 
ihrer  Frühzeit  neben  der  Spätzeit  des  vorangegangenen  Steuerzeitalters. 
Man  wird  daher  für  jede  der  fünf  Staatsepochen   Fr  üb  zeit,   Mittel- 
zeit  und  Spätzeit  zu   unterscheiden  haben,    um   die  nebeneinander 
liegenden  Steuerhaupt-,  Steuerprimitiv-  und  Steuerabortiverscheinungen 
richtig  auffassen  und  würdigen  zu  können. 

Diese  Behandlungsweise  wird  sich  zwar  nicht  vollständig  durch- 
führen lassen,  da  das  sichere  Material  der  Steuergeschichte  unvollstän- 
dig und  ungleichmäl'sig  ist.  Doch  wird  es  möglich  sein,  den  gegebenen 
Stoff  auf  diese  Weise  zu  einigermafsen  befriedigender  Übersicht  zu 
bringen. 

Auf  Vollständigkeit  werden  wir  verzichten  müssen,  teils  was 
die  altorientalischen  Ständestaaten  des  vorklassischen  Altertums, 
teils  was  die  grofsen  Halbkulturstaaten  der  Gegenwart  (China), 
teils  was  die  gegen  Europa  freien  und  die  von  Europa  unterworfenen 
Kolonialreiche  betrifft.  Für  Europa  selbst  werden  wir  uns  auf  die 
gröfseren  mittel-  und  westeuropäischen  Staaten  der  Neuzeit  zu  be- 
schränken haben,  da  für  andere  das  erforderliche  Material  verarbeitet 
nicht  vorliegt  und  wenn  auch  das  Gegenteil  der  Fall  wäre,  unser  Raum 
dafür  nicht  zureichen  würde. 

2.  Kapitel.    Überblick  über  das  Steuerwesen  der  Yolkszeiteu. 

§  339.  Die  steuergeschichtliche  Eigentümlichlceit  der  Volhszeiten.  — 
Die  älteste  Zeit  steht  staatlich  und  volkswirtschaftlich  in  der  Stammes- 
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Verfassung,  ist  gentilizisch  und  sippschaftlicb,  noch  ohne  hervor- 
tretende Differenzierung  der  Steuergewalteu,  der  Steuersubjekte, 
der  Steuerobjekte,  der  Steuerbelastung  und  der  Steuerverwaltung.  Man 
hat  daher  zu  erwarten  und  findet  ein  fast  vollständiires  Durcheinander- 
laufen der  Steuergewalten  und  der  Steuersubjekte,  ein  Verfliefsen  der 
Steuergewalten  der  weiteren  und  der  engeren  Kreise  staatlicher  Ge- 
meinschaft, vollständigen  Mangel  an  Sonderung  des  centralen  und  des 
partikularen  Gemeinwesens,  kein  Auseinandertreten  des  öffentlichen  und 
nichtöffentlichen  Volksbedarfes,  Dürftigkeit  der  Verfassungsgliederung 
und  nahezu  vollständigen  Mangel  besonderer  Verwaltungsorgane,  die 
Verschwommenheit  von  lose  föderativer  und  von  fast  einheitlicher  Ver- 
fassung, der  Teile  des  Gemeinwesens.  Man  darf  nicht  glauben,  hier 
mehr  als  erste  Ansätze  direkter  und  indirekter  Besteuerung  und  diese 
früher  als  zum  Schlüsse  der  Völkerschaftszeit,  früher  als  auf  der  altpa- 
triarchalen  Oberstufe,  der  Zeit  erster  fester  Niederlassung,  anders  als 
in.  naturalwirtschaftlicher  Gestaltung  zu  finden. 

Es  wäre  dennoch  wissenschaftlich  ein  grofses  Verdienst,  die  altvolks- 
zeitlichen  Primitivrudimente  der  Steuerentwickelung,  soweit  sie  sich  noch 
ausgraben  lassen,  einer  gesonderten  Betrachtung  zu  unterziehen  und 
hierbei  die  Methode  der  vergleichenden  Ethnographie  von  heute,  durch 
Beobachtung  des  öffentlichen  Haushaltes  der  noch  nomadischen  und 
der  zum  sefshaften  Ackerbau  vorgedrungenen,  namentlich  afrikanischen 
Naturvölker  zu  verwerten.  Aber  diesfalls  ist  die  wissenschaftliche  Vor- 
arbeit so  gut  wie  nocli  nicht  gethan. 

Aus  der  deutschen  Verfassungs-  und  "Wirtschaftsgeschichte  wissen 
wir  nun  Näheres  durch  Meitzen.  Die  deutsche  Verfassungsgeschichte 
hatte  schon  festgestellt,  dafs  im  weitesten  staatlichen  Zusammschlusse  um 
den  Nationalköuig  in  der  merowingisch-karolingischen  Periode  unregel- 
mäfsige  Beisteuern  (dona)  bereits  gegeben  wurden.  Wie  weit  auch 
in  den  engeren  Kreisen  des  Gemeinwesens  Besteuerung  vorhanden 
und  wie  dieselbe  vorgekommenen  Falles  beschaffen  war,  ist  noch  ziem- 
lich dunkel.  Man  darf  aber  vermuten,  dafs  es  nur  zu  dürftigen  ersten 
Ansätzen  gekommen  ist.  Der  Staatsbedarf  war  gering  und  wurde  aus 
der  Hauswirtschaft  des  Fürsten  bestritten,  die  Unterthanen  leisteten  in 
Person,  unter  Selbstproviant  und  Eigenbewaffnung  den  Kriegsdienst. 
Steuerobjekte  konnten  nur  Naturalien  sein.  Bei  dem  Schwanken  des 
Gemeinbedarfes,  welclier  nur  im  Kriege  ein  bedeutender  war,  werden 
die  Lasten  in  Gestalt  aufserordentlicher  freier  Gaben  (Geschenke,  dona) 
bestritten  worden  sein. 

Für  die  merowingischen  Abgaben  ^barbarischen  Ursprunges"  ist  Clamageeans 
französiche  Steuergeschichte  III  §  15  besonders  zu  erwähnen.  Das  Zollwesen  bei 
den  heutigen  Barbaren:   Ausgangszölle  vorwiegend. 

>iiemals  wird  man  vergessen  dürfen,  dafs  im  Volkszeitalter  für  die  Machtträger 


1.  Kapitel.    Das  standestaatliche  Steuerwesen  überhaupt.  445 

aller  fünf  Gebietsweiten  die  Eingänge  aus  der  fürstlichen  naturalen  Erwerbswirtschaft 
die  eigentliche  Grundlage  für  die  Bestreitung  des  freilich  noch  sehr  geringen  öffent- 
lichen Bedarfes  bildeten.  Der  ertraggebende  Grundbesitz  der  Machthaber  der  wei- 
teren Kreise,  zuhöchst  des  Königs,  war  ja  auch  durch  alle  Teile  ihres  weiteren 
Gebietes  zerstreut  vorhanden.  Ein  selbständiges  Hereinwalten  der  centralen  Ge- 
walten in  die  engeren  Gebiete  war  überhaupt  nur  so  möglich,  (vergl.  hierüber  mein 
„Bau  und  Leben"  14.  B.  9.  Abt.  nach  Meitzens  „Besiedelung- ). 


Zweite  Abteilung-.     Das  Steuerwesen  der  Feudal-  und  der 

Ämterstaaten. 

1.  Kapitel.    Das  ständestaatliche  Steuerwesen  überhaupt. 

§  340.  Übersicht.  —  Man  wird  sich  auch  für  die  Steuergesehichte 
davor  hüten  müssen,  den  Feudal-  mit  dem  nachmaligen  Stadt-  und  Terri- 
torialstaate zu  vermengen.  Beide  letzteren  wachsen  aus  der  welt- 
lichen und  kirchlichen  Feudalwelt  hervor.  Allein  beide  sind  nicht  mehr 
feudalistische  Gebilde.  Auch  wo  ein  Landesherrscher  im  weiteren  Sinne 
dieses  Wortes,  eine  Nationalmonarchie  aufrecht  blieb,  wie  in  England 
und  Frankreich,  kam  der  Feudalismus  dennoch  zu  voller  Entwicklung, 
im  Reiche  mit  Reichsvasallen  wie  im  engsten  Kreise  lokaler  Gutsherr- 
schaft und  Hofhörigkeit.  Die  Stadtzeit  ist  erst  vorhanden,  nachdem 
die  Ortsgemeinden  von  der  weltlich-kirchlichen  Ständeherrschaft  sich 
losgelöst  haben  und  die  Stände  in  ein  Bürgergemeinwesen  zusammen- 
gefafst  und  schliefslich  verschmolzen  sind.  Desgleichen  beginnt  der  Terri- 
torialstaat, wenn  die  in  gröfserera  Feudal-  und  Stadtbesitze  zusammen- 
geratenen Feudalgemeinwesen  und  Landstädte  aus  ihrem  feudal  selb- 
ständigen Nebeneinander  heraustreten  und  zu  einer  Landesgemeinschaft, 
einem  Landesganzen  sich  zu  vereinigen  und  zu  verschmelzen  beginnen. 
Diese  erste  Phase  des  Territorialismus  ist  die  letzte  Phase  des  Feudalis- 
mus, das  sog.  Spätmittelalter,  etwa  von  der  2.  Hälfte  des  11.  Jahrhunderts 
an  beginnend.  Dieselbe  Zeit  ist  Hauptepoche  des  nachchristlichen  Stadt- 
staatlebens, welches  nicht  wieder  wie  im  Altertum  auf  ein  ständestaat- 
liches Gemeinwesen  zurücksinken,  sondern  zum  Glied  höherer,  vom 
Altertume  noch  nicht  erreichter  Staatsgemeinschaft  werden  sollte.  Hier- 
nach wird  auch  für  die  Steuergeschichte  die  Feudalentwicklung  nicht 
nur  von  der  nachmittelalterlichen  Mittel-  und  Spätzeit  der  Landes- 
herrlichkeit, sondern  auch  von  dem  Stadtstaatgemeinwesen  des  Spät- 
mittelalters abzuheben  sein. 

Wir  nehmen  daher  drei  Epochen  der  feudalen  Steuergeschichte  an: 
erstens  die  Entstehungsperiode  aus  der  Volkszeit  (Barbarenzeit)  und 
aus  der  römischen  Militärstaatzeit  heraus,  zweitens  die  Mittel-  oder 
Vollperiode  des  weltlich-geistlichen  Feudalstaates  etwa  von  der  Thei- 
lung  des  karolingischen  Reiches   an  bis   zum  Aufblühen   der  Städte, 
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endlich  drittens  von  da  an  bis  zum  16.  Jabrhimdeiis,  die  Feudal- 
spätzeit. 

Diese  drei  Epochen  bauen  sich  auch  volkswirtschaftlich  überein- 
ander auf:  als  Zeit  der  weit  tiberwiegenden  naturalen  Boden  Wirtschaft, 
als  Zeit  des  auch  in  der  Feudalwelt  beginnenden  Gewerbe-  und  Handels- 
betriebes, endlich  als  Zeit  der  von  den  Städten  ausgehenden  Handels- 
und Handwerksblüte. 

Die  heutigen  Vorarbeiten  für  Steuergeschichte  sind  zwar  nicht  so 
weit  gediehen,  um  diese  drei  Epochen  scharf  auseinander  zu  halten 
und  jede  derselben  schon  vollständig  darlegen  zu  können.  Die  frag- 
liche Einteilung  wird  vielleicht  dennoch  Recht  behalten. 

Von  grofsem  Interesse  wäre  es,  das  Steuerwesen  jenes  Weltzeitalters,  welches 
das  ständestaatliche  war,  nämlich  des  orientalischen  Altertums  genauer  kennen  zu 
lernen.  Material  für  das  orientalische  Staatswesen  ist  zwar  durch  die  Bemühungen 
namentlich  der  Epytologen  gewonnen,  aber  finanzwissenschaftlich  gesichtet  ist  das- 
selbe nicht.  Im  l.  Buche  Mosis,  Kap.  41  bis  48  findet  sich  jedoch  eine  Xachweisung, 
welche  als  typisch  gelten  kann.  Aus  derselben  geht  hervor,  dafs  die  unterworfene 
Masse  des  Volkes  den  herrschenden  Ständen,  vertreten  im  Pharao  und  im  Ober- 
priester, Naturalgrundsteuern  zahlte.  Ob  es  daneben  schon  indirekte  Steuern, 
Aufwandssteuern,  namentlich  Zölle  gab,  vermögen  wir  nicht  festzustellen.  Wenn  es 
ein  Gebührenwesen  gab,  mag  es  schon  steuerartig  ausgegriffen  haben. 

Über  das  Steuerwesen  der  Griechen  und  der  Römer  vor  ihrer  Stadtstaats- 
zeit finden  sich  bei  den  Historikern  und  Archäologen  nur  einzelne  Andeutungen. 
Man  wird  aber  mit  Sicherheit  annehmen  dürfen,  daCs  Grundsteuern  und  Zölle  schon 
mehr  oder  weniger  zur  Entwickelung  gelangt  waren.  Das  Steuerwesen  des  nach- 
christlichen auf  den  Beamten-  und  Offizierständestaat  zurückgesunkenen  Römer- 
reiches  kennen  wir  etwas  besser,  gedenken  aber  desselben  wohl  passender  im  An- 
schlüsse an  das  Steuerwesen  der  Stadtstaatenbildungen   des  klassischen  Altertums. 

Von  grofsem  Werte  wäre  eine  gute  Darstellung  der  Steuergeschichte  Japans , 
welches  verfassungsgeschicbtlich  soeben  durch  eine  schöne  Arbeit  (vergl.  „Bau  und 
Leben",  14.  Buch,  9  Abt.)  erhellt  worden  ist. 

Das  Steuerwesen  des  Mandarinenreiches  China  wäre  wohl  auch  ein  dank- 
barer Gegenstand  für  die  Darstellung  eines  typischen  Ständestaates  der  Neuzeit. 
Vermutlich  liegen  daselbst  neben-  und  durcheinander  ämterstaatliche  und  altvolks- 
zeitliche  barbarische  Steuererscheinungen. 

Bekannt  ist  das  ständestaatliche  Steuerwesen  der  tropischen  Püanzungskolonial- 
welt.  Die  Engländer  in  Ostindien,  die  Niederländer  im  hinderindischen 
Archipel  haben  dort  Beamtenstaaten  mit  eigentümlichem  Grundsteuer-  und  Zoll- 
wesen geschaffen. 

Für  die  Steuerbildungen  in  Neuengland,  als  dieses  wenigstens  teilweise  in 
den  Krön-  und  Lehenskolonien  noch  ein  koloniales  Feudalgemeinwesen  war,  wäre 
Näheres  zu  wissen  auch  von  Wert. 

Über  das  beamten-  und  missionarstaatliche  Neuspanien  vor  der  Emanzipa- 
tion ist  auch  steuergeschichtlich  einiges  inRoscHEBS  „Kolonien"  zu  finden.  Über 
das  Steuerwesen  des  Inka-  und  des  Aztekenreiches,  welche  als  die  zweite  Stufe 
selbständiger  Staatsentwickelung  der  roten  Rasse  aufzufassen  sind,  können  die 
wenigen  bekannten  Einzelheiten  der  Steuerentwickelung  hier  nicht  vorgeführt  werden. 

§  341.    Übergangszeit.  —  In  den  später  „romanischen"  Ländern  des 
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weströmischen  Kaiserreiches  dauerte  das  römische  Steuerwesen  für  die 
unterworfenen  Provinzialen  fort.  In  anderen  Teilen  dagegen  ergab 
sich  ein  Gemenge  von  römischen  und  —  um  den  Ausdruck  Clama- 
gerans  zu  gebrauchen  —  „barbarischen  Steuern",  bis  das  alti'ömische  Ele- 
ment mehr  und  mehr  in  demjenigen  der  sich  neu  bildenden  Nationali- 
täten aufging  und  einer  ursprünglich  gesunden,  auf  Grundbesitz 
fassenden  Ständeherrschaft,  dem  Feudalismus  überhaupt  und  auch  im 
Steuerwesen  wich.  In  Deutschland  entwickelte  sieh  der  Feudalismus 
jener  Zeit  ohne  stark  anklebende  Eierschalen  spätrömischer  Steuer- 
überlieferung. Der  romanische  Feudalismus  war  durch  Unterwerfung 
der  einst  römischen  Possessoren  und  ihrer  Kolonen,  die  in  Vasallen  und 
Hintersassen  umzubilden  waren,  gefördert  worden.  Doch  war  auch 
der  einst  freie  Besitz  zu  feudalisieren.  Das  ergab  sich  tiberall  durch 
Ergebung  der  schwächeren  Grundbesitzer  in  den  Schutz  der  geistlichen 
und  weltlichen  Feudalherren  (commendatio),  durch  die  Landbeschenkung 
immuner  Herren,  weiter  durch  Verleihung  von  Land  an  Hörige  auf 
Naturalsteuern  und  an  Freie  („Ansetzung  von  Bauern"),  durch  Beleh- 
nung der  Grafen,  Ministerialen  und  Hausbeamten  mit  Grundbesitz  seitens 
eines  Oberherrn  als  nunmehrigen  Feudalherrn.  Letzteres  geschah  je 
vom  weitesten  und  weiten  zum  engeren  und  engsten  Kreise  des  da- 
maligen Gemeinwesens  hin  und  erklärt  sich  daraus,  dafs  eine  centra- 
lisierte  Staats-,  insbesondere  auch  Finanzverwaltung  mit  den  gröfsten 
Schwierigkeiten  zu  kämpfen  hatte.  Die  ganze  Verwaltung  geschah  am 
vorteilhaftesten  in  einer  Hierarchie  vasallitischer  Träger  des  Wehr- 
und Gerichtsdieostes,  welche  den  letzten  Untervasallen  und  Hörigen 
der  Feudalorganisation  dienstbar  und  steuerpflichtig  zu  machen  und  zu 
erhalten  vermochten. 

Litteratur:  S.  Anhang  U.A.  Wagneb  III,  §  13.  Deutschland:  Giese- 
BREHT,  Raumer,  Hüllmann,  Lang,  Waitz,  Falk,  Biedermann,  Lam- 
PREHT.  —  Neuestens:  Aug.  Meitzen  {,,Be8iedelung",  I  u.  II). 

2.  Kapitel.    Das  Stenerwesen  der  feudalen  Frülizeitc 

§  342.  Merowingisches  Steuertvesen.  —  Der  öffentliche  Bedarf 
dieser  Zeit  ist  sehr  gering,  was  das  Militärwesen  betrifft,  und 
wird  schon  im  absterbenden  Heerbanne  durch  Natural  Wehrdienst  mit 
Selbstunterhalt  in  der  Hauptsache  besti-itten.  Dasselbe  gilt  vom  Gerichts- 
dienste. Viele  gemeinsame  Leistungen  und  Einrichtungen  in  den  engeren 
Kreisen  des  Gemeinwesens  werden  ebenfalls  naturwirtschaftlich  be- 
stritten worden,  aber  vielleicht  mehr  Interessentenbeiträge  als  Steuern 
gewesen  sein.  Personalsteuern  und  stehende  Tribute  liefsen  sich  zu 
dieser  Zeit  dem  freien  Manne  gegenüber  nicht  durchsetzen.  Sie  waren 
aber  auch  gar  kein  Bedürfnis,  da  fiir  die  Bestreitung  des  geringfügigen 
öffentlichen  Bedarfes  die  eigenen  Haus-  und  Hofein küufte,  vom  Feudal- 
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könig  bis  zum  letzten  Grundherrn,  ferner  die  Grundzinsen  von  Teilen 
der  bei  der  Eroberung  gewonnenen  Grundbesitzungen  für  die  Regel, 
samt  den  fortbestehenden  indirekten  Abgaben  wohl  ausreichende 
Deckung  gewährten.  In  den  einst  römischen  Ländern  stand  weiter 
zur  Verfügung  der  Feudalgewalten  jeder  Gebietsausdebnung  der  fort- 
erhobene römische  Provinzialtribut.  Diese  Tribute  wurden  zwar 
steuertechnisch  mehr  und  mehr  auf  dinglich  an  den  Grundstücken 
haftende  Grundzinsen  zurückgebildet,  aber  sie  wurden  doch  erhoben 
und  lieferten  in  den  neuromanischen  Ländern  bedeutende  Mittel,  sie 
blieben  thatsächlich  doch  Steuern.  Daneben  entwickelte  sieh  aus  der 
vielgestaltig  erwachsenden  Grundherrlichkeit  heraus  auch  eine  regel- 
mäfsige  Abgabe  von  allem  nicht  altallodialen  Grundbesitze.  Beiderlei 
Grundzinsen  scheinen  sich  wirtschaftlich  und  rechtlich  mehr  und  mehr 
aneinander  abgeschliffen  zu  haben  und  werden  als  die  direkten  Haupt- 
steuern der  Fendalzeit  anzusehen  sein,  je  mehr  sie  sich  einander  näher- 
ten, und  je  mehr  sie  sich  durch  die  grundherrliche  Feudalaufsaugung 
des  Grundbesitzes  verallgemeinerten.  Diese  Steuern  waren  auch  das 
Mittel,  für  aufserordentlichen  Bedarf  aufserordentliche  Gaben  der  engeren 
Steuergewalten  an  diejenigen  der  weiteren  Kreise,  zuhöchst  an  den 
König,  abzuliefern. 

Die  sogenannten  „Adjutorien"  im  weitesten  Staatskreise  mti-ssen 
auf  den  gu  t  s  w  irt  s  c  h  af  t  li  ch  e  n  und  den  grundherrlichen 
Einnahmen  seitens  der  Träger  der  Feudalstaats-  und  Feudalsteuer- 
gewalten zusammen  beruht  haben,  Steuern  der  niedrigen  an  die  höchste 
Steuergewalt,  also  „Gemeinsteuern"  gewesen  sein,  aber  wenn  auch 
aufserordentlich  und  freiwillig  geleistet,  feudale  Nationalsteuern 
dargestellt  haben. 

Sie  sind  aber  nicht  die  Hauptsteuer  des  Feudalismus ;  das  waren  die 
alten  römischen  und  die  neuen  germanischen  Grundzinsen.  Auch  die 
letzteren  sind  Beiträge  an  eine  für  das  Gemeinwesen  gemeinnützig 
waltende  öffentliche  Gewalt,  für  den  Unterhalt  dieser  Gewalt,  ihrer 
Mannen  und  Schutzeinrichtungen,  also  Steuern  im  Sinne  feudaler 
Reehtsbildung.  Man  wird  auf  dieselben  schwerlich  den  viel  späteren 
Begriff  und  Namen  der  Reallast  anwenden  dürfen;  die  eigentlichen 
Grundzinsen  sind  eben  auch  Steuern,  nicht  privatwirtschaftlich-privat- 
rechtliche Leistungen  im  Sinne  einer  staatlich  und  wirtschaftlich  sehr 
viel  späteren  Zeit.  Allerdings  lagen  diese  Abgaben  im  Gemenge  mit 
dem,  was  wir  heute  Domanialerträge,  Interessentenbeiträge,  Vergütungen 
oder  Gebühren  nennen.  Das  kann  nicht  tiberraschen.  Je  mehr  die 
eigene  Pfalz-  und  Frolmwirtschaft  aufhörte,  vorteilhaft  zu  sein,  und 
je  mehr  Grundbesitz  der  feudalen  Gewalten  an  Zinsbauern  abgegeben 
wurde,  desto  mehr  wandelten  sich  die  Grundabgaben  in  die  speci- 
fisch   feudale  Grundsteuer  um,   welche  den   Unterbau  der 
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Steuerleistung-  vom  grundherrliclien  Dorfherrn  bis  zum  obersten 
nationalen  Lehensherrn,  dem  Kaiser  und  dem  Kör]i<^e  bildeten. 

Nach  den  staatlichen  und  volkswirtschaftlichen  Voraussetzungen 
der  feudalen  Frtihzeit  ist  eine  direkte  Feudalbesteuerung  anders  auch 
kaum  denkbar. 

Auf  dieser  Grundlage  vermochten  die  geistlichen  und  weltlichen 
Reichsstände  dem  Könige  zu  steuern  und  eine  irgendwie  umgelegte 
Kepartitionsreichssteuer  zu  entrichten,  ohne  dafs  das  „Volk"  als 
„Reichsunterthanenschaft"  —  eine  damals  kaum  denkbare  Vorstellung! 
—  dem  Könige  Steuern  zahlte. 

Wauig  Grofsgütenvirtschaft.  Regieertrag  aus  Grofsgütern  der  Herren  mufs 
sehr  gering  gewesen  sein.  Meitzen  weist  die  geringe  Bedeutung  der  Grofsgüter- 
wirtschaft  für  jene  Zeit  überzeugend  nach, 

§  343.  Das  Steuerwesen  der  MroUngischen  Zeit  —  ist  immerfort  durch 
ein  Hereinragen  der  „barbarischen"  und  der  spätrömischen  Besteuerung 
von  gemischter  Art.  Das  Steuerwesen  dieser  zweiten  Hälfte  der  feu- 
dalen Frühepoche  ist  noch  wesentlich  teils  barbarisch,  teils  —  nämlich 
in  den  später  romanischen  Ländern  —  spätrömisch.  Das  läfst  sich 
wenigstens  für  das  Steuerwesen  des  weitesten  nationalen  Kreises  nach- 
weisen. 

Die  spätrömische  Besteuerung,  welche  durch  die  Eroberung  der 
Steuergewalt  den  Germanenkönigen  zuwuchs,  bildete  aber  nicht  die 
Brücke  für  den  Übergang  zu  einem  eigentümlich  territorialistischen 
Steuerwesen,  wofür  bei  noch  halbbarbarischen  Völkern  eben  kein  Raum 
war.     Dieselbe  ging  vielmehr  im  Steuerwesen  der  Feudalfrühzeit  auf. 

Die  Vasallen  waren  wohl  Steuerträger  dem  höheren  und  höchsten 
Lehensherrn  gegenüber,  im  engeren  Kreise  aber  selbst  Steuergewalten, 
genossen  dafür  hier  sachgemäfs  die  Steuerfreiheit,  da  sie  sowohl  ihre 
Domanialeinkünfte,  als  ihre  Abgabenbeztige  wesentlich  für  öffentliche 
Zwecke  der  weiteren  und  der  engeren  Kreise  des  beginnenden  feudalen 
Gemeinwesens  verwendeten. 

Die  Bedeutung  der  Einkünfte  der  Herren  aus  eigener  Bodenwirtschaft 
darf  man  sich  nach  der  schönen  Nachweisung  Meitzens  nicht  als 
bedeutend  vorstellen.  Die  festen  Zinsen  aus  dauernd  vergebenen  Teilen 
des  Grundbesitzes  waren  eben  oder  wurden  wenigstens  die  eigenartige 
feudale  Form  der  Grundbesteuerung  mit  allen  übrigen  Grundabgaben 
zusammen. 

Die  karoli  ngische  Zeit,  insbesondere  die  Gesetzgebung  Karls  des  Grofsen 
selbst  in  den  Kapitularien  ändert  auf  finanziellem  Gebiete  nicht  so  wohl,  als 
dafs  sie  das  Altherkömmliche  zu  erhalten  und  zu  fixieren  sowie  Mifsbräuche  zu 
beseitigen  sucht.  Das  Finanzwesen  bekam  keinen  neuen  Charakter. 
Die  Hauptsache  blieb  das  System  direkter  Leistungen  (servitium,  obse- 
quium)  von  Arbeit,  Naturalien,  für  die  Bedürfnisse  des  Königs  und  der 
Staatsverwaltung,  soweit  von  letzterer  überhaupt  zureden  ist.  So  werden  die  Ver- 
ScHÄFFLE,  Steuern,  Besonderer  Teil.  29 
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pflegung  des  Königs  und  seiner  Beamten,  der  Wege-  und  Brückenbau  und 
das  sonstige  Bauwesen,  der  "Wach-  und  Burgdienst  geregelt.  Die  geist- 
lichen Stifter  bleiben  besonders  zu  Leistungen  verpflichtet.  Die  römische  Steuer- 
verfassung (§351)  ist  wohl  vollends  als  Bestandteil  des  öffentlichen  Rechtes 
verschwunden,  aber  in  den  mancherlei  nach  Herkommen  zu  zahlenden  Grundabgaben 
ist  materiell  doch  Einiges  davon  in  Resten,  wenn  auch  in  anderer  Form, 
geblieben.  Das  „Herkommen"  ist  hierfür  das  alles  beherrschende  Moment.  Die 
^  Gaben"  auf  den  Reichsversammlungen  und  bei  anderen  Gelegenheiten  verlieren 
indessen  den  ursprünglichen  Charakter  der  Freiwilligkeit  und  werden  dadurch  steuer- 
artig, so  besonders  bei  Kirchen  und  Klöstern  gegenüber  dem  König.  In  einzelnen 
Landesteüen  kommen  teils  in  Sachen,  teils  in  Geld  ebenfalls  besondere  steuer- 
artige Abgaben  an  den  König  vor,  in  Südgallien,  Westphalen,  bei  den  Rhein- 
Franken,  den  Alemannen.     (A.  Wagneb.) 

Clamageran  hält  auch  für  das  7.  und  S ,  ja  selbst  für  das  9.  Jahrhundert 
den  freilich  nicht  mehr  veränderten,  nicht  mehr  besonders  ausgeschriebenen,  sondern 
gewohnheitßmäCsig  geregelten  fränkischen  Census  römischen  Ursprungs  noch  für  eine 
wirklich  ,'steuer  artige,  als  solche  dem  König  zu  leistende  und  von  diesem 
immer  wieder  reklamierte  Abgabe  und  sucht  dies  (I,  135  ff.)  mit  mehreren  beachtens- 
werten Gründen,  auch  nach  Auslegung  der  Kapitularien,  zu  stützen,  Gründe,  welche 
jedoch  Waitz  „nicht  genügend"  nennt. 

3.  Kapitel.    Das  Steuerwesen  der  feudalen  Mittelzeit. 

§  344.  1.  In  Deutschland.  —  In  der  Zeit  nach  Auflösung  des 
fränkischen  Weltreiches  in  die  deutschen  und  die  romanischen  Staaten 
bildet  sich  die  Lehensverfassung,  das  Benefizialwesen,  die  vom  Eeichs- 
tursten  bis  zum  kleinsten  Baron  reichende  Yasallität  aus.  Der  welt- 
liche und  der  kirchliche  Bedarf  wachsen.  Der  erstere  namentlich  durch 
Einführung  des  überwiegenden  Rofs-  und  Reiterdienstes.  Diese  militär- 
technische Umwälzung  brachte  die  Ausbildung  des  Ritterstandes  mit 
dessen  Mannen. 

Die  Folge  hiervon  bestand  für  die  direkte  Besteuerung  in  der 
stärkereu  Belastung  der  nicht  dienenden,  nicht  mehr  heerbannpflichtigen 
Bevölkerung  zur  Ausrüstung  und  zum  Unterhalte  der  kriegerischen 
Aristokratie. 

Diese  stärkere  Heranziehung  gelang  in  Deutschland  der  könig- 
lichen Gewalt  nur  in  sehr  geringem  Malse,  was  Grundursaclie  der 
beginnenden  Auflösung  Deutschlands  als  eines   Nationalstaates   wurde. 

In  der  direkten  Besteuerung  dieser  Zeit  fällt  der  Schwerpunkt  — 
auch  in  England  und  in  Frankreich  —  sachgemäls  in  den  Bereich  der  enge- 
ren Steuergewalten,  welche  selbst  im  Auftrage  des  Königs  landschaftlich 
und  lokal  zu  walten,  auch  die  Beisteuern  an  das  Reich  zu  entrichten  haben. 
Soweit  neben  den  allerdings  geringen  gutswirtschaftlichen  Eigeneinktinf- 
ten  Steuern  erforderlich  sind,  bleiben  die  direkten  Feudalsteuern,  d.  h.  die 
Grundzinsen  aller  Art;  wahrscheinlich  haben  sich  die  ursprünglich  ver- 
schiedenen Gattungen  dieser  feudalen  Grundsteuern  völlig  gegeneinander 
abgeschlififen.    Unsere  heutigen  Unterscheidungen  privatrechtlicher  und 
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Öffentlicher  Einnahmen  lassen  sich,  wir  wiederholen  es,  auf  diese  rechts- 
geschichtlich noch  frühe  Periode  nicht  anwenden,  die  Zeit  selbst  schied 
nicht  so.  Die  Grundzinsen  waren  Beiträge  von  Feudalunterthanen 
gegen  Feudalgewalten  für  öffentliche  Zwecke,  also  Steuern  feudaler 
Art,  was  gegen  Waitz  festzuhalten  sein  wird.  Auch  die  andere  Hälfte 
direkter  Steuern,  Naturalleistungen  an  Sachen  und  an  persönlichen 
Diensten  —  jetzt  auch  für  Bau  der  Burgen  —  dauern  fort.  Eine  Militär- 
pflichtersatzsteuer —  Heersteuer,  heristiura  —  kam  auf.  Sie  war 
aber  keine  Eeichssteuer,  nicht  einmal  eine  Beisteuer  der  engeren  Steuer- 
gewalten zum  Reiche. 

Dagegen  treten  jetzt  schon  die  Städte  in  den  Kreis  der  Beisteuern 
zahlenden  Reichstände  ein.  Sonst  scheint  der  Reichsbedarf  wesentlich 
aus  den  stammesfürstlichen  Feudaleinkünften  der  Königsdynastien 
bestritten  worden  zu  sein. 

Der  Fortschritt  in  der  indirekten  Besteuerung  ist  immer  noch 
nicht  bedeutend.    Am  bedeutendsten  im  staufischen  Sizilien. 

Waitz  (D.  Verf.  G.  VIII  S.  392,  395  ff.)  meint  freüich  von  den  vielen  zins- 
artigen Abgaben:  ,,in  alledem  ist  Nichts."  was  den  Charakter  einer  öffentlichen 
Abgabe  an  sich  trägt.  Gewifs  nach  modernem  Begriffe  des  öffentlichen  Rechtes 
Nichts! 

Der  Heersteuerertrag'  kam  nicht  mehr  wie  bei  den  Adjutorien  dem  Wehrmanne 
unmittelbar,  sondern  dem  Dienstherrn  zum  Zweck  der  kriegerischen  Rüstung 
oder  der  Kostendeckung  dafür  zu  gute.  Der  nicht  selbst  dienende  Dienstpflichtige 
mufste  einen  festen  Beitrag  in  Geld,  die  betreffende  Volksschicht  auch  wohl  Ab- 
gaben, welche  sich  nach  dem  Besitze  abstuften,  entrichten.  Aus  dem  Ertrage  dieser 
„Heersteuern"  und  ähnlicher  Abgaben  wurden  vom  Herrn  bestimmte  feste  Bei- 
hilfen an  die  Krieger  in  Geld  und  in  Naturalien  gezahlt,  „in  gewissem  Mafse 
anstelle  des  Soldes"  und  so  auch  bezeichnet:  Stipendium.   (A.  Wagnee  III,  §  4-i.) 

In  Sizilien  war  es  Friedrich  II.  gelungen,  im  Anschlüsse  an  ältere  normanische 
und  vielleicht  auch  sarazenische  Einrichtungen,  eine  für  ihre  Zeit  relativ  tüchtige 
Finanzwirtschaft  zu  organisieren,  deren  Wert  und  Bedeutung  freilich  öfters  über- 
schätzt worden  ist.  Neben  den  besser  geregelten  älteren  Einnahmen,  den  domani- 
alen  Gerichtsgefällen  u.  dergl.  war  hier  schon  mehr  Steuerwirtschaft  erreicht 
worden:  Zölle,  Verkehrsabgaben,  städti sehe  Verzehrungs steuern  (auch 
diese  schon  älter,  vielleicht  sarazenischen  Ursprungs,  s.  Winkelmanns  Schrift 
I,  354,  358);  ob  eine  förmliche  Grundsteuer,  bleibt  auch  nach  Winkelmasxs 
Untersuchungen  doch  zweifelhaft.  Eine  besondere  Eigentümlichkeit  waren  die 
ausgebildeten  Monopole  (aufser  älteren  jetzt  auf  Salz,  Eisen,  Kupfer,  Rohseide), 
dann  der  gewinnreiche  Staatshandel,  namentlich  der  Getreidehandel,  mit 
den  Überschüssen  der  Naturaleinkünfte  und  Naturalabgaben  auch  ins  Ausland 
(Afrika)  geführt  (A.  Wagner). 

Passierzölle.  Die  indirekten  Steuern  waren  nur  wenig  entwickelt  und  stellen 
groCsenteils  Gemengeabgaben  dar,  an  welchen  der  Gebühren-  und  der  Steuercharakter 
nach  heutiger  Auffassung  noch  unscheidbar  ineinander  verflossen.  Die  „Zölle"  sind  in 
dieser  Zeit  keine  blofsen  Grenzzölle,  sondern  ein  Nebeneinander  von  inneren  Ab- 
gaben halb  gebührenartiger  Natur,  wie  die  Wagen-,  Brücken-,  Markt-,  ümscblags- 
zöUe.  A.  Wagnee  giebt  ihnen  den  Gesamtnamen  der  Passierzölle,  welche  der 
WAiTzschen    Bezeichnung   ..Transitzölle-    vorzuziehen   sein   wird.     Die   Königliche 
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Gewalt  begann  das  Zollbesteuerungsrecht  schon  in  dieser  Frühepoche  an  die  Vasallen 
zu  verlieren. 

Konsumsteuern  im  heutigen  Sinne  sind  alle  diese  „Zölle"  nicht,  eher  steuerlich 
ausgenützte  Gebühren:  Verleibungsgelder,  Geleitsgebühren,  Schutzgebühren,  Licenzen. 

Der  Passiercharakter  ist  durch  das  für  diese  Zeit  charakteristische  Übergewicht 
des  Wassertransportes  und  durch  die  feudale  Gebietszersplitterung  bedingt. 

§  345.  2.  In  Frankreich.  —  Auch  Frankreich  hatte  verfassungs- 
geschichtlich,  daher  auch  steuergeschichtlich  seine  Feudalepoche,  wie  es 
nachmals  die  territorialistische  Epoche  des  ancien  regime  ')  gehabt  hat. 
Clamageran  nennt  diese  Periode  richtig  die  Zeit  des  impot  feodal  und 
läfst  dieselbe  sogar  bis  ins  15.  Jahrhundert  laufen.  Sie  dauert,  bis  mit 
der  Einführung  der  ersten  stehenden  Heere  die  direkte  Besteuerung 
der  taille  anhebt.  Das  Besondere  in  Frankreich  ist  nur  dies,  dal's 
die  Steuer-  wie  die  Staatsentwicklung  nicht  v,ie  in  Deutschland 
auf  dem  landschaftlich  proviuzialeu  Feudalismus,  sondern  melir  auf 
dem  nationalen  Königsfeudalismus  beruht,  indem  es  der  Feudalcentral- 
gewalt  des  Königs  gelingt,  die  grofsen  Provinziallehen  wieder  an  sich 
zu  ziehen. 

Auch  die  französische  Feudalzeit  hat  die  drei  grofsen  Abschnitte,  1.  bis  zur 
Teilung  des  karolingischen  Reiches  im  9.  Jahrhundert,  2.  von  da  bis  in  das  12.  und 
1.3.  Jahrhundert,  3.  endlich  von  da  bis  zu  den  Ordonnanzen  (1439).  Der  erste  dieser 
drei  Abschnitte  ist  in  §  34  mit  charakterisiert.     Der  2.  steht  hier  zur  Betrachtung. 

Die  Grundlage  der  direkten  Besteuerung  bleiben  auch  in  dieser 
feudalen  Mittelzeit  die  Feudalabgaben  an  die  Lehensherren  von  der 
untersten  bis  zur  obersten  Sprosse  der  Feudalhierarchie.  Diese  fort- 
dauernde Grundabgabe  war  nach  Clamageran  gekennzeichnet  durch 
lokale  Zersplitterung,  Verkauf lichkeit  der  Rechte  und  Regulierung 
mittelst  Herkommens.  Die  Speisung  des  vom  Könige  vertretenen  Natio- 
nalbedarfes wird  immer  noch  wesentlich  Gemeinsteuer,  nicht  Ur-  und 
Individualsteuer  gewesen  sein.  Auch  die  aides  (auxilia)  und  die  exac- 
tiones  des  Feudaladels  und  des  Feudalklerus. 

Die  auxilia  waren  auf  serordentliche  Subsidien  aller  Ünterthanen  und  Va- 
sallen je  an  den  Oberherrn,  „im  Verhältnis  zu  den  Einkünften  geliefert"  (Clama- 
geran I  199).  Die  drei  .aides  legitimes"  erfolgten:  beim  Ritterschlage  des  Sohnes 
des  Herrn,  bei  der  Verheiratung  der  ältesten  Tochter,  zum  Loskaufe  des  Herrn  aus 
der  Gefangenschaft.  Die  ,.aides  gracieuses"  erforderten  die  Zustimmung  des  Lei- 
stenden. Der  Bedarf  für  die  Kreuzzüge  (1147,  IISS)  leistet  der  Erweiterung  der 
aides  unter  Selbstbelastung  auch  des  Adels  und  der  Geistlichkeit  Vorschub 
(Glamageban  I,  279). 

Die  Exactiones  (Beitreibungen)  beruhten  weder  auf  Herkommen,  noch  auf  Zu- 
stimmung des  Leistenden,  sondern  waren  willkürlich  auferlegt. 

Die  indirekte  Besteuerung  dehnt  sich  mäfsig  aus  und  gewinnt 
die  ersten  Ansätze  für  die  weitere  Ausbildung  der  spät  feudalistischen 
und  früh  territorialistischen  Besteuerung  indirekter  Art. 

1)  Hierüber  Ren^  Stourm;  Les  änances  de  l'ancien  regime  et  la  revolution. 
2  T.,  1S85. 
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Was  Wagner  hierüber  bemerkt,  gilt  wohl  schon  von  der  feudalistischen  Mittel- 
epoche. Einzeln  gehören  z.  B.  hierhin  die  Wege-  und  Passagezölle,  meist 
nach  der  Menge,  der  Last  u.  s.  w.,  mitunter  in  natura  erhoben  (wichtig  darunter 
der  Salzzoll);  die  Verkaufsabgaben,  besonders  auf  Märkten,  frühzeitig  nament- 
lich auch  eine  Abgabe  vom  Weinverkauf  im  kleinen  Iforagium,  forage);  die  in  der 
Form  der  Bannrechte  (banalit^s),  besonders  bei  Bannmühlen,  -Backöfen,  -Keltern 
auflaufenden  Abgaben,  auch  der  Extragewinn  bei  dem  Vorverkaufsrechte  des  guts- 
herrlichen Weines  gehört  hierher  (banvin,  Clamageran  I,  213).  Auch  Besitz- 
wechselabgaben (droits  de  mutation)  finden  sich  nicht  nur  gegenüber  Unfreien, 
sondern  auch  gegenüber  Freien,  Vasallen  und  anderen  Unterthanen,  sowohl  beim 
Erbgange  als  bei  Eigentumsühertragungen  unter  Lebenden  mit  oder  ohne  Entgelt 
und  gehen  später  aus  dem  Feudalsystem  unmittelbar  oder  in  Form  von  Abgaben, 
welche  nach  Analogie  dieser  Feudalabgaben  gebildet  werden  ,  in  das  Centralsteuer- 
system  über  („droits  de  relief  et  de  rachat",  „lods  —  laudes,  „Laudemial- 
abgaben"  —  et  ventes",  Clamageran  I,  208). 

Die  Besteuerungen  in  den  engsten  und  engeren  Kreisen  des  Feudal- 
staates werden  Grundabgaben  verschiedener  Art  seitens  der  Hinter- 
sassen der  Untervasallen  gewesen  oder  vielmehr  geblieben  sein. 

§  346.  3.  In  England.  —  Hier  kommt  der  Feudalismus  auch 
steuergeschichtlieh  erst  mit  der  normannischen  Eroberung  zur  Geltung. 
Nichts  hatte  sich  aus  der  einstigen  römischen  Steuerverfassung  in  der 
angelsächsischen  Volkszeit  erhalten. 

Der  angelsächsische  Volkskönig  war  auf  sein  Domanium  (bocland)  und  auf  Ein- 
künfte aus  nutzbaren  Rechten  an  öffentlichem.  Einzelnen  zur  Nutzung  überlassenem 
Lande  (Folkland)  angewiesen  gewesen.  Dazu  waren  Schiffsgelder  zur  Ausrüstung 
von  Schiffen  seitens  der  Shires  und  Hundertschaften  gekommen.  Weiter  für  die 
Tribute  an  Dänen  und  Normannen  als  aufserordentliche  Steuern.  Das  Dänengeld, 
eine  Art  Hufensteuer  vom  Grundbesitze.  An  mancherlei  Naturalleistungen  der  Be- 
sitzer und  Bebauer  des  Folklandes  scheint  es  auch  nicht  gefehlt  zu  haben.  Als  in- 
direkte Steuern  bestanden  uralte  Hafenzölle.  Die  starke  Entwickelung  innerer 
Verkehrssteuern  fällt  in  eine  viel  spätere  Zeit. 

Die  normannischen  Lehnsherrscher  behielten  die  alten  Abgaben  bei, 
vergröfserten  aber  durch  Konfiskation  das  alte  Domanium  bedeutend. 
Aus  der  Vergebung  des  Landes  an  Vasallen  und  Aftervasallen  ent- 
wickelte sich  auch  in  England  neben  der  Domanialbevölkerung  eine 
grundzinspflichtige  Bevölkerung.  Auch  die  Domanialhintersassen 
leisteten  für  aufserordentliche  Bedürfnisse  des  Königs  aufserordentliche 
Abgaben,  was  den  ersten  Ansatz  einer  ständigen  direkten  Urbe- 
steuerung  ergeben  hat. 

Die  Lehensunterthanen  leisten  an  den  König  wohl  auch  nur 
aufserordentliche  Beihilfe  (aid,  auxilium),  ähnlich  wie  in  Frankreich. 
Dazu  kamen  ebenfalls  wie  in  Frankreich  Lehensaccidenzien,  welche 
übrigens  nicht  lediglich  als  Steuern  sich  deuten  lassen,  sondern  mit 
Bestätigungs-  und  Erlaubnisgebtihren  im  Gemenge  liegen.  Den  Anlauf 
zu  territorialistischen  Steuern  an  den  König  bilden  schon  in  dieser 
Periode  die  Ersatzabgaben  für  den  durch  den  Lehensherrn  übernommenen 
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Wehrdienst,  die  Schildgelder  oder  scutagia.  Das  ging  ebenfalls  aus 
der  beginnenden  Verdrängung  der  Lehenstruppen  durch  geseliulte  Sold- 
truppen  hervor. 

4.  Kapitel.    Das  Steuerwesen  der  feudalen  Spätzeit. 

§  347.  Das  spätfeudale  Steuerwesen  üherhaupt  —  zeigt  zwei  Be- 
standteile, wie  das  frühfeudale.  Es  setzt  die  überkommenen  vollfeudalen 
Steuersysteme  fort  und  erzeugt  daneben  die  erste  territorialistische  di- 
rekte Besteuerung,  indem  die  Beden  (tailles,  Tallagien)  zur  ersten 
Entwickelung  gelangen.  Desgleichen  erscheint  in  der  indirekten  Be- 
steuerung eine  erheblich  weitergreifende  landeshoheitliehe  Ausdehnung, 
indem  die  nutzbaren  Holieitsrechte  wenigstens  dem  sachlichen  Kerne, 
wenn  aucli  nicht  der  Rechtsbegründung  nach  erweiterte  indirekte 
Steuern  neben  dem  fortbestehenden  alten  Zollwesen  ansetzen. 

Das  ist  wohl  nicht  blofs  für  die  Nationalsteuergewalt  des  Königs 
der  Fall  gewesen.  Selbst  die  Untervasallen  scheinen  durch  ihre  be- 
sonderen tailles  und  Beden  die  Steuergewalt  in  dieser  Richtung  aus- 
gedehnt zu  haben,  und  zwar  solange  und  soweit  sie  für  Landes-  und 
Landfriedeusschutz  neuartigen  Aufwand  machten,  auch  mit  innerer  Be- 
rechtigung. Doch  ist  hierüber,  sowie  über  die  Fortbildung  der  breiten 
Basis  direkter  Feudalbesteuerung,  nämlich  der  Grundabgaben  aller  Art 
bis  jetzt  nur  wenig  Genaues  und  Greifbares  von  den  Steuerhistorikern 
nachgewiesen. 

Die  ersten  laudeshoheitlichen  (landesherrlichen)  Ansätze  dieser  Pe- 
riode an  direkten  und  indirekten  Steuern  stellen  wir  bis  zur  Darlegung 
der  Frühepoche  der  territorialistischen  Steuerentwickelung  zurück. 

Immerhin  schon  stärkere  Entwickelung  der  Verwaltungseinnahmen  aus 
den.regalia  majora,  an  BuCsen  und  Strafgeldern  (den  in  England  sog.  amerciaments) 
und  an  Gebühren  (fines),  d.  h.  Vergütungen  für  königliche  Leistungen  im  Privat- 
interesse. 

Der  Xanie  taille  (nach  A.  Wägneb).  Zu  den  exactiones  rechnet  das  fran- 
zösische Feudalrecht  besonders  die  unter  dem  Namen  taide  (talia,  toltai  nach- 
weisbar seit  dem  11.  Jahrhundert,  sachlich  vermutlich  schon  früher  vorkommende 
direkte  steuerartige  Abgabe. 

Über  die  Namenserklärung  gehen  die  Ansichten'' auseinander  (Cl'amagbban, 
I,  200).  Mitunter  wurde  mit  einer  unliebsamen  Nebenbedeutung  eine  solche  ohne 
Bewilligung  der  Besteuerten  vom  Herrn  iSeigneuri  und  speciell  vom  Könige  aufge- 
gelegte  (direkte  wie  indirekte)  Steuer  mal  töte  genannt  (der  einen  Bedeutung 
unseres  „Ungelts"  vielleicht  entsprechend?).  Die  gewöhnliche  taille,  unter  ver- 
schiedenen lokalen  Namen,  oder  auch  andere,  aber  ähnliche  Steuern  werden  früh- 
zeitig gern  nach  „feux'  als  Rauch-  oder  Feuerstell  ensteuern  (fouages,  focagia) 
aufgelegt.  Sie  sind  somit  wohl  wesentlich  direkte  Familiensteuern,  indessen 
fallen  sie  damit  nicht  durchaus  zusammen,  sondern  treffen  wirklich  Hausbe- 
wohnergruppen, die  dieselbe  Feuerstelle  benutzen  (Clam.vgeban  I,  201). 
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Dritte  Abteilung.     Das   Steuerwesen  der  Stadtstaatszeiten. 

1.  Kapitel.    Im  klassischen  Altertum. 

§  348.  Der  CharaJcter  dieser  Steuerepochen.  —  Im  klassischen 
Altertum  hat  der  Stadtstaat  seine  weltgeschichtliche  Entfaltung  er- 
reicht. Er  hat  seine  Selbständigkeit  nur  in  der  vorchristlichen  Zeit 
besessen.  Die  römische  Eepublik  hatte  sogar  ein  Weltreich  in  der 
Form  des  Stadtstaatswesens  geschaffen.  Im  Prinzipat  sank  diese  ge- 
waltige Schöpfung  auf  eine  pathologische  Gestaltung  des  Eeichs-  und 
Kommunal- (Munizipal- jBeamtenstaates  zurück,  bis  Rom  vor  dem  halb 
barbarischen  Frühfeudalismus  der  germanischen  Völker  dahinschwand. 
Das  viele  Beamtentum  wurde  nur  nicht  wie  später  dasjenige  des 
Territorialismus  Träger  der  Eraporhebung  zur  vierten  Verfassungsstufe, 
sondern  der  Notreifen  des  zum  Amterstaate  zurücksinkenden  römischen 
Stadtstaatswesens. 

Genaue  Charakteristik  dieser  verfassungsgeschichtlichen  Entwickelung  in  „Bau 
und  Leben"  II,  14.  Buch,  9.  Abt. 

Der  Stadtstaat  ist  schon  erstmals,  wie  nachmals  in  der  späteren 
Feudalzeit  der  heute  „alten"  Völker  dadurch  geworden,  dafs  die  ur- 
sprünglich stammgenossenschaftliche,  dann  feudal  beherrschte  Orts- 
gemeinde sich  zum  ständeverschmolzenen  Gemeinwesen  emporhob. 
Über  diese  Stufe  staatlicher  Entwickelung  hinaus,  zu  einem  auch  die 
Stadtgemeinden  in  einheitlicheren  Landesgemeinwesen  verknüpfenden 
Territorialismus  ist  das  Altertum  nicht  mehr  gelangt.  Dazu  ist  erst 
die  nachchristliche  Zeit  vom  Feudalismus  und  spätmittelalterlichen 
Stadtstaate  aus  gekommen. 

Es  kann  sich  daher  auch  steuergeschichtlich  nur  von  der  volks- 
zeitlichen, dann  der  feudalen  Vor-  und  der  stadtstaatlichen  Hauptstufe 
des  klassischen  Altertums  handeln.  Die  Entwickelung  über  die  letz- 
tere hinaus  durch  den  macedonischen  Militärstaat  und  durch  das 
römische  Eroberungsreich  ist  ein  durch  den  Einflufs  des  Orients  ver- 
mittelter Rückfall  auf  die  zweite  Stufe  staatlicher  Verfassuugsbildung 
und  zwar  auf  eine  solche  von  zunehmend  pathologischem  Charakter, 
wenn  man  diese  Form  des  Ständestaates  mit  der  dem  Stadtstaate  vor- 
angehenden urwüchsigen,  altfeudalen  Stände  Staats  zeit  ver- 
gleicht. 

Verschiedene  Gebietsweiten  sind  ebenfalls  wahrzunehmen.  Den 
weitesten  Kreis  staatlicher  Gemeinschaft  bilden  zuerst  Bünde  selb- 
ständiger städtischer  Gemeinwesen,  dann  stadtstaatliche  Bundestaats- 
reiche mit  Hegemonie  eines  Stadtvorstaates  (Athen,  Rom)  über  die 
Bundesgenossen,  endlich  stadtstaatliches  Nationalgemeinwesen,  die  inter- 
nationale Reichszusammenfassung  mit  der  urbs  orbis  an  der  Spitze 
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und  mit  der  Herstellung-  eines  allgemeinen  römischen  Stadtbürgerrechtes. 
Eben  diese  Erweiterung  bringt  aber,  was  die  Yerfassungshöhe  betrifft, 
den  Rückfall  auf  eine  krankhafte,  den  Verfall  einleitende  Form  der 
Ständestaatsstufe,  den  militärisch-civilen  Bearatenstaat. 

Dabei  bleibt  es  denn  auch  im  oströmischen  Reiche  unter  der  Macht 
des  kirchlichen  hierarchischen  Einflusses  auf  den  Staat.  Im  weströmi- 
schen Reiche  dagegen  wird  der  Beamtenstaat,  soweit  die  im  letzten 
Stadium  ihrer  Yölkerschaftszeit  stehenden  „Barbaren"  eindringen,  in 
einen  nur  durch  die  Kirchenhierarchie  priesterstaatlich  abgefärbten 
urwüchsigen  Feudalismus  gewandelt  und  zwar  —  beschränkt  in  den 
einst  römischen  Provinzen,  unbeschränkt  in  dem  über  Gallien  und  Süd- 
westdeutschland hinausgelegenen  Deutschland.  Städte  wurden  zwar 
schon  unter  den  Diadochen  neu  begründet,  aber  nicht  mehr  als  souveräne 
Stadtgemeinwesen,  sondern  als  Hauptorte  eroberter  Provinzen.  Die 
älteren  Städte  kamen  allgemein  auf  die  Stellung  von  Munizipien  (civi- 
tates)  zurück,  deren  Aristokratien  für  die  Reichs-,  Landes-  und  Lokal- 
verwaltung zu  Lastträgern  werden. 

Dies  ist  ungefähr  der  staatliche  Boden,  auf  welchem  die  altklas- 
sische Stadtstaatsbesteuerung  sich  bewegt. 

Eine  zusammenhängende  Geschichte  der  Volkswirtschaft  des 
klassischen  Alterturas  von  der  Yolkszeit  an  durch  die  alte  Ständezeit 
bis  zur  fertigen  Polis  und  Civitas  hin  besitzen  wir  nicht.  Die  alt- 
klassische Steuergeschichte  findet  nach  dieser  Seite  nur  wenige  Stellen, 
auf  welche  sie  den  Fufs  aufsetzen  kann.  Einige  Differenzierung 
zwischen  Landwirtschaft  einerseits,  Gewerbe  und  Kleinhandel  andrer- 
seits ist  nach  den  spärlichen  Quellen  mit  einiger  Sicherheit  anzunehmen. 
Aus  den  Analysen  des  Aristoteles  geht  ein  starker  Anfang  der  Geld- 
wirtscliaft  und  des  spekulativen  Handelsbetriebes  für  Griechenland  her- 
vor. Plutokratischer  Grofsbetrieb  der  gewerblichen  Produktion  und 
des  Handels  ist  am  Ende  der  stadtstaatlichen  Entwickelung  bei  Ablauf 
des  demokratischen  Zeitabschnittes  unzweifelhaft  stark  entwickelt,  aber 
kaum  schon  als  allgemeine  Form  des  Gewerbe-  und  Handelsbetriebes 
anzunehmen. 

§349.  Griechische  Besteuerung  bis  zum  Untergange  der  Demohratie^i.— 
Sucht  man  einen  Überblick  über  das  zu  gewinnen,  was  aus  den  dürftigen 
Kenntnissen  über  das  Steuerwesen  des  Alterturas  bekannt  ist,  so  wird 
sich  die  Vermutung  aufstellen  lassen,  dafs  die  direkte  Besteuerung 
mit  Vermögenssteuern  begonnen  hat,  dafs  die  Grundsteuer  lange  über- 
wog, dafs  die  Vermögensbesteuerung  auch  sclion  auf  das  bewegliche 
Vermögen  mehr  oder  weniger  stark  sich  auszudehnen  begann,  dafs  da- 
neben vereinzelte  Erwerbssteuern,  zuletzt  namentlich  Abgaben  der 
antiken  Erwerbsgesellschaften  begannen.  Diese  Vermutung  widerspricht 
den    volkswirtschaftlichen    thatsächlichen   Unterlagen  direkter  Steuer- 
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Wirtschaft  nicht.  Letztere  hat  ihr  Seitenstück  an  der  in  grofsen  Zügen 
gleichartigen  Steuerentwickelung  der  Feudal-  und  der  Stadtwelt  des 
christlichen  Mittelalters  und  wieder  an  der  neukolonialen  Entwickelung, 
indem  z.  B.  in  den  Vereinigten  Staaten  die  direkte  Besteuerung  als 
allgemeine  Vermögenssteuer  beginnt  (general  property  tax),  ihr  Steuer- 
objekt vom  unbeweglichen  Vermögen  {real  estate,  realty)  auf  das  be- 
wegliche Vermögen  ausdehnt,  daneben  in  den  poll  taxes  eine  Art 
Familienarbeits-  und  Familiengewerbesteuer  hinzufügt,  endlich  zu  be- 
sonderen Gewerbesteuern  in  der  Form  von  Licenzen  und  zu  abgesonderter 
Besteuerung  der  Erwerbsgesellschaften  (corporations)  fortschreitet. 

In  Athen  wenigstens  kam  es  mit  der  Herrschaft  der  Demokratie 
zu  einer  Art  Naturalprogressivsteuer  in  der  Form  der  Stellung 
von  Kriegsschiffen  seitens  der  Eeichen,  sog.  Trierarchie  (Hauptart  der 
sog.  Liturgieen). 

Die  Verzweigung  des  Steuerwesens  von  der  Stadtgemeinde  aus 
nach  den  engeren  Gemeinwesenskreisen  auf  dem  Lande  ist  dunkel. 
Die  Steuern  für  das  weiteste  Gemeinwesen  der  Stadtstaatenbünde  (Symm- 
achien,  foedera)  sind  wohl  keine  direkten  Steuern  auf  jeden  Bürger 
(Ursteuern),  sondern  eher  etwas  wie  Matrikularbeiträge  gewesen.  Doch 
ist  auch  über  das  Verhältnis  zwischen  den  Steuergewalten  der  weiteren 
und  der  engeren  Kreise  keine  ganz  befriedigende  Aufklärung  erreicht. 

Für  aufserordentlichen  Bedarf  giebt  es  in  Athen  Vermögens- 
steuern für  Bürger,  Schutzverwandte  und  Fremde. 

Als  indirekte  Steuern  finden  sich  Zölle  und  Marktabgaben. 

Einzelnes:  1.  Die  griechischen  und  speciell  die  athenischen  ZiJlle  waren  eigent- 
liche Ein-  und  Ausfuhrzölle,  vornehmlich  für  den  Seeverkehr  in  Athen,  aber 
auch  an  den  Landesgrenzen  nicht  fehlend,  vielleicht  mit  Schiffahrts-  und  Hafen- 
geldern als  gebührenartigen  Abgaben  verbunden.  Der  Satz  in  der  Haupt- 
periode '/soj  die  Erhebung  schon  in  Geld.  Statt  der  Tribute  erheben  die 
Athener  mitunter  auch  bei  den  Bundesgenossen  Ein-  und  Ausfuhrzölle  von  5  Prozent. 
—  2.  Die  Marktabgaben  betreffen  den  Verkehr  mit  ländlichen  Produkten,  welche 
in  die  Stadt  kamen,  und  den  etwaigen  sonstigen  Kleinverkehr  hier.  Es  waren  dies 
in  einer  Hinsicht  vielleicht,  wie  an  den  mittelalterlichen  Märkten,  gebühren- 
artige Abgaben,  nämlich  für  das  Recht  des  Verkaufes  überhaupt,  für  den  Markt- 
stand, überwiegend  jedoch  wohl  Verbrauchssteuern  (Accisen).  Die  Erhebung 
erfolgte  auf  dem  Markte  selbst,  aber  wohl  auch  in  Form  von  Thor  steuern. 
Entwickelter  Verkehr  zwischen  Stadt  und  Land  also  die  Voraussetzung.  "Wiederum  ■ 
ergeben  sich  bemerkenswerte  Analogien  mit  den  Verbältnissen  ähnlicher  Abgaben 
mittelalterlicher  Städte,  auch  was  den  gemischten  Charakter  der  Marktabgaben  be- 
trifft. —  3.  Personalsteuern  und  Verwandtes.  Eine  solche  gebührenartigen  Cha- 
rakters ist  das  Schutzgeld  der  Fremden  (//fTo/zto?).  Eine  regelmäfsige  Be- 
steuerung der  Sklaven  ist  in  Athen  nicht  ganz  sicher,  jedoch  wahrscheinlich; 
keine  eigentliche  Personal-,  sondern  eine  Art  Vermögenssteuer  (auch  als  Ge- 
sindesteuer bei  Sklaven  aufzufassen).  Einzelne  Gattungen  von  Personen  werden, 
wie  es  scheint,  mit  aus  einem  sittenp  olizeilichen. Gesichtspunkte  u.  dergl.  be- 
steuert.    Diese  Steuern  stellen   aber  zugleich  eine  Art  differenzierter  Gewerbe- 


458  Drittes  Buch.    L  Hauptabschnitt.    Dritte  Abteilung. 

Steuer  dar,  so  in  Athen  und  auch  sonst  mitunter  auf  Wahrsager,  Quacksalber, 
Gaukler,  Wunderkünstler,  namentlich  Huren  (beiderlei  Geschlechtes).  — ^  4.  Die  vor- 
kommenden Gruiidab§:abeu  scheinen  nicht  Grundsteuern,  sondern  gr  und  herr- 
licher Art,  für  Landesüberlassung,  eventuell  auch  für  die  Überlassung  der  Nutzung 
öffentlicher  Ländereien  (pachtgeldartig  oder  zur  Anerkennung  des  Eigentums) 
gewesen  zu  sein.  Dagegen  werden  Besitz  w  echselabgaben  von  G  rundeigen - 
tum  beim  Verkauf  (1  Proz.)  erwähnt,  also  „Verkehrssteuern":  ob  alt?  —  5.  Die 
Vermög-eiissteueru  gehörten,  in  Athen  wenigstens,  zu  den  aufseror  dentlichen 
Steuern,  wesentlich  nur  für  Kriegs-  und  verwandte  Zwecke,  scheinen  jedoch  in  anderen 
demokratischen  Staaten  mitunter  auch  in  Friedenszeiten  regelmäfsig  vorgekommen 
zu  sein.  Nach  Böckh  sind  sie  in  Athen  vor  dem  peloponnesischen  Kriege  nicht 
häufig  und  auch  nicht  bedeutend  gewesen.  Die  Schätzungen  nach  der  solo- 
nischen  Klasseneinteilung  hält  Böckh  nur  selten  und  nur  nebenbei  für  die 
Steuererhebung  bestimmt  (St.  H.  S.  652).  Die  älteren  Vermögenssteuern  haben 
aber  wohl,  wie  die  solonische  Verfassung,  nur  das  fruchttragende  Land,  also 
nur  den  Grundeigentümer  berücksichtigt;  dafür  bestanden  Ivat  astereinrich- 
tungen.  Später,  besonders  mit  der  Vermehrung  der  Vermögenssteuern  im  pelopon- 
nesischen Kriege,  und  sicherlich  doch  auch,  weil  sich  eben  jetzt  das  bewegliche 
Vermögen  vermehrt  und  verselbständigt  hatte,  wurden  die  Vermögenssteuern 
dagegen  allgemeine,  welche  auch  das  bewegliche  Vermögen  mit  umfassen: 
neben  Ländereien,  Häusern  werden  daher  jetzt  zinsbare  Kapitale,  Geldvorräte, 
Sklaven,  rohe  und  verarbeitete  Erzeugnisse,  Vieh,  Hausgeräte  u.  s.  w.  mit  besteuert. 
Dafür  sind  dann  auch  allgemeine  Vermögenskataster  gebildet  worden.  So- 
weit sich  die  Verteilung  der  Steuer  und  der  Steuerfufs  noch  feststellen  lassen, 
entwickelt  sich  diese  Vermögenssteuer  nach  ihrer  Wirkung  auf  die  Steuerpflichtigen 
zu  einer  Art  progressiver  Einkommensteuer.  Auch  die  Metöken  unter- 
lagen den  Vermögenssteuern.  —  6.  Unter  den  Liturgieu  war  die  Trier archie, 
d.  h.  die  Ausrüstung  u.  s.  w.  der  Kriegsschiffe,  die  wichtigste:  in  der  ökonomischen 
Wirkung  eine  Art  progressiver  Vermögens-  und  Einkommensteuer,  auch  noch  in 
der  Reform,  welche  Demosthenes  durchführte,  wo  die  Leistung  der  Trierarcbie 
nach  der  Schätzung  normiert  wurde,  —  Allgemein  war  in  Athen  und  sonst  in 
Griechenland  die  Verpachtung  der  Steuern  (A.  Wagner), 

§  350.  Das  römische  Steuer wesen.  —  Hierüber  ist  eine  reichere 
Litteratur  vorhanden: 

BüRMANN.  RODBERTÜS,  NiEBDHB,   MOMMSEN,  MaRQUAEDT   (DeSSäUSChe    A.),  LANGE, 

V.  Savigny,  Huschke,  Walther;  spätröraische  Steuergeschichte:  Boüchäbd,  Clama- 
GERAN.  Vergl.  auch  Vockes  Aufsatz  über  die  direkten  Steuern  der  Römer  (Tüb. 
Zeitschr.)  —  Die  genaueren  Titel  im  Anhang  und  bei  A.  Wagser  HI,  21  ff. 

Die  Zeit  bis  ZU rraacedoni  sehen  Eroberung.  — Marquardt 
unterscheidet  vom  Standpunkte  der  Archäologie  fünf  Perioden  römischer 
Stcuergeschichte:  l.  bis  zum  Beginne'der  aufseritalienischen  Eroberungen 
(167  V.  Chr.),  2.  weiter  bis  zum  Ende  der  Republik,  3.  von  da  bis 
Caracalla,  4.  von  Caracalla  bis  Diocletian,  5.  die  nachkonstantinische 
Zeit.  Von  diesen  Epoclieu  bedeuten  die  zwei  ersten  das  Auswaclisen 
Roms  vom  Gau-  zum  Landschafts-  und  italienischen  Nationalstadtstaate, 
die  zwei  -letzteren  den  vollendeten  ämterstaatlich  zurückgebildeten 
Eroberungsstaat,  formell  mit  stadtstaatlicher  Spitze  (urbs  orbis),  that- 
sächlich  unter  Miiitärdynastien  und  Municipalverwaltungsadel.  Die 
mittlere  Periode  vermittelt    den   Fortscliritt   zum  Weltreiche    und    den 
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Eückschvitt  zum  ständestaatlicli  rückgebildeteu  Stadtstaatsweltreiclie. 
Von  den  zwei  letzten  Perioden  gehört  die  erste  noch  dem  Höhepunkte 
des  Weltreiches  {haut  enipire),  die  zweite  dem  Verfalle  (has  empire) 
an.  In  den  ersten  Epochen,  namentlich  in  der  2.  und  3.  entwickelt  sich 
die  erste  indirekte  Besteuerung,  namentlich  das  Zollwesen  wie  über- 
all sonst  im  selben  Geschichtsstadium ;  die  allgemeinen  Ursachen 
hiervon:  Unlust  der  freien  Bürger  zu  Steuern  und  Geringfügigkeit  des 
ordentlichen  Staatsbedarfes  erklären  hinlänglich  die  steuergeschichtlich 
allgemeine  Priorität  einer  fi-eilich  sehr  primitiven  indirekten  Be- 
steuerung. Je  mehr  der  Stadtstaat  in  Italien  selbst  öffentliches  Land 
erwarb,  desto  gröfser  mufste  auch  seine  Domanialfinanzkraft  werden, 
und  der  Bogen  der  Besteuerung  brauchte  deshalb  nicht  straff  gespannt 
zu  werden. 

Nächst  verwandte,  steuertheoretisch  indessen  zu  den  Bereicherungssteuern  ge- 
hörige Abgaben  rechts-  und  sozialpolitisch  charakteristischer  Art  waren  eine  fünfpro- 
zentige  Abgabe  vom  Werte  freigelassener  Sklaven  (schon  seit  357  v.  Chr.), 
welche  in  der  Kaiserzeit  im  ganzen  Reiche  bestand,  dann  eine  vierprozentige  Abgabe 
vom  Preise  gekaufter  Sklaven.  In  der  von  Augustus  eingeführten,  wohl  meist 
l  Proz.  betragenden  allgemeinen  Kaufabgabe  („Kaufaccise",  cenlesima  reriim 
venalium ,  vectigal  verum  venaüum)  tritt  wohl  ein  Symptom  der  entwickelteren 
Verkehrs-  und  Geldwirtschaft  der  ersten  Kaiserzeit  hervor. 

Die  direkte  Besteuerung  konnte  aber  nicht  ausbleiben,  als 
wiederholt  aufserordentlicher  Bedarf  eintrat.  Und  das  war  der  Kriegs- 
bedarf mit  dem  Beginne  der  aufserlandschaftlichen  Eroberungen  über 
Latium  hinaus.  Allein  nach  der  Natur  ihrer  Veranlassung  war  diese 
direkte  Besteuerung  der  Freien  nur  eine  aufserordentliche,  wie  zuvor 
die  etGipoQÜ  in  Athen,  wie  auch  die  rohe  Vermögenssteuer  im  Spätmittel- 
alter und  neuestens  wieder  in  den  Ver.  Staaten,  wo  die  Einkommens- 
steuer als  Unionssteuer  vorübergehend  war  und  heute  noch  nicht  zur 
dauernden  Einrichtung  geworden  ist.  Das  tributum  civium,  dessen 
Anfänge  wohl  schon  in  die  Königszeit  zurückdatieren,  war  eine  aufser- 
ordentliche Vermögenssteuer  für  aufserordentliche  Ausgaben,  wie  Kriegs- 
kosten und  Truppensold.  Zuerst  bestand  auch  hier  eine  Grundsteuer, 
später  auf  andere  Vermögensobjekte:  städtische  Häuser,  Geschäfts- 
lokale, Wirtschaftsinventar,  zuletzt  auf  gewisse  gewerbliche  Unter- 
nehmungen ausgedehnt. 

Von  16  n.  Chr.  an  wurde  dieses  Tributum  aufser  Hebung  gesetzt, 
indem  der  Tribut  der  unterworfenen  Provinzen  Ersatz  bot.  Erst  am 
Ende  des  3.  Jahrhunderts  n.  Chr.  kehrt  es  in  anderer  Gestalt,  als  auf 
Italien  ausgedehnter  Tribut  wieder. 

Der  normale  Satz  des  Tributum  war  l  Promille  (tributum  simplex),  der  aber  nach 
Bedarf  auch  doppelt  und  dreifach  (tributum  duplex,  triples).  früher  wohl  auch  noch 
höher,  ganz  nach  dem  Staatsbedarfe  wechselnd  erhoben  wurde.  Häufig  sind  die  als 
Tribute  eingezogenen  Steuern  hinterher  aus  Kriegsbeute  und  aus  Kontributionen  der 
Feinde  und  unterworfenen  Völker  zurückgezahlt  worden. 
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§  351.  Das  Steuerwesen  von  der  macedonischen  Eroberung  his 
zu  D'iodetian.  —  Der  erste  Teil  dieser  Epoche,  ungefähr  bis  Augustns, 
kennzeichnet  sich  als  das  werdende  Militär-  und  Beamten  weitreich, 
welches  jedoch  als  Übergangsform  thatsächlieh  und  formal  stadtstaat- 
liche Römerherrsehaft  bedeutet.  Der  Ausdruck  dieses  Verfassungs- 
zustandes war  auf  dem  Gebiete  der  direkten  Besteuerung  die  Frei- 
lassung der  Italer  von  Steuern  und  die  ausschliefsende  Belastung  der 
unterworfenen  Provinzen.  Das  Altertum  kehrte  hiermit  steuer- 
geschichtlich, freilich  in  der  pathologischen  oder  Verfallsabwandlung 
zu  seinen  altorientalischen  Anfängen  zurück. 

In  dieser  Epoche  hört  die  stadtsta^tliche  Verfassung  auf  und  wird 
lokal  ersetzt  durch  eine  für  das  ganze  Reich  ziemlich  gleichförmige 
Municipalverfassung  (vergl.  mein  „Bau  und  Leben",  2.  Aufl.,  14.  Buch, 
9.  Abt.).  Das  Municipalsteuerwesen  als  Steuerwesen  der  engeren 
Kreise  des  öffentlichen  Lebens,  wie  als  Träger  für  die  Bestreitung 
von  Reichsausgaben  mufs  hier  dahingestellt  bleiben,  dasselbe  ist  noch  zu 
wenig  geklärt.  TTir  fassen  nur  die  Reichsbesteuerung  dieser  Zeit 
ins  Auge. 

In  der  direkten  Reichsbesteuerung  trat  an  Stelle  des  Tributum 
civium  die  ausschliefsliche  und  zwar  dem  ständig  gewordenen  Militär- 
bedarfe  gegenüber  selbständig  gewordene  Belastung  der  Provinzen  mit 
Freilassung  Italiens.  Es  ist  eine  Besteuerung  der  Unterworfenen  eines 
Eroberungsweltstaates.  Speciell  das  frlhv.tum  soll  beruht  «nicht  auf 
der  Stellung  des  Bürgers  zum  Staate,  sondern  auf  der  Stellung  des  be- 
siegten Feindes  zum  Sieger  und  Eroberer",  wie  Matthiass  bemerkt. 
Die  Verhältnisse  waren  in  den  einzelnen  Provinzen  lange  Zeit  ver- 
schieden, da  die  älteren  einheimischen  Steuerverfassungen  von  den 
Römern  teilweise  beibehalten  wurden.  Die  Hauptsteuern  sind  teils 
grundsteuerartig,  teils  personal-,  namentlich  kopfsteuerartig. 

Zu  Beginn  des  Prinzipates  kam  es  bereits  zur  Bodenverm  essung  und  zu  einer 
Regulierung  der  Grundsteuer  in  der  Art,  wie  sie  für  die  moderne  Ertragsbesteuerung 
vorgenommen  worden  ist. 

Der  gröfste  Teil  des  Bodens  in  den  Provinzen  blieb  seinen  bisherigen  Eigen- 
tümern als  possessio  und  mit  dem  usus  fructus,  aber  er  galt  als  Eigentum  des 
römischen  Volkes,  des  Eroberers  und  Siegers,  und  ward  deshalb  abgabenpflichtig. 
Entweder  hatte  der  Boden  eine  Grundabgabe  und  zwar  eine  Rohertrags- 
quote, gewöhnlich  den  Zehnten  zu  zahlen,  oder  es  wird  eine  feste  Natural- 
oder  Geldabgabe  unal)hängig  vom  Bodenertrage  entrichtet.  Dies  war  das  wegen 
der  Verwendung  zum  Truppensolde  sogenannte  Stipendium  oder  Provinzial- 
tributum.  Die  Grundabgabe  haftete  auf  dem  Provinzialboden  reallastartig,  blieb 
daher  auch  rechtlich  beim  Übergange  von  Grundstücken  an  römische  Bürger  be- 
steben. Den  Zehnten  zahlte  namentlich  Sicilien,  in  der  republikanischen  Zeit  auch 
Asien,  das  Stipendium  die  übrigen  Provinzen.  Die  Erhebung  des  letzteren  erfolgte 
(zum  Teil  im  Anschlüsse  an  die  älteren  Steuereinrichtungen,  unter  denen  in  den 
früheren  monarchischen  Staaten  der  Zehnte  ganz  allgemein  die  üblichste  alte  Steuer 
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ist)  wohl  in  der  doppelten  Form  der  Grundabgabe  und  der  Personalsteuer 
(Marqüabdt  II,  185 — 191).  Die  Personalsteuer  war  teils  eine  gleiche  Kopf- 
steuer, wie  sie  in  Persien,  Ägypten,  Judäa  seit  Alters  bestand,  teils,  —  wenn  man 
gegenüber  den  vielen  hier  vorliegenden  Kontroversen  der  einigermafsen  abschlieCsenden 
und  zusammenfassenden,  freilich  in  ihren  Ergebnissen  nicht  unbestrittenen  Arbeit 
Maequaedts  folgen  darf  —  eine  direkte  Steuer,  welche  als  Vermögens- 
und Einkommensteuer  zu  charakterisieren  ist  und  wohl  auch  mit  Elementen 
einer  Gew  er  bebesteuer  ung  verbunden  war.  Ergebnisse,  welche  auch  jetzt  noch 
nicht  unbestritten  sind,  aber  in  wirtschaftlich  entwickelten  Ländern,  wo  das 
bewegliche  Vermögen  gröfser  geworden  ist  und  sich  durch  vermehrte  Arbeits- 
teilung verschiedenartiger  Erwerb  ausbildet,  viel  Wahrscheinlichkeit  für 
sich  haben.    (A.  Wagner.) 

Unter  Diocletian  wurde  das  Provinzialtribiitum  auch  in  Italien 
eingeführt,  sowie  eine  neue  Vermessung  zur  Regulierung  der  Grund- 
steuer nach  Hufen  (jugura)  vorgenommen. 

Die  Erbschaftssteuer  zahlten  auch  die  Provinzen  neben  dem 
Tribut,  seitdem  Caracalla  das  Bürgerrecht  an  alle  Provinzen  ver- 
liehen hatte. 

Die  indirekte  Besteuerung  trat  im  Kaiserreiche  wohl  ziemlieh 
stark  zurück.  Politisch  war  dies  statthaft,  weil  man  auf  die  Unterwor- 
fenen wenig  Rücksicht  zu  nehmen  hatte,  volkswirtschaftlich  aber  war 
es  dadurch  veranlafst,  dafs  die  Volkswirtschaft  in  Produktion  und  Ver- 
kehr nicht  entfernt  so  differenziert  und  gegliedert  war,  um  ergiebige 
Verkehrs-  und  Verbrauchsbesteuerung  zuzulassen. 

Sellbstbesteueruüg:  der  Provlnzialcivitäten  iu  der  römischen  8pätzeit. 
Hierüber  giebt  A.  Meitzen  („Besiedelung"  I)  eine  sehr  klare  Vorstellung. 

2.  Kapitel.    Das    Steuerwesen  der  naehcliristliclieii  Stadtstaaten- 
bildungen  (11.  Ibis  16.  Jahrliimdert). 

§  352.  Orundlagen  desselhen.  —  Der  Stadtstaat  hatte  im  klassischen 
Altertum  seine  weltgeschichtliche  Kulmination  erreicht,  ohne  zu  unserer 
vierten  landesstaatlichen  und  unserer  fünften  ländergemeinschaftlichen 
oder  modernen  Verfassungsstufe  weiter  getrieben  zu  werden.  Im  Ver- 
fall war  er  auf  die  pathologisch  ämterstaatliche  Form  der  zweiten  Ver- 
fassungsstufe durch  das  römische  Kaiserreich  zurückgesunken  und  mit 
ihm  das  Municipalwesen,  das  stadtstaatliche  Lokalgemeinwesen  dieses 
ursprünglich  stadtstaatlichen    Reiches. 

Die  germanischen  Völker  des  christlichen  Mittelalters  hatten  im 
Durchgange  durch  die  feudale  Vorstufe  der  feudalen  Bevogtung,  der 
grundherrlichen  und  bischöflichen  Städtebeherrschung  —  stadtstaat- 
liches Gemeinwesen  neu  zu  bilden. 

Das  bezeichnende  Wesen  des  Stadtstaates  war  jetzt,  wie  einst  im 
Altertum,  nicht  dieses,  dafs  örtliche  Bevölkerungsmassen  sich  an- 
häuften, sondern  dafs  sich  die  herrschenden  und  beherrschten  Schichten 
des    vorausgehenden    Ständestaates    zu    einem    Gemeinwesen    höherer 
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Ordnung,  zu  einer  burggesehtitzten  Bürgerschaft  (commune,  communitas, 
burgenses)  fortbilden  (vergl.  genaueres  „Bau  und  Leben"  II,  Buch  14, 
9.  Abt.).  Das  war  auch  der  verfassungspolitische  Fortschritt  des  klassischen 
über  das  orientalische  Altertum  hinaus  gewesen.  Wären  grofse  lokale  Be- 
völkerungsanhäufungen schon  Stadtgemeinwesen  im  Sinne  der  dritten 
Stufe  staatlicher  Verfassungsbildung,  dann  hätten  schon  die  alten 
Volkszeiten,  heute  etwas,  wie  das  Länderreich  Mirambos  im  Kongobecken 
stadtstaatliche  Entwickelung,  so  wäre  Indochina  voll  von  riesiger  stadt- 
staatlicher Bildung,  wovon  doch  im  streng  staatswissenschaftlichen 
Sinne  nicht  die  Rede  sein  kann. 

Das  Eigentümliche  der  mittelalterlichen  gegenüber  den  altklassischcn, 
griechischen  und  römischen  Stadtstaaten  besteht  nun  in  zwei  Dingen. 
Die  Städte  waren  einerseits  selbständige  Gemeinwesen  gegenüber  und 
neben  den  feudalherrschaftlichen  Gewalten,  sie  sprengten  aber  den 
weitesten  im  Königtume  gipfelnden  Reichsverband  des  feudalen  Zeit- 
alters, das  Reich  nicht,  sondern  traten  in  diesen  Verband  neben  den 
feudalherrlichen  Untergewalten,  als  ein  dritter  Reichsstand  neben  Adel 
und  Geistlichkeit  ein.  Sie  waren  der  treueste  Reichsstand  auch  im 
Steuerzahlen,  was  sich  daraus  erklärt,  dafs  auch  das  noch  feudale 
Natioualkönigtum  ihr  natürlicher  Halt  und  Verbündeter  gegen  die  par- 
tikularen Feudalgewalten  war.  Urbs-natio  oder  gar  wie  einst  Rom 
urbs  orbis  zu  werden,  hat  wohl  niclit  einmal  den  Städtebünden  am 
Schlüsse  des  Mittelalters  in  irgend  einem  Kopfe  vorgesehwebt. 

Diese  Entwickelnng  war  im  grofsen  Ganzen  gleich  in  der 
ganzen  spätmittelalterliclien  Welt  des  europäischen  Abendlandes.  Über- 
all —  wie  in  Deutschland,  so  in  England,  Frankreich  und  Italien  — 
treten  Bürgergemeinwesen  gegenüber  den  partikularen  Feudalherrschaften 
auf,  und  überall  erzeugt  ihr  Gegensatz  zur  Feudalwelt  den  Zug  zu  den 
Centralgewalten  des  Feudalzeitalters,  zu  König  und  Kaiser. 

Darum  hat  auch  die  selbständige  städtische  Steuerentwickelung 
in  allen  Ländern,  in  welche  das  karolingische  Reich  in  der  Mittel-  und 
der  Spätzeit  des  Feudalzeitalters  auseinander  gegangen  war,  dieselben 
charakteristischen,  im  staatlichen  und  wirtschaftlichen  Wesen  der  Zeit 
begründeten  Eigenschaften. 

Die  stadtstaatlichen  Gemeinwesen  hatten  verstärkten  Bedarf.  Ein- 
mal für  den  Kaiser  als  ihren  Beschützer  der  vasallitischen  Feudalwalt 
gegenüber,  obwohl  auch  sie  an  den  nationalen  Staat  noch  nicht  Reichs- 
ursteuern, zu  welchen  es  in  Deutschland  überhaupt  nicht  gekommen 
ist,  entrichtet  haben.  Weiteren  Bedarf  hatten  sie  für  die  eigene  Scliutz- 
thätigkeit  (Festungen,  Fehden,  Bundesabgaben),  gegenüber  der  feind- 
lichen Feudal-  und  späteren  Territorialwelt.  Auch  für  friedliche  innere 
Verwaltung,  die  erstmals  für  Wohlfahrtseinrichtungen,  namentlich 
Marktpolizei  gröfseren  Umfang  annahm,  ergab  sich  steigender  Bedarf. 
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Der  Befriedigung-  dieses  gestiegenen  Bedarfes  kamen  die  beson- 
deren staatlichen  und  wirtschaftliclien  Verhältnisse  entgegen.  Ein  gleiches 
Bürgerbewufstsein  aller  Stände,  daher  ein  Gefühl  bürgerlicher  Steuer- 
pflicht war  in  dieser  Art  Gemeinwesen  gegeben,  was  die  stärkere  An- 
spannung der  Steuerkraft  ermöglichte.  Die  Ausdehnung  der  inneren  Ver- 
waltung gestattete  die  Erhebung  steuerartiger  Gebühren.  Sodann  wur- 
den wirtschaftlich  neue  günstige  Voraussetzungen  geschaffen.  Die  direkte 
Besteuerung  konnte  sich  über  die  feudale  Grundzinssteuerwirtschaft  hin- 
aus zu  einer  allgemeinen  Vermögensbesteuerung  auf  alle  sich 
nun  mehr  und  mehr  differenzierenden  verschiedenen  Vermögens-  und 
Einkommensarten  ausdehnen.  Für  die  indirekte  Besteuerung  war 
aber  die  Zusammendrängung  der  Verkehre  im  Ein-  und  Ausgange  durch 
die  Thore,  die  Konzentration  der  Produktion  und  der  Konsumtion 
einzelner  Artikel  der  Massenverzehrung  vorteilhaft.  Dies  begünstigt 
bei  steigendem  öffentlichen  Bedarfe  die  Entwicklung  erster  indirekter 
Konsumsteuern,  was  die  damaligen  Reichs-  und  Landeszölle  in  reiner 
Weise  noch  nicht  gewesen  sind,    d.  h.   der   Thorsteuern  und  Accisen. 

Diesen  bedeutenden  Schritt  in  der  direkten  und  in  der  indirekten 
Steuerentwieklung  haben  die  Städte  zuerst  gethan,  und  ihnen  folgte 
hierin  in  gröfserem  landesmäfsigen  Mafsstabe  der  Territorialismus,  so- 
bald dieser  aus  dem  Feudalismus  als  neues,  auch  die  Landstädte  in 
sich  aufnehmendes  Landesgemeinwesen  hervorwuchs. 

Man  mufs  falsche  Vorstellungen  ablegen ,  wenn  man  das  Allgemeine  und  das 
Besondere  der  selbständigen  städtischen  Steuern  richtig  erfassen  will: 

1.  die  Stadtgemeinwesen  waren  überall  gegenüber  der  Nationalgewalt  keine 
partikularistisch  selbständigen  Gemeinwesen,  sondern  besondere  Reichs- 
stände  neben  den  Vasallen  und  dem  Klerus ;  daran  wird  im  Grunde 
auch  dadurch  nichts  geändert,  dafs  die  drei  Stände  in  England  schon 
am  Schlüsse  des  Mittelalters  im  ünterhause  nicht  curiatim  stimmen; 

2.  die  Städte  sind  innerhalb  des  Rahmens  der  Reichsgemeinschaft  den 
weltlichen  und  geistlichen  Partikularfeudalgewalten  gegenüber  parti- 
kularstaatlich selbständige  Gewalten; 

3.  sie  befriedigen  lokal  alle  die  öffentlichen  Bedürfnisse,  welche  von  der 
nationalen  Gewalt  nicht  angefafst  sind,  sie  sind  aber  keine  „Selbst- 
verwaltungskörper"' als  Glieder  eines  nationalen  Gesamtorganismus 
der  Verwaltung;  sie  sind  nicht  Kommunen  im  heutigen  Sinne  des 
Wortes ; 

4.  ihr  Steuerwesen  war  geldwirtschaftlich  im  Ansatz  und  in  der  Be- 
zahlung der  Steuerbeträge,  aber  noch  nicht  in  der  Veranlagung 
der  Steuerobjekte; 

5.  erstmals  ist  ein  bürgerliches  Steuerpflichtbewufstsein  vorhanden, 
ein  Pflichtbewufstsein  öffentlicher  Art,  sofern  in  der  Stadt  das  Stände- 
recht zu  öffentlichem  Rechte  sich  emporbildet.  Dafs  aber  nicht  auch  in 
der  Volkszeit  und  in  der  Feudalzeit  bewufste  Steuerpflicht,  nämlich 
Volks-  und  feudalrechtlicher  Art  —  dagewesen  wäre,  ist  undenkbar. 

§  353.     Die  JReicJissteuern  der  Städte  keine   ürsteuern.  —  Dafs 
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die  feudalen  Reiclisstände  dem  deutsehen  König:e  die  Beisteuern  schmä- 
lerten und  vorenthielten,  war  das  Mifsliche,  nicht  dies,  dafs  man  keine 
Reichsursteuern  wollte,  welche  beim  damaligen  Verwaltungs-  und  Kon- 
trollapparat der  Centralgewalt  nirgends  schon  zu  voller  Entwicklung 
hätten  gelangen  können. 

Unter  Rudolf  von  Habsburg  gelingt  es  wenigstens,  die  Reichssteuerpflicht 
der  eigentlichen  Reichsstädte  zur  Geltung  zu  bringen,  aber  seine  weiteren 
Versuche  einer  direkten  Besteuerung  des  Einzelbürgers  („ drei fsigster  Pfen- 
nig", als  Quotenvermögenssteuer  von  allem  Vermögen)  unter  Durchbrechung  der 
Stadteinheit  scheitern.  Nur  bestimmte  Summen  übernehmen  die  Städte  einzel- 
weise als  eine  „Bede"  (., precaria")  und  unter  deren  formellen  Bedingungen, 
worauf  sie  diese  Summen  dann  aus  ihren  Gesamteinkünften  oder  nach  ihrer  eigenen 
Steuerverfassung  aufbringen.  Auf  einem  Städtetage  zu  Nürnberg  waren  König  Rudolf 
im  Jahre  1290  solche  Summen  von  einer  Anzahl  Städte  bewilligt  worden.  Es  war 
so  unter  Rudolf  ein  gewisses  System  in  die  Städtesteuern  für  Reichszwecke  ge- 
kommen. 

Der  letzte  gröfsere  Versuch  von  Reichsursteuern  erfolgte  im  15.  Jahrhun- 
dert in  der  Steuer  des  sog.  „gemeinen  Pfennigs"  während  der  Notzeiten  der 
Hussiten-  und  später  der  Türkenkriege.  Wieder  hatten  die  veränderte  militärische 
Technik  (SchieCswatfen)  und  der  gröfsere  Bedarf  an  Fufstruppen  die  Lehenswehrver- 
fassung und  die  ältere  Reichswehrverfassung  immer  unzureichender  und  Söldner- 
heere notwendig  gemacht.  Dazu  bedurfte  es  Geld  und  Geldsteuern,  mit  deren 
Ertrage  nach  dem  Plane  im  Hussitenkriege  ein  Heer  direkt  für  das  Reich  ge- 
worben werden  sollte.  Es  war  dies  zugleich  noch  einmal  ein  Versuch,  unmittel- 
bar die  einzelnen  Reichsunterthanen  mit  einer  direkten  Reichssteuer 
zu  belegen,  nicht  erst  unter  Vermittelung  der  Landessteuern  der  Territorien  und 
Städte.  Darin  lag  die  allgemeine  politische  Bedeutung  des  „gemeinen  Pfennigs". 
Steuertechnisch  war  derselbe,  übrigens  verschieden  geregelt  in  den  verschiedenen 
Fällen  seiner  Bewilligung  und  Ausschreibung,  ein  ziemlich  wirres  und  willkührliches 
Gemisch  direkter  Kopf-,  Personal-  und  Standessteuern  mit  Ein- 
kommen- und  Vermögenssteuern  (A.  Wagneb). 

§  354.  Die  Städte  gegen  deutsche  Reichsgrenzzölle.  —  Nicht 
einmal  so  erfolgreich  als  die  Versuche  mit  der  direkten  Reichs- 
steuer des  „gemeinen  Pfennigs"  war  ein  unter  Karl  V.  im  Jahre  1522 
gehegter grofsartigerer Plan  zur  Einführung  eines  allgemeinen  Reiehs- 
grenzzolles,  also  einer  grofsen  indirekten  Reichssteuer. 

Im  Prinzip  galt  zwar  das  Zollrecht  als  königliches  Rocht  noch  zu  einer 
Zeit  (Sachsen-  und  Schwabenspiegel),  wo  durch  Übertragung,  Verleihung  und  Be- 
stätigung von  Zollrechten  an  Territorialherren  und  Städte  sowie  durch  Gewährung 
von  ZoUfreiheiten  thatsächlich  die  Zölle  fast  schon  ganz  dem  Reiche  und  dem 
königlichen  Einkommen  entfremdet  waren.  In  den  Wahlkapitulationen  des  14.  und 
15.  Jahrhunderts  mufsten  die  Könige  insbesondere  den  Kurfürsten  Zusicherungen 
geben,  es  hierbei  zu  belassen.  Die  Finanznot  des  Reiches  führte  indessen  auf  dem 
Reichstage  zu  Nürnberg  1522,  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Schwierigkeiten  einer 
direkten  Reichssteuer,  zu  dem  umfassenden  Plane,  für  die  Deckung  der  Reichsbe- 
dürfnisse einen  Reichsgrenzzoll  einzuführen.  Das  Reich  sollte  hierzu  an  allen  Grenzen 
mit  Zollstätten  versehen,  der  Zoll  als  4proz.  Wertzoll  erhoben,  notwendige  Lebens- 
mittel (Getreide,  Wein,  Pferde  Schlachtvieh,  Käse,  Salz,  Bier  und  alle  für  den  Ge- 
brauch   des   gemeinen    Mannes    unentbehrliche    Nahrungsmittel)   frei    bleiben.     Die 
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leitende  Idee  war,  so  den  Handel  als  solchen,  aber  auch  die  ausländische 
Produktion  zu  treffen.  Dabei  war  aber  freilich  an  eine  I?o«eitigung  der  zahllosen 
inländischen  Zölle  und  ähnlichen  Abgaben  nicht  gedacht.  Der  Plan  selbst  scheiterte 
vornehmlich  an  dem  Widerspruche  der  Reichsstädte,  die  das  Handelsinteresse 
einseitig  vertraten  und  es  gefährdet  sahen,  während  die  Fürsten  eher  geneigt  waren. 
Die  Argumente  für  und  wider  erinnern  an  ganz  moderne  Beweisfübrungen  auf  diesem 
Gebiete.  Erst  mehr  als  300  Jahre  später  gelangte  der  Plan  im  Zollverein  zur  Durch- 
führung. Freilich  ist  ja  selbst  noch  in  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  ein  ähn- 
licher Plan  auch  in  Frankreich  sogar  durch  Colbert  (§  36S)  nur  erst  teilweise 
durchzusetzen  gewesen. 

Solches  Scheitern  eines  selbständigen  Eeichssteuersystems  zu  einer  Zeit,  wo 
schon  in  den  Territorien,  vollends  in  einem  gröfseren  Staatskörper  nicht  mehr  ohne 
Steuern  auszukommen  war,  erklärt  es,  dafs  man  dem  staatsrechtlichen  Charakter 
des  „Staatenbundes"  gemäfs,  den  das  Reich  mehr  und  mehr  annahm,  seit  dem  15. 
Jahrhundert  (K.  Sigismund)  notgedrungen  zu  einem  System  von  Matrikularum- 
lagen  im  Deutschen  Reiche  gelangte.  Die  einzelnen  Reichsstände  übernahmen  dabei 
nach  einem  Anschlage  bestimmte  Summen,  welche  sie  ihrerseits  als  Bei- 
trag zu  den  Reichskosten  auf  ihre  Unterthanen  verteilten  oder  von  ihren  Land- 
ständen sich  bewilligen  liefsen  (z.  B.  14S6,  1487,  1506).  Im  16.  Jahrhundert  bildete 
sich  daraus  als  endgQtige  Einrichtung  bis  zur  Auflösung  des  Reiches  das  System 
der  sogenannten  Römermonate,  so  genannt  nach  den  nicht  mehr  stattfindenden 
Romfahrten,  anfangs,  1521  und  später  als  Beihilfe  zu  den  Türkenkriegen,  allmählich 
zur  Aufbringung  der  meisten  anders  nicht  gedeckten  Reichsbedürfnisse  gebraucht. 
(A.  Wagner). 

§  355.  Die  Besteuerung  für  Stadtztvecke.  —  Die  Eeichs-  und  die 
ehemaligen  Bischofsstädte  waren  es,  welche  den  Fortschritt  in  der 
direkten  und  in  der  indirekten  Besteuerung  am  weitesten  brachten. 
Ihr  schon  seit  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  tiberwiegend  geldwirt- 
schaftlicher Haushalt  war  eine  Kombination  indirekter  Verbrauchs- 
steuern, sowie  gebührenartiger  Abgaben  mit  ordentlicher  und  aufser- 
ordentlicher  direkter  „Schätzung":  Grund-,  Vermögens-,  Personal-  und 
Kopfsteuern,  teilweise  auch  schon  Gewerbesteuern.  Diese  Entwickelung 
entsprach  der  ganzen  staatlichen  und  volkswirtschaftlichen  Beschaffen- 
heit dieser  Gemeinwesen  und  kehrt  unter  ähnlicher  Voraussetzung  immer 
und  überall,  in  alter  und  in  neuer  Zeit  wieder.  Hegel  bestätigt  dies 
a,ls  Ergebnis  seiner  rein  historischen  Forschung. 

Das  allgemeine  Entwickelungsprincip  für  das  städtische  Steuerwesen  formuliert 
Hegel  im  Anschlüsse  an  seine  Darstellung  des  Nürnberger  Haushaltes  also:  „Das 
Steuerweson  hat  sich  in  den  Städten  des  Mittelalters  gleichsam  vorbildlich  auf  die- 
selbe Weise  entwickelt,  wie  nachher  in  den  gröfseren  Gemeinwesen  der 
Länder.  Man  ist  ausgegangen  von  Grundzinsen  und  persönlichen  Leistungen ; 
man  hat  sich  erst,  als  diese  für  die  Bestreitung  der  vermehrten  Kommunalbedtirf- 
nisse  nicht  ausreichten,  hauptsächlich  der  indirekten  Besteuerungsweise  durch 
Zölle  und  A  c  c  i  s  e  n  zugewandt  und  ist  endlich ,  als  auch  diese  eine  weitere 
Steigerung  nicht  zuliefsen,  bei  der  Vermögens-  und  Einkommensteuer 
angelangt.  ■' 

Über  das  städtische  Steuerwesen  besonders  Schönbergs  ins   einzelnste  ein- 
dringendes Werk:  „Basels  Finanzverhältnisse  im  14.  und  15.  Jahrhundert",  1879. 
ScHÄFFLE,  Steuern,  Besonderer  Teil.  30 
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§  356.  Die  GUederung  des  Systems  direMer  Besteuerung  in  den 
Beichsstädten.  —  Die  direkten  Stadtsteuern  des  Mittelalters  bilden,  uic 
BiJCHEE  („Zwei  mittelalterliche  Steuerordnungen")  sagt,  den  „Aus- 
gangspunkt für  die  Ent Wickelung  der  direkten  Besteuerung  des  mo- 
dernen Staates;  an  ihnen  «liaben  die  Grundsätze  der  allgemeinen 
Steuerpflicht,  der  Belastung  nach  der  wirtschaftlichen  Lei- 
stungsfähigkeit, der  Selbsteinschätzung  zuerst  Gestalt  ge- 
wonnen; ja  sie  sind  von  den  städtischen  Eäten  manchmal  mit  einer 
Schärfe  erfafst  und  mit  einer  Rücksichtslosigkeit  durch gefiilirt  worden, 
die  den  auf  parlamentarischem  Boden  erwachsenen  Steuergesetzen  der 
Gegenwart  fremd  ist." 

Ira  Mittelalter  sipd  jedoch  die  der  modernen  jSteuertheorie  wesentlichen  For- 
derungen der  Besteuerung  nach  dem  (reinen  oder  freien)  Einkommen,  des 
progressiven  Steuerfufses  und  der  stärkeren  Belastung  des  fundierten 
Einkommens  fremd.  Warum?  Das  Mittelalter  war  selbst  in  der  Stadt  nicht  im 
Stande,  die  Begriffe  Einkommen  und  Vermögen  im  heutigen  Sinne  rein  zu  fassen 
und  klar  von  einander  zu  scheiden.  Das  ökonomische  Denken  der  Menschen  war 
ein  anderes  als  heutzutage.     (Das  Nähere  bei  Bücher  a.  a.  0) 

AUes  zwingt  fast  zu  der  Annahme,  dafs  dem  Mittelalter  die  uns  so  geläufige 
Ableitung  des  Ertrags  wert  es  eines  Vermögensobjektes  vom  Ertrage  desselben  fremd 
war,  dafs  vielmehr  die  konkrete  Erscheinung  des  Ertrages  selbst  die  Grund- 
lage der  Wertschätzung  liegenJer  Güter  bildete.  (BircHEB.) 

Über  die  Art,  wie  die  verschiedenen  Steuergewalten  jener  Zeit,  Städte, 
Feudalherren  und  Landesherren  über  abziehende  und  zuziehende  Steuerkräfte  be- 
züglich der  StcuerzustUndigkeit  sich  auseinandersetzten,  giebt  viel  zutreffendes 
Material  die  schöne  Arbeit  von  W.  Varges  (^Die  Entstehung  der  deutschen  Stadt- 
verfassung") in  Conrads  Jahrbüchern. 

§  357.  Die  indireJcte  Sfadtbesteuerung  —  wuchs  aus  den  alten 
Zoll-  und  Marktabgaben  in  weiterer  Differenzierung  des  Gebtihren-  und 
des  Steuercharakters  der  letzteren  hervor.  Die  Erhebung  der  dama- 
ligen Yerbrauchssteuern  (Wein,  Bier,  [Salz,  Korn  u.  s.  w.)  findet  teils 
am  Thore  im  Eingange,  teil8''auf  dem  Markte  und  in  den  Lagerhäusern 
beim  "Wägen  und  Messen,  auch  beim  Gastwirte,  selbst  beim  Konsu- 
menten statt.  Diese  Verbrauchsabgaben  führten  den  Namen  Ungeld 
(Cise,  Accise,  ascisia).  Sie  sind  wirkliche  Steuern  und  als  solche  auch 
schon  empfunden. 

Die  Accise  in  Mainz  —  veranschaulicht  das  damalige  städtische  Verbrauchs- 
steuerwesen. In  Mainz  bestanden  um  die  Mitte  des  i5.  Jahrhunderts-  ausgedehnte 
üngelder  und  andere  Abgaben.  Das  Ungeld,  früher  dem  Erzbischof  gehörend,  später 
die  Haupteinnahme  der  Stadt,  umfaCste  ein  Mehl-Ungeld  (einschliefslich  für  auswärts 
gebackenes,  in  die  Stadt  gebrachtes  Brot;  Geistliche  und  ihr  Gesinde  frei);  ein  Wein- 
Ungeld  vom  Zapfwein  (Pfaffen,  Geistliche  für  eigenes  Gewächs  frei);  ein  Mutte- 
Ungeld,  beim  Verkauf  von  Getreide  und  anderen  trockenen  Früchten  (nach  dem 
Mafs,  Mutte,  modius  genannt);  ein  Salz- Ungeld.  Aufserdem  erhebt  die  Stadt 
Krangeld  und  verschiedene:  Arten  Zölle  (die  sog.  „Rüde"'  vom  Wein,  wohl  als 
Thorsteuer,  bei  Aus-,  Ein-  und  Durchfuhr,  in  verschiedenem  Satze,  je  nachdem 
eigenes  oder  fremdes  Gewächs,   Bürger  oder  andere  die  Pflichtigen);    ein    Wege- 
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Ungeld,  nach  dem  Rade  des  beladenen  Wagens  und  Karrens;  einen  RhoinzoU 
(„Zoll"  kurzweg),  in  Quoten  vom  König  erlangt,  besonders  vom  Weine.  Ferner  hat 
die  Stadt  eine  gebühren-  und  steuerartige  Abgabe  nach  einem  Warentarife  für  [die 
in  das  Kaufhaus  eingelegten  Waren  beim  Verkaufe  und  einen  allgemeinen  „Pfund- 
zoll" vom  Werte  der  zum  Verkaufe  gebrachten  Waren  (IV4  Proz.  mit  gewissen 
Exemtionen)  erhoben,  der  ebenfalls  früher  dem  Erzbischofe  gehörte.  Das  .  Ungeld 
und  die  meisten  anderen  Gefälle  waren  noch  Anfang  des  15.  Jahrhunderts' v  e  r - 
pachtet,  jährlich  an  Bürgerkonsortien;  später  trat  aus  finanziellen  Gründen  und 
um  Jyiifsbräuche  des  Rates  zu  beseitigen,  mit  gutem  Erfolge  allgemein  Eigen- 
erhebung ein. 


IL  Hauptabschnitt.    Das  Steuerwesen  der  Territorialzeit 
Erste  Abteilung.     Territorialfrühzeit. 

1.  Kapitel.    Cliarakteristik  des  territorialistischen  Steuerwesens 

überhaupt. 

§  358.  Das  Wesen  des  Territorialismus.  —  Man  mufs  sich  sehr 
hüten,  den  Territorialismus  mit  dem  Partikularismus  zu  verwech- 
seln. Ersterer  bedeutet  nicht  die  Aufsaugung  des  Eeiches  durch  die 
Partikulargemeinwesen;  diese  Aufsaugung  hat  in  Frankreich,  Eng- 
land, Spanien  u.  s.  w.  nicht  ebenso  stattgefunden ,  wie  in  Deutschland 
und  in  Italien,  und  dennoch  haben  auch  die  ersteren  Staaten  den  Terri- 
torialismus vollständig  durchlaufen.  Das  nationale  Königtum  konnte 
sämtliche  Territorien  des  Nationalgebietes  landesherrlich  verwalten,  ohne 
dafs  darum  das  Eeich  als  weitestes  Gemeinwesen  ein  moderner  Staat 
sein  mufste.  Das  Wesen  des  Territorial-  oder  Landesherrlichkeits- 
staates besteht  vielmehr  darin,  dafs  die  Feudal-  und  Stadtstaatsgebilde 
zu  einem  politischen  Gemeinwesen  einer  höheren  Stufe,  zu  einem  Land  es - 
gemeinwesen  sich  verbinden  und  schliefslich  verschmelzen.  Über 
den  partikularen  Gemeinwesen  können  Reiche  als  Samtheiten  von  be- 
sonderen Territorialgemeinwesen  bestehen  und  sich  erheben,  wie  denn 
ja  auch  Preufsen  und  Oesten-eich  bis  in  unser  Jahrhundert  herein  Reiche 
von  Territorien,  aber  keine  interterritorialen  oder  interprovinzialen, 
keine  modernen  Gemeinwesen  dargestellt  haben. 

Die  Bildung  des  Territorialstaates  kann  von  beiderlei  im  Spät- 
mittelalter nebeneinander  bestehenden  Gebilden  tieferer  Verfassungs- 
stufe ausgehen,  nämlich  entweder  von  mächtigen  Feudalherrschaften 
oder  von  mächtigen  Städten.  Beide  werden  durch  das  gestiegene 
Macht-,  Landfriedens-    und  Wohlfahrtspflegebedürfnis  zur  Ausbildung 
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der  Landeshoheit  g-edrängt,  welche  die  schwächeren  Feudal-  und  Stadt- 
staatenbildungen sich  unterwirft  und  zu  einem  politisclien  Ganzen  höherer 
Stufe  und  gröfserer  Ausdehnung  zusammenfafst.  In  der  That  ist  auch 
von  den  Reichs-  und  Hansastädten  aus  die  Territorialstaatenhildunn-  in 
Deutschland  beschränkt  (Territorialzeit  der  Hansastädte,  freien  Reichs- 
städte), umfassender  in  Italien  bewerkstelligt  worden.  Allein  zu  einer 
nationalen  Ausdehnung  sind  diese  Gebilde  nicht  fähig;  die  Städtebtinde 
am  Schlüsse  des  Mittelalters  haben  sich  unfäliig  erwiesen,  zu  Terri- 
torienreichen auszuwachsen,  und  ebendaher  kam  es,  dafs,  was  dem 
Altertum  versagt  blieb,  das  Landesgemeinwesen  teils  als  nationales  Reich 
selbständiger  Provinzen  oder  Grafschaften,  wie  in  England  und  Frank- 
reich, teils  als  partikularistischer  Territorialismus  erwachsen  konnte. 
Aufsere  Umstände,  wie  die  weite  Ausbreitung  der  romanischen  und  ger- 
manischen Volkstümer  und  ein  viel  weiterer  natürlicher  Gebietsumfang, 
als  er  für  die  abgesonderten  Küstenbevölkerungen  Griechenlands  und 
Italiens  bestanden  hatte,  kamen  der  Erhebung  zum  Landesgemeinwesen 
entgegen. 

Der  TeiTitorialismus  ist  jedoch  nur  allmählich  zur  Entwickelung 
und  Ausreifung  gelangt.  Auch  für  ihn  lassen  sich  drei  Epochen 
ziemlich  scharf  von  einander  abheben:  1.  eine  Frühepoche,  in  welcher 
durch  Landeshoheit  eine  Vielheit  feudaler  und  städtischer  Gemeinwesen 
als  Stände  des  Reiches  und  der  Provinzen  (Reichsstände  und  „Land- 
stände")  noch  äufserlich  zu  einem  losen  Ganzen  zusammengefafst 
werden,  die  Koordinationsvorstufe;  2.  eine  mittlere  Epoche,  in  welcher 
die  Konglomerate  aus  feudalen  und  städtischen  Bruchstücken  auch  dem 
Gebiete  nach  sich  mehr  und  mehr  abrunden  und  inuerlicli  durch  gemein- 
same Vertretung  von  Adel,  Greistlichkeit,  Städten  landeius  werden,  endlich 
3.  die  völlige  Verschmelzung  der  Territorien  zu  einer  in  Verwaltung  und 
Verfassung  völlig  homogenen  Landeseinheit. 

In  diesem  letzten  Stadium  verlieren  die  „Stände'*,  d.  h.  Teil- 
gemeinwesen, alle  Macht  der  Centralgewalt  gegenüber;  der  altfeudale 
Teil  der  „Hem-en  Stände"  wird  auf  das  lokal  patrim  oniale  Walten  und 
die  zugehörigen  Gerechtsame  reduziert.  Die  drei  Stände  sind  endlich 
„der  Stand",  l'etat,  „der  Staat"  geworden.  Nach  dem  Worte 
Ludwigs  XIV.  ist  der  König  „der  Stand",  L'etat  c'est  moi. 

Das  Charakteristische  der  Epoche  überhaupt  ist  die  Ausbreitung 
dessen,  was  die  Stadt  an  Gemeinwesensinhalt  zuletzt  gewonnen  hat, 
über  ganze  Länder,  welche  zuerst  vielfach  nur  geerbte,  zusammenge- 
heiratete, gekaufte  Gebietsfetzen-  und  Hoheitsrechtskomplexe  im  Besitze 
bestimmter  Dynastien  gewesen  sind.  Auch  steuergeschichtlich  ist  das 
Bezeichnende  des  Territorialismus,  dafs  er  das  direkte  und  das  indirekte 
Steuerwesen  samt  dem  Gebührenwesen  über  den  ganzen  Territorial- 
komplex  hin  zur  Entfaltung  bringt,  dafs  er  als  Übergang  vom  Stadt- 
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Staat  (Polis)  zum  modernen  Staat  oder  „dem"  Staat,  mit  dem  Landes- 
gemeinwesen  auch  ein  Landessteuerwesen  zur  Entwickelung  bringt, 
zwar  von  der  vorbildlichen  Stadtstaatsbesteuerung  aus  (§  356  f.),  aber 
über  dieses  zuletzt  doch  sehr  weit  hinaus. 

Den  Keichsständen  (etats  generaux)  entsprechen  für  den  nächst  engeren  Kreis 
des  Gemeinwesens  die  Land-,  später  ,,Provinzial"stände  und  die  Standesgewalten  noch 
kleinerer  Gemeinwesenskörper.  'Kommunalkörperschaften  im  Sinne  der  „Selbstver- 
waltungskörper" treten  aber  erst  am  Schlüsse  der  Territorialzeit  hervor,  um  die 
Grundlage"  des  modernen  Staates  teils  im  „übertragenen","  teils  im  selbständigen 
Wirkungskreise  zu  werden.  Die  „Standesherren"  von  heute  mit  ihren  Vertretungs- 
vorrechten sind  Rückbildungsreste  der  Territorialstandschaft. 

Die  Frtihepoche  reicht  vom  13.  bis  zu  Anfang  des  15.,  die  Mittel- 
epoche von  da  bis  ins  17.,  die  dritte  von  da  bis  Ende  des  18.  und 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts.  Die  Frühepoche  des  Territorialismus  läuft 
in  die  Spätepoche  des  Feudalismus,  die  Spätepoche  des  Territorialismus 
in  die  Frühepoche  des  modernen  Staates  hinein. 

§  359.  Der  Ursprung  des  Territorialismus.  —  Es  ist  schwer  zu  sagen, 
wann  und  wo  das  territorialistische  Staats-  und  Steuerwesen  begonnen  und 
was  die  Erhebung  der  christlichen  Völker  nicht  blofs  über  den  Stände-, 
sondern  auch  den  Stadtstaat  hinaus  bewirkt  hat.  Die  Entstehung 
dichterer  Bevölkerung  in  der  zweiten  Hälfte  des  Mittelalters  und  die 
daraus  hervorgehende  gewerblich-kommerzielle  Arbeitsteilung,  die  da- 
her rührende  Ausbildung  einer  Landesvolkswirtschaft  und  des  Land- 
friedensbedürfnisses waren  jedenfalls  erstnotwendige  Voraussetzungen. 
Allein  auch  andere  Umstände  bedingten  die  Erhebung  zum  Landes- 
gemeinwesen. Einmal  die  orographische  und  hydrographische  Konfi- 
guration, welche  im  Norden  der  Alpen  die  Zusammenfassung  weiterer 
Gebiete  gestattete  und  erzwang,  während  ein  Keich  vieler  kleiner 
Landschaften  in  einem  Binnenmeerküstenreiche,  wie  der  Schauplatz  des 
klassischen  Altertums  es  war,  zum  Territorialismus  geringeren  Antrieb 
gab.  Sodann  begünstigen  geographisch  geschlossene  und  abstammungs- 
einheitlich besiedelte  Stromnetze  mit  niedrigen  Wasserscheiden  zwischen 
einander  ein  Transportwesen,  welches  weiteren  Verkehr  zunächst  zu 
Wasser  gestattete  und  dafür  einheitliche  Schutz-,  Sicherheits-  und  Markt- 
einrichtungen, also  das  Landesstaatswesen  forderte.  Da  war  es  möglich, 
dafs  dasselbe  Herrschergeschlecht  mehrere  natürlich  gegebene  Landes- 
gebiete zuammenfassend  zu  einer  Macht  gelangte,  welche  die  Ein- 
führung des  Berufsheeres  —  das  Reisigenheer  war  dies  noch  nicht  ge- 
wesen —  gestattete  und  bei  rivalisierenden  Mächten  die  Nachahmung 
erzwang.  Die  Arbeitsteilung  kam  dann  ebenso  notwendig  für  die 
Civilverwaltung,  welche  mehr  und  mehr  zum  Landesberufsbeamtentum 
drängte,  während  das  Altertum  neben  dem  Municipalbeamtentum  nur  ein 
berufsmäfsiges  Reichsberufsbeamtentum  und  dieses  erst  in  seiner  Ver- 
fallsperiode gezeitigt  hat. 
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Mit  der  volkswirtschaftlichen  Arbeitsteilung  und  dem  zwischen- 
stadtstaatlichen  Verkehr  stellte  sich  nicht  nur  das  Bedürfnis  eines  ein- 
heitlichen Landesgerichts-,  sondern  auch  eines  ebensolchen  Polizei- 
wesens ein. 

Wenn  Aristoteles  für  seinen  Stadtstaat  nur  eine  Gröfse  für  richtig 
hielt,  bei  welclier  ein  staatsraännischer  Redner  das  Ohr  der  ganzen 
Bürgerschaft  mit  Stentorstimme  erreichen  kann,  so  verlangt  die  Gemein- 
schaft eines  gröfseren  Landes  und  Volkes  die  Mittel  eines  schrift- 
lichen Verwaltungsverkehrs  innerhalb  des  einheitlichen  Verwaltungs- 
körpers. Erst,  wenn  jene  gewaltigen  Erfindungen  kommen,  welche 
der  Kommunikation  der  Geister,  wie  der  Einheit  der  Volksbildung- 
mächtigen  Vorschub  leisten,  sind  die  Bedingungen  eines  Landes- 
gemeinwesens und  eines  Nationalkonglomerats  von  Landes-(Provinzial-) 
Gemeinwesen  gegeben.  Mit  der  Erfindung  der  Buchdruckerkunst  und 
des  Schiefspulvers  am  Ende  der  Territorialfrühzeit  waren  techniscli 
die  letzten  Voraussetzungen  des  vollen  Territorialismus  einerseits  nach 
der  Civil-,  andererseits  nach  der  Militärdienstseite  geschaffen.  Die 
höhere,  wissenschaftlich-weltliche  Bildung,  zuerst  in  den  grofsen  Städten 
von  den  Universitäten  aus  weiter  verbreitet,  konnte  sich  nun  zu  einer 
den  Landesstaat  tragenden  Landesintelligenz  erweitern.  Im  west- 
lichen und  im  nordwestlichen  Europa  begannen  seit  dem  12.  und  13. 
Jahrhundert  alle  ersten  Voraussetzungen  für  die  Entstehung  von  Landes- 
gemeinwesen sich  einzustellen,  und  als  im  14.  Jahrhundert  die  einst 
feudalen  g-rofsen  Landesgewalten  über  die  Städtebünde,  die  Ritterorden 
und  den  kleinen  Feudaladel  gesiegt  hatten,  waren  die  grofsen  Feudal- 
herren als  Träger  des  Territorialismus  gegeben. 

§  360.  Die  staatliche  und  volhswirtscliaftliche.  daher  auch  steuer- 
liche Eigentümlichlceit  des  Territorialismus.  —  Im  Landesstaate  verall- 
gemeinern sich  die  staatlichen  und  volkswirtschaftlichen  Voraussetzungen 
des  Steuerwesens  für  ganze  Komplexe  von  Ständen  einst  feudaler  und 
städtischer  Partikulargemeinwesen.  Neben  dem  stadtbürgerlichen  ent- 
faltet sich  ein  landesbürgerliches  Gemeinbewufstsein,  neben  städtischen 
Berufsgliederungen  und  Verkehren  solche  von  gröfserem,  landesmäfsigem 
Umfange  und  Zuschnitte.  Das  ist  entsclieidend  für  das  territorialistische 
Steuerwesen.  Die  direkten  Steuern  beginnen  sich  zu  Landessteuern 
fortzubilden  und  als  solche  zu  differenzieren.  In  der  indirekten  Be- 
steuerung werden  die  Thorsteuern  Grenzkonsumabgaben,  zu  den 
städtischen  Accisen  treten  die  landesfürstlichen  Accisen.  Ganz  neu  ist 
die  Entfaltung  der  Gebühren  im  Bereiche  aller  Zweige  der  landes- 
herrlichen Verwaltung  zu  Steuern  mit  Gebührennamen.  Besonders  seit 
Mitte  des  17.  Jahrhunderts,  also  zu  Anfang  der  letzten  Epoche  des 
Territorialismus,  bildete  sich  ein  gespenstisches  Heer  von  steuerhaften 
Stempel-  und  Eintragungsgebühren,  von  Sportein  und  Erbschaftsabgabeu 
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aus.  Diese  Erzeugnisse  der  Steuerentwickelung  liegen  im  Wesen  des 
Territorialzeitalters  begründet,  und  das  besondere  der  steuergeschicbt- 
lichen  Entwickelung  Deutschlands  ist  nur  dies,  dafs  die  Partikular-, 
nicht  die  Eeichsgewalt  die  Hand  auf  diese  gewaltig  vergröfserten  und 
mannigfaltigeren  Steuerobjekte  gedeckt  hat. 

2.  Kapitel.    Einzelnes  ül)er  das  Steuerwesen  der  territorialistisclien 

Frühepoehe. 

§  361.  Die  direkte  Besteuerung.  —  Als  direkte  Steuern  dieser 
Epoche  entfalten  sich  die  Beden  {tailles,  Tallagia),  in  Deutschland 
wesentlich  Partikularbeden  („Landbeden"),  nicht  Reichsbeden.  Die- 
selben gelangen  schon  vom  12.  und  13.  bis  Ende  des  14.  und  15.  Jahr- 
hunderts in  Westeuropa  aus  einer  und  derselben  Verursachung  heraus  zur 
Entwickelung.  Gleichzeitig  breiten  sich  die  bisher  nur  städtischen  in- 
direkten und  die  städtischen  obrigkeitlichen  Abgaben  (Gebühren)  in 
landesherrlicher  Ausdehnung  und  Steigerung  aus.  Die  städtischen. 
Reichs-  und  Landeskonsumsteuern,  steuerhafte  Regalien  (Bergrechts- 
abgaben, Salzregal,  Münzregal),  kommen  stärker  zum  Durchbruch. 
Doch  ist  über  das  einzelne  und  über  die  Deutung  der  meist  gemenge- 
artigen Abgaben  viel  Streit,  welcher  an  dieser  Stelle  überhaupt  nicht 
zur  Entscheidung  steht  und  mittelst  der  Schablonen  des  modernen 
steuerv\^is8enschaftlichen  Vorstellungskreises  überhaupt  nie  wird  zur 
Entscheidung  gebracht  werden  können. 

Die  ältere  direkte  Besteuerung  der  Grundabgaben  nimmt  in 
der  Partikularbesteuerung  wohl  noch  immer  die  Hauptstellung  ein. 
Doch  darf  angenommen  werden],  dafs  nach  der  Ausreifung  des  Cha- 
rakters feudaler  Besteuerung  die  Hinüberbildung  zu  landesherrlichen 
Privat-  und  Kameraleinkünften  begonnen  haben  und  fortgeschritten  sein 
wird.  Diese  Art  von  Landes-  und  Lokalbesteuerung  war  auch  in  ihrer 
partikularistisehen,  patrimonial  -  kameralistischen  Abwandlung  durch  die 
ganze  Territorialzeit  insoweit  und  insolange  berechtigt  und  begründet, 
als  die  partikularen  Gewalten  noch  Aufwand  für  öffentliches  Walten 
zu  bestreiten  hatten.  Dieselbe  wurde  unerträglich  erst  dadurch,  dafs 
die  niehtprivilegierten  Klassen  die  neuen  Reichs-  und  Landbeden  fast 
allein  zu  den  Feudalabgaben  hinzu  neu  zu  zahlen  hatten,  und  dafs  den 
überlieferten  alten  Grundabgaben  feudaler  Art  jetzt  Gegenleistungen 
auf  Seiten  der   Bezugsberechtigten  mehr  und  mehr  abhanden  kamen. 

Vorzüglich  ist  dies  für  Frankreich  hervorgehoben  in  den  Arbeiten  von  d'ÄVENEL. 

§  362.  Die  frühterritorialistische  Besteuerung  in  Mitteleuropa  — 
war  im  Gegensätze  zu  Frankreich  und  England  wesentlich  p artiku- 
lar ist  is  eh.  Doch  entrichteten  die  Städte  ihre  Reichsbedenbeisteuer  nicht 
ursteuerweise.  Das  „Bederecht"  ward  als  ein  später  nur  dem  Landes- 
herrn zustehendes    Recht  Gegenstand  der  vertragsmäfsigen  Rege- 
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Inng  mit  den  Ständen,  namentlich  für  Bekämpfung  aller  „Landesnot". 
„Waren  feste  bleibende  Beden  eingebürgert,  so  verzichtete  wohl  der 
Landesherr  einmal  auf  sie,  um  sich  andere  Beihilfe,  z.  B.  Gewährung 
von  Notbeden,  geben  zu  lassen.  Oder  er  übertrug  die  Beden,  wie 
andere  gi-undhen-liche  und  hoheitsrechtliche  Einkünfte  an  Dritte,  z.  B. 
an  die  betreffende  Stadt  als  die  Finauzeinheit  in  Bezug  auf  ihre  Bürger, 
oder  an  Andere  im  Wege  der  Verleihung,  Verpfändung  —  also  als  Mittel 
des  Realkredits  — ,  auch  der  Verschenkung.  Daher  ist  auch  durch  die 
Beden  nicht  immer  eine  dauernd  fliefsende  Quelle  ordentlicher  öffent- 
licher Einkünfte  eröffnet  worden.  Der  Name  „Bede"  wurde  dann,  wie 
in  solchen  Fällen  öfters,  populärer  und  technischer  Ausdruck  für  Steuer 
überhaupt.  Er  findet  sich  daher  für  letztere  auch  häufig  gebraucht, 
wo  er  streng  genommen  niemals  genau  gepafst  hatte  oder  wenigstens 
später  nicht  mehr  pafste."     (A.  Wagner.) 

Die  Frage  nach  der  Entstehung  der  Beden  ist  noch  sehr  umstritten.  Die  Ansicht 
Eichhorns,  dafs  sie  wesentlich  für  die  Landesverteidigung  dem  Oberherrn, 
später  nur  dem  Landesherrn,  früher  auch  den  Vasallen,  Vögten,  Bischöfen,  geleistet 
wurden,  hat  noch  immer  das  meiste  für  sich. 

Die  franzSsische  ..taille",  englisch  „tallage"  und  die  verwandten  mittel- 
alterlich-lateinischen Worte  incisio  (inscisio.  Einschnitt),  incisura,  später  cisa, 
adcisio,  accisa,  Cise,  Ziese,  Accise,  deutsch  ..Kerbe"  sind  von  der  Ver- 
rech nung  swei  s  e  an  „Kerbhölzern",  an  aneinandergelegten,  mit  sich  ent- 
sprechenden Einschnitten  versehenen  Kerbstöcken  hergenommen.  Später  scheiden 
sich  dann  Namen  und  Begriffe,  oder  leztere  verengern  sich  gegenüber  dem  ursprüng- 
lichen allgemeinen  Begriffe.  So  wird  incisio  und  tallia  anfangs  wesentlich  mit 
Bede  gleichbedeutend  gebraucht,  später  erstere  samt  Synonymen  aus- 
schlie  fslich  (bei  uns  und  aufserhalb  Deutschlands)  üb  lieh  für  indirekte  Ver- 
brauchssteuern,  besonders  Trank-,  städt.  Thorsteuern  und  dergleichen 
Tallia  wird  in  Deutschland  ungebräuchlich,  verengert  sich  in  Frankreich  auf  die  Be- 
deutung der  direkten  Grund-  und  Haussteuer  (taille  reelle)  und  der  direkten  Ver- 
mögens-, Erwerbs-  und  Personalsteuer  (taille  personelle).  —  Nach  einer  früheren 
anderen,  aber  (nach  A.  Wagneb)  unrichtigen  Ableitung  wird  Accise  auch  mit  assisa 
(assisia,  Auflage),  den  Gerichtstagen  in  Verbindung  gebracht,  so  in  Frankreich;  hier 
sei  eine  Steuerauflegung  erfolgt  und  der  Name  dann  auf  die  Abgabe  selbst  über- 
tragen worden. 

Grofshritannien. —  Hier  hat  in  der  territorialistischen  Frühepoche  die 
Entwickelung  zwar  nicht,  was  Steuersubjekte,  Steuerobjekte  und  Steuer- 
last, aber  was  nationale  Steuerzuständigkeit  und  die  Teilung  letzterer 
zwischen  König  und  Ständen  betrifft,  Eigentümliches  aufzuweisen. 

Den  Beden  entsprechen  in  England  die  vom  12.  Jahrhundert  an  auf- 
ti-etenden  tallages  (tallagia,  auxilia  scutagia),  und  auch  diese  sind  direkte 
Vermögenssteuern,  zunächst  nach  den  schon  verfallenden  Hufensteuern 
(carucagium,  carucale).  Die  Last  drückt  sich  zuerst  in  einem  Bruchteil 
des  Ertrages  aus,  wechselnd  von  '/lo  bis  '/n,  meist  „Der  Fünfzehnte" 
und  „Der  Zehnte."  Vom  Ende  des  13.  Jahrhunderts  beginnt  das 
Parlament  alle  Grundabgaben  als  allgemeine  Grundsteuern  zu  verwilligen. 
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Schon  im  14.  Jahrhundert  (1334)  war  die  Eeichssteuer  zu  einem  festen 
Betrage  angesetzt  nnd  auf  die  Grafschaften  und  die  Städte  repartiert,  also 
reiehsständische  „Gemeinsteuer".  Zu  dieser  Yermögenshauptsteuer  kamen 
dann  gegen  die  Mittelepoche  hin  weitere  Zusätze,  „Subsidien"  genannt. 

Die  verwilligte  Gesamtsumme  und  die  Repartitionsweisen  unterlagen  manchem 
Wechsel,  aufser  den  freien  Zuwendungen  oder  Jjenevolences"  reicher  Leute  an 
den  König  für  Gnadenerweisungen.  Neben  der  Grundsteuer  beginnen  Person alsteuem, 
einfach  und  klassifiziert  (Haussteuern,  Familiensteuern). 

Die  Bewilligung  der  ..Fünfzehnten  und  Zehnten"  in  Multiplis  (am 
Ende  der  Regierung  Elisabeths),  die  Hinzufügung  der„Subsidie"  und  auch 
wieder  deren  Bewilligung  im  Mehrfachen  der  einfachen  (Subsidi  e  (zu 
derselben  Zeit  2,  3,  4fach)  erklären  sich  'zu  einem  guten  jTeile  aus  dem  Zurück- 
bleiben des  eingeschätzten  hinter  dem  wirklichen  "Werte  und  aus  herkömmlich  ge- 
wordener Stabilität  der  Summe  des  „Simplums".  Der  höchste  vorgekommene  Betrag 
einer  einfachen  Subsidie  soll  120  000  Pfd.  St.,  der  durchschnittliche  70— SO  OOO,  unter 
Elisabeth  etwa  SO 000,  wie  damals  der  einfache  „Vis  und  Yio"  30  000  Pfd.  St.  gewesen 
sein  (Dowell  I,  147,  III,  81).  Die  Veranlagung  reicherer  Leute  blieb  zudem  wesent- 
lich hinter  der  Wirklichkeit  zurück,  was  den  geringen  Steuerertrag  z.  B.  einzelner 
auch  reicherer  Städte  mit  erklären  soll.     (A.  Wagner.) 

In  der  indirekten  Besteuerung  behaupten  die  Zölle,  jedoch  weniger 
als  reine.  Verbrauchsabgaben,  denn  als  Schutz-  und  Handelsgestattungs- 
gebtihren,  die  alte  Stellung;  diese  „alten"  Zölle  fantiqua  customa)  ver- 
bleiben dem  Könige. 

Dagegen  die  neuen  Zölle  auf  Wolle,  Feile,  Leder  (nova  oder  parva 
customa)  werden  vom  14.  Jahrhundert  Gegenstand  der  Verwilligung; 
sie  waren  unter  verschiedenen  Formen  < Pfundsteuern,  Tonnensteuern) 
schon  wirkliche  bleibende  Verbrauchssteuern. 

Von  den  Weinzöllen  abgesehen  sind  es  wesentlich  Ausfuhrzölle  gewesen,  welche 
den  fremden  Kaufmann  treffen  sollten.  Die  Bemessung  geschah  nach  dem  Werte, 
erst  auf  Grund  der  Fakturen,  dann  nach  den  amtlichen  Werten  der  Taxbücher. 


Zweite  Abteilung-,     Die  territorialistische  Mittelzeit. 

1.  Kapitel.    Die  Reiehssteuerii. 

§  363.  Vhersicht.  —  Über  die  Steuerentwicklung  dieser  Mittel- 
zeit ist  neuestens  durch  die  Specialforschungen  von  Gindely,  Eassfähl 
und  Anderen  viel  Licht  verbreitet  worden. 

Frankreich.  —  Als  direkte  Hanptsteuer  war  in  der  temtoria- 
listischen  Mittelepoche  Frankreichs  sowohl  für  die  Reichs-  als  für  die 
Partikularbesteuerung  schon  im  14.  Jahrhundert  die  taille,  auf  Zeit  für 
bestimmte  Zwecke  verwilligt,  zum  Durchbruch  gelangt.  Unter  dem 
Sturm  und  Drang  der  englischen  Kriege  ist  sie  für  den  Anfang  der 
Mittelepoche  bereits  zur  bleibenden  Einrichtung  geworden. 

Unter  den  indirekten  Steuern  ragen  immer  noch  die  Zölle  hervor. 
Letztere  erscheinen  namentlich  als  Ausfuhrzölle.  Daneben  entwickeln 
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sich  zwei  grofse  innere  Verbrauchssteuern  in  der  Form  der  Thorbe- 
steuerung,  nämlich  die  Getränke-  und  insbesondere  für  Frankreich 
charakteristisch  die  Weinsteuer  sowie  die  Salzsteuer  (gabeile).  Die  Ge- 
tränkesteuern, auch  aides  genannt,  sind  teils  als  Thorsteuern,  Octrois  (an- 
geblich von  autorifc  oder  der  Königlichen  Autorisierung  so  genannt), 
teils  als  Transportabgaben  und  ,, Passierzölle"  geregelt;  auch  die 
anderen  Formen  der  späteren  französischen  Getränkebesteuerung  klingen 
bereits  an. 

Näheres  bei  Clamageran. 

DasDeutsche  Reich  —  bietet  bei  der  Zerrüttung  seiner  Central- 

gewalt  für  die  Reichsbesteuerung  dieser  Zeit  allerdings  kein  schlüssiges 
Material  dar.  Um  das  Verhältnis  der  Reichs-  zur  Partikularbesteuerung 
des  Territorialismus  zu  verstehen,  mufs  man  einen  Typus  aufserhalb 
des  Deutscheu  Reiches  ins  Auge  fassen.  Der  tauglichste  und  nächst- 
liegende Typus,  welcher  so  eben  durch  Rassfahl  trefflich  dargestellt 
worden  ist,  ist  Schlesien  unter  Korvin  und  den  Habsburgern  im  16. 
und  17.  Jahrhundert.  Damals  hatte  der  König  als  Herrscher  eines 
Komplexes  selbständiger  Territorien  in  jedem  der  verschiedenen  Länder 
die  nutzbaren,  wie  die  höheren  Regalien  unbeschränkt  in  der  Gewalt ; 
die  übrige  Verwaltung  aber,  also  auch  und  namentlich  die  direkte 
Besteuerung  vollzogen  unter  ihm  die  Landstände  bezw.  der  Landtag  als 
Organ  sämtlicher  Stände  des  Landes,  nämlich  der  hohen  Geistlichkeit 
und  der  Stifter,  des  weltlichen  Adels  und  der  Städte.  Was  dem 
König  durch  die  Stände  zukommt,  ist  die  direkte  Reichssteuer  der 
territorialistischen  Mittelzeit. 

1.  Das  Verhältnis  der  Steuergewalteii  zu  einander.  Nach  Rass- 
fahl, welchem  wir  hier  durchaus  folgen ,  entsandte  der  König  (Korvinus)  zu  den 
Landtagen  oder  sog.  Fürstentagen  Schlesiens  seine  bevollmächtigten  Kommissare, 
welche  sich  durch  Kredenzschreiben  legitimieren  mufsten,  meist  seinen  Oberhaupt- 
mann oder  seine  Anwälte,  und  gerade  in  dieser  Rolle  des  obersten  Landesbeamten 
zur  Zeit  des  Matthias  Korvinus  zeigt  sich  der  gröfste  Unterschied  von  der  Stellung 
des  Oberhauptmanus  des  16.  Jahrhunderts,  welcher  bei  den  Fürstentagen  nicht 
Agent  der  Krone,  sondern  Vorsitzender  und  oberste  Spitze  der  Fürsten  und  Stände 
war.  Die  Kommissare  legten  dem  Fürstentage  die  Gegenstände  vor,  über  welche 
der  Herrscher  eine  Beratung  und  Beschlufsfassung  wünschte.  Manchmal  wurde  mit 
der  Proposition  der  königlichen  Anträge  auch  der  Bischof  von  Breslau  betraut. 
Auf  der  Tagesordnung  standen  zumeist  Steuersachen. 

Umfangreich  waren  später  die  Funktionen  des  Oberhauptmanus  auf  dem 
Gebiete  der  Finanzverwaltung;  allerdings  erscheint  er  hier  als  rein  ständischer 
Beamter,  da  bei  dem  damaligen  Dualismus  im  Finanzwesen  seine  Kompetenz  sich 
auf  die  Verwaltung  der  von  der  ständischen  Bewilligung  abhängigen  Steuern 
beschränkte,  während  mit  der  übrigen,  rein  königlichen  Finanzadministration  beson- 
dere, von  der  Wiener  Hofkammer  abhängige  Organe  betraut  waren.  Die  vom  Fürsten- 
tage beschlossene  Steuer  war  eine  Vermögenssteuer.  Wenn  eine  gewisse  Summe  von 
den  Generalständen  als  Steuer  bewilligt  war,  so  publizierte  das  Oberamt,  wieviel  pro 
Mille  von  der  Schätzung  erhoben  werden  sollte;  auch  traf  es  die  nötigen  Anordnungen 
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betreffs  der  Zahlungsmodalitäten.  Bei  ihm  reichten  die  einzelnen  Stände  die  Schatz- 
ungszettel ein,  in  denen  sie  ihr  der  Steuer  unterliegendes  Vermögen  angaben. 
Auch  darüber  hatte  der  Oberhauptmann  in  letzter  Instanz  zu  wachen ,  dafs  die 
Steuerpflichtigen  sich  richtig  schätzten;  Anzeigen  wider  solche,  welche  ihr  Vermögen 
zu  niedrig  angaben,  mufsten,  falls  es  der  zunächst  zuständigen  Obrigkeit  nicht  ge- 
lang. Abhülfe  zu  schaffen ,  an  das  Oberamt  erstattet  werden.  Der  Oberhauptmann 
mufste  für  die  rechtzeitige  Aufbringung  der  vom  Landtage  bewilligten  Steuer  sorgen; 
gegen  solche,  welche  mit  der  Einlegung  der  Schatzzettel  und  der  ausgeschriebenen 
Landesabgaben  säumig  waren,  hatte  er  mit  Exekution  vorzugehen,  zuerst  durch 
Mahnschreiben,  sodann  in  den  Erbfürstentümern  durch  Verstrickung  der  Hauptleute 
und  Einlegung  von  Reitern  bis  zur  Bezahlung,  auch  den  Oberständen,  den  Fürsten 
und  freien  Standesherren  gegenüber  durch  Verstrickung,  Gefängnis,  Pfändung  und 
endlich  durch  Einweisung  in  ihre  Güter.  Die  ständischen  Finanzbehörden,  das 
Generalsteueramt  sowie  der  Landeszahlmeister,  waren  ihm  unterstellt.  Zwar  wurden 
diese  Ämter  besetzt  von  den  auf  den  Fürstentagen  versammelten  Generalständen; 
der  Oberhauptmann  hatte  jedoch  die  Inhaber  zu  vereidigen  und  sie  gemäfs  dem  Be- 
schlüsse der  Stände  entweder  allein  oder  mit  Zuziehung  eines  zu  diesem  Zwecke 
bestellten  Ausschusses  mit  den  nötigen  Instruktionen  zu  versehen.  Auch  über  ihre 
Geschäftsführung  hatte  er  zu  wachen,  ob  sie  ihren  Pflichten  getreulich  nachkamen, 
ihrer  Aufgaben  mit  Fleifs  obwalteten,  und  im  gegenteiligen  Falle  beim  Fürstentage 
auf  ihre  Entfernung  zu  dringen.  Anweisungen  auf  den  der  Obhut  der  Generalein- 
nehmer vertrauten  Landeskasten  gingen  von  ihm  aus,  und  es  war  den  letzteren  ver- 
boten, ohne  oberamtliche  Anweisung  irgendwelche  Zahlung  zu  leisten;  für  die  Aus- 
stellung dieser  Zahlungsbefehle  war  er  selbst  gebunden  an  die  Beschlüsse  des 
Fürstentages ,  und  die  dadurch  verfassungsmäfsig  beschränkte  Kompetenz  seines 
AnWeisungsrechtes  durfte  er  keineswegs  zu  Gunsten  des  Königs  oder  auf  dessen 
eigenmächtige  Befehle  hin  überschreiten.  Auch  der  Zahlmeister,  dessen  Amt  es 
war,  die  zu  Kriegszwecken  bewilligten  Gelder  an  ihren  Bestimmungsort  abzuführen, 
durfte  erst  auf  Anordnung  des  Oberhauptmanns  die  betreffenden  Summen  in  Empfang 
nehmen,  um  seine  Reise  anzutreten,  für  die  er  mit  Geleitsbriefen  vom  Könige  und 
vom  Oberhauptmanne  versehen  wurde.  Zu  den  Rechnungslegungstagen  der  General- 
steuereinnehmer, welche  auf  den  allgemeinen  Ständeversammlungen  beschlossen  wur- 
den, erliefs  der  Oberhauptmann  die  Einberufungsschreiben;  an  ihn  hatten  die  vom 
Könige  dazu  abgesandten  Kommissare  ihre  Beglaubigungsschreiben  einzureichen, 
worauf  er  dann  bei  der  Rechnungslegung  selbst  den  Vorsitz  führte  und  zum  Schlüsse 
den  Abschied  erteilte,  welcher  für  den  Fall,  dafs  die  Rechnung  für  richtig  befunden 
wurde,  den  Einnehmern  die  Entlastung  gewährte.  In  gleicher  Weise  verhielt  es 
sich  mit  der  Abnahme  der  Rechnung  des  Zahlmeisters. 

Der  Fürstentag  gliederte  sich  in  drei  Kollegien.  Das  erste  bestand  aus  den 
Fürsten  und  den  Inhabern  der  freien  Standesherrschaften;  während  die  ersteren 
Virilstimmen  besafsen,  stand  den  letzteren  nur  eine  Kurialstimme  zu;  das  zweite 
Kollegium  setzte  sich  zusammen  aus  den  Deputierten  der  I^andschaften  (d.  h.  der 
Herren,  Prälaten  und  Ritterschaften)  der  Erbfürstentümer  und  der  Stadt 
Breslau,  da  letztere  die  Hauptmannschaft  über  das  Fürstentum  Breslau  innehatte, 
das  dritte  endlich  aus  den  städtischen  Gesandten  der  Erbfürstentümer  Schweid- 
nitz-Jauer,  Glogau  und  Troppau,  allerdings  nicht  aller,  sondern  immer  nur  der  be- 
deutendsten Städte.  Man  sieht,  dafs  die  einzelnen  Mitglieder  des  Fürstentages 
verschiedenartig  waren ;  derselbe  bestand  teils  aus  den  einheimischen  Landesherren, 
teils  aus  den  Gesandten  der  Landschaften  der  Erbfürstentümer  sowie  der  Städte 
einiger  Erbfürstentümer,  d.  h.  teils  aus  den  Häuptern  jener  alten,  überkommenen 
Herrschaftsverbände,  welche  einst  selbständige  Staatsgebilde  darstellten,  teils  aus 
den  Bevollmächtigten  solcher  Gemeinwesen,  welche  ihrerseits  wieder,  wie  die  Land- 
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schaftsTerbände,  sich  aus  den  Häuptern  grundherrlicher  Verbände,  oder,  wie  die 
Städtekorpora,  sich  wieder  aus  bürgerlichen  Gemeinwesen  zusammensetzten.  Jedes 
Mitglied  des  Fürstentages  vertrat  zunächst  entweder,  so  die  Landesherren,  das  von 
ihnen  beherrschte  Land,  oder,  wie  die  Mitglieder  der  beiden  anderen  Kollegien, 
diejenige  ständische  Erbfürstentumskörperschaft,  deren  Delegierte  sie  waren.  In  ihrer 
korporativen  Vereinigung  aber  waren  die  Fürsten  und  Stände  die  Vertreter  des 
ganzen  Landes;  sie  stellten  in  sich  dar  das  ganze  Land  und  fungierten  zugleich  als 
dessen  Organ.  Sie  absorbierten  nicht  etwa  die  gesamte  Summe  der  den  einzelnen 
Fürsten  und  Ständen  zukommenden  staatlichen  Befugnisse;  aber  ihre  Beschlüsse, 
insofern  sich  dieselben  innerhalb  der  Rechtssphäre  des  Fürstentages  hielten,  waren 
bindend  für  das  gesamte  Land  und  alle  seine  Angehörigen. 

"2.  Die  Subjekte  der  direkten  Besteuerung:.  Die  wichtigste  direkte  Steuer 
war  die  Schätzung.  Sie  wurde  zum  ersten  Male  1527  im  Betrage  von  100  000 
ung.  Fl.  auf  Antrag  des  Königs  von  den  Fürsten  und  Ständen  beschlossen.  Obgleich 
man  damals  noch  keineswegs  daran  dachte,  dafs  diese  Bewilligung  eine  ständige  Ein- 
richtung werden  würde,  so  blieben  doch  die  Grundsätze,  nach  denen  ihre  Aus- 
schreibung und  Verteilung  damals  geregelt  wurde,  im  wesentlichen  bis  zum  IS.  Jahrh. 
in  Geltung. 

Als  Steuersubjekte  bei  der  Schätzung  erschienen  nach  dem  Fürstentagsbe- 
schlusse  von  1527  Fürsten,  Adlige,  Geistliche,  Bürger  unter  Stadtrecht  (Kaufleute,  Hand- 
werker, Einwohner),  von  Bauern  nur  Frei-  und  Lehnsbauern.  Für  steuerfrei  wurden 
erklärt  auf  Grund  späterer  Landtagsabschiede  die  Wittwen,  die  nicht  über  3'J  ung.  Fl. 
(späterhin  erhöht  auf  50  ung. Fl.)  Einkommen  oder  Leibgedinge  hatten,  ferner  die 
Hospitäler  (welche  ja  oft  mit  liegenden  Gütern  oder  Renten  ausgestattet  waren)  und 
die  Geistlichen,  welche  keine  Landgüter  besassen.  Erlafs  der  Steuer  wurde  allen  den- 
jenigen gewährt,  welche  durch  plötzliche  Unglücksfälle,  wie  Brand-,  Wetter-,  Wasser- 
und  Kriegsschaden,  betroffen  worden  waren. 

Auffallend  erscheint  es,  dafs  nicht  alle  Bauern  in  der  Schätzung  von  1527  mit 
einbegriffen  waren,  sondern  nur  die  Frei-  und  Lehnsbauern.  Man  darf  nun  nicht 
etwa  glauben,  dafs  die  übrigen  Bauern  deshalb  von  der  Steuer  befreit  gewesen  wären; 
die  Bestimmung,  dafs  sie  nicht  geschätzt  werden  sollten ,  hatte  vielmehr  den  Sinn, 
dafs  dadurch  dem  Grundherrn  die  stillschweigende  Erlaubnis  gewährt  sein  sollte, 
seine  bäuerlichen  Hintersassen  zur  Aufbringung  seiner  eigenen 
Steuer quote  heranzuziehen,  d.  h.  seine  eigene  Steuerquote,  wenn  auch  nicht  ganz, 
so  doch  teilweise  auf  seine  Bauern  abzuwälzen.  Erst  im  Jahre  1542  wurde  besimmt, 
dafs  auch  die  Bauern  geschätzt  werden  und  eine  Vermögenssteuer  von  1^3  Proz.  zahlen 
sollten,  während  die  der  übrigen  Stände  nur  l  Proz.  betrug.  Die  Bedeutung  dieser 
Mafsregel  bestand  zweifelsohne  darin,  dafs  der  Rechtlosigkeit  der  Bauern  gegenüber 
ihren  Grundherren  ein  Ende  gemacht  werden  sollte. 

Die  bauernfreundlichen  Bestrebungen  der  Krone  fanden  bei  den  Ständen  indes 
wenig  Anklang;  schon  im  Jahre  1545  wurde  die  Sonderschatzung  der  Bauern  wieder 
abgeschafft.  Es  wurde  nämlich  festgesetzt,  ..dalz  ein  joder  fürst  und  stand,  der  da 
land  und  leute  unter  sich  bat,  dieselben  land  und  leute  sammt  den  kammcrnutzungen 
schätzen  und  zu  entrichtung  solcher  Schätzung  zu  sich  ziehen  und  zu  hulf  nehmen 
sollen  alle  ihre  underthanen  und  verwandte  von  adel,  landschaften.  städten  und  dörfern 
Sowohl  auch  die  herrschaft  und  adel  die  ihren;  doch  soll  der  gemeine  pauersmann 
nichtmehr  denn  der  adelsmann  geben."  Infolge  dieser  Anordnung,  welche  ziemlich 
wörtlich  auch  im  folgenden  Jahre  wiederholt  wurde,  durfte  also  von  jetzt  ab  jeder 
Grundherr  seine  Bauern  zur  Teilnahme  bei  der  Aufbringung  der  auf  ihn  fallenden 
Steuerquote  veranlassen,  doch  so,  dafs  der  Steuerfufs  für  beide  gleich  sei;  dafs 
sich  der  Adlige  freilich  sonderlich  an  diese  Beschränkung  gebunden  haben  soll,  ist 
nicht  glaublich ,  zumal  da  sich  ja  der  König  um    die  Verteilung  der  Steuer   in  den 
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Herrschaftsbezirken  der  einzelnen  Fürsten  und  Stände  nicht  kümmern  durfte,  der 
Fürstentag  aber  nicht  wollte.  Wahrscheinlich  bildeten  sich  für  die  einzelnen  Dorf- 
schaften Kataster,  nach  deren  Mafsgabe  die  Grundherrschaft  ihre  Unterthanen  je 
nach  der  Höhe  der  erfolgten  Bewilligung  für  die  von  ihr  zu  erlegende  Quote 
heranzog. 

3.  Als  Steuer  Objekt  —  wurde  durch  den  Landtagsabschied  von  1527  alles  Ver- 
mögen und  alles  Einkommen  aus  beweglichem  und  unbeweglichem 
Vermögen  der  zur  Steuer  verpflichteten  Personen  erklärt;  speciell  werden  genannt 
das  Einkommen  und  die  Nutzungen  der  Fürsten  ..von  geschlossern,  landen,  steten, 
merkten,  dörfern,  teichen,  weiden  und  holden,  rutticht  und  struticht,  und  woran  das 
sey,  an  ligenden  gründen  und  nutzungen  dein  und  grofs"* ;  ebenso  sollen  alle  Steuer- 
pflichtigen ihre  Barschaft  versteuern,  sowohl  Fürsten  wie  geistliche  als  auch  weltliche 
Stände,  nicht  minder  diejenigen,  welche  zum  Stadtrechte  gehören.  Es  handelt  sich 
um  eine  Steuer  auf  das  Vermögen  und  auf  alles  aus  beweglichem  oder  unbeweglichem 
Vermögen  fliefsende 'Einkommen;  von  einer  Besteuerung  des  Handels-  und  Ge- 
werbebetriebes als  solchen  ist  noch  keine  Rede,  sondern  nur  von  einer  Steuer 
auf  das  Vermögen,  in  welcher  Gestalt  auch  immer  dasselbe  auftrete,  als  landes-  oder 
grundherrliche  Gefälle,  als  Grund  und  Boden  und  endlich  als  Barschaft,  sei  es,  dafs 
dieselbe  ruhe  oder  auf  Zins  oder  in  Handelsgeschäften  angelegt  sei.  Solche  Ver- 
mögensstücke, welche  in  Form  von  Renten ,  feststehenden  Gefällen  oder  anderen 
Nutzungen  sich  darstellen,  mufsten  natürlich  zur  Berechnung  des  Wertes,  den  sie 
repräsentierten,  kapitalisiert  werden.  Die  Steuer  von  1527  war  also  ihrer  ße- 
messungsgrundlage  nach  eine  reine  Vermögenssteuer,  aber  eben  nur  nominell;  in 
Wirklichkeit  war  sie  eine  Einkommensteuer,  da  der  Steuerfufs,  —  das  gesamte 
Schatzungsvermögen  belief  sich  auf  ca.  11 '/j  Millionen  schles.  Thaler,  die  bewilligte 
Steuer  auf  100  ÜOO  ung.  Fl.  =  150  000  schles.  Thaler,  —  etwas  mehr  als  IVs  Proz. 
betrug;  man  mufs  dabei  bedenken,  dafs  die  Nutzung  des  Vermögens  zwischen  10  Proz. 
bis  20  Proz.  variierte. 

Gegenüber  den  Festsetzungen  des  Jahres  1527  wurde  der  Umfang  der  steuer- 
pflichtigen Objekte  1544  vermindert.  Eine  völlige  Durchbrechung  des  Prinzips  der 
Schätzung  als  einer  Vermögenssteuer  bedeutete  es,  dafs  ebenfalls  auf  dem  Fürstentage 
von  1544  ..Kleinodien,  Kleider  und  liegendes  bares  Geld",  d.  h.  nicht  nur  Wertgegen- 
stände aller  Art,  sondern  auch  das  nicht  ausgeliehene  oder  sonst  irgendwie  nutzbar 
angelegte  Geld  für  ausgeschlossen  von  der  Schätzung  erklärt  ward.  Seit  der  zweiten 
Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  endlich  wurde  es  sogar  Bestimmung,  dafs  das  bare,  auf 
Zins  geliehene  Geld  nicht  der  Schätzung  unterworfen  wurde.  Anders  wurde  es  ge- 
halten mit  den  Renten;  schon  1544  wurde  angeordnet,  dafs  bei  Gütern,  auf  denen 
Renten  (auch  Leibrenten)  ruhten,  die  Steuer  von  dem  Besitzer  nach  dem  vollen  Werte 
entrichtet  und  für  ihren  Betrag  der  Gläubiger  an  seinem  Zinsbezuge  verkürzt  werden 
solle,  —  ein  Verfahren,  welches  auch  immer  wieder  Anwendung  fand.  Man  sieht 
daraus,  dafs  die  Schätzung  ihrem  ursprünglichen  Charakter  als  einer  allgemeinen  Ver- 
mögenssteuer untreu  geworden  war;  durch  die  Beschlüsse  von  1544  und  1563  war 
das  mobile  Kapital  —  mit  einziger  Ausnahme  des  in  wiederverkäuflichem  Zinse 
angelegten  Geldes  —  von  der  Steuer  befreit  worden;  die  Schätzung  nahm 
daher  immermehr  den  Charakter  einer  lediglich  auf  dem  Grundeigentum,  nament- 
lich dem  bäuerlichen  ruhenden  Last  an. 

4.  Steuerlast.  Die  Verteilung  war  sehr  einfach.  Zunächst  handelte 
es  sich  darum,  die  einzelnen  steuerpflichtigen  Personen  und  Gegenstände,  d.  h.  die 
Subjekte  und  Objekte  der  Steuer,  zu  ermitteln,  sodann  die  ersteren  nach  Mafsgabe 
der  letzteren  zur  Steuer  zu  veranlagen.  Die  Ermittelung  der  die  Steuerpflicht  be- 
gründenden Thatsachen  geschah  auf  dem  Wege  der  Selbstein  Schätzung.  Nach 
den  Beschlüssen   von  1527    sollte    die  Selbsteinschätzung  der  Landstände  und  der 
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städtischen  Einwohner  vor  Vertrauenspersonen  erfolgen,  welche  einzusetzen  in  den 
mittelbaren  Fürstentümern  den  Fürsten,  in  den  Erbfürstentümern  den  betreffenden 
Beamten,  also  den  Landeshauptleuten  und  den  Magistraten,  überlassen  war.  Für 
die  Städte  war  ihre  Zahl  nicht  näher  bestimmt ;  auf  dem  platten  Lande  sollten  in 
jedem  Weichbilde  je  zwei  rittermäfsige  Personen  als  Einschätzuugskommissare  gegen 
eine  Entschädigung  fungieren.  Diese  ..Verordneten"  «sandten  die  Schatzzettel,  auf 
denen  die  einzelnen  Steuersubjekte  die  ihnen  zugehörigen  Steuerobjekte  (nicht  jedes 
einzelne  Objekt,  sondern  die  Summen  der  einzelnen  Kategorieen,  des  Wertes  der 
liegenden  Güter,  des  baren  Geldes)  verzeichnet  hatten,  an  ihren  Fürsten  oder  Landes- 
hauptmann, von  denen  dann  die  Totalsumme  der  Schätzungen  ihres  Bezirkes  (eben- 
falls nach  den  Kategorieen  der  liegenden  Güter,  des  baren  Geldes  u.  s.  w.  geordnet) 
dem  Oberhauptmann  eingereicht  wurde.  Diese  Totalsumme  eines  Fürstentums, 
einer  freien  Standesherrschaft,  einer  dem  Oberamte  immediat  unterworfenen  Herr- 
schaft, ferner  der  Landschaft  eines  Erbfürstentums  oder  der  Gesamtheit  der  Städte 
eines  solchen  hiefs  die  Generalschatzung,  auch  kurzweg  Schätzung  oder  Ansage; 
davon  führte  die  ganze  Steuer  den  Namen  der  indictio  oder  Schatzungssteuer. 
Durch  Addition  der  Summen  aller  Genei'alschatzungen  erhielt  man  das  Steuerkapi- 
tal des  ganzen  Landes.  Unter  Partikularschatzung  verstand  man  eine  der  Einzel- 
summen, aus  deren  Gesamtheit  eine  Generalschatzung  sich  zusammensetzte.  Auf 
diese  Art  und  Weise  gawann  man  für  die  Steuer  von  1527  einen  Kataster,  den  man 
für  die  Verteilung  der  Steuer  mit  Leichtigkeit  benutzen  konnte  Die  Bewilligung 
erfolgte  nämlich  in  der  Art,  dafs  der  Fürstentag  entweder  eine  gewisse  Summe  aus- 
schrieb, oder  dadurch,  dafs  er  das  Mille  als  Steuereinheit  annahm  und  den  von 
diesem  Mille  als  Steuer  zu  erhebenden  Satz  (z.  B.  14  pro  Mille  oder  1,4  Proz.)  ver- 
kündigte. 

Die  Schätzung  von  1527  erhielt  den  Charakter  eines  stabilen  Katasters;  neue 
generelle  Veranlagungen  erfolgten  jetzt  nicht  mehr.  Für  die  einzelnen  Länder  und 
Ständekorpora  wurden  ihre  Generalschatzungen  eine  ständige  Last,  desgleichen 
für  die  einzelnen  Güter  und  Städte  ihre  Partikularscbatzungen.  Die  bei  jeder  neuen 
Bewilligung  von  Steuern  erfolgende  Einlegung  der  Partikularschatzzettel  hatte  daher 
nur  den  Zweck,  eine  Kontrolle  darüber  auszuüben,  dafs  nicht  etwa  eine  Stadt  oder 
ein  Stand  eigenmächtig  ihre  Partikularscbatzungen  erniedrigten.  Man  kümmerte 
sich  nicht  darum,  ob  die  alten  Vermögensangaben  noch  zuträfen;  nur  wenn  eine 
Minderung  in  der  Ansage  stattfand,  so  prüfte  der  Fürstentag.  ob  dieselbe  gerecht- 
fertigt sei,  um  darauf  je  nach  dem  Ergebnisse,  zu  welchem  er  gelangte,  die  Ent- 
scheidung zu  fällen,  ob  die  Erniedrigung  in  der  Selbsteinschätzung  des  betreffenden 
Standes  zu  genehmigen  sei  oder  nicht.  Dem  einzelnen  Grundherrn  blieb  es  über- 
lassen, die  Verteilung  der  auf  ihn  fallenden  Quote,  seiner  Partikularschatzung,  so 
zu  regeln ,  dafs  auch  seine  Unterthanen  zur  Aufbringung  derselben  herangezogen 
wurden ;  in  den  Städten  wiederum  war  die  Unterverteilung  den  Magistraten  über- 
geben. Über  die  Art  und  Weise,  wie  die  Grundherren  und  Magistrate  dabei  ver- 
fuhren, erhob  der  König  bittere  Klagen.  Von  den  letzteren  behauptete  er,  dafs  das 
von  ihnen  bei  der  Veranlagung  ermittelte  Steuerkapital  oft  bis  auf  das  Doppelte 
der  für  die  Stadt  geltenden  Partikularschatzung  sich  beliefe,  während  sie  anderer- 
seits für  einzelne  Begünstigte  Ermäfsigungen  eintreten  liefsen,  und  dafs  sie  die 
Differenz  zwischen  der  von  den  Bürgern  erhobenen  und  der  an  den  König  abzu- 
liefernden Summe  für  ihren  privaten  Nutzen  einstrichen;  betreffs  des  Adels  be- 
schwerte er  sich,  dafs  derselbe  die  Steuer  unter  seinen  Bauern  so  zu  verteilen  wisse, 
dafs  er  nicht  nur  für  seine  eigenen  Güter  steuerfrei  ausginge,  sondern  sogar  noch 
einen  erheblichen  Sondernutzen  habe. 

Die  Reformversuche  der  Könige  blieben  erfolglos,  und  die  Schätzung  von  1527 
blieb  noch  bis  zu  Anfang   des  IS.  Jahrhunderts.     Die  Zeiten   allerdings   des   sech- 
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zehnten  Jahrhunderts,  in  denen  ein  Ferdinand  und  Maximilian  noch  mit  einem 
seltenen  Verständnisse  für  die  Anforderungen  des  Staatskbens  und  des  Volkswohls, 
mit  einem  warmen  Herzen  für  die  Lage  der  bäuerlichen  Klassen  gegenüber  den 
Unterdrückungsversuchen  der  Grundherren  sich  begabt  gezeigt  hatten,  waren  längst 
vorüber;  die  habsburgischen  Herrscher  des  17.  Jahrhunderts  zeigten  sich  der  Reform 
ebensowenig  gewachsen,  wie  die  Fürsten  und  Stände  des  voraufgegangenen  Säkulums. 
Die  alte  Schätzung  von  1527  blieb  in  Kraft  bis  zum  Anfange  des  18.  Jahrhunderts; 
erst  damals  begann  man  mit  neuen,  lange  Jahre  fruchtlos  sich  hinschleppenden 
Katastrierungsarbeiten ,  bis  die  Oceupation  Schlesiens  durch  Friedrich  den  Grofsen 
dem  österreichischen  Regimente  ein  unerwartet  schnelles  Ende  bereitete.  (Rassfähl.) 

5.  Indirekte  Liiiidessteuern.  —  Sie  waren  in  der  Hauptsache  vom  Könige  auf 
Grund  seines  prätendierten  Zollregals  einseitig  auferlegt  und  waren  dem  ständischen  Be- 
willigungsrechte entzogen.  Die  dem  Könige  von  den  Fürstentagen  bewilligten  indi- 
rekten Auflagen  waren  eine  Verkaufssteuer,  „ein  zoll-,  hülf- und  biergeld"  auf 
Getreide,  fremdes  und  einheimisches  Eier,  Wein,  Wolle, Fische  und 
Salz  für  drei  Jahre,  deren  jährlicher  Ertrag  sich  auf  etwa  45000  bis  55000  Fl. 
(ä  34  Gr.)  belief.  Ein  Scheffelgeld  wohl  ähnlicher  Art  wurde  153S  bewilligt,  kam 
aber  nicht  zur  Erhebung,  da  man  inzwischen  an  seiner  Statt  eine  Schatzungssteuer 
votiert  hatte. 

Dieses  Biergeld  war  die  einzige  vom  Landtage  abhängige  indirekte  Steuer, 
welche  bis  zum  dreifsigj ährigen  Kriege  in  Schlesien  ständig  wurde.  Es  wurde  in 
der  Folgezeit  immer  auf  ein,  zwei  oder  auch  drei  Jahre  bewilligt;  anfangs  betrug 
es  einen  Groschen  für  das  Fafs,  1554  wurde  es  verdoppelt,  später  auch  verdreifacht, 
vervierfacht  und  verfünffacht,  bis  es  (seit  15S5I  auf  das  Sechsfache  seiner  ursprüng- 
lichen Höhe  stieg. 
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§  364.  rbersicht  —  Auch  die  Landesbesteuerung  der  territoriali- 
stischen  Mittelzeit  wird  am  besten  an  Beispielen  zur  Anschauung  zu 
bringen  sein. 

Die  Besteuerung  für  Landeszwecke  entspricht  in  den  Ssterreichischen  Kron- 
ländern ganz  dem  im  vorigen  §  gezeiclineten  Bilde  der  schlesischen  Reichsbesteue- 
rung. Es  finden  sich  wohl  überall  Abweichungen  im  einzelnen,  aber  die  Grundzüge 
sind  überall  dieselben.  In  Böhmen,  Mähren  und  sonst  beginnen  in  der  zweiten 
Hälfte  des  16.  Jahrhundert  erste  Anfänge  der  Loslösung  primitiv  geregelter 
.Ertragssteuern  (Gebäudesteuer)  von  der  Vermögenssteuer  sich  einzustellen.  Ob  man 
Kursachsen  oder  Kurbayern,  norddeutsche  oder  süddeutsche  Staaten  mit  ihrer  mittel- 
territorialistischen  Entwicklung  ins  Auge  fafst,  im  Grunde  ist  es  überall  dasselbe: 
vorwaltende  Steuer-  und  zwar  direkte  Steuerwirtschaft,  welche  in  der  rohen 
Form  von  Mehrfachen  alter  Steuern  sich  dem  unvermeidlich  wachsenden  Bedarfe  einiger- 
mafsen  angepafst  hat,  aber  ein  wirres  Konglomerat  vielfältiger ,  ungleichartiger  und 
ungleichmäfsiger,  vornehmlich  die  ländlichen  und  unteren  Klassen  belastender  Abgaben. 
Daneben  indirekte  Steuern,  von  denen  die  wichtigste,  der  Bieraufschlag,  soweit 
er  Preis  und  Qualität  beeinflufste,  doch  auch  überwiegend  die  Massen  des  unteren 
Volks  traf.  Steuerverhältnisse,  welche  den  französischen  des  ancien  regime  in  diesen 
Punkten  der  Ungleichmäfsigkeit  und  der  Mehrbelastung  der  ärmeren  Klassen  doch 
vielfach  gleichen.    (A.  WAG^'ER). 

Die  beginnende  Ertragsbesteuerung  in  Böhmen  (nach  v.  Mensi  im  ..Oesterr. 
St.-Wörterb.",  Artikel  Finanzgeschichtei  ist  ein  typischer  Vorgang.    1567  ging  man  zu 
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einem  neuen  Besteuerungsmodus  über,  indem  an  die  Stelle  der  Vermögenssteuer  eine 
llaussteuer  trat,  in  vier  Klassen  mit  fixen  Steuersätzen  von  75,  (io,  2U  und  13 
Groschen  vom  aufrechten  Hause.  In  die  erste  Klasse  gehörten  die  Häuser  in  den 
Städten,  in  die  letzte  jene  der  Unterthanen,  dazwischen  jene  der  Freisassen  und 
Pfarrer.  Aiifser  in  den  Städten  war  diese  Abgabe  eicht  eine  wirkliche  Gebäude- 
steuer, sondern  eine  Grundsteuer,  deren  Steuereinheit  die  Ansässigkeit  bildete. 
Der  Adel  war  nunmehr  für  seinen  ganzen  Realbesitz  auf  dem  Lande  steuerfrei. 
Von  der  gleichzeitig  eingeführten  Kapitalsteuer  (bis  1573  jährlich  fünf,  dann  nach 
längerer  Unterbrechung  1585  —  1603  je  sechs  Proz.i  war  derselbe  allerdings  nicht  be- 
freit. Erst  1593  wurde  die  Realsteuerfreiheit  des  Adels  auf  den  in  seiner  eigenen 
Bewirtschaftung  stehenden  Grundbesitz  eingeschränkt,  indem  man  nun  die  Herr- 
schaftsbesitzer nach  der  Zahl  der  auf  ihren  Gütern  befindlichen  Bauernansässig- 
keiten in  die  Besteuerung  einbezog.  Hand  in  Hand  hiermit  ging  aber  eine  be- 
trächtliehe  Erhöhung  der  Haussteuersätze  für  die  Städte.  Der  Steuerfufs  für  die 
Herrschäften  belief  sich  15!'3  — 1617  auf  durchschnittlich  34  Groschen  von  jeder 
unterthänigen  Ansässigkeit,  was  (nach  Gindely)  rund  15  Proz  des  Reinertrages  gleich- 
kommt. Die  ansässigen  Unterthanen  hatten  von  1595  an  auCser  der  ordentlichen 
Haussteuer  (durchschnittlich  20  Groschen  von  der  Ansässigkeit)  noch  eine  zweite 
Kealstener,  die  sog.  Sammlung,  von  ungefähr  doppelter  Höhe  zu  entrichten.  Die 
Herrschaften  waren  also  noch  immer  sehr  stark  begünstigt.  Die  nicht  ansässigen 
Unterthanen  (Tagelöhner  und  Handwerken  waren  nur  zu  kleinen  Steuerbeiträgen 
an  ihren  Dienstherrn  oder  Vermieter  verpflichtet.  159(3  wurde  das  Steuersystem 
durch  eine  primitive  Gebäudesteuer,  die  Kaminsteuer  (10  Groschen  von  jedem 
benützten  Kamin)  ergänzt,  wovon  nur  die  Häuser  in  den  Dörfern  und  offenen  Land- 
städten befreit  waren.  Auch  Anfänge  einer  Gewerbesteuer  finden  sich  bereits, 
so  die  jeweilig  nach  Billigkeit  bemessene  Ladensteuer  (1596—1611),  welcher  mit 
Ausnahme  der  Fleischhauer  alle  Gewer bs-  und  Kaufleute  unterstanden,  dann  die 
1601  eingeführte  Mühlsteuer  (30  Groschen  vom  Mühlrade).  Zeitweilig  schritt 
man  auch  zu  einer  direkten  Besteuerung  der  Getreideernte,  bald  in  Geld 
(1601,  1607),  bald  im  ^'aturalzehent  (1664:  '/so  der  Ernte).  Ausnahmsweise  bewilligte 
der  L.  T.  noch  klassifizierte  Kopfsteuern,  so  1657  mit  Sätzen  von  2 — 60  Fl., 
unter  Freilassung  der  unteren  Volksklassen.  Zuweilen  wurden  aufser  der  Haus- 
steuer auch  aufserordentliche  Vermögens-  und  Einkommensteuer  eingehoben, 
z.  B.  1611  von  5  000  Fl.  Wert  IS  Schock  Groschen,  und  '/4  der  Einkünfte  aus  Grund- 
und  Kapitalzinsen. 

Zur  Entwickelang:  der  Biersteuer  in  Kursaclisen.  1470  eine  Tranksteuer 
von  fünf  Groschen  für  das  Fafs  Bier,  Wein,  Meth  auf  sechs  Jahre.  Beim  Bier 
wurde  die  Steuer  bald  auf  das  Gebräu  selbst  gelegt,  in  den  Städten  und  beim  Adel, 
woneben  in  Wirtshäusern  die  Zapfgebühr  wohl  fortdauerte.  Vorübergehend 
wurde  das  Ungeld  auf  Getreide,  Brot,  Fleisch  in  den  Städten  ausgedehnt  (USl). 
Seit  15(>2  wird  die  Tranksteuer,  besonders  auf  städ  tisches  Braubie  r  immer 
regelmäfsiger,  wofür  die  Städte  aber  nach  einem  möglichst  gesicherten  Brau-  bezw 
Absatzmonopol  streben.  Diese  Tranksteuer  wurde  in  verschiedenem  Betrage  und 
für  verschiedene  Zeiträume  bewilligt,  aber  schliefslich  als  Hauptmittel  zur  Bezahlung 
der  fürstlichen  und  Landesschulden  bleibend  und  somit  zu  einer  „ordentlichen" 
Steuer.  Wie  sie  von  Bier,  Wein  dem  Zapfwirt  aufgelegt  war,  wurde  sie  von  diesem 
durch  Mafs Verkleinerung  oder  Preiserhöhung  fortgewälzt.  (Details  aus  dem 
16.  Jahrhundert  bei  Falke,  Bd.  30,  S.  415,  439).  Zeitweilig  kamen  auch  aufser- 
ordentliche Tranksteuern  (speciell  für  Wein)  aufserdem  hinzu.     (A.  Wagneb) 
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Dritte  Abteilung.      Die  territorialistische  Spätzeit  (17.  und 

18.  Jahrhundert). 

1.  Kapitel.    Das  spätterritorialistisclie  Steuerwesen  überhaupt. 

§   365.     Der    Einflufs    des    wachsenden   Staatsbedarfes    hei   fort- 
schreitender VolJcsivirtschaft  und  Verfassung sentwichelung.  —  In  dieser 
Epoche  beginnt  sieb   ein  gröfserer  und    weiter    ausgreifender   Binnen- 
und  Seeverkehr  zu  entwickeln.    Dennoch  oder  vielleicht  deshalb  giebt 
es  viele   grofse  und  schwere  Kriege.    Bei  steigender  Arbeitsteilung  in 
der  Produktion,  wachsendem  Umfange  der  Handels-  und  damit  auch  der 
Rechtsgeschäfte  ergeben  sich  fi-uchtbare   Objekte  der  Verbrauchs-  und 
der  Bereicherungsbesteuerung.     Die  Verfassung  ist  in  Deutschland  und 
in  Frankreich    absolut    monarchisch,    in    England  grundaristokratisch; 
beide  Regierungsformen    drängen    dazu,     die    Masse    der    Avachsenden 
Steuerlast  den  unteren  Klassen  in  Form  der  Aufwandsbesteueruog  auf- 
zuladen und  dem  Verkehr  im  Stempelwesen  aufzubürden.     In  Frank- 
reich und  in  Oesterreich  entfaltet  der  Staat  ein  Beamtenwesen,  welches 
wie  geschaffen  ist,   den   G-ebührenfiskalismus    (§  283)   zur  Ausbildung 
zu  bringen   und   gröfsere  Verzehrungssteuergebiete  unter  Rückbildung 
innerer   Zoll-  und    Steuergrenzen  herzustellen.     Die   Landstände    sind 
auf  dem  Festlande  auf  Lokalobrigkeit  mit  feudal-patrimonialem  Anstriche 
zurückgebildet  und  können  der  landesherrlichen  Besteuerung  gegenüber 
Privilegien  und  altes  Steuerherkommen  kaum  noch  in  Resten  aufrecht- 
erhalten.    Diese  und  andere  Umstände  waren  vorzüglich  dazu  angethan, 
einerseits   ein  territorialeinheitliches  Steuer wesen  zu  begünstigen,  an- 
dererseits die  grofsen  Zweige  indirekter  Besteuerung  mit  ersten  stärkeren 
Asten  zur  Entfaltung   zu  bringen.     Zwar  nicht  in   demselben  Mafse, 
wie  für  Frankreich  und  für  England,  in  welch  letzterem  die  Aufwands- 
und Gebührenbesteuerung  ebenfalls  in  dieser  Epoche  emporschofs,  ist 
das  Verbrauchssteuerwesen    auch    für    die    deutschen    Territorien    zur 
Entwickelung  gelangt.   Doch  nur  deshalb,  weil  die  Grundvoraussetzung 
hiefür,   gröfsere   Territorialeinheit,    gemangelt  hat;  wo  dies   nicht   der 
Fall  war,  wie  in  Oesterreich,  kam  es  ebenfalls   zu   nicht  mehr  zwerg- 
hafter Ausgestaltung  derselben  Arten  indirekter  Besteuerung. 

Das  Waehsen  des  spätterritorialistischen  Staatsanfwandes  läfst  sich  an 
England  und  an  Oesterreich  exemplifizieren. 

In  England  stieg  nach  Do  well  (II  402)  in  MiU.  L.  St.  von  1688  auf  1786 
der  Betrag  der  Kriegskosten  von  32,6  auf  82,6  und  97,6,  die  Staatsschuld  von  14 
auf  117  Mill.  Pfd.  St. 

In  Oesterreich  erhob  sich  1719/1790  der  Staatsbedarf  von  34  auf  90  Mill.  Fl. 

§  366.  Der  Fortschritt  zur  Ertragsbesteuerung,  die  EntivicJcelung 
der   Verbrauchsbesteiterung ,    die  Entfaltung   der  Oebührenbesteuerung 

Shcäpple,  steuern,  Besonderer  Teil.  3 1 
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171   Stempelform  —   sind   die  drei  grorsen   Charakterzüge  der  Steuer- 
entwickelung  des   17.  und  IS.  Jahrhunderts. 

Schon  in  dem  Jahrhundert  vor  dem  30jährigen  Kriege  hatte  auch 
in  Deutschland,  gleiehsehr  in  Oesterreich  und  in  den  kurbranden- 
burgischen  Besitzungen,  die  Auflösung  der  alten  allgemeinen  Ver- 
mögensbesteuerung in  Steuern  auf  einzelne  sicher  zu  ermittelnde 
Besitz-  und  Ertragsarten  begonnen.  Die  ältere  Tendenz  war  überall 
dieselbe  gewesen:  „Statt  des  Vermögens  wird  der  Kopf,  der  Vieh- 
besitz, der  Hausbesitz,  der  Schornstein,  die  Hufe  als  solche  besteuert; 
der  reiche  wie  der  arme  Mann,  das  gute  und  das  schlechte  Vieh,  das 
grofse  und  das  kleine  Haus,  die  schlechteste  Hufe  im  Sande,  wie  die 
beste  im  Weizenacker  zahlt  dabei  gleichviel;  oder  wenn  noch  einige  Ab- 
stufungen gemacht  werden,  so  sind  sie  unbedeutend  genug"  (Schmoller). 

Darüber  drängte  auch  in  Deutscliland  und  in  Oesterreich  —  nacli 
der  ersten  Erholung  von  den  Folgen  des  dreifsigjährigen  Krieges  — 
die  spätterritorialistische  Entwickelung  der  direkten  Besteuerung  hinaus. 

Vom  Ende  des  17.  .Jahrhunderts  an  erstrebt  man  besondere 
Real-  und  Personalsteuern  und  zwar  als  allgemeine  und  gleichmäfsige 
Individual-  und  Landessteuern,  nicht  mehr  als  altlandständisch  repar- 
tierte Gemeinsteuern.  Der  Schlufs  der  Epoche,  welcher  in  Mitteleuropa 
erst  im  19.  Jahrhundert  sich  vollzieht,  liefert  dem  modernen  Staate  das 
ausgebildete  mehrgliedrige  System  der  im  ersten  Buche  genügsam 
charakterisierten  Ertragsbesteuerung.  Etwas  anders  in  England. 
Hier  endet  die  Entwickelung  mit  einer  allgemeinen  Besteuerung  des 
sichtbaren  Vermögens  für  die  Komraunalbedürfnisse,  wogegen  die 
Specialbesitzsteuern  für  den  Staat  nur  krüppelhaft  sich  gestalten. 

In  der  Verbrauchsbesteuerung  sind  es  hauptsächlich  die 
Abgaben  von  den  Getränken,  vom  Salze,  von  den  Kolonialwaren 
und  von  vielen  „kleinen  Objekten",  welche  wild  emporwuchern,  um 
erst  im  19.  Jahrhundert  einer  Kombination  weniger,  aber  ergiebiger 
Aufwandshauptsteuern  Platz  zu  machen. 

Die  Bereicherungsbesteuerung  kommt  erstmals  zu  stärkerer  Ent- 
faltung, teils  als  Stempel-,  teils  als  Eintragungsbesteuerung,  tiberwiegend 
als  Umsatz-,  weniger  als  Anfallsbesteuerung. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  die  im  17.  Jahrhundert  rasch  und 
allgemein  erfolgende  Ausbreitung  des  Stempelwesens,  das  dann 
im  18.  Jahrhundert  weiter  entwickelt,  ausgedehnt  und  systematisiert 
wurde. 

Viele  aber  nnbedentende  Aufwandssteuern.  Bei  geringerer  Konzentration  der 
Produktion  und  des  Verkehrs  in  Objekten  der  indirekten  Besteuerung  waren  die 
einzelnen  Steuerartikel  weniger  ergiebig.  Desto  mehr  Objektarten  mufsten  angegriffen 
werden  und  wurden  angegritfen;  weder  die  politischen,  noch  die  volkswirtschaft- 
lichen Bedingungen  für  die  Beschränkung  der  indirekten  Inlandsteuern  auf  wenige 
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aber  grofse,  d.  h.  ergiebige  Objekte  waren  schon  vorhanden  gewesen.  Das  mulla, 
non  mullum  war  der  praktischen  Steuerpolitik  gebieteriseh  aufgelegt.  Es  kam  so- 
gar zu  ganz  allgemeinen  Verkauf  sauflagen  auf  Konsumartikel  jeder 
Art  neben  Hauptsteuern  auf  Tabak  und  Salz. 

Ähnliches  zeigt  sich  beim  Zollwesen,  in  welchem  die  schutzpolitische  Seiten- 
funktion neben  der  fiskalischen  wuchert  und  einem  allgemeinen  Protektionswesen 
nach  aufsen  huldigt.  Es  sind  viele,  aber  im  einzelnen  nur  wenig  einträgliche  Zölle,, 
teils  Finanz-,  teils  Schutz-,  teils  Finanz-  und  Schutzzölle.  Die  Kolonialwarenzölle 
erlangen  steigende  Bedeutung.  Ein  einziges  grofses,  nach  auCsen  geschlossenes,  nach 
innen  völlig  offenes  Zoll-  und  Handelsgebiet  ist  selbst  in  England,  geschweige  auf 
dem  geographisch  und  folgeweise  territorialistisch  zerrissenen  Festlande  vor  dem 
vollen  Durchbruch  des  modernen  Staates  in  der  Revolution  noch  nicht  da.  An- 
läufe dazu  sind  jedoch  in  Frankreich  und  in  Oesterreich  gemacht  werden  (vergL 
folg.  §§). 

2.  Kapitel.    Das   spätterritorialistisclie  Steuerwesen   einzelner 

Staaten. 

§  367.  Oesterreich.  —  Zur  Veranschaulichung  der  spätterritoria- 
listischen  Steuerentwickelung  Mitteleuropas  erscheint  Oesterreich  be- 
sonders geeignet. 

Ein  so  unverdächtiger  Sachverständiger  wie  A.  Wagner  urteilt: 
„Es  darf  billig  behauptet  werden,  dafs  von  Karl  VI.  bis  Josef  II.  das 
österreichische  Steuerwesen  in  einer  für  rasch  steigende  Friedensbe- 
dürfnisse annähernd  genügenden  und  in  politisch  wie  techniscli  ziem- 
lich befriedigender  Weise,  verglichen  mit  anderen  Staaten,  entwickelt 
worden  ist.  Auch  den  oft  zu  seinem  Ungunsten  in  diesen  Dingen  ge- 
machten Vergleich  mit  dem  friedericianischen  Preufsen  braucht  das 
Oesterreich  Maria  Theresias  und  Josefs  IL  nicht  zu  scheuen.  Die 
österreichische  „Kontribution"  war  immerhin  bereits  mehr  nach  den 
richtigen  Forderungen  der  „Allgemeinheit  und  Grleichmäfsigkeit"  ein- 
gerichtet worden,  als  die  preufsische  noch  bis  zuletzt.  Wie  in  Frank- 
reich und  England  war  auch  der  sta^atliche  Charakter  des  Finanz- 
wesens in  der  vorherrschenden  Steuer  Wirtschaft  vor  der  älteren 
Domanialwirtsehaft  bereits  weit  mehr  als  in  Preufsen  zur  Geltung 
gelangt. " 

Vergl.  übrigens  zum  territorialistischen  Steuerwesen  Preufsens  die  vorzüg- 
lichen Untersuchungen  von  G.  Schmolle e. 

Durch  das  ganze  18.  Jahrhundert  der  österreichischen  Steuergeschichte  zieht  sich 
das  Bestreben,  auch  den  Dominlkalbesitz  neben  dem  Eustikalbesitz  zu  fassen  und 
in  Form  von  Klassen-,  Standes-,  Kang-,  Kopfsteuern  neben  dem  Vermögen  auch 
die  sich  mehr  und  mehr  sondernden  Personaleinkünfte  zu  treffen  (vergl.  v.  Mensis 
Artikel  „Finanzgeschichte"  im  Oester.  St.  W.  B.)  Es  sind  die  Vorläufer  der  Er- 
tragsbesteuerung des  19.  Jahrhunderts. 

1.  Die  direkte  Besteuerung-,  Dafs  die  Entwickelung  auch  bezüglich  der  Be- 
steuerung schon  stark  dem  modernen  Staate  in  Oesterreich,  wie  in  Frankreich  ent- 
gegentrieb, ist  neuerdings  gut  nachgewiesen.    Auch  ohne  die  französische  Revolution 
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wäre  es  zur  Beugung  der  nicht  mehr  begründeten  Steuerprivilegion  des  1.  und  des 
2.  Standes  gekommen.  Bezeichnend  hierfür  ist  die  sog.  „Theresianische  Steuer- 
rektification"  in  Oesterreich,  welche  jedoch  noch  den  Charakter  des  Territorien- 
reiches, nicht  des  modernen  Staates  damit  an  sich  trägt,  dafs  sie  nicht  einheitlich 
für  alle  Kronländer  erfolgte. 

Der  Brechung:  der  SteuerpriTÜegien  (vrgl.  Mensi)  hatte  die  Finanznot  der 
Türkenkriege  sehr  bedeutend  Vorschub  geleistet;  der  geistliche  Besitz  war  mit 
aufserordentlichen  Vermögenssteuern  angelegt  worden;  der  Papst  gestattete  die 
Besteuerung  des  Klerus,  und  seit  1769  sah  diese  Belastung  von  der  päpstlichen  Ge- 
nehmigung überhaupt  ab. 

2.  Die  indirekte  Besteuerung.  —  A.  Die  Acciseii.  Die  indirekte  Besteuerung  ent- 
wickelte sich  von  der  in  der  territorialistischen  Mittelzeit  erreichten  Basis  weiter. 
Grundlage  war  die  Getränke-,  namentlich  Bierbesteuerung.  Doch  wurden  auch  andere 
Steuerobjekte,  wie  Vieh  und  Getreide  angefafst.  Seit  dem  16.  Jahrhundert  waren 
aber  allgemeine  Accisen,  sogen.  „Uni versalaccisen"  auf  die  verschiedensten 
Gegenstände  (Lebensmittel,  Vieh,  Baumaterialien)  aufgekommen,  welche  sich  erhiel- 
ten und  ausgedehnt  wurden.  Es  waren  „Verkaufssteuern",  teils  nach  dem  Stücke, 
teils  nach  Gewicht  und  Wert  (Vse,  ^ßo,  bei  Luxuswaren  noch  mehr)  bemessen.  Bis 
tief  in  die  theresianische  Zeit  war  aber  die  Systemlosigkeit  und  die  territoriale  Zer- 
rissenheit des  Verbrauchssteuerwesens  so_"groCs,  dafs  ein  näherer  Einblick  in'  die 
Entwickelung  heute  kaum  zu  gewinnen  sein  dürfte  (v.  Mensi  a.  a.  0).  —  B.  Die 
Monopole.  Auch  die  übrige  indirekte  Besteuerung  der  territorialistischen 
Spätzeit  exemplifizieren  wir  wohl  am  besten  an  Oesterreich  (nach  v.  Mensi,  bezw. 
Hauer,  Elvbrt  ,  Plenker,  Beer):  IJ  Der  Tabakkonsum  wurde  schon  seit  1657 
in  einzelnen  Ländern,  zuerst  in  Schlesien,  mit  Aufschlägen  belegt,  jedoch  nur  vor- 
übergehend. Die  Anfänge  des  heutigen  Tabakmonopols  reichen  bis  1670  zurück 
(Verleihung  der  ausschliefslichen  Verschleifsbefugnis  an  einzelne  Personen,  Verpach- 
tung derselben  in  einigen  Ländern,  noch  ohne  Prinzip  und  Zusammenhang).  Als 
allgemeine  Einrichtung  entstand  das  Monopol  erst  1701,  und  zwar  blieb  der  Tabak- 
anbau frei,  Fabrikation  und  VerschleiCs  aber  der  Finanzverwaltung  vorbehalten. 
Dieses  neue,  von  Anbeginn  an  verpachtete  Monopol  (daher  „Tabakappalto")  wurde 
1704  durch  einen  vom  Käufer  zu  zahlenden  Tabakaufschlag  und  eine  Ver- 
schleifstaxe  ersetzt,  letztere  aber  schon  1714  aufgehoben.  1723  wurde  dann  das 
Monopol  wieder  eingeführt,  und  die  Ablieferung  alles  inländischen  Tabaks  an  die 
Gefällsämter  angeordnet.  Mit  Ausnahme  weniger  Jahre  war  Erzeugung  und  Ver- 
Bchleirs  teils  verpachtet,  teils  den  Ständen  gegen  Pauschalabfindung  überlassen. 
Erst  seit  1783  steht  das  Tabakmonopol  in  ärarischer  Regie.  Erträgnis  1724: 
300  000,  1759:  778  000,  177.5:  1600  000  FL  2.  Das  Salpeter-  und  PulYermonopol 
bestand  bis  ins  19.  Jahrhundert.  3.  Das  Lottoregal  kam  im  17.  Jahrhundert 
blofs  in  der  Einhebung  von  Gebühren  für  die  Bewilligung  von  Privatlotterien  zur 
Geltung.  1710  wurde  eine  lOprozentige  Gewinnststeuer  eingeführt.  Erst  1751  entstand 
nach  italienischem  Muster  die  heutige  Zahlenlotterie  (anfänglich  verpachtet,  seit 
1781  in  staatlicher  Regie).  —  C.  Mauten  und  Zölle  (nach  v.  Mensi).  Bis  in  das 
18.  Jahrhundert  findet  sich  die  Bezeichnung  „Maut"  sowohl  für  Wegemautge- 
bühren,  welche  für  die  Benützung  von  Strafsen,  Brücken  und  Überfuhren  von  jedem 
Stück  Vieh  eingehoben  wurden,  wie  für  die  ungleich  wichtigeren  Zölle,  womit  man 
seit  undenklichen  Zeiten  gewisse  Waren  belegte.  Die  Entwickelung  des  Zollwesens 
war  in  den  einzelnen  Ländern,  deren  beinahe  jedes  ein  eigenes  Zollgebiet 
bildete,  sehr  verschieden.  Doch  überwogen  in  der  älteren  Zeit  überall  die  Aus- 
und  Durchfuhrzölle,  welchen  anfangs  hauptsächlich  landwirtschaftliche,  später 
auch  gewerbliche  Produkte  unterlagen.  Schon  früh  kamen  aber  auch  Einfuhrzölle 
auf  Getränke  und  fremde  Luxuswaren  auf.     Nach  und  nach  treten  die  Einfuhrzölle 
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immermehr  in  den  Vordergrund.  Die  Ausfuhrzölle  wurden  gewöhnlich  an  der  Lan- 
desgrenze eingehoben,  die  Einfuhrzölle  noch  im  16.  Jahrhundert  fast  nur  im 
Innern  des  Landes,  teils  beim  Passieren  verkehrsreicher  Punkte,  teils  auch  nur  bei 
der  Einfuhr  in  die  Städte;  letzteres  beruhte  auch  wohl  auf  der  Zollfreiheit  der 
oberen  Stände.  Die  Zollbemessung  erfolgte  iteils  nach  der  Stückzahl,  teils  nach 
Mafs  und  Gewicht,  teils  nach  dem  Werte  der  zollpflichtigen  Waren.  Später  über- 
wogen die  Wertzölle  mehr  und  mehr.  Im  17.  Jahrhundert  wurden  nach  langen 
Kämpfen  wenigstens  die  nicht  auf  nachweisbaren  Rechtstiteln  beruhenden  ..Privat- 
mauten"'  aufgehoben  und  die  .übrigen  auf  die  Einhebung  wirklicher  Mautgebühren 
eingeschränkt.  Hand  in  Hand  hiermit  ging  die  successive  Ausdehnung  des  Kreises 
der  zollpflichtigen  Waren  und  die  Erhöhung  der  Zolltarifsätze.  Seit  dem  17.  Jahr- 
hundert treten  in  der  bis  dahin  rein  fiskalischen  Zollgesetzgebung  Oesterreichs  auch 
wirtschaftspolitische  Gesichtspunkte  hervor.  Zunächst  verden  im  Interesse  des  ein- 
heimischen Handels  auswärtige  Kaufleute  höheren  Ausfuhrzöllen  unterworfen. 
Unter  Karl  VI.  wurde  das  Zollwesen  auch  zum  erstenmale  für  die  Mehrzahl 
der  Erbländer  nach  im  wesentlichen  gleichen  Grundsätzten  nacheinander  neu  geregelt. 
Die  Zwischen  zoUlinien  wurden  allerdings  beibehalten,  jedoch  bei  der 
Einfuhr  aus  einem  Binnenzollgebiete  in  ein  anderes  mäTsigere  Zollsätze  ein- 
gehoben, als  gegenüber  dem  Auslande.  (Es  bestanden  damals  6  Zollgebiete  :  Nordöster- 
reich und  Westösterreich,  Innerösterreich,  Tirol,  Böhmen,  Mähren,  Schlesien).  DieDurch- 
fuhr.  bei  welcher  früher  der  volle  Ein-  und  Ausfuhrzoll  zu  zahlen  war,  wurde  durch  Nor- 
mierung mäfsiger  Transitozölle  erleichtert.  M.Theresia  setzte  die  Schutzzollpolitik 
kräftig  fort  durch  Ermäfsigung  der  Zölle  auf  Rohstoffe  und  Halbfabrikate  und  Erhöhung 
jener  auf  Ganzfabrikate  bezw.  durch  Vermehrung  der  Einfuhrverbote.  1775  kam  die 
erste  allgemeine  Zollordnung  für  sämmtliche  Erbländer,  mit  Ausnahme 
Tirols  zustande.  Hiernach  waren  alle  Zölle  nach  dem  Werte  zu  entrichten,  und  zwar  die 
Einfuhrzölle  in  fünf  Klassen  von  '/12  Proz.  (für  die  meisten  Rohprodukte)  bis  20  Proz. 
(Schutzzoll  für  gewisse  inländische  Industrien),  die  Ausfuhrzölle  in  der  Regel  mit 
^/i2  Proz.,  bei  gewissen  Rohprodukten  und  Halbfabrikaten  jedoch  mit  5—20  Proz., 
die  Durchfuhrzölle  mit  durchschnittlich  t  Proz.  Die  Einfuhrverbote  verblieben  mit 
gewissen  Einschränkungen  in  Kraft.  Die  Binnenzölle  wurden,  mit  Ausnahme 
jener  auf  Getränke,  aufge  hoben.  Die  Josefinische  Zollreform  von  17S4  be- 
deutet dann  den  Höhepunkt  des  Prohibitivsystems.  —  D.  Gebühren  und  Verkehrs- 
steuern. Die  älteren  Gebühren  für  behördliche  Amtshandlungen  (Gerichtsgelder 
u.  dergl.)  flössen,  wie  überall,  den  betreffenden  Beamten  zu.  Die  percentuellen  Ver- 
kehrssteuern auf  Besitzübertragungen  waren  angesichts  der  vielen  grundherrlichea 
Abgaben  nicht  opportun.  Man  beschränkte  sich  in  dieser  Richtung  auf  die  1759 
eingeführte  Erbsteuer  (10  Proz.  von  allen  Verlassenschaften  über  5ijijo  FL),  mit 
Ausnahme  jener  zwischen  Eltern  und  Kindern,  dann  Ehegatten,  sowie  der  piae  causae. 
Geistliche  hatten  bei  Erlangung  einer  Pfründe  3  Proz.  des  kapitalisierten  Einkom- 
mens ein  für  allemal  als  Aequivalent  zu  entrichten. 

§  368.  Das  übrige  Deutschland.  —  In  Preufsen  gab  es  um 
1800  an  direkten  Steuern: 

1.  Das  Lehensritterpferdegeld  (wesentlichste  Abgabe  des  steuerfreien  Adels 
und  Äquivalent  des  einstigen  Naturalrofsdienstes) ;  2.  die  Kontribution,  im 
wesentlichen    eine   rohe    Grundsteuer   des   platten   Landes   nach   alten    Katastern ; 

3.  das  Kavalleriegeld:  Fourage-,  Servis-,  Speisegelder,  eine  in  einigen  Provinzen 
meist  in  Form  einer  Zuschlagsquote  zur  Kontribution  zu  zahlende  Abgabe  der  Dörfer 
an  Stelle  der  Einquartierungs-  u.  Naturalverpflegungslast  in  Betreff  der  Kavallerie; 

4.  den  Hufen-  und  Giebelschofs,  die  alte  aus  dem  16.  Jahrhundert  herrührende 
ländliche  bezw.  dörfliche  Steuer  in  festen  Sätzen  nach  der  Hufe,  dem  Giebel  (Hause) 
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auch  nach  fixen  Personalsätzen  für  einzelne  Klassen;  5.  die  Kriegsm  etze,  eine 
seit  1636  von  den  „kontribuablen  Unterthanen"  zu  leistende  Abgabe  von  Mehl  und 
Malz,  anfangs  in  natura,  später  z.  T.  in  Geld  zu  entrichten;  6.  die  Natural- 
fouragelieferung.    (A.  Wagner.) 

Die  indirekte,  Damentlich  Verbrauclissteuer  ist  in  Deutschland 
mit  Ausnahme  von  Oesterreich  und  Preufsen  nicht  zu  stärkerer  Ent- 
wickeluDg  gekommen.  Dafür  war  Deutschland  als  Zoll-  und  Steuer- 
gebiet zu  sehr  zerrissen.  An  Anläufen  zu  Accisen,  Monopolen  und 
Stempeln  hat  es  freilich  fast  nirgends  gemangelt. 

Die  preufsische  „neue  Accise-  (von  1680  an)  war  nach  Schmollek 
ein  System  staatlicher  Steuern,  das,  ausschliefslich  auf  die  Städte  beschränkt,  neben 
einer  massigen  Kopf-,  Gewerbe-  und  Grundsteuer  wesentlich  indirekte  Steuern,  und 
zwar  solche  auf  Getränke ,  Getreide ,  Fleisch,  Viktualien  und  Kaufmannswaren  um- 
fafste;  die  Erhebung  fand  in  verschiedener  Weise,  teils  beim  Einbringen  in  die 
Stadt,  teils  bei  der  Produktion,  theils  beim  Verkaufe  statt.  Die  einzelnen  Steuersätze 
waren  relativ  sehr  niedrig,  aber  dafür  um  so  zahlreicher  auf  möglichst  viele  Artikel 
und  Waren  ausgedehnt!  Zur  Hauptaccise  kamen  in  besonderen  Fällen  Zuschläge, 
,.Fixaccisen".  Das  Stempelwesen  war  schon  1682  in  Preufsen  als  Rechnungstempel 
erweitert  worden.  Nach  dem  Stempelgezetze  von  1765  und  1766  war  der  Stempel 
weiter  auf  andere  Verträge  und  Urkunden  ausgedehnt,  auch  in  bisher  stempelfreien 
Provinzen  eingeführt  und  bald  erweitert  worden.  Objekt  waren  Papiere  bei  ge- 
richtlichen und  Verwaltungsakten  (königl.  Patente,  Diplome,  Konsense,  Begnadigungen, 
Konzessionen,  Privilegien,  Standeserhöhungen  u.  s.  w.),  Dokumente,  Urkunden,  Kon- 
trakte bei  Wert  von  über  50  Thl.,  Wechsel,  Obligationen,  Erbteilungen,  Vollmachten, 
auch  kaufmännische  Handelsbücher  (..Paraphenstempel",  1— lü  Thl.);  dann  Spiel- 
karten, Kalender  u.  a.  m.  Weiter  sind  zu  erwähnen  die  Lotterie-  Tabak-, 
Salz-  und  Kaffeebrennereiregalien  bez.  Monopolien,  das  Berg-,  Bern- 
stein und  Mühlsteinregal.  Die  Besteuerung  hat  schon  über  ^3  der  Staatseinkünfte 
und  bei  ihr  die  indirekte  Besteuerung  über  die  Hälfte  ergeben. 

Die  preufsische  direkte  Besteuerung  in  verschiedenen  Formen,  wohl  unter 
dem  Namen  „Kontribution"  zusammengefasst  (der  aber  als  technischer  Ausdruck 
eine  engere  Bedeutung  hat)  war  die  eigentliche  und  wesentlich  alleinige 
Staatsbesteuerung  des  plat  ten  Landes,  dagegen  die  indirekte  Besteuerung, 
vornehmlich  die  Accise,  war  die  staatliche  Hauptsteuer  der  Städte,  von  diesen 
aber  durch  deren  Produktions-  und  Absatzvorrechte  auf  das  platte  Land  wohl  mit 
überwälzt.    (A.  Wagner.) 

§  369.  In  Franhe'ich.  —  Frankreich  hatte  von  den  älteren 
Epochen  seiner  Territorialzeit  die  taiUeah  Landesbesteuerung  der  nicht- 
privilegierten Stände  übernommen  (vergl.  Allgem.  Steuerlehre  S.  398). 
Dieselbe  war  das  französische  Seitenstück  der  englischen  tallages 
und  der  deutschen  Beden  gewesen.  Sie  entfaltete  sich  nun  zu  zwei 
Gliedern,  indem  sie  als  taille  reelle  eine  Grundbesitz-  und  Gebäude- 
steuer auf  Grund  sehr  unvollkommener  Kataster,  als  taille  j^ersonelle 
eine  allgemeine  Vermögens-,  Erwerbs-  und  Einkommensteuer  darstellt. 
Die  taille  war  Repartitionssteuer.  Unter  dem  Drucke  der  grofsen  Kriege 
und  unter  der  "Wirkung  der  Hofverschwendung  entstanden  zwei  weitere 
direkte  Steuern,  nämlich  der  „Zwanzigste"  {vin(jühne\  zeitweilig  auch 
der  Zehnte,    eine  Steuer   von  unbeweglichem  Vermögen,  welche  die 
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ganze,  schon  zur  taille  pflichtige  nicht  privilegirte  Bevölkerung  ein 
zweites  Mal,  aber  auch  den  Adel  (nicht  die  Geistlichkeit)  traf. 
Dazu  kam  die  capitation,  von  1710  an  als  ständige  Steuer,  vrelche 
zwar  alle  Personen,  aber  das  zur  taille  pflichtige  Volk  (peuple  tail- 
lable)  ein  drittes  Mal  schwer  belastete;  das  zur  taille  pflichtige  Volk 
entrichtete  diese  Kopfsteuer  in  einem  Quotienten  von  50  Proz.  des 
Steuersatzes  der  taille,  während  die  übrigen  Personen  vom  Dauphin  an 
die  capitation  nach  einem  Steuertarife  von  22  Klassen  bezahlten. 

Der  Druck  dieser  Steuer  war  unerträglich  geworden,  als  die  französische 
Revolution  ausbrach.  Aufserdem  bestand  die  schwere  Salzsteuer,  welche  durch  Salz- 
konskription zu  einer  indirekten  Kopfsteuer  geworden  war. 

Ertragsergebnisse  nach  Xecker:  die  taille  (91  Mill,  L.);  vingtiemes 
55  Mill.  L.  —  mit  ^ao  Zuschlägen,  dazu  1782—86  ein  drittes  Zwanzigstel  mit  21,5 
Mill.  L  ,  die  cap  itation  (41,5  Mill.  L.),  zusammen  209  Mill.  L.,  zu  denen  man  noch 
für  Wegfrohnden  und  deren  Ersatz  20  Millionen  rechnen  kann.  Die  vornehmsten 
indirekten  Verbrauchssteuern  in  Generalpacht  (166  Mill.)  und  eigener  Regie  (51,5 
Mill.)  standen  mit  zusammen  217,5  Mill.  L.  jener  Summe  ungefähr  gleich. 

Die  Freiheit  des  Klerus  auch  noch  von  obigen  neuen  direkten  Steuern  ist  ein 
hervorspringender  Punkt-  Übrigens  war  der  Beitrag  des  Klerus  in  den  Dezimen  und 
den  dons  gratuits ,  wenn  auch  nicht  ganz  regelmäfsig  und  nicht  hoch  genug,  doch 
nicht  ganz  unbeträchtlich. 

Die  indirekte  Besteuerung  Frankreichs  überstieg  im  Ertrage 
am  Ende  der  Epoche  die  direkten  Abgaben.  Zur  Salzbesteuerung  war 
das  Tabakmonopol  hinzugekommen.  Die  Schraube  der  Getränkebe- 
steuerung war  schon  stark  angezogen;  auch  die  Zölle  begannen  sich 
zu  entwickeln,  am  wenigsten  jedoch  jene  auf  das  hochsteuerbare  Ob- 
jekt der  Kolonialwaren.  Gerade  die  indirekte  Besteuerung  offenbart 
durch  die  inneren  Zoll-  und  Steuerabgrenzungen  zwischen  den  Provinzen 
und  durch  die  ungleiche  Behandlung  verschiedener  Landesteile,  dafs 
auch  Frankreich  verfassungsgeschichtlich  mit  dem  „ancien  regime" 
noch  im  Stadium,  wenn  auch  im  letzten  Stadium  des  Territorialismus 
sich  befand. 

Sechs  verschiedene  Regimes  als  Salzbesteuerung!  Nichts  wäre  irriger,  als  die 
Annahme,  dafs  Frankreich  kraft  der  Königsgewalt  auch  nur  in  der  Terri- 
torialspätzeit ein  einziges  Steuer-  und  Zollgebiet  dargestellt  habe.  Diese  Einheit 
erreichte  Frankreich  zwar  früher  als  Deutschland,  aber  doch  auch  wie  dieses 
erst  beim  Durchbruche  aus  dem  Spätterritorialismus  in  den  modernen  Staat.  Das 
erhellt  auch  aus  A.  Wagners  theoretischer  Schilderung.  Dem  letzteren  entnehmen  wir 
Folgendes:  „Im  Zollsystem'-  werden  noch  bis  zuletzt,  wie  schon  nach  CoLSERTsin 
dem  Punkte  der  Beseitigung  der  inneren  Zölle  und  der  Bildung  eines  Grenzzollsystems 
nur  teilweise  geglückten  Mafsregeln  und  Verwaltungseinrichtungen  ver- 
schiedene Provinzialgruppen  unterschieden,  welche  gegeneinander  durch  Zoll- 
linien geschieden  sind.  Die  neu  eroberten  Grenzprovinzen,  auch  die  ehemals  deut- 
schen, haben  so  zwischen  sich  und  dem  altfranzösischen  Gebiete  noch  Zölle,  nach 
dem  „Auslände"  dagegen  noch  nicht.  Auch  bei  der  Taille  waren  noch  manche  pro- 
vinzielle Verschiedenheiten  geblieben,  aber  dies  störte,  wie  Verschiedenheiten  bei 
direkten  Steuern  überhaupt,  nicht  in  dem  Mafse  als  die  Differenzen  der  indirekten 
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Besteuerung."  Das  hing  freilich  mit  der  Einteilung  Frankreichs  in  die  „fünf  grofsen 
Steuerpachtzonen"  zusammmen,  aber  die  Zerstücktheit  des  Steuergebietes  war  keines- 
wegs blofses  Produkt  des  Verwaltungsbeliebens,  sondern  Gebot  des  territorialistischen 
Staatscharakters,  welcher  ^Landesgrnppierung"  gebot.    (Näheres  Clamägeban  II.) 

Als  zweite  gi-ofse  Gruppe  indirekter  Steuern  hnben  auch  in  Frank- 
reich die  Gebtihrensteiiern,  seit  1655   schon   in  Stempelform ,    an. 

§  370.  Grofsbritanmen.  —  Hier  ist  die  letzte  Epoche  des  Terri- 
torialismus  von  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  bis  zur  ersten  französischen 
Revolution,  was  die  Staatsbesteuerung  betrifft,  gekennzeichnet 
durch  einseitige  Entwickelung  der  Aufwandsteuern,  der  Zölle  und 
der  Acclsen,  sowie  der  Stempel  von  Eechtsgeschäften. 

Die  Einkommens-,  Vermögens-  und  Ertragsbesteuerung  für  den  Staat 
blieb  fast  ganz  zurück;  Landtaxe  und  Haustaxe  waren  wohl  Ansätze 
zur  Ertragsbesteuerung  gewesen,  sind  aber  blofs  Ansätze  geblieben. 
Die  im  17.  Jahrhundert  von  der  Republik  unter  dem  Namen  der 
„  Monats  an  1  ag e n  "  erhobenen  schweren  direkten  Steuern  waren  nicht 
nach  dem  Geschmacke  der  bald  heiTSchenden  Grundaristokratie  und 
wurden  wieder  beseitigt. 

Unter  den  inneren  Aufschlägen  Grofsbritanniens  in  dieser  Epoche  treten  mehr 
und  mehr  die  Getränke  steuern  und  die  Salzsteuer  gewichtig  hervor.  Die  »all- 
gemeine Accise"'  Walpoles  (zum  [Ersätze  aller  direkten  Besteuerung)  gelang  in 
England  nicht  so,  wie  auf  dem  Festlande  (Preufsen,  Oesterreichl ;  der  Plan  schei- 
terte. Selbst  in  der  Hauptzeit  kam  es  nur  für  28  Artikel  zu  Aufschlägen.  Doch 
entfaltete  sich  hierbei  nebenher  das  Licenzsystem,  wesentlich  auch  in  der  Kontroll- 
funktion. 

Die  Erbschaftsbesteuernng  beginnt  in  der  Form  eines  fixen  ürkundenstempels 
1694  als  Teil  des  allgemeinen  Stempelsystems,  mit  welchem  die  Urkunden  über  „Be- 
stätigung des  Testaments"  und  über  „die  Ermächtigung  zur  Verwaltung  eines 
Intestatnachlasses",  in  beiden  Fällen  für  Beträge  erst  von  20  Pf.  an  und  mit  Be- 
schränkung auf  bewegliches  und  diesem  rechtlich  gleichgestelltes  Vermögen,  be- 
legt wurden.  1779  trat  dann  eine  dreistufige  Skala  fester  Sätze  nach  dem  Wert- 
betrage  der  Erbschaft  an  Stelle  der  älteren  Abgabe,  eine  Skala,  welche  in  der 
französischen  Kriegszeit  weiter  zu  einer  etwas  genaueren  Proportionalskala,  aber 
immer  mit  Stufensätzen,  ausgestaltet  wurde ,  mit  Freilassung  der  Beträge  unter 
100  Pfd.  und  mit  etwas  verschiedenem  Tarife  für  Intestat-  und  testamentarische  Erb- 
folge, für  erstere  höher. 
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III.  Hauptabsclinitt.   Zur  Geschichte,  Statistik  und  Politik 
des  Steuerwesens  der  neuesten  Zeit. 

Erste   Abteüiing".    Zur  Steuergeschichte   des    19.  Jahr- 
hunderts. 

1.  Kapitel.    Im  allgemeinen. 

§  371.  Aufgabe  und  CharakferisfiJc.  —  Die  Aufgabe  dieses  letzten 
Hauptabschnittes  ist  durch  die  beiden  ersten  Bücher,  welche  eben  der 
Besteuerung  der  neuesten  Zeit  positivrechtlich,  statistisch,  kritisch  und 
politisch  im  einzelnen  zugewendet  waren,  sehr  einfach  geworden. 
Es  handelt  sich  an  dieser  Stelle  nur  noch  um  die  allgemeinste 
Charakteristik  der  Steuerentwickelung  des  19.  Jahrhunderts.  Eine 
volle  Übersicht  über  das  Ergebnis  dieser  Entwickelung  waren  wir 
schon  in  anderem  Zusammenhange  (u.  A,  im  §  213)  zu  geben  ver- 
anlafst. 

Der  steuergeschichtliche  Charakter  des  19.  Jahrhunderts  ist  wieder 
durch  das  Wesen  der'  Staats-  und  der  Wirtschaftsentwickelung  dieser  Zeit 
bestimmt. 

Unter  individualistischer  Negation  der  alten  territorialzeit- 
lichen Staats-,  Gesellschafts-  und  Wirtschaftsordnung  vollziehen  der 
moderne  Staat  und  die  moderne  Volkswirtschaft  ihren  ersten  geschicht- 
liehen Durchbruch.  An  Stelle  des  Einzelterritoriums  und  der  Terri- 
torienkonglomerate entsteht  ein  Staatswesen  höherer  Ordnung,  welches 
die  Ländergemeinwesen  als  Glieder  in  sich  aufnimmt  oder,  wo  sie  unter 
einem  Herrscher  (Personalunion)  äufserlich  schon  zusammengeraten 
waren,  auch  innerlich  verschmilzt:  das  moderne  Reich,  der  moderne 
Nationalstaat.  An  Stelle  der  territorialistisch  gebrochenen  und  mer- 
kantilistiseh-polizeistaatlich  geregelten  Volkswirtschaft  erscheint  die  nun 
national  geschlossene,  aber  nach  innen  im  Verkehr  einheitliche  und 
völlig  freie  Volkswirtschaft,  in  welcher  mehr  und  mehr  das  Grofs- 
kapital  mit  der  Wirkung  einer  nie  dagewesenen  Konzentration  [der 
Produktionen  und  der  Verkehre  die  Führung  erlangt. 

Der  staatliche  und  der  volkswirtschaftliehe  Entwickelungsgang  sind 
in  Mittel-  und  Westeuropa  im  ganzen  wiederum  gleichartig,  wenn  sie 
auch  im  einen  Lande  mit  elementarer  Gewalt  und  wie  mit  einem 
Schlage,  in  einem  anderen  langsam  und  schrittweise  sieh  ihr  positives 
Eecht  schaffen. 

Erst  wirkt  die  Geschichtsarbeit  mehr  auflösend,  d.  h.  mit  dem 
Alten    aufräumend,    die   Periode  ist    kritisch,    individualistisch 
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liberal;  im  Zeichen  der  Freiheit  und  der  Gleichheit,  der 
naturrechtlich -rationalistisch  gefafsten  Gerechtigkeit  gelangt  sie  zum 
Siege.  Allem  Anschein  nach  ist  am  Ende  des  19.  Jahrhunderts  die 
„neue  Zeit"  Westeuropas  schon  erheblich  über  das  kritisclie,  auf- 
räumende Stadium  hinaus  und  ringt  für  alle  zehn  Bereiche  des  volks- 
geraeinschaftlichen  Lebens  (§  195)  nach  positiven  Ordnungen  neuer 
Art,  aber  von  nicht  mehr  blofs  territorialistischem,  sondern  reichs-  und 
nationaleinheitlichem  Zuschnitte :  nach  Erfüllung  der  Freilieit  durch  die 
Solidarität,  des  individuellen  Fürsichseins  durch  das  soziale  Füreinauder- 
sein,  oder  wenn  man  den  letztbezeichneten  Inlialt  in  zwei  zeitbe- 
herrschende Worte  legen  darf,  des  Individualismus  durch  einen  —  zur 
Zeit  allerdings  noch  gärungsvollen  und  positiv  nur  schwer  ausdeut- 
baren Sozialismus. 

Dieser  Grundcharakter  des  19.  Jahrhunderts,  au  dessen  Ende  dem 
gesteigerten  und  gesicherten  Individualismus  eine  gesteigerte  Solidarität 
von  bisher  beispielloser  Gestaltung  und  Mannigfaltigkeit  zuwachsen  zu 
wollen  scheint,  hat  sich  auch  der  Steuerentwickelung  nicht  nur  nicht 
unbezeugt  gelassen,  sondern  derselben  das  eigentliche  Gepräge  ge- 
geben. 

Obenan  steht  die  Gewinnung  der  Einheit  direkter  und  indirekter 
Besteuerung  für  ganze  Reiche,  die  auch  steuerliche  Beseitigung  des 
Territorialismus  (vergl.  §  372). 

Da  der  Staatsbedarf  extensiv  durch  das  administrative  Aufgehen 
einer  Mehrzahl  kleiner  Länderstaaten  in  Grofsstaaten  und  Reichen  mächtig 
anwächst,  so  dehnt  sich  notwendiger  und  berechtigter  Weise  auch  der 
Steueranspruch  aus,  auch  in  nicht  militärischen  Gemeinwesen,  z.  B.  in 
der  Schweiz  (vergl.  Anm.). 

Etwa  mit  dem  Abschlüsse  der  inneren  Staatsumwälzungen  um  die 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts  (1848)  siegt  die  oben  sog.  kritische  und 
beginnt  die  positiv  schaffende  Periode  des  modernen  Staates.  Der  aus 
Steuern  zu  deckende  gemeinnützige  Aufwand  für  öffentlich  gepflegte 
Interessen  der  materiellen  und  der  ideellen  Kultur  beginnt  eine  nie  da- 
gewesene Ausdehnung  zu  gewinnen.  Dieser  Aufwand  ist  im  Staate  wie 
in  der  Gemeinde  heute  noch  im  Wachsen  begriffen;  noch  ist  nicht  abzu- 
sehen, ob  er  in  gröfserem  Umfange  auf  neue  Specialkorporationen  und 
abgesonderte  Interessenverbände  (§§  379  ff.)  sich  übertragen  läfst. 
Die  gewaltige  Entwickelung  der  Technik  macht  zwar  das  Gemein- 
wesen dieser  Epoche  unvergleichlich  leistungsfähiger,  aber  darum  nicht 
auch  weniger  steuerbedürftig.  Die  in  ganz  Mitteleuropa  durchdringende 
konstitutionelle  Steuerverabschiedung  wirkt  wohl  auf  die  Bewahrung 
des  Gleichgewichtes  zwischen  dem  öffentlichen  und  dem  übrigen 
Volksbedarfe  günstig  ein,  sie  vermag  jedoch  das  Wachsen  der  Steuer- 
last Überhaupt  nicht  zu  hemmen.    Vielmehr  ist   es  eben  die   national- 
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und  reichspolitisclie  Konzentration,  wie  sie  sich  mit  der  Erlangung 
staatlicher  Einheit  auch  für  Italien  und  Deutschland  vollzieht,  was  die 
Völker  und  Eeiche  mehr  denn  je  antreibt,  zur  Behauptung  im  inter- 
nationalen Daseinskampfe  die  letzte  Kraft  aufzubieten,  den  öffentlichen 
Wehr-  und  Nähraufwand  zu  steigern  und  an  künstlichen  „Förderungen 
der  nationalen  Arbeit''  sich  zu  versuchen,  welche  den  früheren  Mer- 
kantilismus und  Polizeistaat  in  höherer  nationalstaatlicher  Potenz  zu 
wiederholen  drohen  (vergl.  §  391  ff.)-  Unter  diesen  Konjunkturen  be- 
findet sich  diewest-undmitteleuropäische  Steuerentwickelung  am  Schlüsse 
des  eben  zu  Ende  gehenden  Jahrhunderts  (vergl.  Anm.) 

Das  Wachsen  der  Steuerlast  ist  keineswegs  blofs  den  monarchischen  Staaten 
und  deren  Kommunalhaushalten  eigen.  In  der  Schweiz  (vergl.  §  75)  hat  sich  nach 
Schanz  in  30  Jahren  die  Steuerlast  verdreifacht,  während  die  Bevölkerung  nur  um 
17  Proz.  stieg. 

Die  Kopfanteile  der  einzelnen  Steuergruppen  in  den  vier  Zeitabschnitten  ge- 
stalteten sich  f olgen derma fsen  in  der  Schweiz: 


1856 

1866 

1876 

1886 

I. 

Allgemeine  direkte  Steuern 

2,01 

Fr. 

3,31  Fr. 

5,60  Fr. 

6,40  Fr. 

II. 

Direkte  Special-    oder   Er- 

gänzungssteuern 

0,26 

0,46 

0,81 

1,30 

III. 

Erbschafts-  u.  Schenkungs- 

steuer 

0,22 

0,47 

0,84 

1,07 

IV. 

Verkehrsabgaben 

0,73 

0,94 

1,29 

1,39 

V. 

Luxussteuern 

0,05 

0,09 

0,11 

0,12 

VI. 

a)  Kant.  Verbrauchssteuern 

b)  Beim    Bund  verbliebene 

3,36 

3,86 

4,57 

3,25 

Zölle 

1,25 

2,06 

5,81 

7,20 

Zusammen    7,SS  Fr.  11,19  Fr.        19,03  Fr.         20,73  Fr. 

Fortsetzung  und  Schlufs.  —  Der  Befriedigung  des  überall  wachsenden 
Steuerbedarfes  kommt  die  Entwickelung  der  Volkswirtschaft  des 
19.  Jahrhunderts,  namentlich  der  zweiten  Hälfte  desselben  entgegen. 
Durch  einen  beispiellosen  Fortschritt  der  mechanischen  und  der  chemischen 
Technik  findet  der  Ertrag  der  Nationalarbeit  eine  gewaltige  Steigerung; 
alle  Steuerquellen  erhalten  reichere  Füllung,  aus  welchen  der  steigende 
Finanzbedarf  ohne  überall  empfindlichen  Steuerdruck  gedeckt  werden 
kann.  Allein  nicht  blofs  im  ganzen  ergiebt  die  Nationalarbeit  einen 
viel  höheren  Ertrag,  auch  die  einzelnen  Erwerbsgeschäfte  ändern  sich 
allgemein  auf  eine  auch  die  Steuertechnik  umwälzende  Weise.  Unter 
Rückbildung  des  Arbeit  und  Besitz  in  derselben  Person  zusammen- 
fassenden Klein-  und  Mittelbetriebes  konzentrieren  sich  Produktion, 
Umsatz  und  Transport  in  grofskapitalistisclieu,  mehr  und  mehr  erwerbs- 
gesellschaftlichen Geschäften  von  unvergleichlich  hoher  Betriebsinten- 
tisät  und  buchhalterisch  durchsichtigerer  innerer  Grliederung. 
Die  steuertechnische  Wirkung  hiervon  teils  für  die  direkte,  teils  für 
die  indirekte  Besteueruue  haben  wir  im  ersten  und  zweiten  Buche  ver- 
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scliiedentlich  nachgewiesen.  Die  steigende  Freilasf^ung  der  kleinen 
Steuerkräfte  von  der  direkten  Besteuerung,  die  Verdrängung  zerstiiekter 
Besteuerung  mittelst  der  Ertragssteuern  durch  die  zwei  Generalsteuern, 
die  zunehmende  Beschränkung  der  Aufwandsbesteueruug  auf  wenige, 
aber  grofse  Objekte,  die  Richtung  der  Yerkehrsbesteuerung  auf  die 
grofsen  Börsenobjekte  sind  als  Ausflüsse  der  bezeichneten  Umgestaltung 
der  Volkswirtschaft  die  noch  in  vollem  Laufe  begriiBFenen  Haupter- 
scheinungen des  steuertechnischen  Fortschrittes. 

§  372.  Die  Unifil-ation  des  modernen  Steuerwesens.  —  Nicht 
alle  modernen  Staaten  haben  den  Übergang  aus  der  territorialistischen 
Spätepoclie  auf  gleiche  Weise,  mit  gleicher  Raschheit  und  mit  gleicher 
Vollständigkeit  bewerkstelligt.  Allein  den  Übergang  überhaupt  hatten 
sämtliche  Kulturuationen  zu  vollzielieu.  Allen  ist  die  Steuer  Uni- 
fikation, d.  h.  die  Nationalisierung  des  Steuerwesens,  die  Steuer- 
einheit in  der  Potenz  der  fünften  Staatsstufe,  eigen. 

Selbst  Frankreich  war  ein  Reich  relativ  selbständiger  Provinzen, 
ein  von  einer  gemeinsamen  nationalen  Königsgewalt  umspanntes  Länder- 
gemeinwesen geblieben,  bis  die  französische  Revolution  die  Verwal- 
tungs-,  namentlich  auch  die  Steuereinheit  schuf.  Es  ist  insbesondere 
durch  A.  Wagner  (Fin.  W.  III  i  nachgewiesen,  dafs  die  moderne  direkte 
und  indirekte  Besteuerung  Frankreichs  weit  weniger,  als  gemeinhin 
angenommen  wird,  aus  dem  Stegreife  schuf,  dafs  sie  ihre  Steuergebäude 
vielfach  aus  den  Trümmern  des  Abgaben  der  ancien  regime  wieder 
aufbaute,  aber  die  territorialistisch  verschiedenartig  gewesenen  Gebilde 
wurden  modern  steuereinheitlich  umgestaltet.  Diese  Gestaltung  der 
Revolution  ist  geblieben. 

Selbst  in  England  sind  der  Hauptsache  nach  die  Inlandsteuern, 
die  direkten  wie  die  indirekten,  ein  Kind  des  Neuestzeitstaates,  und 
selbst  heute  ist  für  die  drei  Teile  (Territorien,  GHedgemeinwesen)  des 
„Vereinigten  Königreiches"  die  Steuerunifikation  nocli  nicht  vollendet. 
Die  PiTTsche  ^Allgemeine  Einkommensteuer",  ein  Diktat  der  Geldnot 
im  Kriege  gegen  Napoleon  L,  ist  erst  seit  kaum  60  Jahren  als  Reichs- 
steuer zu  festem  Bestände  durch  Peel  gelangt.  In  der  Verwaltung  ist 
selbst  England  ohne  Schottland  und  Irland  bis  in  die  neueste  Zeit, 
sowohl  was  Justiz  als  was  Wohlfahrtspflege  betrifft,  ein  Grafschaftenreich, 
kein  im  vollen  Sinne  moderner  Staat  gewesen;  Stadt-  und  Feudal- 
gebilde waren  unverbunden  neben  einander  liegen  geblieben.  Heute 
erst  vollzieht  sich  von  den  modernen  dem  festländlichen  Kommunalwesen 
nachgebildeten  Selbstverwaltungskörpern  aus  der  Übergang  zur  moder- 
nen, national  gegliederten  Administration  und  hiermit  zur  rationellen 
Gliederung  staatlicher  und  kommunaler  Steuerzuständigkeit.  Die  Folge 
dieser  Unfertigkeit  des  modernen  Staates  auch  in  England  tritt  haupt- 
sächlich  im  Bereiche   der  direkten  Besteuerung  hervor.     Die  Einkorn- 
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mensteuer  für  Staats-  und  die  allgemein  angewendete  poor  rate- 
Besteuerung  für  Lokalzweeke  lagen  und  liegen  unverbunden  neben- 
und  auseinander.  Die  Vollendung  zum  einheitlichen  nationalen  G-e- 
samtsteuersystem  steht  dem  Ziele  noch  sehr  fern.  Der  Prozefs  syste- 
matischer Verknüpfung  der  direkten  und  der  indirekten  Besteuerung 
für  die  Gesamtheit  der  Gemeinwesen  hat  allerdings,  wie  wir  in  §  73 
mit  Bezug  auf  die  neuesten  Erscheinungen  der  Zuweisung  von  Anteilen 
direkter  und  indirekter  Staatssteuern  an  die  neuzeitlich  umgestalteten 
„Selbstverwaltungskörper"  nachzuweisen  hatten,  stark  angesetzt.  Ver- 
fassungsrechtlich war  England  früher  modern  als  Deutschland. 
Administrativ  war  Deuschland  mit  dem  modernen  Staate  schon  vor 
50  Jahren  unvergleichlich  weiter  voran  als  England.  Jene,  welche, 
wie  der  Verfasser  schon  in  jener  Zeit  die  unsinnig  reaktionäre  Anprei- 
sung Englands  als  Verwaltungsmusters  für  Deutschland  rund  abwiesen, 
haben  heute  schon  unbestritten  Eecht  erhalten.  Deutschland  hat  im 
Kommunalsteuerwesen  noch  viel  modern  auszubauen,  allein  moderner 
als  England  ist  es  darin  dennoch  früher  geworden. 

Auch  Oesterreich,  Preufsen  und  die  deutschen  Mittelstaaten,  so- 
wie sie  aus  den  Kämpfen  mit  Napoleon  I.  und  vollends  aus  den 
Stürmen  der  Eevolution  von  1848  hervorgegangen,  d.  h.  staatlieh 
modernisiert  worden  sind,  haben  direktes  und  indirektes  Steuerwesen  uni- 
fiziert und  über  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  hinaus  nur  noch  Stücke 
vom  steuerlichen  Teritorialismus  übrig  gelassen. 

Allerdings  ist  auch  im  neuen  Deutschen  Reiche  die  Einheit  der 
direkten  Besteuerung  thatsächlich  nicht  erreicht,  obwohl  eine  solche 
staatsrechtlich  zulässig  wäre.  Der  Territorialismus  des  direkten  Steuer- 
wesens dauert  umfassender  fort  und  ist  in  stärkerem  Grade  übrig  ge- 
blieben, als  selbst  im  modernen  Oesterreich  mit  seiner  vollen  Einheit 
der  direkten  und  indirekten  Besteuerung.  In  der  That  auch  die  zur 
Centralisation  so  wenig  angelegte  habsburgische  Monarchie  hat  volle 
Einheit  der  direkten  und  indirekten  Besteuerung  1850  bis  1867  er- 
rungen und  auch  seit  1867  für  jede  der  beiden  Reichshälften  beibehal- 
ten. Die  harte  Not  der  Revolutions-  und  Kriegsjahre  um  die  Mitte 
des  19.  Jahrhunderts  hat  dies  bewirkt.  Oesterreich  und  Preufsen 
waren  bis  zur  französischen  Revolution  Territorienreiche  gewesen;  seit 
1850  sind  sie  auch  steuergeschichtlich  moderne  Staaten. 

Am  schwierigsten  war  es  dem  nichtösterreichischen  Deutschland 
als  Ganzem,  zur  modernen  Zoll-  und  Steuereinheit  zu  erwachsen. 
Doch  fanden  wir  solche  für  die  Verbrauchsbesteuerung  —  vom  Biere 
abgesehen  —  erreicht,  für  die  Gebrauchsbesteuerung  .«staatsrechtlich 
möglich,  für  die  „Verkehrsbesteuerung",  soweit  solche  überhaupt  ge- 
rechtfertigt werden  kann,  nahezu  vollzogen.  Die  Einheit  der  direkten 
Besteuerung  jedoch   ist   thatsächlich    nicht  vorhanden.     Sie  begegnet 
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Staatsrechtlichen  Sch-wierigkeiten,  welche  für  absehbare  Zeit  der  Staats- 
klugheit ein  noli  nie  tangere  zurufen.  Dieselbe  ist  aber  in  der  be- 
scheidenen Gestalt  reichsgesetzlieher  Xormativbestimmungen  für 
direkte  Proportionalbesteuerung'  nicht  blofs  erreichbar,  sondern  auch  zur 
Beilegung  der  aus  der  Steuerzerrissenheit  hervorgegangenen  üblen 
Folgen  des  Matrikular-  und  Uberweisungswesens  (§  392)  sogar  ein 
allgemeines  Bedürfnis  der  Gliedstaaten,  ■svelchem  bei  weiter  auf- 
steigender Entwickelung  Genüge  geschehen  dürfte  (vergl.  §  392). 

Die  vollzogene  und  weiter  sieh  vollziehende  Steuerunifikation  des 
Jahrhunderts  ist  samt  und  sonders  nur  der  Ausdruck  des  Durchbruches 
des  modernen  Staates  aus  dem  territorialistischen  Staate,  der  nationalen 
aus  der- landschaftlichen  Volkswirtschaft,  des  praktischen  „Smithismus", 
vielleicht  bald  des  „praktischen  Sozialismus"  aus  dem  spätterritoria- 
listischen  .Merkantilismus"  und  Polizeistaat. 

Rückblick  auf  die  territorialistisclie  Zerrissenheit  des  Steaerweseus.  Am 
meisten  war  die  moderne  Steuerunitikation  den  partikularistisch  zerrissenen,  später 
hundesstaatlichen  Gemeinwesen  ein  Bedürfnis,  um  1823  gab  es  in  der  Schweiz 
über  400  Zölle,  Weg-  und  Brückengelder.    ..Bald",  sagt  davon  Zellweger  (bei  Schanz 

1.  190),  ..sieht  man  Weg-  und  Brückengelder  von  der  Bespannung,  von  den  Wagen, 
bald  von  dem  Gewicht  oder  von  den  Waren  bezogen;  ja  es  giebt  sogar  Beispiele, 
wo  von  jedem  angespannten  Pferde  bis  auf  das  vierfache  bezogen  wird,  je  nachdem 
es  die  eine  oder  andere  Ware  zieht.  Bald  sieht  man  unter  dem  Namen  Zölle,  Ge- 
leit, Fuhrleitengeld,  Bruchgeld,  Trattengeld,  Weg-,  Brücken-,  Sustgeld  eine  Kumu- 
lation von  Gebühren,  die  zusammengenommen  nicht  unbedeutend  sind/' 

Das  alte  Dentsche  Beich  (ausschliefslich  der  Provinz  Preufsen,  aber  mit  dem 
damals  nominell  nicht  zum  Reiche  gehörigen  Preufsisch-Schlesien)  umfafste  1791 
11973  Quadratmeilen  mit  570  reichsunmittelbaren  „Landen-  (Territorien  und  Ver- 
bänden), die  zu  324  „Staaten"  gehörten.  Die  Durchschnittsgröfse  eines  -Landes"  im 
schwäbischen  Kreise  war  z.  B.  3,7.  Quadratmeilen  (163  auf  600  Quadratmeilen, 
nämlich  49  kur-  und  33  reichsfürstliche,  4S  Reichsstifter  und  Klöster,  24  Lande  von 
Reichsgrafen.  Reichsstädte  und  Reichsdörfer,  1)  reichsritterschaftliche  Verbände  und 
Herrlichkeiten! ;  die  Gröfse  eines  oberrheinischen  Kreislandes  war  6,ö,  eines  fränkischen 
7,3  Quadratmeilen,  304  Kleinstaaten  umfafsten  1S39  Quadratmeilen  oder  durchschnitt- 
lich je  6.02  Quadratmeilen  I 

D.  R.-6es.  v.  0.  Juni  1898  schuf  neuestens  Einheit  des  „Beistandes  zur  Ein- 
ziehuugr  der  Abgaben",  zwischen  allen  Gliedstaaten  des  Deutschen  Reiches. 

2.  Kapitel.    tJTbersiclit  über  die  deutsche  und  österreichische 

Stenerentwickehmg  des  19.  Jahrhunderts. 

§  373.  Deutschland.  Die  direJde  Besteuerung.  —  Der  bedeu- 
tendste deutsche  Staat,  Preufsen,  ist  durch  die  (§§  108,  118  flF.)  genug- 
sam dargestellten  Gesetze  von  1891  und  1893  in  der  direkten  Be- 
steuerung wohl  für  längere  Zeit  zu  einem  Abschlüsse  gelangt.  Das 
19.  Jahrhundert  seiner  Steuergeschichte  hat  damit  geendet,  die  drei 
Realsteuern  —  eine  Rentensteuer  hatte  und  hat  Preufsen  nicht  — 
den  Kommunalkörperschaften  zuzuweisen,  dagegen  die  allgemeine  Per- 
sonalbesteuerung von  1873  (Klassen-  und  klassifizierte  Einkommensteuer) 
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durch  die  „allgemeine  Einkoramensteuer"  von  1891  und  die  ergänzende 
„allgemeine  Vermögenssteuer"  von  1893  zu  ersetzen.  Die  Mehrzahl 
der  übrigen  deutschen  Staaten  ist  (§  107)  zur  allgemeinen  Einkommen- 
steuer übergegangen,  schleppt  aber  einen  starken  Rest  der  in  diesem 
Jahrhundert  ausgebildeten  Ertragssteuern  allem  Anscheine  nach  noch 
tiefer  ins  20.  Jahrhundert  hinüber.  In  Baden  ist  der  vielversprechende 
Anlauf  genommen,  die  ganze  Ertragsbesteuerung  zur  Generalbesteue- 
rung umzubilden  (§  146  f.). 

§  374.  Fortsetzung.  —  Das  Einzelne  über  die  Ertragssteuern  der 
deutschen  Mittelstaaten  im  19.  Jahrhundert  ist  im  I.Buche  ge- 
geben. 

Nochmalige  übersichtliche  Zusammenfassung  derselben  giebt  A.  "Wagner  (a.  a.  0. 
S.  199  ff.). 

Das  Königreich  Sachsen  hat  in  der  Generalbesteuerung  in  steuergeschichtlich 
hervorragender  Weise  die  Initiative  ergriffen.  Ein  langjähriger  Kampf  um  die  Ee- 
form  der  direkten  Besteuerung  (1868  ff.)  ist  im  Jahre  1S7&  zum  vorläufigen  Abschlüsse 
gelangt.  Die  älteren  direkten  Steuern  waren  hier  in  den  30er  und  40er  Jahren  in 
ein  aus  zwei  bezw.  drei  Hauptgliedern  bestehendes  Steuersystem  umgebildet  worden : 
eine  für  ihre  Zeit  wohlgelungene  Grundsteuer  mit  umfassender  Ertragskatastierung 
(Gesetze  vom  30.  Oktober  1834,  und  9.  September  18-13),  welche  Steuer  zugleich  die 
Gebäude  (städt.  Wohn-  und  Industriegebäude)  mit  traf,  und  eine  Gewerbe-  und 
Personalsteuer  (1834,  24.  Dez.  1845),  von  denen  jene,  wie  die  Grundsteuer,  doch 
überwiegend  die  Merkmale  einer  Ertragssteuer,  diese  dagegen  mehr  diejenigen  einer 
Einkommensteuer  trug  (für  Rentner,  Beamte  etc.).  Dabei  Deklarationspflicht,  be- 
grenzt progressiver  Steuerfufs.  Der  wirtschaftliche  Interessengegensatz  zwischen 
Stadt  und  Land,  Industrie  und  Landwirtschaft,  Renten-  und  Arbeitseinkommen  be- 
herrschte den  Streit  um  die  Fortbildung  der  Besteuerung.  Nach  längeren  Verhand- 
lungen kam  es  zu  einer  allgemeinen  Einkommensteuer  (Ges.  v.  22.  Dez.  1874). 
nach  deren  mehr  nur  erst  versuchsweiser  Durchführung  ein  neues  Gesetz  über  die 
Einkommensteuer  (2.  Juli  1S7S)  und  ein  Gesetz  über  die  direkten  Steuern 
überhaupt  (3.  Juli  1878)  zu  stände  kam.  Durch  letzteres  wurde  die  alte  Gewerbe- 
und  Personalsteuer  aufgehoben,  die  Grundsteuer  sehr  ermäfsigt  (von  9  auf 
4  Prozent  Normalsatz);  an  die  Stelle  dieser  Steuern  bezw.  Ermäfsigungen  traten  die 
Einkommensteuer  (mit  „indirektem  Deklarationszwange",  nämlich  Fortfall  des  Rekla- 
mationsrechtes bei  unterlassener  Deklaration  vom  Einkommen  von  1600  M.  an,  bei 
den  kleineren  Einkommen  nur  Schätzungen  durch  Kommissionen;  frei  sind  Ein- 
kommen von  300  (jetzt  400)  M. ;  der  Steuerfufs  ist  progressiv,  begann  im  Normal- 
satze mit  '/sM.  für  das  Einkommen  von  300— 400  M.,  also  mit  etwa  V*  Proz.  und  stieg 
bis  auf  3  Proz.  bei  dem  in  gewisse  Klassen  abgestuften  Einkommen  von  über  5400  M. 
(neuestens,  Gesetz  v.  13.  März  1895,  4  Proz.  bei  100000  M.).  Aufserden  besteht  nur 
eine  direkte  Steuer,  vom  Gewerbebetriebe  im  Umherziehen  (Ges.  v.  1.  Juli  1878,  Be- 
steuerung des  Wanderlagerbetriebes  durch  Ges.  vom  1.  Dez.  1878). 

Hamlburg-  hat  in  der  Einkommensteuernovelle  vom  22.  Febr.  1895  das  Exi- 
stenzminimum auf  900  M.  erhöht. 

Das  Grofsh.  Hessen  hat  in  neuester  Zeit  (1895)  seine  Einkommensteuer  eben- 
falls in  der  Richtung  des  preufs.  ..  A.  E.  St."  v.  1891  reformiert  (Gesetz  v.  25.  Juni  1895). 

Braunschweig-  hat  durch  Gesetz  v,   15.  Juni  1892  seine  Gewerbesteuer  geändert. 

§  375.  Die  Entwickelung  der  indireJcten  Besteuerung  Deutsch- 
lands. —  Die  Verbrauchssteuern  haben  erst  durch  den  Zollverein,  den 
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Norddeutschen  Bund  und  das  Deutsche  Reich  vollere  Entwickelung  er- 
langt. Die  „grofsen"  Verzehrungssteuern  sind  Reichssteuern  geworden 
(mit  Ausnahme  der  Biersteuerui.  Die  Masse  verschiedenartiger  kleiner 
Aufschläge  ist  gefjillen.  Staatsrechtlich  steht  nichts  entgegen,  auch 
die  Branntwein-  und  die  Tabaksteuer  zu  der  steuersystematisch  gefor- 
derten Ergiebigkeit  zu  bringen. 

Im  Zollwesen,  worin  bis  ins  zweite  Drittel  die  Zersplitterung 
fortgedauert  hatte,  ist  im  Durchgange  durch  den  Zollverein  volle  Ein- 
heit erreicht. 

In  der  Verkehrsbesteuerung  und  im  Gebührwesen  sind, 
wie  nachgewiesen  ist,  bedeutende  Reformansätze  gewonnen.  Weiteres 
ist  zu  erstreben  und  zu  erreichen. 

Der  Zollyereiu  kam  nach  längeren  Vorbestrebungen,  bei  welchen  den  süd- 
deutschen Fürsten  und  ihren  Vertrauensmännern  (vergl.  meine  Biographie  Cottas) 
keineswegs  so  wenig  Verdienst  zukommt,  als  es  sich  oft  dargestellt  findet,  im  Jahre 
1S33  auf  12  Jahre  zu  stände.  Er  hat  sich  von  kleinen  Anfängen  aus  entwickelt  und 
die  Krisen  seiner  periodischen  Erneuerung  glücklich  überstanden.  Die  1853  erreichte 
teilweise  Zolleinigung  mit  Oesterreich  (nach  Vertrag  vom  19.  Febr.  1853)  ging  1S65 
auf  _,vorläufig  unabsehbare  Zeit  wieler  verloren.  Die  letzte  Erneuerung  des  Zoll- 
vereinsvertrages in  völkerrechtlicher  Form  erfolgte  am  IC.  Juni  1865.  Das  Jahr  1866 
schuf  eine  definitive  Zolleinigung  der  Staaten  des  norddeutschen  Bundes.  Mit  den 
süddeutschen  Staaten  wurde  daraufhin  durch  Vertrag  vom  8.  Juli  1867  der  Zollverein 
bis  zu  Ende  des  Jahres  1877  unter  Schaffung  eines  Zollparlaments  für  die  gesetz- 
geberischen Angelegenheiten  des  Vereins  vereinbart.  Durch  Artikel  33  —  40  der 
deutschen  Keichsverfassung  wurde  eine  endgültige  deutsche  Zolleinigung  geschaffen. 
Die  Verwaltung  des  Vereins  durch  die  Generalzollkonferenz  war  schutzpolitisch 
gemäfsigt,  1865  —  1873  war  sie  mehr  freihändlerisch  gewesen.  Von  1879  ab 
wurde  die  Zollvereinspolitik  mehr  und  mehr  Industrie-  und  agrarschutzzöUnerisch 
(vergl.  meine  ^Kern-  und  Zeitfragen-).  Über  die  Litteratur  zur  Geschichte  des 
Zollvereins  vergl.  den  Artikel  ..Zollverein"  in  Conrads  Handwörterbuch  der  Staats- 
wissenschaften, über  die  ersten  Jahrzehnte  des  Zollvereinsbestandes  ist  namentlich 
ViEBAHN  zu  vergleichen. 

§  376.  Die  österreichische  Steuerreform.  — -  1.  Die  direkte  Be- 
steuerung. Seitdem  die  ersten  Bogen  des  gegenwärtigen  Bandes  in 
den  Druck  gegangen  sind,  ist  vom  Abgeordnetenhause  des  Reichsrates 
eine  durchgreifende  Reform  in  Gestalt  eines  umfassenden  Gesetzes 
(§§  121, 164)  angenommen  worden.  Vonden  alten  direkten  Steuern  würden, 
wenn  die  fragliche  Steuerkodification  Gesetz  würde  (vergl.  Nachträge], 
dennoch  die  Grundsteuer  und  die  Gebäudesteuern  (Hauszinssteuer  und 
Hausklassensteuer)  bestehen  bleiben,  dagegen  würde  die  übrige  direkte 
Besteuerung  in  eine  allgemeine  Personaleinkommensteuer  samt  beson- 
deren Steuern  auf  eine  steuergenossenschaftliche  Gewerbesteuer  (Erwerbs- 
steuer) wie  in  Preufsen,  auf  das  Renteneinkommen,  auf  das  Lohnein- 
kommen und  auf  den  Gewinn  der  Geschäfte  mit  öffentlicher  Rechen- 
schaftslegung verwandelt  werden.  Dem  Steuergeschraacke  der  öster- 
reichischen Bevölkerung  ist    hiermit    viel    auf   einmal    zur  Verdauung 
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zugemutet.  Ob  nameutlicli  die  neue  Erwerbssteuer  mit  ihrer  eigentüm- 
lichen Kontingentierung  (§  164)  als  Reichssteuer  die  Erwartungen, 
die  man  von  ihr  hegt,  bestätigen  wird,  bleibt  abzuwarten;  „sozialer 
Staatsverrat",  wie  ein  Kritiker  sie  genannt  hat,  ist  sie  u.  E.  sicher 
nicht.  Ob  sie  aber  als  Reichssteuer  pafst,  wie  sie  ähnlich  in  Preufsen 
als  Gemeindesteuer  (Gesetz  von  1891)  sich  zu  bewähren  scheint,  raufs 
erst  die  Erfahrung  lehren,  da  ihre  Kataster  die  Einschätzung  zur  all- 
gemeinen Personaleinkommensteuer  stark  beeinflussen  werden  und  es  vom 
Erfolge  der  neuen  Erwerbssteuer  abhängen  wird,  ob  einer  der  Haupt- 
zwecke der  neuen  allgemeinen  Einkommensteuer,  thatsächliche  Heran- 
ziehung des  bisher  so  sehr  geschonten  gröfseren  Mobilkapitals  wirklich 
gelingen  wird.  Ob  und  wie  die  reichsratländische  Reform  der  direkten 
Steuern  auf  Ungarn  zurückwirken  wird,  ist  vorläufig  nicht  abzusehen. 

2)  Die  indirekte  Besteuerung  — ,  welche  ebenfalls  in  beiden 
Reichshäften  der  ausschliefsenden  Staatszuständigkeit  unterliegt,  ist, 
was  die  Verzehrungssteuern  betrifft,  auf  einige  wenige,  dafür  desto 
ergiebigere  Objekte,  wie  in  den  übrigen  europäischen  Grofsstaaten, 
eingeschränkt  worden.  Die  Verzehrungssteuern,  welche  seit  1867  bei- 
den Reichshälften  durch  die  Zehnjahr-Steuerbündnisse  bis  j.etzt  gemein- 
sam geblieben  sind,  haben  auch  in  der  Art  der  Regulierung,  bezüglich 
des  Zuckers  und  Branntweins  die  Gestalt  der  betreffenden  deutschen 
Steuern  neuester  Zeit  angenommen.  Für  den  Tabak  besteht  das  im 
Ertrage  steigende  Monopol  fort.  Bier  erleidet  eine  viel  stärkere 
Besteuerung  als  in  Deutschland  (§  238  ff.).  Eine  „allgemeine  Ver- 
zehrungssteuer" mit  übrigens  nicht  sehr  bedeutendem  Ertrage  erinnert 
noch  an  die  Generalaccisen  des  vorigen  Jahrhunderts  (§  366.i. 

Im  Zollwesen  ist  bis  jetzt  die  in  Oesterreich  schon  vor  einem 
Jahrhundert  f§  367)  im  Durchbruch  begriffen  gewesene  Zolleinheit 
auch  nach  1867  aufrecht  geblieben. 

Im  Gebührenwesen  ist  erst  durch  den  Sturm  der  Revolution  und 
die  Kriege  um  die  Mitte  des  Jahrhunderts  die  moderne  Steuereinheit 
erreicht  worden. 

Die  Periode  des  Absolutismus  1856— 1S6T  brachte  die  Eiulieit  der  direkten 
Besteuerung  für  die  ganze  liabsburgische  Monarchie,  eine  Einheit,  an  welcher 
auch  durch  die  politische  Spaltung  des  Eeicbes  in  zwei  Hälften  (1S67  durch  den 
sogen.  Ausgleich  mit  Ungarn)  nur  einiges  abgebröckelt  ist.  In  der  direkten  Be- 
steuerung sind  ..beide  Reichshälften,"  jede  für  sich,  Einheitsstaaten  geblieben.  An 
der  österr.  Gebührenunifikation  zeigt  sich  wieder  der  starke  Einflufs  des  Krieges: 
„Alle  die  Gesetze,  welche  das  Gebührengesetz  von  18.50  vorbereitet  haben,  sowie 
dieses  selbst  und  die  wichtigsten  von  den  Novellen,  die  es  späterhin  verschärft 
haben,  sind  in  Zeiten  finanzieller  Bedrängnis,  namentlich  um  Kriegskosten  und 
Kriegsanlehen  zu  decken,  gegeben  werden.  Unsere  Stempelabgaben  und  sonstigen 
„Verkehrssteuern"  sind  als  Kriegssteiiern  entstanden;  es  bedurfte  des  Druckes 
stärkster  finanzieller    Not,  um  die  Regierung  auf  sie  zu  drängen  und  das  "Volk  an 
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sie  zu  gewöhnen.  Die  Stelle,  die  die  moderne  Finanzwissenschaft  ihnen  im  logischen 
System  der  Abgaben  anweist,  ist  ihnen  in  Oosterreich  tbatsächlich  nur  nach  schworen 
Entschlüssen  und  widerwillig  eingeräumt  worden".     (Oesterr.  Staatswörterbuch.) 

Ungarn.  In  Ungarn  wirkt  noch  die  1850  —  1866  hergestellt  gewesene  Steuer- 
einheit mit  dem  Oesterreich  der  Reichsratsländer  auch  im  direkten  Abgabenwesen  nach, 
während  für  die  grofsen  Verzehrungssteuern  des  indirekten  Abgabensystems  das  seit 
1867  auf  je  10  Jahre  geschlossene  Zoll-  und  Handelsbündnis  (jedoch  neue  besondere 
Abgaben  von  Transport,  Jagdgewehren,  Consumabgaben  von  Zucker,  Kaffee,  Bier  bei 
Kaufleuten  und  Wirten!)  die  Einheit  wesentlich  aufrecht  erhalten  hat.  Doch  lag 
Nichts  im  Wege,  die  direkte  Besteuerung  selbständig  zu  gestalten.  In  der  That 
kam  es  (Ges. -Art.  XXII,  1875  und  XII,  1883)  zur  lOproz.  Kapitalzins-  und  Renten- 
steuer, zu  dem  „allgemeinen  Einkommensteuerschlage"  (.30  Proz.  auf  Grund-  und 
Hauszinssteuer,  40  Proz.  auf  Hausklassensteuer,  10  —  35  Proz.  auf  die  übrigen 
alten  direkten  Steuern). 


3.  Kapitel.    Die  Steuerentwicklung  des  19.  Jahrhunderts  in  Eng- 
land lind  in  Frankreich. 

§  377.  Franhreich  —  ist  aus  der  Zeit  der  ersten  Eevolution  und 
der  ihr  folgenden  Kriege  weit  weniger  Steuer-  und  schuldbelastet 
hervorgegangen  als  Grofsbritannien.  Das  erklärt  sich  einfach  aus  dem 
Bankerott  mit  dem  Revolutionspapiergelde  und  daraus,  daXs  Napoleon  I. 
seine  Kriege  in  der  Hauptsache  nicht  mit  französischem  Gelde  ge- 
führt hatte. 

Die  Revolution  hatte  dem  ganzen  alten  Steuersystem,  welches  hart 
und  ungerecht,  jedoch  steuertechnisch  für  seine  Zeit  nicht  übel  ausge- 
bildet war,  den  Garaus  gemacht.  Die  völlige  AbschalBfung  aller  in- 
direkten Steuern  im  Geiste  der  herrschend  gewesenen  physiokratischen 
Anschaungen  hatte  sich  in  der  Praxis  so  wenig  bewährt,  als  sie  steuer- 
theoretisch irgendwie  gerechtfertigt  war.  Die  einzige  völlig  dauerhafte 
Schöpfung  war  Unifikation  der  sämtlichen  Steuern,  womit  auch  in  Frank- 
reich der  Territorial-  dem  Nationalstaate  wich.  Die  von  Colbert  ruhm- 
voll begonnene  handelspolitische  Überführung  Frankreichs  aus  dem  han- 
deis- und  zollpolitischcn  Territorialismus  zur  nationalen  Wirtschafts-  und 
Steuereinheit  tiberdauerte  als  entwickelungsgeschichtlich  reife  Fortbildung 
die  revolutionäre  Steuerpolitik, 

Die  Reform  der  direkten  Besteuerung  hatte  während  der  Revolution 
selbst  noch  keinen  festen  Boden  gefunden.  Immerhin  war  sofort  die 
Tendenz  aufgetreten,  an  Stelle  der  alten  „arbiträren"  Personal-  und 
Vermögensbesteuerung  ein  gleichmäfsig  auferlegtes  und  nach  objektiven 
Merkmalen  geregeltes  verständiges  Ertragssteuersystem  zu  setzen.  (Ge- 
setz von  1791). 

Zur  vollen  Durchbildung  und  zum  Abschlüsse  gelangte  dieses  Werk 
erst  unter  den  grofsen  Finanzministern  des  Konsulates,  des  Kaiser- 
reiches und  der  Restauration. 
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Man  kann  nicht  sagen,  dafs  die  französische  Ertragshesteuenini^ 
sich  finanziell  als  starr  erwiesen  habe.  Die  Erträge  der  vier  grofsen 
direkten  Steuern  sind  gewachsen,  doch  waren  sie  nicht  im  stände, 
den  durch  Revolutionen  und  auswärtige  Abenteuer  fortwährend  steigenden 
Staatsbedarf  der  unruhigen  Nation  zu  decken.  Da  man  die  Deckung 
durch  direkte  Generalsteuern  immerfort,  selbst  noch  1871  unter  den 
allmächtigen  Einflüsse  der  Geldmänner  (Thiers  !)  und  der  Rentner  ver- 
mied, so  mufsten  die  indirekten  Steuern  wieder  hergestellt  und  immer 
weiter  gesteigert  werden.  Das  geschah  vom  ersten  Kaiserreiche  an  bis 
heute  in  dem  MaXse,  dafs  jetzt  die  direkte  von  der  indirekten  Steuer- 
last um  das  fünffache  übertroffen  wird. 

Die  Getränkesteuern  hielten  schon  durch  das  Gesetz  vom  25.  Febr. 
1804,  welchem  alsbald  mehrere  andere  Gesetze  über  denselben  Gegen- 
stand folgten,  wieder  ihren  Einzug  (1806,  Ges.  v.  24.  April).  Auch  die  Salz- 
steuer. Das  Tabakmonopol  folgte  1810  (Dekret  vom  29.  Dez.),  nachdem 
schon  unter  dem  Direktorium  eine  Fabrikatsteuer  Eingang  gefunden  hatte. 
Vorausgegangen  war  schon  1798  die  Ordnung  der  Registrierungsabgaben 
einschliefslich  der  Erbschaftssteuer,  welche  in  Frankreich  in  der  Form 
des  Enregistrement  auftritt.  Diese  Regelung  hat  sich  bis  jetzt  nur 
wenig  geändert.  Das  Julikönigtum,  die  zweite  Republik,  das  zweite 
Kaiserreich  und  die  jetzige  dritte  Republik  haben  trotz  aller  Anläufe 
der  Entwickelung  des  französischen  Gesamtsteuersystems  eine  andere 
Richtung  nicht  zu  geben  vermocht. 

Durch  Erhöhung  der  Steuersätze  mittelst  ,,Krieg'szusehlägeii",  durch  Aus- 
bildung im  einzelnen  wurden  die  Ve^rkehrssteuern,  Stempel-  und  Register- 
abgaben (und  die  darin  enthaltenen  Erbschafts-  und  Schenkungssteuern),  die 
Transport-(Eisenbahn-)Steuern,  die  Getränkesteuern,  das  Tabakmono- 
pol, die  den  direkten  Steuern  assimilierten  Taxen  ergiebiger  gemacht,  zu 
diesen  und  zu  den  inneren  Verbrauchssteuern  auch  einige  neue  Glieder  bleibend 
oder  vorübergehend  hinzugefügt.  Nur  die  Salz  st eu  er  blieb  ohne  dauernde  Erhöhung. 
Sehr  viel  einträglicher  wurden  die  indirekten  Steuern  durch  die  Einfuhrzölle  und, 
mit  Schwankungen,  die  Zuckersteuer  (nebst  Zoll)  gemacht.  Nur  die  alten  vier 
direkten  Hauptsteuern  des  Staates  haben  an  dieser  Entwickelung  auch  in 
dieser  neuesten  Periode  blofs  in  ihrem  einen  Gliede,  der  Gewerbesteuer,  auch 
da  zu  Teil  nur  vorübergehend  stärker ,  dauernd  doch  auch  blofs  in  'relativ 
geringem  Mafse,  Teil  genommen.  Im  Jahre  1891/92  siegte  die  den  Bindungen  durch 
Tarifverträge  feindliche  Handels-  und  Zollpolitik.  Der  protektionistische  Gesichts- 
punkt drang  im  Tarif  noch  mehr  durch',  zugleich  übrigens  bei  stark  mitspielendem 
fiskalischem  Interesse  (Getreidezölle !),  für  welches  sich  die  neue  Handels-  und  Zoll- 
politik bald  sehr  vorteilhaft  erwies.  Die  gesamte  Staatsbesteuerung  ist  in  ihrem 
Ertrage  so  trotz  einiger  neuerer  Ermäfsigungen  seit  1870  endgiltig  au fser ordentlich 
gewachsen,  von  1870—96  im  Voranschlage  von  1543  auf  2942,  5  Mill.  Frs.  roh.  Davon 
kommen  auf  die  vier  alten  direkten  Hauptsteuern  1870:  332,8,  1896:  474,2  Mill.,  da- 
mals 21,6,  jetzt  nur  16,1  Proz.  von  allen.  Die  Steuern  (im  Rohertrage,  aber  ein- 
schliefslich des  ganzen  Rohertrages  der  drei  Monopole  Tabak,  Pulver,  Streichhölzer) 
sind   vom  Gesamtbetrage  der  (ordentlichen)   Einnahmen  von    3341,2  Mill.   Frs.  SS,1 
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Proz.  für  1896.    Der  Reinertrag  der  Steuern  ist  für  1896  auf  etwa  2719,3  Mill.  Frs. 
oJer  02,7  Proz.  vom  Rohertrage  veranschlagt  (A.  Wagnär.). 

Ziiiialime  der  frauzösischen  sog.  „Yerkel>rs"-ßesteueruiig'. 

Ertrag  in  Mill.  Frs. 


Registerabgaben. 

Stempel. 

Zusammen 

1816 

118,10 

24,94 

143,04 

1830 

153,46 

27,96 

181,42 

1850 

208,33 

39,85 

248,16 

1860 

305,60 

56,39 

362,00 

1871 

341,06 

82,18 

423,24 

1886 

519,11 

156,14 

675,25 

§  378.  England  —  war  aus  der  altnapoleonischen  Kriegszeit,  die 
es  unter  einer  Steuerlast  von  1 7  Mill.  Pfd.  St.  angetreten  hatte,  mit  einer 
solchen  von  67  Mill.  hervorgegangen.  Diese  Vermehrung  erfolgte  zwar 
auch  durch  die  allgemeine  Einkommensteuer,  aber  doch  noch  weit 
mehr  durch  die  Aufwand-  und  Stempelbesteuerung.  Die  verhafste 
allgemeine  Einkommensteuer  wurde  sofort  aufgehoben  (1816),  des- 
gleichen die  Salzsteuer  (1825).  Auch  verschiedene  lästige  und  doch 
wenig  ergiebige  Accisen  samt  den  Rohstoffzölleu  fielen,  und  selbst  der 
alte  Steuerfiskalismus  mufste  den  Ansprüchen  bequemeren  Verkehrs 
Einräumungen  machen.  Der  bedeutendste  Fortschritt  beginnt  aber  erst 
mit  dem  5.  Jahrzehnt,  mit  der  Wiedereinführung  der  allgemeinen 
Einkommensteuer  im  Jahre  1842  durch  R.  Peel,  und  war  gefolgt  von  der 
Weitererentwickelung  der  Erbscliaftsbesteuerung,  welche  durch  Glad- 
stone  1853  auf  das  Immobiliarvermögen  ausgedehnt  wurde.  Dieser  be- 
deutenden Belastung  des  Einkommens  der  besitzenden  Klassen  ging 
in  der  indirekten  Besteuerung  eine  doppelte  Umwandlung  zur  Seite: 
die  Reduktion  der  vielen  Kleinaccisen  einerseits,  andererseits  die 
Steigerung  der  wenigen  Hauptabgaben  auf  Branntwein,  Bier,  Wein,  Thee, 
Tabak,  Zucker  f Zuckerzoll).  Auch  die  Zuckersteuer  ist  später  (1875) 
gefallen.  Die  treibende  Kraft  war  das  Streben,  die  Industrie  zu  heben, 
dem  Export  Vorschub  zu  leisten,  dem  Verkehr  jede  lästige  Fessel 
abzunehmen ,  kurz  die  Freiliandelsrichtung  der  unwiderstehlich  durch- 
brechenden liberal  grolskapitalistischen  Industrie-  und  Handelsära. 
Formuliert  wurden  die  Reformideen  durch  Sir  Henry  Parnell,  aus- 
geführt durch  Sir  R.  Peel  und  seine  Schule,  darunter  namentlich 
Gladstone.  In  den  Aufwandsteuern  und  im  Zolltarif  ist  eine  Verein- 
fachung eingetreten,  deren  steuersystematische  Berechtigung  ange- 
zweifelt werden  darf.  Der  ungeheuere  Umschwung,  der  sich  zwischen 
1815  und  der  Gegenwart  vollzogen  hat,  ist  aus  den  in  der  Anmerkung 
angeführten  beiden  Tabellen  leicht  zu  ermessen. 

Der  gewaltige  Fortschritt  der  direkten  gegenüber  den  indirekten 
Steuern  ist  vom  Schatzsekretär  Hicks  Beach  in  seiner  Budgetrede  (1896) 
mit  Stolz  hervorgehoben  worden.    Danach  entfiel  vor  der  Einführung  der 
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Peel  sehen  „A.  E.  St."  eine  Steuerlast  von  14  Sh.  8  p.  auf  die  Konsu- 
menten als  Verzehrungsteuer,  nur  5  Sh.  4  p.  auf  die  besitzenden  Klassen; 
jetzt  zahlen  erstere  nur  noch  10  Sh.  5  p.,  letztere  9  Sh.  7  p. 

Pariiell  verlangte  in  seiner  Schrift  „on  finanzial  reform"  (1830):  1.  Aufhebung 
der  störenden  Steuern  auf  Rohstoffe  der  Fabrikation,  des  Haus-  und  Schiffbaues; 
2.  der  den  |Fabrikbetrieb  und  seine  Entwickelung  störenden  Äccisen  auf  gewisse 
Fabrikate,  besonders  Glas,  Papier,  bedruckte  Webwaren;  3.":  Herabsetzung  der 
Steuern  auf  Spirituosen  und  Tabak,  um  den  Schmuggel  zu  bewältigen;  4.  zur  Durch- 
führung dieser  Reformen  eine  Steuer  auf  Vermögen  und  Einkommen.  (Auszüge  bei 
DowELL,  II.  275.)  Dieses  Programm  ist  durchgedrungen  und  der  ,, Freihandel"  hat 
auch  die  Fabrikatzölle  vollständig  beseitigt.  Die  Verbrauchsbesteuerung  wurde  auf 
fünf  Hauptobjekte  (Bier,  Branntwein,  Wein,  Tabak  und  Thee)  eingeschränkt,  welche 
jetzt  98  Proz.  der  Einnahmen  aus  Accisen  und  Zöllen  fetwa  48  Mill.  Pfd.  St.)  ein- 
tragen. 

Dowell  (II  239  ff.,  247  ff.,)  giebt  für  1815  folgende  Übersicht  der  britischen 
Steuern  in  Mill.  Pfd.  Sterl.): 

I.  Direkte  Steuern. 

Landtaxe 1,196 

Haus-  und  Luxussteuern  u.  dergl.      6,500 

Einkommensteuer 14,GÜ0 

Erbschaftssteuern 1,297 

Versicherungssteuer 0,918 

Auktionssteuer 0,284 

Wagen-,  Poststeuer  u.  dgl.    .     .      0,472 
Schiffabrtsgelder      (Tonnengeld)       0,172 


25,438 
II.  Verbrauchssteuern. 

Salz 1,617 

Zucker 2,957 

Corinthen,  Rosinen,  Pfeffer    .     .      0,494 

A.  Zus.  „Efsbares"    .     .     .  5,068 
Bier      .......     3,330] 

Malz 6,044[.  9,596 

Hopfen 0,222] 

Wein 1,901 

Spirituosen 6,700 

Thee 3,591 

Kaffee 0,277 

B.  Zus.  Getränke  ....  22,065 

C.  Tabak 2,026 

Kohlen  und  Schiefer     ....  0,916 

Bauholz 1,802 

Baumwolle 0,760 

Seide 0,450 

Soda,  Indigo,  Potasche,   Eisen, 

Zum  Vergleiche  mit  den  Daten  für  1816  dienen  folgende  für  1884—85,  nach 
dem  Rechnungsabschlüsse,  möglichst  in  gleicherweise  gruppiert  wie  die  obigen,  in 
Mill.  Pf.  St.  (roh).    Diese  Zahlen  beziehen  sich  jetzt  aber  auf  Irland  mit: 


Pelzwerk 0,297 

Hanf 0,285 

Andere  Einfuhrzölle      ....  1,188 

Ausfuhrzölle 0,364 

D.  Zus.  Rohstoffe   u.  s.  w.  6,ü62 

Leder 0,698 

Seife 0,748 

-Mauer-,  Ziegelsteine      ....  0,269 

Glas 0,425 

Lichter 0,354 

Papier 0,476 

Bedruckte  Webwaren    ....  0,388 

Zeitungen     . 0,383 

Ankündigungen 0,125 

E.  Zus.  Manufakte  u.  s.  w.  b,866 

II.  Summe  Verbrauchssteuern  39,087 

III.  Stempel  aller  Art     .     .  2,743 
Summe  I— III 67,268 

Dazu  aus  Irland: 

Zölle 2,357 

Accise  (eigentliche  und  andere 
unter  Verwaltung  des  Accise- 
departements  stehende  Ein- 
künfte)        3,298 

Specielle  Abgaben 0,043 

Stempel 0,561 

6,259 

Summe    von     Grofsbritannien 

und  Irland 73,527 
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1.  Direkte  u.  Aufw.- Tragsteuern. 

Landtaxe 1,064 

Haussteuer 1,856 

Wagensteuer  .  .  .  .  0,548 
Männl.  Dienstbotensteuer  0,139 
Wappensteuer  ....  0,077 
Hundesteuer  ....  0,342 
Jagdscheinsteuer  .  .  .  0,187 
Waffenscheinsteuer   .     .      0,084 

Direkte  Luxu8-St.  1,377 

Verschied,  gewerbliche  Licenzen 
(aufser  bei  Verbrauchssteuer- 
artikeln)    0,206 

Einkommensteuer       12,192 

Erbschaftssteuern 7,S19 

Versicherungssteuern  (Stempel)   .  0,182 

Eisenbahnreisesteuern    ....  0,392 

Summe  I  25,089 

II.  Verbrauchssteuern. 
Korinthen  (Zoll) 0,351 


Bier  (Accise)     .     , 
Wein  (Zoll)  .     .     . 
Spirituosen-Accise 
Spirituosen-Zoll 
Thee  (Zoll)    .     . 
Kaffee  .... 
Cichorien-Accise 
Cichorien-Zoll   . 


I4,618| 
4,313) 


0,00231 
0,06631 


S,7u7 
1,235 

18,931 

4,795 
0,210 

0,068 


B.  Zus.  Getränke.     .     .     .    33,946 

C.  Tabak  (Zolll      ....      9,370 

D.  Verschied,  andere  Zollein- 

nahmen   0,111 

E.  Gewerbl.    Licenzen    f. 

Bereitung  bezw.  Debit  v. 
Bier,  Wein,  Spirit., 
Tabak  u.  s.  w.    .     .     .     2,008 


Summe  II :  Verbrauchssteuern 

(ZölIe,Accisen,Licenzen)  45,989 


Eosinen 
Früchte 


0,156 
0,050 


III.  Stempel  und  Verwandtes 
(ohne  Erbschaftssteuer 
u.  Versicherungssteuer) 


4,018 


A.  Zus.  -Efsbares- 


0,557 


Summe  I— III  75,09  6 


Die  direkte  Besteuerung  hat  sich  hiernach  erheb  lieh  vermehrt, 
um  132  Proz..  und  relativ  viel  stärker,  auch  absolut  noch  stärker  als 
die  Verbrauchsbestßuerung,  dank  der  Rückkehr  zur  Einkommensteuer  und 
der  Entwickelung  der  Erbschaftsbesteuerung.    (A.  Wagnbb.) 

Die  ältere  englische  allg'emeiue  Einkommenssteuer.  Die  Finanznot  in  der 
Zeit  der  französischen  Revolutionskriege  hatte  Anlafs  gegeben,  nach  vorausgehenden 
Experimenten  mit  Zuschlägen  zu  den  Aufwandssteuern,  die  allgemeine  Ein- 
kommensteuer (1798—1802,  1S03  — 1816)  einzuführen,  wobei  in  der  zweiten  legis- 
lativen Fassung  (lSu3)  auf  Grund  von  zwei  Gesetzen  die  verschiedenen  Einkünfte 
nach  zwei  Methoden  besteuert  wurden:  diejenigen  aus  Immobiliarbesitz,  Pachtungen, 
öffentlichen  Besoldungen  u.  dergl.  an  der  Quelle,  in  der  Weise  einer  Ertragssteuer, 
diejenigen  aus  gewerblichem  Einkommen  und  aus  Geldkapital  direkt  in  Form  einer 
wirklichen  Einkommensteuer  nach  Deklarationen.  Die  Steuer  begann  erst  bei 
einem  Minimaleinkommen  (60,  später  50  Pfd.  Sterl.)  und  erreichte  bei  einem  Ein- 
kommen von  150  Pfd.  Sterl.  den  Normalsatz  (anfangs  5"  später  10  Proz.);  die 
kleineren  Einkommen  waren  nach  einer  Dregressivskala  besteuert.  Mit  verschiedenen 
Veränderungen  blieb  die  sehr  hohe,  drückende  und  unpopuläre  Steuer,  deren  Ertrag 
zeitweise  auf  IGMill.  Pfd.  Sterl.  stieg,  bis  1816,  wo  sie  mit  zuerst  unter  den  schweren 
Kriegssteuern  beseitigt  wurde,  um  1842  als  Mittel  zur  Durchführung  der  Zoll-, 
Accise-  und  handelspolitischen  Reformen  wiederzukehren,  seit  welcher  Zeit  sie  ein 
bleibender  Bestandteil  des  britischen  Steuersystems  ist  (A.  Wagneb). 

Die  «vorbildliche"  Bedeutung  der  britischen  Zollreform  für  andere  Staaten 
kann  doch  nur  in  beschränktem  Mafse  zugestanden  werden.  Denn  ihre  Voraus- 
setzungen wie  ihre  Folgen  sind  zum  grofsen  Teile  doch  britische   und  zwar 
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specifisch  britische  aus  der  Zeit  einer  noch  genügenden  Sicherung  des 
heimischen  Bodens  gegen  auswärtige  Feinde  Dank  der  insularen 
Lage  und  aus  der  Periode  der  industriellen  und  kommerziellen  Sup- 
rematie Grofsbritannlens  im  19.  Jahrhundert.  Ob  auch  nur  in  diesem 
Inselstaate  selbst  die  Folgen  noch  auf  lange  Dauer  segensreich  zu  nennen 
sein  und  die  Voraussetzungen  einer  solchen  Handels-  und  Zollpolitik  demgemäfs 
dauernd  vorhanden  bleiben  werden,  —  das  mufs  die  Zukunft  lehren.  „DurchauB 
unzweifelhaft,  sogar  wahrscheinlich  ist  es  nicht''  (A.  Wagner). 


4.  Kapitel.    Das  Steiierwesen  der  neuzeitliclien  Special- 
körperscliafteii. 

§  379.  Allgemeine  CharaJcteristiJc.  —  Die  Specialkörperscliaften 
der  stadtstaatlichen  sowie  der  territorialistischen,  zuletzt  polizeistaat- 
liehen  Zeit  sind  —  abg-esehen  von  den  leidlich  selbständig  in  die 
Neuzeit  übergegangenen  Kirchengemeinschaften  —  in  der  ersten  libe- 
ralen Epoche  des  modernen  Staates  weggetilgt  worden.  Die  letzten 
Reste  davon,  die  gewerblichen  Innungen  haben  am  Schlüsse  der  libe- 
ralen Epoche  des  modernen  Staates  auch  in  Deutschland  ihr  Ende 
gefunden.  In  ihrer  alten  Art  waren  sie  überlebt  und  hatten  keine 
Daseinsberechtigung  mehr.  Als  Privilegiertenkörper  oder  Polizeihilfs- 
anstalten können  und  sollen  sie  schlechterdings  nicht  wiederhergestellt 
werden.  Allein  nur  das  alte  Korporationswesen  ist  dahin.  Das  Kor- 
porationsbedtirfnis  selbst  lebt  auch  in  der  Neuzeit  für  alle  acht  bezw. 
zehn  Gebiete  des  Gesellschaftslebens,  für  jedes  allerdings  in  verschie- 
dener Stärke  und  in  verschiedener  Art,  fort.  Es  regt  sich  eben  jetzt 
beim  Ablaufe  der  individualistisch  liberalen  Jugendzeit  des  modernen 
Staates  mächtig,  ringt  nach  Ausgestaltung  in  neuen  Formen,  und  auf 
einigen  Gebieten  hat  dieser  neue  Geist  der  Korporation  auch  schon  die 
entsprechende  rechtliche  Verfassung  gefunden,  z.  B.  in  den  Wirtschafts- 
korporationen ,-  in  den  Ärzte-  und  Advokatenkammern.  Neben  den 
nationalen  Universalkorporationen  des  Staates  und  den  lokalen  Universal- 
korporationen der  neuzeitlichen  Kommunalverbände  tritt  das  zweite 
Grundgebilde  des  öffentlichen  Rechtes,  die  Specialkorporation 
einzelner  Sonderberufe  und  Sonderzweige  des  sozialen  Gesamtlebens 
wieder  hervor. 

Als  besondere  Gemeinschaften  des  öffentlichen  Rechtes  heischen 
dieselben  nun  auch  einen  besonderen  öffentlichen  Haushalt,  und  für  diesen 
hat  sich  schon  mit  ihrem  ersten  Inslebentreten  ein  eigentümliches 
Besteuerungsbedürfnis  ergeben.  Neben  die  Staats-  und  Gemeinde- 
besteuerung beginnt  eine  Korporationsbesteuerung  zu  treten. 

Diese  Ansätze  öffentlicher  Haushaltführung  neukorporativer  Art 
haben  wir  bisher  (vergl.  §  4)  bei  Seite  liegen  lassen  dürfen,  weil  sie 
nur  in  ersten,  an  die  Steuern  der  Gemeinwesen  angelehnten  Anfängen 
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vorhaudeü  sind,  und  bei  Seite  liegen  lassen  müssen,  weil  es  sich  durch 
die  Einfachheit  der  Darstellung  empfahl.  Zum  Absclilusse  der  Steuer- 
geschichte jedoch,  angesichts  der  bereits  vorhandenen  Anfänge  eines 
specialkörperschaftlichen  Steuerwesens  und  im  steuerpolitischen  Aus- 
blicke in  eine  absehbare  Weiterentwickelung  darf  dieser  Kreis  neuest- 
zeitlicher Erscheinungen  öffentlicher  Haiishaltführung  und  Steuerent- 
wickelung nicht  ganz  veruaclilässigt  werden.  Nur  dann  wäre  die 
völlige  Nichtbeachtung  zulässig,  wenn  weder  Ansätze  eigentümlicher 
specialkörperschaftlicher  Besteuerung  vorhanden,  noch  irgendwelche 
Berechtigung  für  neue  Korporationsbildungen  anzunehmen  wäre.  Allein 
weder  die  eine,  noch  die  andere  dieser  beiden  Voraussetzungen  trifft  zu. 

Wenn  nämlich  noch  immer  vielseitig  geglaubt  wird,  das  »freie-  Vereins-  und 
Genossenschaftswesen  einerseits,  die  Specialkorporation  andererseits  schlössen  ein- 
ander aus,  so  wird  dies  (vergl.  meine  ..Kern-  u.  Zeitfragen"  II,  153  ft.)  als  irrig  abzu- 
lehnen sein;  jede  der  beiderlei  Gemeinschaftsformen  hat  ihre  besondere  Funktion, 
und  beide  ergänzen  sich  für  einen  gemeinsamen  Zweck. 

§  380.  Die  Speeialkörperschaften  als  icirMiche  Steuergewalten  im 
iveiteren  Sinne.  —  In  §  12  ist  die  Steuer  als  dasjenige  Deckungsmittel 
der  Gemeinwesen,  d.  h.  der  Uuiversalkörperschaften  (Staat  und  Ge- 
meinde) bezeichnet  worden,  welches  bei  den  Sonderwirtschaften, d.h.  dem 
Einkommen  und  Vermögen  der  rechtlichen  und  thatsächlichen  Mitglieder 
des  Gemeinwesens,  zur  Bestreitung  des  gemeinnützigen  öffentlichen  Be- 
darfes lediglich  nach  dem  Berechtigungsgrunde  der  Macht  des  Gemein- 
wesens über  seine  Mitglieder  und  nach  dem  Verpflichtungsgrunde  der 
Zugehörigkeit  der  Mitglieder  zum  Gemeinwesen  eingezogen  wird. 
Dieser  Begriff  gestattet  die  Ausdehnung  auf  so  geartete  Abgaben  der 
Mitglieder  jeder  Art  zwangsweiser  Gemeinschaften  des  öffentlichen 
Rechtes,  und  an  Stelle  des  blofs  die  beiderlei  Universalkörperschaften 
umfassenden  Begriffes  Gemeinwesen  läfst  sich  der  andere  und  weitere 
setzen,  dafs  Steuern  Abgaben  sind,  welche  von  der  verfassungsmäfsigen 
Gewalt  irgend  einer  Körperschaft  oder  Anstalt  des  öffentlichen  Rechtes 
lediglicli  nach  dem  Berechtigungsgrunde  dieser  Gewalt  über  die  Mit- 
glieder und  nach  dem  Verpflichtungsgrunde  der  Mitglieder  des  öffentlich- 
rechtlichen Körpers  für  gemeine  Zwecke  öffentlicher  Gemeinschaft  ein- 
gehoben werden.  Selbst  für  solche  Körper  des  öffentlichen  Rechtes, 
welchen  freiwillig  beigetreten  und  aus  welchen  freiwillig  ausgetreten 
werden  kann,  wie  das  heute  für  die  Kirchengemeinschaften  zutrifft, 
wird  im  weiteren  Sinne  von  wirklichen  Steuern  geredet  Averden  dürfen, 
und  allem  Anscheine  nach  ist  ein  solches  Steuerwesen  (Kirchensteuern, 
Steuern  der  Wirtschaftskammern)  steuergeschichtlich  im  Anzüge  be- 
griffen. 

Die  verschiedenen  Arten  der  Specialkorporation  werden  nun  nicht  in 
gleichem  Grade  der  Besteuerungsbefugnis  bedürftig  sein,  aber  für  keine 
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derselben  ist  die  Steiierziiständigkeit  gTundsätzlich  abzulehnen.  Für  jede 
Art  von  Specialkorporation  des  öffentlichen  Rechtes  wird  ein  eigen- 
artiges System  von  Decknngsmitteln  (§  13)  angezeigt,  die  gliedliche 
Stellung  der  Steuer  im  Deckungsgesamtsystem  bei  jeder  eine  andere 
sein,  aber  die  Zulässigkeit  ancli  der  Steuer  als  eines  der  special- 
körperschaftlichen Deckungsmittel  erscheint  nicht  anfechtbar,  wenn  man 
moderne  Specialkorporationen  überhaupt  für  zulässig  hält. 

§  381.  EigentümHche  Züge  einer  selbständigen  Korporationshe- 
steuerung.  —  Bis  jetzt  lehnen  sich  die  Anfänge  neuzeitlicher  Körper- 
schaftsbesteuerung an  die  Staats-  und  die  Gemeindebesteuerung  an. 
Die  Steuern  der  Kirchen  und  der  Wirtschaftskammern  werden  vielfach 
in  Gestalt  von  Zuschlägen  zu  den  staatlichen  und  den  kommunalen 
direkten  Steuern  aufgebracht,  und  den  meisten  wird  heute  noch  eine 
Selbständigkeit  der  Korporationen  in  Beziehung  auf  Besteuerung  nicht 
als  passend  erscheinen.  Doch  wird  auch  eine  andere  Auffassung,  wie 
sie  analog  bezüglich  der  Selbständigkeit  der  Gemeindebesteuerung  immer 
mehr  Boden  gefafst  hat,  nicht  einfach  abgewiesen  werden  können. 
Man  wird  innerhalb  gewisser  Staats-  und  gemeiuderechtlicher  Schranken, 
welche  dem  Milsbrauche  korporativer  Steuerzuständigkeit  entgegentreten, 
einer  neukorporativen  Besteuerung  den  sachgemäfsen  Spielraum  offen 
halten,  die  Mitglieder  der  Korporation  zwar  gegen  Steuerüberbürdung 
schützen,  jedoch  die  relative  Selbständigkeit  der  Korporations-,  wie  der 
Gemeindebesteuerung  als  zulässig,  ja  bei  der  Weiterentwickclung  der 
modernen  Korporation  als  das  zu  erstrebende  Ziel  ansehen  dürfen. 
Die  Staats-  und  Gemeindesteuertechnik  würde  hierdurch  wahrscheinlich 
nur  weitere  mittelbare  Stützen  zuverlässiger  Einkommensbesteuerung  ge- 
winnen, wie  umgekehrt  die  Benutzung  der  Anhaltspunkte,  welche  die 
staatlich-kommunale  Einsteuerung  darbietet,  einer  selbständigen  Kor- 
porationsbesteuerung unverkümmert  einzuräumen   wäre. 

Neukorporative  Besteuerung  wird  aber  auch  den  Drang  zu  eigen- 
tümlichen Gestaltungen  in  sich  enthalten  und  dieser  Drang  wird 
seinen  Grund  darin  haben,  dafs  die  fraglichen  Körper  eben  Special-, 
nicht  Universalkorporationen  sind. 

Einmal  wird  die  Korporationsbesteuerung  die  aufsersteuerlichen 
Deckungsmittel  des  körperschaftlichen  Haushaltbedarfes  nicht  einseitig 
zurückdrängen  dürfen. 

Die  anerkannte  Specialkorporation  ist  ein  Glied  öffentlicher  Volks- 
gliederung, an  welcher  auch  die  beiderlei  Universalkörperschaften  ein 
mehr  oder  weniger  hohes  Interesse  haben.  Regelmäfsige  Beiträge 
von  Seiten  des  Staates  und  der  Gemeinde,  kräftige  Ausstattungen 
von  daher  mit  Dotationskapitalen  werden  sich  grundsätzlich  sehr  wohl 
rechtfertigen  lassen.  Er  wird  ferner  die  Bildung  von  Korporations- 
vermögen durch  Stiftungen,  durch  Schenkungen  unter  Lebenden 
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und  von  Todeswegen  zu  fördern  und  dabei  nur  der  wirklich  volkswirt- 
scliaftlich  scliädliclien  Anhäufung  des  Besitzes  zur  toten  Hand  zu  wehren 
sein.  Die  Befugnis  zur  Erhebung  reiner  Gebühren,  wo  solche  den 
körperschaftlichen  Zweck  nicht  gefährdet,  stellt  sich  als  wohlbegründet 
dar.  Wo  die  Specialkörperschaft  einer  Interessentengemeinschaft  sich 
annähert,  sind  auch  innerhalb  der  Special-,  wie  innerhalb  der  Kommunal- 
körperschaft Interesse nteubei träge  am  Platze. 

Soweit  nun  Besteuerung  begründet  und  unerläfslich  ist,  fragt 
es  sich,  wie  weit  indirekte  und  wie  weit  direkte  Besteuerung  ange- 
zeigt erscheint. 

Die  indirekte  Besteuerung  wird  für  die  Haushaltführung  der 
Specialkörperschaften  nur  beschränkte  Anwendung  finden  können.  Die 
Erhebung  von  Aufwandssteuern  ist  so  gut  wie  ausgeschlossen;  aufser 
etwa  bei  den  Kirchensteuern  die  Herbeiziehung  zur  Wohnluxussteuer 
(§  272)  an  Stelle  der  allgemeinen  Einkommensteuer  behufs  gleich- 
mäfsiger  Erfassung  auch  der  nichtortsangehörigen  Kirchengenossen. 
Eher  werden  Gebührensteuern  und  Anteile  an  der  Erbfallbesteuerung 
als  zulässig  gedacht  werden  können. 

In  der  Hauptsache  wird  die  Korporationsbesteuerung  direkt 
sein  und  die  Grundsätze  der  Allgemeinheit  und  der  Verhältnis- 
mäfsigkeit  zu  befolgen  haben.  Aber  auch  hier  ergiebt  das  Wesen 
der  Specialkorporation  Eigentümliches.  Es  ist  nicht  für  alle  Korpo- 
rationen die  Gesamtleistungsfälligkeit  jedes  Mitgliedes  nach  Mafsgabe 
seines  Gesamteinkommens  und  Gesamtvermögens,  welche  .als  Be- 
messungsgrundlage sich  empfiehlt.  Letzteres  wird  nur  bei  Special- 
körperschaften nicht  volkswirtschaftlicher  Art,  welche  den  ganzen 
Mensehen  innerlich  erfassen,  wie  bei  den  Kirchengemeiuden  zuti-effen. 
Bei  den  Wirtschaftskammern  dagegen  wird  nur  der  Teil  der  Gesamt- 
steuerkraft, welcher  aus  dem  von  der  Körperschaft  öffentlich  gepflegten 
Kreise  von  Interessen  volkswirtschaftlicher  Art  hervorgeht,  als  Schlüssel 
zur  Verteilung  der  körperschaftlichen  Steuerlast  angewendet  werden 
dürfen:  das  landwirtschaftliche,  das  gewerbliche,  das  industrielle  Ein- 
kommen und  Vermögen. 

Erfolgt  nun  diese  Sonderbemessung  der  Leistungsfaliigkeit  in  Ge- 
stalt von  Zuschlägen  zu  Staatssteuern,  so  werden  wieder  nicht  die  Er- 
tragssteuern, mit  welchen  Steuergerechtigkeit  überhaupt  nicht  verein- 
bar ist,  sondern  die  betreffenden  Partialen  der  Generalstcuern  zu  be- 
nutzen sein.  Die  Sonderbemessuug  wird  aber  auch  selbständig  und 
autonom,  z.  B.  in  Form  thunlichst  einfacher  Klasseneinsteucrung,  voll- 
zogen werden  können. 

In  der  Regel  werden  die  Korporationssteuern  Repartitionssteuern  sein. 

§  382.  Forfsefning  und  Schlnts.  —  Die  Organisation  und  das 
Verfahren    specialkörperschaftlicher    Besteuerung  wird   zwar  analog 
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Tvie  bei  den  Gemeinwesen,  aber  doch  auch  wieder  eigentümlich  auszu- 
gestalten sein. 

Die  Regierung  (Leitungj  und  die  Verwaltung  können  nur 
den  ordentlichen  Vorständen  und  Amtern  zugesprochen  werden.  Es 
wird  dabei  den  ständigen  Direktions-  und  Verwaltungsorganen  auch 
die  Anlehnung  an  die  Steuereinrichtungen  und  Amter  der  staatlich- 
kommunalen  Besteuerung  frei  gehalten  werden  müssen. 

Die  Steu  erver  willigung  zur  Deckung  des  Bedarfes  der  Special- 
körperschaft wird  dagegen  nicht  der  Vorstandschaft  und  den  Ver- 
waltungsämtern zu  überlassen  sein.  Vielmehr  ist  eine  unmittelbare 
Vertretung  der  steiierzahlenden  Körperschaftsmitglieder  augezeigt 
welche  dem  Körperschaftsregiment  und  der  Körperschaftsverwaltung 
gegenüber  das  Steuerverwilligungsrecht  zu  üben  hat.  Ohne  diese  Ein- 
richtung ergiebt  sich  leicht  ein  dem  Körperschaftsleben  höchst  nach- 
teiliges unverantwortliches  Wirtschaften  von  einseitigen  Richtungen, 
namentlich  wenn  solche  Mifswirtschaft  durch  die  Beschränkung  des 
passiven  Wahlrechtes  (Pfarrgemeinderatswahlen!)  bei  Bestellung  der 
Vorstandschaft  einen  weiten  Spielraum  findet.  Die  Specialkörperschaft 
erheischt  nicht  minder,  als  die  Uni  Versalkorporation  ein  selbständiges 
Vertretungsorgan  mit  dem  Rechte  der  Ausgaben-  und  der  Ein- 
nahmenverwilligung;  die  Vervollständigung  der  Verfassung  der 
Specialkörperschaften  durch  eine  Vertretung  aller  ihrer  Steuerzahler 
kann  nur  anregend  und  belebend  wirken  und  mufs  mittelbar  auf  die 
wünschenwerte  Entwickelung  der  nichtsteuerlichen  Mittel  der  special- 
körperschaftlichen Haushaltführung  hindrängen. 

Sämtliche  Organe  der  Specialkörperschafton  aber  müssen  wie 
diejenigen  der  Kommunalkörperschaften  (§  72)  an  bestimmte,  vom  Staate 
gehütete  Normativbestimmungen  ihres  autonomen  steuerlichen  Waltens 
gesetzlich  gebunden  sein. 


Zweite  Abteilung:     Steuerstatistische  Übersicht   über  den 
gegenwärtigen  Ertrag  der  Besteuerung  in   den  verschie- 
denen Staaten. 

§  383.  Aufgabe  und  BeschränJcung.  —  Das  dritte  Buch  hat  bis 
jetzt  —  in  Ausführung  der  allgemeinen  steuerhstorischen  Grundlegung 
der  „A.  St.  L."  (§§  11,  254,  261,  256—260)  —  dargestellt,  was  steuer- 
geschichtlich wurde.  Die  Aufgabe  dieser  zweiten  Abteilung  wäre 
es,  vollständig  darzustellen,  was  und  wie  der  Stand  des  Steuer- 
wesens in  der  Gegenwart  ist.  Allein  diese  Aufgabe  ist  einerseits  be- 
reits im  1.  und  2.  Buche  gelöst,  was  das  positive  Steuen-echt  unserer 
Zeit  im   einzelnen  betrifft.     Andererseits  ist  die  Beschreibun2:  des 
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ganzen  positiven  Steuerwesens  der  Gegenwart,  was  Regierung-,  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung  betrifft,  an  dieser  Stelle  ausgeschlossen.  Wir 
beschränken  uns  hiernach  auf  eine  steuerstatistisebe  Überschau 
des  Ertrages  der  Steuern,  nach  den  neuesten  Staatsvorauschlägeu  und 
Rechnungsabschlüfsen  (IS9196).  Auf  diese  Weise  wird  sich,  wenn 
man  sich  an  die  systematische  Gliederung  der  Steuern  der  einzelnen 
Länder  hält,  in  einem  geordneten  Zahlenhauptbilde  zusammenfassend 
und  abschiefsend  der  Gesamtstand  des  Steuerwesens  der  Gegenwart 
zur  Anschauung  bringen  lassen.  Dieses  Hauptbild  hat  auch  den  Zweck, 
verschiedene  Zahlenangaben,  welche  da  und  dort  nicht  nach  dem 
neuesten  Stande  zu  machen  waren,  bis  zur  unmittelbaren  Gegenwart 
weiterzuführen. 

Der  Leser  ist  mit  Hilfe  des  nächstgelegenen  Bureau  der  allgemeinen  oder 
der  Finanz-Statistik,  sowie  an  der  Hand  der  jährlichen  finanzstatistischen  Über- 
sichten des  ..Gothaischen  Kalenders**  in  den  Stand  gesetzt,  leicht  und  rasch 
neuere  und  neueste  Zahlen  für  die  nächstkommende  Entwickelung  zu  gewinnen. 

Gleichmsifsig'keit  der  Darstellung  ist  nicht  ganz  zu  erreichen,  da  (vergl.  §  3) 
der  Budgetsprachgebrauch  der  verschiedeneu  Länder  nicht  übereinstimmt,  und  ebenso 
wenig  TollstUndigkeit,  da  die  Mitteilung  der  finanzstatistischen  Daten,  namentlich 
derjenigen  der  kommunalen  und  der  specialkörperschaftlichen  1-inanzstatistik.  noch 
sehr  lückenhaft  ist. 

§  384.    /.  Deutschem  Reich  und    Oesterreich- Ungarn. 
A.  Deutsches  Reich. 

1.  Reichshaushalt    inach   dem    Voranschlage    für    1896/97}    in 

Mill.  M.: 
Zölle  und  Verbranchssteuern:  634,66.5. 

Zölle  allein  356,098. 

Verbrauchssleucrn:    Tabaksteuer  1 1,191  Zuckersteuer  SO,  Salzsteuer  44,540, 
Branntweinsteuer  117,025  (darunter  Yerbrauchsabgabe 
99,055),  nicht  gemeinschaftlich:  Brausteuer  25,746. 
Reichsstempelabgaben :    54,6. 

Spielkartenstempel  1,32S,  Wechselstempel  S,230;  Stem- 
pelabgabe   für    Wertpapiere,    Kaufgeschäfte   etc.    und 
Lotterielose  zus.  51,082,  Statistische  Gebühr  773500  M. 
Der    wirkliche    Ertrag   der   Zölle  von  1893/94  für  Getreide,  Hülsen- 
früchte und  Malz  99  Mill.  M..  also  mehr  als  26  Prozent  des  Zollgesamt- 
betrages.    Petroleum  13  Prozent,  Kaffee  12  Prozent. 
Matrikularbeiträge:  410,6  Mill.  M. 
Übenveisnngen :  3S7,4  Mill.  Mk. 

2.  Land  er  haus  halte  in  Mill.  M.: 

Direkte  Steuern.  Indirekte  Steuern. 

68,022 


11,13S 

79,224  (Bier) 
2,396 


Preufsen  (1895/96) 

161,554 

(Einkommensteuer 

122 

Ergänzungssteuer) 

31) 

Baden 

12,620 

Bayern 

30,656 

Hessen 

9,700 
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Direkte  Steuern.  Indirekte  Steuern. 
Kgr.  Sachsen                   28,016  28,817 

Württemberg:  15,780  14,600 

Elsass-Lothringeu  11,915  29,013 

B.  Oesterreich-Ungarische  Monarchie  (1895j: 

1.  Reichsratsländer: 

Direkte  Steuern  112092000  Fl.:  Grundsteuer  35  300  000,  Gebäudesteuer 
33  796  000  (darunter  2  200  000  Sprozentige  Abgabe  vom  Ertrage  steuerfreier  Gebäude), 
Erwerbssteuer  12  000000,  Einkommensteuer  29900  000  Fl. 

Indirekte  Steuern  347316420  Fl.:  Zölle  45  324  880,  Verzehrungssteuer 
112  374  870  (Bier  3 1 500  OOU,  Branntwein  33  OOO  000,  Wein  u.  Most  5  200  OuO,  Schlachtvieh 

6  690  000,  Zucker  25  060  000.  Anderes  7  210  000  Pachtungen  [Linienverzehrungssteuer] 
3  031100,  Verschiedenes  683  770),  Salzmonopol  21575110,  Tabakmonopol  89353550, 
Stempel  21289  500,  Gebühren  von  Rechtsgeschäften  38376  000,  Lotto  16  440  000, 
Mauten  1101910,  Punzierung  (Edelmetall-W. -Garantiestempel)  330  600,  Besondere 
Abgaben  vom  Getränkehandel  1  150  000. 

2.  Ung-arn: 

Direkte  Steuern  97  684  000  Fl.:  Grundsteuer  34  306  000,  Gebäudesteuer  10  960  000, 
Erwerbssteuer  20  960  000,  Steuer  von  den  Gesellschaften  mit  obligater.  Rechnungs- 
ablage  2712  600,  Kapital-  und  Eentensteuer  4285  400,  Einkommensteuer  16200000, 
Bergwerkssteuer  100  000,  Transportsteuer  5  760  000,  Militärtaxe  2  400000. 

Indirekte  Abgaben  172718011  Fl.:  Konsumsteuern  70364000  (Bier  6090000, 
Branntwein   40  094  000,    Wein   und   Most  7  500  000,    Schlachtvieh   3  300  000,    Zucker 

7  250  OOO,  Petroleum  etc.  6130  000),  Zölle  454478,  Salzmonopol  15  395  982,  Tabakmono- 
pol 52090391,  Stempel  12782000,  Gerichtsgebühren  19030000,  Lotto  2511200, 
Mauten    34  000,  Punzierung  50  960. 

§  385.    IL  Frankreich,  Orofsbritannieyi  (1894/96). 
Frankreich  ohne  Algerien: 
Direkte  Steuern  samt  Zuschlägen :  Indirekte  Steuern: 

Mill.  Frs.  Mill.  Frs. 

Zusammen 474,1  Zusammen : 2556 

Grundsteuern  (darunter  Gebäude-  Enregistrement 531,1 

Steuer  80,9) 118,6  Stempel 188,4 

Personal-  und  Mobiliarsteuer    .      90,4  4  Proz.  Mobiliarwertsteuer  .    .       66,2 

Thür-  und  Fenstersteuer.     .     .      58,4  Zölle 446,0 

Gewerbesteuer 125,5      Getränkesteuern: 

Wein-  und  Obstmost  ....     168,9 

Branntwein 259,9 

Bier 22,5 

Eisenbahntransportsteuer    .     .     .      50,7 

Zucker 196,4 

Monopole  i  Tabak  376)    ....     416,0. 
Über  die  Zunahme   der  Steuern  Frankreichs  im  19.  Jahrhundert  vergl.  §   377. 
Taxes   assimile'es.      Dreizehn   der    direkten    Besteuerung  gleichgestellte    daher 
sog.  assimilierte  Abgaben  tragen  47  Mill.  Frs. 

Im  Enregistrement  mit52S  Mill.  Frs.  Gesamtertrag  kommen  aus  dem  entgeltlichen 
Besitzübergange  unter  Lebenden  157,3,  dem  unentgeltlichen  (Schenkungsstempel)  22,7, 
dem  Erbgang  [inulalions  fur  deces)  194  Mill.  Frs. 

Grofsbritannien  (brutto,  in  Pfd.  Sterling)  für  1894/95: 
Zölle  20  600029:    tabak  10608934,  Spirituosen  4408391,  Thee  3  594354,  Wein 
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I  144853,  Korinthen  110177,  Rosinen  217  045,  Kaffee  173  260,  Cichorien  5S185,  Kakao 
119385,  Früchte  09  946.  Andere  Artikel  5  676,  Verschiedene  Einnahmen  der  Zollver- 
waltung 4 1  925,  Zollertrag  der  Insel  Man  47  898. 

Accise31  132  381:  Spirituosensteuer  16  449111,  Malzsteuer  10  654636,  Brauerei- 
licenz  13  658,  Spirituosenlicenz  1 1  319,  Cichoriensteuer  1522,  Kaffeesteuer  2108,  Tabak- 
licenz  6489,  Andere  Licenzen  3  725  803,  Strafgelder  7040,  Abgaben  von  Eisenbahn- 
fahrbilleten  260  695. 

Stempelsteuer  (brutto)  16961153:     Kontrakte,   Urkunden  2  957  460,   Erbsteuer 

I I  024211,  Seeassekuranzen  136  899,  Quittungsstempel  1  209  188,  Wechselstempel  631  919, 
Banken  121748,  Licenzen,  Certitikate  166943,  Spielkarten  19561,  Apothekerwaren 
235  254,  Lebensversicherung  58132,  Sonstiges  399  838. 

Grundsteuer  1042403,  Hausstcucr  1463190,  zusammen  2  505  593. 
Eiukonimeusteuer  (brutto)  16  335209: 


Sched.  A.  vom  unbeweglichen  Vermögen     .     .     . 

B.  von  Pachtungen  etc.      : 

C.  ,     Renten  und  Dividenden  etc.      .     . 

D.  „     Gewerben  und  Handel      .     .     .     . 

E.  „     Einkommen  aus  öffentl.  Ämtern  etc. 


4  752  224 
189  258 
1  257  539 
8  352  451 
1097  890 


§  386.    111.  Andere  west-  und  mitteleuropäische  Staaten. 

Italien  (Voranschlag  für  1895/96  in  Lire): 

Direkte  Steuer«  481  583  300 :  Grundsteuer  106  400  000,  Gebäudesteuer  87  000000, 
von  den  Einnahmen  vom  Mobilienbesitz  2S*>  183  300. 

Verkehrssteuern  215  607  000:  Erbschaftssteuer  41  üOOOOO,  von  den  Einkünften 
der  toten  Hand  6300  00",  Einregistrierung  58  000  OOo,  Stempelsteuer  70  000  000,  Kon- 
sulargebühren  750  000,  von  den  Banken  und  Handelskompanien  9  500  000,  Hypotheken- 
gebühren 5  300  000,  verschiedene  Konzessionen  6  300  000,  Taxe  auf  Erträgnisse  der 
Eisenbahnen  18  457  000. 

Terbrauclissteueru  und  Monopole  655  050  000:  Zölle  235  000  000,  Konsumsteuer 
52  050  000,  Tahakmonopol  192  000  000,  Salzmonopol  71  500  000,  von  der  Fabrikation  von 
Spiritus,  Bier,  kohlensaurem  Wasser,  Schiefspulver,  Zucker  etc.  39  500  000,  vom  Lotto 
65  000  000  Lire. 

Portugal  (in  Milreis;  1  Milreis  =  4,45  M.)  für  1893—94: 
Direkte  Abgaben  11020  430:  Abgaben  der  Banken  163  300,  Gewerbesteuer 
1  170  000,  Haussteuer  508100,  Grundsteuer  3  107  000,  Zinsensteuer  432  800,  Abgabe 
von  Gnadenbewilligungen  303  000,  Sportein  255  950,  Rentensteuer  4  556  000,  Schul- 
gelder etc.  163  800.  Andere  Abgaben  355480;  Einregistrierung  2002000,  Stempel 
1504500,  Lotterie  280000.  Indirekte  Abgaben  20476860:  Tonnengelder  210700, 
Konsumsteuer  in  Lissabon  2122  500,  Ausfuhrzölle  380  400,  Einfuhrzölle  15  299  600, 
Abgabe  von  Eisenbahnfahrkarten  215  000,  Weinsteuer  106  800,  Fischereisteuer  148  lOO, 
Alkoholsteuer  400  000,  Ergänzungszölle  103  300,  Real  de  agua  (Wein-  und  Fleisch- 
steuer) 1  114500,  Zündhölzchensteuer  260  000.  Andere  Abgaben  115  960.  Zuschlag- 
Steuern  1725  800. 

Spanien  (in  Pesetas;  1  Peseta  =  80  Pfennige)  für  1894/95: 
Direkte  Steuern  291423473;    Indirekte  Steuern:   Branntweinsteuer,  Zucker- 
steuer, allgemeine  Verzehrungssteuer  und  Zölle  281768000  Stempel  und  Staatsmono- 
pole (Tabakmonopol,  Zündhölzchenmonopol)  129  940  000. 

Dänemark  (in  Kronen;  1  Krone  =1,125  M.)  für  1893-94: 
Direkte  Steuern  9  974  564,  Indirekte  Steuern  40  044  420,   Überschufs  der  Lotterie 

1029  306. 
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Belgien  (in  Frs.  brutto)  für  1895: 

Direkte  Steuern  51905  000:  (Grundsteuer  24  955000,  Personalsteuer  19250000, 
Gewerbesteuer  6  900000,  Grundzinsen  von  Bergwerken  SOOOOO;  ludirekte  Steueru: 
Eingangszölle  25840  570,  Konsumtionsabgaben  42  247  409  (auf  ausländische  Weine 
3251500,  auf  inländ.  Branntwein  23841359,  auf  Bier  und  Essig  10  112050,  auf 
Zucker  4192500,  auf  Tabak  850000),  Registerabgaben  etc.  50935000  (Registrierung 
24410000,  Erbschaftssteuer  19  525000,  Stempel  6  050  000,  Strafen  etc.  950000),  Pun- 
zierung,  Verschiedenes  443000. 

Niederlande  (in  liolländ.  Grulden)  für  1S95: 

Direkte  Steuern  35  015  000:  Grundsteuern  11910000,  Personalsteuern  11712000, 
Vermögenssteuern  6  870  000,  Erwerbssteuer  4523  000;  Indirekte  Steuern  42  395  000: 
Spirituosen  26400  000,  Anderes  15  995  000,  Enregistrement,  Erbsteuern,  Stempel  etc. 
19815000,  Zölle  811250. 

§  387.  IV.     Ost-  und  südosteuropäische  Staaten. 

Russlaud  (in  Eubeln)  für  1895: 

Direkte  Steuern  101557788:  G-. Steuer  47b69688,  Handelspatente  40596100, 
5proz.  Kapitalrentensteuer  13  092  000. 

Indirekte  Steuern  584  170741 :  Zölle  148  029000,  Konsumtionssteuern 372 559 041 
(Getränkesteuer  277940439,  Tabaksteuer  31760  102,  Naphthaöle  17055300,  Rüben- 
zuckersteuer 39  286  500,  Zündhölzchensteuer  6  516  700),  Gebühren  63  582  700  (Stempel 
27354810,  Eintragungs-  und  Erbscbaftsgebühren  17  685 UOO,  Pässe  2600000,  Eisenbahn- 
passagier- und  Eilgutsteuer  7  300  000,  Abgaben  von  den  Feuerversicherungen  2  250  000, 
Verschiedene  Abgaben  6393  890. 

Rumänien  (in  Lei;  1  Leu  =  80  Pfennige)  für  1895/96: 

Direkte  Steuern  32  390  000,  Indirekte  Steuern  6  341000,  Staatsmonopole 
48  700000. 

Serbien  (in  Dinaren,    1  Dinar  =80  Pfennige)  für  1895: 

Direkte  Steuern  20  544  600,  Zölle  6000  000,  Verzehrungssteuer  4  082  000,  Gerichts- 
sporteln  2  360  000,  Monopole  15  940  000. 

Bulgarien  (in  Lei)  für  1895: 

Direkte  Steuern  35  471100  Zölle  und  Verbrauchssteuern  35  032  000. 

Griechenland  (in  Drachmen;  1  Drachme  =  80  Pfennige)  für  1895: 

Direkte  Steuern  20  OüO  908,  Verbrauchssteuern  30  798  000,  Zölle  und  andere  Ge- 
bühren 18  061  730,  Monopole  11  373  250,  Einkünfte  von  Besitzungen  3  644  560. 

§  388.     V.  Amerikanische  Staaten,  Australien,  Kolonieen. 
Amerikanische  Union  (in  Dollars)  für  1893/94: 
Zölle  131818531:  Lebensmittel  und  Vieh  9965776,  Rohstoffe  6  337  615,  Halb- 
fabrikate   19  920  035,    Fabrikate  50  200  927,    Luxuswaren  42457  516,    Verschiedenes 
2936662.     Innere  Steuern    147  111233:     Spirituosen  79  899647,    Tabak   28617899, 
Gegohrene  Getränke  30  834  674,  Verschiedenes  7  759  013. 

Mexico  (in  mex.  Silber-Dollars;  1  Dollar  =  2, 13  M.)  für  1895/96: 
Einnahmen   44747  000:    Zölle    204ii5000,    Föderale    Accise    1650000,    Direkte 
Steuern  1 460  000,  Posten  und  Telegraphen  1775  000,  Münzstätte  1100  000,    Stempel- 
steuer   15  624000,    Gehaltssteuer   1050  000,    Verschiedenes    1613000. 

Argentinische  Republik  (in  Peso  Gold;  1  Peso  =  4  M.  und 
Peso  Papier,  1  Peso  =  1,12  M.)  für  1895: 

Einnahmen  in  Peso  Gold  31073400.  Zölle  27  800000,  Lagergebühren  700  000, 
Leuchtfeuergelder,  Hafenabgaben  etc.  990000,  Konsulargebühren  1 10  000, Verschiedenes 
1  473400,EinnahmeninPeso  Papier  24390:  Direkte  Steuern  1  600000,  Innere  indirekte 
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Abgaben  6690000,  Stempelgebühren  5000000,  Patente  1600000,  Post  und  Tele- 
graphen 3  170  000,  Päseubahnen  1  455  000,  Verschiedenes  4875  000. 

Guatemala  (in  Pesos)  für  1895/96: 

Zölle  6  706  000,  Steuern  etc.  1  530  OOO,  Monopole  3  670  000.  Ü  brige  Einnahmen  276  000. 

Kanada  (Brutto,  in  Dollars)  für  1893/94: 

Zölle  198114,  Accise  .S810S9,  Andere  Einnahmen  534302. 

Australien  (in  Pfd.  Sterl.)  für  1894/95: 

Zölle  7  706082,  Andere  Steuern  2  990  559,  Kronländereien  3  999  670. 

Ändere  überseeische  Kolonien  Europas.  Bei  dieser  Gruppe, 
welche  durch  ein  Hervortreten  der  Zolleinnahmen,  auch  der  Ausfuhr- 
zölle, charakterisiert  wird,  ist  nicht  zu  übersehen,  dafs  in  den  eiTeich- 
haren  Budgets  die  Abgaben  an  die  Partikularsteuergewalten  (Lokalab- 
gaben) nicht  blols  äufserlich  zurücktreten,  sondern  auch  der  besonderen 
Ermittelung  neben  den  Centralsteuern  sich  in  der  Hauptsache  entziehen. 

Britisch-Ostindien  (in  Mill.  10  Rupien)  für  1896,97: 

Bruttoeinnahmen:  Grundsteuer  26,8,  Opiumsteuer  6,8,  Salzmonopol  8,7,  Stempel- 
steuer 4,7,  Accise  5,7,  Provinzialsteuern  3,5,  Zölle  4,4,  Licenzen  170  000,  Einregistrie- 
rung  104000,  Tribute  70  000. 

Niederländisch-Ostindien  (in  Gulden)  für  1895: 


Einnahmen 


In  d.  Niederl.i    In  Indien.      Zusammen 


12  659863 

9  166000 

21  825863 

143550 

— 

143550 

5325137 



5  325137 

— 

17  668000 

17  668000 

— 

15  235000 

15  235000 

— 

17  164250 

17  164250 

— 

8  557000 

8  557000 

Verkauf  von  Kaffee 

^    Chinarinde     .     .     . 

,.  ,,    Zinn 

Verpachtung  des  Opiumertrages 

Zölle 

Zehnten  (Grundsteuer)   .... 

Salzsteuer 

§  389.    Japan,  China,  Türkei: 
Japan  (in  Yens;   l  Yen  =  4  M.)  für  1894/9.i: 

Steuern  66  676136:  Zölle  4550655,  Grundsteuer  38 693966,  Einkommensteuer 
1083196,  Steuern  auf  die  durch  Gärung  gewonnenen  Getränke  (Branntwein,  Sake 
etc.)  15  563991,  Tabaksteuer  1835169,  Stempel-,  Poststempel-,  Patentsteuer,  Gebüh- 
ren etc.  4  949159. 

China»)  (in  Hail(uan  =  Taels;  1  Haikuan  =  Tael  =  4,75  M.)  für  1894: 
Eint'uhrzölie  6546  299,  Ausfuhrzölle  8  820  012,  Küstenhandel  1203  458,  Tonnen- 
gelder 479635,  Transitzölle  423  89»,  Opiumsteuer  5  050  303,  zusammen  22  523  605. 
Türkei  (in  türk.  Pfund;  1  Pfd.  =  18,44  Reichsmark)  für  1893/94: 
Einnahme  aus  indirekten  Abgaben  (Spirituosen-,  Salz-,  Stempel-,  Fischerei-  und 
Seide-Steuer)  1  104605,  Tabakregie  787  084,  Tabakzehnt  95  359,  Ostrumelischer  Tribut 
152  026,    Einnahme   von    Cypern    102596,    Vom    persischen    Tabakzoll    50000,    zu- 
sammen 2  291 670. 

Aegypten  (in  ägypt.  Pfund)  für  1895: 

Direkte  Steuern  5000  000,  Indirekte  Steuern  2  266000:  Zölle  780000,  Tabak 
870  000,  andere  Steuern  616000. 

I)  Die  im  Inlande  erhobenen  Transit- Verbrauchsabgaben  („Likin"-Abgaben)  sind 
nicht  genau  bezifferbar,  ebensowenig  die  Provinzialeinn ahmen  für  Provinzialausgaben, 
die  nicht  bekannt  sind. 
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Dritte  Abteilung.     Die  Aufgaben  der  Steuerpolitik 
in  der  Gegenwart. 

1.  Kapitel.    Die  Bedeutung  der  Steuerpolitik. 

§  390.  Die  Bedeutung  der  Steue?yolitih  —  Überblickt  man  die 
lang-e  Kette  der  Steuererscbeinungen  vom  Ende  der  Volkszeit  an  bis 
zar  Gegenwart,  wie  dieselbe  in  diesem  dritten  und  letzten  Buche  vor 
dem  Auge  des  Lesers  vorüberg-eglitten,  so  ist  ein  gewaltiger  Weg  un- 
aufhörlicher Entwickelung  im  Steuerwesen  zurückgelegt  worden,  und 
zwar  von  den  verschiedenen  Völkern  in  jeder  Epoche  der  Staats-  und 
derVolkswirtschaftsgeschichte  in  ziemlich  gleichmäfsigerund,  wie  wir  da- 
her annehmen  dürfen,  in  einer  entwickelungsgeschichtlich  gesetz- 
mäfsigen  Weise. 

Ist  denn  aber  schon  das  Letzte  und  Höchste  erreicht?  Haben  wir  es 
schon  so  „herrlich  weit  gebracht",  dafs  uns  zu  thun  fast  nichts  mehr 
übrig  wäre?  Diese  Frage  hat  die  bisherige  Darstellung  im  ganzen 
wie  im  einzelnen  bereits  verneinen  müssen.  Wir  sind  über  die  steuer- 
geschichtliche Frühzeit  des  modernen  Staates  rascher  hinausgekommen, 
als  die  früheren  Zeitalter  sich  über  ihre  Ausgangspunkte  hinaus  fort- 
gebildet haben.  Wir  sind  aber  so  wenig  fertig,  als  es  die  früheren 
Zeitalter  in  ihrer  Weise  gewesen  sind.  Alles  ist  in  weiterem  Flusse, 
zum  Teil  in  gewaltiger  Strömung  und  in  starker  Umwälzung  begriffen. 
Daher  genügt  es  nicht,  beim  steuergeschichtlichen  Thatbestande,  wie  er 
bis  zum  Schlüsse  des  19.  Jahrhunderts  erwachsen  ist,  stehen  zu  bleiben. 
Es  gilt  weiter  die  Betrachtung  dessen,  was  jetzt  und  demnächst  im 
Steuerwesen  werden  kann  und  soll,  d.  h.  die  Steuerpolitik. 

Diese  steuerpolitische  Betrachtung  ist  für  das  Einzelne  durch  das 
«rste  und  zweite  Buch  ebenfalls  bereits  gepflogen.  Erforderlieh  ist  nur 
noch  eine  zusammenfassende,  die  steuerpolitischen  Aufgaben  konzen- 
trierende Betrachtung  im  ganzen.  Das  aber  wird  am  besten  im  An- 
schlüsse an  die  im  §  57  ff.  aufgestellten  obersten  Gesichtspunkte  der 
Steuerkritik  und  Steuerpolitik  geschehen. 

2.  Kapitel.    Die  Hauptaufgaben  deutscher  Steuerpolitik  nach  den 
obersten  Grrundsätzen  der  Besteuerung. 

§  391.  Ächterlei  Aufgaben.  I.  Mit  Rücksicht  auf  die  Zu  läng - 
lichJceit  des  Steuersystems.  —  Man  wird  nicht  wohl  sagen  können, 
dafs  ein  Reich,  wie  Deutschland,  welches  binnen  zwanzig  Friedens- 
jahren zwei  Milliarden  Mark  untilgbarer,    aber  nach  richtigen  Grund- 
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Sätzen  („A.  St.  L.",  §  162)  tilgimgsbeclürftiger  Schulden  für  begründete 
Bedarfe  gemacht  hat,  der  Zulänglichkeit  seines  Steuersystems  sich  be- 
reits erfreue.  Um  so  weniger,  als  auch  die  Länder  und  die  Gemeinden 
an  finanzieller  Ebbe  bei  dennoch  empfundenem  Steuerdrucke  leiden. 
Die  Einzelbetrachtung  der  verschiedenen  Hauptzweige  des  deutschen 
Steuersystems  hat  aber  auch  schon  ergeben,  dafs  letzteres  durchaus 
einer  die  Zulänglichkeit  ohne  Steuerdruck  sichernden  Um-  und  Fort- 
bildung fähig  ist. 

//.  Die  Aufgaben  der  Steuerpolitik  mit  Rücksicht  auf  die  Be- 
weglichkeit und  die  Elastieität  des  Steuersystems.  —  Was  die 
obersten  Gesichtspunkte  der  Beweglichkeit  und  der  Elastieität  betrifft, 
so  ist  durch  die  Einführung  der  direkten  Geueralsteuern  ein  grofser 
Fortschritt  gemacht  worden  (§  101  ff.).  —  Sachsen,  dann  Preufsen  sind 
dabei  bahnbrechend  vorangegangen,  abgeschlossen  ist  aber  diese 
Seite  der  Reform  des  deutschen  Gesamtsteuersystems  auch  nicht  bei 
weitem.  Die  wenig  elastischen  Ertragssteuern  sind  in  der  Mehrzahl 
der  deutschen  Staaten  nicht  einmal  als  Staatssteuern  beseitigt,  in  der 
Gemeindesteuerung  fehlt  die  Umbildung  derselben  zu  Partialen  der 
direkten  Generalsteuern  noch  gänzlich ;  hiemit  liegt  eine  weitere  ge- 
waltige Aufgabe  der  Steuerpolitik  auch  in  Deutschland  zur  Lösung 
vor.  Bei  dieser  Lösung  wird  nicht  blofs  auf  die  Umbildung  der  Er- 
tragssteuern zu  mäMgen  und  daher  bei  einiger  Finanznot  steigerungs- 
fähigen Generalsteuern,  sondern  auch  darauf  zu  achten  sein,  dafs  gleich- 
sehr  in  Staat  und  Gemeinde  nicht  eine  die  Beweglichkeit  der  direkten 
Besteuerung  angi-eifende  Überspannung  der  direkten  Steuersätze  (§  26) 
stattfinde,  dafs  vielmehr  die  in  Deutschland  noch  sehr  entwickelungs- 
fähigen  indirekten  Steuern  ebenfalls  als  Träger  der  Beweglichkeit  und 
Ertragselasticität  des  Steuersystems  besser  ausgebildet  werden  (§  327). 

Auch  A.  Wagner  hält  selbst  die  «A.  T.  St.*'(§§  119  f.)  für  eine  fertige  Leistung 
nicht,  indem  er  (Ergänzungsheft  S.  166)  bemerkt:  ..Bei  ihrem  niedrigen  Steuer- 
fufse,  ihrem  demgemäfs  niedrigen  Ertrage,  einstweilig  wenig  über  1  M.  auf  den  Kopf, 
bei  ihrer  in  Folge  des  leidigen  Fehlens  der  Deklarationspfiicht  doch  nicht  genügend 
gesicherten  richtigen  Veranlagung,  bei  ihrer  Beschränkung  auf  das  rentable  Ver- 
mögen unter  Ausschlufs  des  Gehrauchs-  und  Nutzvermögens,  worin  eine  Begünstigung 
der  reicheren  Klassen  liegt,  bei  ihrem  proportionalen,  statt  zu  verlangenden  pro- 
gressiven oder  wenigstens  degressiven  Steuerfufse  kann  diese  Steuer  ihre  Aus- 
gleichungsfunktion noch  nicht  befriedigend  ausüben.  Mängel,  welche  durch  die 
bessere  Einrichtung  der  Einkommensteuer  zwar  gemindert,  aber  nicht  genügend  be- 
seitigt werden.  Um  so  mehr  wird  immer  wieder  an  eine  Reform  der  Erbschaftssteuer 
zu  denken  und  diese  Steuer  am  besten  wieder  als  Reichssteuer,  wenigstens  in  der 
für  die  Einkommensteuer  bereits  als  wünschenswert  bezeichneten  Weise,  einzurichten 
sein,  80  dafs  sie  im  ganzen  Reiche  mit  zur  Verteilung  von  Reichslasten  einen  Re- 
partitiousschlüssel  abgäbe,  wenn  es  auch  den  Einzelstaaten  wieder  überlassen  bliebe, 
die  danach  auf  sie  fallende  Quote  der  Eeichslasten  und  eventuell  weitere  eigene 
Lasten  nach  ihr  oder  auf  andere  Weise  zur  Deckung  zu  bringen." 
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III.  Die  Aufgaben  der  Steuerpolitik  hi  d e eleu  ngs System atlscliev 
Hinsicht.  —  Deutschland  ist  m  der  g-lücklichen  Lage,  die  domanialen 
Deckungsmittel  in  dem  nach  §  28  geforderten  Umfange  gewahrt  und 
weiter  entwickelt  zu  haben.  Dennoch  wird  die  Finanzpolitik  nicht 
unbesorgt  die  Hände  in  den  Schofs  legen  dürfen,  damit  die  Steuern 
nicht  zu  einseitig  das  Hauptdeckungsmittel  werden.  Selbst  eine  neue 
zeitgemäfse,  der  Agrarpolitik  als  Mittel  dienende  Ausdehnung  des  Er- 
trages der  Felddomänen  hat  sich  als  eine  Möglichkeit  aufgedrängt 
(„A.  St.  L,",  §  149).  Eine  wesentliche  Steigerung  der  reinen  Ge- 
bühren in  der  Gliederung  des  Gesamtdeckungssystems  haben  wir  da- 
gegen nicht  wünschenswert  gefunden. 

lY.  Die  Aufgaben  der  Steuerpolitik  in  steuersystematiseher 
Hinsicht.  —  Man  hat  nach  §  58,  Z.  4  teils  auf  die  richtige  Wahl  der 
Objekte  nach  ihrer  absoluten  und  relativen  Steuerbarkeit  teils  auf  die 
richtige  Verknüpfung  der  direkten  mit  der  indirekten  Anfassung  der 
Steuerobjekte  sowie  der  einzelnen  Arten  direkter  und  indirekter  Be- 
steuerung mit  einander  zu  achten. 

Das  eine,  die  richtige  der  absoluten  und  relativen  Steuerbarkeit 
angemessene  Wahl  der  Objekte,  läfst,  wie  wir  vielseitig  zu  zeigen  ver- 
anlafst  gewesen  sind,  auch  in  Deutschland  noch  sehr  viel  zu  wünschen 
übrig.  Höchst  taugliche  Objekte  der  direkten  Besteuerung  in  der 
Ertragsbesteuerung  wie  die  Nutzungen  der  beweglichen  Nutzkapi- 
tale sind  überhaupt  nicht  getroffen  oder  zu  schlaff  angefafst.  Die 
Auswahl  und  Anfassung  der  Objekte  nach  Mafsgabe  der  Steuerbarkeit 
läfst  sich  beim  Charakter  der  Ertragsbesteuerung  überhaupt  nicht  ge- 
winnen (§  65).  Allein  selbst  die  direkten  Generalsteuern  erfassen 
ihre  zugehörigen  Objekte  nicht  einmal  vollständig,  geschweige  ver- 
hältnismäfsig,  insbesondere  entschlüpft  das  bewegliche  Nutzkapital 
der  allgemeinen  Vermögenssteuer  in  beträchtlichem  Umfange.  Die 
letztere  erscheint  nicht  genügend ;  solange  eine  allgemeine  Besteuerung- 
des  Gebrauchsluxus  in  der  Funktion  der  Ergänzung  der  direkten  Be- 
steuerung Ausbildung  nicht  findet,  kann  das  bewegliche  Vermögen  und 
das  Nutzungseinkommen  daraus  überhaupt  nicht,  geschweige  denn  ver- 
hältnismäfsig  belastet  werden  (§  262). 

Noch  viel  gröfsere  Unvollständigkeit  und  noch  stärkere  Abweichung 
vom  Verhältnisse  der  Steuerbarkeit  der  Objekte  findet  sich  bei  der 
ganzen  in  unserem  Sinne  indirekten  Besteuerung.  Die  Besteuerung 
des  Gebrauchsluxus  fehlt  noch  ganz.  Die  Verbrauchsbesteuerung 
trifft  die  steuerbarsten  Artikel,  wie  Wein,  Tabak,  wohl  auch  einen 
Teil  der  Kolonialwaren  ungenügend,  wogegen  sie  so  wenig  steuerbare 
Artikel  wie  fremdes  Getreide,  Petroleum  einer  durch  nichts  zu  recht- 
fertigenden hohen  Belastung  unterzieht,  die  ihre  vermeintliche  Schutz- 
wirkung weder  wirklich  erreicht,  noch  (vergl.  §  394)  je  erreichen  kann. 

33* 
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Die  Erbscbaftsbesteuerung  hat  (vergl.  §  331)  die  ihr  von  rein  steuer- 
politischem Standpunkte  zuzuweisende  Bedeutung  im  deutschen  Steuer- 
system —  im  Gegensatze  zu  England,  Frankreich,  Oesterreich,  Italien  — 
noch  bei  weitem  nicht  en-eicht,  wogegen  man  in  der  übrigen  Be- 
reicherungsbesteuerung, namentlich  in  derjenigen  der  Rechtsgeschäfte, 
eher  schon  zu  weit  geht,  jtingsthin  jedenfalls  viel  zu  weit  gehen  wollte 
und  bei  einzelnen  Yerkehrssteuern ,  wie  denjenigen  vom  Immobiliar- 
besitzwechsel noch  immer  an  überlieferten  Übertreibungen  festhält. 

Auch  das  andere,  die  richtige  Verknüpfung  der  direkten  mit 
der  indirekten  Besteuerung  und  wieder  der  einzelnen  Arten  in  der 
direkten  und  der  indirekten  Besteuerung  miteinander,  ist  ein  Ziel, 
welches  von  der  deutschen  Politik  erst  sehr  unvollkommen  erreicht 
ist.  Das  richtige  Verhältnis  zwischen  direkter  und  indirekter  Be- 
steuerung überhaupt  ist  auch  in  Deutschland  kaum  schon  gewonnen. 
Die  Unverhältnismäfsigkeit  liegt  —  im  Gegensatze  zu  Frankreich  — 
bis  jetzt  weniger  auf  Seite  der  direkten  als  auf  Seite  der  indirekten 
Besteuerung,  wenigstens  insofern,  als  die  steuerbarsten  Objekte  der  in- 
direkten Besteuerung  unverhältnismäfsig  geschont  und  teilweise  ganz 
vernachlässigt  sind. 

Innerhalb  der  direkten  Besteuerung  haben  wir  die  Ertragssteuern 
selbst  im  Staats-,  geschweige  im  Gemeindesteuersystem  eine  ungebühr- 
liche Stellung  bis  jetzt  behaupten  sehen;  die  Generalsteuern  sind  erst 
in  der  Entwickelung  begriffen.  Innerhalb  der  indirekten  Besteuerung 
fehlt  es  sowohl  bezüglich  der  Bereicherungssteuern  gegenüber  den 
Aufwandssteuern,  als  bezüglich  der  Verbrauchs-  und  Gebrauchs- 
steuern gegeneinander  in  leidigem  Mafse  an  Vollständigkeit  und  Ver- 
hältnismäfsigkeit,  wie  wir  vielseitig  nachgewiesen  zu  haben  glauben. 

V.  Die  Aufgaben  der  Steuerpolitik  mit  EücJcsicht  auf  die  Steuer- 
zuständigTceit  —  Die  vier  Grundsätze  für  die  Verteilung  der  Ge- 
samtsteuerzuständigkeit unter  die  verschiedenen  Steuergewalten  (§§  29, 
1S4  ff.),  einschliefslich  derjenigen  der  in  der  Hervorbildung  begi'iffenen 
Neuzeitspecialkörperschaften  (§§  379  ff.)  sind  auch  im  deutschen  Reiche 
erst  zu  weit  vollkommenerer  Verwirklichung  zu  bringen. 

Einmal  im  Verhältnisse  der  Specialkorporationen  zu  den  Universal- 
körperschaften (§§  379  ff.). 

Sodann  im  Verhältnisse  der  Kommunalkörperschaften  zu  den  einzel- 
staatlichen Steuergewalten,  einem  Verhältnisse,  welches  noch  mit  Spuren 
der  Verkümmerung  des  Gemeindelebens  durch  den  spätterritorialistischen 
Absolutismus  in  leidig  starkem  Mafse  behaftet  ist;  dasselbe  heischt  teils 
eine  erweiterte  Autonomie  zur  Anpassung  des  örtlichen  Steuerwesens 
an  den  örtlichen  Bedarf  und  an  die  örtliche  Steuerkraft,  teils  die  Über- 
lassung gewisser  Gattungen  von  Steuerobjekten,  sei  es  von  Gebrauchs- 
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trag'steuern  und  Erbfallsteuern,  sei  es  voa  kräftigeren  Anteilen  an  den 
Generalsteuern.  — 

Drittens  im  Verhältnisse  der  Gliedstaaten  zum  Reiche !  Die  direkten 
Landessteuern  sind  in  den  meisten  deutschen  Landesgemeinwesen  schon 
nahe  bei  jenem  Belastungshöhepunkte  angekommen,  welcher  unter  ge- 
wöhnlichen Verhältnissen  nicht  tiberschritten  werden  darf,  ohne  eine 
Haupteigenschaft  der  Generalbesteuerung,  die  Beweglichkeit  einzubülsen. 
Der  Bedarf  auch  der  Ländergeraeinwesen  ist  aber  in  immerwährendem 
Steigen  begriffen,  und  zwar  für  Kulturausgaben,  ohne  dafs  ein  Ende 
abzusehen  wäre.  Das  Mittel,  welches  den  Ländern  gestattet,  den  Ge- 
meinden bisherige  Landeseinnahmen  oder  Anteile  an  solchen  zuzuweisen, 
ist  neben  der  Ausdehnung  der  in  doppelter  Richtung  (§  333)  pro- 
gressiven Erbschaftsbesteuerung,  die  kräftige  Beteiligung  der  Länder  am 
Ertrage  der  grofsen  indirekten  Reichssteuern,  mittelst  voller  Ausbildung 
der  letzteren,  namentlich  auch  in  der  Richtung  allgemeiner  indirekter 
Besteuerung  des  gewaltigen,  immerfort  wachsenden,  aber  bis  jetzt  gleich- 
wohl fast  steuerfreien  Gebrauchsluxus. 

VI.  Die  Aufgaben  der  Steuerpolifih  mit  Rüchsicht  auf  die  Allge- 
meinheit der  Steuer  Pflicht.  —  Die  Allgeraeinheit  der  Individualsteuer- 
pflicht  ist  unter  dem  Einflüsse  der  liberalen,  mehr  und  mehr  demokra- 
tischen Zeitströmung  des  letzten  halben  Jahrhunderts  in  der  Hauptsache 
erreicht  worden.  In  diesem  Punkte  hinterläfst  die  Gegenwart  der  Zu- 
kunft ungelöste  Aufgaben  von  grofser  Bedeutung  nicht. 

Der  letzte,  für  unsere  Zeit  völlig  sinnlos  gewordene,  sogar  eine  inter- 
nationale Unanständigkeit  der  auswärtigen  Vertreter  begünstigende 
Rest  ist  die  Steuerfreiheit  der  Diplomaten  und  der  Berufskonsuln  be- 
züglich der  Aufwandsbesteuerung  (vergl.  „A.  St.  L."  §  187). 

VII.  Die  Leistungen  der  Steuerpolitilc  heniglich  der  Verhältnis - 
mäfsigheit  der  Steuerhelastung  —  lassen  dagegen  noch  grofse  Lücken 
erkennen. 

Dies  gilt  selbst  von  der  direkten  Besteuerung.  Genugsam  ist 
gezeigt,  dafs  für  die  ganze  Ertragsbesteuerung  die  auch  nur  annähernde 
Durchführung  der  Belastung  nach  der  Steuerkraft  jedes  einzelnen,  steuer- 
technisch überhaupt  ein  Ding  der  Unmöglichkeit  sei;  die  Ertragsbe- 
steuerung ist  aber  auiser  in  Preufsen  nirgends  schon  völlig  beseitigt, 
und  für  das  Kommunalsteuerwesen  auch  nicht  in  Preufsen.  Indessen 
auch  die  Generalsteuern,  „A.  E.  St."  und  „A.  V.  St.",  in  welchen  einige 
schon  das  non  plus  ultra  direkter  Besteuerungsvollkommheit  erblicken, 
verwirklichen  den  Grundsatz  der  Verhältnismäfsigkeit  noch  keinesfalls 
in  zufriedenstellendem  Mafse.  Wir  fanden,  dafs  die  Freilassung  auch 
der  gröfseren,  sogar  der  durch  Pensionsrechte  verstärkten  Arbeitsein- 
kommen von  jener  Zusatzmehrbelastung,  wie  solche  in  der  „A.  V.  St". 
dem  gröfseren  Besitzeinkommen  auferlegt  wird,  sich  nicht  recbtfertiiren 
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läfst  (§  88).  Es  hat  sich  weiter  gezeigt,  dafs  der  „A.  V.  St."  die  in  der 
„A.  E.  St."  durchgedrungene  progressive  Veranlagung  fehlt,  dafs  die 
verschiedenen  Arten  von  Vermögen  keineswegs  auf  einen  und  denselben 
Grad  der  Steuerbarkeit  hinweisen,  dennoch  aber  im  Steuerfufse  gleich 
behandelt  werden.  Es  trat  vielseitig  die  Thatsache  entgegen,  dafs  der 
gröfste  Teil  des  beweglichen  Nutzkapitales  sowohl  bei  der  „A.  V.  St.", 
als  bei  der  „A.  E.  St."  frei  bleibt,  ohne  zur  Ergänzung  und  Ausgleichung 
einer  ausreichenden  Mobiliarluxus-  und  Erbschafts-(Ansammlungs-)Be- 
steueruug  zu  unterliegen.  Das  Werk  der  Reform  der  direkten  Be- 
steuerung ist  hiernach  keineswegs  so  weit  geführt,  dafs  die  Steuerpo- 
litik auch  nur  für  die  allernächste  Zeit  nicht  weitere  grofse  Probleme 
zu  lösen,  hätte. 

Vollends  bei  der  indirekten  Besteuerung  fand  sich  die  Ver- 
hältnismäfsigkeit  der  Gesamtbelastung  gröblich  vernachlässigt.  Das 
ist  im  Bisherigen  so  eindringend  nachgewiesen,  dafs  wir  uns  darauf 
beschränken,  für  die  Verbrauchsbelastung  auf  §§214  ff.,  für  die  Gebrauchs- 
besteuerung auf  §§  260  ff.,  für  die  Gebührenbesteuerung  auf  §§  285  f.,  für 
die  Rechtsgeschäfts-  oder  so  g.  Verkehri^steuern  auf  §  313,  endlich  be- 
züglich der  Anfallsteuern  auf  §  326  fif.  zurückzuverweisen.  Die  Gegen- 
wart hinterläfst  auf  diesem  ganzen  Gebiete  grofse  und  schwierige  Auf- 
gaben, welche  von  der  Steuerpolitik  der  Zukunft  erst  gelöst  werden 
müssen. 

Vlll.  Die  Äitfgahen  der  Steuerpolitik  bezüglich  der  Steuerlast.  — 
Es  ist  stets  nur  annähernd,  niemals  aber  ziffernmäfsig  festzustellen,  ob 
die  Steuerlast  richtig  bestimmt,  d.  h.  ob  der  öffentliche  Bedarf  zu  dem 
übrigen  Volksbedarfe,  beim  öffentlichen  Bedarfe  selbst  der  Reichs-,  der 
Länder-  und  der  Kommunalbedarf  in  das  volkswirtschaftlich*  und  po- 
litisch normale  Verhältnis  gebracht  sind  (§  58). 

Die  von  den  l)edeutendsten  Finanzschriftstellern'vertretene  Ansicht 
ist  diejenige,   dafs    Deutschland   im  ganzen  —   dank   dem  geringen 
Betrage  sog.  unproduktiver  Verschuldung  und  dank  der  Bewahrung  von 
bedeutendem    werbendem    Vermögen    öffentlicher    Art    —   an    Steuer- 
überbürdung  nicht  leide,  dass  die  Steuerlast,  namentlich  die  vom  Reiche 
und  von  den  Staaten  im  Durchschnitt  nicht  als  drückend  anzusehen  sei. 
Gröfsere  Meinungsverschiedenheit  herrscht  darüber,  ob  der  Reichs- 
bedarf für   einen    Hauptposten,    die  Kriegsmarine,    gesteigert   werden 
könne,    ohne    unmittelbar  und  mittelbar  Steuerdruck,  d.  h.  ünverhält- 
nismäfsigkeit  zwischen  dem  Bedarfe  der  Steuerträger  und  dem  steuer- 
lich   zu  deckenden   öffentlichen  Bedarfe    herbeizuführen.      Es    ist  hier 
nicht   der    Ort,    zu  entscheiden,  ob  der  Marinebedarf  steigen  und  eine 
erheblich    höhere  Bedeutung  in    Anspruch    nehmen    dürfe.     Es    käme 
darauf  an,  welche  Wclfstellung  man  Deutschland,  entweder  ebenbürtig 
an    der  Seite,    oder    seitab  von  der  zu  grofsartigen  Dimensionen  aus- 
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greifenden  Staatenbildung  der  Zukunft  zudenkt;  will  man  ihm  einen  her- 
vorragenden Rang  bewahren ,  so  wird  man  —  das  zeigen  die  neuesten 
Erfahrungen  mit  Südafrika,  mit  Vorder-  und  mit  Hinterasien  —  die 
deutsehe  Flotte  verstärken  müssen.  Und  für  diesen  Fall  darf  man  m. 
E.  mit  einiger  Sicherheit  annehmen,  dafs  die  deutsche  Steuerkraft  — 
bei  richtiger  Verteilung  der  Steuerlast  und  richtiger  Auswahl  aller 
wirklich  steuerbaren  Objekte  —  auch  einer  aufserordentlichen  Steige- 
rung des  Marinebedarfes,  wie  des  Bedarfes  für  Schuldentilgung  („A.  St. 
L."  §  162)  und  für  Erleichterung  der  Länder-  und  der  Gemeindefinanzen 
gewachsen  ist.  Andererseits  wird  nicht  zu  leugnen  sein,  dafs  die  Volks- 
vertretung im  Kechte  ist,  nicht  tiefer  ins  Wasser  zu  gehen,  so  lange 
die  Bedarfsaussichten  „uferlos"  erscheinen,  d.  h.  so  lange,  als  nicht 
unter  Beteiligung  aller  mafsgebenden  Machtträger  im  Keiche  und  in 
den  Ländern  über  den  wirklichen  weiteren  Bedarf  im  ganzen  und  im 
Einzelnen,  soweit  er  sich  für  menschliche  Voraussicht  überhaupt  absehen 
läfst,  ein  positiver  Plan  gefafst  und  eine  auf  die  Deckung  dieses 
Bedarfes  berechnete  Um-  und  Fortbildung  des  Gesamtsteuersystems 
der  Nation  in  den  grofsen  Grundzügen  vorgelegt  wird.  Blofse  ge- 
legentliche Meinungsaustausche  der  Steuerbeamten  an  den  grünen 
Tischen  des  Bundesrates,  selbst  gelegentliche  Finanzministerkonferenzea 
für  Flick-,  Stück-  und  Stopfarbeit  des  Augenblickes  werden  es  nicht 
zu  Stande  bringen,  die  Frage  der  zulässigen  Steuerlast  und  der  erträg- 
lichsten Belastungsformen  für  zulässigen  Steuerbedarf  zu  klären.  Da 
müssen  freilich  die  verzettelten  Steuervorlagen  wie  „Steuern  auf  Vor- 
rat" erscheinen,  und  Vertrauen  können  sie  nicht  erwecken. 

Wäre  dagegen  über  die  Gröfse  der  geforderten  und  im  ganzen 
erträglichen  Steuerlast  ebenso  klares  Bewufstsein  vorhanden,  als  solches 
fehlt,  so  wäre  immer  noch  die  Frage:  ist  die  zulässige  und  erträgliche 
Steuerlast  richtig  verteilt,  und  wenn  sie  es  nicht  ist:  welche  andere 
Weise  der  Verteilung  wäre  in  Aussicht  zu  nehmen  ?  Auf  vielen  Punkten 
haben  wir  in  dieser  Hinsicht  die  erforderlichen  Mafsregeln  angeben 
können. 

3.  Kapitel.    Die  ßeichssteuerreform. 

§  392.  Das  ftnanzstaatsrechtliche  Unwesen  der  ühertveisungen 
und  der  Matrikularheiträge  —  wäre  zuerst  aus  dem  Wege  zu  räumen, 
um  unmittelbar  der  durchgreifenden  Reichs-,  mittelbar  der  durchgreifen- 
den Landes-  und  Kommunalsteuerreform  im  Sinne  des  vorigen  Para- 
graphen die  Bahn  völlig  frei  zu  machen.  Die  Fortführung  bis  ans 
Ziel  wird  dann  nur  eine  Frage  der  Zeit  und  des  gebieterischen  Her- 
vortretens  aufserordentlichen  Finanzbedarfes  sein. 

Das  Verhältnis  zwischen  Reich  und  Einzelstaaten  mit  seinen  Über- 
weisungen einer-  und  seinen  Matrikularbeiträgen  andererseits  wird  jetzt 
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von  allen  unbefangenen  Beurteilern  als  unhaltbar  angesehen  und  ist 
dazu  geschaffen,  dafs  Reichs-  und  Landesfinanzen  einander  stören. 

Die  Reichsverfassung  würde  an  sicli  nicht  im  Wege  stehen,  das  in 
diesem  Werke  vertretene  und  schon  1879  in  den  „Grundsätzen  der 
Steuerpolitik"  empfohlene  unseres  E.  allein  richtige  Verhältnis  herzustellen. 
Die  einzigen  staatsrechtlichen  Hemmungen  einer  vollkommen  sachge- 
mäfsen  Ordnung,  das  Biersteuerreservatrecht  der  süddeutschen  Staaten 
und  der  Anspruch  der  süddeutschen  Staaten  auf  die  Überweisung  des 
Branntweinsteuererträgnisses  an  die  Einzelstaaten  nach  Verhältnis  der 
matrikularmäfsigen  Kopfzahl  —  bilden  bis  auf  weiteres  ein  noli  me 
tangere,  haben  aber  doch  weniger  politischen  Souveränetäts-,  als  finan- 
ziellen Sonderbezugswert  und  würden  gewifs  zum  Abschlüsse  der  Steuer- 
reform beseitigt  werden  können,  sobald  diese  Reform  durch  ihre  that- 
sächlichen  Mehrüberweisungen  aus  dem  Ertrage  voll  entwickelter 
Reichssteuern  den  Finanzwert  dieser  Reservatrechte  gegenstandslos  ge- 
macht haben  wird.  Bis  dahin  könnte  nach  dem  Vorschlage  von 
Schanz  die  niedrige  Biersteuer  der  Brausteuergemeinschaft  erhöht 
und  dafür  den  Staaten  dieser  Gemeinschaft  aus  dem  Ertrage  ein 
bestimmter  Anteil  überwiesen  werden,  was  einen  ganz  leidlichen  vor- 
läufigen modus  vivendi  ergeben  würde. 

Der  thatsächliche  Zustand  ist  der  folgende.  Das  Reich  bezieht 
nicht  den  ganzen  Ertrag  der  bestehenden  indirekten  Reichssteuern. 
Die  sog.  „FEANCKENSTEiNsche  Klausel",  welche  nach  dem  Antrage  des 
Reichstagsmitgliedes  Frhrr.  v.  Franckenstein  in  das  Zollvereinsgesetz 
von  1879  gekommen  und  darin  bis  heute  stehen  geblieben  ist,  hat  be- 
stimmt, dafs  der  ganze  130  Millionen  Mark  übersteigende  Ertrag  der 
Zölle  und  der  Tabakgewichtssteuer  von  1S79  den  Einzelstaaten  im 
Verhältnisse  ihrer  matrikularmäfsigen  Bevölkerung  zu  überweisen  sei. 
Ebenfalls  dahin  überwiesen  wurden  in  den  verschiedenen  Reichs- 
stempelgesetzen Reichsstempelabgaben  und  der  Reinertrag  der  Ver- 
brauchsabgabe von  Branntwein  (Gesetz  vom  24.  Juni  1887,  §  39).  Die 
natürliche  Folge  hiervon  ist,  dafs  für  jenen  Mehrbetrag  des  Reichsbe- 
darfes, welcher  in  Folge  der  Überweisungen  die  Deckung  durch  die 
Reichssteuern  nicht  findet,  durch  Matrikularleistungen  der  Laudeskassen 
an  die  Reichskasse  aufgekommen  werden  mufs.  Die  Länder  zwicken 
das  Reich  durch  die  Überweisungen,  das  Reich  hingegen  die  Länder 
durch  die  Matrikularbeiträgc.  Die  beiderlei  Finanzbereiche  zerren  sich, 
genieren  und  stören  einander  auf  unleidliche  Weise,  beide  befinden 
sich  gegeneinander  in  der  Lage  der  siamesischen  Zwillingsverwachsung. 
In  Preufsen  ist  eine  Zeit  lang  die  Unnatur  dieser  Steuergestaltung 
weiter  in  das  Verhältnis  zwischen  dem  Staate  und  den .  Kommunal- 
körperschaften fortgesetzt  worden,  indem  der  Staat  Preufsen  durch  die 
„Lex  Huene"  vom  14.  Mai  1885  (so  nach  dem  Antragsteller  im  Abgeord- 
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netenhause  benannt)  feste  Beti-äge  der  Überweisung  des  Reiches  an 
den  Staat  Preufsen  weiter  an  die  Kommunalkörper  ablassen  mufste, 
eine  Einrichtung,  welche  inzwischen  durch  die  MiQUELSche  Finanz- 
reform wieder  beseitigt  ist.  Im  Verhältnis  des  Reiches  zu  den  Einzel- 
staaten aber  hat  die  Politik  der  Fraxckenstein sehen  Klausel  Bestand 
behalten. 

Allerdings  wurde  am  21.  November  1893  dem  Reichstage  ein 
Gesetzentwurf  über  Reichssteuerreform  vorgelegt,  welcher  zur  Be- 
seitigung der  Schwankungen  im  Verhältnis  zwischen  den  Überweisungen 
von  dem  Reiche  und  den  Matrikularbeiträgen  an  das  Reich  den  Einzel- 
staaten einen  jährlichen  Mindestbetrag  von  40  Millionen  Mark  (mit 
Hilfe  der  gleichzeitig  beantragten  Stempel-  und  Tabaksteuererhöhung 
und  mit  Hilfe  einer  Reichsweinsteuer)  sicherstellen  sollte.  Um  diesen 
Mindestbeti»ag  hätten  die  Matrikularbeiträge  zurückzubleiben  gehabt. 
Würde  —  so  wollte  es  der  Entwurf  weiter  —  später  die  Rechnung 
ergeben,  dafs  die  Überweisungen  mehr  als  40  Millionen  Mark  aus- 
machen, so  wäre  der  Überschufs  dem  Reiche  verblieben  und  zwar  wäre 
die  Reduktion  auf  40  Millionen  Mark  in  der  Art  erfolgt,  dafs  das  Plus 
an  den  den  Bundesstaaten  aus  dem  Ertrage  der  Zölle  und  der  Tabak- 
steuer zu  überweisenden  Beträgen  gekürzt  worden  wäre.  Die  Stempel- 
abgaben und  die  Branntweinverbrauchssteuer  sollten  aulser  Betracht 
bleiben;  die  letztere  durfte  nicht  eingerechnet  werden,  weil  die  unge- 
kürzte Überweisung  derselben  auf  einem  Reservatrechte  beruht.  Hätte 
dagegen  die  Rechnung  gegenüber  dem  Etat  weniger  wie  40  Mill.  M. 
Überweisungen  ergeben,  so  blieben  so  viel  Matrikularumlagen  unerhoben, 
dafs  die  40  Mill.  M.  lierauskommen. 

Wie  ein  früherer  Entwurf,  so  beabsichtigte  auch  derjenige  von 
1893  (§§  2 — 5)  die  Durchführung  der  Reform  dadurch  zu  erleichtern, 
dafs  er  die  Ansammlung  etwaiger  rechnungsmäfsiger  Überschüsse  des 
Reichshaushaltes  zu  einem  besonderen  Fonds  in  Aussicht  nahm,  welcher 
zur  Begleichung  etwaiger  Fehlbeträge  späterer  Jahre  und,  sofern  er 
über  einen  zur  Erfüllung  dieses  Zweckes  voraussichtlich  hinreichenden 
Betrag  anwachsen  sollte,  zur  Tilgung  von  Reichsschulden  verwendet 
werden  sollte. 

Dieser  Reform  vor  schlag  verliefs  den  grundverfehlten  Boden 
des  Prinzips  der  Fe anckexsteix sehen  Klausel  nicht.  Auch  er  war 
nicht  auf  die  natürliche  Teilung  der  Steuerzuständigkeit  zwischen 
Reich  und  Einzelstaaten,  nicht  auf  Volldeckung  des  Reichsbedarfes  aus 
den  eigenen  Einnahmen  des  Reiches  gerichtet  und  liefs  den  Länderzn- 
schufs  an  das  Reich  durch  Matrikularbeiträge,  d.  h.  in  Kopfsteuerform 
fortbestehen.  Und  doch  enthielt  er  keinen  Antrieb  dazu,  dafs  die 
Reichsbesteuerung  im  ganzen  die  vom  Gesamtsteuersystem  geforderte 
volle  und   verhältnismäfsige  Ausbildung  gewinne,    dafs    die   Überwei- 
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sungen  selbst  eine  dea  Landes-  und  mittelbar  den  Kommuualfinanzen 
aufhelfende  Entwickelung  erlangen.  Die  Ziffer  von  40  Mill.  M.  Mindest- 
betrag an  Überweisungen  ist  so  willkürlich  gegriffen,  wie  es  die  130  Mill. 
Mark  der  Franckenstein  sehen  Klausel  sind.  Die  Reichssteuerreform, 
und  mit  ihr  mittelbar  auch  die  Landes-  und  Kommunalsteuerreform  wäre 
auch  mit  der  „Reichsfinanzreform"  von  1893  partikularistisch  (angeb- 
lich föderalistisch)  gehemmt  geblieben.  Dafs  der  Reichstag  den  Antrag 
verwarf,  ist  —  aus  welclien  Gründen  der  Parteien  es  geschehen  sein 
mag  —  wirklich  nicht  zu  beklagen. 

Die  deutschen  Finanzminister  trifft  gleichwohl  kein  Vorwurf. 
Schwerlich  hätten  sie  den  Reformentwurf  von  1893  vorgelegt,  wenn  sie 
nicht  mit  hartnäckigem  Widerstände  der  Volksvertrag  und  der  öffent- 
lichen Meinung  zu  rechnen  gehabt  hätten.  Man  fürchtete  die  Lahm- 
legung des  Reichstages,  wenn  das  Reich  reichsmäfsig  verwendbare 
Überschüsse  erlangte  und  hielt  den  Einflufs  der  Volksvertretung  für 
besser  gesichert,  w^enn  formell  der  Verwilligung  unterliegende  Matri- 
kularbeiträge  an  Stelle  der  Besclilufsfassung  über  die  Verwendung  von 
Reichsüberschüssen  beibehalten  wurden  und  blieb  so  an  dem  von  Schanz 
als  „formalistischer  Widersinn"  bezeichneten  Balanciersystem  der  die 
Reichsüberschüsse  auffressenden  Überweisungen  und  der  die  Über- 
weisungen den  Ländern  wieder  wegfressenden  Matrikularbeiträge  haften. 
An  und  für  sich  wird  ja  diese  Strömung,  mit  welcher  die  Finanz- 
minister zu  rechnen  hatten,  innere  Berechtigung  nicht  haben;  denn 
auch  dem  Autokratismus  setzt  die  Zusammensetzung  des  Bundesrates 
eine  nicht  zu  überspringende  Sehranke  entgegen,  und  wollte  die  kaiser- 
liche Präsidialmacht  oder  der  Bundesrat  selbst  einen  Finanzstaatsstreich 
machen,  so  würde  der  zweite  Schritt,  die  unverwilligte  Verfügung  über 
die  Mehrerträge  der  Zölle,  der  Tabaksteuer,  der  Stempel  und  der 
Branntweinverbrauchsabgabe  gewifs  keine  Skrupel  mehr  machen,  wenn 
man  sich  zuvor  über  das  verfassungsmäfsige  Ausgabenverwilligungs- 
recht  des  Reichstages  hinweggesetzt  haben  würde.  Dennoch  wird  eine 
sachlich  auf  das  Ziel  lossteuernde  Reichsfinanzpolitik  um  den  Preis, 
dafs  Reich  und  Länder  zugleich  aus  dem  Unw^esen  endgiltig  heraus- 
kommen, auch  dem  konstitutionellen  Formalismus  weitere  Garantien 
darzubieten  haben,  bis  das  Mifstrauen  durch  die  Erfahrung  beseitigt 
sein  wird.  Dem  Reichstage  könnte  dafür,  dafs  Überweisungen  nur 
dann  stattfinden,  wenn  voraus  der  Reichsbedarf  aus  den  Reicbsein- 
nahmen  gedeckt  ist,  sehr  wohl  das  Recht  der  jälirlichen  Verwilligung 
weiterer  Arten  indirekter  Steuern,  wie  der  Zucker-  und  der  Börsen- 
steuer (Schanz),  des  Kaffeezolles  u.  dergl.,  eingeräumt  werden;  die 
jährliche  Bewilligung  der  Stempel-  und  der  Tabaksteuer  ist  ihm  be- 
reits vorbehalten. 

Auch  das  formalistisch  konstitutionelle  Entgegenkommen  der  Reichs- 
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Vertretung  würde  ein  durchgreifendes  Gelingen  unmittelbar  der  deut- 
schen Reichs-  und  mittelbar  der  Landes-  und  der  G-emeindesteuerreform 
mit  Sicherheit  nicht  erwarten  lassen.  Die  Hauptsache  wird  auch  dann 
noch  bleiben,  dafs  die  deutschen  Regierungen  über  die  Grundzüge  der 
Reichssteuerreform  im  grofsen  schlüssig  werden,  und  dafs  daraufhin 
Erleichterungen  und  Reformen  im  Landes-  und  Kommunalsteuerwesen 
jedes  Landes  sämtlichen  Reichstagswählern  in  zuverlässige  Aussicht 
gestellt  werden  können;  dieses  in  gröfserem  Mafsstabe  schöpferische 
Verfahren,  nicht  wesentlich  mehr,  sondern  bessere  Steuern  zu  fordern, 
ist  bei  der  preufsischen  und  der  österreichischen  Steuerreform  vom  besten 
Erfolge  begleitet  gewesen.  Erst  dann,  wenn  hierdurch  der  Finanzwert 
der  Reservatrechte  bedeutungslos  geworden  wäre,  würde  auch  die  Be- 
seitigung der  letzteren  zum  Abschlufs  der  Reform  gelingen,  die  Reichs- 
wählerschaft aber,  welcher  für  die  Zustimmung  zur  Reichssteuerreform 
tiberall  greifbare  Landes-  und  Kommunalsteuererleichterungen  in  sicherer 
Aussicht  ständen,  würde  sich  von  den  Zwirnsfäden  des  formalistischen 
Konstitutionalismus  nicht  binden  lassen. 

Auf  diese  Weise  könnte  es  gelingen,  kräftige  Überweisungen 
an  die  Länder  in  zuverlässiger  Art  herzustellen,  dagegen  Matrikular- 
beiträge  der  Länder  an  das  Reich,  obwohl  sie  staatsrechtlich  als  äufserste 
Finanzreserve  des  Reichs  aufrecht  blieben,  thatsächlich  und  für  die 
Regel  zu  beseitigen.  Diese  Entwickelung,  nicht  die  Festnagelung  der 
Reichsbesteuerung  durch  die  Landesansprüche,  noch  die  beharrliche 
Bedrohung  und  Störung  des  Gleichgewichtes  der  Landesfinanzen,  ist 
dasjenige,  was  dem  öffentlichen  Gesamthaushalte  in  allen  seinen  Gliedern 
notthut.  Wären  nur  einmal  sämtliche,  teils  noch  gar  nicht  ange- 
brochene, teils  viel  zu  schwach  benutzte  grofse  Objekte  der  indirekten 
Besteuerung  zur  Entwickelung  gebracht,  so  würde  das  auch  den  Wert 
des  letzten  Restes  von  Steuerreservatrechten  einzelner  Länder  weit  auf- 
wiegen. Ein  freier  Verzicht  auf  letztere  um  diesen  Preis  und  nach 
Herstellung  dieser  Voraussetzung  darf  dann  als  erreichbar  gedacht 
werden. 

Die  Ausschreibung  der  Matrikularbeiträge  und  die  Zuteilung  der 
Überweisungen  nach  der  Bevölkerungszahl  widerspricht  dem 
Grundsatze  der  Belastung  nach  der  Leistungsfähigkeit  und  der  Rück- 
erstattung nach  dem  Mafse  der  bei  Zahlung  der  indirekten  Reichs- 
steuern stattgehabten  Länderbelastung.  Nach  einem  besseren  Verteilungs- 
schlüssel wird  zu  suchen  sein.  Für  einen  solchen  möchten  wir  halten 
die  Verteilung  sowohl  der  nach  voller  Deckung  des  Reiclisbedarfes  mög- 
lichen Überweisungen  als  auch  der  Matrikularbeitragslast  nach  Mafs- 
gabe  des  Ertrages  der  nach  gleichen  reichsgesetzlichen  Grundzügen 
geregelten  direkten  Ländergeneralsteuern  und  etwa  auch  so  geregelten 
Erbsteuern.    Der  Zuschufs  der  Länder  an  das  Reich  nach  der  Leistungs- 
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fähigkeit  wäre  hiermit  en-eicht;  die  reichsgesetzlicli  gleicbmäfsige 
direkte  Geaeralbesteuerung  würde  ohne  die  geringste  Einmischung  des 
Reiches  in  die  Veranlagung  und  Erhebung  der  direekten  Landessteuern 
als  Regulator  auch  des  Reichsfinanzgleichgewichtes  dienen;  der  Ge- 
danke der  „Reichseinkommensteuer''  wäre  praktisch  verwirklicht.  Es 
könnte  vorgeschrieben  werden,  dafs  die  Zuschüsse  aa  das  Reich  in  den 
seltenen  Fällen,  wo  sie  nötig  wären,  nach  Mafsgabe  dessen,  was  die 
Landesgeneralsteuern  nach  einem  Xormalsteuersatze  bezw.  einer  Normal- 
steuerprogression gerechnet  eintragen,  umgelegt  und  so  gerade  die  v^obl- 
habenden  Klassen  an  wirtschaftlicher  Führung  des  Reichshaushaltes 
interessiert  werden;  die  Ausschreibung  aufserordentlicher  Zuschläge  zur 
Aufrechtung  des  Finanzgleichgewichtes  in  jedem  einzelnen  Lande  wäre 
hiermit  wohl  verträglich. 

Wesen  der  tbern-eisun^en  und  der  Matrikularbeiträse.  Will  man  den 
Kern  des  Überweisungs-  und  Matrikularunwesens  auf  einen  kurzen  Ausdruck 
bringen,  so  wurzelt  dieses  Unwesen  in  der  staatlichen  Natur  des  Reiches  als 
eines  noch  nicht  ganz  fertigen  Bundesstaates,  und  es  besteht  darin,  dafs  (§  12)  an 
Stelle  unabhängiger  Individualsteuern  je  des  Reiches  und  der  Staaten  -Ge- 
meinsteuer n"  gegeneinander  aufrecht  geblieben  sind.  Die  Beseitigung  des  un- 
haltbaren Zustandes  verlangt  jedoch  nicht  den  Fortgang  zum  Einheitsstaate,  sondern 
die  nach  §  1S4  normale  Gliederung  der  Finanz-  und  Steuerzusändigkeit.  Der  Er- 
satz dieser  beiderseits  fesselnden  Gemeinsteuern  durch  beiderseits  unabhängige 
Individualsteuern  kann  für  die  beiderlei  Gemeinwesen  nur  Gedeihen  bringen. 

Die  „lex  Huene".  Dieses  (nach  Schanz)  verzwickteste  aller  Gesetze  griff  aus 
den  sämtlichen  Oberweisungen  diejenigen  heraus,  die  aus  den  Erträgen  der  Ge- 
treide- und  Viehzölle  stammen.  Davon  ward  wieder  eine  feste  Summe  von  15 
Millionen  jährlich  dem  Staate  belassen,  der  überschiefsende  Betrag  auf  die  Kreise 
verteilt  und  zwar  —  um  den  Vorwurf  des  Kopfsystems  zu  vermeiden  —  zu  ^^ 
nach  Mafsgabe  der  Grund-  und  Gebäudesteuer,  zu  '3  nach  der  Einwohnerzahl. 
Die  Kreise  setzten  die  Unterverteilung  auf  die  Gemeinden  fort  oder  verwendeten  die 
Beträge  zu  deren  Entlastung. 


4.  Kapitel.    Die  Bekämpfung  der  störenden  Seitenfiinktionen. 

§  393.  Im  allgemeinen.  —  Das  Steuerwesen  überhaupt  steht 
mit  allen  übrigen  grofsen  Lebensbereichen  der  Völker  im  Verhältnisse 
wechselseitiger  passiver  und  aktiver  Beeinflussung  und  Bedingheit  (§  15). 
Damit  hat  die  Steuerpolitik  immerfort  zu  rechnen;  sie  ist  dem  ganzen 
übrigen  Gesellschaftsleben  nicht  blofs  Schonung,  sondern  jede  in  ihren 
Kräften  stehende  Förderung  schuldig.  Sie  ist  aber  auch  ihrerseits 
berechtigt,  allen  übrigen  nichtsteuerlichen  luteressenkreisen  gegenüber 
Störungen  abzulehnen  und  förderliche  Rücksicht  zu  verlangen.  Sie  hat 
die  Pflicht,  alle  jene  Zumutungen  für  nichtsteuerliche  Zwecke,  welche 
dem  Steuerwesen  mehr  oder  wenigei  schwere  Störungen  eintragen  und 
dennoch  dem  fremdartigen  Zwecke  die  erstrebte  Förderung  nicht  bringen 
können,  —  wir  haben  dieselben  in  §  54  als  störende  Seitenfunktionen  be- 
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zeichnet  —  auf  das  bestimmteste  abzulelmen  und,  wo  sie  dem  Steuer- 
wesen schon  auferlegt  sind,  die  Abwerfung  derselben  unablässig  zu 
erstreben. 

Störende  Seitenfunktionen  sind  dem  Steuerwesen  wohl  kaum  je- 
mals in  solchem  Mafse  und  in  solcher  Mannigfaltigkeit  zugemutet  und 
wirklich  auferlegt  worden,  wie  in  der  allerneuesten  Zeit.  Die  Steuer- 
politik der  nächsten  Zukunft  wird  mit  denselben  einen  schweren 
Kampf  zu  kämpfen  haben.  Ganz  abgesehen  von  den  Störungen,  welche 
von  einer  unvollkommenen  Volksvertretung  durch  die  Steuerab- 
schtittelung  im  Interesse  einzelner  Stände  und  Klassen  immerfort 
drohen,  und  gegen  welche  nur  auf  dem  in  §  55  bezeichneten  Wege 
der  Verfassungspolitik  ausreichende  Sicherung  zu  erwarten  ist;  die  all- 
gemeinen Regierungs-  und  Vertretungsverhältnisse,  wie  sie  zur  Zeit  in 
Deutschland  liegen,  lassen  ein  reformatorisches  Ausgreifen  in  der 
Richtung  des  Steuerverfassungsrechtes  kaum  als  aussichtsreich,  ja 
kaum  als  rätlich  erscheinen,  so  dafs  nur  den  störenden  Seitenfunktionen 
der  Blick  hier  zugewendet  sein  mag. 

Es  sei  nun  keineswegs  behauptet,  dafs  das  Steuerwesen  nicht  auch 
Mittel  für  Bekämpfung  nichtsteuerlicher  Volksgefährdung  und  für  Förde- 
rung nichtsteuerlicher  Volksinteressen  werden  dürfe.  Die  Steuerver- 
willigung  ist  oft  das  einzige  Mittel  gewesen,  dem  staatlichen  Absolutismus 
den  Brotkorb  in  wirkungsvoller  Weise  hoch  zu  hängen.  Die  Besteuerung 
darf  jedem  nichtsteuerlichen  Zwecke  dienen,  welchem  sie  neben  ihren  eige- 
nen, obersten  Zwecke  erfolgreichen  Vorschub  leisten  kann.  Es  sei  in  die- 
ser Hinsicht  auf  die  Wirkung  der  Branntweinbesteuerung  zur  Bekämpfung 
des  Alkoholismus  (§  243)  nochmals  hingewiesen.  Mit  der  in  den  „Kern- 
und  Zeitfragen"  gegebenen  Begründung  und  empfohlenen  Einschränkung 
sei  auch  die  Seitenfunktion  des  vorrübergehend  heilsamen  Schutzes  der 
nationalen  Arbeit,  der  agrarischen,  wie  der  industriellen  als  zulässig 
anerkannt.  Die  Steuerpolitik  wird  dennoch  mit  Nachdruck  den  in 
§  55  aufgestellten  Grundsatz  festzuhalten  haben,  dafs  sie  von  fremd- 
artigen Seitenfunktionen  verschont  bleibe,  wenn  der  nichtsteuerliche 
Zweck  ohne  Beihilfe  des  Steuerwesens  erreicht  werden  kann,  dafs  ihre 
etwa  unumgängliche  Beihilfe  den  eigensten  und  ersten  Zweck 
steuersystematisch  richtiger  Deckung  des  begründeten  Staatsbedarfes 
nicht  vereitele,  dafs  die  Steuerpolitik  für  die  Seitenfunktionen  keines- 
falls länger  und  stärker  in  Anspruch  genommen  bleibe,  als  es  unum- 
gänglich ist. 

Von  diesem  Standpunkte  aus  haben  wir  nun  bereits  verschiedene 
Zumutungen  abgelehnt,  so  die  Nachgiebigkeit  gegen  einen  übel  ange- 
brachten Gleichheitsidealismus,  wie  solcher  vom  „Militarismus"  zur 
Durchsetzung  der  Wehrsteuer  (§§306  ff.)  ausgebeutet  worden  ist  und 
auch  in  Deutschland  verwertet  werden  wollte. 
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Wir  haben  uns  sehr  kühl  den  neuesten  Schöpfungen  der  „Staffel- 
steuern" gegenüber  zu  stellen  gehabt.  Diese  in  die  Brau-,  Brenn-  und 
Zuckerbesteuerung  eingefügten  Differenzialsteuersätze  sind  eine  Ver- 
wirklichung desselben  Prinzips,  welches  dem  Schutzzollwesen  zu  Grunde 
liegt;  wenn  die  Schutzzölle  Schutz- Grenzsteuern  sind,  so  sind  die 
Staffelsteuern  der  neuesten  Yerbrauchssteuergesetzgebung  Schutz-In- 
lands steuern,  Störungen  der  freien  Inlandkonkurrenz  und  ihrer  über- 
wiegend günstigen  Wirkungen,  gewissermafsen  Schlagbäume  jedes 
Mittel-  und  Kleinbetriebes  gegen  den  Grofs-  und  Mittelbetrieb.  Es 
bedarf  wohl  keiner  näheren  Begründung,  dafs  man  auf  diese  Bahn 
nur  äufserst  vorsichtig,  wenn  überhaupt,  eintreten  darf,  wenn  man 
nicht  für.  kleine  und  theilweise  Leiden  grofse  und  allgemeine  Lähmung 
des  Produktionsfortschrittes  eintauschen  will.  Ahnlich  haben  wir  die  in 
der  Wandergewerbesteueruug  zu  Gunsten  der  Kleinkaufleute  auftre- 
tenden Handelsschutzinlandsteuern  zu  beurteilen  gehabt. 

Wir  möchten  nur  in  einem  Falle  die  Staffelsteuer  als  berechtigt 
anerkennen,  dann  nämlich,  wenn  die  Staffelung  der  Steuersätze  als 
Mittel  gleichmäfsiger  Belastung  desselben  Objektes  im  Grofs-  und  Klein- 
betriebe sich  darstellt.  Dies  trifft  bei  der  Materialbesteuerung  in 
der  Brauerei,  Branntweinbrennerei  und  Zuckererzeugung  dann  und  in- 
soweit zu,  als  der  Kleinbetrieb  aus  gleichem  Materialquantum  weniger 
an  dem  eigentlichem  Steuerobjekte  —  Bier,  Alkohol,  Zucker  —  aus- 
bringt, als  der  Grofsbetrieb.  Die  Staffelung  ist  unter  dieser  Voraus- 
setzung ein  Gebot  steuerlicher  Verhältnismäfsigkeit;  als  solches  ent- 
fällt sie  jedoch,  wenn  von  der  Material-  zur  Fabrikatbesteuerung 
übergegangen  wird. 

Nicht  weniger  als  mit  den  Staffelsteuern  wird  mit  den  neuestens 
eingeführten  Grofsbetriebszuschlägen  zu  den  Verbrauchsabgaben 
zu  brechen  sein,  welchen  wir  in  der  „ Brennereisteuer "  von  1895  und  in 
der  „Betriebssteuer"  zur  Zuckerverbrauchsabgabe  begegnet  sind. 

§  394.  Agrarschutz  und  Steuerpolitik.  —  Keine  Seitenfunktion 
hat  der  Steuerpolitik  der  Gegenwart  so  ausschweifende  Zumutungen 
gestellt,  wie  der  Agrarschutz  in  fast  allen  west-  und  mitteleuropäischen 
Ländern,  bis  jetzt  mit  Ausnahme  Grofsbritanniens.  Die  agrarischen 
Schutzzollbestrebungen  haben  in  den  Getreidezöllcn  der  Steuerpolitik 
bedeutende  Rücksichtsnahmen  neuestens  wirklich  abgerungen,  und 
noch  stärkere  Hintansetzungen  oberster  Gesichtspunkte  steuersystematisch 
richtiger  Finanzpolitik  sind  von  daher  gefordert.  Es  steht  mehr  als 
eine  Störung  der  Steuerpolitik,  eine  tiefe  Beunruhigung  unserer  ganzen 
inneren  und  auswärtigen  Politik  dabei  in  Frage.  Daher  ist  es  eine 
der  allerersten  Aufgaben  deutscher  Politik  im  weitesten  Sinne  des 
Wortes,  in  diesem  Punkte  gesunde  Zustände  auf  eine  alle  berechtigten 
Interessen  befriediirende  Weise  wieder  herzustellen. 
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Ist  dies  möglicli?  Um  hierüber  klar  zu  werden,  raiifs  man  fest 
im  Auge  haben,  was  an  den  jetzigen  agrarischen  Ablenkungen  der 
Steuerpolitik  ungesund  ist.  Mit  den  in  diesem  Werke  festgestellten 
Grundsätzen  der  Steuer-  und  Finanzpolitik  unverträglich  ist  die  ver- 
werfliche Übertreibung  der  Lebensmittelzölle  (§  214). 

Im  Jahre  1893/94  wurden  in  Deutschland  an  Zöllen  von  Getreide, 
Hülsenfrüchten  und  Malz  100  Mill.  M.,  d.  h.  26  Proz.  des  Gesamtzoll- 
ertrages, eingenommen.  Das  ist  mit  Eücksicht  auf  §  214  höchst  be- 
denklich und  wird  noch  bedenklicher,  weil  das  Ziel,  die  Gewähr  einer 
Minimalrente  der  inländischen  Lebensmittelerzeugung,  dennoch  nicht 
zu  erreichen  ist  (vergl.  .,Kern-  und  Zeitfragen"  I  221  ff). 

Die  Verteuerung  aller  Nahrungsmittel,  nicht  blols  der  vom  Aus- 
lande eingeführten,  erfolgt  für  die  Regel  um  nahezu  den  ganzen  Zoll- 
betrag („Kern-  und  Zeitfragen"  I  246  ff.),  was  eine  schwere  Belastung 
der  ganzen  Nation  mit  Ausnahme  der  verhältnismäfsig  wenigen  Grund- 
eigentümer darstellt,  aus  deren  Grofsbesitz  Getreideüberschüsse  auf  den 
Markt  gelangen.  Sie  bedeutet  eine  Gefährdung  der  Wohlfeilheit  der 
Produktion  und  daher  der  internationalen  Konkurrenzfähigkeit! 

Kornzölle  wären  selbst  dann,  namentlich  als  dauernde  Einrichtung 
bedenklich,  wenn  die  von  denselben  erwartete  Wirkung  wirklich  ge- 
sichert wäre.  Sie  sind  verwerflich,  unerträglich  und  dem  früheren  oder 
späteren  Zusammenbruche  unter  dem  unwiderstehlichen  Drucke  einer 
anticornlaw-league  unvermeidlich  ausgesetzt,  wenn  das  damit  gebrachte 
schwere  Opfer  wirkungslos  wäre.     Das  aber  ist  wirklich  der  Fall. 

Der  heutige  unleugbare  Notstand  grofser  Schichten  von  Grundbe- 
sitzern und  Landwirten  wurzelt  nur  beschränkt  in  der  Auslandconcurrenz. 
Vielmehr  trägt  hieran  die  uneingeschränkte  Freiheit  der  Verschuldung, 
der  Mangel  einer  positiven  Agrarkreditorganisation  die  Schuld.  Hieraus 
ist  die  Überschuldung  für  den  Besitzerwerb,  die  Betriebskapital- 
bezw.  Betriebskreditschwäche  hervorgegangen,  bei  welcher  ein  Wider- 
stand der  ausländischen  Getreidekonkurrenz  gegenüber,  die  erforderliche 
Betriebsanpassung  an  die  letztere  weithin  abhanden  kam.  Dauert  die 
Ursache  des  Leidens  fort,  so  kann  der  Schutzzoll  kein  Heil  bringen, 
sondern  nur  Raum  für  weitere  Schuldverstrickung  frei  machen;  eine 
starke  Begünstigung  des  Anerben  bei  dem  vorgeschlagenen  Intestat- 
anerbenrecht  würde  nur  Massentibel  und  Massenunzufriedenheit  anderer 
Art  erzeugen.  Wenn  diese  Diagnose  richtig  ist,  so  mufs  die  Hilfe  aut 
einem  anderen  Wege  gefunden  werden. 

Dieser  Weg  ist  gewiesen.  Es  liegen  freilich  auf  diesem  Wege  zwei 
grofse  Steine  des  Anstofses.  Einmal  der  Widerstand  der  Grundbesitz-,  na- 
mentlich Grofsgrundbesitzinteressen  und  die  angebliche  Unentbehrlichkeit 
des  Ertrages  der  Lebensmittelzölle  bei  den  dermaligen  deutschen  Finanz- 


528  Drittes  Buch.    III.  Hauptabschnitt.    Dritte  Abteilung. 

zuständen.  Das  erste  dieser  beiden  Hindernisse  wird  nicht  leicht  be- 
seitig-t  -werden  können,  wenn  man  einfach  die  Aufhebung  der  Lebens- 
mittelzölle haben  will,  ohne  dem  wirklich  bedrängten  Teile  der  Land- 
wirtschaft ein  sicheres  Rettungsseil  zuzuwerfen.  Das  andere  Hinder- 
nis liegt  an  der  Reichsfinanz,  welche  100  Millionen  M.  nicht  missen 
will;  dasselbe  wird  nur  dann  überwunden,  wenn  eine  Steuerpolitik 
vorgeschlagen  wird,  welclie  für  den  plötzlichen  oder  besser  für  den 
stufenweisen  Wegfall  des  Getreidezollertrages  vollen  finanziellen  Ersatz 
giebt. 

Beide  Schwierigkeiten  lassen  sich  überwinden.  Man  hätte  erstens 
eine  Organisation  des  landwirtschaftlichen  Staats-  und  Personal-,  Be- 
sitz- und  Betriebskredits  zu  schaffen,  welche  der  "Wiederholung  und 
Steigerung  der  unproduktiven  Verschuldung  den  Weg  durch  Überschul- 
dungsschranken  allgemein  verlegen  und  dennoch  gestatten  würde,  die 
volle  landwirtschaftliche  Bewegungsfreiheit  aufrecht  zu  erhalten,  ja 
erst  wirklich  herzustellen.  Die  Möglichkeit  einer  solchen  Organisation 
ist  von  mir  in  den  „Kern  und  -Zeiten'*  nachgewiesen  und  bis  jetzt 
nicht  widerlegt  worden.  Unter  einer  gemeinrechtlichen  Sperrung  der 
Besitzüberschuldung  auf  Grund  einer  durchgreifenden  Kreditorganisation 
wäre  zweitens  denjenigen,  welche  wesentlich  in  Folge  einer  schranken- 
losen Verschuldungsfreiheit  wirklich  in  den  Notstand  geraten  sind,  mit 
Einsetzung  des  Staatskredites  und  selbst  unter  Aufwendung  namhafter 
einmaliger  Opfer  aus  der  Staatskasse  ein  für  alle  mal  Hilfe  zu  bringen. 
Die  Staaten  können  zur  Zeit  dreiprozentige  Anleihen  al  pari  haben. 
Was  wäre  es  denn,  wenn  man  notleidenden  Landwirten,  welche  sich 
für  die  Zukunft  gesetzlichen  Verschuldungsgrenzen  unterwerfen  wollen 
bezw.  unterwerfen  müssen,  zum  Herauskommen  aus  der  Überschuldung 
und  zur  allmäligen  Gewinnung  einer  allen  Marktkonjunkturen  gewach- 
senen Betriebskapitalstärke  und  Anpassungsfähigkeit  einen  unkündbaren, 
aber  tilgbaren  Kredit  zu  1  '/-i  bis  2  Prozent  gewähren  wollte!?  Diese  ein- 
malige Liquidation  würde  mit  einer  mälsigen  und  auf  die  Dauer  einer 
Generation  zu  verteilenden,  dann  aber  endigenden  Belastung  der  Staats- 
kasse sich  vollziehen  lassen,  wie  ich  am  andern  Orte  schon  vor  Jahren 
ausgeführt  habe.  Dieses  Opfer  wäre  schon  mit  Rücksicht  auf  die  Be- 
seitigung eines  nachgerade  unser  ganzes  inneres  Staatsleben  vergiften- 
den und  unsere  internationale  Stellung  beunruhigenden  Agraragitation 
w^ohl  nicht  zu  teuer  erkauft.  Das  Mehrfache  davon  käme  dem  ganzen 
konsumierenden  Volke,  namentlich  auch  der  Exportindustrie  sofort  wieder 
herein,  da  man  drittens  zur  Ermäfsigung  und  allmäligen  Abschaffung 
der  Lebensmittelzölle  schreiten  könnte   und  wirklich   schreiten  würde. 

Die  Steuerpolitik  könnte  die  Mittel  für  eine  wirklich  und  gründ- 
lich heilende  Agrarpolitik,  wie  nachgewiesen  ist,  sehr  wohl  aufbringen. 
Die  Tabak-,   die   Getränke-,    die  Erb-,   die  Luxusbesteuerung   würden 
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reicMicli  und  ohne  Steuerdruck  die  Mittel  liefern,  um  neben  geord- 
neter Tilgung  der  Reichsschuld,  neben  voller  Deckung  des  laufenden 
Reichsbedarfes  nur  aus  Reichseinnahmen,  neben  Überweisungen  von 
Reichsüberschüssen  an  die  Länder  und  von  Staatseinnahmequellen  an 
die  Gemeinden  auch  die  Getreidezölle  allmählich  weg7Aischaffen,  welche 
noch  weit  schlimmer  wirken  (§214)  als  hohe  Mahlsteuern,  indem  sie  das 
ganze  Volk  zahlen  lassen,  um  für  den  gröfseren  Grundbesitzer,  den 
nicht  notleidenden,  wie  den  notleidenden,  einen  gewissen  Satz  der 
Landrente  zu  gewährleisten  bezw.  zu  steigern. 

Die  Berechtigung'  zur  positiven  Staatshülfe.  Man  sagt  wohl,  man  solle 
die  „ostelbischen  Junker"  eben  zu  Grunde  gehen  lassen,  d.  h.  die  Getreidezölle 
einfach  wieder  aufheben ;  ihr  Grundbesitz  werde  „von  selbst"  in  widerstandsfähige 
Hände  gelangen,  welche  durch  keine  Überschuldung  niedergedrückt  wären.  Da- 
gegen sprechen  doch  gewichtige  Gründe.  Wenn  man  einen  Grundadel,  welcher 
dem  Staate  im  Frieden,  namentlich  aber  im  Kriege  durch  seine  Söhne  Bedeutendes 
geleistet  hat  und  weiter  leisten  kann,  durch  das  städtische  Mobilkapital  einfach 
auskaufen  und  vertilgen  liefse,  so  wäre  das  doch  keine  vorteilhafte  politisches  Rück- 
grat gebende  Änderung  der  nationalen  Ständegliederung.  Dazu  kommt,  dafs  die 
notleidenden  Landwirte  keineswegs  blofs  durch  eigene  Schuld  in  ihre  jetzige  üble 
Lage  hineingeraten  sind,  sondern  weit  mehr  durch  die  unentfiiehbare  Wirkung  des 
die  Verschuldung  zum  Besitzerwerbe  schrankenlos  gestattenden  modernen  Kredit- 
rechtes. Die  Schuld  liegt  auch  auf  der  ganzen  Nation,  sofern  die  mafslose  Über- 
schuldung gesetzgeberich  begünstigt  worden  ist.  Es  läfst  sich  also  nicht  blofs  recht- 
fertigen, vielmehr  ist  es  geboten,  dafs  die  Gesamtheit  helfend  zur  Beseitigung  des 
Notstandes  eingreife,  wenn  sich  der  Rettungsweg  überhaupt  finden  läfst.  Allerdings 
unter  zwei  Bedingungen :  einmal,  dafs  das  anzuwendende  Mittel  nur  mit  Beseitigung 
der  Grundursache  für  die  Zukunft  angewendet  wird,  sodann  dafs  die  Anwendung 
desselben  weder  zum  Nachteile  anderer  Teile  der  Bevölkerung,  z.  B.  zu  enormer 
Verkürzung  der  Nacherben  im  Anerbenrechte,  noch  zur  Bereicherung  solcher  Grund- 
besitzer stattfindet,  welche  gar  nicht  im  Notstande  sich  befinden. 

Die  Einführung-  des  Intestatanerbenrechtes  wird  nicht  als  der  richtige  Rettungs- 
weg angesehen  werden  dürfen.  Dieses  Institut  kann  nur  bei  starker  Hintansetzung 
der  Nacherben  dem  Anerben,  venu  er  will,  die  Abwehr  der  Überschuldung  er- 
möglichen (vergl.  „Kern-  und  Zeitfragen"  I.  §  297  ff.).  Die  jüngst  vom  badischen 
Finanzministerium  angestellte  Erhebung  der  Grundbesitzverschuldung  in  Baden  hat 
gezeigt,  dafs  eben  in  den  Gegenden  des  Anerbenrechtes  die  Verschuldung  besonders 
stark  und  verbreitet  ist. 

§  395.  Sozialpolitik  und  SteuerpolitiJc.  —  Nicht  geringe  Zu- 
mutungen sind  auch  im  Namen  der  „Sozialpolitik"  an  die  Steuerpolitik 
der  Gegenwart  und  Zukunft  gestellt  werden.  Doch  hat  sich  die  Sozial- 
politik der  Steuerpolitik  nicht  in  gleichem  Mafse  bemächtigen  können, 
wie  die  Agrarpolitik  es  gethan  hat.  Wir  haben  in  der  „A.  St.  L."  auch 
sozialpolitische  Nebenrücksichtnahmen  der  Steuerpolitik  (vergl.  „A.St.L." 
§  26  und  wiederum  oben  §§  54  ff.)  zwar  grundsätzlich  anerkannt,  dagegen 
eine  zweite  sozialpolitische  Principalfunktion  neben  der  ersten  Hauptfunk- 
tion der  deckungssystematisch  richtigen  und  vollen  Hereinbringung  des 
Staatsbedarfes  abgewiesen.    Im  ganzen  konnte  erwiesen  werden,  dafs  der 
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^Sozialpolitik",  wenn  man  darunter  den  „Schutz  der  wirtschaftlich 
Schwachen"  und  die  schonende  Rücksichtnahme  auf  die  im  entwicke- 
lungsgeschichtlichen  Daseinskampfe  bedrängten  Volkskräfte  versteht, 
durch  die  eigenste  Aufgabe  der  Steuerpolitik  selbst  alle  Rücksicht  zu 
teil  werden  soll  und  zu  teil  werden  kann.  Der  Steuerfreiheit  des 
notdürftigen  Einkommens  oder  des  Existenzminimums,  der  Rücksicht 
auf  besondere  Notlage  und  Bedürftigkeit  einzelner  Steuerkräfte,  der 
progressiven  Gestaltung  der  Einkommens-  und  Vermögenssteuerlast,  der 
kräftigen  und  progressiven  Einrichtung  der  Erbschaftsbesteuerung  und 
anderen  Forderungen,  zu  deren  Begründung  „sozialpolitische"  Gründe 
meistens  so  lebhaft  herangezogen  worden  sind,  haben  wir  schon  rein 
steuerwissenschaftlich  vollständige  Berechtigung  zuzuerkennen  vermocht. 
Wenn  dagegen  unter  Sozialpolitik  etwa  das  verstanden  werden  will, 
dafs  die  sogenannte  Verteilung  des  Nationaleinkommens  und  National- 
vermögens durch  die  Steuerpolitik  im  Interesse  der  wirtschaftlich 
Schwachen  koiTigiert  werden  soll,  so  stehen  wir  einer  derartigen 
Seitenfunktion  der  Besteuerung  für  Steuerpolitik  auch  noch  zum  Schlüsse 
ablehnend  gegenüber.  Ein  Wirtschaftsrecht,  welcliem  die  ungesunde 
Verteilung  des  Ertrages  der  Nationalproduktion  ins  Einkommen  der 
Einzelnen  mit  Recht  oder  Unrecht  zugeschrieben  wird,  würde  eben  — 
wieder  mit  Recht  oder  mit  Unrecht  —  auf  dem  Boden  des  allgemeinen 
Volkswirtschaftsrechtes  in  selbständiger  Sozial-  und  Wirtschaftspolitik 
umzugestalten  sein,  nicht  aber  nebenbei  im  Steuerrechte  durch  die  Steuer- 
politik. Man  kann  meines  Erachtens  nicht  genug  darauf  achten,  weitere 
Ablenkungen  der  letzeren  von  ihrem  einfachen  und  geraden  Wege, 
von  ihrem  obersten  und  eigentlichen  Ziele  zu  vermeiden.  Den  Vor- 
wurf sozialpolitischer  Gleichgültigkeit,  welcher  dieser  Auffassung  („A. 
St.  L."  §  26)  widerfahren  ist,  vermag  ich  als  begründet  nicht  an- 
zunehmen. 

§  396.  I>ie  mternaüonale  SteiierpoUtilc.  —  Eine  solche  Politik 
urafafst,  was  die  Grenzbesteuerung,  d.  h.  das  Zollwesen  betrifft,  grofse 
und  schwierige  Aufgaben;  über  die  letzteren  ist  jedoch  dem  eingehen- 
den §  277  Weiteres  nicht  beizufügen.  Die  neueste  Zeit  ringt  aber 
auch  nach  internationalen  Ordnungen  der  Inlandsteuern. 

Weniger  allerdings,  was  die  direkte  Besteuerung  betrifft;  diese 
lieischt  lediglich  völkerrechtlich  reciprokes  und  einheitliches  Verhalten 
der  verschiedenen  Staaten  bezüglich  der  Verteilung  der  Steuerzustän- 
digkeit, die  zunehmende  Geltung  der  wirtschaftlichen,  statt  der  staats- 
bürgerlichen Zugehörigkeit  für  die  Bestimmung  der  Steuerpflicht,  und 
gestattet  eine  einfache  autonome  oder  vertragsmäfsige  Lösung.  Nicht 
ebenso  verhält  es  sich  mit  der  indirekten,  namentlich  der  Aufwand-In- 
landbesteuerung.  Die  letztere  ist  ein  Mittel,  künstlich  auf  die  inter- 
nationale KonkuiTcnz   zu  Gunsten  inländischer  Exportindustrieen  ein- 
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zuwirken.  An  den  Exportprämien  und  anderen  Künsteleien  der  neuesten 
Branntwein-  und  Zuckerbesteuerung  haben  wir  nachzuweisen  gehabt^ 
wie  vergeblich  diese  Versuche  nationalpolitiseher  Beherrschung  des 
internationalen  Marktes  sind,  und  wie  finanzverderblich  sie  sich  ent- 
wickeln (§§  217,  243  ffj.  Der  innere  Widersinn  dieses  Strebens  ist  durch 
seine  praktischen  Folgen  schwer  gerächt.  Wir  haben  bereits  gesehen,, 
dafs  die  einfachste  Lösung  auf  dem  Boden  der  Steuerpolitik  selbst 
liegt.  Man  stelle  bei  den  grofsen  Verbrauchssteuern  auf  Zucker  und 
Branntwein  allgemein  die  beste  Besteuerungsform,  diejenige  der  Fab- 
rikatsteuer oder  jetzt  sogenannten  „ Verbrauchsabgabe ",  gleiehartig- 
—  bei  welcher  Verschiedenheit  der  Steuersätze  —  für  alle  Nationen 
her  und  binde  sich  vertragsmäfsig  bezüglich  dieser  Steuerform  durch 
länger  befristete  internationale  Steuerverträge  nach  dem  Vorgange  der 
Handelsverträge,  so  wird  der  Zuckersteuer-  und  Branntweinsteuer- Völ- 
kerkrieg rasch  zum  allgemeinen  Vorteil  der  Finanzen  aller  Vertrags- 
läuder  sein  Ende  finden  (§  221).' 

Ein  anderes  schwieriges  Problem  internationaler  Steuerpolitik  würde 
mit  der  Herstellung  eines  russisch-amerikanischen  Petroleum- 
monopol-Kartells gestellt  werden.  Mit  der  Abschaffung  des  Petro- 
leumzolles würde  alsdann  wohl  nichts  gethan  sein;  denn  die  Aus- 
landmonopolisten könnten  durch  die  Preisstellung  aufsaugen,  was  die 
Bezugsstaaten  an  Zoll  nachlassen  würden.  Eventuell  dürfte  die  Ab- 
hülfe wohl  in  der  internationalen  Regulierung  des  Petroleummonopols 
und  Petroleumimports  gesucht  und  bei  Erneuerung  der  Handelsverträge 
erzwungen  werden  müssen. 

In  den  „Kern-  und  Zeitfragen"  I,  S.  105  ist  angedeutet  worden,  dafs 
die  Geschichte  bereits  in  der  Auswirkung  der  Anfänge  einer  höheren 
„sechsten"  Stufe  staatlicher  und  volkswirtschaftlicher  Bildungen 
begriffen  sei  und  wie  diese  Weiterentwickelung  gedacht  werden  könne; 
dafs  eine  solche  nicht  weltstaat  - ,  sondern  nur  unionenweise  und 
langsam  fortschreitend  angenommen  werden  dürfe,  ist  ebendaselbst 
bereits  hervorgehoben.  An  einer  kommenden  Staatenbildung  höherer 
Ordnung  werden  die  mitteleuropäischen  Staaten  von  heute  m.  E. 
nur  dann  Anteil  zu  nehmen,  also  in  der  Welt  eine  grofse  Stellung 
zu  bewahren  vermögen,  wenn  sie  in  periodisch  erneuertem  Bunde 
auch  zu  einer  gemeinsamen  Zoll-  uud  Steuerpolitik,  zu  einem  inter- 
nationalen Zoll-  und  Steuervereine  gelangen  werden.  Alsdann 
wären  Kampf  zolle  (D.  E.-Ges.  vom  15.  Mai  1895:  100  Proz.  Zu- 
schlag zu  den  ordentlichen  Tarifsätzen)  wirksam  gemacht. 

§  397.  Sozialismus  und  SteuerpolitiJc.  —  Ein  weiter  Ausblick 
auf  die  Steuerpolitik  der  Zukunft  ist  nicht  möglich.  Die  Weiterent- 
wickelung des  Staates  und  der  Volkswirtschaft,  von  welchen  zusammen 
alles  Steuerwesen  ausgewirkt  wird,  kann  von  keinem  Sterblichen  auf 
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längere  Zeit  voraus  bestimmt  werden.     Der  „Zukimftsstaat"   ist  auch, 
was  das  Steuerwesen  betrifft,  unabsehbar. 

Hypothetisch  läfst  sich  jedoch  sagen,  dafs,  wenn  die  kommu- 
nistische Staats-  und  Gesellschaftsverfassuug  Platz  griffe,  das  heutige 
Steuereinheben  ein  Ende  haben  würde;  denn  wenn  es  ungleiches 
Einkommen  der  Individuen  nicht  mehr  geben  würde,  wenn  jedem  nach 
seinem  Bedarfe,  nicht  nach  seiner  Leistung  der  Anteil  am  Ertrage  der 
Nationalproduktion  zukäme,  so  würde  auch  für  öffentliche  Zwecke  aus 
den  Magazinen  einer  kollektivistischen  Nationalproduktion  der  Bedarf 
entnommen  werden.    Das  Steuerzahlen  hätte  ein  Ende. 

Nicht  aber  die  Belastung  für  öffentliche  Zwecke  überhaupt.  Diese 
würde  immerfort  ausgiebigst  stattfinden  müssen,  da  ein  Teil  des  Ar- 
beitsproduktes eines  Jeden  für  den  alsdann  erst  recht  umfassenden 
öffentlichen  Bedarf  vorweg  genommen  werden  müfste;  nur  der  Form 
der  Erhebung,    nicht  der  Sache   nach   könnte    das  Steuern   aufhören. 

Eine  positive  kommunistische  Gestaltung  von  Bestand  erscheint  je- 
doch wenigstens  dem  Verfasser  dieses  als  undenkbar  („Kern-  und 
Zeitfrageu"  I,  S.  407  ff.). 

Eine  scfzialistische  Umgestaltung  auf  der  Grundlage,  dafs  zwar 
die  Masse  der  Produktion  durch  öffentlichrechtliche  Produktionsanstal- 
ten stattfände,  der  einzelne  öffentliche  Arbeiter  jedoch  nach  Umfang 
und  Wert  seiner  individuellen  Leistung  an  dem  Ertrage  jedes  Arbeits- 
körpers beteiligt  werden  würde,  ist  zwar  als  ausschliefsende  Organi- 
sation kaum  denkbar  (vergl.  „Kern-  und  Zeitfragen"  I,  S.  407  ff.) ;  wenn 
sie  jedoch  und  so  weit  sie  Platz  greifen  würde,  so  wäre  das  Steuer- 
zahlen auch  formell  nicht  zu  beseitigen.  Der  Beitrag  für  öffentliche 
Zwecke  wäre  Jedem  nach  seiner  Leistungsfähigkeit  abzunehmen.  Das 
würde  aber  immer  noch  eine  Kombination  direkter  und  indirekter  Be- 
steuerung heischen.  Die  Einfachheit  und  Genauigkeit  der  Einsteuerung 
würde  vielleicht  gewinnen;  denn  das  Einkommen  jedes  Einzelnen  wäre 
für  direkte  Besteuerung  öffentlich  ersichtlich,  desgleichen  wären  die 
Fabrikat-  und  Umsatzmassen  für  die  indirekte  Besteuerung  im  grofsen 
vollständig  zugänglich. 

Möglich  und  wahrscheinlich,  ja  bereits  im  Zuge  begriffen  ist  ein 
allmähliches  Hervorgehen  grofser  öffentlich  durchsichtiger  Produktions- 
körper aus  vielen  jetzigen  Privatgeschäften,  zur  Zeit  in  der  Form  der 
öffentliche  Rechnung  legenden  Erwerbsgeschäfte.  Wahrscheinlich  tritt 
eine  weitere  Zunahme  der  Geschäfte  mit  öffentlicher  Rechnungslegung 
ein.  Schon  dadurch  wird  die  direkte  und  die  indirekte  Besteuerung  zu- 
gleich erleichtert  werden,  wenigstens  dann,  wenn  man  die  schwäch- 
sten Steuerkräfte,  einschliefslich  der  Kleinbetriebe,  von  der  direkten 
Besteuerung  mittelst  steigenden  Existenzminimums  frei  lassen  und  die 
indirekte  Besteuerung  in  passender  Auswahl  der  Objekte  grofs,  einfach 
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und  vollständig  auszubilden  verstehen  wird.  Ohne  Umsturz  der  Staats- 
und Gesellschaftsordnung  wird  sich  dem  Steuerwesen  eine  Masse  jener 
Kleinlichkeit  und  Pfennig-schaberei  abstreifen  lassen,  die  ihm  heute  noch 
anklebt. 

In  der  „A.  St.  L."  (§  93)  haben  wir  nachgewiesen,  dafs  der  „mo- 
derne Staat",  unsere  „fünfte  Stufe"  politischer  Entwickelung,  noch  im 
Werden  begriffen  ist  und  schrittweise  ausreifen  mufs;  für  die  Volks- 
wirtschaft hatte  sich  in  den  „Kern-  und  Zeitfragen"  (I,  S.  407  ff.)  eine 
ähnliche  Auffassung  aufgedrängt.  Wir  schliefsen  daher  mit  dem  festen 
Glauben,  dafs  auch  das  ganze  Steuerwesen  den  salto  mortale  zum  „Zu- 
kunftsstaate" nicht  machen,  dafs  sein  weiteres  Wachstum  auf  den 
geschichtlich  gegebenen  Grundlagen  allmählich,  aber  sicher  sich  voll- 
ziehen wird. 


Berichtigungen:  Auf  S.  48  Z.  16  von  unten  lies  Kons  um  e  statt  Kons  um  me; 
auf  S.  90  letzte  Z.  lies:  direkten,  statt  indirekten;  auf  S.  190  Z.  10  lies:  Mafs- 
stab  des  Arbeitsverdienstes  (vergl,  §  184)  statt:  Mafsstab  der  Arbeiterzahl. 

Nachtrag.  Die  österreichische  Steuerreform  ist  ohne  Änderung  im  Herren- 
hause zu  stände  gekommen  und  hat  unter  dem  25.  Okt.  1896  die  Kaiserliche 
Sanktion  erhalten. 
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droits  de  greffe  et  l'impöt  sur  le  revenu  des  valeurs  mobilieres  (loi  des  2ti  jan- 

vier   l8'^4,  2b  avril  et   26  juillet  1893),    et  explication  theorique  et  pratique  de 

la  loi  du  9  mars  IS91  sur  les  droits  de  l'epoux  survivant  dans  la  succession  de 

son  conjoint.     Paris  1895. 
Bourgade,  Dictionnaire  des  lois  et  d^crets  codifios  sur  le  timbre,  l'enregistrement 

et  l'impöt  sur  le  revenu.     Paris  1876. 
— .  Loi  du  23  aoüt  1'571  sur  les  nouveaux  droit  d'enregistrement  et  de  timbre.   Paris 

1872. 
Caillaux,  J.,   A.   Touchard  et  Privat -Desclianel,  Les  impöts  en  France.    I.: 

Contributions  directes,  Enregistrement,  Domaine  et  Timbre.     Paris  1896. 
Dictionnaire  des  droits  d'enregistrement.     6  Bde      Paris   1^75—86. 

,  Nouveau.  des  droits  d'enregistrement  et  de  timbre.     Neuilly-sur-Seine  1893. 
Dujaridin,  A.,  Des  droits  d'enregistrement,  de  timbre  et  de  greffe.     Paris  1881. 
Garnier,  Repertoire  g^neral  de  l'enregistrement.     ^  vols.     Paris  1875. 
Gerann,  Dictionnaire  de  le  perception  des  droits  d'enregistrement.     2  Vols.    Paris 

IbSü. 
Nequet,  E.,  Tarif  des  droits  d'enregistrement.    Paris  1890. 
Primot,  H.,  Traite  theorique  et  pratique  des  taxes  fiscales  (droits  de  timbres,  de 

transmission  et  d'impöt  sur  le  revenu).     Paris  1895. 
Sollier,  F.,  Dictionnaire  du  timbre  et  de  l'enregistrement.     Paris  1896. 
Toulouse,  S.,    Manuels   des    droits   de   timbre,    d'enregistrement  et  dhypothfeque. 

Paris  1894.  

Annuaire   de   l'administration    de    l'enregistrement,    des   domaines    et  du   timbre. 

(1-43«  ann^e.)    Paris  1845—1896. 
Annuaire-Agenda  de  l'administration  de  l'enregistrement,  des  domaines  et  du  timbre, 

publie  par  la  Revue  de  l'enregistrement.    Avec.  grav.  et  annonces.     Paris,  jährl. 
Renseignements  statistiques  relatifs  aux  contributions  directes  et  aux  taxes  assi- 

milt'es.     (1  —  6«  annee.)    Extrait  de  l'Annuaire  des  contributions  directes  et  du 

cadastre.     Paris  1891—96. 
Revue  du  notariat  et  de  l'enregistrement  et  Contröleur  de  l'enregistrenemt.    (Annäe 

1895.)    Bulletins  des  lois,  d^crets,  arretes,  circulaires,  etc,  non  encore  publi^s 

dans  les  numeros  mensuels  de  la  Revue.     Orleans. 


Bibliographie.  609 

1 2.  Belgien. 
Code  du  timbre.   Loi  du  21  mars  1S91,  arrete  royal  du  26  mars  1891.    Liege  1893. 
Tialans,  Droits  de  timbre.     Bruxelles  1883. 

13.  Grofsbritannien. 
Alpe,  E.  N,  The  law  of  stamp  duties.     London  1894. 

14.  Italien. 
Marzano,  F.,  Tasse  di  registro  sull'  usufrutto  devoluto  congiuntivamente  e  succes- 

sivamente  a  piu  persone.    Lecce  1SS3. 
— ,  La  riforma  delle  lasse  sagli  affari,    Potenza  1887. 
Cuzzeri,    E.,   La   nuova   legge,    11    Gennaio  ISSO,   sulle  tasse  di  registro  e  bollo. 

Torino   1880. 
Grori,  Trattato  delle  tasse  di  registro.     Firenze,  4.  ed.   1887. 

Avezza,  G. ,  La  legge  sulle  tasse  die  registro.  Commentata.  2  Vols.  Asti,  2.  ed 
1896. 

Relazione   sulle  amministrazione  del  Demanio  e  delle  tasse  sugli  affari.  (Ministero 
.  delle  finanze.)    Roma  jährl. 

15.  Spanien. 

Preixa  y  Rabasö,  E,,  y  L  Falcato,  Manual  del  timbre  del  Estado.  Contiene: 
ün  indicador  alfabetico  de  los  conceptos  comprendidos  en  la  ley  y  el  regla- 
mento,  que  tambien  se  incluyen,  de  15  de  Septiembre  de  1892;  la  ley  de  bases 
de  30  de  Junio  del  mismo  aüo;  las  reformas  introducidas  por  las  leyes  de 
presupuestos  de  5  de  Agosto  de  1893  y  30  de  Junio  de  IS95;  varios  Reales 
decretos,  Reales  ördenes  y  otras  disposiciones  muy  importantes  referentes  al 
ramo;  una  relaciön  circunstanciada  sobre  correos,  telegrafos  y  aduanaa.  Madrid, 
8.  ed.  1896. 

Manual  del  timbre  del  estado.    Ley  de  31  Deciembre  1S81.    Madrid  1882. 

Melgares,  Legislaciön  del  timbre  del  estado.     Madrid  1882. 

16.  Dänemark. 

Hammerieh,  E..  Love,  Ekspeditioner  og  Domme  vedrorende  Stempelafgiften  1862 
bis  1892.     Kjobenhavn  1893. 

17.  Rufsland. 

Eosenthal,  C,  Kurze  Anleitung  zur  Anwendung  der  Stempelsteuer-Ordnung.  Riga 
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recht,  1S95. 
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mien.    Berlin  1S94. 
Kühnemann,  E ,  Preufs.  Stempelsteuergesetz  etc.   in  Verbindung  mit  dem  Gesetz 

betr.  die  Erhebung   von  Reichsstempelabgaben  vom  27.   April   1894  etc.,   s.  u. 

G  IV  2  b  2. 
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Sonntag,  L..  Das  Börsensteuergesetz.  Reichsstempelgesetz  vom  27.  April  1894. 
Breslau  1894. 

2.  Oesterreich. 

a.   Systematische   Darstellungen.     Zeitfragen. 
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"Waitz,  G.,  Deutsche  Verfassungsgeschichte,  s.  u.  D  11  1. 
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1)  Vergl.    hierzu   die   Geschichts werke    von   v.  Below  (Städteverfassung)   und 
Arnold  (Freistädte). 
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KöUe,  A.,  Die  Vermögenssteuer  der  Reichsstadt  Ulm  von  Jahre  1709,  ihr  Ursprung 
und  ihre  Weiterentwickelung  bis  zum  Ende  reichsstädtischer  Wirthschaft.  Tü- 
bingen 1890. 

Maek,  Finanzverwaltung  der  Stadt  Braunschweig  bis  zum  Jahre  1374.    Breslau  1889. 

Maurer,  G.  L.  v.,  Geschichte  der  Städteverfassung  in  Deutschland.  4  Bde.  Er- 
langen 1809—71. 

MoUwo,  C,  Die  ältesten  lübischen  Zollrollen.     Lübeck  1895. 

Piek,  K.,  Ein  altes  Lagerbuch  der  Stadt  Bonn.  Beitrag  zur  städtischen  Finanz- 
geschichte.    Bonn  18/0. 

Schäfer,  Erwerbsquellen  der  Überlinger  Bürgerschaft  i.  d.  J.  1550—1626.  Diss.  Frei- 
burg 1S93. 

— ,  "SVirthschafts-  und  Finanzgeschichte  der  Reichsstadt  Überlingen  am  Bodensee  in 
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die  böhmischen  Länder:  Schriften  der  mährisch-schles.  Gesellschaft  (hist-stat. 
Section),  Bd.  25.     (Lirünn  1881). 

Fellner,  Zur  Geschichte  der  österr.  Centralverwaltung  (1493-1848):  Mitth.  des  Inst. 
für  österr.  Gesch. -Forsch.,  Bd.  VIII. 
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übersetzt  u.  mit  Anmerkungen  von  A.  P.  W.  Creme.     3  Bde.     Gotha  1795 — 97. 
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